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DIE TECHNIKER IN DER MODERNEN STAATSWIRTSCHAFT 


von Dipl.-Ing. Dr. Alexander Lang (Beriin). 


Als nach Aufhebung des englischen 
Maschinenausfuhrverbotes im Jahre 1825 die 
englische Industrie begann, den deutschen 
Markt mit Maschinen zu überschwenmen 
und die alte deutsche Hausindustrie, die zwar 


einen bescheidenen aber docn hinreichenden ° 


Unterhalt gewährte, in manchen Bezirken 
an den Rand des Ruins zu bringen drohte, 
da trieb die Not zum Fortschritt. Es galt 
cer drohenden Gefahr der Verarmung weiter 
Distrikte dadurch zu begegnen, daß man 
ebenfalls zum maschinellen Verfahren über- 
ging und den Vorsprung Englands auf dem 
Gebiete des Maschinenbaues durch eine 
bessere Schulung unserer Techniker einzu- 
holen suchte. Die Wissenschaft mußte 
in den Dienst der Technik gestellt, 
und die Technik selbst zu einem 
wissenschaftlichen Berufe werden. Die 
Ueberzeugung, daß die wissenschaftliche 
Behandlung der Technik mit eines der er- 
folgreichsten Mittel sei im Konkurrenzkampf 
der Nationen, schuf die technische Schule. 
Als erste dieser Anstalten im Gebiete des 


jetzigen Deutschen Reiches ist die „Poly- 
technische Schule“ zu Karlsruhe, die heutige 
Technische Hochschule, im Jahre 1825 ent- 
standen; Friedrich Nebenius, der eifrige 
Verfechter des Deutschen Zollvereins und 
des Staatsbahngedankens, war ihr Organi- 
sator. Achnliche Anstalten wurden um 
dieselbe Zeit in Berlin, Hannover, Dresden, 
München, Stuttgart und anderen deutschen 
Städten ins Leben gerufen. Die Erfolge 
dieser Anstalten in Verbindung mit der 
Begründung des deutschen Zollvereins, der 
Einführung der Gewerbefreiheit, derSchaffung 
einesFisenbahnnetzes und deren Rückwirkung 
auf die gesamte Montan- und Eisenindustrie, 
die Aufhebung der Schiffahrtszölle, die Be- 
seitieung der politischen Spaltung, die 
Schaffung einer einheitlichen Währung, u. 
a.ın. begründeten Deutschlands Großindustrie, 
die sich unter der Parole „Schutz der 
nationalen Arbeit“ in der zweiten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts zur ersten Industrie- 


macht Europas entwickelte. An Stelle der - 


alten deutschen Hausindustrie war die mo- 
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derne Großindustrie getreten, an Stelle des 
manuellen Verfahrens das maschinelle Ver- 
fahren und Hand in Hand damit eine fort- 
schreitende Mechanisierung aller Arbeits- 
prozesse. Grosse Fabriken, staatliche und 
kommunale Verkehrseinrichtungen, Konstruk- 
tionsbüros, Laboratorien, Bauämter, Eisen- 
bahnministerien, Patentämter, Fabrikinspek- 
tionen, Materialprüfungsämter, aber auch 
Arbeitseinstellungen, Kartellbildungen und 
Technikerbewegungen wurdenErscheinungen 
der neuen Zeit. Aus dem Heer des Ange- 
hörigen des aufgekommenen technischen 
Berufes mit seinen vielen leitenden, 
helfenden und ausführenden Kräften 
erwuchs ein neuer Mittelstand von spezi- 
fischer ökonomischer Struktur. 


Die gewaltige Entwickelung der tech- 
nischen Wissenschaften unddie fortschreitende 
Differenzierung der Fabrikationen führte im 
Laufe der Zeit zu einer immer schärfer her- 
vortretenden nicht nur praktischen, sondern 
auch wissenschaftlichen Arbeits- 
teilung. Die Gruppen der leitenden, 
helfenden und ausführenden technischen 
Kräfte bedurften der speziellen Äusbildung 
und verlangten eine dementsprechende 
Gliederung des technischen Unterrichts. 
Die ehemaligen polytechnischen Schulen 
wurden Technische Hochschulen und an deren 
Stelle wurden neue technische Fachschulen 
ins Leben gerufen, so dal das technische 
Unterrichtswesen heute folgende Dreiteilung 
aufweist: Technische Hochschulen, Technische 
Mittelschulen und Werkmeisterschulen. Unter 
diesen Anstalten erwächst den Technischen 
Hochschulen die Aufgabe, die höchste wissen- 
schaftliche Ausbildung zu vermitteln; sie sind 
heute vollkommen universitätsmäßig organi- 
siert und verleihen ebenso wie die Univer- 
sitäten akademische Würden, deren Erlangung 
ausnahmslos an den Besitz des Abiturienten- 
zeugnisses gebunden ist. Der erfolgreiche 
Abschluß des akademischen Studiums be- 
rechtigt zur Führung des Titels „Diplom- 
Ingenieur“. Die Erwerbung des Grades 
Diplom-Ingenieur bildet zugleich die Vor- 
bedingung für die Erlangung des Doktor- 
grades. Aus den Kreisen der Diplom-Inge- 
nieure gehen die höheren Staatsbaubeamten, 


die Gewerbeaufsichtsbeamten, die Patentan- 
wälte und die Leiter und wissenschaftlichen 
Kräfte der Kommunal- und Privatbetriebe 
hervor. Während also die Technischen 
Hochschulen die eigentlichen „Captains of 
Industry“ heranbilden sollen, erwächst den 
Technischen Mittelschulen die nicht 
minder bedeutungsvolle Aufgabe, den 
großen Bedarf an Hilfskräften in Konstruk- 
tionsbüros und Betrieben der Großindustrie 
und an Leitern kleinerer industrieller Werke 
zu liefern. Das Reifezeugnis einer solchen 
Anstalt in Verbindung mit der zuvor er- 
langten Berechtigung zum einjährig-frei- 
willigen Dienst berechtigt außerdem zum 
mittleren Staatsdienst insbesondere der 
Eisenbahnverwaltung, der Reichsmarine, der 
Verwaltung der indirekten Steuern, u. a. m. 
Den Werkmeisterschulen schließlich fällt 
die schöne Mission zu, das auch in sozialer 
Beziehung so überaus wichtige Bindeglied 
mit den Arbeitern herzustellen; das Heer 
der Werkmeister, Monteure und niederen 
Betriebsbeamten auszubilden. Während die 
höheren Techniker heute im ganzen Deut- 
schen Reiche durch den öffentlich-rechtlich 
geschützten Titel „Diplom-Ingenieur“ 
gekennzeichnet sind, ist es bis jetzt trotz 
aller Bemühungen noch nicht gelungen, 
auch den auf den staatlichen Technischen 
Mittelschulen und Werkmeisterschulen vor- 
gebildeten Technikern eine Bezeichnung zu 
schützen, auf die sie wohlbegründeten An- 
spruch haben. 

Die historisch herausentwickelte Drei- 
teilung des technischen Berufs in niedere, 
mittlere und höhere Techniker, die heute in 
der Industrie trotz aller Uebergänge und 
Ausnahmen scharf zum Ausdruck kommt, 
aber naturgemäl3 keinerlei Hierarchie be- 
deutet, spiegelt sich wieder in den sozialen 
Berufsorganisationen. Die niederen 
Techniker haben sich vereinigt im Deutschen 
Werkmeister-Verband, die mittleren Tech- 
niker im Deutschen Techniker-\erband,und die 
höheren Techniker im Verband Deutscher 
Diplom-Ingenieure. Von diesen Verbänden 
ist der Werkmeisterverband der älteste und 
stärkste; esfolgtalsdann an Alter und Stärke der 
Techniker-Verband. All diese Verbände sind 
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Standesorganisationen, d. h. sie fußen 
auf dem gemeinsamen Berufsbewußtsein 
ihrer Mitglieder und lassen es dahingestellt, 
welcher Besitzgruppe dieselben angehören. 
Neben diesen Organisationen besteht noch 
der Bund der technisch-industriellen Beamten; 
er ist keine Standesorganisation, sondern 
eine Klassenorganisation, d. h. er fußt 
auf dem Klassenbewußtsein und will unter 
Ausschaltung des Standesbewußtseins nur 
die Berufsangehörigen derselben Besitz- 
gruppe oder Klasse, d. h. die Angestellten 
umfassen. Naturgemäß sind bei dieser 
grundsätzlichen Verschiedenheit des Or- 
ganisationsgedankens Auseinandersetzungen 
zwischen der Klassenorganisation einer- 
seits und den Standesorganisationen ander- 
seits auch hier nicht ausgeblieben. Diese 
Auseinandersetzungen spielten sich fast 
ausschließlich zwischen dem Bund der tech- 
nisch - industriellen Beamten und dem 
Deutschen Technikerverband ab, weil 
ersterer bestrebt war, namentlich in diejenigen 
Gruppen einzudringen, aus denen sich der 
Technikerverband zusammensetzt. Die bis- 
herige Entwicklung der Dinge hat indes 
gezeigt, daß der Deutsche Techniker-Ver- 
band doch nicht so „reaktionär“ ist, 
wie dies von interessierter Seite darzustellen 
versucht wird. Dies ergibt sich schon 
daraus, daß bereits Fusions-Bestrebungen 
zwischen dem Deutschen Techniker-Verband 
und dem Bund der technisch-industriellen 
Beamten stattgefunden haben, die aber des- 
halb scheiterten, weil der Bund der technisch- 
industriellen Beamten die Forderung nicht 
erfüllen wollte, sich fortan nur noch auf die 
„Akademiker“ zu beschränken. Da die 
Akademiker aus naheliegenden Gründen 
bisher dem Bund der technisch-industriellen 
Beamten nur vereinzelt beigetreten sind, war 
es verständlich, daß für die Bundesleitung 
diese Forderung des Techniker-Verbandes 
nicht diskutabel war. Vom Standpunkt des 
Nationalökonomen aus ist das fortgesetzte 
Gezänk zwischen dem Bund der technisch- 
industriellen Beamten und dem Techniker- 
Verband vielleicht in sofern interessant, als 
sich hier der bekannte Streit wiederholt, der 
seinerzeit zwischen den kaufmännischen 


Organisationen entbrannte. Es ist ein klein- 
licher Streit um Mitglieder unter doktrinärer 
Flagge; ein Streit um die Frage, was vorteil- 
hafter sei, die Standesorganisation oder die 
Klassenorganisation, und bei: dem der Ge- 
sichtspunkt des praktisch Möglichen und 
praktisch Erreichbaren meist ganz außer 
acht gelassen wird. Ein solcher Streit ist 
ganz unfruchtbar und wird von allen Freunden 
der Bestrebungen des Standes der mittleren 
Techniker lebhaft bedauert. Im Interesse der 
Sache liegt es, wenn der Bund der technisch- 
industriellen Beamten seine in Terrorismus 
ausartende Macht- und Demonstrations- 
politik aufgibt und auch seinerseits das 
rückhaltlos anerkennt, was der Deutsche 
Techniker-Verband in 25jähriger segens- 
reicher Arbeit schon vor ihm für den Stand 
der mittleren Techniker in ideeller und 
materieller Beziehung geleistet hat. In 
25jähriger praktischer Arbeit hat der 
Deutsche Techniker - Verband jedenfalls 
gezeigt, daß die Standesorganisation die 
Fragen der Existenzsicherung und der 
humanen Arbeitsbedingungen ebenso gut 
bearbeiten kann, wie die Klassenorganisation. 
Auch in Fragen der materiellen Besser- 
stellung hat die gewerkschaftliche Orga- 
nisation derStandesorganisation, soweit essich 
um technische Leistungen individueller Art 
handelt, nichts voraus. Denn solange nicht 
gezeigt ist, wie die Requisiten der Arbeiter- 
gewerkschaft auch auf technische Leistungen 
höherer Arterfolgreich in Anwendung gebracht 
werden können, wurzelt die materielle Besser- 
stellung der Techniker, so wie die Dinge heute 
liegen, in letzter Linie in der Entlastung 
des Arbeitsmarktes. Tatsache ist aber, 
daß der Techniker-Verband die Schaffung 
neuer technischer Lehranstalten und den 
Andrang zum technischen Berufe ebenso 
energisch bekämpft hat wie der Bund der 
technisch-industriellen Beamten. Tatsache ist 
ferner, daß der Techniker-Verband die Bce- 
strebungen zur Erschließung neuer Arbeits- 
gebiete für die Techniker unterstützt, während 
der Bund der technisch-industriellen Beamten 
hierin bis heute völlig versagt hat. Hin- 
sichtlich der ideellen Interessen aber muß, 
insbesondere vom Standpunkt der Diplom- 
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Ingenieure aus, eine gemischte Gewerk- 
schaft in aller Form abgelehnt werden, 
denn eine solche Organisation, die An- 
gehörige verschiedener Stände zusammen 
kleben will, erstickt gerade das, was hier 
in erster Linie not tut: die Herausbildung 
eines verfeinerten Standesbewußt- 
seins und damit die Entwickelung 
jener höheren Berufsauffassung und 
jener idealen Werte und Impondera- 
bilien, die den alten akademischen 
Ständen eigen sind und denen diese 
ihr Ansehen bei der Allgemeinheit 
trotz des materiellen Zuges unserer 
Zeit auch heute noch verdanken. Dieser 
Idealismus, der bei den Ständen unserer Aerzte, 
Geistlichen und Juristen in der Berufs- 
tätigkeit und in der diskreten uud anstän- 
digen Art der Entlohnung zum Ausdruck 
kommt und der für die Weiterentwicklung von 
Gesellschaft und Volkswirtschaft von außer- 
ordentlich großem Einfluß ist, wird durch 
eine gewerkschaftliche Organisation von der 
Art des Bundes der technisch-industriellen Be- 
amten jedenfalls nicht gepflegt; wohl aber 
werden sich die einer solchen Vereinigung 
angehörenden Diplom-Ingenieure der Gefahr 
aussetzen, daß ihnen die „akademische 
Bildung“ gelegentlich zum Vorwurf ge- 
macht wird. Wenn also die Diplom-In- 
genieure sich bisher nur vereinzelt der 
Klassenorganisation angeschlossen haben, 
so hat dies seine natürlichen Gründe; und 
diese Gründe wurzeln in Ueberlegungen ma- 
terieller und ideeller Art. Im allgemeinen 
wird man sagen können, daß das Prinzip 
der Klassenorganisation auch im technischen 
Beruf seine stärkste Zugkraft bei den Gruppen 
besitzt, diederLohnarbeiterklasse am nächsten 
stehen und daß sie in dem Maße nach 
oben abnimmt als Vorbildung, Besitz, ent- 


wickelteres Berufsbewußtsein und das 
Gefühl des einstigen Selbständigwerdens 
zunehmen. 


Wenn auch vom Standpunkt der Diplom- 
Ingenieure die entwickelte (reine) Gewerk- 
schaft im Sinne derfortgeschrittenenenglischen 
Type als ein Fortschritt aufzufassen ist, da 
sie sich, im Gegensatz zur gemischten Ge- 
werkschaft, auf nur einem Stande aufbaut, 


so würde doch selbst eine „Gewerkschaft 
der Diplom-Ingenieure“, die nur eine 
bestimmte Klasse, etwa nur die der Angestellten 
des Standes umfaßte, unter den heutigen 
Verhältnissen keine Lösung des Organi- 
sationsproblems der höheren Techniker 
bedeuten; eine Gegenorganisation der solcher- 
weise ausgeschalteten Diplom - Ingenieure 
würde nach Lage der Dinge nicht aus- 
bleiben; der Kampf im eigenen Lager wäre 
da; zur Freude der Gegner! 


Zu den sozialen Organisationen dürfte 
mit mehr oder weniger Recht auch eine 
Vereinigung gerechnet werden, die sich 
„Technisches Komitee“ nennt. Es ist 
dies ein Kollegium von 10 unabhängigen 
Männern, das als Exekutivorgan von be- 
stimmten Gruppen von Technikern die 
Interessen dieser nach außen wahrnimmt. 
Diese Techniker werden nicht als Mitglieder 
bezeichnet, sondern als „Förderer“ und 
unterstützen das Kollegium durch Zahlung 
eines bestimmten Beitrags. Die Eigenart 
dieser Vereinsbildung, die im Kreise der 
Berufsorganisationen wohl einzig dastehen 
dürfte, erklärt sich ganz einfach. Wie aus 
einem in den Arbeiten des Komitees ver- 
öffentlichten Aufsatz aus dem „ÖOrenzboten« 
vom 24. September 1908 folgt und wie 
auch sonst bekannt wurde, bildet das 
Technische Komitee die Fortsetzung der 
von dem preußischen Eisenbahnminister 
von Breitenbach durch den bekannten Erlaß 
verwarnten Vereinsbestrebungen höherer 
Eisenbahntechniker. Um nach oben frei 
zu sein, wurde der Verein als solcher auf 
10 vom Eisenbahnminister unabhängige 
Männer beschränkt, denen sich die höheren 
Eisenbahntechniker als „Förderer“ an- 
schlossen. Die bisherigen Hauptarbeiten des 
Technischen Komitees erstrecken sich denn 
auch — entgegen den Erwartungen, die der 
seinerzeit versandte Werbeaufruf erweckte — 
ausschließlich auf Angelegenheiten der 
höheren Staatseisenbahn - Baubeamten oder 
sie präzisieren deren Stellung zu den 
laufenden Fragen. Wohl infolge dieser Ein- 
seitigkeit haben sich die großen Fach- 
verbände und alle diejenigen Kreise, die 
die Standesbewegung der Techniker nicht 
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ausschließlich in der wirtschaftlichen und 
sozialen Besserstellung der höheren Eisenbahn- 
techniker ausmünden lassen möchten, dem 
Technischen Komitee bisher nicht an- 
geschlossen; andere haben eine Enttäuschung 
erlebt. 

Neben den sozialen Organisationen be- 
stehen noch eine Anzahl Vereine, die in 
der Hauptsache rein wissenschaftliche In- 
teressen verfolgen, wenn sich auch der 
eine oder andere unter ihnen hin und 
wieder mit der „Feststellung sozialer und 
wirtschaftlicher Erscheinungen“ beschäftigt 
hat. An der Spitze dieser wissenschaftlichen 
Vereine steht, was Mitgliederzahl anbelangt, 
der Verein Deutscher Ingenieure; er be- 
schäftist sich in der Hauptsache mit den 
Problemen des Allgemeinen Maschinen- 
Baues. Daneben ist zu nennen der Verband 
Deutscher Elektroteckniker, der Verein 
Deutscher Eisenhüttenleute, der Verein Deut- 
scher Chemiker, die Schiffsbautechnische 
Gesellschaft, der Verein Deutscher Maschinen- 
Ingenieure, die Automobiltechnische Gesell- 
schaft, die Turbinentechnische Gesellschaftund 
der Verein Deutscher Gas- und Wasserfach- 
männer. Dazu kommen die bauwissenschaft- 
lichen bezw. künstlerischen Vereine, wie der 
VerbandDeutscherArchitekten- undIngenieur- 
Vereine, der Bund Deutscher Architekten, der 
Deutsche Werkbund, u.a. m. Die meisten 
dieser Vereine besitzen ihre eigenen wissen- 
schaftlichen Zeitschriften, die vielfach zu den 
angesehensten Fachorganen der Welt zählen. 
Bestimmte wissenschaftliche Qualifikationen 
verlangen diese wissenschaftlichen Vereine im 
Gegensatz zu ihren englischen und ameri- 
kanischen Brudervereinen von ihren Mit- 
gliedern nicht; es kann im allgemeinen jeder 
Mitglied werden, der zur Technik in irgend 
einer Weise passiv oder aktiv in Beziehung 
steht; nur der Verein Deutscher Chemiker 
und einige Zweigvereine des Verbandes 
Deutscher Architekten- und Ingenieurvereine 
verlangen abgeschlossene akademische 
Bildung von ihren Anwärtern. 


Wenn die Arbeitsgebiete der sozialen 
Organisationen und der wissenschaftlichen 
Vereine grundsätzlich auch verschieden sind, 
so gibt es doch mancherlei Fragen sozialer 


und wirtschaftlicher Art, in denen beide 
Arten von Vereinigungen sich auf gemein- 
samem Boden zusammenfinden. Fast alle 
Technikervereinigungen sind zurZeitgemein- 
sam beteiligt in den Expansions-Bestrebungen 
des Berufes. Zu erinnern ist hier zunächst 
an die sog. technische Richterfrage, die 
darauf hinauszielt, für die Fälle des gewerb- 
lichen Rechtsschutzes neben den ausschließlich 
rechtswissenschaftlich vorgebildeten Richtern 
einen besonderen Stand von technischen 
Richtern zu schaffen. Weiter ist zu erinnern 
an die Frage der Technokameralisten. 
Es handelt sich dabei um die Herbeiziehung 
der Technischen Hochschulen für die Aus- 
bildung der Beamten der höheren allgemeinen 
Verwaltung. Da die Technischen Hoch- 
schulen heute auf den Gebieten der Rechts- 
und Staatswissenschaften vorzüglich ein- 
gerichtet sind und es in weiten Kreisen immer 
mehr als Mißstand empfunden wird, daß 
unsere höheren Verwaltungsbeamten lediglich 
juristisch und nicht auch entsprechend tech- 


nisch und staatswissenschaftlich vorgebildet 


sind,so gehtdas Bestreben dahin, nebendenrein 
juristisch vorgebildeten Anwärtern auch den 
Technokameralisten, die auf der Technischen 
Hochschule in harmonischer Weise technisch-, 
rechts- und staatswissenschaftlich vorge- 
bildet sind, die Zulassung als Regierungs- 
referendare zu eröffnen und aus ihnen 
später einen Teil der Landräte, Regierungs- 
präsidenten etc. auszuwählen. Eine weitere 
Frage von allgemeiner Bedeutung ist die 
Frage der Verselbständigung der technischen 
Verwaltungen. Die Frage geht darauf hin- 
aus, in den speziell technischen Verwaltungen 
wie der Eisenbahnverwaltung, der allge- 
meinen Bauverwaltung, dem Patentamt usw. 
dem Techniker die Möglichkeit zu ver- 
schaffen, mehr als es bisher der Fall ist, 
auch leitende Stellungen einzunehmen und 
sich damit von juristischer Bevormundung 
zu befreien. 


Neben diesen Fragen, die alle Techniker 
ohne Unterschied des Standes oder der 
Klasse und deshalb auch die wissenschaft- 
lichen Vereine angehen, bestehen noch solche, 
an denen speziell die Privat-Techniker be- 
sonders interessiert sind. Es gilt hier in 
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erster Linie die Auswüchse zu beseitigen, 
die das zügellose „laisser faire laisser 
aller“ der Manchesterschule gerade auf dem 
Gebiete der selbständigen technischen Berufe 
gezeitigt hat. Eine Besserung der Verhält- 
nisse kann hier nur dadurch herbeigeführt 
werden, daß ähnlich wie in der Heilkunde, 
Rechtsvertretung etc. bestimmte Funktionen 
destechnischen Berufs, deren geordnete Aus- 
übung durch das öffentliche Interesse bedingt 


ist, an solche selbständigen, konsultierenden 


Techniker übertragen werden, deren Cha- 
rakter und wissenschaftliche Vor- 
bildung gewisse Garantien bieten. An- 
fänge hierin sind bereits gemacht. Im 
Zusammenhang damit stehen die Bestreb- 
ungen, bei der Vergebung staatlicher und 
städtischer Bauten selbstständige, unpartei- 
ische, technische Spezialisten heranzuziehen 
in ähnlicher Weise, wie dies heute schon in 
England und Amerika in umfassender Weise 
der Fall ist und dortselbst zur Bildung eines 
großen — auch in sozialer Beziehung 


sehr wichtigen — selbständigen Zivil- 


ingenieurstandes geführt hat. Auch die 
schärfere Abgrenzung der Funktionen der 
Patentanwältegegenüber denPatentagenten 
und die Herbeiführung einer größeren Unab- 
hängigkeit des Patentanwalt-Standes gehört 
hierher. 


Dazu kommen die Bestrebungen der 
Techniker der Großindustrie. Die Forde- 
rungen dieser Katogerien von Technikern 
entspringen in der Hauptsache der 
modernen kapitalistischen Wirtschaftsweise 
und dem privaten Arbeitsverhältnis; sie 
sind deshalb vorwiegend sozialpoli- 
tischer Natur. Wenn die Wünsche 
der einzelnen Gruppen der Techniker der 


Großindustrie auch stark auseinandergehen, 
so handelt es sich letzten Endes bei ihnen 
doch stets um die Erhaltung und Sicherung 
der Persönlichkeitsrechte, und dies 
sucht die eine Organisation im Klassen- 
kampf zu erreichen, die andere durch 
besonnene Standespolitik. 


Wenn die Techniker mit den meisten 
der vorstehend skizzierten Forderungen auch 
noch am Anfang stehen und ihnen auf. 
manchen Gebieten fast unüberwindliche 
Schwierigkeiten drohen, so haben sie doch 
keinen Grund, hoffnungslos zu sein und in 
banger Sorge um ihre Zukunit zu leben. 
Der Kreis ihrer Organisationen ist nunmehr 
geschlossen; und hierin wurzelt nach dem 
übereinstimmenden Urteil aller Kundigen 
die Kraft und Stärke der modernen Techniker. 
Sie stehen heute nicht mehr allein, wie noch 
vor wenigen Jahren, sondern sind zusammen- 
geschlossen in Organisationen von ent- 
schiedener und zielbewußter Politik, und im 
Sturmflug weniger Jahre sind bereits Erfolge 
erzielt worden, die noch vor kurzer Zeit als 
unerreichbar galten. Soist es denn auf Grund 
des bisher Erreichten nicht unberechtigrt, mit 
Vertrauen auch auf eine glückliche Zukunft 
zu schließen, denn die modernen Techniker- 
Verbände stehen mitten im Kampf und 
Getriebe, stets alles einsetzend für den Ruhm 
und die Größe des deutschen Techniker- 
Berufes. Mögen sie auch in Zukunft ihren 
erprobten Grundsätzen treu bleiben und 
nicht nur eine Stätte technischen Fortschritts, 
sondern auch wirtschaftlicher und sozi- 
aler Erstarkung sein, damit sich der Traum 
ihrer Pioniere verwirkliche und aus dem Zeit- 
alter der Technik ein Zeitalter der Tech- 
nıker werde! 


ENTSTEHUNG UND BEDEUTUNG DES WORTES 
„VERWALTUNGSINGENIEUR”. 


Wir haben in Deutschland das Ent- 
stehen des Begriffs Verwaltungsjurist 
verfolgt — er durchzieht das 19. Jahr- 
hundert. Im 20. Jahrhundert wird 
neben den Verwaltungsjuristen 
der Verwaltungs - Ingenieur 
treten. 


Der Begriff „Verwaltungsingen.cur‘ 
ist seit einem Jahrzehnt ın der Bildung 
begriffen; wir können von Jahr zu 
Jahr verfolgen, wie das Wort in die Par- 
lamente, in die Tagespresse und in die 
Literatur Eingang findet. Der Ursprung 
ist vorhanden, der Lauf unaufhaltbar. 
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Das Wort ist von Prof. Kammerer ge- 
prägt und erstmalig (soweit ich dies ver- 
folgen kann) von dem Abgeordneten 
Kgl. Baurat Daub-Saarbrücken in einer 
Sitzung des preußischen Landtags im 
Jahre 1901 öffentlich ausgesprochen wor- 
den. Daub, damals Mitglied der Kgl. 
Eisenbahndirektion Saarbrücken, vertrat 
die Ansicht, daß die Fähigkeit zu irgend 
einer als „Verwalten“ zu bezeichnenden 
Tätigkeit, auch zur Verwaltung im Staat, 
nicht an das Bestehen der juristischen 
Prüfung gebunden sei und daß das Stu- 
dium an einer Technischen Hochschule 
kein Hindernis für die Ausbildung zum 
Verwaltungsbeamten sein dürfe. Er ver- 
langte freie Bahn für den Techniker auch 
auf dem Gebiete der Staatsverwaltung 
insbesondere in den Verwaltungsstellen, 
die sich inmitten der technischen Berufs- 
tätigkeit gebildet haben. In den großen 
Tageszeitungen ist die gleiche Ansicht 
zur Geltung gekommen. Die Kölnische 
Zeitung, die Frankfurter Zeitung, der 
Tag, das Berliner Tageblatt u. a. haben 
Artikel gebracht, in denen die Verwen- 
dung der technischen Intelligenz in den 
Aemtern der Verwaltung gefordert 
wurde, weil die bisherige Beschränkung 
auf die Juristenschule und die aus ihr 
hervorgegangenen Akademiker den 
Nachteil einer einseitigen Vorbildung 
immer stärker hervortreten läßt. Man 
fordert neben den Juristen auch In- 
zenieure — neben den Verwaltungs- 
juristen auch Verwaltungsingenieure. In 
derselben Fassung ist das Wort auch in 
der Literatur aufgenommen worden — 
zuerst in den Fachzeitschriften: Tech- 
nisches Gemeindeblatt, Zeitschrift des 
Vereins Deutscher Ingenieure, Technik 
und Wirtschaft u. a. Ueberall ist die 
Analogie mit dem älteren Begriffe Ver- 
waltungsjurist deutlich geworden. 

Was versteht man unter einem Ver- 
waltungsjuristen ? 

Ein Verwaltungsjurist ist immer ein 
Akademiker; er hat auf einer Hoch- 
schule studiert, hat akademische Vor- 
bildung. Auf Nichtakademiker ist das 


Wort Verwaltungsjurist bisher nicht an- 
gewendet worden. Der Ausgang ist 
nachweislich das juristische Studium an 
einer Universität. Ein Verwaltungsjurist 
hat immer Rechtswissenschaften studiert. 
Aber nur solche Juristen werden Ver- 
waltungsjuristen genannt, welche aus 
dem Berufe der Justiz zu einer ande- 
ren Berufstätigkeit — der des Verwal- 
tens, der Verwaltung, übergetreten 
sind. Ein Jurist, der als Justizbeamter, z. B. 
als Landgerichtsdirektor, eine verwaltende 
Tätigkeit ausübt, wird nicht Verwaltungsjurist 
genannt. Die Betonung liegt also in der 
Tätigkeit des Verwalters außerhalb 
der Justiz. Ein Verwaltungsjurist ist 
ein Verwaltungsbeamter, der aus der 
Juristenschule, dem juristischen Hoch- 
schulstudium und anschließender richter- 
licher Tätigkeit hervorgegangen ist. Da- 
bei hat die vorausgehende richterliche 
Tätigkeit (als Gerichtsreferendar und 
Gerichtsassessor) immer mehr an Bedeu- 
tung verloren; sie ist in einem letzten 
(preußischen) Gesetze, das die Vorbil- 
dung (und die Befähigung) normiert, auf 
neun Monate beschränkt worden. Man 
will den werdenden Verwal- 
tungsjuristen möglichst bald 
aus der Sphäre der Justiz her- 
ausnehmen, um ihn frühzeitig 
in spezifischen Verwaltungs- 


geschäften zu schulen. Der Ver- 
waltungsjurist unserer Zeit — das ist 
deutlich zu verfolgen — ist nicht mehr 


Jurist; „Jurist“ in dem Wort Verwal- 
tungsjurist bezeichnet sonach die Her- 
kunft, die akademische Schulung; der 
erste Wortteil aber die Berufstätig- 
keit. 

Wird die Analogie durchgeführt, so 
hätten wir also unter einem ‚„Verwal- 
tungsingenieur‘‘ einen im Berufe der 
Verwaltung tätigen, aus der In- 
genieurschule hervorgegangenen Akade- 
miker zu verstehen. Die Verbindung der 
beiden Worte Verwaltung und Ingenieur 
ergibt eine Kennzeichnung, die kürzer 
nicht gefaßt werden kann. Die Bezeich- 
nung ist so einfach, ihre Bedeutung so 
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klar, daß es gar keine bessere Wort- 
bildung für ein und denselben Begriff 
geben kann — immer unter Hinweis auf 
den schon bestehenden Begriff und das 
bereits gebräuchliche Wort Verwaltungs- 
jurist. Die Analogie macht das Wort 
so packend und überzeugend, daß nie- 
mand es vergessen kann, der es ein- 
mal gehört. Es ist klar und prägt sich 
jedem ein, der sich mit den Reform- 
gedanken beschäftigt, die zurzeit weite 
Kreise bewegen. Um auszudrücken, daß 
neben der juristischen Intelligenz auch 
die Akademiker der Ingenieurschule an 
der Staatsführung teilnehmen müssen, 
genügt die Forderung: ‚Neben Ver- 
waltungsjuristten auch Verwaltungsin- 
genieure.‘“ Und sogar in dem Wort 
allein ist ein Programm ausgesprochen. 
„Wir wollen Verwaltungsingenieure‘ — 
d. h. wir verlangen, daß unsere Verwal- 
tungen, besonders die staatlichen und 
kommunalen, von Ingenieurgeist durch- 
setzt sein sollten. Als Staatsbürger, als 
Mitglieder der großen Volksgemein- 
schaft, als Interessenten am Wohle des 
Vaterlandes, stellen wir diese Forderun- 
gen, weil wir besser, als alle anderen 
Volkskreise, den Wert der naturwissen- 
schaftlich-technischen Schulung erkennen. 
Treffend ist das in einem Schreiben dar- 
gelegt, das der Verein Deutscher In- 
genieure im August v. J. an die Kgl. 
Immadiatkommission gerichtet hat. Hier 
heißt es unter anderem: „In eingehen- 
den Beratungen mit hervorragenden 
Männern aus den Kreisen der staat- 
lichen und kommunalen Praxis, mit Ver- 
tretern von Universitäten und Tech- 
nischen Hochschulen sowie in Ueberein- 
stimmung mit Angehörigen der Presse 
haben wir die Ueberzeugung gewonnen, 
daß schon auf der Hochschule den Stu- 
dierenden des Verwaltungsfaches die 
Unterlagen für das Verständnis der Vor- 
gänge unserer Zeit im gewerblichen und 
wirtschaftlichen Leben gegeben werden 
müssen.“ Zur Aneignung der nötigen 
Kenntnisse für den Verwaltungsberuf 
seien die Technischen Hochschulen be- 


sonders geeignet. Es liege „der Gedanke 
nahe, die in technischen Kreisen sich 
darbietende Intelligenz auch für den 
höheren Verwaltungsdienst zu verwerten 
und außer den Juristen auch geeignet 
vorgebildete Akademiker anderer 
Berufsklassen in führende Verwaltungs- 
stellen zu berufen, damit die Verwal- 
tungen für die Beurteilung der heutzu- 
tage an sie herantretenden Aufgaben 
volkswirtschaftlicher und technischer Art 
in sich sachkundige Berater gewinnen.“ 
„Neben diesen würde sich die erprobte 
Tüchtigkeit der die Spezialgebiete be- 
herrschenden technischen Beamten nur 
noch freier und mit weiteren Zielen ent- 
falten können, da das gegenseitige Ver- 
ständnis erleichtert und eine fördersarme, 
gegenseitige Anregung durch den Ver- 
kehr der Beamten untereinander ermög- 
licht wird.‘ 

Das Wort Verwaltungsingenieur hat 
ebenso wie der Begriff und die Tendenz 
festen Fuß gefaßt. Das Wort Verwal- 
tungsingenieur ist tausendmal durch 
die Druckmaschinen gegangen, ist be- 
reits in zahlreichen Schriften festgelegt; 
es wird von Hunderten im Munde ge- 
führt und täglich ausgesprochen — es 
ist sogar ein parlamentarisch gebrauch- 
ter Ausdruck geworden (Vergieiche Nr.6 
der „Mitteilungen“ vom 15. Dez. v. J.)- 

Auch in die Prüfungsordnungen der 
Technischen Hochschulen ist es über- 
gegangen und hier erstmalig 1902 ın 
die Studienpläne der Abt. III der Tech- 
nischen Hochschule Berlin aufgenommen 
worden. Mit diesen Studienp!änen wurde 
eine vor einem Jahrzehnt begonnene Re- 
form eingeleitet, die eine freiere Ge- 
staltung des Studiums bezweckte. Dem 
einzelnen Studierenden sollte es ermög- 
licht werden, innerhalb bestimmter Gren- 
zen die Gegenstände der Abschluß- 
prüfung (Diplomhauptprüfung) selzst zu 
wählen. Dabei wurde diejenige Rich- 
tung, die eine stärkere Betonung der 
für eine zukünftige Verwaltungstätigkeit 
wichtigen Lehrgegenstände erkennen 
ließ, als „für Verwaltungsingenieure“ be- 
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stimmt bezeichnet. Hier lag im beson- 
deren noch die Erwägung zugrunde, daß 
jeder zukünftige Ingenieur Kenntnisse 
der Verwaltungswissenschaften nach- 
weisen müsse, daß es aber wohl nicht 
angängig sei, über ein bestimmtes Maß 
hinauszugehen, um auch hierin die 
Wünsche und besonders die individuelle 
Begabung des Einzelnen berücksichtigen 
zu können. Und gerade diese Erwägung 
war es, die dazu führte, Einzelnen nach 
eigener Wahl ein Studium zu ermög- 
lichen, das auch in der Diplomprüfung 
durch Hervorhebung der rechts- 
und wirtschaftswissenschaftlichenStudien 
zur Geltung kommen konnte. Hier hat 
also die Hervorhebung der Verwaltungs- 
wissenschaften zu der Anwendung des 
Worts Verwaltungsingenieur geführt. 

Auch eine „Vereinigung für die Fort- 
bildung von Verwaltungsingenieuren‘“ ist 
bereits begründet worden, die es sich 
angelegen sein läßt, jüngere Diplom- 
ingenieure, welche sich ihrer Vorbildung 
nach für die Verwaltungslaufbahn 
eignen, in ihrer Ausbildung zu unter- 
stützen. Der Schriftwechsel (der seiner 
Natur nach nicht zu einer Veröffent- 
lichung bestimmt ist) läßt besonders 
deutlich erkennen, wie rasch der Be- 
griff und sein Ausdruck in weite Kreise 
Eingang gefunden hat. 

Schließlich ist auch die Gegnerschaft, 
die dem Wort sowohl als der Idee er- 
standen ist, ein Beweis für ihre Richtig- 


keit. Von den Gegnern behaupten die 
einen, das Wort sei „irreführend“ und 
veranlasse „Begriffsverwirrungen“. Die 


anderen kämpfen gegen die Idee, weil 
sie in Aemtern der „höheren Verwal- 
tung‘ keine Akademiker Technischer 
Hochschulen haben wollen. 

Die erstere Behauptung beruht auf 
der irrigen und schon vorstehend wider- 
legten Anschauung, daß ein Verwal- 
tungsingenieur auf der Technischen 
Hochschule erzogen werden könne, be- 
ziehungsweise daß nur derjenige Aka- 
demiker ein Verwaltungsingenieur wer- 
den könne, der eine nach diesem Wort 


benannte Prüfung bestanden hat. Jeder 
Diplomingenieur kann ein Ver- 
waltungsingenieur werden — 
ebenso wie jeder Gerichtsreferendar 
Verwaltungsjurist werden kann. Man 
braucht auch hier nur den Vergleich und 
die Analogie durchzuführen, um Irre- 
führung und Begriffsverwirrung zu ver- 
meiden.) 

Einfach, klar und bestimmt ist das 
Programm und sein Ausdruck. Für 
jeden, der der Idee folgen will, ist Irre- 
führung und Begriffsverwirrung ausge- 
schlossen. Was sollte denn für ein an- 
deres Wort an die Stelle der Be- 
zeichnung Verwaltungsingenieur treten ? 
Gäbe ces noch eine klarere, einfachere 
und bestimmtere Bezeichnung, so 
müßte sie doch bereits genannt sein. 
Gerade die Schwierigkeit, ein besseres 
Wort zu finden, zeigt doch, wie tref- 
fend das gewählte ist. | 

Und die Idee? Daß gegen sie po- 
lemisiert wird, ist selbstverständlich. 
Denn gäbe es keine Gegner der tech- 
nisch - wirtschaftlichen Beamtenerziehung, 
so wäre das Monopol der Juristen- 
schule schon längst gefallen, ein Kampf 
um die Höherwertung der technisch- 
wirtschaftlichen Intelligenz daher nicht 
erforderlich. Hier kommt es darauf an, 
was die Gegner gegen unser Programm 
sagen. Sie sagen: wir wollen keine Ver- 
waltungsingenieure. Gründe, die stich- 
haltig wären, können sie für ihre Stel- 
lungnahme jedoch nicht anführen. Keiner 
versucht auch nur die jetzige Vorbil- 
dung an der Universität aufrecht zu er- 


*) Die Einrichtung von Studienplänen „für Ver- 
waltungsingenieure« kann selbstverständlich nur die 
Bedeutung haben, daß damit ein eingehenderes Studium 
der Verwaltungswissenschaften auf den Technischen 
Hochschulen gefördert oder auch nur erleichtert wird. 
Eine ähnliche Einrichtung besteht an den Universitäten 
noch nicht. Daß sie kommen wird, ist nur eine 
Frage der Zeit. Ich habe dies in mehreren Aufsätzen 
darzulegen versucht (vergleiche Schriften des Ver- 
bandes Deutscher Diplom-Ingenieure: „Ingenieur- 
studium und Verwaltungsreform*). Auch das vor- 
erwähnte Schreiben des Vereins Deutscher Ingenieure 
an die Immediatkommission läßt denselben Gedanken 
erkennen. 
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halten. Alle treten sie für eine Aende- 
rung ein. Wo sie aber auf andere 
Hochschulen zu sprechen kommen, versagt 
ihre Kenntnis der Bildungsmöglichkeiten. 
Hier können sie nur ablehnen ohne Be- 
weise zu bringen. Wäre die Forderung, 
die technischen Hochschulen als Hoch- 
schulen der höheren Verwaltung anzu- 
erkennen, nicht durchführbar, so müßte 
vor allem bewiesen werden, daß die bis- 
herige Form der Beamtenerziehung ge- 
nügt.”) 

Aber gerade die Unzulänglichkeit der 
juristischen Schulung ist das, worüber 
alle Kritiker einig sind. 

Einen direkten Beweis für die 
Richtigkeit unserer Idee sche ich in den 
Versuchen, die mangelhafte wissen- 
schaftliche Vorbildung durch Zusätze zu 


verbessern, die dem Unterrichtsgebiet 
der Technischen Hochschulen ent- 
nommen werden — Versuche, die eine 


Besserung ernstlich anstreben und be- 


reits Erfolge aufzuweisen haben. Sie 
lassen alle eine Verbindung von histo- 
risch - juristischen mit technisch - wirt- 
schaftlichen Unterweisungen erkennen — 
sie zeigen eine Annäherung an 
die Idee, welche mit dem Wort 
Verwaltungsingenieur ausge- 
drückt wird. 


Alles was bisher zu der Frage ge- 
sprochen und geschrieben worden ist, 
besonders aber die Einwendungen der 
Gegner, zeigen, daß die Idee unauf- 
haltsam ist. 


Die Idee marschiert; ihr schneller Be- 
gleiter und ihr findiger Quartiermacher 
ist das Wort Verwaltungsingeni- 
eur. Noch ein paar Jahrzehnte und 
es wird unter den preußischen Land- 
räten auch solche geben, die nicht in 
Bonn und Heidelberg, sondern in Aachen 
und Karlsruhe studiert haben. 


Franz. 


ETWAS VOM „SPAREN“, 


Als Folge des Kieler Werftprozesses 
werden Reformen .geplant, die im wesent- 
lichen darauf hinausgehen, die kauf- 
männische Buchführung anzunehmen um 
den Einfluß des Offiziers sowie des Juristen 
in der Leitung aller Dienstzweige zu ver- 
größern. Die Zweckmäßigkeit dieser Refor- 
men wird in einem Artikel „Lehren des 
Kieler Werftprozesses« von Faustus im 
Dezemberheft der „Preußischen Jahrbücher“ 
bezweifelt. Der Verfasser hebt hervor, daß 
die Werft in erster Linie ein technischer 
Bau- und Reparaturbetrieb ist, der in den 
militärischen Organismus der Marine ein- 
gefügt ıst. Hier ist kein militärischer Dienst, 
keine Front; hier gibt es keine militärischen 


*) In einem Artikel „Tag“ Nr. 246 sagt Geh. 
Reg.-Rat Dr. Freund: Nicht Verwaltungsingenieure, 
sondern Flugingeniceure seien erforderlich. Stadtbau- 
rat a. D. Koehn vertritt die Ansicht, daß die reinen 
Verwaltungsbeamten besser auf der Universität vor- 
gebildet würden. Beide unterlassen es, Gründe an- 
zuführen. 


Mannschaften. Die Werft ist ein Fabrikations- 
betrieb, in dem von Zivilarbeitern das Ma- 
terial der Flotte, das später der Front über- 
geben wird, gebaut und repariert wird. 
Wenn in einem solchen Betrieb gespart 
werden soll, d. h. also wenn wirtschaft- 
lich gearbeitet werden soll, so müßte gerade 
hier der Techniker mehr hervortreten. Er 
dürfte nicht hinter den Offizier und noch 
weniger hinter den Juristen zurücktreten. 
Denn der Jurist kann in einem solchen 
Betrieb überhaupt nicht sparen. Die von 
Miquel besonders begünstigte Anschauung, 
man müsse dem Techniker einen Juristen 
als „Sparaufseher“ voranstellen, sei in unserer 
Zeit total verkehrt. Der Hinweis auf diese 
mindestens veraltete Anschauung ist hier 
besonders interessant. Da sie an allen 
Stellen der Reichs- und Staatsverwaltungen 
noch immer die herrschende ist, müßte von 
seiten der Technicker nnd besonders auch 
vom Verband Deutscher Diplom-Ingenieure 
auf das Gefährliche der an den maljgebenden 


u —— 
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Stellen tief eingewurzelten Ansicht hinge- 
wiesen werden. 


Am besten geschieht das, wenn man 
auf die Wandlung hinweist, welche sich inner- 
halb des Technikerberufs, am deutlichsten bei 
den Ingenieuren, seit 2 Jahrzehnten voll- 
zogen hat. Wer diese Wandlung mit erlebt 
hat (die leitenden Persönlichkeiten des Reichs 
und der Staaten müssen sie doch auch 
wenigstens aus der Ferne beobachtet haben) 
weiß, wie sehr der ganze Berufsstand jetzt 
von den Forderungen der Wirtschaftlichkeit 
durchdrungen ist. Man braucht nur die 
technische Literatur daraufhin zu beobachten. 
Es gibt ja keinen Fortschritt mehr ohne 
die schärfste Betonung dieses Moments. Die 
ganze Lehre der Technik ist hiervon durch- 
drungen. Seit zwanzig Jahren ist der Unter- 
richt von wirtschaftlichen Problemen durch- 
setzt. Unsere jungen Ingenieure studieren 
die Ingenieurwissenschaften ganz auf dem 
Boden und mit der Tendenz wirtschaftlicher 
Erfolge. Eine große Zahl von Ingenieuren 
hat sich speziell wirtschaftswissenschaftlichen 
Studien hingepeben. Die Zeiten sind vor- 
bei, wo der Techniker nur Techniker in 
dem alten Sinne war. Wo er nur kon- 
struiertte und baute ohne den Blick auch 
auf privat- oder volkswirtschaftliche Be- 


ziehungen zu richten. Nichts ist verkehrter, 
als eine Bevormundung des Technikers durch 
den Juristen. Sparen in einem technischen 
Betriebe bedingt ganz andere Fähigkeiten, 
als sie ein Jurist jemals sich aneignen kann. 
Sparen im Werftbetrieb setzt Fähigkeiten 
voraus, die nur dem Ingenieur eigen sind. 
Sparen muß aber auch aus der eigenen 
Initiative des leitenden Beamten hervorgehen. 
Es könne ein Vorgesetzter anordnen: „jetzt 
muß gespart werden“ ist ganz irrig oder 
führt bestenfalls nur zu Abstrichen. Mit 
Abstrichen kommt aber ein moderner tech- 
nischer Betrieb nicht weiter. In der Regel 
kann sogar nur dadurch gespart werden, 
(und besonders im Großen) daß Ausgaben 
gemacht werden, die aber wohl überlegt 
und gut begründet sein müssen. Die Ein- 
leitung solchen Sparens setzt gründliche 
Schulung und reife technische Erfahrung 
voraus. Sie setzt aber auch weiter voraus, 
daß der Träger der fruchtbaren Gedanken 
nicht in untergeordneter Stellung bleibt. 


Erst müßten die maßgebenden Stellen 
einsehen, welchen Schaden sie dem Lande 
zufügen, wenn sie glauben mit „Sparauf- 
sehern« könne gespart werden. 

„Die Sparsamkeit wirklich schaffen kann 
nur der Techniker“. Plautus. 


BESTIMMUNGEN UEBER DEN EINTRITT IN DIE 
DIPLOMATISCHE LAUFBAHN. 


Im Jahre 1908 sind neue Bestimmungen über 
den Eintritt in die diplomatische Laufbahn in Kraft 
getreten. Sie verlangen in sofern ein besonderes 
Interesse, als nunmehr das Bestehen der ersten juri- 
stischen Prüfung (Referendar) nicht mehr uner- 
läßjliche Voraussetzung für die Zulassung in der 
Laufbahn ist. Es können von nun an — im Gegen- 
satz zu der Laufbahn in der „höheren Verwaltung“ 
der Deutschen Bundesstaaten — auch Anwärter Auf- 
nahme finden, die nicht bei einer juristischen Fal- 
kultät eingeschrieben waren. Ja sogar solche, die 
auf einer Technischen Hochschule ihre akademische 
Schulung gesucht haben. „In der Regel“, so heißt 
es in 81, soll allerdings der Nachweis hinreichender 
wissenschaftlicher Kenntnisse durch die Ablegung der 
ersten juristischen Prüfung erbracht werden, die 
Zulassung anderer Akademiker ist aber ausdrücklich 
garantiert, wenn die Bewerber nur die für den 


diplomatischen Dienst erforderlichen Eigenschaften 
aufweisen. Auch damit wird hervorgehoben, dab die 
der Aufnahme vorausgehende Schulung nicht aus- 
schlaggebend sein könne. 


Die Bestimmungen mögen im Wortlaut hierfolgen: 


I. Zulassung. 


§ 1. 

Die Zulassung zur Vorbereitung für die diplo- 
matische Laufbahn setzt den Besitz der für den 
diplomatischen Dienst erforderlichen Eigenschaften 
voraus, worüber der Reichskanzler nach freiem Er- 
messen entscheidet. Sie ist im übrigen bedingt: 


l. durch den Nachweis 
schaftlicher Kenntnisse ; 


hinreichender wissen- 


2. durch das Bestehen einer Vorprüfung in der 
französischen und der englischen Sprache. 
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Der Nachweis hinreichender wissenschaftlicher 
Kenntnisse ist in der Regel durch die erfolg- 
reiche Ablegung der ersten juristischen 
Prüfung in einem Bundesstaate zu erbringen. 


§ 2. 

Gesuche um Zulassung zum diplomatischen 
Dienste sind an den Staatssekretär des Auswärtigen 
Amtes zu richten. 

Dem Gesuche sind beizufügen: 

ein selbstgeschriebener Lebenslauf, 

Zeugnisse über abgelegte Prüfungen, 

ein ärztliches Zeugnis über den Gesundheitszustand, 

eine Erklärung über die Vermögenslage, 

ein Nachweis über die Militärverhältnisse. 


§ 3. 

Die Vorprüfung in der französischen und der 
englischen Sprache, die vor einer zu diesem Zwecke 
bestellten ständigen Kommission unter dem Vorsitze 
des Staatssekretärs des Auswärtigen Amtes statt- 
findet, ist eine schriftliche und eine mündliche, Die 
schriftlichen Arbeiten werden unter Aufsicht an- 
gefertigt. 

Ueber das Ergebnis der Prüfung entscheidet die 
Prüfungskommission nach Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden 
den Ausschlag. 

Eine mehr als einmalige Wiederholung der Vor- 
prüfung findet nicht statt. 


II. Vorbereitungsdienst. 


§ 4. 

Die Zulassung zum Vorbereitungsdienst und 
die Verwendung darin begründen keinen Anspruch 
auf Anstellung im diplomatischen Dienste oder auf 
Gewährung von Gehalt, Tagegeldern oder Reisekosten. 


§ 5. 
Die Vorbereitung umfaßt in der Regel: 
für Bewerber, welche die erste juristische 
Prütung in einem Bundesstaate bestanden haben, 
4 Jahre; 
“ für Bewerber, welche die zweite juristische 
Staatsprüfung oder die Prüfung für den höheren 
Verwaltungsdienst in einem Bundesstaate be- 
standen haben, 1 Jahr; 
für Bewerber ohne juristische Vor- 
bildung 5 Jahre. 


§ 6. 

Die Vorbereitung erfolgt durch Beschäftigung 
der Bewerber bei den diplomatischen und den kon- 
sularischen Behörden sowie durch Beschäftigung bei 
den verschiedenen Abteilungen des Auswärtigen 
Amtes. 

Auch hat der Bewerber, soweit dies nicht mit 
Rücksicht auf seine Vorbildung entbehrlich erscheint, 

Vorlesungen über Geschichte, Einführung in 
die Rechtswissenschaft, über Staatsrecht, Yölker- 
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recht und Finanzwissenschaft zu hören sowie 
an staats- und völkerrechtlichen seminaristischen 
Uebungen teilzunehmen und sich auf wirtschaft- 
lichem Gebiete durch Besuch einer Handels- 
hochschule, durch Beschäftigung bei einer 
Handelskammer, in einem Handelshaus oder 
Bankinstitut, oder in sonst geeigneter Weise zu 
unterrichten. 


87. 

Die Bewerber werden, wenn sie sich im Vor- 
bereitungsdienst bewährt und diesen mit Erfolg be- 
endet haben, auf ihren Antrag durch Verfügung des 
Staatssekretärs des Auswärtigen Amtes zur diplo- 
matischen Prüfung zugelassen. 


III. Diplomatische Prüfung. 
SS. 

Die diplomatische Prüfung, die vor einer zu 
diesem Zwecke bestellten ständigen Kommission 
unter Vorsitz des Staatssekretärs des Auswärtigen 
Amtes stattfindet, ist eine schriftliche und eine 
mündliche. 


89, 
Die schriftliche Prüfung umfaßt: 
l. eine binnen 6 Wochen ohne fremde Hilfe an- 
zufertigende Arbeit über ein Thema aus dem 
Gebiete der Geschichte, des Staatsrechts, des 


Völkerrechtss, der Volkswirtschaft, der 
Finanzwirtschaft oder der Handels- 
politik, 

2. drei unter Aufsicht anzufertigende Arbeiten, 


und zwar: 

eine Arbeit über ein Thema aus einem der 
in Nr. 1 bezeichneten Gebiete, 

eine Arbeit in franzözischer Sprache über 
einen praktischen Fall oder ein geschichtliches 
Thema, und 

eine solche Arbeit in englischer Sprache. 


S 10. 
Die mündliche Prüfung umfaßt: 
l. neuere Geschichte (seit dem Jahre 1648), 
2. politische Geographie, 
3. Staatsrecht des Deutschen Reichs, 
4, Staatsrecht der größeren fremden Staaten, 
5. Völkerrecht, 
6. Volkswirtschaft, 
7. Finanzwirtschaft, 
8. Handelspolitik und MHandelsbeziehungen des 
Deutschen Reichs zu anderen Staaten. 

Bei der mündlichen Prüfung hat der Bewerber 
ferner einen Vortrag über einen den Akten des Aus- 
wärtigen Amtes zu entnehmenden praktischen Fall zu 
erstatten. 

Die Prüfung in Geschichte und politischer Geo- 
graphie erfolgt in französischer und englischer Sprache. 
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8 11. 

Von den Bewerbern, die eine juristische 
Prüfung noch nicht bestanden haben, ist 
außer den im § 9 bezeichneten schriftlichen Arbeiten 
eine Arbeit über ein Thema aus der Einführung 
in die Rechtswissenschaft unter Aufsicht anzufertigen. 
Auch wird die mündliche Prüfung auf die Ein- 
führung in die Rechtswissenschaft erstreckt. 


8 12. 

Bei Bewerbern, welche die zweite juristische 
Staatsprüfung oder die Prüfung für den höheren 
Verwaltungsdienst bestanden haben, beschränkt sich 
die schriftliche Prüfung auf eine binnen sechs Wochen 
in französischer Sprache anzufertigende Arbeit über 
ein geschichtliches Thema sowie eine unter Aufsicht 
anzufertigende Arbeit in englischer Sprache über 
einen praktischen Fall. 

Die mündliche Prüfung kann bei diesen Bewerbern 
auf neuere Geschichte und politische Geographie so- 
wie auf Handelspolitik beschränkt werden. 


§ 13. 

Die Aufgaben für die schriftlichen Arbeiten 
werden von dem Staatssekretär des Auswärtigen 
Amtes auf Vorschlag der Mitglieder der Prüfungs- 
kommission bestimmt. 


§ 14. 


Ueber das Ergebnis der Prüfung entscheidet die 
Prüfungskommission nach Stimmenmehrheit; Dei 
gutem Ergebnis der schriftlichen Prüfung kann sie 
die mündliche Prüfung erlassen. Bei Stimmen- 
gleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den 
Ausschlag. 

Im Falle des Nichtbestehens der Prüfung be- 
stimmt der Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, 
ob und binnen welcher Frist der Bewerber zu erneuter 
Prüfung zuzulassen ist. Eine mehr als einmalige 
Wiederholung der Prüfung findet nicht statt. 


§ 15. 


Ueber das Bestehen der Prüfung wird von der 
Prüfungskommjission ein Zeugnis ausgestellt, worin 
die Leistungen des Bewerbers in den einzelnen Fächern 
bezeichnet werden und das Gesamtergebnis als 
„genügend“, „gut“ oder „sehr gut“ festgestellt wird. 


IV. Schluß- und Uebergangsbestimmungen. 
§ 16. 


Auf Grund des Bestehens der diplomatischen 
Prüfung wird der Bewerber zum Legationssekretär 
ernannt. 


§ 17. 


Im Falle der Behinderung des Staatssekretärs des 
Auswärtigen Amtes gehen die ihm durch diese Be- 
stimmungen übertragenen Verrichtungen auf seinen 
Stellvertreter über. 


§ 18. 


Diese Bestimmungen treten am 1. Mai 1908 in 
Kraft. 

Für diejenigen Bewerber, welche auf Grund der 
bisher geltenden Bestimmungen zum diplomatischen 
Vorbercitungsdienste zugelassen sind und vor Schluß 
des Jahres 1909 zur diplomatischen Prüfung gelangen, 
bleiben die bisherigen Prüfungsvorschriften in Geltung. 


Diese Bestimmungen berechtigen zu der Hoffnung, 
daß auch für die Laufbahn in der höheren Verwaltung 
der Bundesstaaten die Beschränkung auf die Akademiker 
der Juristenschule fallen wird. Wenn — wie es hier 
geschehen ist — anerkannt wird, daß ein junger 
Diplomat in die Berufsausbildung eintreten kann, 
ohne die erste juristische Prüfung bestanden zu haben, 
so muß dasselbe auch für die Verwaltungslaufbahn 
möglich sein. 

J. Franz Reg- und Baurat, Straßburg. 


WER IST DIPLOM-INGENIEUR? 


Über die Frage, wer den akademischen Titel 
„Diplom-Ingenier« führen darf, herrscht noch Un- 
klarheit. Das mag seinen Grund darin haben, daß 
in den deutschen Bundesstaaten, die Technische Hoch- 
schulen bezw. Bergakademien unterhalten, bei der 
Schaffung des akademischen Grades nicht gleichmäßig 
vorgegangen ist. 

Zunächst sei festgestellt, daß durchaus nicht 
jeder Inhaber eines Ingenieurdiploms „Diplom-In- 
genieur“ ist, auch nicht wenn dies Diplom von einer 
Hochschule auf Grund einer „Diplomprüfung“ aus- 
gestellt ist; nur in Sachsen (Technische Hochschule 
Dresden und Bergakademie Freiberg) sind diejenigen 
Akademiker, die an diesen Hochschulen eine Diplom- 
prüfung bestanden haben, berechtigt, den Titel 
Diplom-Ingenieur zu führen. 


In den anderen deutschen Bundesstaaten muß 
der akademische Grad besonders erteilt sein. Dieser 
Grad wird jetzt ohne weiteres an alle diejenigen er- 
teilt, die die Diplomprüfung nach den neuen Diplom- 
prüfungsvorschriften bestanden haben. 


Wer vor Erteilung des Rechtes an die Tech- 
nischen Hochschulen, Diplom-Ingenieure zu ernennen, 
oder wer nach Übergangsbestimmungen eine Diplom- 
prüfung bestanden hat, kann den akademischen Grad 
Diplom-Ingenieur auch nachträglich noch erwerben: 
er hat dieserhalb einen Antrag an die betreffend« 
Technische Hochschule zu richten.*) Einem solchen 


*) Über die einzureichenden Schriftstücke gibt’die Geschätts- 


stelle des Verbandes Auskunft. 
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Antrag wird von Aachen und Braunschweig ohne 
weiteres stattgegeben; bei den anderen Hochschulen 
lauten die Bestimmungen: es kann stattgegeben werden, 
Tatsächlich sind an allen Hochschulen viele nach- 
trägliche Ernennungen zu verzeichnen. 

Berlin und München jedoch, die das Verdienst 
haben, für Zulassung zur Diplomprüfung das Reife- 
zeugnis einer höheren Mittelschule als Vorbedingung 
erstritten zu haben, erteilen auch jetzt nachträglich 
den Grad eines Diplomingenieurs ohne weiteres auf 
Antrag nur an Herren, die im Besitze eines Reife- 
zeugnisses sind. Bei Anträgen von Herren, die nicht 
im Besitze eines: derartigen Zeugnisses sind, ent- 
scheidet in Berlin der Senat von Fall zu Fall. 

Der Vollständigkeit halber s:i noch angeführt: 
würitembergische Regierungsbauführer erhalten auf 


BERICHT DES VORSTANDS. 


Wir blicken mit Beginn des neuen Jahres 
auf eine Entwicklung zurück, die uns — so 
kurz sie auch ist — überall ein reges Inter- 
esse für unseren jungen Verband gezeigt hat. 
Aus zahlreichen Briefen, die täglich aus ver- 
schiedenen Teilen Deutschlands eingehen, spricht 
sich die Freude aus, daß der Zusammenschluß 
gelungen ist. Er ist gelungen — das läßt sich 
heute übersehen. Wir treten mit einem Mit- 
gliederbestand von rund ein tausend deutscher 
Diplomingenieure in das neue Jahr, und wir 
zählen außerdem bereits eine stattliche Zahl 
von Männern, die uns ihre Mitwirkung zuge- 
sagt haben, zu unseren Förderen. Wenn auch 
die kurze Zeit des Bestehens unseres Ver- 
bandes keine sicheren Betrachtungen über seine 
Konstitution zuläßt, so dürfen wir aus den viel- 
fachen Meinungsäußerungen, die uns zugingen, 
doch entnehmen, daß die Richtung, welche ein- 
geschlagen wurde, die Zustimmung weiter Kreise 
gefunden hat. Es steht heute fest und ist un- 
bestritten, daß die Gemeinsamkeit der Inter- 
essen einen Zusammenschluß der deutschen 
Diplomingenieure rechtfertist und weiter, daß 
es in erster Linie ihre Sache ist, in ernster 
Arbeit und in geschlossenem Verbande die Auf- 
gaben aufzunehmen, die den Akademikern der 
technischen Intelligenz gewiesen sind. Die Ab- 
grenzung dieser Aufgaben bahnt sich auch be- 
reits an. 

Wir sind zu allen älteren Verbänden der 
Techniker in freundschaftliche Beziehungen ge- 
treten und bestreben uns, diejenigen Angelegen- 
heiten mit ihnen gemeinschaftlich zu fördern, 
an denen die Diplomingenieure aller Fachrich- 
ungen beteiligt und interessiert sind. Unsere 
vornehmste Aufgabe ist hierbei die Hebung 
des Ansehens und der Würdigung des Diplom- 
ingenieurs in der Volksgemeinschaft. Da- 
bei hat es sich gezeigt, daß das beste und 


Antrag von der Technischen Hochschule Stuttgart 
den akademischen Grad Diplomingenieur, einem 
preußischen Regierungsbaumeister ist von Berlin auf 
Antrag der Grad erteilt. 


Im Ausland hat nach dem deutschen Muster das 
Eidgenössische Polytechnikum Zürich die Bezeichnung 
Dipl. Ing. E. P. für seine Absolventen eingeführt. 


Zur Führung dieses Titels in Preußen ist jedoch 
die Genehmigung des Kultusministers erforderlich 
(Verordnung von 7. April 1897). 


Wer sonst im Auslande ein Diplom erhalten hat, 
oder eine Staatsprüfung im Ingenieurfach absolviert 
hat, ist nicht berechtigt, sich Diplom-Ingenieur auch 
nicht „Diplomierter Ingenieur“ zu nennen. 


Schw. 


sicherste Mittel der Eiatritt der Diplom- 
ingenieure in diejenigen Aemter und Stellungen 
sein wird, welchen seit langer Zeit die Füh- 
rung im Staats- und Gemeindeleben zugefallen 
ist. Wir haben deshalb unsere besondere Auf- 
merksamkeit der Frage zugewendet, wie es 
möglich sein wird, den jungen Diplom- 
ingenieuren den Weg zu diesen Stellungen zu 
bahnen. Denn das glauben wir erkannt zu 
haben, daß mit der Lösung dieser Frage 
unsere weitere Arbeit in späteren Jahren be- 
deutend erleichtert werden wird. Sind erst 
einmal Diplomingenieure d. h. ehemalige Aka- 
demiker der Technischen Hochschulen in den 
verschiedensten Stellungen der Lebens- 
führung (also nicht nur in Berufsstellungen 
der Technik), so wird die Höherwertung aller 
Techniker, der technischen Arbeit und der 
ganzen technischen Intelligenz ohne weiteres ge- 
sichert sein. Mit dieser Einsicht werden wir 
energisch dafür eintreten, daß die Technischen 
Hochschulen als Hochschulen der höheren Ver- 
waltung anerkannt werden. Diesen Standpunkt 
haben wir auch bereits in der in unserem 
letzten Bericht erwähnten Eingabe an die 
Königliche Immediatkommission eingenommen. 


Ernennung älterer Regierungsbaumeister zu 
Diplomingenieuren. 


Unsere Satzung verlangt, daß jedes Mitzlied 
Diplomingenieur ist. Der Titel Dipl.-Ing. wird 
ebenso wie der Titel Doktor von den Hochschulen 
als akademischer Grad verlichen und 
kann nicht durch Amtsbezeichnungen überholt 
werden. Er darf durch diese auch nicht aus- 
geschaltet werden. Deshalb halten wir es auch 
für erwünscht, daß die Herren Regierungs- 
baumeister mit zeitlich weiter zurückliegenden 
Patenten uns helfen, den akademischen Grad 
zu allgemeiner Geltung zu bringen. Auf mehr- 


Zeitschrift des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure 15 


fache Anfragen, ob nicht ältere Regierungs- 
baumeister (welche den Grad eines Dipl.-Ing. 
nicht erworben haben) ohne weiteres als Mit- 
glieder sich uns anschließen können, er- 
widerten wir, daß wir an den Satzungen fest- 
halten. Wir glauben von jedem, der sich 
unserem Verbande anschließen will, erwarten 
zu dürfen, daß er die Interessen der Diplom- 
ingenieure fördern will. Ein sehr wirksames 
und dabei so sehr einfaches Mittel ist die 
Führung des Titels Diplomingeniceur. Den älte- 
ren Regierungsbaumeistern wird dieser Titel 
auf Antrag kostenlos und ohne Weiterungen 
von den Senaten der Technischen Hochschulen 
ihres Bundesstaats verliehen. Mehrere Herren 
haben die Verleihung bereits erwirkt. Das von 
uns aufgestellte Formular ist in den letzten 
Tagen mehrfach erbeten worden. 
Diplomingenieure in der Kommunalverwaltung. 

Ein Vortrag des Herrn Stadt-Oberingenieur 
Dipl.-Ing. Arnold im Bezirksverein Dortmund 
hat uns Anlaß gegeben, der Frage näher zu 
treten, wie die Kommunalverbände die Quali- 
fikation und besonders die wissenschaftliche 
Qualifikation des Diplomingenieurs für die tech- 
nischen Aemter ihrer Verwaltungen bewerten. 
Wir sind zu der Ueberzeugung gekommen, daß 
auch hier (in den Stadtverwaltungen) baldigst 
eine umfassende Aufklärung einzuleiten ist. Wie 
sich vielerorts deutlich zeigt, kennen die maß- 
gebenden Stellen weder die Studieneinrichtungen 
der Technischen Hochschulen noch wissen sie, 
daß die wissenschaftliche Vorbildung an diesen 
Hochschulen mit der Diplomhauptprüfung ab- 
geschlossen wird. Viele Städte scheinen auch 
noch nicht zu wissen, daß der akademisch ge- 
bildete Techniker aller Fachrichtungen den Grad 
eines Diplomingenicurs erwirbt. Das zeigt z. B. 
folgende Ausschreibung: 


Stadtbaumeister. 

Für das neu begründete Stadtbauamt wird 
zum baldigen Dienstantritt, spätestens zum 
l. April 1910, als Leiter f 

ein Stadtbaumeister 
gesucht 


welcher entweder die Regierungs- 
Baumeisterprüfung abgelegt oder 
eine Baugewerkschule mit Erfolg 
besucht hat. 

Sein pensionsberechtigtes Diensteinkommen 
beträgt neben 500 Mark Wohnungsgeldzuschuß 
3600 Mark, welches von 3 zu 3 Jahren um je 
-00 Mark bis zum Höchstgehalt von 5700 Mark 
steigt, 

Die Anrechnung auswärtiger Dienstzeit 
bleibt weiterer Vereinbarung vorbehalten. 

Der endgültigen Anstellung geht eine Probe- 
dienstleistung von einem Jahre voraus. 

Gewerbliche Nebenteschäftivung wird nicht 
gestattet. 


Qualifizierte Bewerber, welche sich durch 
mehrjähriges erfolgreiches Wirken im Baufach 
praktisch bewährt haben, wollen unter Ein- 
reichung eines Lebenslaufs und Beifügung von 
Zeugnissen bis zum 31. Dezember 1909 ihre 
Meldungen an uns einreichen. 

Persönliche Vorstellung erst auf besonderen 
Wunsch. 

Oels, den 26. November 1909. 

Der Magistrat. 


Wir bitten die Bezirksvereine in Fällen wie 
dem vorstehenden die betreffenden Stellen dar- 
auf aufmerksam zu machen, daß der Ausschluß 
von Diplomingenieuren nicht im Interesse der 
Gemeinden liegen kann. 


Schriften des Verbandes. 


Ende d. M. wird der zweite Band der 
„schriften des Verbandes‘ erscheinen. Wir 
haben mit der Verlagsbuchhandlung M. Krayn, 
Eerlin W. 57, ein Abkommen getroffen, wonach 
unter den „Schriften des Verbandes‘ auch 
Dissertationen unserer Mitglieder aufgenommen 
werden können. Die Verlagsbuchhandlung hat 
sich dabei bereit erklärt, dem Doktoranden 
außer einem im Einzelfalle zu vereinbarenden 
Honorar 200 Exemplare der Schrift (welche 
gemäß Promotionsordnung der Hochschule ein- 
zureichen sind) unentgeltlich zur Verfügung zu 
stellen. 


Hauptversammlung. 


Wir machen darauf aufmerksam, daß die 
Hauptversammlung satzungsgemäß im Monat 
März stattfindet. Gemäß 8 10 der Satzung 
sind Anträge für die Hauptversammlung bis 
zun 15. Januar bei dem Vorstande des Ver- 
bands schriftlich anzumelden. 


-= Verbandsarbeiten. 

Die Arbeiten, über deren Beginn wir in 
den letzten Nummern unserer ‚Mitteilungen‘ 
berichteten, werden im neuen Jahre fortgesetzt; 
über deren Ergebnisse wird an dieser Stelle 
berichtet werden. 


Die Veröffentlichung der Referate über 
„Reichsversicherungsordnung“ und 
„Handelssachverständige im Aus- 


wärtigen Amt“ erfolgt demnächst schon. 


Neue Förderer und Mitglieder. 


In die Liste der Förderer sind eingetragen 
worden die Herren: i 
Dipl.-Ing. Bonnema, 

boristr. 29. 
Dipl.-Ing. Otto Dahinten, Celle, Triftstr. 10. 
Alfred Carl Daumiller, Oberingenieur der 
Märkischen Maschinenbau - Anstalt Ludwig 
Stuckenholz A.-G, Wetter-Ruhr, Hochstr. 23. 


Cörne-Dortmund, Li- 
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Georg Hagelloch, Regierungsbaumeister, 
Ingenieur der Fa. Friedr. Krupp A.-G., Essen- 
Ruhr, Am Stadtgraben 4, ptr. 

Dr.-Ing. E. Schrödter, Geschäftsführer des 
Vereins Deutscher Eisenhüttenbeamte, Düssel- 
dorf, Jacobistr. 5. 

Rud. Skutsch, Professor, Eisenbahnbau- 
inspektor, Dortmund, Möllerstr. 31. 

Adolf Zeller, Regierungsbaumeister a. D., 
Privatdozent, Charlottenburg, Suarezstr. 58, 
IV r. 

sowie die Korporationen: 

Studentenverband an der Königl. Technischen 
Hochschule Hannover. 

Freischlagende Verbindung „Franconia“, 
Technische Hochschule Dresden. 

Als Mitglieder wurden aufgenommen die 

Herren Diplomingenieure: 

Bauer, Herbert, Berlin W. 62, Landgrafen- 
straße 5. 

Beyer, F. C. Freiburg i. Br., Kartäuserstr. 34. 

Biehl, Otto, Ingenieur bei der Kgl. Wasser- 
bauinspektion Wesel, Wesel, Breiter Weg 34,1. 

Braun, Walter, z. Z. Davos-Platz, Sanatorium 
Schweizerhof. 

Bucher, Josef, Ingenteur der Kgl. General- 
direktion der Württ. Staatsbahnen, Stuttgart, 
Waldeckstr. 10, H. 

Delere, Otto, Ingenieur der Fa. Friedr. 
Krupp A.-G., Essen-Ruhr, Lortzingstr. 12. 
Dücker, Wilhelm, Teilhaber der Betonbauges. 
m. b. H. Dücker & Cie., Düsseldorf, Neander- 

straße 6. 

Eichler, Dr. phil. Max, Fabrikbesitzer, Leip- 
zig-Plagwitz, Karl Heinestr. 33. 

Engel, Albert, Ingenieur beim Tiefbauamt der 
Stadt Kiel, Kiel, Küterstr. 26, HHI. 

Fischer, Otto, Celle (Hannover), Parkstr. 10. 

Fischer, Richard, Architekt des städt. Hoch- 
bauamts Mainz, Mainz, Schottstr. 6, H. 

Geister, Carl, Ingenieur der A-G., „Phoe- 
nix“ Abt. Kupferdreh, Kupferdreh a. d. Ruhr, 
Hütte ‚Phoenix‘. 

Gillhausen, W. G., Aachen, Schillerstr. 55. 

Grühn, Hugo, Duisburg, Prinzenstr. 59, H. 

Hagen, H., München, Spitzwegstr. 6. 

Herrmann, Alfred, Ingenieur der Schles. A.- 
G. für Bergbau und Zinkhüttenbetrieb, Lipine 
O.-Schles. 

Höffer, Arthur, 
Krupp A.-G, 
straße 29, 1. 

Hohls, Theodor, Ingenieur d. Dampikessel- 
UVeberwachungs-Vereins, Hannover, Gr. Aegi- 
dienstr. 31, 1. 

Klempt, Rudolf, z. 
Ludwigsallee 27. 

Kohler, Carl, Ingenieur und stellvertr. Direk- 
tor des Polvt. Zentralvereins für Unterfranken 
und Aschaffenburg, Würzburg, Kaserngasse 5. 


Ingenieur der Fa. Friedr. 
Essen-Ruhr, Barthel-Bruve- 


Z. Doktorand, Aachen, 


Kraetzinger, Karl, Ingenieur der Fa. C. 
Theod. Wagner, Wiesbaden, Luxemburg- 
straße 2, H. 

Kremer, Rud., Charlottenburg, Goethestr. 65. 
Larisch, Walther, Ingenieur der Fa. J. A. 
Maffei, München, Promenadeplatz 15, H. 
Maerkl, Martin, München, Blumenstr. 42, 1. 
Moldenhauer, Erich, Assistent a. d. Techn. 

Hochschule, Aachen, Friedrichstr. 75. 

Muhr, Carl, Konstrukteur der Fa. Thyssen 
und Comp., Mülheim-Ruhr, Gustavstr. 7. 

Nagel, Walter, Betriebs-Ingenieur der Fa. 
R. Koepp & Co., Oestrich a. Rhein, Chemische 
Fabrik. | 


Nakulski, Ludwig, Charlottenburg, Grol- 
manstr. 20. 
Pfleiderer, Dr.-Ing, Carl, Mülheim-Ruhr, 


Luisenstr. 23. 

Putsch, Dr.-Ing., Albert, Bergwerksdirektor, 
Kupferdreh i. Rhl. 

Rebentisch, Hans, Elektro-Ingenieur des 
Dampfkessel-Revisionsvereins Hannover, Han- 
nover, Drostestr. 12, 1. 

Schade, Otto, Ingenieur bei den 
Wasserwerken, Cassel, Kölnischestr. 130. 
Scherer, Leop., Ingenieur der A. E. G, 

München, Hildegardstr. 17, HI. 

Schürmann, Carl, Fabrikbesitzer, Düsseldorf, 
Winkelsfelderstr. 27. 

Steinkamm, Heinrich, Vorstand der Strom- 
verkaufsabt. d. städt. Elektrizitätswerkes, 
Dortmund, Dresdenerstr. 24. 

Titze, Günther, Ingenieur der 
Schuckert-Werke, G. m. b. H., 
Knappenbergstr. 61. 

Witzell, Wilhelm, Ingenieur der Siemens- 
Schuckert-Werke, G. m. b. H., Cöln-Linden- 
thal, Wittgensteinstr. 18, H. 

Zeller, M., München, Knöbelstr. 15, H. 


Der Vorstand. 


städt. 


Siemens- 
Dortmund, 


Aus der Geschäftsstelle. 


Vom 1. Januar 1910 ab wird die „Zeit- 
schrift des Verbandes“ im Postzeitungsverkehr 
versandt. Bei etwaigen Wohnungsänderungen 
mitten im Quartal bitten wir unsere Mitglieder 
ihre Adressenänderung außer an die Geschäfts- 
stelle des Verbandes auch ihrem betreffenden 
Postamt anzeigen zu wollen. 


Aus den Bezirksvereinen. 
Bezirksverein Dortmund. Sitzung am 10. De- 


zember. Vortrag des Herrn Stadt -Ober- 
ingenieur Dipl.-Ing. Arnold über „Diplom- 
ingenieure bei der städt. Verwaltung‘. Die 


Vorstandswahlen ergaben: Vorsitzender: Dipl.- 
Ing. J. Riechers, Patentanwalt; Stellvertreter: 
Dipl.-Ing. J. Staudinger; Schriftführer: Dipl.- 
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Ing. A. Wille, Zivilingenieur; Stellvertreter: 
Dipl.-Ing. O. Arnold, Stadt - Oberingenieur; 
Kassenführer: Dipl.-Ing. Klingenhoeffer; Stell- 
vertreter: Dipl.-Ing. M. Böttcher; Beisitzer: 
Dipl.-Ing. Heidtkamp, Oberingenieur. 

Bezirksverein Hannover. Sitzung 15. Dezem- 
ber. Vortrag des Herrn Dipl.-Ing. Schwarz-Ber- 
lin-Grunewald über „Unser Verband‘. 

Bezirksverein München. Die Gründung eines 
Bezirksvereins München ist in Vorbereitung. 
Vorbereitungen durch Herrn Dr. Ing. Vetter 
in München, Blüthenstr. 170. Die Münchener 
Kollegen treffen sich Montags 8!/, Uhr „zum 
deutschen Haus“. 


Hochschulnachrichten. 


Die 10 Technischen Hochschulen des Reiches 
zählten im abgelaufenen S.-S. rund 13 000 Stu- 
dierende und Hörer (die Universitäten rund 
56 000). 

Technische Hochschule München. Den Grad 
eines Diplomingenieurs erwarben sich im Stu- 
dienjahr 1907.08 320, im Studienjahr 1908/09 
236 Studierende, den Grad des Diplom-Land- 
wirtes 10 bezw. 9 Studierende. Zu Ehren- 
doktoren der Technischen Wissenschaften wur- 
den promoviert: Staatsrat Freiherr v. Schackv, 
Dr. phil. Jos. Epper, Wilbur Wright, Orville 
Wright und Major a. D. August v. Parseval. 

Die Hochschule wird im Studientahr 1909/10 
von 2349 Studierenden, 258 Zuhörern und 307 
Hospitanten, insgesamt von 2914 Studierenden 
besucht, um 19 mehr als 1908.09. Die Ge- 
samt-Frequenz übertrifft die der Berliner Tech- 
nischen Hochschule um 98 Studierende, in der 
Zahl der immatrikulierten Studierenden allein 
um 235. München hat die geringste Zahl von 
weiblichen Hospitanten, nämlich 19; Berlin hat 
42, Karlsruhe 45, Darmstadt 105, Dresden 204, 
Stuttgart 281, Danzig 385 und Hannover 420 
hospitierende Damen. 


Technische Hochschule Stuttgart. Die Würde 
eines Dr.-Ing. chrenhalber ist von der Tech- 
nischen Hochschule in Stuttgart dem Professor 
Richard Stribeck, Direktionsmitglied der Firma 
Friedr. Krupp in Essen und dem Kommerzien- 
rat Siegmund Vischer, Direktor der Badischen 
Anilin- und Sodafabrik in Ludwigshafen ver- 
liehen worden. 


Literatur. 


Bei der Redaktion eingegangene Bücher 
und Zeitschriften: 


Die Arbeiterfrage von Dr. H. Herkner, Pro- 
fessor der Nationalökonomie an der Kgl. 
Technischen Hochschule zu Berlin. 5. Auf- 
lage 1908. J. Guttentag, Berlin. 

Max Kraft o. ö. Professor Wien. Güter- 
herstellung und Ingenieur in der Volkswirt- 
schaft, in deren Lehre und Politik. Hart- 
lebens Verlag. 

Die Führer im modernen Völkerleben, ihr 
Grundcharakter, ihre Erziehung, ihre Auf- 
gaben von Hochschulprofessor Dr. Karl 
Kindermann, Hohenheim-Stuttgart. Ver- 
lag Eugen Ulmer, Stuttgart. 

Die Grundübel im Deutschen Wirtschaftsleben 
und ihre Hebung. Nach originalen Quellen 
bearbeitet vonFranzBendt. Verlag Carl 
Heymann, Berlin. 


Verschiedenes. 


Nach einem Erlaß der preußischen Minister 
des Innern und aer Finanzen sollen bei An- 
nahme von Regierungsreferendaren solche Kan- 
didaten bevorzugt werden, welche neben dem 
Studium der Rechtswissenschaften längere und 
erfolgreiche Studien der Volks- und Staats- 
wirtschaft betrieben haben. 


Stellennachweis. 


Wir beabsichtigen, in jeder Nummer unserer Zeitschrift einen Stellennachweis zu bringen, und bitten 
unsere Herren Mitglieder und Förderer, uns die ihnen bekannt werdenden Vakanzen möglichst frühzeitig 
bekannt zu geben, indem sie eine kurze, aber ailes Notwendige enthaltende Notiz an unsere Geschäftsstelle 


senden. 


Die Aufnahme im Inseraterteil wird durch die Aufnahme im Stellennachweis nicht berührt. Im 


letzteren werden alle uns zugehenden Notizen nur kurz gebracht, um unsere Mitglieder aufmerksam zu machen. 


Gesucht werden: 
l. Für das städtische Wasserwerk 
Mainz ein jüngerer Ingenieur mit 
angeschlossener 


eines neuen Grundwasserwerkes und 
laufende Geschäfte bei den vorhan- 
denen Werken. Meldungen mit voll- 
Ständigen Unterlagen bis 10. Januar 


1910 an das städt. Wasserwerk 
Mainz. 


praxis. 


2. Für die Abt. Schiffsmaschinen- 
bau, Konstruktionsbureau derSchiffs- |scheVereinzurUeberwachung 
werft und Maschinenfabrik Joh. C. 
Tecklenborg A.G. in Bremer- 
| Hochschulbildung 'haven-Geestemünde ein Dipl.- 
für Vorarbeiten und Ausführung | Ingenieur mit mehrjähriger Bureau- 


3. Für die Technische Hochschule 
Aachen ein Dipl.-Ing. als Assistent 
für Dampfmaschinen, Verbrennungs- 
maschinen u. s. w. 
an Herrn Prof, Langer, Aachen. 


4. Der Sächsisch-Anhaltini- 


von Dampfkesseln inBernburg 
sucht einen Dipl.-Ing. mit mehr- 
jähriger Praxis (Werkstatt, Bureau, 
Betrieb), der Baukonstruktionslehre 
gehört haben muß. Angebote müssen 
ausser den üblichen Unterlagen Vor- 
lesungszeugnis und Photographie 
enthalten. B. 

Bewerbungen 
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VERBAND | 
DEUTSCHER DIPLOM-INGENIEURE. 


Geschäftsstelle: 
BERLIN-CHARLOTTENBURG 2, Uhlandstrasse 25. 


Adresse für Geldsendungen: 
Mitteldeutsche Creditbank, Berlin SW.61, Belle-Alliance-Platz 17 


mit dem Zusatz: Herrn Dipl.-Ing. Adolf Münch, Verbandskonto. 


ADRESSEN DER BEZIRKSVEREINE. 


BERLIN. ESSEN. 
Charlottenburg 2, Uhlandstr. 25. Essen-Bredeney, Bergstr. 16 1. 
Dipl.-Ing. W. Sievers. 
COLN. FRANKFURT. 
Klapperhof 22 Frankfurt-Oberrad, Hansenweg 521. 
Dipl.-Ing. C. Dott. Dipl.-Ing. F. Christ. 

DORTMUND. HANNOVER. 
Ostenhellweg 51 Callinstr. 11 L 
Dipl.-Ing. F. Riechers, Patentanwalt. Dr.-Ing. A. Nachtweh, Professor. 

Dienstag 8!/2 Unionbrau. Am Markt 12. 
DUSSELDORF. LEIPZIG. 
Hüttenstr. 68 Nordstr. | 
Dipl.-Ing. Schlunk, Branddirektor. Dipl.-Ing. Hentschel, Patentanwalt. 


Mittwoch „Stadt Freiberg“. 


MAINZ-WIESBADEN. 
Mainz, Rheinallee 93 
Dipl.-Ing. M. Kronebac. 


AUS DER SATZUNG: 


8 3. Ordentliche Mitglieder des Verbandes können werden: 

Deutsche Reichsangehörige, denen von einer Technischen Hochschule oder Bergakademie 
ım Deutschen Reich der Grad eines Diplom-Ingenieurs erteilt ist. 

§ 8. Als Förderer können dem Verbande Körperschaften, Vereine oder Personen ohne 
Mitgliedsrechte angehören, wenn sie die Bestrebungen des Verbandes unterstützen wollen 
und einen Jahresbeitrag von mindestens der gleichen Höhe wie die ordentlichen Mitglieder 
zahlen. Sie erhalten das Verbandsorgan. 


Als Jahresbeitrag werden 10 Mk. erhoben. 
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Kleine Anzeigen 


kosten pro m/m Höhe und 50 mm 
Breite 10 Pf. bei direkter Aufgabe 
finden in dieser Zeitschrift erfolgreiche Beachtung und beim Verlage. 


kosten pro m/m Höhe und 50 m m Breite 10 Pf. bei 
direkter Aufgabe beim Verlage. Wer 


Gesucht. 


Ein staatswissenschaftlich geschulter Diplom-Ingenieur zu neben- 
amtlicher dauernder Beschäftigung als Redaktıonssekretär. Gefl. Bewerb. 
unter AZ durch die Expedition der Zeitschrift des Verbandes: M. Krayn, | 
Berlin W. 57. 


Stellenangebote 


liefert genaue 
Konstruktions- 
Zeichnungen 


fürkleineDampfturbinen 
von 2 bis 10 PS. Offert. 
an die Expedition dieses 
Blattes. T. 335. 


Ingenieurstelle. 

Für das städtische Wasserwerk wird ein jüngerer Ingenieur gesucht 
zur Unterstützung des Betriebsleiters, insbesondere für Vorarbeiten, 
Planung sowie Ausführung einer neuen Grundwasser-Gewinnungs-Anlage 
mit Wasserhebewerk und die laufenden Geschäfte bei den vorhandenen 
Wasserwerken. 

Bewerber mit vollständig abgeschlossener Hochschulbildung, die im RRA ee ANAE NT 
Wasserversorgungsfach Erfahrung besitzen, wollen ihre Meldungen, belegt | KLASSE ist 
mit beglaubigten Zeugnisabschriften, kurzem Lebenslauf, Angabe der 
Militärverhältnisse. der Gehaltsforderung und Angabe des Termins für 30 Moto ren 
den Antritt der Stelle bis zum 10. Januar 1910 an das Städt. Wasser- 
werk Mainz einreichen. Gegenseitige Kündigungsfrist 3 Monate. teilweise Daimler, bis 30- 

pferdig, spottbillig. Boots- 
getriebe, Getriebekasten, Mo- 


Mainz, den 17. Dezember 1909. 
tor-Lastwagen, stationäre Mo- 


Großh. Bürgermeisterei Mainz. 
Dr. Gö:telmann. 

toren, Ersatzteile, Reparatur- 

stücke. 


2% 05 0.9 5 titititi 079 cP-. 


ie 


Für unsere Abt. Pumpen- 


bu cn im Bau von ZENEFITUgAlpumpen 


erfahrener 


Spezial-Ingenieur 


< Schweißhaus Berlin 


== Michaelbrücke 1. — 


0 5 0 € 


ii 


WIRT 


$ 


| 
| 


in selbständige und dauernde Stellung gesucht. un 
Offerten mit Angabe des Alters, der Religion, Bildungsgang, | Zur Lösung der 
Familienverh., Gehaltsanspr. und Photogr. unter T. 334 erbeten 


an die Expedition dieser Zeitschrift. Rauch- und Russfrage 


durch eine neue Theorie 


St JI h ~ der Rauchverbrennung 
e engesuc e nebst praktischer Anleitung zur Ausführung 
— ať Ťşşġ NN U derselben 

finden in dieser Zeitschritterfolgreiche Beachtung und kosten von ADOLF LOV 
pro mim Höhe und 50 m m Breite 10 PF., für Mitglieder Preis 1.50 Mark 


des Verbandes 8 Pf. bei Jirekter Aufgabe beim Verlage. Zu beziehen durch die Expedition dieser 
‚ Zeitschritt, Berlin W. 57, Kurtürstenstr. 11. 


Mitteilungen des Verbandes 
Direkto r, Deutscher Diplom-Ingenieure 


Z. Z. alleiniger Vorstand einer Akt.-Ges. Masch.-Motorwag.-Fabrik, | Jahrg. 1909, Heft 1—6 

gründliche kaufmännische Kenntnisse, sorgfältiges Wissen, viel- | l 

seitige Erfahrungen in Technik und beliebigen Industrien, bewährt | liefert zum Preise von 

in Organisation und Akquisition, beste Empfehlungen, anfangs 

40er Jahre, sehr energisch und fleißig, Christ, Kaution in beliebiger 80 Pf. pro Hefi 

Höhe, sucht passenden Wirkungskreis. | 
Adressen sub M. 1437 an die Expedition dieser Zeitschrift. M. KRAYN, Verlagsbuchhandlung, 

| Berlin W. 57 
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ME a O 


In meinem Verlage erschien» 


Der Schraubenpropeller (Schiffsschraube) 


Konstruktion und Berechnung desselben von C. Dreihardt, Ingenieur. 
Mit 59 Abbildungen und 6 Tafeln. 


Preis: broschiert Mk. 3,50, gebunden Mk. 4,50. 
Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder durch den Verlag. 
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M. KRAYN, Verlagsbuchhandiung, BERLIN W. 57, Kurlürstenstr. 11 


e der absoluten Gewichte von Körpern 
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MENSCH UND MASCHINE. 


Von Kammerer-Charlottenburg. 


Vortrag im Bezirksverein Berlin. 


Die landläufige Meinung. 


Auf die Frage, welchen Einfluß die 
Maschine auf die Menschen ausgeübt 
habe, würde die Mehrheit antworten: 
Die Maschine hat zwar die Behaglich- 
keit des Lebens erhöht, aber sie hat 
die Arbeit der Mehrzahl zu einer ein- 
tönigen und freudlosen gemacht. Bei der 
Beantwortung denkt jeder unwillkürlich 
an den kunstreichen Handwerksmeister 
der alten Zeit einerseits und anderseits 
an den Handlanger einer Maschine, etwa 
an die Bogeneinlegerin einer Schnell- 
presse. Auch unter den Ingenieuren wer- 
den viele sein, die eine Antwort in 
gleichem Sinne geben, wobei die Ueber- 
legung etwa von der Erinnerung an die 
Revolverdrehbank beherrscht wird, deren 


fast automatisch arbeitender Bedie- 
nungsmann den früheren Dreher ver- 
drängt hat, an dessen Intelligenz weit 


höhere Anforderungen gestellt wurden. 
Die landläufige Meinung wird zumeist 


Vergl. „Mitteilungen“ Heft 5. 


in den Satz gefaßt: Die Maschine 
mechanisiert und proletarisiert den Men- 
schen, indem sie ihn zu ihrem Hand- 
langer und Sklaven macht. 

Es mag zunächst dahingestellt bleiben, 
ob gerade die erwähnten Vergleiche 
richtig oder falsch sind; hingegen soll 
der Versuch gemacht werden, die zu 
Eingang aufgeworfene Frage nicht mit 
allgemeinen Ueberlegungen, sondern an 
Hand ganz bestimmter, aus der Ingeni- 
eurpraxis entnommenen Beispiele kühl 
und sachlich zu beantworten, wie es dem 
Ingenieur geziemt, dem sein Beruf einen 


unbestechlichen Wirklichkeitssinn auf- 
zwingt. 
Der Mensch als Wärter der Dampf- 


maschine. 

Lange Zeit hindurch war die Dampf- 
maschine so unvollkommen, daß sie eines 
stets dienstbereiten Wärters bedurfte, 
der die mangelhafte Wirkung des Reg- 
lers bei größeren Belastungsschwankun- 


22 Kammerer, Mensch und Maschine 


gen ausgleichen und fortwährend dafür 
sorgen mußte, daß kein Triebwerks- 
lager heiß lief. Jahrzehnte waren not- 
wendig, um die Steuerung und Rege- 
lung völlig selbsttätig zu gestalten. Noch 
heute findet man bei jeder größeren 
Schiffsmaschine mehrere Maschinisten, 
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Fig. 1. Kesselheizung. 
Nach Mitteilung von Oberingenieur Sylvester. 


die fortwährend die Lager auf kühlen 
Gang untersuchen und von Zeit zu Zeit 
durch reichliche Schmierung, gelegent- 
lich auch durch Wasserkühlung nach- 
helfen. Einen ganz anderen Eindruck 
ruft der Blick in ein Turbinen-Kraft- 
werk hervor; dort sieht man auf der 
Schaltgalerie den Maschinisten stehen, 
der gelegentlich den Spannungsmesser 
prüft und ab und zu einen Blick in den 
Maschinenraum wirft, in dem mit gleich- 
förmigem Schwirren die Dampfturbinen 
laufen, die weder irgendwelcher Rege- 
lung noch einer Schmierung durch die 
Hand des Maschinisten bedürfen, son- 
dern diese Hilfsarbeiten völlig selbst- 
tätig verrichten. Hier ist also die Ent- 
wicklung abgeschlossen: die Dampftur- 
bine bedarf keines Handlangers. 


Um so mehr Bedienung erforderte bis 
vor kurzem der Dampfkessel; erst die 
letzten Jahre haben auch hierin Wandel 
geschaffen durch Einführung der selbst- 
tätigen Feuerungen und der Bekohlungs- 
anlagen. Das wirtschaftliche Ergebnis 
des Umbaues einer Kesselanlage ist in 
dem Schaubild Nr. 1 dargestellt. Die 
Kessel wurden ursprünglich durch 54 
Heizer gefeuert; die Tonne Dampf 
kostete 0,164 Mark an Heizerlöhnen. 
Nach Einbau von Kettenrosten und 
Transportbändern waren nur noch 20 
Heizer zur Regelung der Kettenroste er- 
forderlich. Zu den zwei Oberheizern 
traten noch zwei Maschinenschlosser zur 
Instandhaltung der eingebauten Ketten- 
roste und Transportbänder. Die Zahl 
der sogenannten gelernten Arbeiter ver- 
doppelte sich daher, während die Zahl 
der Handlanger nahezu auf ein Drittel 
herunterging. Unter Einrechnung der 
Kapitalkosten für die eingebauten Ma- 
schinen stellt sich die Tonne Dampf auf 
nunmehr 0,095 Mark an Feuerungs- 
kosten; also auf etwas mehr als die 
Hälfte der ursprünglichen Kosten. Der 
Umbau hat also einen Teil der Hand- 
langer verdrängt, das Bedürfnis nach 
gelernten Arbeitern dagegen vermehrt, 
also nicht auf eine Gleichmachung hin- 
gearbeitet, sondern im Gegenteil die 
Scheidung in skilled men und labourers 
stärker betont. 


Werkzeugmaschine und Geschicklichkeit. 


Vielfach wird darauf hingewiesen, daß 
die Handfertigkeit der Maschinen- 
schlosser abnimmt, weil die neueren 
Maschinen viel geringere Ansprüche an 
die manuelle Geschicklichkeit stellen. Im 
besonderen wird auf die Verdrängung 
der Drehbank durch die Revolverbank 
hingewiesen, die durch einen Jungen be- 
dient werden kann, weil sie nur rein 
mechanische Handgriffe erfordert, wäh- 
rend für die Drehbank ein gelernter 
Dreher benötigt wird. Bei genauerer 
Ueberlegung stellt sich indessen heraus, 
daß die Folgerung auf einem falschen 
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Vergleich beruht; denn die Arbeit an der 
Revolverbank besteht aus zwei ganz ver- 
schiedenen Tätigkeiten: aus der Ein- 
stellung der Bank und aus der Zuschie- 
bung der Werkzeuge. Die Einstellung 
entspricht der Tätigkeit des Drehers an 
der gewöhnlichen Drehbank mit dem 
Unterschied, daß sie an der Revolver- 
bank für jede Art von Werkstücken nur 
einmal vorgenommen wird, während sie 
bei der gewöhnlichen Drehbank für jedes 
Werkstück wiederholt werden muß. 
Diese Einstellung muß bei der Revol- 
verbank sehr sorgfältig und genau ge- 
macht werden, erfordert also einen be- 
sonders intelligenten Arbeiter. Die Zu- 
schiebung dagegen ist eine reine Hand- 
langertätigkeit, die durch Jungen ver- 
richtet wird. Es ist also nicht der Dreher 
durch den Jungen ersetzt worden, son- 
dern der Dreher ist zum Richtmeister 
vorgerückt und der Junge ist neu ein- 
gestellt worden. Aber die Revolverbank 
ist noch nicht das Enderzeugnis einer 
Entwicklung, sondern eine Uebergangs- 
art; ihre Weiterbildung haben wir in 
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Nach Mitteilung von Dipl.-Ing. Klönne. 

der sogenannten Automatbank vor uns, 
die nichts anderes als eine Revolver- 
bank mit selbsttätigem Vorschub ist. 
Bei ihr entfällt alle Handlangertätigkeit; 
die Einstellung der Automatbank muß 
mit besonderer Sorgfalt und Ueber- 
legung geschehen; sie erfordert einen 


Richtmeister, der dem Dreher an Ein- 
sicht und Ausbildung beträchtlich über- 
legen ist. 

Sicherlich erfordert die Herstellung 
irgendeines Weerkstückes auf einer 
Werkzeugmaschine sehr viel weniger 
manuelle Geschicklichkeit als die frei- 
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Fig. 3. Stampfen von Koksöfen. 
Nach Mitteilung von Oberingenieur Sylvester, 


händige Herstellung: die Herstellung 
eines Lineals mit Feile und Schaber ist 
eine mühselige und zeitraubende Ar- 
beit. Dagegen erfordert die sachgemäße 
Beherrschung einer Werkzeugmaschine 
etwas anderes: eine genaue Kenntnis der 
Bewegungsvorgänge und eine zuver- 
lässige Vorstellung der Formänderung, 
die durch die Einwirkung des Werkzeugs 
und durch den Widerstand des Werk- 
stücks und seiner Einspannung zustande 
kommen. Endlich ist eine Sicherheit im 
Lesen von Zeichnungen erforderlich, die 
sich auch der junge Ingenieur. erst nach 
einer gewissen Zeit aneignet. Die neu- 
zeitlichen großen Werkzeugmaschinen 
mit ihren vielgliedrigen Triebwerken und 
ihrem vielfachen Geschwindigkeitswech- 
sel können nur durch hervorragend in- 
telligente Arbeiter vollkommen ausge- 
nützt werden; gerade die neueren Werk- 
zeugmaschinen sind es, die den Ma- 
schinenschlosser -zu dem Aristokraten in 
der langen Reihe der Arbeiterschichten 
gemacht haben, an deren unterstem Ende 
etwa der Hand-Ziegelstreicher steht. Die 
Werkzeugmaschine in ihrer Vollendung 
proletarisiert nicht, sie differenziert. 


Der Handlanger im Hüttenwerk. 


Vor einigen Jahren noch waren die 
Hochöfen mit lotrechten Aufzügen aus- 
gerüstet; die Gichtarbeiter schoben die 
Förderwagen von der Aufzugbühne auf 
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die Gichtbühne und kippten sie in den 
Hochofentrichter. Die Arbeit war ge- 
fährlich, weil trotz doppelten Ver- 
schlusses gelegentlich die giftigen Gicht- 
gase ausströmten; die Lohnforderungen 
für diese Arbeit erhöhten sich daher 
immer mehr. In den letzten Jahren 
wurden nach amerikanischem Vorbild die 
sogenannten Schrägaufzüge eingeführt, 
bei denen der Kübel selbsttätig in den 
Hochofentrichter entleert wird, so daß 
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Fig. 4. Laden von Martinöfen. 
Nach Mitteilung von Oberingenieur Sylvester. 


alle Handarbeit auf der Gichtbühne ent- 
fällt. Das Schaubild Nr. 2 zeigt den 
wirtschaftlichen Vergleich zwischen dem 
früheren und dem jetzigen Zustand. 
Während früher im Hüttenwerk 228 
Mann mit einem Lohnaufwand von 
0,91 Mark auf 1 t Roheisen erforderlich 
waren, sind jetzt nur 82 Mann notwen- 
dig, entsprechend einem Lohnaufwand 
von 0,28 Mark auf It. Die Anlage- 
kosten haben sich von 1,24 Millionen 
Mark auf 1,75 Millionen Mark ver- 
größert und zu einem entsprechenden 
Mehraufwand von 0,35—0,25 = 0,10 Mark 
auf 1t Roheisen geführt. Insgesamt 
haben sich die Betriebskosten von 1,29 
Mark auf 0,82 Mark vermindert, wobei 
die Ersparnis durch Ausschaltung der 
Handlanger erzielt wurde. 

Das Stampfen von Koksöfen wird von 
ungelernten Arbeitern besorgt, da kein- 
erlei Berufsausbildung‘ dazu notwendig 
ist. Neuerdings werden Druckluftstamp- 


fer benützt. Das wirtschaftliche Er- 
gebnis eines bestimmten Falles aus der 
Praxis wird in dem Schaubild Nr. 3 ver- 
anschaulicht. Die gleiche Leistung, die 
vordem durch 26 Handstampfer erzielt 
wurde, wird jetzt durch vier Mann be- 
wirkt; es hat also eine sehr starke Ver- 
drängung der Handlanger stattgefunden, 
während die zur Ueberwachung und In- 
standhaltung erforderliche Zahl von ge- 
lernten Arbeitern unverändert geblie- 
ben ist. 

Eine wegen der hohen Temperatur 
sehr beschwerliche Arbeit war bis vor 
kurzem das Laden der Martinöfen mit 
Eisenschrott und Roheisenmasseln. Neu- 
erdings wird es ausschließlich durch 
Ladekrane verrichtet, die nur eines 
Steuermannes bedürfen. Das Schaubild 
Nr. 4 zeigt den wirtschaftlichen Erfolg. 
Für das Laden von Martinöfen waren 
10 gelernte und 36 ungelernte Ar- 
beiter erforderlich. Durch den Einbau 
eines Ladekranes wurde ihre Zahl auf 
14 gelernte und 2 ungelernte ver- 
mindert. Die Ausgaben für die reine 
Ladearbeit — also ohne den Aufwand 
für die Bedienung der Generatoren — 
betrugen 1,47 Mark für die Tonne Fluß- 
eisen bei Handladung und 0,62 Mark 
bei Maschinenladung;; dieser wirtschaft- 
liche Fortschritt wurde dadurch herbei- 
geführt, daß Handlanger durch eine Ma- 
schine und durch hochwertige Arbeiter 
verdrängt wurden. 

Bei Verladung von Trägern und 
Schienen in Hüttenwerken wurde durch 
Krane wirtschaftlich nur wenig ver- 
bessert, solange die Krane nur Last- 
haken hatten, an die mittels Schling- 
ketten die Träger durch Handlanger an- 
gehängt werden mußten. Erst die Ein- 
führung vollkommener Krane mit Grei- 
fern, Zangen, Pratzen oder Tragmag- 
neten machte die Handlangerarbeit ent- 
behrlich. Aus dem Schaubild Nr. 5 ist 
ersichtlich, daß in einem bestimmten 
Fall vor Einbau des Krans 60 Hand- 
langer mit einem Lohne von 3,36 Mark 
im Tag erforderlich waren, während 


Se 
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nachher nur 20 Handlanger mit 3,41 
Mark im Tag und außerdem fünf hoch- 
wertige Arbeiter mit einem Lohn von 
5,16 Mark im Tag mit der Schienen- 
verladung beschäftigt waren. Die Ver- 
ladekosten sind insgesamt von 4,05 Mark 
für 1 t Schienen auf 1,76 Mark für 1t 
vermindert worden. 


Der Mensch im Dienst des Verkehrs. 


Der Umschlagverkehr eines Seehafens | 


stellt eine große Menge von Handlan- 
gern — in Hamburg Schauerleute ge- 
nannt — in seinen Dienst; ihre Aufgabe 
ist es, im Schiffsraum die Last mittels 
Schlingseilen am Kranhaken zu befesti- 
gen, während eine zweite Gruppe an 
Land die Schlingseile wieder löst, nach- 
dem der Kran die Last aus dem Schiffs- 
raum gehoben und an Land geschwenkt 


beln.an Bord gehoben, mit Dampf-Dreh- 
kranen nach dem Kai geschwenkt und 
mit Schmalspurwagen über den Lager- 
platz verteilt. Da bei diesem Arbeitsver- 
fahren die Kohlenkübel im Schiffsraum 
eingeschaufelt werden mußten, war sehr 
viel Handlangerarbeit erforderlich. 


hat. Während es im Hüttenwerk bereits Hoadberrieh Lohn der Arantenbelrieh 
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oder Zangen auszurüsten, die selbst- 
tätig die Last fassen, ist die Lösung 
des gleichen Problems im Seehafen noch 
nicht versucht worden. Der Grund ist 
darin zu finden, daß im Hüttenwerk 
gleichartige Lasten — Blöcke, Träger, 
Schienen — sich wiederholen, während 
die Lasten des Hafenverkehrs an Größe 
und Art fortwährend wechseln — Fässer, 
Ballen, Kisten — und weil darum die 
konstruktiven Schwierigkeiten im See- 
hafen sehr viel größer sind. Es ist 
aber kaum daran zu zweifeln, daß fin- 
dige Konstrukteure schließlich geeignete 
Lösungen auch für Kaikrane finden wer- 
den. Das Bedürfnis ist um so größer, 
als die großen Mengen der Handlanger 
durch Streik sehr häufig schwere wirt- 
schaftlicheSchädigungen herbeigeführt haben. 

Erfolgreich in Angriff genommen ist 
die gleiche Aufgabe für Massengüter, 
wie Kohle und Erz. Als ein Beispiel sol- 
cher Entwicklung mag die Entlöschung 
von Kohlendampfern betrachtet werden, 
die von England und Schottland her 
Kohle nach Hamburg bringen. Bis vor 
kurzem wurde die Kohle mit den an 
Bord befindlichen Dampfwinden in Kü- 


Fig. 5. Schienen-Verladung. 
Nach Mitteilung von Oberingenieur Sylvester. 


Bei den neuesten Anlagen werden 
elektrisch betriebene Brückenkrane ver- 
wendet, deren Selbstgreifer unmittelbar 
in den Schiffsraum fassen, und die den 
ganzen Lagerplatz überspannen, so daß 
die Kohle aus dem Greifer unmittelbar 
auf den Kohlenhaufen fällt. Es wird 
hierbei das Einschaufeln der Kübel und 
die Umfüllung in Schmalspurwagen er- 
spart. Voraussetzung dabei ist, daß der 
Dampfer als „Selbsttrimmer‘‘ gebaut 
ist, d. h. daß er sehr große Luken und 
keine Deckstützen besitzt, so daß der 
Greifer nahezu den ganzen Schiffsraum 
bestreichen kann; bei solchen Dampfern 
braucht nur der zehnte Teil der Ladung 
getrimmt zu werden. 

Das wirtschaftliche Ergebnis dieser 
Entwicklung von der Dampfwinde zum 
elektrisch betriebenen Brückenkran ist 
aus dem Schaubild Nr. 6 erkennbar. Die 
früher erforderlichen 60 Mann Hand- 
langer sind fortgefallen; an ihre Stelle 
sind zwei Steuerleute der Krane und 
zwei Anweiser an Bord getreten. Da die 
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Krane schnell und genau gesteuert wer- 
den müssen, sind nur umsichtige und 
gewandte Steuerleute brauchbar; ihr 
Lohn setzt sich aus einem festen Gehalt 
und aus einer Prämie für die geförderte 
Tonne zusammen und beträgt insgesamt 
etwa 200 Mark monatlich. 

Die zum Löschen notwendige Zeit 
hat sich von 26 Stunden auf zwölf Stun- 
den vermindert; der Dampfer kann da- 
her eine größere Zahl von Reisen aus- 
führen, die Kosten für seine Verzinsung 
und Tilgung werden dementsprechend 
kleiner. Neu hinzugekommen sind da- 
gegen die Kapitalkosten für die Kran- 
anlage; da sie sich mit der Verminde- 


., rung der Dampfer-Kapitalkosten gerade 


ausgleichen, so ist die Gesamtersparnis 
der neuen Anlage ausschließlich auf die 
Ausschaltung der Handlanger zurück zu- 
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führen, die durch höherwertige Arbeiter 
und vollkommenere Maschinen ersetzt 
worden sind. 

Ein Beispiel aus dem Großstadtver- 
kehr ist in dem Schaubild Nr. 7 dar- 
gestellt. Die bisher übliche Reinigung 
der Straßenbahnschienen durch Hand- 
arbeit verursachte Kosten im Betrage 


von 1,03 Mark auf 1km Gleis. Die 
neuerdings in Hannover eingeführte 
Reinigung durch einen mit Brause, 
Rillenkratzer und Vakuumreiniger aus- 
gerüsteten elektrisch betriebenen 
Straßenbahnwagen erfordert nur 0,28 
Pfennig für 1 km. Dieses wirtschaftliche 
Ergebnis ist wieder erreicht worden 
durch den Ersatz der Handlanger durch 
einen hochwertigen Arbeiter — den 
Steuermann des Wagens — in Verbin- 
dung mit einer selbsttätig arbeitenden 
Maschine. 


Der Mensch in der Kriegstechnik. 


Mehr als irgendwo gilt die Zahl im 
Krieg; freilich nur unter der Voraus- 
setzung, daß die Güte der Ausbildung 
und Führung auf beiden Seiten gleich 
ist. Wo dies nicht gilt, verliert die 
Uebermacht der Zahl ihren Wert voll- 
ständig; das beweist jeder Kolonialkrieg. 
Mit der Vervollkommnung der Feuer- 
waffen steigt der Wert der Ausbildung. 
Für den Arkebusier des dreißigjährigen 
Kriegs genügten wenige Wochen zur 
Ausbildung ; immerhin machte schon da- 
mals die Artillerie eine Ausnahme; sie 
bildete eine besondere Zunft. Je größer 
die Tragweite und die Feuergeschwin- 
digkeit des Magazingewehrs wird, desto 
mehr Zeit muß auf die Schießausbildung 
gelegt werden; heute vermag der Durch- 
schnittsinfanterist schon kaum mehr die 
Vollkommenheit seiner Waffe ganz zu 
verwerten, und die Waffe trägt weiter 
als der Infanterist sicht. 

Das Maschinengewchr endlich mit sei- 
ner dem Magazingewehr fast um das 
Hundertfache überlegenen Feuerge- 
schwindigkeit trotzt einer vielfachen 
Uebermacht, allerdings nur in der Hand 
eines Meisters. So verdrängt auch in 
der Kriegstechnik die Intelligenz und 
Ausbildung den früheren Wert der 
Menge. 

Zusammenfassung. 

Die aus verschiedenen Gebieten der 
Technik herausgegriffenen Beispiele 
haben gezeigt, daß überall das Bestreben 
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herrscht, den Handlanger zu ersetzen 
durch die vom hochwertigen Arbeiter ge- 
steuerte vollkommene Maschine. Eine 
ganze Reihe von gleichartigen Beispielen 
ließe sich anführen: die Verdrängung 
der Hilfsmaschinenwärter durch Ring- 
schmierlager und durch Zentralschmie- 
rung sowie durch Einführung der Turbo- 
maschinen an Stelle der Kurbeltrieb- 
maschinen, die Ausschaltung der Bogen- 
einlegerinnen bei Schnellpressen durch 
Saugluftgreifer, die Ersparnis von Auf- 
zugführern bei Anwendung der Druck- 
knopfsteuerung. Scheinbar tritt an ein- 
zelnen Stellen eine rückläufige Bewe- 
gung ein, z. B. dann, wenn in einem 
Werk eine größere Zahl von Drehbänken 
durch Revolverbänke ersetzt wird; eine 
um so stärkere Vorwärtsbewegung ist 
in diesem Fall dann zu beobachten, wenn 
bei weiterer Entwicklung die Revolver- 
bänke durch Automaten verdrängt wer- 
den. Am letzten Ende führt die Entwick- 
lung überall zur Ausschaltung des Hand- 
langers. 

Die landläufige Meinung von der 
Mechanisierung des Menschen durch die 
Maschine stammt aus der Zeit, in der 
die Maschinen so unvollkommen waren, 
daß alle Hilfsgriffe von Menschen ver- 
richtet werden mußten. Die neueste 
Entwicklung der Maschinentechnik wird 
gekennzeichnet durch das Bestreben, 
diese Unvollkommenheit zu beseitigen. 


reizvolle 
aber 


Diese Entwicklung bringt 
Aufgaben für den Konstrukteur, 


auch für den Organisator. Je wertvoller 
das Menschenmaterial wird, mit dem die 
arbeitet, 
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Fig. 7. Schienenreinigung. 
Nach Mitteilung von Oberingenieur Schörling. 


schwieriger wird das Ziel, die Menschen 
zu gemeinsamer technischer Arbeit zu 
vereinigen, das heißt die technischen 
Werke zu verwalten; um so größer wird 
das Arbeitsfeld des Verwaltungsingeni- 
eurs der Industrie. 


VERSICHERUNGS-INGENIEURE. 
Von Dipl.-Ing. Rudolf Barkow, Charlottenburg. 


Deutschland ist wohl das Kulturland, 
in dem die Versicherung, d. h. die Ver- 
einigung vieler kleiner Beiträge zur 
Deckung von Schäden, die dem Ein- 
zelnen zustoßen, am weitesten ausge- 
baut ist. Wahrscheinlich infolge des 
relativ geringen Nationalvermögens. Der 
Durchschnittsbesitz des Einzelnen ist 
nicht hoch genug, um Schädigungen 
durch Elementarereignisse usw. ohne die 


Mithilfe großer Kreise, die staatlich oder 
privat organisiert ist, tragen zu können. 

Es liegt in der Natur der Versiche- 
rung, daß die Prämie des Einzelnen dem 
Risiko der Gesamtheit der Versicherer 
sowohl hinsichtlich des Höchstwertes des 
zu deckenden Schadens wie insbesondere 
hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit oder 
Unwahrscheinlichkeit des Schadensein- 
trittes abhängen muß. Der erste Um- 
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stand läßt sich bei der Bemessung der 
Prämie durch eine einfache Rechnung be- 
rücksichtigen, der zweite mit Hilfe der 
Statistik und der Wahrscheinlichkeits- 
Rechnung, wenn für die Durchführung 
der letzteren alle Faktoren und alle mög- 
lichen Fehlerquellen mit genügender 
Sicherheit bekannt sind. 

Für eine Anzahl von Versicherungs- 
gattungen, z. B. reine Lebensversiche- 
rung, Invaliditäts- und Altersversiche- 
rung, Leibrentenversicherung usw., sind 
die maßgebenden Faktoren mit so 
großer Sicherheit festgelegt, daß man 
fast von mathematischen Regeln sprechen 
könnte, nach denen der Eintritt des 
Schadensfalles berechnet werden kann. 
Diese Sicherheit äußert sich in der Auf- 
stellung fester Prämientabellen. 

Anders liegt die Sache bei den Brand- 
schaden-Versicherungen, den Unfallver- 
sicherungen usw. Hier kann, wenn es 
sich nicht wie bei den Unfallversiche- 
rungen der Berufsgenossenschaften um 
Berufsgruppen mit annähernd gleicher 
Gefahrenmöglichkeit handelt, nur von 
Fall zu Fall entschieden werden, wie 
hoch der Prämiensatz zu bemessen ist. 

Solche Festsetzungen können aber mit 
Wahrscheinlichkeit für die Richtigkeit 
nur durch erfahrene Versicherungsfach- 
leute getroffen werden, die zugleich die 
Eigenschaften der zu versichernden Ob- 
jekte und den Gefahrenkreis derselben 
ganz genau beurteilen können. 

In erster Linie steht hier die Brand- 
versicherung. Hier können bis auf wenige 
Ausnahmen die Eigenschaften und der 
Wert des zu versichernden Objektes mit 
voller Zuverlässigkeit nur von Baufach- 
leuten, bzw. von solchen Versicherungs- 
fachleuten beurteilt werden, die eine 
sehr weitgehende, technisch-wirtschaft- 
liche Vorbildung mit darauf folgender 
versicherungstechnischer Ausbildung ge- 
nossen haben. Auch eine längere, mög- 
lichst vielseitige Tätigkeit in rein tech- 
nischen Betrieben muß als geeignet für 
die Ausbildung solcher Beamter ange- 
sehen werden, weil sie eine eingehendere 


Kenntnis des Einflusses des eigenen und 
benachbarter Betriebe auf die Wahr- 
scheinlichkeit des Schadenseintrittes ver- 
mittelt. Der größere Teil der Prämien- 
unterlagen für die Versicherungen von 
Gebäuden, insbesondere von Fabriken, 
läßt sich mit genügender Sicherheit nur 
durch technisch sehr weit vorgebildete 
und erfahrene Beamte feststellen. 

Die Tätigkeit derartiger Versiche- 
rungs-Ingenieure, wie man sie nennen 
kann, ist naturgemäß sehr vielseitig, so- 
wohl was rein technische als was Ver- 
waltungsfragen betrifft. Freilich ist 
hier ein Unterschied je nach dem Cha- 
rakter der Versicherungsanstalt zu be- 
merken. Es gibt bekanntlich neben den 
rein privaten Anstalten noch — den kom- 
munalen Organisationen angegliedert — 
die städtischen bezw. Provinzial-Feuer- 
sozietäten, die landschaftlichen Brand- 
kassen usw., und außerdem noch eine 
Reihe von rein staatlichen Anstalten, 
wie die sächsische Landes-Brandversiche- 
rung u. a. m. Bei diesen letzteren sind 
die technischen Mitglieder der Zentral- 
verwaltungen fast reine Verwaltungs- 
beamte, während die Tätigkeit der üb- 
rigen technischen Beamten sich aufrein 
technische Arbeiten, wie Taxen neu zu 
versichernder Objekte, Feststellungen 
der Schadenshöhe usw. beschränkt. Aehn- - 
lich sind die Verhältnisse bei den Feuer- 
sozietäten der kommunalen Verbände, 
die einen großen Teil ihrer technischen 
Beamten nur im Nebenamt beschäftigen. 
Es muß allerdings beachtet werden, daß 
die vorgenannten Anstalten sich wesent- 
lich mit Gebäudeversicherung und in den 
ländlichen Bezirken mit Vorrätever- 
sicherung beschäftigen, so daß die tech- 
nischen Arbeiten relativ einfacher Na- 
tur sind. 

Anders muß es bei den privaten 
Brandversicherungen sein, namentlich 
wenn sie sich neben der Gebäude-, bzw. 
Mobiliarversicherung in industriellen Ge- 
bieten in größerem Umfange mit Fabrik- 
versicherung und dergleichen beschäfti- 
gen. Bei solchen Anstalten kann für de 
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Erledigung der gesamten technischen 
Arbeiten und vieler Fragen der Organi- 
sation und Verwaltung nur der technisch 
und wirtschaftlich vorgebildete Beamte 
in Frage kommen, also der Versiche- 
rungs-Ingenieur. Hier liegt ein außer- 
ordentlich dankbares und ausgedehntes 
Gebiet für die Betätigung solcher In- 
genieure vor, die sich über die rein 
fachliche Anwendung des auf der Schule 
gelernten erheben wollen. Rein kon- 
struktive und betriebstechnische Auf- 
gaben liegen hier fern, aber es wird 
ein hohes Maß technischer Intelligenz 
und wirtschaftlich-wissenschaftlicher Vor- 
und Ausbildung erfordert, wie sie nur 
die Technische Hochschule zu geben ver- 
mag. 

Neben der 'Feuerversicherung kom- 
men noch die Versicherung von Maschi- 
nen usw. gegen Betriebsschäden, die 
Transportversicherungen, bei denen die 
Seetransportversicherung wegen ihrer 
Beziehungen zu den Schiffsvermessungs- 
anstalten (Bureau Veritas, Germanischer 
Lloyd usw.) besonders erwähnenswert 
sind, und die Unfallversicherungen für 
die Betätigung technisch vorgebildeter 
Beamter in Frage. 

Namentlich auf dem letzt erwähnten 
Gebiet kann der Ingenieur sehr Er- 
sprießliches leisten, denn schon durch 
das Erkennen der Schadensmöglichkeit 


ist vielfach auch schon die Abhilfe für 
die Schadensursache ohne weiteres ge- 
geben, wenn der untersuchende Ver- 
sicherungsbeamte umfassende technische 
Vorbildung und Erfahrung besitzt. Die 
Berufsgenossenschaften haben in ge- 
wisser Hinsicht auf diesem Gebiete des 
Versicherungswesens durch Anstellung 
und Ausbildung ihrer technischen Auf- 
sichtsbeamten vorgearbeitet. Immerhin 
bleibt noch viel zu tun, um eine ge- 
wisse Einheitlichkeit der Auffassung her- 
vorzubringen, die dahin gehen müßte, 
junge technisch und wirtschaftlich vor- 
gebildete Männer, wie sie in den Ab- 
solventen der technischen Hochschulen, 
den Diplom-Ingenieuren, zur Verfügung 
stehen, als Anwärter anzunehmen und 
durch alle Stellen hindurch je nach 
ihrer besonderen Begabung zu rein tech- 
nischen oder Verwaltungsbeamten der 
Versicherungsanstalten auszubilden. 

Für die Technischen Hochschulen er- 
wächst hieraus die Aufgabe, in ihren 
Lehrplänen das Versicherungswesen 
mehr als bis jetzt zu berücksichtigen, 
denn es läßt sich wohl nicht leugnen, daß 
die Bildungsanstalten für die Führer der 
Industrie auch für die Vorbildung der 
Organe von Einrichtungen Sorge tragen 
müssen, auf denen ein Teil des Wachs- 
tums und der Sicherheit dieser Industrie 
beruht. 


GERICHT UND TECHNIK. 


~ 


Die Forderung nach Mitwirkung der 
Techniker im Gerichtswesen wird immer 
dringender werden, je mehr die Kennt- 
nis technischer Wertbestimmung in der 
Rechtsprechung erforderlich wird und 
je schärfer und bestimmter die Formen 
und Bedingungen werden, unter denen 
Rechtsgeschäfte technischer Art zu- 
stande kommen. Auf dem diesjährigen 
Kongreß des Deutschen Vereins für den 
Schutz des gewerblichen Eigentums er- 
hob allerdings ein Regierungsvertreter 
noch Bedenken gegen den Vorschlag, 


Von Dipl.-Ing. Adolf Springe, Neumünster. 


daß die Patentanwälte in derselben 
Weise wie die Rechtsanwälte von der 
ZPO. berücksichtigt werden sollten, 


weil kein Bedürfnis vorliege. Von tech- 
nischen, gewerblichen und industriellen 
Kreisen wird aber immer wieder gerade 
das Bedürfnis nach Vertretung der Tech- 
nik im Gerichtswesen hervorgehoben, 
und selbst von Juristen wird ein solches 
Bedürfnis anerkannt. 

Daß die Mitwirkung von Ingenieuren 
bei Rechtsstreiten über technische 
Gegenstände oft geboten erscheint, geht 


30 Dipl.-Ing. Springe, Gericht und Technik 


auch aus den nachstehenden Bestimmun- 
gen der ZPO. hervor: 

$ 128, 137. Die Parteien haben münd- 
lich in freier Rede zu verhandeln. 

$ 137. Die Bezugnahme auf Schrift- 
stücke statt mündlicher Verhandlung ist 
unzulässig. 

8 138. Eine Erklärung mit Nichtwissen 
ist nur über Tatsachen zulässig, welche 
weder eigene Handlungen der Partei 
noch Gegenstand ihrer eigenen Wahr- 
nehmung gewesen ist. 

8 138. Angeführte Tatsachen, welche 
nicht bestritten werden, gelten als wahr. 

$ 278. Bei nachträglichem Vorbrin- 
gen von Angriffs- oder Verteidigungs- 
mitteln kann das Gericht der Partei, 
die den Rechtsstreit verzögert, die Pro- 
zeßkosten auferlegen. 

Auch die Erläuterungen technischer 
Art sind demnach mündlich vorzubrin- 
gen; ob aber der Rechtsbeistand sich 
die technischen Kenntnisse in dem Maße 
und in dem Umfange aneignen kann, 
daß er in genügender Weise Erklärungen 
abgeben und angeführte Tatsachen be- 
streiten kann, bleibt unwahrscheinlich. 
Besonders scheint auch die Möglichkeit 
beschränkt, gegen das Protokoll Einwen- 
dungen erheben zu können. Und wenn 
der Rechtsbeistand über technische Fra- 
gen nicht genügend unterrichtet ist, und 
er erst durch eine später folgende Be- 
sprechung mit dem Sachverständigen auf 
neue Beweismittel aufmerksam wird, so 
kann infolgedessen der Rechtsstreit ver- 
zögert werden, und für die Partei kön- 
nen Kosten entstehen. 

Besonders wenn die Partei selbst nicht 
sachverständig ist, wäre die Zulassung 
von Parteisachverständigen zu den Ge- 
richtsverhandlungen erwünscht, und 
sachverständig im Sinne der Technik 
sind die Parteien in den seltensten 
Fällen, so daß sie sich meistens vor und 
während des Rechtsstreites eines Par- 
teisachverständigen bedienen müßten 
und häufig auch bedienen. Sie können 
ja ohne vorherige Beratung mit einem 
Sachverständigen kaum den Rechtsstreit 


anhängig machen. Diesem Umstand hat 
z. B. das Reichsgericht durch die Ent- 
scheidung RG. 13314, daß die Kosten 
eines eine Klage vorbereitenden Gut- 
achtens zu den Prozeßkosten zu rech- 
nen sind, Rechnung getragen. Ueber- 
dies, wer außer einem Sachverständigen 
kann die Gefährdung eines Beweismittels 
(8 485) erkennen ? Welch innerer Wider- 
spruch liegt nicht allein darin, daß das 
Gericht selbst sich eines Sachverständi- 
gen bedienen kann, während die Partei 
dieses Recht nicht besitzt; es ist doch 


nicht anzunehmen, daß der Rechtsbei- 


stand mehr technische Kenntnisse be- 
sitzt, als das Gericht. Es bleibt zweifel- 
haft, daß der Rechtsanwalt alle tech- 
nischen Fragen so beherrscht, daß er 
vortragen, die Behauptungen der Gegen- 
partei auf ihre Tragweite erkennen, alle 
Beweismittel und Gegenbeweismittel an- 
geben und das Beweisergebnis (Augen- 
scheinseinnahme, Zeugen- und Sachver- 
ständigenaussage, Zeichnungen, Patent- 
urkunden u. a.) würdigen kann. Es wird 
nicht zu leugnen sein, daß tatsächlich 
in bezug auf das Sachverständigenwesen 
Unzuträglichkeiten herrschen, die oft 
mindestens eine Verzögerung des Pro- 
zesses zur Folge haben. Die Notwen- 
digkeit der Mitwirkung von Parteisach- 
verständigen im allgemeinen geht auch 
aus der Rechtsprechung hervor: | 

v. Rohrscheidt, GO. 91, § 21, S. 77, 
Anm. 4. Entscheidet der Richter aber 
für die Anhörung eines Sachverständi- 
gen, so bringt er damit zum Ausdruck, 
daß er nicht selbst im Besitze der er- 
forderlichen Sachkenntnis ist, und es 
muß dann auch der allgemeine Grund- 
satz, daß der Richter sein Urteil nicht 
auf Beweismittel stützen darf, bezüglich 
deren den Parteien nicht einmal Gelegen- 
heit gegeben ist, sich über sie zu äußern, 
und daß in einem solchen Falle das 
Verfahren an einem wesentlichen Mangel 
leidet (E. d. OVG. Bd. 1, S. 313, Bd. 12, 
S. 64, Bd. 20, S. 191, Bd. 25, S. 104, 
Preuß. V. B. 13, S. 209), für den er- 
hobenen Sachverständigenbeweis Platz 
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greifen. Den Parteien muß also von der 
Beweiserhebung in einer Weise Kenntnis 
gegeben werden, daß dieselben zu einer 
Widerlegung des Gutachtens oder zu 
sonstiger Anfechtung desselben in der 
Lage sind (E. d. OVG. vom 17. Dez. 
1894, Reger, Bd. 15, S. 380). 

Durch diese Entscheidungen des 
Reichsgerichts und des Oberverwal- 
tungsgerichts ist also die Mitwirkung 
von Parteisachverständigen im allge- 
meinen als notwendig anerkannt, warum 
stellt man sie dann außerhalb des Ver- 
fahrens. Als idealer und würdiger Zu- 
stand kann dieses keineswegs bezeich- 
net werden; besser wäre es jedenfalls, 
wenn Ingenieure unmittelbar an dem 
Verfahren beteiligt und dadurch in einem 
gewissen Sinne der Kontrolle des Ge- 
richts unterstellt würden. Und es ist ja 
die Mitwirkung technischer Parteibei- 
stände sogar vor dem Reichsgericht bei 
Patentstreitigkeiten durch die Kaisl. Ver- 
ordnung vom 6. Dezemb. 1891 geregelt: 

$ 9. Das Reichsgericht kann zu der 
Beratung Sachverständige zuziehen; die- 
selben dürfen an der Abstimmung nicht 
teilnehmen. 

§ 14, Abs. 2. Den Parteien und den 
Vertretern ist es gestattet, mit einem 
technischen Beistande zu erscheinen. 

§ 10. Zu den Kosten des Verfahrens, 
über welche das Reichsgericht nach § 33, 
Absatz 2 des Patentgesetzes zu bestim- 
men hat, gehören außer den aus der 
Kasse des Patentamtes zu bestreitenden 
Auslagen diejenigen den Parteien er- 
wachsenen Auslagen, welche nach freiem 
Ermessen des Gerichtshofes zur zweck- 
entsprechenden Wahrung der Ansprüche 
und Rechte notwendig waren. 

Das Reichsgericht hat bisher die Not- 
wendigkeit technischen Beistandes recht 
eng begrenzt: 

RG. 1. Z.-S., 14. Juli 1902. 

Die Gebühren des Patentanwalts kön- 
nen aber überhaupt nicht zur Erstattung 
liquidiert werden. Die Tätigkeit des- 


selben hat sich auf die Anfertigung des 


Schriftsatzes vom 23. August 1901 be- 


schränkt. Der Berufungsbeklagte ist vor 
dem Reichsgericht nicht erschienen und 
hat sich in der mündlichen Verhandlung 
auch durch einen bei dem Reichsge- 
richt zugelassenen Anwalt nicht ver- 
treten lassen. Durch einen solchen hätte 
er die Beantwortung der Berufungs- 
schrift vornehmen lassen und die ge- 
setzliche Gebühr zur Erstattung liqui- 
dieren können. Hielt er das nicht für 
erforderlich, so konnte er die Berufungs- 
schrift selbst beantworten, da das Gesetz 
eine besondere Form für die Berufungs- 
schrift und die Erklärung auf dieselbe 
nicht vorschreibt. Danach können die 
Auslagen, die einer Partei durch Be- 
zahlung eines Patentanwaltes im Be- 
rufungsverfahren für Schriftsätze und 
sonstige Tätigkeit erwachsen sind, 
nicht als notwendige Posten angesehen 
werden. 

RG., I. Z.-S., 8. Dezember 1906. 

„— Ersatzmäßig erschienen außer den 
im Beschluß vom 26. September 1906 
festgesetzten Kosten noch die Reise- 
kosten des Patentanwalts X. in Berlin, 
welcher der Verhandlung vor dem 
Reichsgericht vom 28. April 1906 an- 


wohnte, und zwar in dem üblichen Be- 


trage von 50 Mark. Dagegen können 
nach feststehender Praxis des Reichs- 
gerichts Honoraransprüche des Patent- 
anwalts neben den Gebühren eines die 
Partei vertretenden Rechtsanwalts beim 


Reichsgericht nicht ersetzt verlangt 
werden.“ | 
RG., 1. Z.-S., 26. Mai 1909. 
„— Nach feststehender Praxis des 


Reichsgerichts werden die Gebühren des 
Patentanwalts auch dann nicht für er- 
stattungsfähig angesehen, wenn die Par- 
tei durch einen beim Reichsgericht zu- 
gelassenen Rechtsanwalt nicht vertreten 
war. — Da, wie im vorliegenden Falle, 
die Partei des Rates oder der Vertre- 
tung eines Rechtsanwaltes entbehren 
Konnte, erscheint auch die Zuziehung 
eines Patentanwaltes nicht erforderlich.‘ 

In der letzten Entscheidung liegt eine 
wenig günstige Beurteilung der Tech- 
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niker; eine andere Auffassung kommt 
im Patentgesetz zum Ausdruck: 


P. A. L, 18. Januar 1907. 


„— Ein solches Abwägen, ob eine 
Sache besser durch einen Rechtsanwalt 
oder durch einen Patentanwalt hätte 
wahrgenommen werden können, ist nicht 
gerechtfertigt und nicht Sache des 
Amtes: Die Gesetze sehen beide Ver- 
treterkategorien in bezug auf die Ver- 
tretung vor dem Patentamt als gleich- 
wertig an.“ 


Diese günstige Beurteilung der Tech- 
niker dürfte teilweise ihren Grund darin 
haben, daß im Patentamt Techniker und 
Juristen gleichberechtigt nebeneinander 
arbeiten; selbst der Vorsitz in den Ab- 
teilungen kann von einem Techniker ge- 
führt werden (Kaiserl. Verordnung vom 
29. April 1904). 


Tatsächlich ist also der Techniker be- 
reits im Gerichtshof vertreten, und der- 
selbe Grund, der im Laufe der Zeiten 
die Verhandlungen des Gerichts in die 
Hände Rechtskundiger legte, spricht jetzt 
für die Zuziehung von Sachkundigen; 
wie früher die Erkennung der Rechts- 
lage die weitaus schwierigere war (wäh- 
rend zur Erkennung der Sachlage der 
gesunde Menschenverstand genügte), 
müssen wir jetzt in der Erkennung der 
Sachlage eine ebenso schwierige Auf- 
gabe erblicken. Die Erkennung der Sach- 
lage ist bei der heutigen Vielheit der 
Werkzeuge, Maschinen und technischen 
Anlagen, deren Zahl ins Ungemessene 
gestiegen erscheint, meistens an tech- 
nische Grundkenntnisse gebunden. Er- 
schwert wird die Erkennung der Sach- 
lage besonders dadurch, daß wir nicht 
nur mehr die äußeren Eigenschaften 
der Gegenstände zu Rechtsgeschäften 
machen, sondern auch Eigenschaften, 
welche wir nicht unmittelbar mit un- 
seren Sinnen wahrnehmen können. Aus 
diesem Grunde kann eine Sachkunde z. 


B. in bezug auf Dampfkessel nicht ohne 
weiteres dem zugesprochen wcrden, der 
einen solchen in Betrieb hat; dafür sind 
die inneren Vorgänge in einer Kessel- 
anlage und die Eigenschaften der ver- 
schiedenen Kesselsysteme viel zu viel- 
seitig. Es kann überhaupt eine einzeln? 
Person kaum so viele persönliche Er- 
fahrungen sammeln, um genügend sach- 
verständig zu werden; sie muß sich viel- 
mehr die Erfahrung anderer zunutze 
machen. Ein Mittel zur Verwertung der 
Erfahrungen anderer bietet uns die tech- 
nische Wissenschaft, die die technischen 
Kenntnisse zusammenträgt, miteinander 
vergleicht, ordnet, Fachgebiete bildet, 
die Fachgebiete in Gruppen zusammen- 
faßt und die Gruppen in ein einheit- 
liches System einschließt und erkennen 
lehrt, daß die verschiedenen Gebilde aus 
wenigen ähnlichen, immer wiederkehren- 
den Teilen bestehen, und daß nur einige 
wenige Grundgesetze alle Erscheinungen 
auf technischem Gebiete beherrschen. 

Zu einer solchen Erkenntnis und über- 
haupt zu einer wissenschaftlichen Tech- 
nik konnten wir erst gelangen, als wir 
das persönliche Gefühl und Empfinden 
durch Maß und Zahl auszudrücken lern- 
ten, und als das Hindernis der unzähli- 
gen verschiedenen Maßeinheiten gefallen 
war. 

Infolge seiner allgemeinen Ausbildung 
nimmt der technisch - wissenschaftlich 
vorgebildete Sachkundige eine ganz an- 
dere Stellung ein, als der gewerbliche 
Sachverständige der alten Gesetzgebung ; 
seine Sachkenntnis gründet sich nicht 
allein mehr auf Gefühl und persönliche 
Erfahrung, die nur für jeden Sonderfall 
gewonnen werden kann, sondern seine 
Kenntnisse beruhen neben diesen auf 
Erkenntnis und Anwendung der Natur: 
gesetze, während die Tätigkeit der Ju- 
risten auf der Kenntnis und Auslegung 
der menschlichem Willen unterworfenen 
Gesetze beruht. 
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DIPLOM - INGENIEURE UND DIE SELBSTVERWALTUNG. 


Von einem Stadtbaumeister. 


Im Jahre 1908 waren 100 Jahre der 
städtischen Selbstverwaltung vergangen. 
Selbstverwaltung ; mit berechtigtem Stolz 
haben die Vertreter der deutschen Städte 
es tausendmal ausgesprochen, was alles 
auf den von staatlichem Eingriff freien 
Gebieten von der Selbstverwaltung ge- 
leistet worden ist. Wir können es auch 
täglich verfolgen, mit welchem Selbst- 
bewußtsein die Städte die von ihren 
Verwaltungen geschaffenen Einrichtun- 
gen hervorheben, und wie empfindlich 
sie anderseits bedacht sind, jede Be- 
einflussung seitens der Regierungen ab- 
zulehnen, wenn damit die Selbständig- 
keit ihrer Verwaltungen bedroht wird. 

Mir will scheinen, daß hierzu die 
Sorglosigkeit bei der Vorbildung ihrer 
höheren Beamten gar nicht passen 
will. 

Was haben die Städte für die Her- 
anbildung ihrer Bürgermeister und der 
anderen höheren Beamten getan? Ant- 
wort: Sie haben sich ganz auf die Ein- 
richtungen verlassen, die der Staat für 
seine Staatsbeamten geschaffen 
hat. Am auffallendsten ist das bei der 
Vorbildung der Baubeamten. Ich blättere 
die Stellenausschreibungen von 300 
Städten durch und finde 300 mal: Die 
Stadt X sucht zur Leitung ihres Stadt- 
bauamtes (Selbstverwaltung!) einenRe- 
gierungsbaumeister. Ein Regierungs- 
baumeister ist ein für die Zwecke des 
Staatsbaudienstes vorgebildeter Tech- 
niker, der in der Regel — soweit die 
kommunalen Bauaufgaben nicht mit 
denen der Regierung gleichartig sind — 
für die Leitung eines Stadtbauamtes 
gar nicht vorgebildet ist. Schon 
die wissenschaftliche Schulung auf den 
Technischen Hochschulen zeigt bedenk- 
liche Lücken. Hier ist besonders der 
Umstand nachteilig, daß die Technischen 
Hochschulen eine Scheidung nach Hoch- 
bau, Bauingenieurwesen und Maschinen- 
bau durchführen und ihren Studierenden 


nur in seltenen Fällen und nur aus- 
nahmsweise eine für kommunale Bau- 
aufgaben geeignete Kombination im 
Studium ermöglichen. Die akademischen 
Studien können nur so abgeschlossen 
werden, wie es die bestehende Teilung 
nach den genannten Fachrichtungen er- 
laubt. Diese Teilung in Fachrichtungen 
hat sich aus dem Bedürfnis großer 
Bauverwaltungen, besonders derjenigen 
der Staaten ergeben. Die Eigenart der 
kommunalen, besonders der kleinstädti- 
schen Bauverwaltungen, ist dabei gar 
nicht berücksichtigt. Wir haben in 
Deutschland ein- bis zweitausend klein- 
und mittelstädtische Bauverwaltungen, 
die ganz anders organisiert sind, als die 
Staatsbauverwaltung, und die auch einen 
ganz anderen Aufgabenkreis haben. 
Die Vorbildung, welche die Tech- 
nischen Hochschulen für eine Tätigkeit 
in den leitenden Stellen dieser Verwal- 
tungen bieten, muß bei der bisherigen 
Studienteilung als eine durchaus 
ungenügende bezeichnet werden. Sie 
ist nur eine Halbbildung insofern, als 
der Regierungsbaumeister, der zur Lei- 
tung eines mittelgroßen (besonders aber 
eines kleinstädtischen) Stadtbauamtes 
berufen wird, immer nur einen Teil 
der Aufgaben beherrscht. Er ist Hoch- 
bauer (Architekt) und hat auf seiner 
Hochschule nie etwas von dem großen 
Aufgabenkreis kennen gelernt, der in 
der Abteilung für Bauingenieurwesen be- 
handelt wird. Oder er ist Bauingenieur 
und steht den kommunalen Aufgaben auf 
dem Gebiete des Hochbaues ganz fremd 
gegenüber. Oder er ist Maschinen- 
ingenieur usw. Dieser Mißstand wird nun 
dadurch sehr verschärft, daß die prak- 
tische nach dem Hochschulstudium ein- 
setzende Schulung der jungen Baubeam- 
ten für den Staatsdienst naturgemäß 
auch ganz für die Zwecke des letzteren 
eingerichtet ist. Der zukünftige Re- 
gierungsbaumeister wird als Hochbauer 
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oder als Wasserbauer, oder alsEisen- 
bahningenieur usw. — kurz immer für 
bestimmt abgegrenzte Tätigkeitsgebizete 
der staatlichen Verwaltungen ausge- 
bildet. Diese Beschränkung auf die Ziele 
der Staatsverwaltungen hat neuerdings 
ihre besondere Berechtigung darin er- 
halten, daß die Prüfungen am Schlusse 
des akademischen Studiums nicht mehr 
staatliche (wie früher), sondern 
akademische sind, und daß die Re- 
gierungsbaumeisterprüfung (am Schlusse 
einer dem Studium angefügten, von 
staatlichen Behörden geleiteten prakti- 
schen Ausbildung) für solche Kandidaten 
abgehalten wird, welche dem Staat 
ihre Dienste widmen wollen. 

Es ist eine in Rücksicht auf das Ver- 
halten der Selbstverwaltungen ganz un- 
verständige Gepflogenheit der Städte 
(der Klein- und Mittelstädte), daß sie für 
eine geeignete Vorbildung ihrer Bau- 
beamten keine Hand rühren und nur 
solche Techniker berufen, welche sich 
der Staat für die Aufgabe der Staats- 
bauverwaltung vorgebildet hat. 

Das Verfahren hat und hatte vordem 
einen Vorzug: Es enthob die Städte 
der Fürsorge für die geeignete Vor- 
bildung ihrer Beamten; es war auch 
bequem für jeden Bürgermeister, sagen 
zu können, er habe einen ehedem König- 
lichen Regierungsbaumeister, der den 
besonderen und nicht leichten Anfor- 
derungen des Staatsdienstes genüge, 
für den städtischen Dienst gewonnen und 
habe damit das getan, was die Vorsicht 
bei der verantwortungsvollen Stelle ge- 
bot. Das Verfahren paßt nun aber gar 
nicht mehr zu den stolzen Worten 
der Vertreter der Selbstverwaltungen, 
die einerseits die großen Anstrengungen 
und die Bemühungen in den eigenartigen 
Aufgaben der Städte hervorheben und 
anderseits so sehr die Selbständigkeit 
und die Unabhängigkeit von der Regie- 
rung betonen. 

Was mir an dem bisherigen Ver- 
fahren der Städte als unrichtig, jeden- 
falls unverständlich erscheint, ist das, 


daß sie in den Stellenausschreibun- 
gen die Diplom-Ingenieure aus- 
schließen. 

Der Ausschluß der Diplom-Ingenieure 
liegt sicher nicht im Interesse der Ge- 
meinden. Denn hierdurch werden die 
Technischen Hochschulen (in geringerem 
Maße gilt das auch für die Technischen 
Mittelschulen) nicht angeregt, die Eigen- 
art der kommunalen Bauverwaltungen 
in stärkerem Maße zu berücksichtigen 
(durch Zusammenlegung einzelner Un- 
terrichtszweige) ; sie werden vielmehr in 
der sicherlich unzutreffenden Ansicht ge- 


‚stärkt, die Anforderungen an die Vor- 


bildung der Beamten sei bei den Selbst- 
verwaltungen genau dieselbe, wie 
in den Staatsverwaltungen. 

Der Ausschluß der Diplom-Ingenieure 
zwingt aber weiter auch die letzteren 
— weil die Gemeinden in ihren Stellen- 
ausschreibungen das Bestehen der Re- 
gierungsbaumeisterprüfung allgemein als 
Bedingung aussprechen —, sofern sie in 
den Kommunaldienst eintreten wollen, 
sich für eine Tätigkeit ausbilden zu 
lassen, die sie später wieder ver- 
lassen wollen. Sie belasten die staat- 
lichen Ausbildungsbehörden, ohne da- 
bei die für sie passende Ausbil- 
dung zu finden. Das ganze Verfahren 
ist unrationell, der Zweck wird nicht er- 
reicht. Das Regierungsbaumeisterexamen 
ist für Regierungsbaumeister bestimmt. 
Wer Stadtbaumeister werden will, muß 
selbstverständlich eine andere 
Vorbildung haben. 

Diese Vorbildung könnte viel zweck- 
mäßiger gestaltet werden, wenn die 
Städte selbst die hier vorliegende Auf- 
gabe anfassen wollten. Denn das ist 
doch unbestritten: es kann ein Diplom- 
Ingenieur (die Regierungsbaumeister 
müssen doch auch alle ohne Ausnahme 
zunächst den Grad eines Dipl.-Ing. er- 
werben) in vier Jahren praktischer 
Tätigkeit für die eigenartigen Aufgaben 
der städtischen Bauämter besser ge- 
schult werden, wenn er diese Zeit haupt- 
sächlich in der Kommunalverwaltung 
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verbringt und nicht bei den Sonderauf- 
gaben der Staatsverwaltung. Oder sind 
die Stadtbauverwaltungen doch nicht so 
gut und so zuverlässig, wie die Staats- 
bauverwaltungen ? 

Man wendet ein: doch; aber wir 
wollen „Doppeltgeprüfte‘“. Ich sehe in 
dieser Forderung nach einer zweiten 
Prüfung (eigentlich ist es die dritte 
Prüfung) ein Zeichen von Unselbständig- 
keit des Urteils bei den leitenden Stellen 
der Selbstverwaltungen. Wenn in einer 
Staatsverwaltung mit großem Beamten- 
körper und weitverzweigten (auch ört- 
lich weit auseinander gezogenen) Amts- 
stellen die Einheitlichkeit im Dienst- 
betrieb und die Gleichheit der Vor- 
schulung durch Prüfungen gesichert wer- 
den muß, so fällt dieser Grund für die 
Stadtverwaltungen ganz aus. Die wissen- 
schaftliche Befähigung des Diplom-In- 
genieurs ist — soweit das durch Prü- 
fungen überhaupt erreichbar ist — durch 
das Bestehen der akademischen Prüfun- 
gen nachgewiesen. Weiteres durch Prü- 
fungen zu ermitteln, kann doch nur 
Zweck haben, wenn hierbei Fähigkeiten 
für ein enger begrenztes Berufsfeld so- 
wie Kenntnisse aus Wissensgebieten des 
letzteren festgestellt werden können. 
Einer zweiten (dritten) Prüfung, in der 


die besondere Befähigung für den Dienst 


der Selbstverwaltungen nachgewiesen 
werden soll, müßte — wenn sie Zweck 
haben soll — auch eine längere, etwa 


dreijährige Tätigkeit in der Selbstver- 
waltung vorausgehen. Nur unter dieser 
Voraussetzung hat das Verlangen nach 
„Doppeltgeprüften‘ einen Sinn. Warum 
will man aber die jungen Beamten, die 
mit Prüfungen gewiß genug gequält wer- 
den, nochmals mit einer für ganz andere 


Zwecke bestimmten Prüfung in ihrer 
Ausbildung aufhalten? Gerade die 
Selbstverwaltungen sollten hier einen 


freieren Blick zeigen. 

Wer sollte besser, als die Leiter der 
Selbstverwaltungen, bestimmen können, 
welcher Diplom-Ingenieur die für die 
Selbstverwaltung (im besonderen für die 
Aufgaben der Stadtbauämter) erforder- 
lichen Eigenschaften und Kenntnisse be- 
sitzt ? Die für Zwecke der Staatsverwal- 
tung eingesetzten Beamten der Prüfungs- 
ämter können es jedenfalls nicht; es 
ist auch nicht ihres Amtes. Die Städte 
müßten den Diplom-Ingenieuren, die sich 
dem Stadtbaudienst widmen wollen, eine 
freie, vom Prüfungszwange unberührte 
Entwicklung ermöglichen. Das ist Auf- 
gabe der Selbstverwaltung, das liegt 
im eigensten Interesse der Städte. 


WER IST DIPLOM-INGENIEUR? 


Von Dipl.-Ing. Adolf Springe, Neumünster. 


Wie Herr Dipl.-Ing. Dr. Lang im 
Heft 1 der „Mitteilungen‘‘ ausführt, kann 
in einer dem Titel ‚Dipl.-Ing.‘ ähn- 
lichen Bezeichnung eine strafbare Hand- 
lung erblickt werden. Für die analoge 
Bezeichnung „Arzt“ liegen eine ganze 
Reihe von Gerichtsentscheidungen vor. 
Von Interesse dürfte es sein, daß nach 
dem Hess. Gesetz betreffend die Ein- 
richtung und Leitung von technischen 
Privatunterrichtsanstalten auch in be- 
zug auf den Titel „Dipl.-Ing.“ gleiche 
gesetzliche Bestimmungen bestehen, wie 


sie die Reichsgewerbeordnung für die 
Bezeichnung Arzt enthält: 

„Artikel 12. 
Auf Grund eines von einer technischen 
Privat - Unterrichtsanstalt ausgestellten 
Prüfungszeugnisses ist es nicht gestattet, 
sich als Diplom- oder diplomierter In- 
genieur zu bezeichnen, oder sich einen 
ähnlichen Titel beizulegen, durch den der 
Glaube erweckt wird, der Inhaber des- 
selben sei ein auf einer deutschen tech- 
nischen Hochschule vorgebildeter oder 
geprüfter Ingenieur. 
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Zuwiderhandlungen werden nach 
8 360, Ziffer 8, Reichs-Strafgesetzbuchs, 
bestraft.“ 

Ferner dürfte es Beachtung verdienen, 
daß nach einer Entscheidung des OLG. 


BERICHT DES VORSTANDS. 


Sitzungen des Vorstands haben in der Be- 
richtszeit nicht stattgefunden. 

Als Mitglieder wurden aufgenommen die 
Herren Dipl.-Ing. 
Bieber, August, Ingenieur der Kgl. Eisen- 

bahn-Direktion Cöln, Cöln, Lüneburgerstr. 211. 


Bräter, Rudolf, Dresden-Neustadt, 
straße 61. 

Bross, Walter, Betriebs-Dirigent bei der Kai- 
serlichen Werft Kiel, Kiel, Hansastr. 2111. 


Carstens, Joh. Dr.-Ing, Chemiker der 
Farbenfabriken vorm. Friedr. Bayer & Co., 
Vohwinkel, Moltkestr. 58. 

Claus, Carl, Dr.-Ing., Düsseldorf, Feldstr. 66. 


Dammann, Karl, Stadtingenieur, Vorsteher 
der städtischen Tiefbauinspektion IIl Essen- 
Ruhr, Essen-Ruhr, Andreasstr. 5. 

Decker, Heinrich, Cöln-Ehrenfeld, Clarastr. 5. 


Buchen- 


Driescher, Alfred, Oberingenieur der Fa.’ 


Thyssen & Co., Mülheim-Ruhr, Wiesenstr. 23. 


Händel, Max, Architekt, Frankfurt a. Main, 
Gutleutstr. 137 11. 

Hinck, Gustav, Chemiker beim Eschweiler 
Bergwerks-Verein, Alsdorf bei Aachen. 

Jahn, Johannes, Dr.-Ing., Konstrukteur für 
Schiffsmaschinen bei der ‚A.-G. Weser‘, Bre- 
men, Utbremerstr. 149. 

Jakob, Hans, Chemiker der Fa. E. Matthes 
& Weber Akt.-Ges. Duisburg, Duisburg am 
Rhein, Taubenstr. 16. 

Kellermann, Hermann, Hochotenassistent 

des „Phoenix“, Hoerde i. W., Penningskamp 10. 

Klingelhöfer, Ludwig, Direktor der Lolat 
A.-G., Düsseldorf, Kaiserstr. 2911. 

Kücken, Fritz, Friedenau, Hertelstr. 2. 

Kugelmann, Bernhard, Ingenieur der Sie- 
mens & Halske A.-G., Wernerwerk, Berlin 
W. 30, Hohenstaufenstr. 4. 

Lilge, Friedrich, Betriebsingenieur der Gute- 
hoffnungshütte Oberhausen, Oberhausen im 
Rhl., Beaumontsstr. 47. 

Macholl, Anton, Charlottenburg, Goethestr. 4. 

Neufeld, Martin W., Chemiker, Danzig-Lang- 
fuhr, Gäschkentaler Weg 26. 

Ohnesorge, Otto, Patentanwalt, Bochum in 
W., Märkischestr. 8. 

Pfister, Ernst, Berginspektor der con. Al- 
kaliwerke Westeregeln, Westeregeln. 


Darmstadt (vergl. Wirtschaft und Tech- 
nik 1908, 6, 224) der Titel „Ingenieur“ 
nach der Verkehrsanschauung nur Leu- 
ten mit Hochschulbildung beigelegt zu 
werden pflegt. 


Ingenieur der Fa. J. A. 
München, Mauerkicher- 


Preyss, Walter, 
Maffei München, 
straße 4, pt. 

Schünemann, Friedrich, Kgl. Oberlehrer, 
Cöln a. Rh., Meister Gerhardstr. 2. 

Schürmann, Richard, Essen-Ruhr, Huyssen- 
allee 103. 

Teige, Paul, Berlin C. 25, Alexanderstr. 3/6. 

Thaler, Herm., Assistent an der Königl. 
Bergakademie zu Clausthal, Clausthal-Harz, 
No. 932, Bergstraße. 

Walther, Arthur, i. Fa. Fischer & Walther, 
Architekten, Kiel, Hasseldirkdammer Weg 40. 

Wendt, Anton, Ingenieur der Kgl. Eisenbahn- 
direktion Stettin, Stettin, Friedrichstr. 121. 

Wilden, Karl, 1. techn. Aufsichtsbeamter der 
Rhein. landwirtsch. Berufsgenossenschaft, 
Düsseldorf, Herzogstr. 100, pt. 


In die Liste der Förderer sind eingetragen 
worden die Herren: 


Dr. H. Bunte, Geheimer Hofrat, Professor, 
Karlsruhe, Nowacksanlage 13. 

H. Frese, Geheimer Regierungsrat, Professor, 
Rektor der Kgl. Techn. Hochschule Hanno- 
ver, Hannover, Nienburgerstr. 7. 

Ed. Jucker, Ingenieur, Berlin NW. 5, Rathe- 
nowerstr. 61. 

Dr.-Ing. Schrödter, Geschäftsführer des Ver- 
eins Deutscher Eisenhüttenleute, Düsseldorf, 
Jacobistr. 5. (Bereits in der vorigen Nuni- 

mer aufgeführt; daselbst Druckfehler — es muß 

heißen Eisenhüttenleute statt Eisenhütten- 
beamte.) 


Eingabe an das Kaiserliche Patentamt. 


Auf unser an das Kaiserliche Patentamt ge- 
richtete Schreiben (vergl. Heft 5 der „Mit- 
teilungen‘“ vom 1. Dez. v. Js.) ist folgende 
Antwort vom 8. Januar eingegangen: 

„Auf die gefällige Eingabe vom 23. Novem- 
ber 1909 erwidere ich ergebenst, daß im dienst- 
lichen Verkehr des Patentamts die Gradbezeich- 
nung „Diplom-Ingenieur‘ dem Namen sowohl 
bei der förmlichen Adressierung wie auch in 
amtlichen Listen z. B. auch im Handbuch für 
das Deutsche Reich beigesetzt wird. Für die 
im patentamtlichen Verfahren ergehenden Ver- 
öffentlichungen erscheint angesichts der Vor- 
schriften in § 23 Absatz 2 und § 19 Absatz 1 


Aus den Bezirksvereinen 


des Patentgesetzes, sowie § 3 des Gebrauchs- 
muster — und des Warenbezeichnungsgesetzes 
ein entsprechender Zusatz solange nicht an- 
gängig, als nach den Verkehrsgepflo- 
senheiten, die auch für das Patent maß- 
gebend sein müssen, die Bezeichnung „Diplom- 
Ingenieur‘ als ein Zubehör des Namens nicht 
betrachtet wird.‘ 


Die grundsätzliche Zustimmung, die 
uns hiermit ausgesprochen wird, läßt erwarten, 
daß der Zusatz „Dipl.-Ing.“ binnen kurzem 
seitens der Leitung des Patentamts angeordnet 
werden wird. Der Zusatz der Gradbezeichnung 
„Dr. Ing.“ (die bekanntlich zu gleicher Zeit 
entstanden ist, wie die Bezeichnung „Dipl.-Ing.‘‘) 
ist bereits angeordnet. 


Um die Feststellung der Verkehrsgepflogen- 
heit zu beschleunigen, scheint es auch hiernach 
sehr erwünscht, daß die Herren Kollegen dar- 
auf dringen, daß ihrem Namen der akademische 
Grad überall zugesetzt werde. Sie haben hier- 
auf den gleichen Anspruch, der auch für an- 
dere akademische Grade im amtlichen wie im 
privaten Verkehr geltend gemacht wird. 


Aus den Bezirksvereinen. 


Bezirksverein Berlin. In der Sitzung vom 
12. d. Mts. hielt Herr Prof. Dr. Ing. Schle- 
singer einen Lichtbildervortrag über „Verwal- 
tungsprobleme in der Privatwirtschaft‘“. Das 
Thema war durch das Eingehen auf die Staats- 
betriebe und ihre Verwaltungen, insbesondere 
durch einen Hinweis auf die Kieler Werft, sehr 
interessant gestaltet. 

Die Wiedergabe seines Inhalts wird durch 
einen besonderen Aufsatz in der nächsten Num- 
mer erfolgen. 

Die Geschäfte des Schriftführers führt Herr 
Dipl.-Ing. Grimm. Es wird gebeten, alle für 
den Bezirksverein bestimmten Sendungen an 
dessen Adresse — Charlottenburg, Krumme- 
straße 26 — zu richten. 


Bezirksverein Cöln. In der Sitzung vom 
20. Dez. v. Js. hielt Herr Dipl. Ing. Koch einen 
Vortrag: „Der Diplom-Ingenieur im Rahmen 
des Ingenieurstandes.“ 


Bezirksverein Dortmund. In der Sitzung 
vom 14. d. Mts. sprach Herr Dipl.-Ing. Dr. 
phil. Hort über „Die Stellung des V. D. D.-. 
und seiner Mitglieder zu anderen Vereinigungen 
von Ingenieuren und Technikern.“ 


Bezirksverein Mainz-Wiesbaden. Der Verein 
hat das erste Jahr seiner Tätigkeit in vielen 
Sitzungen mit einer stimmungsvollen Weih- 
nachtsfeier abgeschlossen. 


— Aus der Tagespresse 
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Die Vorstandswahlen für 1910 ergaben: 

1. F. Frantz, Stadtbauingenieur, Mainz, Vor- 
sitzender. 

2. J. Weber, Stadtbauingenieur, Wiesbaden, 

stellv. Vorsitzender. 


3. M. Kronebach, Zivil-Ingenieur, Mainz, 
Schriftführer. 

4. K. Reith, Ingenieur der A. E.-G. Mainz, 
stellv. Schriftführer. 

5. Ph. Markloff, Architekt, Wiesbaden, 
Kassenführer. 


6. W. Bock v. Wülfingen, Betriebsingenieur, 
Oestrich, stellv. Kassenführer. 

7. K. Steinmetz, Lehrer am Rhein. 
nikum, Bingen, 1. Beisitzer. 

8. Krätzinger, Elektro-Ingenieur, Wiesbaden, 
2. Beisitzer. 


Tech- 


Aus der Tagespresse. 


Die Neue Preußische Zeitung (Kreuz-Zei- 
tung) bringt in ihrer Nummer vom 25. Dezem- 
ber v. Js. folgende Notiz: 

Berlin, 24. Dezember. Vor kurzem ist ein 
Verband deutscher Diplomingenieure gegründet 
worden, der die Aufgabe haben soll, eine Stan- 
desvertretung der akademisch gebildeten Inge- 
nieure darzustellen. Daß eine solche Sonder- 
organisation berechtigt ist, kann einem Zweifel 
nicht unterliegen, denn die Interessen der 
Diplomingenieure sind in gewisser Hinsicht von 
denen der Ungeprüften und Nichtakademiker 
unter den Technikern sehr verschieden. Wie- 
weit etwa die Hinneigung eines sehr großen 
Teiles der letzteren zum politischen und sozialen 
Radikalismus das Inslebentreten dieser beson- 
deren Standesbewegung beeinflußt hat, wissen 
wir nicht. Doch scheint aus der Stellungsnahme 
der Sozialdemokratie dem neuen Verbande ge- 
genüber hervorzugehen, daß man sich auf jener 
Seite davon nichts Gutes verspricht. Denn sel- 
ten ist eine neue Berufsorganisation mit so 
starkem Ingrimm bekämpft worden, wie jetzt 
die der Diplomingenieure, wogegen Hansabund 
und Bund der Festbesoldeten noch immer auf 
eine Art von sozialdemokratischem Wohlwollen 
rechnen dürfen. Der „Vorwärts“ (No. 297) 
schreibt über den Verband deutscher Diplom- 


ingenieure am Schlusse eines langen Leit- 
artikels: 
„Wenn nun einige Professoren der Tech- 


nischen Hochschule in Charlottenburg sich ais 
Förderer dieser „Standesbewegung‘ aufspielen, 
so zeigt sich auch hier, will man nicht be- 
wußt reaktionäre Absichten annehmen, wieder 
ein Beispiel der professoralen Lebensunkenntnis 
unserer Zunftgelehrten. Da sitzen die Herren 
dozierend auf ihren Lehrstühlen, jahraus jahrein 
strömt eine immer größere Zahl von tech- 
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nischen Jüngern den Hörsälen zu, am Semester- 
schluß steigt dann regelmäßig die Abschieds- 
rede, in der man den Hochschülern, die nun 
auf die Praxis losgelassen werden, die Bedeu- 
tung und die Aussichten ihres technischen Berufs 
vor Augen führt. Wie ganz anders sehen in 
Wirklichkiet die Dinge aus! Auch der technische 
Angestellte wird trotz seiner akademischen Wür- 
den umgespannt in ein soziales Abhängigkeits- 
verhältnis zum Kapital! Und diesen Proletarisie- 
rungsprozeß kann auch der neugegründete Ver- 
band deutscher Diplomingenieure zur Hebung 
des „Standesbewußtseins‘ innerhalb der Tech- 
nikerschaft nicht mehr aufhalten.“ 


Solche Redensarten brauchen die Apostel der 
Sozialdemokratie immer, wenn sie eine ihnen 
unbequeme, vorläufig noch unübersehbare Ent- 
wicklung im bürgerlichen Lager vor sich haben. 
Namentlich allem, was die Hebung des Stan- 
desbewußtseins bezweckt, steht der zielbewußte 
Vertreter des Proletariats feindselig gegenüber. 
Erfahren doch die sozialdemokratischen Akade- 
miker am eigenen Leibe, wie tief sie in die 
Versklavung unter der Herrschaft der „schwie- 
ligen Fäuste‘‘ geraten sind und wie sie mit dem, 
vielen von ihnen noch immer anhaftenden aka- 
demischen Standesbewußtsein brechen mußten, 
um ihr Abhängigkeitsverhältnis zum Proletariat 
wenigstens erträglich zu finden. 


Hochschulnachrichten. 


An der Technischen Hochschule Aachen 
sind mit Unterstützung der Aachener und 
Münchener Feuerversicherungs- 


Gesellschaft zu Aachen Studieneinrich- 
tungen für Feuerversicherungs-Ingenieure ge- 
schaffen worden. B. 


— Personalien — 


Stellennachweis 


Literatur. 


Bei der Redaktion eingegangene Bücher 
und Zeitschriften: 


Der Siegeslauf der Technik. Ein Hand- und 
Hausbuch der Erfindungen und technischen 
Errungenschaften aller Zeiten. Unter Mit- 
wirkung hervorragender Fachmänner und Ge- 
lehrter. 2000 Seiten Text. Ueber 2000 Ab- 
bildungen. 50 Kunstbeilagen. Vollständig in 
50 Lieferungen zu je 60 Pfg. Verlag der 
Union Deutsche Verlagsgesellschaft, Stuttgart, 
Berlin, Leipzig. 

Große Männer. Von Profesor Wilhelm 
Ostwald, Leipzig. Akadem. Verlagsanstalt. 

Denkschrift zur Reform des Patentgesetzes. 
Verein deutscher Maschinenbau - Anstalten, 
Düsseldorf. Verlag Julius Springer, 
Berlin. | 

Feuerpolizei. Zeitschrift für Feuerschutzwesen. 
Schriftleitung und Verlag Ph. L. Jung, 
München 7. 

Der Eisenbau. Internationale Monatsschrift 
für Theorie und Praxis des Eisenbaues. 
Schriftleiter: Ing. DBleich- Wien. Schrift- 
leitungsausschuß: Bleich- Wien, Brik - Wien, 
Foerster-Dresden, Mehrtens-Dresden. Verlag 
Engelmann-Leipzig. 


Personalien. 


Unser Verbandsmitglied, Herr Dipl.-Ing. Hugo 
Greffenius, Frankfurt a. M., ist am 1. ja- 
nuar 1910 als Teilhaber in die Firma Simon, 
Bühler & Baumann, Maschinenfabrik und Müh- 
lenbauanstalt in Frankfurt a. M., aufgenominen 
worden und hat an Stelle des bisherigen Chefs 
und Mitbesitzers, des Herrn Jaques Baumann, 
die Direktion des Werkes übernommen. Greffe- 
nius wurde im Jahre 1901 Diplom-Ingenieur 
in Darmstadt. 


Verantwortlich: Wilh. Franz, Charlottenburg, KantstraßBe 10. 


Stellennachweis. 


Wir werden in jeder Nummer unserer Zeitschrift einen Stellennachweis bringen, und bitten 
unsere Herren Mitglieder und Förderer, uns die ihnen bekannt werdenden Vakanzen möglichst frühzeitig 
bekannt zu geben, indem sie eine kurze, aber alles Notwendige enthaltende Notiz an unsere Geschäftsstelle 
senden. Die Aufnahme im Inseratenteil wird durch die Aufnahme im Stellennachweis nicht berührt. Im 
letzteren werden alle uns zugehenden Notizen nur kurz gebracht, um unsere Mitglieder aufmerksam zu machen. 


4. Zum 1. April ein Ingenieur mit 
abgeschlossener Hochschulbildung 
(Elektrotechnik und Maschinenbau) 


Gesucht werden: dungen bis 20. Januar an den Ma- 


l. Im Patentfach erfahrener Dipl.- gistrat zu Halle a.S. 
Ing. von H. & W. Pataky, Berlin: 3. Für Projektierung und Bau- : a ae 
WS, Leipziger Str 112 üherwachungbezw.Unterhltungder una Rapar turwerkaatt der Grube 

a en nn Clara Mi - Gehalt 4500 M., Dienst- 

- i 7 A 7 “ 2 i =- | £ ® y a °; e 
als Lehrer an die staatl.-städt. verwaltung von Pommern ein In ohne Licht a ke, Be 


Handwerkerschule zu Halle genieur. Bewerbungen an den |, i _ AR 
a. S. Anfangsgehalt 3300 M., bei Landeshauptmann der Prov. a. NA a 
fester Anstellung steigend bis 6000M. Pommern, Stettin, Luisen- aid : 

und 880 M. Wohnungsgeld. Mel- straße 27-28. | un B. 
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30 Motoren : 


sucht 
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te 
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BERICHT 


an den Vorstand des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure, betreffend die 

rechtliche Stellung der Diplom-Ingenieure in der deutschen Arbeiterschutz- 

gesetzgebung und in dem von der Reichsregierung am 2. April 1909 ver- 
ölfentlichten Entwurf einer Reichs -Versicherungsordnung. 


Berichterstatter: Dipl.-Ing. v. Pasinski, Düsseldorf. 


Einleitung. 

Der Zweck nachfolgenden Berichtes 
ist es, die Stellung der Diplom-Inge- 
nieure in den sogenannten Arbeiter- 
schutzgesetzen darzulegen und die Stel- 
lung vom Standpunkte der gesellschaft- 
lichen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Diplom-Ingenieure einer Kritik zu 
unterziehen. 

Die Kritik muß von dem leitenden 
Gedanken getragen werden, daß den 
Diplom-Ingenieuren auf Grund ihres ab- 
geschlossenen akademischen Bildungs- 
ganges, der diesen Ausbildungsgang vor- 
aussetzenden gesellschaftlichen und wirt- 
schaftlichen Verhältnisse und der durch 
diesen Ausbildungsgang erworbenen all- 
gemeinen Anwartschaft auf führende 
Stellungen in der Staats-, Kommunal- 


und Privatverwaltung die gleiche ge- 
setzliche Beurteilung zuteil werden muß, 
wie Personenkreisen anderer akade- 
mischer Berufe, die man trotz gering 
vergüteter Phasen ihres Ausbildungs- 
ganges und trotz fehlender Sicherstel- 
lung der Zukunft durch eine zweifels- 
freie Beamtenanwartschaft mit Recht 
nicht zu den Kreisen rechnet, deren 
schwankende und schmale Einkommen- 
verhältnisse sie den gewöhnlichen Wech- 
selfällen des Schicksals ausliefern und 
die aus diesem Grunde der staatlichen 
Fürsorge bedürfen. 


Personenkreise, die bis zum 25. und 
20. Lebensjahre und darüber hinaus aus 
den wirtschaftlichen Fonds der Familie ge- 
schöpft und ihre teuren Studien und eine 
standesgemäße Lebenshaltung bestritten 
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haben, die über das beste Rüstzeug für 
den wirtschaftlichen Kampf verfügen, 
sind auch während der gering besoldeten 
Anfangs- und Ausbildungszeit nicht so 
gestellt, um einer öffentlich rechtlichen 
Fürsorge zu bedürfen. 

Die Hineinziehung der Diplon-Inge- 
nizure in den Wirkungskreis der Arbei- 
terfürsorge-Gesetzgebung erfolgt durch 
di? Unterstellung der Diplom-Ingenieure 
unter den gesetzlichen Begriff „Tech- 
niker“. Diese Einreihung wird nur ver- 
ständlich, wenn man mangelnde Kennt- 
nis der Sachlage voraussetzt. 

Wir haben es hier nicht mit dem all- 
gemeinen Begriff Techniker zum Unter- 
schiede von anderen Berufsarten, wie 
Jurist, Philologe, Mediziner, Kaufmann, 
zu tun, sondern mit einer speziellen 
Wortbildung, die nach dem herrschenden 
Sprachgebrauch überhaupt nicht miß- 
verstanden werden kann. 

Unter Techniker werden hiernach aus- 
schließlich untere technische Bureau- und 
Betriebsbeamte, nie aber Personen mit 
einer durch abgeschlossenes Hochschul- 
studium dargelegten wissenschaftlichen 
Ausbildung verstanden. Aehnlich be- 
zeichnet man im allgemeinen Wortge- 
brauch alle Angehörigen des Heeres als 
Soldaten, im speziellen Wortgebrauch 
wird man aber gemeinhin unter einem 
Soldaten nie einen Offizier verstanden 
wissen wollen. 

Zur Begründung der Einbeziehung 
der Diplom-Ingenieure unter den gesetz- 
lichen Begriff Techniker kann man sich 
keinesfalls auf die Verhältnisse in einigen 
industriellen Betrieben berufen, in denen 
Diplom-Ingenieure von wenig einsichts- 
vollen Werkleitern in die Reihen der 
Techniker aller Schattierungen bis zum 
rein mechanischen Zeichner gestellt wer- 
den, wo sie dann einen ähnlich harten 
Stellungskampf durchmachen müssen, als 
wenn junge Rechtsanwälte oder Aerzte 
mit Rechtskonsulenten oder Kurpfuschern 
in wirtschaftlichen Wettbewerb treten 
müssen. Hier wird technische Intelligenz 
vergeudet und mitunter sogar vernichtet. 


Die Organisation der Diplon-Inge- 
nieure wird diesen Verhältnissen steuern 
und den jüngeren Kollegen eine Stütze 
sein, damit sie in solchen schwierigen 
Stellungen dən Verhältnissen gewachsen 
sind. 

Keinesfalls kann es auch als zulässig 
erachtet werden, daß Personenkreise 
nach dem Stande einer gering besoldeten 
Anfangs- und Ausbildungsstellung, nach 
der Anfangsphase ihrer Berufstätigkeit, 
gesetzlich abgeurteilt werden und hicr- 
bei die durch den Bildungsgang in ihnen 
aufgespeicherte wirtschaftliche Energie 
unbeachtet bleibt. 


Auch der bekannte Einwand von dem 
freien Beruf der Technik, wonach neben 
Angebot und Nachfrage die Fähigkeiten 
des Einzelnen immer ausschlaggebend 
seien, ist hier nicht stichhaltig. Unter 
der Voraussetzung gleicher Fähigkeiten 
wird der Bestausgebildete immer den 
wirtschaftlichen Sieg davontragen. Die- 
sen Vorteil hat aber unbestreitbar der 
Diplom-Ingenieur. 


Gesetzlich ist die Einreihung der Di- 
plom-Ingenieure unter den Begriff Tech- 
niker nirgends zum Ausdruck gekom- 
men; vielmehr handelt es sich hier um 
eine behördliche Praxis, die, gestützt auf 
die Meinungsäußerungen einiger Kom- 
mentatoren und besonders auf Aus- 
lassungen in parlamentarischen Kom- 
missionsberatungen, gang und gäbe ge- 
worden ist. In Ausführungsanweisungen 
der Zentralbehörden sind diese Mei- 
nungsäußerungen klar und detailliert 
niedergelegt worden und bilden so ein 
Gesetz neben dem Gesetz. Auf diese 
Art werden die Diplom-Ingenieure dem 
großen Heer der mechanisch-handwerks- 
mäßig tätigen Bevölkerung zugesellt und 
von Gesellschaftskreisen gesetzlich ge- 
trennt, denen sie auf Grund ihres wissen- 
schaftlichen Ausbildungsganges zuge- 
rechnet werden müssen. Diese „Sonder- 
stellung nach unten‘ ist in keiner Weise 
gerechtfertigt und wird nur verständ- 
lich aus der Entwicklungsgeschichte des 
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technischen Bildungswesens und (der 
noch immer in fast allen Teilen der Be- 
völkerung herrschenden Unkeian.nis übe: 
den tatsächlichen Ausbildungsgang der 
Diplom-Ingenieure. 

Nachdem nun die voll-akademisch vor- 
gebildeten Techniker — die Diplom- 
Ingenieure — durch die landesherrlichen 
Erlasse des Jahres 1899 aus der hete- 
rogenen Masse der Techniker heraus- 
gehoben worden sind, ist es notwendig 
und ein billiges Verlangen, alle diese 
Personenkreis? betreffenden gesetzlichen 
Bestimmungen zu revidieren und ent- 
sprechend den neuzeitlichen Verhält- 
nissen umzugestalten. 


Frühere Un';larheiten im technischen 
Bildungswesen und eine «dadurch be- 
dingte Unkenntnis der Verhältnisse 
mochte früher die Stellungnahme der 
gesetzgebenden Krcise gerechtfertigt er- 
scheinen lassen; den heutigen Tat- 
sachen und einwandfreien Unterschei- 
dungsmerkmalen gegenüber muß es als 
Unding angesehen werden, wenn Per- 
sonenkreise mit abgeschlossener wissen- 
schaftlicher Bildung, die neben an- 
deren auch zur höheren Staatsbe- 
amtenlaufbahn befähigt sind, mit ge- 
werblichen Arbeitern gesetzlich zu- 
sammengekuppelt werden. 

Die hier in Frage kommenden (ie- 
setze sind: 


Die Reichs-Gewerbeordnung. 


Das Gesetz betreffend die Gewerbe- 
gerichte vom 29. Juli 1899. 


Das Krankenversicherungsgesetz vom - 


15. Juni 1883.10. April 1892. 

Das Unfallversicherungsgesetz 

30. Juni 1900. 
Das Invalidenversicherungsgesetz vom 
13. Juli 1899. 

Die drei zuletzt genaunten Gesetze 
sind in dem Gesetzentwurf vom 2. April 
1959 zu einer Reichsversicherungsord- 
nung zusammengefaßt worden. Dizser 
Entwurf wird demnächst dem Reichstag 
zur Beratung zugehen. 


vom 


Abschnitt l 


Der Diplom-Ingenizur 
in der Reichs-Gewerbeordnung. 


Wie im Handelsgesetzbuche vom 
19. Mai 1897 die Anstellungs- und Be- 
schäftigungsverhältnisse der Handlungs- 
sehilfen und Lehrlinge gesetzlich ge- 
regelt wurden, so ordnet die Reichsge- 
werbeordnung die Verhältnisse der ge- 
werblichen Arbeiter. Zu diesen wer- 
den auch die Techniker gerech- 
net (GO. Titel VII). 

Den Technikern werden die 
Diplom-Ingenieure kurzerhand 
zugesellt, und damit ist der 
Diplom-Ingenieur dem gewerb- 
lichen Arbeiter an dié Seite ge- 
stellt worden. 

Der Titel VII der Gewerbeordnung 
trägt di- Ueberschrift „Gewerbliche Ar- 
bciter (Gesellen, Gehilfen, Lehrlinge, Be- 
triebsbeamte, Werkmeister, Techniker, 
Fabri!:arbziter)‘. Die Einbeziehung der 
dem Haupttitel in der Klammer beige- 
gcbenen Berufsarten in den Begriff gc- 
werbliche Arbeiter ist durch Reichs- 
serichtsentsch. vom 25. September 1890 
und durch weitere Entscheidungen des 
preußischen Kammergerichts und des 
Reichsgerichtes bestätigt worden. (Siehe 
auch Ausführungs-Anweisung zur GO. 
Ziffer 184 im Anhang B.) Damit ist 
aber der weitere Schritt, die Einreihung 
der Diplom-Ingenieure unter den hier 
gemeinten Technikerstand, in keiner 
\Ycise gerechtfertigt. 

In der Ausführungs-Anweisung zur 
Gewerbeordnung heißt es: „In der 


Regel ist daran festzuhalten, 
daß eine wissenschaftliche 
oder künstlerische Tätigkeit 


nicht unter die Gewerbeord- 
nung fällt.“ (Siehe F. Hoffmann. Die 
(irwerbe-Ordnung nebst Ausführungs- 
Bestimmungen. Ausgabe 1907. S. 288.) 
Dics ist der Kernpunkt, von dem eine 
d:n neuzeitlichen Verhältnissen ent- 
eprechende Umgestaltung der Begriffe 
ausgehen muß, 
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Die Ausbildung der Diplom-Ingenieure 
ist eine anerkannt wissenschaftliche, 
ihre Tätigkeit kann demgemäß nie den 
Charakter einer nur mechanischen an- 
nehmen. Für die Beurteilung kann aus- 
schließlich die Vorbildung in Frage kom- 
men, denn jede Berufstätigkeit, auch 
die anerkannt wissenschaftlichste, invol- 
viert eine mehr oder weniger große 
Menge rein mechanischer Arbeitsleistun- 
gen. Jede weitere Erörterung hierüber 
dürfte sich erübrigen, da in der deut- 
schen und preußischen Beamteneintei- 
lung diese Unterscheidung klar genug 
zutage tritt. Es werden hier die auf 
einer Hochschule wissenschaftlich ausge- 
bildeten Beamten (Oberbeamten) von 
den rein fachlich ausgebildeten Beamten 
(Subalternbeamten) unterschieden. (Siehe 
Hue de Grais $ 62.) 

Eine dieser Anschauung ent- 
sprechende Unterscheidung 
nehmen auch die Diplom-Inge- 
nieure in der gesamten deut- 
schen Gesetzgebung für sich 
in Anspruch. Dies gilt besonders von 
der Reichs-Gewerbeordnung, deren Per- 
sonenbereich für die gesamte. Arbeiter- 
schutzgesetzgebung bestimmend gewe- 
sen ist. 


Abschnitt lI. 


Die Diplom-Ingenieure und das Gesetz 
betreffend die Gewerbegerichte vom 
29. Juli 1890. 


Durch dies Gesetz sollten einerseits 
die ordentlichen Gerichte von Bagatell- 
prozessen entlastet werden, anderseits, 
und dies war die Hauptsache, sollte der 
gewerbliche Arbeiter bei Rechtsstreit- 
fällen vor einer Ausnutzung seiner wirt- 
schaftlichen Notlage durch den Arbeit- 
geber geschützt werden, indem ihm hier- 
durch eine einfache, schnelle und fast 
kostenlose Führung von Prozessen über 
Lohnstreitigkeiten und Anstellungsdiffe- 
renzen ermöglicht wurde. Der Personen- 
bereich dieses Gesetzes ist der des 
Titels VII der Gewerbe-Ordnung, jedoch 
bei Betriebsbeamten, Werkmeistern und 


Technikern nur bis zu einem Jahres- 
arbeitsverdienst bis zu 2000 Mark. 

Der als Industrie- oder privater Bau- 
Beamter tätige Diplom-Ingenieur, dessen 
Jahreseinkommen 2000 Mark nicht über- 
steigt, steht nach der üblichen Aus- 
legung im Personenbereich dieses Ge- 
setzes. | 

Die Motive dieses Gesetzes sind auf 
den Diplom-Ingenieur nicht anwendbar 
und die geringe Besoldung in einer nach 
Monaten zählenden Anfangs- und Aus- 
bildungszeit kann keinesfalls als alleinige 
Begründung für eine vorübergehende 
Unterstellung unter dieses Gesetz in 
Frage kommen. 

Im übrigen gilt hinsichtlich dieses Ge- 
setzes auch das im Abschnitt I Gesagte. 


Abschnitt Ill. 


Die Diplom-Ingenieure in dem Kranken- 
versicherungsgesetz vom 15. Juni 1883, 
10. April 1892. 


Der § 2b dieses Gesetzes unterstellt 
den Techniker mit einem Jahresgehalt 
von nicht über 2000 Mark der Zwangs- 
versicherung. 

Durch OVG.-E. vom 11. März 1899 
(Arb.-Vers. XVI 349) ist ausgesprochen 
worden: „Der Begriff des Tech- 
niker bestimmt sich nach § 133a 
der GO. Die wissenschaftliche 
Vorbildung schließt die Ver- 
sicherungspflicht nicht aus.“ 
Demnach unterliegt der Diplom-Inge- 
nieur dem Zwange des Krankenversiche- 
rungsgesetzes. 

Die auf Grund des KVG. gegründeten 
Krankenkassen berücksichtigen in ihren 
Statuten lediglich die Verhältnisse des 
Arbeiterstandes. Die Statuten enthalten 
Beschränkungen der persönlichen Frei- 
heit, wie solche bei der Zwangsorgani- 
sierung großer Massen notwendig wer- 
den und durch die nur teilweise Auf- 
bringung der Mittel durch die Versicher- 
ten auch gerechtfertigt erscheinen. 

Die Einbeziehung der Diplom-Inge- 
nieure in dieses Gesetz kommt hierdurch 
einer Enteignung gleich, die in sach- 
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lichen und persönlichen Verhältnissen 


keine Rechtfertigung findet und wegen 
der verhältnismäßig kurzen Dauer dieses 
Zustandes sich als praktisch und sozial- 
politisch bedeutungslos, also überhaupt 
zwecklos erweist. 

Der seither von Behörden und Ge- 
richten eingenommene Standpunkt ist 
wohl nur begründet durch die früheren 
Unklarheiten im technischen Bildungs- 
wesen, die einen für Behörden gangbaren 
Weg der Erkennung vollakademisch vor- 
gebildeter Techniker nicht oder nur sehr 
schwer ermöglichten. Keinesfalls kann 
aber ernstlich die Absicht vorgelegen 
haben, wissenschaftlich vorgebildete Per- 
sonenkreise dem Versicherungszwang 
dieses Gesetzes zu unterwerfen. 


Eine solche Absicht widerspräche auch 
dem Grundgedanken dieses Gesetzes. 


Abschnitt IV. 


Die Diplom-Ingenieure in dem Unfall- 
versicherungsgesetz vom 30. Juni 1900. 


Gemäß $ 1 des Gesetzes unterliegen 
u. a. alle Betriebsbeamten (in den näher 
bezeichneten versicherungspflichtigen 
Betrieben), sofern ihr Jahresgehalt 3000 
Mark nicht übersteigt, dem Versiche- 
rungszwange. 

Gemäß § 2 des Gesetzes sind die 
Werkmeister und Techniker den Be- 
triebsbeamten gleichgestellt und in 
den Versicherungszwang aufgenommen 
worden. 

Der Personenbereich des Kranken- 
versicherungsgesetzes in der Fassung 
vom 10. April 1892 wurde auch für dieses 
Gesetz als zutreffend erachtet, nur die 
Gehaltsgrenze wurde auf 3000 Mark 
festgesetzt. 

Hiernach unterliegen alle in versiche- 
rungspflichtigen Betrieben beschäftigten 
Diplom-Ingenieure mit einem Jahresein- 
kommen bis zu 3000 Mark dem Versiche- 
rungszwang dieses Gesctzes. Zur Be- 
gründung dieser Einreihung kann gel- 
tend gemacht werden, daß die in den 
industriellen Werken beschäftigten Di- 


plom-Ingenieure in der gleichen Unfall- 
gefahr stehen wie die gewerblichen 
Arbeiter und infolgedessen andere Mo- 
mente als die Beschäftigung in einem 
der unfallversicherungspflichtigen Be- 
triebe nicht in Frage kommen können. 

Diese Beweisführung ist für die ge- 
genwärtige Unfallversicherungsgesetz- 
gebung nicht zutreffend. Das Gesetz 
umfaßt weder alle Personen, die einer 
Unfallgefahr ausgesetzt sind, noch auch 
alle in den unfallgefährlichen Betrieben 
beschäftigten Personen, sondern wendet 
sich nur an gewisse untere 
Schichten der Bevölkerung, an 
gewerbliche Arbeiter einschließlich der 
unteren Betriebsbeamten, Werkmeister 
und Techniker bis zu einem Jahres- 
arbeitsverdienst von 3000 Mark. 

Durch die Festsetzung des maximalen 
Jahresarbeitsverdienstes werden die Per- 
sonenkreise, an die sich das Gesetz wen- 
det, am besten charakterisiert, jedoch ist 
diese Einkommengrenze, vielleicht 
aus dem Bestreben hinaus, einen mög- 
lichst großen Personenkreis zu umfassen, 
niesinngemäß ausgelegt worden. 

Die Bestimmung ‚3000 Mark nicht 
übersteigt‘ ist allgemein aber irrtüm- 
lich als Augenblickszustand 
aufgefaßt worden, während ein Dauer- 
zustand gemeint und hiermit eine 
zweite Umgrenzung der diesem 
Gesetz unterstellten Personenkreise ge- 
geben ist. 

Von dem Grundgedanken dieses Ge- 
setzes ausgehend ist die 3000 Mark- 
Grenze sinngemäß als Höchst- 
gehalteinerGehaltsklasse einer 
Besoldungsordnung aufzufassen. Das 
Gesetz umfaßt alle Personen die- 
ser Gehaltsklasse, nicht aber auch 
Personen, die in der Anfangsphase 
ihrer Berufstätigkeit mit einem 
Gchalt unter 3000 Mark im Jahre ent- 
lohnt werden. 

Die Einbeziehung der Diplom-Inge- 
nieure in diesen Personenkreis der nach 
diesem Gesetz Unfallversicherungspflich- 
tigen ist somit ähnlich so ungerecht- 
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fertigt, als ob man einen Regierungs- 
assessor wegen seines Gehaltes den Sub- 
alternbeamten zugesellen wollte. 

Es dürfte sich erübrigen, auf die Art 
und den Umfang der aus dem UVG. her- 
zuleitenden Schadenersatzansprüche und 
auf die Unzulänglichkeit hinsichtlich der 
Bedürfnisse höher gebildeter Kreise 
näher einzugehen, es sei nur erwähnt, 
daß die Festsetzung der Entschädigun- 
gen im Verhältnis zum Jahres- 
verdienst zur Zeit des Un- 
falles erfolgt. Für Personenkreise der 
oben beispielsweise erwähnten Gchalts- 
klasse mit maximalem Jahreseinkommen 
von 3000 Mark stellen diese Entschädi- 
gungen ein hohes Maß einer auf öffent- 
lichem Recht beruhenden Unfallversiche- 
rung dar. Für höher gebildete, demge- 


mäß im Höchstgehalt höher besoldete 
und höheren gesellschaftlichen Schichten 
angehörende Personen ist eine Unfall- 
versicherung dieser Basis voll- 
ständig unzulänglich. 


Zudem baut sich das Unfallversiche- 
rungsgesetz auf dem im Abschnitt Ill 
behandelten Krankenversicherungsgesetz 
auf, die Schadenersatzpflicht auf Grund 
des Unfallversicherungsgesetzes beginnt 
erst mit der 14. Woche nach Eintritt des 
Unfalls, so daß die Krankenkassen wäh- 
rend der ersten 13 Wochen die Sorge für 
den Verletzten übernehmen. 

Auf diese Weise finden ?, aller Un- 
fälle durch das Krankenversicherungs- 
gesctz ihre Erledigung. 


(Fortsetzung folgt.) 


TECHNISCH -WIRTSCHAFTLICHE VERWALTUNGSPROBLEME. 


Von Dr. Ing. G. Schlesinger-Charlottenburg. 


Man kann die Verwaltung der pri- 
vaten Betriebe in zwei Hauptteile 
teilen, in die äußere Verwaltung, so- 
weit sie sich mit dem Vertriebe von 
Waren befaßt, und in die innere Ver- 
waltung, soweit sie die Herstellung der 
Waren betrifft. 

Die äußere Verwaltung umfaßt das 
Handeln im weitesten Sinne, d. h. die 
Tätigkeit des Kaufmannes, der durch 
die Verwertung und den Vertrieb der 
Waren seine unentbehrliche Kulturarbeit 
in der Welt verrichtet. 


In der inneren Verwaltung, im eigent- 
lichen Betriebe dagegen herrscht im 
Gegensatz zu der spekulativen Auf- 
fassung, die bei Problemen der Außen- 
verwaltung immer in die Erscheinung 
tritt, der nüchterne Verstand vor, der 
ein gestecktes Ziel nach vorbedachtem 
Plan mit aller Energie und unter klarer 
Erkenntnis aller in Frage kommenden 
tatsächlichen Umstände zu erreichen 
sucht. Diese klare Erkenntnis basiert 
in der Hauptsache auf Fachkenntnissen; 


die Betriebsorganisation muß 
daher in erster Linie vom Fachmann 
durchgeführt werden, und der ist in 
allen technischen Betrieben in normalen 
Fällen der Ingenieur. Nur er kann die 
technische Aufgabe als Ganzes erfassen 
und in allen Einzelheiten durchführen. 


Dabei ist natürlich nicht ausge- 
schlossen, daß in Ausnahmefällen Kauf- 
mann oder Jurist mit starker Unter- 
stützung technischer Intelligenz der- 
artige Aufgaben in befriedigender Weise 
lösen kann. Es kann aber keinem Zwei- 
fel unterliegen, daß in künftiger Zeit 
und bei der fortschreitenden Durch- 
dringung der Ingenieurausbildung mit 
wirtschaftlichem Wissen der Einfluß der 
Techniker in der Betriebsverwaltung ein 
immer steigender werden muß. 

Die innere Verwaltung dreht sich um 
3 Hauptpunkte, um die Verwaltung 


1. des Materials, 
2. der Löhne, 
3. der Unkosten. 
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Zu 1). Das Material muß bei aus- 
reichender Güte billig eingekauft und 
sparsam verwaltet werden. Den Einkauf 
wird der Kaufmann ausführen müssen, 
da nur er die äußeren Verhältnisse, ge- 
wissermaßen beruflich, verfolgt, und da 
er aus diesem Grunde am besten in der 
Lage ist, die Konjunktur auszunutzen 
und die unaufhörlichen Preisschwankun- 
gen des Marktes zu beobachten. 

Bei der sparsamen Materialverwal- 
tung im Betriebe dagegen ist wieder 
zu unterscheiden zwischen der Ver- 
buchung und der sachgemäßen Vertei- 
lung und Ausgabe. Die Verbuchung wird 
der kaufmännisch geschulte Beamte 
durchzuführen haben, für die Vertei- 
lung und Ausgabe wird dagegen der 
technisch Vorgebildete vorzuziehen sein, 
und man findet daher gerade in den 
größten Betrieben der Privatindustrie 
heute häufig ehemalige Vorschlosser 
oder Werkmeister an diesen verant- 
wortungsreichen Posten. 

Zu 2). Die Löhne sollen angemessen 
sein, d. h. sie sollen möglichst genau 
dem inneren Werte der Arbeit ent- 
sprechen, denn nur dann werden sie 
gleichzeitig den Arbeitgeber und Ar- 
beitnehmer zufriedenstellen. Daß ihre 
Festsetzung lediglich durch den Ingenieur 
erfolgen muß, ist selbstverständlich. 

Zu 3). Die Unkosten müssen ein- 
wandsfrei und durchsichtig ermittelt 
und zweckmäßig verteilt werden. Ihre 
Ermittlung und Verteilung ist eine Ar- 
beit, in die sich Kaufmann und Inge- 
nieure zweckmäßig teilen; hier bringt 
nur eine intensive Zusammenarbeit bei- 
der ein gutes Ergebnis zustande. 

Es sollen nun die für die Material- 
verwaltung grundlegenden Fragen einer 
eingcehenderen Besprechung unterzogen 
werden, und wir wollen dabei scharf 
auseinanderhalten, ob es sich um die 
Verwaltung von altem oder neuem 
Material handelt. 

In den Fabriken der Privatindustrie 
wird altes Material fast ausschließlich 
in den Gießereien verbraucht, als Bruch- 


material oder als Späne, und sie wer- 
den dort, gleichgültig, ob sie gekauft 
sind oder aus dem Materialausschuß der 
eigenen Fabrik stammen, genau so ver- 
bucht und behandelt wie das neue Ma- 
terial in den eigentlichen Fabrikations- 
werkstätten. Da das alte Bruchmaterial 
ein verhältnismäßig sehr geringen Teil 
der Fabrikationsmaterialien ausmacht, 
so wird seiner Verwaltung meist auch 
nur eine geringe Bedeutung zugemessen 
werden. Das gleiche gilt für die Ver- 
wertung der Späne selbst. Hier finden 
wir in allen Fabriken von vornherein 
eine scharfe Trennung in Gußeisen, 
Stahl- und Metall- (Rotguß, Bronze) 
Späne, die in der Werkstatt an der 
Entstehungsstelle gesondert und in Bun- 
kern ebenfalls getrennt aufbewahrt wer- 
den. Es gibt wohl keine Werkstatt der 
Privatindustrie, welche anders vorgeht. 
Denn es macht dieselbe Mühe, die ent- 
stehenden Spanmengen von vornherein 
zu sondern und getrennt aufzubewahren 
als sie in wirrem Durcheinander auf 
einen Haufen zu werfen; das Arbeits- 
personal braucht dazu nicht vergrößert 
zu werden. 

Im Anschluß daran sei eine kleine 
Abschweifung auf staatliche Betriebe 
gestattet. Für staatliche technische Be- 
triebe, es handelt sich bei uns haupt- 
sächlich um die Werkstätten der Eisen- 
bahnen und der Werften, ist als Unter- 
schied hervorzuheben, daß bei den meist 
auszuführenden Ausbesserungen an Lo- 


komotiven, Wagen und Schiffen ganz 


bedeutend größere Mengen von Alt- 
Matcrialien in Frage kommen als in 
den Privatbetrieben. 

Wir haben aus dem Prozeß der Kie- 
ler Werft erfahren, daß sich trotzdem in 
der Marine die Werte des alten Mate- 
rials auf nicht mehr als 10%% belaufen, 
aber anderseits, daß ein einziger Alt- 
händler mit der Werft einen Umsatz von 
500000 M. im Jahr erzielt hat; daraus 
ergibt sich nach roher Schätzung, daß die 
kaiserlichen Werften etwa 50 bis 60 
Millionen Materialwerte im Jahre ver- 
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brauchen. Das ist eine Summe, die auch 
etwa von den Eisenbahnreparaturwerk- 
stätten erreicht wird. 

In einem Privatbetrieb würde zwei- 
fellos schon die absolute Höhe dieser 
Summe, ohne Rücksicht auf ihren rela- 
tiven Wert zum Gesamtumsatz, eine 
sorgfältige Verwaltung so erheblicher 
Altmaterialien ganz selbstverständlich 
zur Folge haben, und man könnte unter 
diesem Gesichtspunkte durchaus ver- 
stehen, daß auf Grund der Ergebnisse 
des Prozesses auf den Staatswerften 
eine Buchführung nach kaufmänni- 
schem Muster eingeführt werden soll, 
nur berührt es dann wieder eigentüm- 
lich, daß für den geplanten kaufmänni- 
schen Beirat, der doch außer der Alt- 
materialverwaltung wahrscheinlich auch 
noch zu wichtigeren Aufgaben herange- 
zogen werden wird, die Summe von 
7000 M. in den Marineetat eingesetzt 
worden ist. Es ist durchaus unkauf- 
männisch, von einem Kaufmann zu ver- 
langen, daß er einen so verantwortungs- 
vollen Posten, auf dem so riesige Werte 
zu verwalten sind, für ein so geringes 
Entgelt wirklich voll ausfüllen soll. Ich 
halte es überhaupt für eine undankbare 
Sache, hier als kaufmännischer ,„Bei- 
rat‘ tätig zu sein. Denn reorganisieren 
kann nur der Chef, kann nur der, 
welcher mit absoluter Autorität Maß- 
nahmen anordnen und schließlich in der 
Durchführung erzwingen kann. Jeder, 
der mit organisatorischen Aufgaben je- 
mals praktisch zu tun gehabt hat, weiß, 
daß er auf aktiven und passiven Wider- 
stand bei den an die alten Zustände 
gewöhnten Beamten stößt; insbesondere 
ist der passive Widerstand äußerst hem- 
mend. Solche Hemmungen, die man 
bald herausfühlt, lassen sich aber nur 
durch cin sofortiges energisches Ein- 
greifen beheben, evtl. unter Beseitigung 
der widerstrebenden Persönlichkeiten. 
Das kann aber nur der Leiter, nicht 
ein Beirat, der nur Vorschläge machen 
darf, die einer „wohlwollenden Erwä- 
gung‘ unterzogen werden, deren Aus- 


führung aber am Ende in weiter Ferne 
liegt und bleibt. 

Als Beispiel kann hier die heute 
kaufmännische Verwaltung unserer Kolo- 
nien herangezogen werden, deren Auf- 
schwung doch nur der Reorganisation 
von oben her zuzuschreiben ist. Die 
Glieder waren wohl gut, aber der rich- 
tige Kopf fehlte, und als derselbe ge- 
funden war, da ging und geht die Sache 
merkbar vorwärts. 

Für den Kopf einer technischen 
Verwaltung muß aber unbedingt die 
Forderung aufgestellt werden, daß er 
Fachkenntnisse besitzt; denn bei den 
technischen Verwaltungsaufgaben des 
inneren Betriebes muß der Fachmann 
eingreifen, und das ist hier der Inge- 
nieur. Für jede Verwaltung ist wesent- 
lich, daß sie nicht nur nach formalen 
(gedruckten) Grundsätzen, sondern vor 
allen Dingen nach zweckmäßigen 
Grundsätzen erfolgt. Wenn man unter 
dem Rufe nach einer kaufmännischen 
Verwaltung versteht, daß sie zielbewußt, 
zweckbedacht, verständnisvoll erfolgen 
soll, so ist das freudig zu begrüßen, man 
vergesse aber nicht, daß in technischen 
Verwaltungen unausgesetzt der Arbeits- 
zustand wechselt, und daß eine Berück- 
sichtigung des wechselnden Wirklich- 
keitszustandes von Fall zu Fall von dem 
betreffenden Verwaltungsbeamten ge- 
fordert werden muß. Diese Berück- 
sichtigung der wechselnden Verhältnisse, 
diese fortwährende Anpassung an die 
Tatsachen sind für Privatbetriebe selbst- 
verständlich, für Staatsbetriebe aber un- 
durchführbar. Die Bedürfnisse des 
Staatsbetriebes folgen nicht dem augen- 
blicklichen Bedürfnisse, sondern müssen 
lange im voraus geschätzt werden; sie 
basieren auf einem Etat, der meistens 
l bis 2 Jahre vor der Bewilligung der 
Geldsummen aufgestellt werden muß, 
und der infolge der rapiden Entwicklung 
der Technik nie der Wirklichkeit ent- 
sprechen kann. Kaufmännisch verwalten 
heißt, mit voller Bewegungsfreiheit 
arbeiten; Etatvoranschläge dagegen 
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fesseln die Bewegungsfreiheiten von 
vornherein in so hohem Maße, daß dem 
staatlichen Verwalter ein kaufmännisches 
Arbeiten in dem oben dargelegten Sinne 
des Wortes unmöglich gemacht wird. 
Das ist kein Vorwurf, sondern nur 
die Feststellung eines bestehenden Zu- 
standes, der eine Folge unserer parla- 
mentarischen Regierungsform ist. 
Dazu kommt, daß allen Staatsbetrie- 
ben die Kontrolle durch Gewinnerzielung 
und durch Preisangebote der Konkur- 
renz fehlt; sie sind eben keine gewinn- 
erzeugenden Betriebe. Für die Eisen- 
bahn-Reparaturwerkstätten kommt es 
nur darauf an, die notwendigen Aus- 
besserungen möglichst schnell und mög- 
lichst gut zu machen, die Betriebsmittel 
so schnell wie möglich wieder auf die 
Strecke zu bringen; denn nur auf der 
Strecke wirbt das rollende Material, 
nur dort erwirbt es die Haushalts- 
überschüsse. Für die Werften liegen die 
Verhältnisse noch unangenehmer; sie 
können ja überhaupt keine Ueberschüsse, 
auch nicht indirekt wie bei den Eisen- 
bahnen, erzielen. Für sie kommt es also 
nur darauf an, die bewilligten Gelder in 
die besten Schiffe, Werften, Personal 
und Ausrüstung umzusetzen; das ist ihre 
einzige greifbare Anerkennung. Wir alle 
wissen, daß der Staat gezwungen ist, 
eine ganze Anzahl unproduktiver Be- 
triebe zu unterhalten, die trotzdem für 
das allgemeine Wohl des Volkes und des 
Staates unter den heutigen Verhältnissen 
nicht entbehrt werden können. Wir 
brauchen unsere Marine, wir brauchen 
unser Heer so gut, wie wir die Feuer- 
wehr brauchen, über deren recht lange 
Untätigkeit wohl noch kein Mensch Ge- 
wissensbisse oder Aerger empfunden hat. 
Wenn wir nun auf den Privatbetricb 
wieder zurückkommen und uns dort 
nach den Stellen umsehen, an denen die 
Verwaltung nach ‚kaufmännischen‘ 
Grundsätzen durchgeführt werden muß, 
so müssen wir sagen, daß das eigent- 
lich nur für die äußere Verwaltung zu- 
trifft, für die Geschäftsbuchführung, in 


der eigentlichen Handlung, beim Ver- 
trieb der in den Werkstätten herge- 
stellten Waren. Für die innere Verwal- 
tung dagegen finden wir durchweg die 
sogenannte Werkstattsbuchführung, die 
sich im Gegensatz zu der rein kauf- 
männischen doppelten Buchführung nicht 
auf erprobte feste Grundsätze festlegen 
läßt, sondern den außerordentlich ver- 
änderlichen Verhältnissen von Fall zu 
Fall unter Berücksichtigung aller Son- 
derumstände genau angepaßt werden 
muß. Die Betriebsbuchführung hängt ab 
von dem Herstellungsgegenstand, der 
Produktionsart, den Arbeitsverhältnissen 
usw.; sie muß möglichst einfach und 
durchsichtig sein, ohne der Kontrollen 
zu entbehren, die sich, allerdings nur 
in angenähertem Maße, den Grundsätzen 
der doppelten Buchführung anschließen. 
Sie muß den Gewinn und Verlust jeder- 
zeit aufdecken, muß die Vorteile von 
Neueinrichtungen zeigen, deren Be- 
lastung auf der anderen Seite durch die 
Höhe der Abschreibungen fühlbar wird. 
Hier haben wir wieder den Unterschied 
vom Staatsbetrieb, bei dem der Posten 
der Abschreibungen ganz fehlt. Der 
Staat deckt die Abschreibungen aus lau- 
fenden Mitteln und verliert damit den 
Einblick in die durch Neuanschaffung 
von Maschinen, Geräten und dergl. ge- 
schaffenen Vorteile. Es sei hier nur 
kurz erwähnt, daß es ein grundlegender 
Irrtum ist, zu glauben, ein Stück sei 
billiger geworden, wenn die Löhne ge- 
sunken sind, wenn man nicht gleich- 
zeitig die Höhe der Unkosten mit in 
Rechnung zieht; gerade diese Summe 
fehlt aber im Staatshaushalt. Es ist 
nicht dasselbe, ob man Abschreibungen, 
Gewinne, Verluste, Inventurwerte usw. 


kennt, oder ob man sie aus dem 
Grunde vernachlässigt, weil man 
ohnedies unter allen Umständen ge- 
zwungen ist, sie aus laufenden 
Mitteln zu decken, die von Fall 
zu Fall unter Nachweis des soge- 


nannten Bedürfnisses durch den Etat 
aufgestellt werden. Es ist möglich, daß 
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es für unsere Verhältnisse richtig ist, 
es so zu machen, wie wir es machen; 
es kann aber auch ganz falsch sein. 
Den Nachweis zu führen, wie die Ver- 
hältnisse bei uns tatsächlich liegen, 
wäre eine ungeheure Arbeit, aber des 
Schweißes der Edelsten wohl wert. Die 
heutige langwierige Nachprüfung, die 
sich darauf beschränkt, ob die Belege 
richtig sind und zu den Gesamtausgaben 
stimmen, wie sie durch die Oberrech- 
nungskammer geschieht, ist für einen 
technischen Privatbetrieb ganz 
wertlos. Das soll heißen, sie ist für diesen 
Betrieb nicht nutzbar zu machen, denn 
sie beschränkt sich ja nur auf die Prü- 
fung, ob der Betrag mit dem Beleg im 
einzelnen stimmt und nach der Veran- 
schlagung berechtigt war, während die 
Ausnutzung des angeschafften Gegen- 
standes und die Ermittelung der Er- 
sparnisse, die durch seine Anschaffung 
im Betriebe erzielt sind, tatsächlich 
nicht nachgeprüft werden und auch gar 
nicht nachgeprüft werden können. Denn, 
und das ist der Kern der Beweisführung, 
die sachliche Bewertung einer tech- 
nischen Ausgabe und die Angemessen- 
heit der verausgabten Kosten im Ver- 
gleich zu dem erzeugten Stück kann 
nur der Fachmann ausüben und auch er 
nur dann, wenn ihm ermöglicht wird, 
die Prüfung sofort, d. h. in einen Zeit- 
raum von 1 bis 2 Wochen nach der Be- 
schaffung oder Herstellung des Stückes 
vorzunehmen, nicht 1 bis 2 Jahre später, 
nachdem er längst vergessen hat, wo- 
für die Ausgabe erfolgt ist. Eine Be- 
triebsbuchführung in einem Privat- 
betrieb ist wertlos, wenn sie die ver- 
ausgabten Werte nicht unmittelbar im 
Anschluß an die Ausführung dem Be- 
triebsleiter zum sofortigen Vergleich an 
die Hand gibt, und es unterscheidet sich 
eine rein kaufmännische Buch- 
führung eines technischen Betriebes von 
der im technischen Geiste beein- 
flußten hauptsächlich durch die Schnel- 
ligkeit, mit der die Abrechnung der 
Warenfertigstellung auf dem Fuße folgt. 


Nicht darauf kommt es so sehr an, daß 
die buchmäßigen Abschlüsse auf Heller 
und Pfennig stimmen, sondern haupt- 
sächlich darauf, daß sie für die Betriebs- 
kontrolle verwertbar sind. 

In der Tafel I ist die Materialberech- 
nung für das Fertigprodukt eines Draht- 
walzwerkes gezeigt, aus der ohne wei- 
teres hervorgeht, in welcher Weise der 
Einfluß der Verluste auf den Endpreis 
wirkt. Eine solche Aufstellung, die von 
Fall zu Fall fortlaufend gemacht wird, 
zeigt dem Betriebsingenieur unablässig 
die Güte der Walzenstraßen, die Be- 
schaffenheit des verwendeten Materials 
usw.; sie zeigt ihm gleichzeitig, an 
welchen Stellen der Hebel anzusetzen 
ist, um Betriebsverbesserungen einzu- 
führen. 


Tafel I. 
Materialverarbeitung in einem Kupferdrahtwalzwerk. 
I. Das gekaufte Rohmaterial wird gereinigt. 


(1. Abfall.) 
Il. Das gereinigte Rohmaterial wird vorgewalzt. 
(2. Abfall). 
III. Das vorgewalzte Gut wird fertig bearbeitet. 
(3. Abfall). 
Zu I. 25000 kg Schmelzgut, für 0% kg M. 32, — 
Aufwendungen. 


Zu Il. Walzwerk verarbeitet 25000 kg Rohmaterial zu 
17000 kg Walzgut mit M. 12000 Walzkosten 
und 5940 kg = 35 %/, Abfälle 


100 kg Walzgut kosten . . M. 70,50 
35 kg Abfälle verursachen 
an Schmelzkosen . . » 11,20 


Gasanıtkosten für 100 kg Walzgut (ohne Mat.) M. 82,00 


Zu IHI. Drahtzug erhält 17000 kg Walzgut für Ver- 
arbeitung zu Drähten: 
4000 kg der Grösse a brauchen M. 39055, — Be- 
arbeitungskosten mit 600 kg = 15°% Abfall. 
100 kg Draht (ohne Materialkosten) M. 98,830 
15 kg Abfall zu M. 82,— . . . » 1230 


100 kg des Produktes kosten insges. M. 111,10 


Tafel 2 zeigt die Materialberechnung 
in einer Armaturenfabrik. Auch hier ist 
es wesentlich für die Anschaffung z.B. 
der Formmaschinen in der Gießerei, die 
Unterschiede zwischen rohem und ferti- 
gem Gewicht zu kennen ; denn der größere 
Abfall an Rotguß-Spänen bei der mecha- 
nischen Bearbeitung reicht in vielen 
Fällen schon aus, um die Anschaffung 
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von Formmaschinen zu rechtfertigen. 
Der Wert der Revision und der Einfluß 
der ausgeschossenen Stücke auf die ge- 
samte Ausbringung der Gießerei ist 
ebenfalls nur eine vom Techniker wirk- 
lich zu wertende Angelegenheit. 


Tafel H. Armaturenfabrik. 
Für 200 Lagerteile werden gebraucht 676 kg 
für M. 1085, — 
Metallrohgewicht 076 kg 
Waren-Fertiggewicht 570 „ 
Abfall an Spänen 106 kg 
davon ab für Verkrümelung 11 „ 


Bleiben abzurechnen 95 kg Späne 


a M. 70,— (Rückvergütung) = M. 66,50 
M. 1013,50 

Revision verwirft 8 Stück = 23 kg Ausschuß 
angerechnet zum Erlös M. 33,— 


Ergibt für 192 Stück als Rohstoffkosten M. 985,50 
und für 1 Stück » 5,14 


Stückpreis- Ermittelung durch Artikelaufschlag. 


Endlich zeigt Tafel 3, in welcher 
Weise in einer GieBerei der Zusammen- 
hang der Materialverluste mit dem End- 
preis in bestimmten Fällen zweckmäßig 
hergestellt wird. 


Tafel I. Gießerei- Ausschuß. 

Fehlarbeit (Ausschuß), 

l. Eisengießerei. 
Kosten für 100 kg Rohguß = M. 20,— 
allgemeine Kosten . . . » 3— 
Aufschlag für Fehlguß 10%, = » 0,30 

Gesamtkosten M. 23,30 / 100 kg 

Verlust als Aufschlag auf Generalkosten. 


3,30 


Es mag an dieser Stelle genügen, die 
wenigen Beispiele aus der Materialver- 
waltung herangezogen zu haben, und 
es soll einer späteren Erörterung vor- 
behalten bleiben, die Unkosten und 
Lohnfragen in ähnlicher Weise durch- 
zusprechen. Es sollte hauptsächlich dar- 


auf hingewiesen werden, daß es für die 
Beurteilung aller dieser Fragen viel 
weniger auf den spezifisch kaufmänni- 
schen Geist ankommt, als vielmehr auf 
das Verständnis von rein-technischen 
und technisch-wirtschaftlichen Fragen, 
und daß hier die Tätigkeit der Inge- 
nieure unentbehrlich ist. 


Der moderne Ingenieur ist erfüllt 
vom Geiste sachlicher Sparsamkeit. 
Seine ganze Erziehung geht, stark 


unterstützt von den Technischen Hoch- 
schulen, heute darauf hinaus, die tech- 
nische Vollendung nur in einer Vereini- 
gung von konstruktiv und wirtschaft- 
lich höchstwertigen Maschinen zu suchen. 
Der Ingenieur ist mündig geworden, er 
braucht insbesondere keinen Sparsam- 
keitsaufseher mehr, mag er aus der 
juristischen oder kaufmännischen Schule 
stammen, er hat sich selbst nach der 
ungeheuer schnellen Entwicklung aller 
technischen Einzelheiten in den letzten 
10 Jahren mehr und mehr. der wirt- 
schaftlichen Seite seines Berufes zuge- 
wandt und zuwenden müssen. 


Die Technik durchdringt heute das 
gesamte werktätige Leben unseres Vol- 
kes bis in die feinsten Fasern; es ist 
daher hohe Zeit, die technischen Intelli- 
genzen in immer steigendem Maße für 
die Verwaltung der privatwirtschaft- 
lichen öffentlichen Betriebe heranzu- 
ziehen, dem technischen Einfluß die Be- 
deutung zukommen zu lassen, die ihm 
gebührt, und sich abzugewöhnen in dem 
Ingenieur einen Mann zu sehen, der aus 
Vorliebe und Hinneigung zu seiner edlen 
Kunst die Gebote weiser Sparsamkeit 
vernachlässigt, die in privaten und 
öffentlichen Betrieben notwendig sind. 


DAS GESCHICHTSSTUDIUM AN TECHNISCHEN HOCHSCHULEN. 


Gedanken eines alten Studenten. 


Wenn ich die einzelnen Abschnitte 
der geistigen Schulung, die wir Tech- 
niker als „Hochschulstudium‘‘ bezeich- 
nen, in der Erinnerung vorüberzichen 


lasse, so kommt immer ein Gefühl der 
Bitternis über mich; Bitternis — weil 
ich fünf Jahre auf einer deutschen Tech- 
nischen Hochschule studieren mußte und 
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von dieser langen Zeit nur einen 
ganz kleinen Bruchteil auf meine 
Allgemeinbildung habe verwenden kön- 
nen. Was bietet denn die Technische 
Hochschule an Möglichkeiten zu einer 
harmonischen Menschenbildung, an Mög- 
lichkeiten zu einer inneren Klärung zu 
kommen? Auf dem. Gymnasium hatte 
man uns Primanern gesagt: „Hier (auf 
der Mittelschule) war der Zwang ge- 
boten und wohl auch immer nötig — 
ihr werdet aber jetzt frei, könnt euer 
Studium wählen, wie es euch beliebt, 
genießt Lernfreiheit und könnt wissen- 
schaftlichen Neigungen nachgehen.“ Weit 
gefehlt; wenigstens für uns Techniker 
hat sich diese Prophezeiung nicht er- 
füllt. Sechs Monate habe ich zunächst 
in einer Maschinenfabrik gearbeitet — 
richtiger, ich habe mich unter arbeiten- 
den Menschen aufgehalten, ohne aus 
meiner Umgebung irgend eine an meine 
bisherige Tätigkeit sich anreihende An- 
regung zu erhalten. Es war immerhin 
eine wohltuende Ausspannzeit, die zu- 
dem — so merkwürdig es klingt — die 
Spannung auf die Lernfreiheit doch 
etwas erhöhte. 

Von der folgenden Studienzeit will 
ich einen Eindruck wiedergeben, den ich 
aber erst erhalten habe, als sie vorüber 
war: Ein Gefühl der Leere. 

Wo waren die Kenntnisse hinge- 
schwunden, die so mühsam auf dem 
Gymnasium gewonnen waren, wo waren 
die Ideale, wo war die Weiterbildung 
der Ansätze zu Wissen, zu Allgemein- 
wissen, Allgemeinbildung? Wir hatten 
Sprachen getrieben, hatten in die alten 
Welten vergangener Kulturen geschaut 
— ein flüchtiger Blick voll unklarer 
Bilder. Wir hatten die ganze Welten- 
geschichte durchwandert; wir waren 
durchgejagt worden — hinter uns die 
Peitsche der Zahlentabellen. Wir hatten 
doch aber einiges der Geschehnisse, 
wenn auch ohne Kenntnis der inneren 
Zusammenhänge, behalten, hatten auch 
eine immerhin brauchbare Grundlage 
der Länderkenntnis — Geographie nennt 


man das auf der Schule — gewonnen. 
Wir hatten noch manches andere kennen 
gelernt, was man zur Allgemeinbildung 
brauchen konnte. Und nun kam das 
technische Studium, dem all das 
„Klassische‘‘ und ‚Historische‘ weichen 


mußte. Die Technischen Hoch- 
schulen ignorieren — und das 
bringt mir die Bitternis — bei der 


überwiegendenZahlaller ihrer 
Studierenden, besonders bei 
den „ordentlichen“ Studieren- 
den den Anschluß an die Mittel- 
schule. Mag sein, daß die Mathematik 
und die Mechanik, daß Reißbrett und 
Rechenschieber für den „ordentlichen“ 
Studierenden während der langen 
Studienjahre Alpha und Omega ihrer 
ganzen Betätigung sein müssen. 
sein, daß die herrschende Anschauung 
für die Ordentlichen nichts anderes zu- 
läßt; kann aber auch sein, daß man sich 
irrt. Kann sein, daß doch eine andere 
Form - schließlich noch möglich wäre, 
wenn man die Aufgaben der Technischen 
Hochschulen in der Linie der Volks- 
bildungsziele einmal genauer verfolgen 
wollte. Haben die Technischen Hoch- 
schulen wirklich so eng umgrenzte Auf- 
gaben, wie man dies die ordentlichen 
Studierenden lehrt? Warum — so frage 
ich mich weiter (oder vielmehr näher) 
— warum bricht man die Mit- 
telschulbildung plötzlich ab? 
Ist es wirklich nicht möglich, den Leit- 
faden weiter zu ziehen von dem Gym- 
nasium hinüber zur Hochschule und bis 
ans Ende des Studiums — bis zu dem 
Punkte, von wo der Student nun allein 
hinaustreten soll ins Leben? 


Gewiß ist das möglich — ich bin 
heute fest davon überzeugt. Diplom- 
Ingenieure — nehmt die Forderung in 


cuer Programm auf: die Technischen 
Hochschulen müssen die geistige Schu- 
lung fortsetzen, die die Mittelschule be- 
gonnen hat; sie müssen vor allem 
das historische Element pfle- 
gen, die Geschichte und dazu die Län- 
derkunde. 


Mag 
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Ich will euch einige Zahlen geben, 
die die Armut der Technischen Hoch- 
schulen auf diesem Gebiete beleuchten. 

Die 10 Technischen Hochschulen des 
Deutschen Reiches haben im ganzen in 
ihren Unterrichtsprogrammen 36 als ge- 
schichtlich zu bezeichnende Vorlesungen 
aufgeführt (Sommersemester 1908), vor- 
wiegend Kunstgeschichte, Geschichte der 
Malerei und der Literatur. Dagegen 
haben die Universitäten allein in den 
philosophischen Fakultäten 210 ge- 
schichtliche Vorträge; dazu 108 reli- 
gionsgeschichtlichke Vorlesungen, 45 
rechtsgeschichtliche, 11 der Heilkunde, 


etwa 140 aus dem Fachgebiet der 
Weltgeschichte. Zusammen rund 500 
Vorlesungen. Ein näheres Eingehen 


zeigt, was alles an den Universitäten ge- 
schichtlich behandelt wird: die luthe- 
rische Orthodoxie, der evangelische Ge- 
meindegesang, die chinesische Ver- 
fassung und die Kontrapunktik im 
Mittelalter, der Journalismus, der deut- 
sche Unterricht, die Mystik, die indische 
Kultur, die Volksseuchen, die Kultur- 
gewächse usw. Das Verzeichnis ist fast 
unbegrenzt. 

Gegenüber diesem Reichtum muß es 


doch auffallen, daß der Studierende der 


Technik fast ganz ohne historische 
Schulung bleibt; die wenigen Vor- 
lesungen der Technischen Hochschulen, 
welche als historische bezeichnet werden 
können, bleiben auf den größten Teil 


der Studierenden ganz ohne Einfluß 
und sind ihm nicht einmal immer zu- 
gänglich. 


Merkwürdig und schwer zu verstehen 
ist es, daß bisher die Geschichte der 
Technik weder auf der Universität noch 
auf der Technischen Hochschule eine 
Stätte gefunden hat*). 


*) Dem Verfasser ist wohl unbekannt, daß die 
Technische Hochschule in Charlottenburg die „Ge- 
schichte der Technik“ seit kurzem aufgenommen hat. 
Im laufenden Wintersemester liest Herr Dipl.-Ing. 
Conrad Matschoss, der bekannte Verfasser von „Ent- 
wicklung der Dampfmaschine“, als Privatdozent „Die 
Entwicklungsgeschichte der Maschinentechnik". Die 


Die Universität hat kein Interesse an 
der Technik; das Milieu ist aber auch 
hier ein wenig günstiges. Wer sollte 
dort die „Geschichte der Technik“ lesen 
und für wen? 

Geschichte der Technik kann 
nur ein Ingenieur lesen. Das be- 
weist zur Genüge schon die Lücke, die 
an der Universität vorhanden ist. Unter 
den rund 500 historischen Vorlesungen 
an 22 deutschen Universitäten ist nicht 
eine, welche die „Geschichte der Tech- 


nik“ behandelt. 
Die Geschichte der Technik 
gehört an die Technischen 


Hochschulen. Es ist Pflicht dieser 
Hochschulen, dem gewaltigen Gebiet — 
namentlich aber der für das Kulturleben 
unserer Zeit so wichtigen Entwicklung 
des 19. Jahrhunderts — eine ernste Be- 
achtung zu schenken. Es ist Pflicht 
der Technischen Hochschulen in ihren 
Studierenden den historischen Sinn zu 
schulen und für die Bildung des deut- 
schen Ingenieurs auch die Werte nutz- 
bar zu machen, die im Geschichtsstudium 
liegen. Was liegt näher, als hier- 
für die Geschichte der Technik 
heranzuziehen? Die Geschichte der 
Technik ist die Geschichte der Kultur. 
Es sollte im 20. Jahrhundert keinen ge- 
bildeten Techniker mehr geben, der 
nicht die Geschichte der Kultur kennt. 


b —— 


Schaffung einer Dozentur für dieses Gebiet steht nalıe 
bevor. 

Uebrigens wird hier auch seit mehreren Jahren 
bereits von Herrn Prof. Dr. Koehne die „Geschichte 
der Industrie“ gelesen. 

Wir dürfen auch darauf hinweisen, daß der Verein 
deutscher Ingenieure die Förderung geschichtlicher 
Arbeiten tatkräftig unterstützt; Conrad Matschoss gibt 
im Auftrage des Vereins „Beiträge zur Geschichte der 
Technik und Industrie“ heraus. Die Ingenieure haben 
bisher Geschichte gemacht — sie fangen jetzt auch 
an, Geschichte zu schreiben. Die Tatkraft, mit der 
auch diese Ingenieurarbeit begonnen ist, berechtigt 
zu der Hoffnung, daß der historische Unterricht an 
den Technischen Hochschulen in wenigen Jahren 
weitere Fortschritte zeigen wird. Der jetzt bestehende 
Mangel könnte bald behoben sein. 


Die Schriftleitung. 
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BERICHT DES VORSTANDS. 
Neue Förderer und Mitglieder. 


Seit dem letzten Bericht sind folgende Herren 
in die Liste unserer Förderer eingetragen 
worden: 


Alfred Carl Daumiller, Regierungsbauführer, 
Oberingenieur der Märkischen Maschinenbau- 
Anstalt Ludwig Stuckenholz A.-G., Wetter- 
Ruhr, Hochstr. 23. (Bereits in der vorigen 
Nummer.) 

E. Genzmer, Geheimer Baurat, Professor an 
der Kgl. Technischen Hochschule zu Danzig- 
Oliva, „Heimstätte‘“. 

Konrad Hartmann, Geheimer Regierungsrat 
und Professor, Senatsvorsitzender im Reichs- 
versicherungsamt, Grunewald, Johannaplatz. 

Dr. Kittler, Geh. Reg.-Rat, Professor, Darm- 
stadt, Herdweg 71. 

Kurlbaum, Geh. Reg.-Rat, Professor, Berlin 
W. 15, Meinekestr. 5. 

Dipl.-Ing. Josef Rosintal, Assistent der Kgl. 
Techn. Hochschule zu Berlin, Charlottenburg, 
Bismarckstr. 29. 

Dr. K. Wieghardt, 
Gabelsbergerstr. 4. 


Professor, Hannover, 


Ferner: 


A. T. V. „Brunonia“, Hannover, Technische 
Hochschule. 


Burschenschaft „Germania“, Hannover, Tech- 
nische Hochschule, Hannover, Taubenfeld 6. 


Als Mitglieder wurden aufgenommen die 
Herren Diplomingenieure: 


Borgstede, Hans, Betriebsassistent des „Phö- 
nix“, Hoerde i. W., Wiesenstr. 10. 

Braune, Emil, Konstrukteur, Aachen, 
marckstr. 119. 

Eckstein, Leopold, Konstrukteur, Dortmund, 
Weiherstr. 66. 

Egerer, Heinz, Dr.-Ing., Dr. phil, München, 
Gabelsbergerstr. 73, H. 

Fonrobert, Felix, Ingenieur der Fa. C. F. 
Jucho, Dortmund, Karlstr. 3. 

Gloatz, Karl, Berlin SW. 47, Kreuzbergstr. 40. 

Gütermann, Max C., Ober-Schöneweide, 
Luisenstr. 14, Ir. 

Guthknecht, 
Ostenhellweg 1. 

Heine, Rudolf, Betriebsleiter der Filiale Kiel 
der Gebr. Goedhart A.-G., Düsseldorf, Kiel- 
Wik, Neuer Weg 11. 

Holm, Fritz, Assistent am Elektrot. Labo- 
ratorium der Kgl. Techn. Hochschule zu 
Berlin, Berlin NW. 5, Salzwedeler Str. 3. 

Hottenroth, Karl, Bauamtsingenieur beim 
Rat der Stadt Leipzig, Leipzig, Hardenberg- 
straße 5. 


Bis- 


Patentanwalt, Dortmund, 


Jakober, Erwin, Regierungsbauführer bei der 
Kais. Werft Wilhelmshaven, Hafenbauressort, 
Wilhelmshaven, Roonstr. 85, Il. 

Kelling, Erich, Ständ. Assistent an der Kgl. 
Techn. Hochschule zu Berlin, Charlottenburg, 
Cauerstr. 30. 

Kellner, Carl, Ingenieur der städt. Kanali- 
sations- und Wasserwerke Hannover, Han- 
nover, Höltystr. 5. 

Kunhardt, Hermann, Ingenieur der Ma- 
schinenfabr. H. Füllner, Warmbrunn, Ziethen- 
straße 3. 

Mohwinkel, Hans, Schwerin i. M., König- 
straße 81, IM. 


Paternoster, Eugen, Ingenieur der Sie- 
mens-Schuckert-Werke, Charlottenburg, Eo- 
sanderstr. 25. 

Philippi, Ernst, Ottweiler, Bez. Trier. 


Riemer, G., Ingenieur der Siemens-Schuckert- 
Werke, Bahnabteilung, Charlottenburg, Am 
Lützow 13a, Gth. 

Roth,Gottheld, Etatmäßiger Diplom-Ingenieur 


beim Magistrat Charlottenburg, Charlotten- 
burg, Cauerstr. 6. 
Schmidt-Weferlingen, Hans, Cöln a. 


Rhein, UÜbierring 31, I. 

Schrauth, Hans, Konstrukteur der Fa. 
Schüchtermann & Kremer, Dortmund, Heiliger 
Weg 15,1. 

Schwebsch, Alfred, Ingenieur bei der Stet- 
tiner Maschinenbau A.-G. Vulcan, Hamburger 
Niederlass., Hamburg 11, Schaarsteinweg 16, 1. 

Sieger, Josef, Hoerde i. W., Mühlenweg 4. 

Teichmüller, Carl, Cassel, Augustastr. 24. 

Trost, William, Lehrer an der Fachschule 
für Maschinenbauer und am städt. Gewerbe- 
saal zu Berlin, Berlin N. 113, Schivelbeiner 
Straße 49. 

Veesenmeyer, E. Professor für Elektro- 
technik an der Kgl. Techn. Hochschule zu 
Stuttgart, Stuttgart, Gerokstaffel 1. 

Vervuert, Gottfried, Dr.-Ing., Leiter der 
Kupferlaugerei Imsbach, Imsbach i. Bavern. 

Wamsler, Karl, Betriebsingenieur der Mün- 
chener Kochherd- & Ofenfabrik von Fr. Wams- 
ler, München, Barerstr. 58. 

Wedemeyer, Otto, Dr.-Ing., Betriebsdirek- 
tor der Maschinenfabrik Thyssen & Cie., Mül- 
heim-Ruhr und der A.-G. für Hüttenbetrieb 
Meiderich, Mülheim-Ruhr, Wiesenstr. 39. 

Werner, Hans, Inhaber der Fa. H. Wohlen- 
berg, Kommandit - Gesellschaft, Hannover, 
Podbielskistr. 8, Il. 

Wolf, Friedrich, Ingenieur der Norddeutschen 
Maschinen- und Armaturen-Fabrik G.m.b.H. 
Bremen, Bremen, Stephanitorsteinweg 13. 


Diplomingenieure und Patentagentenfirmen. 
Zeitschrift 
eine Patent- 


Eine neuerdings in 
erschienene 


unserer 
Anzeige, in der 
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apenfenfirma einen Diplomingenieur sucht, 
gab dem Vorstand Veranlassung, sich mit 
der Stellung der Diplomingenieure zu den 
Patentagentenfirmen zu befassen. Der Vor- 
stand bringt in dieser Frage den Verbands- 
mitgliedern folgendes zur Kenntnis: 

Die Diplomingenieure sind vor dem Eintritt 
in Patentagentenbureaus zu warnen und zwar 
aus Gründen mannigfacher Art. Einerseits be- 
steht die Gefahr, daß die Praxis, welche 
Diplomingenieure in den Bureaus von Patent- 
agenten ausüben, als Vorbereitungszeit für die 
Zulassung zum Patentanwaltsexamen nicht ange- 
rechnet wird. Anderseits dürfte es einem 
Diplomingenieur, der bei einer Patentagenten- 
firma tätig war, außerordentlich schwer fallen, 
wenn nicht unmöglich sein, nachträglich bei 
einem Patentanwalt entsprechend honorierte 
Stellung zu finden, da die Diplomingenieure bei 
Patentagenten nicht diejenige Schulung erlangen 
können, die vom Patentanwalt verlangt wird, 
und die sich gründet auf eine bestimmte, durch 
eine besondere Ehrengerichtsbarkeit 
kontrollierte Berufsauffassung. Des weiteren 
muß es der Stand der Diplomingenieure als 


unwürdig erachten, sich in die Dienste des 
Patentagententums zu stellen; denn letzteres 
ersetzt sich aus allen möglichen Kreisen 


oft gar nicht fachlich vorgebikleter Elemente 
und steht im strikten Gegensatz zu der durch 
Reichsgesetz anerkannten Patentanwaltschaft, 
die aus den Kreisen der Diplomingenieure her- 
vorgeht. Es fällt keinem in geordneten Ver- 
hältnissen lebenden Juristen ein, seine Dienste 
einem Rechtskonsulenten zur Verfügung zu 
stellen; ebensowenig darf ein Diplomingenieur, 
der auf seinen Stand stolz ist und später selbst 
Anwalt werden kann, mit einer Patentagenten- 
firma in berufliche Verbindung treten. Es drängt 
sich ohne weiteres die Vermutung auf, daß 
manche Patentagentenbureaus durch Engage- 
ment von Diplomingenieuren bei den harm- 
losen Erfindern den Eindruck zu erwecken 
suchen, daß die Bearbeitung der übertragenen 
Mandate sich in den besten Händen befinde. 
Es ist auch möglich, daß solche Patent- 
agenten die von der Vertretung vor dem 
Kaiserlichen Patentamt ausgeschlossen 
sind, in der Absicht einen Diplominge- 
nieur zu engagieren suchen, denselben zur 
Ablegung des Anwaltsexamens zu veranlassen. 
Dieser junge Patentanwalt soll dann die Ver- 
treiung derjenigen Mandate der betreffenden 
Firma übernehmen, die dieselbe vor dem 
Kaiserlichen Patentamt nicht vertreten darf. 
Derartige Schlepperdienste eines Patentanwalts 
für ein Patentagentenbureau werden ehren- 
gerichtlich auf das strengste be- 
straft, so daß junge Diplomingenieure, die 
in die Verhältnisse weniger eingeweiht sind, 


nachdrücklichst darauf hingewiesen werden 
müssen, damit sie derartigen Lockungen, die 
gelegentlich an sie herantreten können, wider- 
stehen. 

Auf Grund des Vorstehenden ist 
der Vorstand der UÜeberzeugung, 
daß Patentagentenbureaus kein 
Feld für die berufliche Betätigung 
von Diplomingenieuren sind. 


Baumeistertitel. 


Nachdem auf Grund der letzten Novelle zur 
Gewerbe-Ordnung den einzelnen Bundesstaaten 
des Deutschen Reiches die Befugnis erteilt wor- 
den ist, Bestimmungen darüber zu treffen, wer 
berechtigt sei, den Titel „Baumeister“ 
zu führen, hält es der Vorstand für erforder- 
lich, seinerseits alles zu tun, um diese Be- 
stimmungen im ganzen Deutschen Reich einheit- 
lich zu gestalten. Im Königreich Sachsen sind 
diese Bestimmungen bereits erlassen worden; 
danach sind die Diplomingenieure der Archi- 
tektur berechtigt, den Titel „Baumeister“ 
zu führen. Zur Bearbeitung der Angelegen- 
heit wird der Vorstand einen Referenten be- 
stimmen. 


Enquete betreffend die Zwangsversicherung 

junger Diplomingenieure. 

Auf Grund einer Anregung des Kollegen 
von Pasinski-Düsseldorf hat der Vorstand 
beschlossen, eine Enquete darüber zu veran- 
stalten, wie lange junge Diplomingenieure durch- 
schnittlich der Zwangsversicherung unterworfen 
sind. Zu diesem Zweck ist der heutigen Num- 
mer der Zeitschrift ein entsprechendes Formu- 
lar beigegeben. Der Vorstand bittet die Ver- 
bandsmitglieder, dieses Formular im Interesse 
der Verbandsbestrebungen ausfüllen zu wollen. 


Die Verleihung des Titels „Diplom-Techniker“ 
an Absolventen von Baugewerkschulen. 


Die Umfrage in dieser Angelegenheit bei den 
Bezirksvereinen hat ergeben, daß sämtliche Be- 
zirksvereine mit Ausnahme des Bezirksvereins 
Cöln sich gegen die Verleihung des Titels 
„Diplom - Techniker“ an Baugewerk- 
schüler ausgesprochen haben. Es wurde über- 
all betont, daß durch diesen Titel die Ver- 
wechslungsgefahr gegenüber dem Titel „Diplom- 
Ingenieur‘‘ bestehe, da man in Laienkreisen 
und neuerdings auch im Verein deutscher: In- 
genieure einen Unterschied zwischen ,„Tech- 
niker‘‘ und ‚Ingenieur‘ nicht mache. Demge- 
mäß wird der Verband an die Ministerien der 
deutschen Bundesstaaten und an den Bundes- 
rat mit entsprechenden Eingaben herantreten. 
Es wurde dabei betont, daß der Verband die 


Forderung der Baugewerkschüler nach einer 
Öffentlich - rechtlich geschützten Bezeichnung, 
die se aus der Masse der schlecht 
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vorgebildeten Elemente heraushebe, durchaus 
anerkenne, daß diese Bezeichnung aber so zu 
wählen sei, daß jede Verwechslungsgefahr mit 
„Diplom-Ingenieur‘ ausgeschlossen er- 
scheint. 


Hauptversammlung. 


Der Vorstand hat beschlossen, die Haupt- 
versammlung auf Sonntag, den 20. März, in 
Berlin anzuberaumen und die Ausschußsitzung 
am 19. März abzuhalten. Die Verhandlungen wer- 
den jeweils vormittags 10 Uhr beginnen. Am 
Abend des 19. März soll ein Bierabend die Herren 
Kollegen vereinigen. Die Verbandsmitglieder, die 
zur Hauptversammlung nach Berlin kommen, 
werden höflichst gebeten, ihren Namen der Ge- 
schäftsstelle des Verbandes jetzt schon mit- 
zuteilen, damit diese Namen in den nächsten 
Nummern der Zeitschrift fortlaufend zur Kennt- 
nis der Verbandsmitglieder gebracht werden 
können. i 

Die Tagesordnung für die Hauptversamm- 
lung wird in der nächsten Nummer der Zeit- 
schrift bekanntgegeben werden. 


Vertretung des Verbandes. 


Wie unlängst seitens des Deutschen 
Techniker-Verbandes, so war auch an- 
läßlich des Stiftungsfestes des Berliner Be- 
zirksvereins deutscher Ingenieure 
dem Verband eine Einladung seitens des ge- 
nannten Vereins zugegangen. Der Vorstand 
hatte den Vorsitzenden Dr. Lang gebeten, 
den Verband zu vertreten. Herr Dr. Lang er- 
stattete Bericht über den Verlauf des Fest- 
aktes in den Berliner Ausstellungshallen. 


Neuer Bezirksverein. 


Am 22. Januar fand die Gründung des Be- 
zirksyereins Darmstadt statt. Vorsitzender 
ist Herr Dipl.-Ing. Karl Kraemer, Schrift- 
führer Herr Dipl.-Ing. M. Giovannini- 
Darmstadt, Gutenbergstr. 53. Bericht folgt. 


Neues Mitglieder-Verzeichnis. 


Der Vorstand beabsichtigt, zur Hauptver- 
sammlung ein neues Mitglieder-Verzeichnis er- 
scheinen zu lassen. Die Herren Förderer und 
Kollegen werden deshalb gebeten, etwa ge- 
wünschte Acnderungen ihrer Adresse bis läng- 
stens den 15. Februar an die Geschäftsstelle 
gelangen zu lassen. 


Eintragung des Verbandes in das Vereins- 


Register. 
Laut Bescheinigung des König- 
lichen Amtsgerichts Berlin Mitte, 


Abteilung 167 vom 21. Januar 1910, ist 
der Verband Deutscher Diplom-In- 


genieure am 21. Januar 1910 in das 
Register des Amtsgerichts Berlin 
Mitteunter Nr. 1063eingetragen wor- 
den. Der offizielle Name des Verbandes lautet 
also fortan: 


Verband Deutscher Diplom-Ingenieure 
(E. V.). 
Der Vorstand. 


Bericht der Rechtsauskunftsstelle. 


Der Rechtsauskunftsstelle des Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure ist folgende An- 
frage zugegangen: 

„Bei meiner Firma bestehen in mehreren 
Abteilungen Spar- und Vorschußvereine auf 
Grund sehr einfacher Satzungen. Jedes Mit- 
glied zahlt monatlich 5 Mk. ein und hat das 
Recht, bis zu 30 Mk. über seinen einge- 
zahlten Betrag von der Kasse zu leihen gegen 
Zinsen von einem halben Pfennig pro Mark 
und Woche. Die einkommenden Zinsen wer- 
den an die Mitglieder im Verhältnis ihrer Ein- 
lagen verteilt. Vor Weihnachten werden die 
gesparten Beträge ausgezahlt. 

Besteht ein rechtliches Bedenken gegen 
Zinsverlangen von 250o und bestehen Vor- 
schriften, nach denen eine derartige Kasse 
als Genossenschaft eingetragen werden muß 
oder ist vom rechtlichen Standpunkt aus nichts 
einzuwenden ?* 


Diese Anfrage ist folgendermaßen zu beant- 
worten: 


Die Frage 1, welche die rechtlichen Be- 
denken gegen ein Zinsverlangen von 25 %0 be- 
trifft, ist zu beurteilen auf Grund der 88 138 
und 246 des BGB. und des § 302a des StGB. 


§ 138, Absatz 2, BGB. bezeichnet jedes 
Rechtsgeschäft für nichtig, durch das jemand 
unter Ausbeutung der Notlage, des Leichtsinns 


oder der Unerfahrenheit eines anderen sich 
oder einem Dritten für eine Leistung Ver- 


mögensvorteile versprechen oder gewähren läßt, 
welche den Wert der Leistung dergestalt über- 
steigen, daß den Umständen nach die Ver- 
mögensvorteile in auffälligem Mißverhältnis zu 
der Leistung stehen. Es müssen hiernach zwei 
Merkmale erfüllt sein: 

a) ein objektives: Die Vermögensvorteile 
müssen den Umständen nach in auffäligenı 
Mißverhältnis zur Leistung stehen, 

b) ein subjektives: das Rechtsgeschäft muß 
vorgenommen sein unter Ausbeutung der 
Notlage, des Leichtsinns oder der Uner- 
fahrenheit eines anderen. 

Ob bei einem Darlehensnehmer Notlage, Leicht- 
sinn oder Unerfahrenheit in Frage steht, laßt 
sich nur von Fall zu Fall entscheiden. Im 
vorliegenden Fall jedoch handelt der Spar- und 
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Vorschußverein nicht in Ausbeutung der Not- 
lage usw.; denn jedes Mitglied hat unter- 
schiedslos das Recht, ein Darlehen bis zu einem 
bestimmten Betrage zu verlangen, ohne daß der 
Verein die Beweggründe und Verhältnisse des 
betreffenden Mitgliedes zu kennen braucht. Eine 
unbedingte Voraussetzung des Wuchergeschäftes 
(Reichsgerichtsentscheidung in Gruchots Bei- 
träge, Band 46, Seite 89 ff.) ist aber das 
Bewußtsein der Notlage usw. des Darlehens- 
nehmers. 


Aber auch die Tatsache, daß das Darlehen 
von Anfang an auf einen verhältnismäßig ge- 
ringen Betrag beschränkt ist und nur für kurze 
Zeit gewährt wird, daß also der Zinsbetrag 
niemals eine nennenswerte Höhe erreichen kann, 
daß fernerhin der Zinsfuß von vornherein für 
alle Fälle festgelegt und allen Mitgliedern be- 
kannt ist, ja von diesen selbst, also auch von 
den Darlehensnehmern, bestimmt worden ist, 
des weiteren, daß durch diese Zinsen nur eine 
Verzinsung der eingelegten Spargelder erreicht 
werden soll, und die dadurch gewonnenen Be- 
träge allen Mitgliedern, also auch den Dar- 
lehensnehmern, zugute kommen, berechtigt zu 
der Annahme, daß die gewährten Vermögens- 
vorteile nicht in einem auffälligen Mißverhält- 
nis zur Leistung stehen. Es liegt demgemäß 
nicht ein nichtiges Rechtsgeschäft nach § 138 
des BGB. vor, desgleichen fehlen auch die 
hauptsächlichsten Tatbestandsmerkmale des 
$ 302a des StGB. Demgemäß bestehen gegen 
das erwähnte Zinsverlangen weder in zivil- noch 
in strafrechtlicher Beziehung Bedenken. 

Zu Frage 2. Der gekennzeichnete Spar- 
und Vorschußverein ist rechtlich eine Gesell- 
schaft im Sinne der $$ 705 ff. des BGB. (nicht 
rechtsfähiger Verein). 


Es gibt weder im Genossenschaftsgesetz noch 
im Bürgerlichen Recht eine Bestiminung, daß 
Gesellschaften der in Frage stehenden Art den 
Charakter der Genossenschaft annehmen 
müssen, also eine Verpflichtung besteht, 
welche die Eintragung in ein Register auferlegt. 


Irgendein wirtschaftliches Interesse für die 
Eintragung in das Genossenschaftsregister, wie 
z. B. Haftbeschränkung usw., besteht nicht, 
denn die Spar- und Vorschußkasse ist bezüg- 
lich ihrer Aktiv- und Passivgeschäfte lediglich 
auf den Kreis ihrer Mitglieder beschränkt, ohne 
nach außen hin in irgendwelche wirtschaftlichen 
Beziehungen zu treten. 


Aus dem gleichen Grunde liegt keine Ver- 
anlassung für die Spar- und Vorschußkasse ver, 
durch Eintragung in das Vereinsregister ein 
rechtsfähiger Verein zu werden. Allerdings 
würde, wenn der Verein in die Lage kommen 
sollte, jemand verklagen zu müssen, z. B. auf 
Rückzahlung von Darlehen, die Klage von sämt- 


lichen Mitgliedern zu erheben sein. Dagegen 
kann der Verein als solcher selbständig ver- 
klagt werden, da nach § 50 der ZPO. auch 
nicht rechtsfähige Vereine als Beklagte die 
Stellung eines rechtsfähigen Vereins haben. 


Es ist daher vom rechtlichen Standpunkt 
aus gegen den Bestand des Spar- und Vorschuß- 
vereins nichts einzuwenden, insbesondere bedarf 
er auch keiner behördlichen Genehmigung oder 
Anmeldung. 


Dipl.-Ing. BB Wassermann, 
Patentanwalt. 


Mitgliederbeiträge. 


Der Kassenführer bittet um Zahlung der 
noch rückständigen Mitgliederbeiträge (10 Mk.) 
an die Mitteldeutsche Kreditbank, Berlin 
SW. 61, Belle-Alliance-Platz 17 (mit dem Zu- 
satz: Herrn Dipl.-Ing. Adolf Münch, Verbands- 
konto). 


Invaliditätsversicherung. 


Um sichere Grundlagen (vergl. den Vor- 
standsbericht) zu haben, hat der Vorstand be- 
schlossen, eine Rundfrage darüber zu veran- 
stalten, wie lange Diplomingenieure der Bei- 
tragspflicht zur Invalidenversicherung unter- 
liegen (d. h. ein Gehalt von weniger als 
2000 Mk. im Jahr bezogen haben). 

Wir bitten unsere Mitglieder, untenstehendes 
Formular auszuschneiden und ausgefüllt einzu- 
senden; auch Diplomingenieure, die unserem 
Verbande nicht angehören, werden hierdurch 
um Einsendung eines nach diesem Muster an- 
gefertigten und ausgefüllten Formulars gebeten. 

Eine Namensunterschrift ist erforderlich, 
dieselbe wird jedoch sofort abgetrennt und 
verschlossen aufbewahrt. 


Der Vorstand des Verbandes Deutscher 
Diplomingenieure. 


Rundfrage über die Dauer der Beitragspflicht 
zur Invalidenversicherung 


veranstaltet vom Verband Deutscher Diplom- 
Ingenieure. 


1909, 


One 
unterliege seit 
= Jahre... Monate der Verpflichtung 


- -bis 


zu Beiträgen zur Invalidenversicherung. 
Ich habe die Diplomprüfung im Jahre 


bestanden... 000 


(Unterschrift.) 
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DER BUREAUKRATISMUS. 


In seinem Buche „Grundlagen des 
19. Jahrhunderts‘‘ schreibt St. H. Cham- 
berlain: „Der Staat entwickelt sich 
mehr und mehr zu jenem in der Zoo- 
logie  wohlbexannten peripherischen 
Knochenpanzer, dem sogenannten Der- 
moskelett; seine Struktur wird immer 
massiger, er dehnt sich immer mehr 
über alle „Weichteile‘‘ aus, bis er zu- 
letzt in unsere:n Jahrhundert zu wahr- 
haft megalotherischen Dimensionen an- 
gewachsen, einen bisher unerhört großen 
Prozentsatz der wirksamen Kräfte der 
Menschheit als Militär- und Zivilbeamte 
aus dem eigentlichen Lebensprozeß aus- 
scheidet und wenn ich so sagen darf 
„verknöchert‘“. Diese Schilderung nimmt 
Vizeadmiral a. D. von Ahlefeld zum Aus- 
gang ciner Darlegung über das Wesen 
des Bureaukratismus (im Tag 19.1.10). 
In seinen Ausführungen scheint mir der 
Hinweis auf die in der deutschen Presse 
wiederholt aufgetretene Forderung nach 
„Kaufleuten in der Verwaltung‘ beson- 
ders interessant. Diese Forderung könne 
man nur unter bestimmten Bedingungen 
und nur in sehr eingeschränktem Maße 
unterstützen. Kaufmännisches Verfahren 
und kaufmännische Buchführung sind im 
Staatsbetriebe unmöglich und un- 
durchführbar. Das folgt aus dem 


Auszuschneiden, ausgefüllt als Brief unter 
folgender Adresse zu versenden: 


Rundfrage. 


An den 


Verband Deutscher Diplom- Ingenieure 


Charlottenburg 2 
Uhlandstr. 25. 


prinzipiellen Unterschied*) zwischen dem 
kaufmännischen und dem Staatsbetricb: 

„1. Der Kaufmann muß viel wagen und 
steht ständig unter dem Drucke des 
Gewinnantriebes; dem Staatsbetrieb 
fehlt beides. Es muß aus eigenem An- 
triebe sparsam wirtschaften. 

2. Das Budget des Staatsbetriebes be- 
stimmt auf 1 bis 1!1/, Jahre im voraus 
aile Ausgaben in einzelnen Posten; für 
den Kaufmann ist ein solches detail- 
liertes langfristiges Budget eine völlige 
Unmöglichkeit. 

3. Die Angestellten des Staates sind 
grundsätzlich jeder Willkür, insbesondere 
der Amtsentsetzung entzogen, der Kauf- 
mann hat mit Kündigung und Entloh- 
nung seiner Angestellten völlig freie 
Hand. 

4. Uecberhaupt sind dem Staat durch 
Gesetze und Bestimmungen für alle 
seine Geschäfte die Hände gebunden, 
damit er nicht willkürlich handelt. 
Der Kaufmann hat fast uneingeschränkte 
Bewegungsfreiheit, sowohl gegen sein 
Personal, als auch für seine geschäft- 
lichen Handlungen und Entschlüsse.“‘ 


Dem selbständig tätigen Kaufmann sei 
die Möglichkeit der freien Bewegung 
und des raschen Entschlusses gegeben; 
er habe Kredit (Vertrauen), habe Speku- 
lation und Konjunktur zu seiner Ver- 
fügung; dagegen müsse der Staat seine 
Geschäfte mit Garantie (Mißtrauen), 
Vertrag, Kontrolle, Revision und Super- 
revision führen. Der Staatsbeamte sei 
unfrei, gebunden an Instruktion und 
Etatsgesctze, er sei in seiner Tätigkeit 
gehemmt usw. Das wird nachgewiesen 
durch den eingehenden Hinweis auf die 
zu mehreren Bänden angeschwollenen 
Dienstanweisungen. Und diese Dienst- 
anweisungen seien wiederum — wenig- 


* Man vergleiche, was Prof. Dr. Ing. Schlesinger 
in seinem in dieser Nummer wiedergegebenen Vor- 
trage über die gleiche Frage ausführt. 

Die Schriftleitung. 
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stens zum Teil — auf Anregungen aus 
den Parlamenten zurückzuführen. Un- 
sere Parlamente — so wird zutreffend 
gesagt — wollten ja selbst die Unfrei- 


heit der Beamten, die Bindung bis in 
das kłeinste Detail des Dienstbetriebes 
auch in den technischen Verwaltungen. 
Daraus schließt der Verfasser — und 
hierin stimme ich ihm nicht zu —, daß 
der Bureaukratismus eine Folge des Par- 
lamentarismus sei, daß also jedes Land, 
das ein Parlament hat, auch der Gefahr 


des Erstickens unter dem Knochen- 
panzer ausgesetzt sei. 
Der Bureaukratismus ist eine Not- 


wendigkeit in allen großen Zusammen- 
fassungen, auch in der Privatwirtschaft. 
Aber gerade hier zeigt es sich, daß der 
Bureaukratismus durchaus nicht er- 
stickend wirken muß. Was dem deut- 
schen Staatsbureaukratismus eine so 
bedenkliche Richtung gepeben hat, ist 
nicht im Wesen des Bureaukratismus, 
sondern ın der Zusammensetzung der 
deutschen Parlamente, der Regierungen 
und der Behörden begründet. Hier hat 
der Bureaukratismus seine Farbe durch 
die Vorliebe zum Formalismus erhalten, 
der das beherrschende Erziehungsele- 
ment der Parlamentarier und besonders 
der Beamten geworden ist. Von beson- 
derem Einfluß ist die erdrückende Mehr- 
heit der humanistisch-juristisch erzoge- 
nen Männer des öffentlichen Lebens, 
neben denen das realistisch-wirtschaft- 
liche Element fast gar nicht zur Wir- 
kung kommt. In Deutschland ist das 
notwendige Maß der juristisch erzoge- 
nen und juristisch tätig gewesenen Män- 
ner sowohl in den Parlamenten wie un- 
ter den höheren Verwaltungsbeamten 
längst überschritten. Wir haben ein 
Uebermaßan Juristen und einen 
auffallenden Mangel an Inge- 
nieuren,d.h.an Männern, die zu pro- 
duktiver Arbeit und zu Güter schaffen- 
der Tätigkeit erzogen worden sind. 
Von den rund 400 Reichstagsabgeord- 
neten haben 240 ein akademisches Stu- 
dium und unter den ‚„Studierten‘“ ist 


wiederum eine Ueberzahl von Juristen 
aber kein Ingenieur. Für die höheren 
Verwaltungsbeamten, die doch unbe- 
stritten an der Färbung des Bureaukra- 
tismus beteiligt sind, ist ja eine lange 
juristische Tätigkeit obligatorisch. 

Von den 240 ‚„studierten‘‘ Abgeord- 
neten haben nicht einmal 10 ihre Studien 
auf Landwirtschaftlichen oder Tech- 
nischen Hochschulen oder Handelshoch- 
schulen betrieben. Zwar gehören 106 
Abgeordnete der Landwirtschaft an; die 
Akademiker unter ihnen sind aber vor- 
wiegend ‚Juristen‘. Die Industrie ist 
nur mit 21 Abgeordneten vertreten, Han- 
del und Verkehr gar nur mit 13. Rechts- 
anwälte, Richter und Beamte mit aus- 
schließlich juristischer Vorbildung und 
rein juristischer Berufstätigkeit sitzen 
aber über 100 im Deutschen Reichstag. 
Der ganze große Berufsstand der Tech- 
niker (Ingenieure, Architekten) stellt da- 
gegen nur 2 Abgeordnete. Man sollte 
sich doch eigentlich nicht wundern, daß 
die Neigung, die ganze Lebensbetätigung 
zu reglementieren, in Gesetze zu zwin- 
gen, Paragraphen an Paragraphen zu 
reihen, dem deutschen Parlament gleich- 
sam im Blute steckt. 

Ein Vergleich mit England zeigt ein 
ganz anderes Bild. Unter den Kan- 
didaten für die derzeitigen Unter- 
hauswahlen befinden sich auch viele 
Juristen — es sind aber die anderen 
Berufsstände und besonders die der 
juristischen Schulung fern gebliebenen 
in erheblichen Zahlen vorhanden: 3Che- 
miker, 5 Architekten, 54 ehemalige Berg- 
leute und Ingenieure, zahlreiche Hütten- 
und Kohlenminenbesitzer, Besitzer von 
Baumwollspinnereien, Schiffbauer und 
Reeder, Fabrikanten aus vielen In- 
dustrien und Gewerben, Bankiers (10), 
dazu über 100 Direktoren von Aktien- 
und anderen Gesellschaften. 

Die Engländer ersticken nicht unter 
dem Bureaukratismus und sie haben 
doch einen fortgeschrittenen Parlamen- 
tarısmus. Am Parlamentarismus liegt es 
nicht; es liegt an den Parlamentariern. 
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Und noch mehr an unseren lei- 
tenden Beamten. Man müßte unter 
den höheren Verwaltungsbeamten — d. 
h. immer bei denjenigen, die etwas zu 
sagen haben, die anzuordnen und zu 
bestimmen haben — die Sachkundigen 
mehr vorschieben. Was in aller Welt hat 
die Reichsmarineverwaltung gezwungen, 
einen Gerichtsassessor bei der Material- 
beschaffung und Materialverwaltung zum 
leitenden Beamten zu machen. Weil 
jährlich 100 Lieferungsverträge abzu- 
schließen sind, oder weil verschiedene 
juristische Arbeiten bei diesem Verwal- 
tungszweig zu erledigen sind? 

Oft gewinnt es den Anschein, als ob 
den Behörden gar nicht bekannt ist, 
daß dieselben Arbeiten, die im Staats- 
dienst immer von einem Assessor er- 
ledigt werden (und für die dann immer 
ein Assessor beschäftigt werden muß), in 
der Privatwirtschaft von dem sach- 
kundigen Techniker erledigt 
werden. In den 80er und 90er Jahren 
sind zahlreiche Regierungsbaumeister in 
die Privatindustrie eingetreten, die jähr- 
lich hunderte von Verträgen abschließen, 
die kaufen und verkaufen, die den Im- 
mobilienbesitz verwalten und mit Hilfe 
von Rechtsanwälten Rechtsgeschäfte ein- 


leiten und Prozesse führen. Das ist ge- 


rade eine der Ursachen des deutschen 
Bureaukratismus, daß man glaubt, in 
erster Linie stehe die Form, erst in 
zweiter Linie komme die Sache und der 
Sachkundige. Wenn es gelingen würde, 
die Sachkenntnis — auf weiten Gebieten 
hat sie nur der Techniker — an die 
erste Stelle und den Formalismus an die 


schießen lassen. 


zweite zu bringen, dann würde der 
Bureaukratismus in milderer Form er- 
scheinen. Gewiß kann auch der Sach- 
kundige wieder dem Bureaukratismus 
verfallen. Herr von Ahlefeld weist die- 
serhalb auf einen Fall in der amerika- 
nischen Marine, wo im wichtigen Augen- 
blicke der Gang der Geschäfte unter der 
Last der Formen stockte. Aber da war 
doch wenigstens ein resoluter Mann mit 
sachkundigem Blick bei der Hand, der 
sich mit dem Mute der Ueberzeugung 
über die Form erheben konnte. Haben 
wir unter den leitenden Männern 
unserer Staatsverwaltung viele, die das 
können? Der Bureaukratismus ist da 
nicht gefährlich, wo in den leitenden 
Stellen immer die Personen bereit 
stehen, die auf Grund eigener Kennt- 
nis und eigener Einsicht über der 
Form stehen. Der Bureaukratismus in 
seiner schlimmsten Art äußert sich in 
der übertriebenen Wertschätzung der 
Form. 

„Der uns anerzogene juristische For- 
malismus kann direkt eine Gefahr sein 
für jeden, der in das Verwaltungsfach 
übertritt. Das sogenannte juristische 
Gefühl gerade ist es, das sich oft 
und leider gerade erfolgreich dagegen 
sträubt, praktischen und menschlich 
zwingenden Gründen nachzugeben‘“‘ — 
so sagte einmal ein preußischer Land- 
rat. Es war ein jüngerer Mann, und er 
sagte es im 20. Jahrhundert. Es wird 
Zeit, dem Bureaukratismus die Nahrung 
zu nehmen, die ihn ins Kraut hat 
Plautus. 


MITTEILUNGEN AN DIE SCHRIFTLEITUNG. 


Die Stellung der Abgeordneten zu der For- 
derung nach technischer Intelligenz in den 
Staatsverwaltungen. 

Wie in den „Mitteilungen“, Heft 6, ausge- 
führt wurde, sind im preußischen Landtag schon 
einzelne Abgeordnete für die Beiriehung tech- 
nisch gebildeter Männer zu den Staatsverwal- 
tungen eingetreten. Achnliches ist nun kürz- 
lich auch in der baverischen Abgeordneten- 


Kammer geschehen. (11. Januar 1910.) Bei der 
Beratung des Kapitels „Statistisches Landes- 


amt‘ erklärte Herr Ankenbrand (Zentrum), daß - 


auch technisch vorgcbildete Beamte in das 
„Statistische Amt‘‘ einberufen werden sollten, 
nicht nur Juristen. 

UÜcberall im Deutschen Reich treten schon 
Männer auf, die die Beiziehung von Ingenieuren 
zur Verwaltung für unerläßlich halten, und be- 
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sonders erfreulich ist es, daß auch Abgeord- 
nete sich bereits dahin geäußert haben. Leider 
sind zurzeit Ingenieure in den Abgeordneten- 
Kammern fast gar nicht vertreten, und wie 
nützlich wäre es, wenn in jeder Kammer 
mehrere technisch Gebildete wären, die bei 
technischen Fragen aufklärend mitwirken und 
auch mithelfen könnten, der Technik den Platz 
einzuräumen, der ihr gebührt. Im deutschen 


Reichstag sind z. B. unter ungefähr 397 Ab- 
geordneten ,116“ Juristen (7 Mediziner, 28 
Professoren und Philologen usw.) und — man 
staune — nur „2“ Ingenieure. So ist die Technik 
im Deutschen Reich vertreten! Kann man da 
sich noch darüber wundern, daß die technische 
Intelligenz so gering eingeschätzt wird, und 
das deutsche Volk so wenig Verständnis für 


die Technik hat? Dipl.-Ing. Kühn. 


Verantwortlicher Schriftleiter: Wilh. Franz, Charlottenburg, Kantstraße 10. 


Stellennachweis. 


Wir werden in jeder Nummer unserer Zeitschrift einen Stellennachweis bringen, und bitten 
unsere Herren Mitglieder und Förderer, uns die ihnen bekannt werdenden Vakanzen möglichst frühzeitig 
bekannt zu geben, indem sie eine kurze, aber ailes Notwendige enthaltende Notiz an unsere Geschäftsstelle 
senden. Die Aufnahme im Inseratenteil wird durch die Aufnahme im Stellennachweis nicht berührt. Im 
letzteren werden alle uns zugehenden Notizen nur kurz gebracht, um unsere Mitglieder aufmerksam zu machen. 


bahnen, technische Korrespondenz, ' Technische Hochschule Berlin. 


Gesucht werden: Anleitung der Konstrukteure u.s.w. Meldungen an Geh. Reg.-Rat 
l. Akad. geb.Maschinen-Ingenieur Meldungen an Adolf Bleichert: Prof. Kammerer. 
als Betriebsleiter der Kleinbahn des & Co., Leipzig-Gohlis. 8. Ingenieur mit abgeschlossener 


Kreises Witkowo. Bewerbungen an! 5, Dipl.-Ing. als 2. Elektroing. ; Hochschulbildung für den Dampf- 
den königlichen Landrat des zum 1. April lfd. J. Anfangsgel. kessel-Revisionsdienst. Meldungen 
Kreises Witkowo. 3000.— M. steigend in 13 Jahren 'mit allen Unterlagen und Antritts- 

2. Akad. geb, Ingenieur für den bis 6120.— M., Pension und Hinter- zeit an Obering. G. Pfander, 
Bau von Zementfabriks - Einrich- bliebenen-Versorgung. Bewerbungen Halberstadt. 


tungen. Angebote an Amme, an Herrn Obering. Rolin, 9, Betriebs - Ingenieur für den 
Giesecke & Konegen A.-G. in Dampfkessel-Rev.-Verein f. d. | Düsseldorfer Rheinhafen, für Pro- 
Braunschweig. Prov. Ostpreussen, Königs- jektierung, Ausführung und Leitung 


3. Dipl.-Ing. für die Bearbeitung berg i. Preussen. grosser technischer Betriebe, Ver- 
maschineller Anlagen, Betriebs- 6. Junger Dipl.-Ing. zum 1. März tretung des Hafendirektors etc. 
führung und Bau städt. maschineller von der Bauverwaltung der: Anstellung mit Pensionsberechtigung 
Bauten. Meldungen an Stadtbau- Mindener Kreisbahnen.'etc. nach einjähriger Probezeit. 
amt Osnabrück. Minden i. W. ‚Meldungen an den Oberbürger- 

4. Akad. geb. Ingenieur für Neu- 7. 2 Dipl.-Ing. als Assistenten meister in Düsseldorf. B. 
konstruktion von Elektrohänge- , für Maschinen -Elemente an die 


Fehlen sollte 


in keinem Großbetriebe dass Rechenhilfsbuch, Berechnungstabellen für Handel 
und Industrie, insbesondere für jede Lohn- und Akkordberechnung von G. Schuchardt. 


2. verbesserte Auflage. Preis Mark 5,—. 


M. KRAYN, Verlagsbuchhandlung, BERLIN W. 57. 


M. KRAYN, Verlagsbuchhandlung, BERLIN W57 


In meinem Verlage erschien: 
Automobiltechnische Bibliothek. Die Automobiltechnik in Einzeldarstellungen. 
Band IV: 


Die Kugellagerungen 


ihre Konstruktion und ihre Anwendung für den Motorwagen und Maschinenbau. 


Von August Bauschlicher, Ingenieur. ~} Preis broschiert M. 7,50. Geb. M. 8,70. :- 
== Mit 265 Textfiguren. Zu beziehen durch jede Buchhandlung und den Verlag. 
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Mitteldeutsche Creditbank, Berlin SW.61, Belle-Alliance-Platz 17 


mit dem Zusatz: Herrn Dipl.-Ing. Adolf Münch, Verbandskonto. 


EEEN 
ADRESSEN DER BEZIRKSVEREINE. 
BERLIN. ESSEN. 
Dipl.-Ing. Grimm, Christinenstr. 11. 
Charlottenburg, Krummestr. 26. Kgl. Oberlehrer Dipl.-Ing. C. E. Böhm, Architekt. 
Dienstag 8!/4 Motivhaus, Hardenbergstr. 

Untergrundbahnstation „Knie“. 

COLN. FRANKFURT. 

Klapperhof 22 Frankfurt-Oberrad, Hansenweg 521. 
Dipl.-Ing. C. Dott. Dipl.-Ing. F. Christ. 


Restaurant Kraenkel, Martinstr. 24, 
dritter Montag im Monat. 
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Östenhellweg 51 Callinstr. 11 1 
Dipl.-Ing. F. Riechers, Patentanwalt. Dr.-Ing. A. Nachtweh, Professor. 
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Dipl.-Ing. von Pasinski. Dipl.-Ing. Hentschel, Patentanwalt. 
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MAINZ-WIESBADEN. 
Mainz, Rheinallee 93 
Dipl.-Ing. M. Kronebach. 


Bu 23 
AUS DER SATZUNG: 


8 3. Ordentliche Mitglieder des Verbandes können werden: 
Deutsche Reichsangehörige, denen von einer Technischen Hochschule oder Bergakademie 
im Deutschen Reich der Grad eines Diplom-Ingenieurs erteilt ist. 

§ 8. Als Förderer können dem Verbande Körperschaften, Vereine oder Personen ohne 
Mitgliedsrechte angehören, wenn sie die Bestrebungen des Verbandes unterstützen wollen 
und einen Jahresbeitrag von mindestens der gleichen Höhe wie die ordentlichen Mitglieder 


zahlen. Sie erhalten das Verbandsorgan. 


Als Jahresbeitrag werden 10 Mk. erhoben. 
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Bei Wiederholungen Er- 


Inhalt: 


Einladung zur Hauptversammlung. 

Bericht an den Vorstand des Verbandes Deutscher 
Diplom-Ingenieure, betreffend die rechtliche Stellung 
der Diplom-Ingenieure in der deutschen Arbeiter- 
schutzgesetzgebung und in dem von der Reichs- 
regierung am 2. April 1909 veröffentlichten Entwurf 
einer Reichs-Versicherungsordnung. Berichterstatter: 


Dipl.-Irg.v. Pasinski-Düsseldorf. (Forts. u. Schluß.) 


Die Berechtigung der Standesorganisation. 

Diplom-Ingenieure als Feuerwehroffiziere. 
Dipl.-Ing. Martin Hüpeden-Nürnberg. 

Gericht und Technik. Von einem praktischen Juristen. 

Der Diplom-Ingenieur in der Bremer Staatsverfassung. 
Von Roland. 

Bericht des Vorstandes. 


Von 


Aus den Bezirksvereinen. 


Einladung zur Hauptversammlung. 


Hierdurch berufen wir gemäß § 10 der Satzung die 


ordentliche Hau 


auf Sonntag, d. 20. März 1910, 10 Uhr vorm. ein. 


uptversammlung 


Berlin, Motivhaus Charlottenburg, Hardenbergstr. 


TAGESORDNUNG: 


. Bericht des Vorstandes. 

Kassenbericht und Entlastung des Vorstandes. 

Vertrag mit dem Verleger der Zeitschrift, 

Voranschlag: (Hierzu Antrag, den Bezirksvereinen pro Mit- 

glied 2,00 M. zu überweisen). 

. Referate; Rechtliche Stellung des Diplomingenieurs, praktische 
Ausbildung von Diplom-Ingenieuren in den Geschäften der 
"höheren Verwaltung“, 

6. Anträpe zur Satzung: 

a) Ersatz der Mitgliederversamminng durch die Ausschuß- 

sitzung (Antrag B.-V. Essen), 

b) Aenderung der Aufnahmebestimmungen (Antrag B.-V. Essen), 

c) Abschaffung des Instituts der Förderer (8 8 der Satzung) 

(Antrag B.V, Frankfurt), 


N Bun 


d) Aenderung der Organisation des Verbandes (Antrag 
B.-V. Frankfurt), 
e) Verschiedene Anträge. 


7. Anträge: 
a) Stellungnahme zu der Einrichtung akademischer Prüfungen 
für immature Studierende, 
b) Führung des akademischen Grades Diplom-Ingenieur im 
amtlichen Verkehr, 
c) Verschiedene Anträge. e 


8 Wahlen: 


a) Wahl des Vorsitzenden, 
b) Wahl von Ausschußmitgliedern. 


9. Verschiedenes, 


Verband Deutscher Diplom-Ingenieure (Eingetragener Verein). 


gez. Dr. Lang, Vorsitzender. 


Der Vorstand. 


gez. R. Fischer, Schriftführer. 


Einladung zur Ausschusssitzung anlässlich der Hauptversammlung. 


Hierdurch berufe ich eine 


1. Ausschusssitzung 


auf Sonnabend, den 19. März, 10 Uhr vorm. ein. 


Ort: Berlin, Motivlıaus Charlottenburg, Hardenbergstr. 


TAGESORDNUNG: 


. Bericht des Vorstandes, 
. Satzung und Anträge auf Satzungsänderung. 
Programm des Verbandes. 

Bezirksvereine und Berichte aus den Bezirksvereinen. 
. Ausführungs- und Verwaltungsbestimmungen, 

. Verbandsorgan, 


auaßwn- 


7. Hauptversammlung und Wahl von drei Mitgliedern zur Be- 
urkundung des Protokolls der Hauptversammlung. 
8. Voranschlag. 
9, Anträge, 
10. Verschiedenes. 


Die Ausschußmitglieder erhalten Reisekosten und Diäten. 


2. Ausschusssitzung, 


die im Anschluß an die Hauptversammlung am Sonntag, den 20. März 1910, stattfindet. 
TAGESORDNUNG: 


1. Wahl des stellvertretenden Vorsitzenden. 


2, Wahl von fünf Vorstandsmitgliedern. 


3. Verschiedenes. 


Verband Deutscher Diplom Ingenieure. 


Der Vorsitzende, 


gez. Dr. Lang. 
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BERICHT 
an den Vorstand des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure, betreffend die 
rechtliche Stellung der Diplom-Ingenieure in der deutschen Arbeiterschutz- 
gesetzgebung und in dem von der Reichsregierung am 2. April 1909 ver- 
öffentlichten Entwurf einer Reichs -Versicherungsordnung. 
Berichterstatter: Dipl.-Ing. v. Pasinski-Döüsseldorf. 


(Fortsetzung und Schluß.) 


Abschnitt V. 


Die Diplom-Ingenieure in dem Invaliden- . 


versicherungsgesetz vom 13. Juli 1899. 


Gemäß § 1 Absatz 2 werden u. a. 
die Techniker dem Gesetz unterstellt, 
sofern ihr regelmäßiger Jahresarbeits- 
verdienst 2000 Mark nicht übersteigt. 
Zu den Technikern zählt man auch in 
diesem Gesetze die Diplom-Ingenieure. 


In der vom Reichsversicherungsamt 
unter dem 6. Dezember 1905 herausge- 
gebenen „Anleitung betreffend den 
Kreis der nach dem Invalidenversiche- 
rungsgesetz vom 13. Juli 1899 versicher- 
ten Personen“ heißt es in der Anlage 8 
Ziffer 21 wie folgt: 


„Unter „Werkmeister und Techniker“ 
sind dieselben Personenkreise zu ver- 
stehen, wie nach der vorbildlichen Be- 
stimmung des § 2b des Krankenversiche- 
rungsgcesetzes in der Fassung des Reichs- 
gesetzes vom 10. April 1892 (RGB. Seite 
379 — zu vergl. auch die Ueberschrift 
zu Titel VII und § 133a der Gewerbe- 
ordnung in der Fassung des Gesetzes 
vom 1. Juni 1891 — RGB. S. 261, sowie 
§ 2 Abs. 2 des Gesetzes betreffend die 
Gewerbegerichte vom 29. Juli 1890 — 
RGB. S. 141). 

Eine Erweiterung der Ver- 
sicherungspflicht liegt darin nur 
bezüglich derjenigen Werkmeister und 
Techniker, die bisher weder als Be- 
tricbsbeamte noch als Gehilfen ange- 
schen werden konnten. Zugleich ist mit 
der neuen Gesetzesfassung im wesent- 
lichen im Sinne des Bescheides 603 (AN. 
1897 S. 418) klargelegt, daß die Versiche- 
rungspflicht namentlich der Techniker 
künftig nur noch vom Betrag 
ihres Jahresverdienstes, nicht 


aber von der schwierigen Unter- 
scheidung abhängt, ob die Art ihrer 
Tätigkeit und ihrer Lebensstellung eine 
geringere oder höhere ist. Insbesondere 
ist hierbei nach einer in dem Berichte 
der Reichstagskommission (Stenogra- 
phische Berichte über die Verhandlungen 
des Reichstages, 10. Legislaturperiode, 
I. Session 1898/1900, dritter Anlageband 
Seite 1705) nizedergelegten Erläuterung 
anzunehmen, daß ein Unterschied 
zwischen Technikern mit und 
ohne Hochschulbildung oder 
zwischen solchen, die eine be- 
stimmte Prüfung — Diplom- 
prüfung, Prüfung zur Erlan- 
gung der Würde als Doktor 
oder Doktotr-Ingenieur — ab- 
gelegt haben, und den übrigen 
nicht zu machen ist.“ | 

Der hier angezogene Bericht der 
Reichstagskommission lautet: 

„Ein Mitglied der Kommission hob 
hervor, daß es unklar sei, was der Ent- 
wurf unter „Techniker“ verstehe. Im 
gewöhnlichen Leben brauche man für 
diese Fachleute, welche auf Grund eines 
bestimmten Studiums ein bestimmtes 
Examen gemacht hätten, den Ausdruck 
„Ingenieur‘ und fasse unter ,„Tech- 
niker‘‘ die Fachleute zusammen, welche 
kein solches Studium durchgemacht und 
kein Examen auf Grund dessen abgelegt 
hätten. *) 

Gegen diese Unterscheidung wurde 
von mehreren Seiten — einerseits 
mit der Exemplifikation auf die Che- 
miker — Verwahrung eingelegt, 
worauf der Vorsitzende feststellte, daß 

*) In den Parlamenten fehlt es an Sachkun- 


digen, die in solchen Fällen Auskunft geben 
könnten. 
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derWortlaut desEntwurfskeine 
Handhabe zu einer solchen Un- 
terscheidung biete. 


Die Mehrheit der Kommission er- 
klärte ihre Meinung dahin, daß ein Un- 
terschied zwischen Technikern im § 1 
Ziffer 2 des Entwurfs nicht zu machen 
sei, und daß dahin auch die Chemiker 
gehörten. 

Im übrigen stellte ein Mitglied der 
Kommission ohne Widerspruch 
derselben und der Vertreter 
der verbündeten Regierungen 
fest, daß, abgesehen von den Erweite- 
rungen des Entwurfs hinsichtlich ein- 
zelner Personenkreise, der Umfang der 
Versicherungspflicht im übrigen für die 
Zukunft keine Veränderung erfahren 
habe, daß demnach auch künftig die 
Versicherungspflicht nach zwei Merk- 
malen zu beurteilen sei:. im. $ 1 Ziffer 
2 und 3 sei entscheidend die Zuge- 
hörigkeit zu einer darin ge- 
nannten Personenklasse, gleich- 
gültig die -Árt der Beschäftigung dieser 
Personen im einzelnen. Dagegen spreche 
der $ 1 Ziffer I allgemein von Personen, 
welche als Arbeiter, Gehilfen usw. gegen 
Lohn oder Gehalt beschäftigt werden. 
Das charakteristische Merkmal der Ver- 
sicherungspflicht sei also hier nicht die 
Zugehörigkeit zu einer Gruppe der Ar- 
beiter, Gehilfen usw., sondern irgend 
eine Beschäftigung, wie sie ein 
Arbeiter, Gehilfe usw. ausübe. Daraus 


folge, daß jeder, welcher irgendwie 


im Einzelfalle eine Beschäftigung gegen 
Lohn oder Gehalt ausübe, einerlei welch’ 
Standes, Berufes oder Gewerbes er sei, 
ob arm oder reich, entsprechende Mar- 
ken kleben müsse.‘ 

Die Kommission bestand aus 23 Mit- 
gliedern unter dem Vorsitze des Abge- 
ordneten Reinhard Schmidt‘ (Elberfeld). 

Der 8 ł wurde einstimmig ange- 
nommen. 

Der Verein deutscher Ingenieure be- 
schäftigte sich auf einer Hauptversamm- 
lung am 6.—8. Juni 1898 in Chemnitz 


mit der Frage der Kicpepihent det In- 
genieure. 
Auf der Tagesordnung stand ein An- 
trag des Pommerschen Bezirks-Vereins: 
„Die Hauptversamtnlung des Vereins 
deutscher Ingenieure wolle den Vorstand 
beauftragen, an zuständiger Stelle dahin 


Schritte zu turi, daß die Frage betreffend 


die Versicherungspflicht der Ingenieure, 
welche weniger als 2000 Mark Jahres- 
einkommen haberi, bei der Invalfiditäts- 
und Altersversitherüng in dem Sinne 
unterschieden werde, daß Ingenieure, 
welche 6 Semester lang auf einer deut- 
schen Technischert Hochschule studiert 
oder das Abgangszeuptiis eines atter- 
kannten Techrikttms erworben haben, 
der Vertsichertingspflicht nicht unter- 
liegen.“ 

Mit 64 gegen 60 Stimmen wird fot- 
gender Beschluß gefaßt: 

„In Erwägung, daß diejenigen Irge- 
nieure, welche eine akadethische oder 
Staatsprüfung nach ihrem Studium an 
eiher Technischen Hochschule abgelegt 
haben, tach der iti Reichsversicherungs- 
amit erhalterten Atskunft jedenfalls nicht 
versitherfungspflichtig zu erachten sittd; 

In Erwägung ferner, daß dem Reichs- 
versichertingsamt keine Mittel ztit Ver- 
fügung stehen, um solche Vorschriften, 
wie sie der Poinmersche Bezitksverein 
beantragt hat, mit Gesetzesktaft det 
Landesbehörden vorzuschreiben, be- 


schließt die 39. Hauptversammlitng des . 


Vereins det Itgenieure auf Verfol- 
gung der vom Poinmerschen Bezirks- 
verein beatitttagten Schritte zu 
verzichten thd dem einzelnen 
Mitgliede zu überlassen, gege- 
benenfalls mit Hilfe seines Be- 
zirksvereins, seine Sache Zu 
vertreten.“ l 

Voh Interesse ist hier noch Ziffer 
25 „Unterscheidung zwischen 
höherer, meht geistiget und 
anderer Tätigkeit“ der obigen An- 
leitung des Reichsversicherungsamts, in 
der deutlich hervortritt, wie es ander- 


seits sehr wohl möglich war, wissen- 
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schaftlich vorgebildete von rein fachlich 


vorgebildeten Personen zu unterscheiden. - 


Ziffer 25 lautet: 

„Der für die Auslegung des Inv.- ind 
AVG. leitend gewesene Satz, daß die- 
jenigen Personen von der Zwangsver- 
sicherung frei bleiben, die nicht mit 
°- ausführenden Arbeiten vorwiegend ma- 
terieller Art, sondern mit einer ihrer 
Natur nach höheren, mehr geistigen 
(wissenschaftlichen, künstlerischen usw.) 
Tätigkeit beschäftigt sind und: in ihrer 
Lebensstellung sich über den Personen- 
kreis erheben, der nach dem gewöhn- 
lichen Sprachgebrauch und vom Stand- 
punkte wirtschaftlicher Auffassung dem 
Arbeiter oder niederen Betriebsbeamten- 
stande angehört, ist durch die Vor- 
schriften des neuen Gesetzes mehrfach 
durchbrochen und eingeschränkt worden. 

‚Durchbrochen wird jener Grundsatz 
zunächst insoweit, als die in die Klasse 


.der Techniker oder in die Klasse. 


der Lehrer und Erzieher gehörigen 
Personen nach der klaren Absicht des 
Gesetzes ohne Rücksicht auf die viel- 
leicht rein geistige und wissenschaft- 
liche Art ihrer Leistungen und ohne 
Rücksicht auf ihre Vorbildung 
schlechthin der Versicherung un- 
terworfen sind (Ziffer 21 und 24). 

Esist jedoch zu beachten, ein- 
mal, daß nach Ziffer 23 der Angestell- 
tenbegriff nur gewisse mittlere 
Schichten von Beschäftigten 
“umfaßt und ferner, daß dieser Begriff 
nicht auf allen Gebieten an- 
wendbar ist. Es bleiben hiernach, 
von den Technikern, Lehrern und Er- 
ziehern abgesehen, auch künftig von der 
Zwangsversicherung frei diejenigen Per- 
sonen, die nach der Art ihrer Stellung 
nicht zu ausführender, sondern selbst- 
ständiger, wissenschaftlicher 
oder gleichwertiger Tätigkeit 
berufen sind, dazu übrigens regel- 


mäßig mit einer auf Hochschulen- 


.erworbenen Vorbildung ausge- 
stattet sein müssen. Auch anders läßt 
sich nicht voraussetzen, daß die 


Zwangsversicherung auf Hausgeist- 
liche, ihrem. Bildungsgang gemäß be- 
schäftigte Assessoren (z. B. im 
Dienste von Anwälten, Bankgeschäften), 
Krankenhausärzte, Assisten- 
ten bei wissenschaftlichen 
Sammlungen und dergl. habe 
ausgedehnt werden sollen.“. 

Wie einseitig die Stellungnahme der 
Gesetzgeber gegenüber den akade- 
mischen Technikern war, geht aus fol- 
gendem hervor. 

Auf Grund der Vorbildung sind 
von der Versicherungspflicht ausdrück- 
lich ausgenommen: Apotheker- 
gehilfenund-Lehrlinge, Aerzte 
(Zahn- und Tierärzte), .Refe- 
rendare, Assessoren, Beamte 
und Anwärter auf Beamten- 
stellen auch während der Aus- 
bildungs- oder Probezeit. Die 
Befreiung tritt zum Teil von selbst, zum 
Teil auf Antrag des einzelnen Beschäf- 
tigten, also nach seiner Wahl ein. (S. 
§ 5 Abs. 1 und 2, § 6 Abs. lund $ 7 
Anleitung Ziffer 9). 

Ausgenommen sind ferner Assistenten 
wissenschaftlicher Institute, Sammlungen 
usw., Hilfslehrer (wissenschaft- 
liche und auch solchean Volks- 
schulen). (S. Anleitung Ziffer 9.) 

Dagegen unterliegen Lehrer 
an technischen Fachschulen, 
Techniken, Baugewerkschulen ohne 
Unterschied hinsichtlich des Umfan- 
ges ihrer wissenschaftlichen und sonsti- 
gen Vorbildung und Befähigung der 
Versicherungspflicht. (Siehe Anleitung 
Ziffer 24.) 

Demgegenüber wird an anderer Stelle 
gesagt: „Begrifflich ist die Tätigkeit des 
Lehrers eine höhere, mehr geistige Ar- 
beit, die ein gewisses Maß von Bildung 
und Kenntnissen voraussetzt und den 
Ausübenden über die im § 1 Ziffer 1 des 
Gesetzes bezeichneten Personenkreise 
erhebt. Dahin muß in gewissem 


Umfange auch die Unterwei- 
sung in mancherlei körper- 
lichen Uebungen und Fertig- 
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keiten (Turnen, Schwimmen, Reiten, 
Zeichnen, Handarbeiten, Kochen usw.) 
gerechnet werden, soweit sie dem 
Erziehungsgang dient. Dies ist regel- 
mäßig anzunehmen, wo dergleichen Un- 
terrichtsgegenstände in den Lehrplan 
einer Erziehungsanstalt aufgenommen 
worden sind. (Entsch. 1159 AN. S. 523 
— wäürttembergische Arbeitslehrerin.)‘ 

Die Apothekergehilfen und -Lehrlinge 
wurden auf Grund ihrer Vorbildung von 
der Versicherung ausgeschlossen, ob- 
gleich der Entwurf diese Kreise einbe- 
zogen hatte. Diese Veränderung wurde 
damit begründet, daß sich unter den 
Apothekern eine lebhafte Agi- 
tation dahin geltend gemacht habe, 
die in den Apotheken beschäftigten Ge- 
hilfen und Lehrlinge dem Gesetz nicht 
zu unterstellen, und daß keine Ver- 
anlassung vorliege, diesem Wunsche 
entgegen zu sein, zumal die den Apo- 
thekergehilfen und -Lehrlingen zu- 
meist innewohnende Bildungs- 
stufe und ihre ganze wirt- 
schaftlicheLageesüberflüssig 
erscheinen lassen, das Gesetz auf 
dieselben auszudehnen, daß endlich hier 
die Verhältnisse doch anders gelagert 
seien als bei den Handlungsgehilfen und 
-Lehrlingen. (S. Graßmann, Kommentar 
zum IVG. 01. S. 186.) 

Die in der Anleitung des RVA. nie- 
dergelegte behördliche Stellungnahme zu 
der Einbeziehung der Diplom-Ingenieure 
in den Kreis der Versicherungspflich- 
tigen, den Bericht der Reichstagskom- 
mission zur Beratung des IVG., auf 
dessen Ausführungen sich die Stellung- 
nahme des RVA. stützt, habe ich vor- 
ausgeschickt; ebenso den Beschluß der 
39. Hauptversammlung des V. d. Ing., 
betreffend die Stellungnahme dieses Ver- 
eins zu der beabsichtigten Einbeziehung 
der akademisch gebildeten Techniker in 
den Kreis der Versicherungspflichtigen 
des IVG. 

Ich habe dann einige Ziffern aus der 
Anleitung des RVA. folgen lassen, aus 
denen augenscheinlich genug hervorgeht, 


wie das im Entwurf des IVG. 
fallen gelassene Vorbildungs- 
moment einseitig und lediglich 
zu ungunsten des akademisch 
gebildeten Technikers ausge- 
legt wurde; wie andererseits 
sehr wohl ein Unterschied zwi- 
schen höherer, mehr geistiger 
AusbildungundArbeitgemacht 
worden ist, und besonders alle Per- 
sonenakademischer Berufe, bis 
zu den Zahn-, Tierärzten und Apothe- 
kern von dem Versicherungs- 
zwange befreit blieben, obgleich 
diese letzteren nach ihrer Vor- und Aus- 
bildung an die Diplom-Ingenieure nicht 
heranreichen. 

Es zeigt sich hier deutlich, wie wenig 
damals in den maßgebenden Kreisen 
der Ausbildungsgang der akademischen 
Techniker bekannt und wie gering das 
Ansehen der technischen Wissenschaften 
überhaupt war. 

Besonders deutlich tritt dieses man- 
gelnde Verständnis in der Stellungnahme 
des IVG. gegenüber den Lehrern an 
technischen Mittelschulen hervor. 

Während einerseits ein Turn- oder 
Reitlehrer und eine Arbeitslehrerin 
dem Versicherungszwange nicht unter- 
liegen, weil diese Tätigkeit begrifflich 
eine „höhere, mehr geistige Ar- 
beit‘ darstellt, „die ein gewisses 
Maß von Bildung und Kennt- 
nissen voraussetzt‘, unterstehen 
anderseits die Lehrer technischer Fach- 
schulen, die fast ausschließlich auf 
technischen Hochschulen stu- 
diert haben müssen und teil- 
weise Diplom-Ingenieure sind, 
dem Versicherungszwange des IVG., 
wahrscheinlich, weil man dieser Art 
Lehrtätigkeit die oben angeführten Qua- 
litäten nicht zugebilligt hat. 

Durch das Vorstehende dürfte klar 
zutage getreten sein, daß die Unter- 
stellung derDiplom-Ingenieure 
dem IVG. lediglich in mangeln- 
dem Verständnis für die tech- 
nischeWissenschaftundinman- 
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gelnder Kenntnis des Ausbil- 
dungsganges der Diplom-Inge- 
nieure zu suchen ist. Mit schuld an dem 
Zustandekommen dieser Gesetzesbestim- 
mung war das Fehlen einer Organisation 
der akademischen Techniker. Der Ver- 
ein deutscher Ingenieure, der 
damals wohl geeignet gewesen 
wäre, die Stellung der höheren 
Techniker zu vertreten, war 
dieser Aufgabe nicht geneigt, 
wie der angeführte Beschluß 
seiner 39. Hauptversammlung 
deutlich zeigt. 

Sachliche Gründe, die eine Unter- 
stellung der Diplom-Ingenieure diesem Ge- 


setz rechtfertigen, lassen sich nicht anführen. 


Der Anspruch auf eine Invalidenrente 
tritt erst nach 200 Beitragswochen, der 
auf eine Altersrente erst nach 1200 Bei- 
tragswochen ein. 

Der Erwerb dieses Anspruches ist für 
Diplom-Ingenieure vollständig ausge- 
schlossen. Damit fällt aber auch jeder 
Grund für die gesetzliche Einbeziehung 
dieser Kreise fort. 


Abschnitt VI. 


Die Diplom-Ingenieure in dem Entwurf 
der Reichsversicherungsordnung vom 
2. April 1909. 


Der Entwurf der Reichsversicherungs- 
ordnung faßt die Krankenversicherung, 
die Unfallversicherung und die Invaliden- 
versicherung zu einem Gesetzesband 
zusammen. Diese Kodifikation 
bringt hinsichtlich der an die- 
ser StellezuerörterndenFrage 
nichts Neues, und da die bestehen- 
den Einzelgesetze hier vorweg behandelt 
worden sind, so bedarf es nur eines Hinweises. 

Der dem Versicherungszwange unter- 
liegende Personenkreis ist in dem neuen 
Entwurf erheblich erweitert worden. 

Während jetzt rund !/, der Bevölke- 
rung des Deutschen Reiches dem Ver- 
sicherungszwange unterliegt, wird nach 
dem Entwurf der RVO. die Hälfte der 
deutschen Bevölkerung in den Kreis 
der Versicherungspflichtigen einbezogen 


werden; aber darunter keine Akade- 
miker der anderen Kreise. 

Wie die bestehenden Gesetze, so wen- 
det sich auch die RVO. an die unte- 
ren und unteren Mittelschich- 
ten der Bevölkerung. Die Er- 
weiterungdesPersonenkreises 
kommt einer Verbreiterung in 
derbestehenden Sphäre gleich; 


gesellschaftlich und wirt- 
schaftlich höher stehende 
Schichten werden nach dem 


Entwurf nicht erfaßt. Eine Aus- 
nahme besteht nur hinsichtlich der Apo- 
thekergehilfen und -Lehrlinge. 

Wie seinerzeit in dem Entwurf des 
IVG., so sind auch im Entwurf der RVO. 
die Apothekergehilfen und -Lehrlinge in 
den Kreis der Versicherungspflichtigen 
aufgenommen worden. Ob diese Fassung 
im Gesetz beibehalten werden wird, ist 
nach dem Vorgange bei der Kommissions- 
beratung des IVG. kaum anzunehmen. 

Die Bestimmungen hinsicht- 
lich der Techniker sind unver- 
ändert aus den bestehenden Gesetzen 
in den Entwurf der RVO. über- 
nommen worden. 

Der Auslegung des gesetzlichen Be- 
griffes „Techniker‘‘ würde demnach auch 
in der neuen Gesetzesfassung derselbe 
Spielraum gegeben sein. 

Durch die vorstehende Behandlung 
der Einzelgesetze wurde eingehend dar- 
gelegt, wie der Diplom-Ingenieur in den 
Kreis der gewerblichen Arbeiter einbe- 
zogen wurde, indem man ihn dem ge- 
setzlichen Begriff „Techniker“ unterstellte. 

Aus d:n angeführten Stellen der An- 
leitung des RVA. ging deutlich hervor, 
wie diese Stellungnahme ledig- 
lich auf mangelnde Kenntnis des 
technisch-akademischen Aus- 
bildungsganges, auf eine hier- 
auf begründete Minderbewer- 
tung der technisch-wissen- 
schaftlichen Ausbildung und 
letzten Endes auf eine Ver- 
neinung der vollen Gleich- 
berechtigung des technischen 
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Hochschulstudiums gegenüber 
dem Studium der älteren Fakultäten 
zurückzuführen ist. Hierin liegt der 
Kernpunkt der den Diplom-In- 
genieuren beschiedenen Son- 
derstellung nach unten. 

Aus diesem Grunde handelt es sich 
bei den Bestrebungen zur Beseitigung 
dieser Sonderstellung auch nicht um die 
Vorbringung sachlicher Gegengründe, 
denn sachliche Gründe liegen 
nicht vor, sondern ausschließlich um 
eine energische Aufklärungsarbeit in den 
maßgebenden Kreisen. Hierbei kann die 
umfassende und wissenschaftliche Aus- 
bildung der Diplom-Ingenieure und die 
volle Gleichwertung des technischen 
Studiums mit dem der älteren Fakultäten 
nicht häufig genug betont werden. 

Es muß ungetrübte Klarheit darüber 
geschaffen werden, daß man nicht auch 
fernerhin in den Diplom-Ingenieuren 
multiplizierte Schlosser oder Maurer er- 
blickt, sondern Personenkreise, 
die neben den technischen 
Fächern auch andere Diszipli- 
nen studiert haben, die einen 
nicht geringen Bruchteil des 


Universitätsstudiums ausmachen. 


Nach erfolgreicher Aufklärungsarbeit 
wird es keinem Gebildeten mehr in 
den Sinn kommen, den Diplom-Ingenieur 
in die Reihen der gewerblichen Arbeiter 
einzustellen. 


Schlußwort. 


In dem vorstehenden Bericht ist aus- 
geführt worden, wie den akademisch ge- 
bildeten Technikern — den Diplom-Inge- 
nieuren — gegenüber den Personen- 
kreisen anderer wissenschaftlicher Be- 
rufe eine ungerechtfertigte Sonderstel- 
lung nach unten, eine gesetzliche Ein- 
stellung in die Reihen der gewerblichen 
Arbeiter zuteil wurde, wie die Einbe- 
ziehung möglich war, und auf welche 
Grundursachen sie zurückzuführen ist. 

Als besonders wichtig verdient hier 
nochmals hervorgehoben zu werden, 


daß die Beitrags- und Klebe- 
pflicht der Diplom-Ingenieure 
nicht auf Grund einer gesetz- 
lichen Bestimmung erfolgt, son- 
dern vielmehr einer behördlichen 
Praxis gleichkommt, die sich 
allerdings auf Entscheidungen der 
ordentlichen Gerichte, der Verwaltungs- 
gerichte und auf Auslassungen im Reichs- 
tage stützt. 

Immerhin sind diese Grundlagen aber 
wandelbar und damit das ganze Ver- 
fahren, weil zu der Zeit die Verleihung 
des akademischen Grades ‚„Diplom- 
Ingenieur‘ noch nicht oder nicht hin- 
reichend genug bekannt war. 

Unter Berücksichtigung dieser Sach- 
lage und in fernerer Erwägung, daß das 
Zustandekommen der im Entwurf vor- 
liegenden RVO. in absehbarer Zeit nicht 
mit Bestimmtheit vorausgesetzt werden 
kann, scheint es nicht unangebracht und 
von nicht zweifelhaftem Erfolg, wenn 
der Verband Deutscher Diplom-Inge- 
nieure schon jetzt bei der Reichsregie- 
rung dahin vorstellig wird: in Ver- 
folg der landesherrlichen Er- 
lasse des Jahres 1899, zufolge 
derer den deutschen tech- 
nischen Hochschulen das Pro- 
motionsrecht verliehen und die 
akademischen Techniker — die 
Diplom-Ingenieure — aus der 
Masse der Techniker hervor- 
gehoben wurden, möge mit 
der bisherigen behördlichen 
Praxis auf dem Gebiete der Ar- 
beiterschutzgesetzgebung ge- 
brochen und den Diplom-Inge- 
nieuren in der deutschen Ge- 
setzesauslegung diejenige Be- 
urteilung zuteil werden, wie 
sie diesem Personenkreise auf 
Grund seiner allgemeinen und 
wissenschaftlichen Ausbildung 
zukommt und den Angehörigen 
der anderen akademischen Be- 
rufeschonimmer zuteilgewor- 
den ist. 
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DIE BERECHTIGUNG DER STANDESORGANISATION. 


In dem Verbande Deutscher Diplom- 
Ingenieure haben sich tausend akade- 
misch gebildete Techniker zusammenge- 
schlossen, welche in gemeinsamer Arbeit 
die Interessen aller derjenigen Berufs- 
genossen vertreten wollen, welche den 
akademischen Grad „Diplom-Ingenieur“ 
erworben haben, d. h. ihren Beruf auf 
Grund abgeschlossener akademischer 
Vorbildung ausüben. 

Der Zusammenschluß bedeutet ein 
Abheben aus der großen Berufsgemein- 
schaft der gesamten Technikerschaft 
Deutschlands, das sein Vorbild in lang 
bekannten Vorgängen anderer Berufs- 
stände hat und hieraus seine Berechti- 
gung dartun kann. 

Für die letztere noch ein paar Worte, 
die sich gegen den Vorwurf der unbe- 
rechtigten Ueberhebung, des „Standes- 
dünkels‘‘, richten. 

Die Diplom-Ingenieure verlangen das 
gleiche Recht — und haben dies mit 
der Gründung des Verbandes ausge- 
sprochen — das in allen anderen 
(älteren) Berufen den Akademikern 
zuerkannt worden ist. Es sind seit lan- 
ger Zeit in klar geschiedenen Verbänden 
organisiert die Angehörigen des Berufs 
der Heilkunde (Krankenpflege, Medi- 
zin), der Rechtspflege (Jurisprudenz, 
Anwälte, Rechtskonsulenten), der Volks- 
erziehung (Volksschullehrer, Philologen) 
und andere. Niemand wird heute be- 
streiten, daß die akademisch gebildeten 
Heilkundigen, d. h. die Mediziner, das 
Recht des Zusammenschlusses im Aerzte- 
verein haben, niemand spricht von un- 
berechtigter Ueberhebung, wenn die 
Richter sich zur Wahrung ihrer Standes- 
interessen vereinigen. Es bestreitet auch 
niemand den Lehrern die Berechtigung 
zur Gliederung in Volksschul-, Mittel- 
schul- und Hochschullehrern. Ueberall, 
wohin wir schen, ist die Scheidung nach 
den Standesinteressen durchgeführt, und 
überall — das ist besonders zu beach- 
ten — auch eine Scheidung nach Aka- 


demikern und Nichtakademi- 
kern. Sollten die Techniker eine Aus- 
nahme machen ? Womit sollte diese Aus- 
nahme begründet werden? Es gibt in 
der sozialen Schichtung unseres großen 
Volkes deutlich aufnehmbare Grenz- 
linien, richtiger Scheidelinien — und es 
muß solche geben. Der Inhalt muß 
eine Form haben. Das ist gleichsam ein 
Naturgesetz. Eine Scheidelinie wird 
immer durch die akademische Bildung 
gezogen. 

Die wissenschaftliche Technik will 
hiervon keine Ausnahme und darf 
keine Ausnahme machen; es wäre 
geradezu töricht, gerade hier eine Aus- 
nahme konstruieren oder ein künstliches 
Verwischen der Grenzlinie herbeiführen 
zu wollen. Die Technik ist spät zu 
wissenschaftlicher Behandlung gelangt. 
Aber sie ist doch dazu gelangt. 
Es gibt jetzt eine Wissenschaft der Tech- 
nik, wie es eine Wissenschaft der Medi- 
zin, der Philologie, der Jurisprudenz 
gibt. Es gibt wissenschaftlich gebildete 
Techniker, wie es wissenschaftlich gebil- 
dete Heilkundige gibt. Die Philologen 
bilden einen Stand, der sich in seiner 
Gesamtheit von dem Volksschullehrer- 
stand abhebt — und die Abhebung ist 
eine Folge der eigenartigen Vorbildung, 
der wissenschaftlichen Schu- 
lung. Lehrer ist der Philologe der 
Mittelschule ebenso, wie der Lehrer der 
Volksschule. Man könnte selbst eine 
Gleichwertigkeit beider Stände an- 
erkennen; man könnte sagen, daß Volks- 
schulen und ihre Lehrer für unsere 
Nation mindestens denselben Wert ha- 
ben, wie unsere Mittelschulen und ihre 
Lehrer. Dabei bleibt aber doch der 
Unterschied zwischen Volksschullehrer 
und Mittelschullehrer, der Unterschied 
in den Persönlichkeiten, ihrer Berufs- 
tätigkeit, ihrer sozialen Stellung. 

Diesen Unterschied wollen wir haben. 
Wir wollen auch einen Unterschied 
zwischen Mittelschultechnikern und 
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Hochschultechnikern, weil ihre Berufs- 
aufgaben verschieden sind und aus na- 
türlichen Gründen immer verschie- 
den bleiben werden. Das ist kein 
Standesdünkel. Standesdünkel wird viel- 
mehr immer unmöglicher, je besser die 
wissenschaftliche Bildung der Akade- 
miker wird. Eine echte, hochstehende, 
akademische Bildung schließt den Stan- 
desdünkel vollkommen aus. Ein wirk- 
lich gebildeter Philologe sieht sicher 
nicht auf den Volksschullehrer herab. 
Ein Arzt wird den nicht akademisch ge- 
schulten guten Hilfskräften seines Be- 
rufskreises immer mit Achtung begeg- 
nen; der Richter sieht in den unteren 
Justizbeamten willkommene Helfer bei 
seiner Berufsarbeit. 

Die Gliederung im Berufs- 
kreise ist immer und überall 
eine Voraussetzung des Erfol- 
ges, sie müßte, wenn sie nicht be- 
stände, auch in der Technik eingeführt 
werden. Die Verwischung der Grenz- 
linien, wie sie vordem manchmal ver- 
sucht worden ist, ist nachweisbar immer 


mit einer Schädigung des ganzen Be- 
rufsstandes verbunden. Man beachte nur 
die Verwirrung, welche durch die Igno- 
rierung akademischer Schulung bei der 
Auslegung der Versicherungsgesetze ein- 
getreten ist. Wozu sollte sich beim 
Lesen der in der vorigen Nummer der 
Zeitschrift veröffentlichten Arbeit von 
Pasinskis nicht die Ueberzeugung von 
der Notwendigkeit einer Standesvertre- 
tung eingeprägt haben? Welch großer 
Schaden ist nicht allen wissenschaftlich 
gebildeten Ingenieuren in ihrem Ansehen 
innerhalb der Gesellschaft durch die Un- 
terordnung unter die Arbeitergesetze er- 
wachsen ? Zeigt das Beispiel nicht deut- 
lich, daß eine Standesvertretung gefehlt 
hat. 

Der Verband Deutscher Diplom-Inge- 
nieure ist eine Notwendigkeit unserer 
Zeit. Und der „Standesdünkel‘‘ ist bei 
Diplom-Ingenieuren schon der ganzen 
Art ihrer Erziehung nach und noch mehr 
ihrer beruflichen Tätigkeit nach aus- 
geschlossen. 


DIPLOM-INGENIEURE ALS FEUERWEHROFFIZIERE. 
Von Dipl.-Ing. Martin Hüpeden, Nürnberg. 


Ein noch recht unbekanntes und da- 
bei außerordentlich vielseitiges und in- 
teressantes Gebiet der Ingenizurtätigkeit 
in der städtischen Verwaltung ist das 
Feuerlöschwesen. Da gerade auf diesem 
Gebiet der Wert der akademischen In- 
genieurbildung allgemein anerkannt wird 
und bereits viele Städte grundsätzlich 
nur noch Diplom-Ingenieure als Feuer- 
wehroffiziere anstellen, dürfte eine kurze 
Besprechung der einschlägigen Verhält- 
nisse an dieser Stelle erwünscht sein. 

Die Zahl der in Frage kommenden 
Stellen ist nicht groß, da sich nur grö- 
Bere Städte Berufsfeuerwehren leisten 
können. Zurzeit bestehen solche in 
etwa 60 deutschen Städten, in deren 
Dienst zusammen rund 190 Feuerwehr- 
offiziere stehen. Das Bedürfnis nach 


technisch-wissenschaftlich vorgebildeten 
Kräften hat sich auf diesem Gebiet erst 
im letzten Jahrzehnt geltend gemacht. 
In früherer Zeit, als der Löschzug noch 
aus Mannschaftswagen, Wasserwagen 
und Handdruckspritze bestand, als die 
mechanischen Leitern nur von Hand be- 
dient wurden und ihre Zahl ebenso wie 
die der Dampfspritzen nur gering war, 
lag der Schwerpunkt des Feuerwehr- 
dienstes im Exerzierdrill, und die Feuer- 
wehroffiziere rekrutierten sich haupt- 
sächlich aus Offizieren des aktiven 
Hceeresdienstes. Heute ist eine Berufs- 
feuerwehr eine technische Truppe ersten 
Ranges, die außer bei Feuersgefahr auch 
bei den verschiedenartigsten Vorkomm- 
nissen des Großstadtlebens sachkundige 
Hilfe leistet und vielfach mit ihrem aus- 
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gedehnten Werkstättenbetrieb ein städt- 
isches gewerbliches Unternehmen dar- 
stellt. Als Fahrzeuge kommen heute fast 
nur noch Automobile in Betracht, ma- 
schinell betriebene Drehleitern sind ein 
notwendiger Bestandteil moderner Lösch- 
züge, und die Dampfspritzen, die die 
Hauptwaffe der Feuerwehren geworden 
sind, haben in den von Benzinmotoren 
angetriebenen Zentrifugal- und Rund- 
laufpumpen sehr zeitgemäße Konkurren- 
ten bekommen. Die Feuertelegraphie 
mit ihren ganz eigenartigen Anforderun- 
gen an Schnelligkeit und Sicherheit der 
Feuermeldung hat sich zu einem großen, 
hochinteressanten Sondergebiet der 
Feuerwehrtechnik entwickelt. Eine se- 
gensreiche Tätigkeit der Feuerwehr ist 
die Ausübung der Feuerpolizei durch 
fortlaufende Revisionen aller Gebäude, 
Begutachtung von Neubauprojekten, 
Prüfung von Baustoffen auf ihre Feuer- 
beständigkeit und von Handelsartikeln 
auf ihre Feuergefährlichkeit, Mitwirkung 
beim Erlaß baupolizeilicher Bestimmun- 
gen, Theaterordnungen usw. Als wei- 
tere Beziehungen zwischen Feuerwehr 
und Technik seien nur kurz erwähnt die 
Wasserleitungsanlagen, der Gebrauch 
von Sauerstoff-, Rauchschutz- und Wie- 
derbelebungsapparaten, die Organisation 
des inneren technischen Dienstes und die 
geschickte bauliche Anordnung der 
Feuerwachen, von der die Schnelligkeit 
des Ausrückens wesentlich beeinflußt wird. 

Es ist eigentlich selbstverständlich, 
daß für eine derartig vielseitige tech- 
nische Tätigkeit nur akademisch gebil- 
dete Ingenieure in Frage kommen, und 
es ist zu erwarten, daß bald alle Städte 
gleichmäßig nur noch Bewerber berück- 
sichtigen werden, die den Grad eines Di- 
plom-Ingenieurs erworben haben. Wäh- 
rend die in früheren Jahren eingestellten 
Offiziere, soweit sie Ingenieurvorbildung 
hatten, vorwiegend Hochbauer waren, 
werden zurzeit die Maschineningenieure 
bevorzugt. Besonders geeignet dürften 
solche Bewerber sein, die neben allge- 
meinem Maschinenbau auch Elektrotech- 


nik, Hoch- und Tiefbau und Verwal- 
tungskunde gehört haben, was z. B. für 
die Charlottenburger Diplom-Ingenieure 
des allgemeinen Maschinenbaues zutrifft. 
Zwingende Bedingungen hinsichtlich der 
Fachrichtung werden jedoch meist nicht 
gestellt. Ob der Aachener Studienplan 
für Feuerversicherungs-Ingenieure aus- 
reicht, um tüchtige Feuerwehroffiziere 
heranzubilden, erscheint fraglich, jeden- 
falls bietet er aber den dortigen Stu- 
dierenden anderer Abteilungen die sel- 
tene Gelegenheit, bereits auf der Hoch- 
schule feuerwehrtechnische Studien zu 
treiben. 

Hinsichtlich der sonstigen Annahme- 
bedingungen sei erwähnt, daß die Be- 
werber Reserveoffizier sein müssen. Un- 
ter besonderen Verhältnissen genügt 
auch der Nachweis der erfolgreich abge- 
leisteten Vizefeldwebel- bzw. Vizewacht- 
meisterübung unter der Voraussetzung, 
daß die Wahl zum Reserveoffizier nach 
der Anstellung beantragt wird. Die ge- 
sundheitlichen Anforderungen sind teils 
gleich den militärischen, teils etwas 
höher, ferner ist meist eine Altersgrenze 
(nicht über 30 Jahre alt) festgesetzt. Zu 
ihrer persönlichen Exerzier- und Feuer- 
ausbildung müssen die Bewerber einen 
Ausbildungs-Kursus als ,„Volontär‘‘ bei 
einer oder mehreren größeren Feuer- 
wehren durchmachen. Diese Ausbildung, 
die früher 6—12 Monate dauerte, wird 


jetzt, wo der Hauptwert auf die tech- 


nische Vorbildung gelegt wird, auf etwa 
6 Wochen beschränkt. Die Ausbildung 
von Volontären „auf Vorrat‘ ist neuer- 
dings vom Verband deutscher Berufs- 
feuerwehren (Vorsitzender: Branddirek- 
tor Westphalen-Hamburg) geregelt wor- 
den. Privatpraxis verlangt m. W. nur 
eine Feuerwehr (Hamburg), doch gehen 
die Offizieranwärter während ihrer et- 
waigen Wartezeit sowieso vorteilhafter- 
weise in Privatpraxis, wobei für die Ma- 
schineningenieure in erster Linie die sich 
neuerdings immer mehr dem Feuerwehr- 
fahrzeugbau zuwendenden Automobilfa- 
briken in Betracht kommen. 
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Ueber die Dienstverhältnisse der 
Feuerwehroffiziere herrschen vielfach ir- 
rige Anschauungen. Der Feuerwehroffi- 
zier muß allerdings auf einer Feuer- 
wache Dienstwohnung beziehen, ist aber 
dort, von den festgesetzten Dienststun- 
den abgesehen, sein eigener Herr, hat 
bestimmte dienstfreie Tage und muß bei 
der meist üblichen Organisation nur, 
wenn er als Offizier vom Tagesdienst an 
der Reihe ist, den ganzen Tag zur Ver- 
fügung stehen. Die jüngeren Offiziere, 
die meist als sogen. ‚„Wachvorsteher‘“‘ 
Verwendung finden, führen den Titel 
„Brandmeister‘‘, der Leiter der gesam- 
ten Feuerwehr den Titel ‚„Branddirek- 
tor‘. Daneben gibt es zuweilen noch 
die Zwischenstufe der „Brandinspekto- 
ren‘‘, die beispielsweise als ständige Ver- 
treter des Branddirektors bestellt sind 
oder besondere Gebiete, wie z. B. die 
Feuerpolizei, selbständig verwalten. Be- 
förderung durch Aufrücken nach dem 


Dienstalter erfolgt natürlich nur inner- 
halb derselben Feuerwehr und meist nur 
bis zum Brandinspektor, während die 
Branddirektorstellen ausgeschrieben und 
meist ohne Rücksicht auf das Dienstalter 
mit besonders tüchtigen Brandmeistern 
oder jüngeren Branddirektoren anderer 
Städte besetzt werden. Zum Schluß sei 
noch als Beispiel für die in den einzel- 
nen Städten nur wenig verschiedenen 
Gehaltsverhältnisse eine kürzlich ausge- 
schriebene Brandmeisterstelle der Berufs- 
feuerwehr Hannover erwähnt. Dort wer- 
den neben freier Wohnung, Heizung und 
Beleuchtung im pensionsfähigen Wert 
von 500 Mk. ein Gehalt von 3400—4900 
Mark sowie 500 Mk. nicht pensionsfähi- 
ges Kleidergeld gewährt. Das Gehalt 
der Branddirektoren schwankt je nach 
Dienstalter und nach der Größe der betr. 
Stadt zwischen 4500 und 11000 Mk., 
außer den obigen Nebenbezügen. 


GERICHT UND TECHNIK. 


Von einem praktischen Juristen. 


Wie bereits in dem Aufsatze „Tech- 
nische Sondergerichte ?“, Heft 5, Jahr- 
gang 1909 dieser Zeitschrift (Seite 66 bis 
68), ausgeführt ist, werden die meisten 
Prozesse desgewerblichenRechts- 
schutzes bei den Landgerichten 
anhängig gemacht. Und dies wird auch 
nach dem 1. April 1910 so bleiben, von 
welchem Tage ab bekanntlich die Zu- 
ständigkeit der Amtsgerichte dahin er- 
weitert wird, daß diesen Gerichten Strei- 
tigkeiten über vermögensrechtliche An- 
sprüche zugewiesen sind, deren Gegen- 
stand an Geld oder Geldeswert die 
Summe von 600 Mark (bisher 300 Mark) 
nicht übersteigt. Denn der Wert des 
Streitgegenstandes in den Sachen des 
gewerblichen Rechtsschutzes, zu denen 
insbesondere die Patent-, Ge- 
brauchsmuster- und Waren- 
zeichensachen gehören, wird wohl 
in der Regel die Summe von 600 Mark 
übersteigen. 


Ist aber das Landgericht — nicht das 
Amtsgericht — in den meisten Fällen der 
Sachen des gewerblichen Rechtsschutzes 
zuständig, dann gilt für diese Sachen 
auch dr Anwaltszwang. Es muß 
also zunächst die den Prozeß einleitende 
Klage von einem Rechtsanwalte erhoben 
werden, welcher, soweit es sich um 
technische Fragen handelt, über 
welche er sich selbst kein maßgebendes 
Urteil zutraut, sich regelmäßig — sei es 
unmittelbar, sei es durch die Partei — 
mit einem geeigneten Sachverständigen 
vorher in Verbindung setzt und auf diese 
Weise sich über die in dem Prozeßver- 
fahren zu erörternden technischen 
Fragen Klarheit verschafft. An größeren 
Landgerichten gibt es eine Reihe von 
Rechtsanwälten, welche sich hauptsäch- 
lich mit den Sachen des gewerblichen 
Rechtsschutzes befassen, als solche auch 
im Publikum bekannt sind und Vertrauen 
genießen, und deshalb mit Vorliebe mit 


72 Gericht und Technik 


der Führung solcher Prozesse betraut 
zu werden pflegen. Diesen Rechtsan- 
wälten stehen auch die in ihrer Praxis 
gemachten reichen Erfahrungen zur 
Seite, welche ihnen die Rücksprache mit 
dem Sachverständigen und das Verständ- 
nis für die Sache selbst wesentlich er- 
leichtern. | 

Wird nun z. B. eine Klage wegen 
Verletzung des Patent- oder Gebrauchs- 
musterrechts beim Landgericht von 
einem solchen Rechtsanwalte erhoben, 
so ist in der Klageschrift regel- 
mäßig angegeben, inwiefern eine solche 
Verletzung dieses Rechts vorliegt. Der 
Klage liegt meistens ein Gutachten zu- 
grunde Es wird in der Klageschrift 
nicht nur eine Beschreibung des Patents 
oder des Gebrauchsmusters an der Hand 
der abschriftlich beigefügten Patentur- 
kunde oder Anmeldung des Gebrauchs- 
musters gegeben, sondern auch darzu- 
legen versucht, worin die wesent- 
lichen Merkmale dieser Rechte zu er- 
blicken sind. Und auf diese Merkmale 
kommt es ja für die von dem Gerichte 
zu entscheidende Frage, ob eine Ver- 
letzung der Rechte erfolgt ist, allein an. 
Denn das Gericht hat, wenn es die 
wesentlichen Merkmale selbst fest- 
gestellt hat, lediglich zu prüfen, ob diese 
Merkmale des klägerischen Patents oder 
Gebrauchsmusters bei der Nachbildung 
des Beklagten in gleicher oder tech- 
nologisch gleichwertiger Art vor- 
liegen. In dieser Feststellung und Prü- 
fung erblickt auch der preußische 
Justizminister die Aufgabe der mit der 
Bearbeitung der Sachen des gewerblichen 
Rechtsschutzes befaßten Gerichte, wenn 
er diesen Gerichten in seinem Rund- 
erlaß vom 11. Oktober 1907 empfiehlt, 
in der angegebenen Weise zu verfahren. 

Kommt es nach der Klageerhebung zu 
einer streitigen Verhandlung, dann 
wird regelmäßig von den Rechtsanwälten 
beider Parteien entsprechend den von 
ihnen gewechselten Schriftsätzen auf die 
Gleichartigkeit oder Verschiedenheit der 
wesentlichen Merkmale des den Gegen- 


stand des Rechtsstreits bildenden Patents 
oder Gebrauchsmusters des Klägers und 
der Nachbildung des Beklagten hinge- 
wiesen und durch Zeichnungen oder 
auch, soweit dies möglich ist, an Mo- 
dellen veranschaulicht. Das Gericht 
macht sich hierauf selbst darüber 
schlüssig, welche Merkmale für die Ent- 
scheidung in Betracht kommen, und 
ordnet, wenn es nicht selbst ohne Zu- 
ziehung eines technischen Sach- 
verständigen zu einem Urteils- 
spruche gelangen kann, die Begutachtung 
durch einen solchen Sachverständigen an. 
Dem Sachverständigen wird bei seiner 
Belehrung durch das Gericht aufgegeben, 
die Parteien, soweit eine örtliche Be- 
sichtigung in Frage kommt, von dem 
Besichtigungstermine zu benachrichtigen, 
ihnen die Anwesenheit in dem Termine 
zu gestatten und ihnen Gelegenheit zu 
geben, sich zur Sache selbst zu äußern. 
Das Gutachten wird regelmäßig schrift- 
lich erstattet, den Rechtsanwälten der 
Parteien in Abschrift mitgeteilt, und in 
dem zur Fortsetzung der Ver- 
handlung bestimmten Termine vorge- 
tragen. Es wird von dem Gerichte 
daraufhin geprüft, ob der Sachver- 
ständige von richtigen Voraussetzungen 
ausgegangen ist und zutreffende Folge- 
rungen gezogen hat. Wird diese Frage 
bejaht und liegen auch sonst keine Be- 
denken gegen die Unparteilichkeit, Zu- 
verlässigkeit und Sachkenntnis des Gut- 
achters vor, so wird das Gutachten stets 
der Entscheidung zugrunde gelegt und 
das Urteil dementsprechend gefällt. 
Bei einer solchen Prozeßhandlung be- 
darf es wohl keiner Zuziehung eines 
„Parteisachverständigen‘ in der 
mündlichen Verhandlung, wie sie indem 
Aufsatze „Gericht und Technik‘, Heft 2, 
Jahrgang 1910 dieser Zeitschrift (Seite 
209 bis 32), angeregt wird. Dazu kommt, 
daß cin solcher von der Partei selbst 
bestellter Gutachter schon wegen Be- 
sorgnis der Befangenheit nicht dazu ge- 
eignet sein dürfte, dem Gerichte die 
„Erkennung der Sachlage“ in 
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einwandfreier Weise zu erleichtern. 
Sollte in dem einen oder anderen Fall 
nach Ansicht des Gerichts die Zuziehung 
eines Sachverständigen in der mündlichen 
Verhandlung zweckmäßig erscheinen, so 
steht es dem Gerichte immerhin frei, 
diese Zuziehung nach $ 144 der Reichs- 
zivilprozeßordnung von Amts wegen an- 
zuordnen. Schließlich sei noch bezüglich 
der über das „Protokoll“ in dem be- 
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Recht eigenartig ist es mit der 
Stellung der akademisch gebildeten 
Techniker in der freien Hansastadt 
Bremen bestellt! — Zur Begründung 
dieser einleitenden Behauptung ist es 
nötig, die Bremer Staatsverfassung, die 
sich von der aller andern Bundesstaaten 
erheblich unterscheidet, kurz zu er- 
läutern. Wir stützen uns dabei auf 
Band 13 der Bibliothek des öffentlichen 
Rechts „Verfassung und Verwaltung der 
freien Hansastadt Bremen, von Dr. J. 
Bollmann 1909“. 

In Bremen übt der Senat zusammen 
mit der Bürgerschaft die Staatsge- 
walt aus. Der Senat ist gesetzgebende 
Körperschaft, die Bürgerschaft ist Volks- 
vertretung, beide sind zugleich Verwal- 
tungsorgane. Der Senat besteht aus 16 
Mitgliedern. Davon müssen wenigstens 
10 Rechtsgelehrte und wenigstens 3 
Kaufleute sein. Auch die übrigen drei 
können zwar einem beliebigen Berufe 
angehören, sind aber gewöhnlich auch 
Rechtsgelehrte oder Kaufleute. 

Die Bürgerschaft ist ebenso wie die 
Bevölkerung in 8 Klassen eingeteilt, 
nämlich: 

Klasse 1. Die in der Stadt Bremen 
wohnenden Bürger, welche „auf einer 
Universität gelehrte Bildung 
erworben haben“. Sie wählen 14 
Vertreter in die Bürgerschaft. 

Klasse 2. Die die Börsen besuchen- 
den Großkaufleute und Großindustriellen. 
Sie wählen 40 Vertreter. 


zeichneten Aufsatze gemachten Ausfüh- 
rungen bemerkt, daß in dem Protokolle 
über die mündliche Verhandlung, weil es 
sich um das landgerichtliche Ver- 
fahren handelt, regelmäßig nur festge- 
stellt wird, daß die Anwälte der Parteien 
ihre Anträge verlesen und zur Sache 
verhandelt haben. „Erläuterungen 
technischer Art“ sind niemals Ge- 
genstand des Protokolls. 


BREMER STAATSVERFASSUNG. 


Klasse 3. Die Handwerker und Ge- 
werbetreibenden. Sie wählen 20 Vertreter. 

Klasse 4. Alle in der Stadt Bremen 
wohnenden Bürger, die nicht zu Klasse 
1—3 gehören. Sie wählen 52 Vertreter. 

Klasse 5, 6 und 8 kommen hier 
nicht in Betracht, da sie das Landgebiet 
betreffen. 

Klasse 7. Die Landwirte, soweit sie 
wenigstens 3 ha Land selbst bewirt- 
schaften. Sie wählen 8 Vertreter. 

Das der Bremer Verfassung Eigen- 
artige liegt in der starken Bevorzugung 
der „gelehrten Bildung‘, und — was uns 
hier besonders interessiert — in dem 
Ausschluß der von einer Tech- 
nischen Hochschule kommen- 
den Akademiker aus Klasse 1. Der 
akademisch gebildete Architekt, der 
Zivilingenieur mit voller Hochschulbil- 
dung, der Staatsbaubeamte, der Diplom- 
Ingenieur jeder Fachrichtung gehört 
nicht zur Klassel, sondern zu Klasse 3 
(Handwerker und Gewerbetreibende), 
bzw. zu Klasse 4. Die auf Technischen 
Hochschulen erworbene Bildung wird 
nicht als „gelehrte Bildung‘ gerechnet, 
weil sie nicht auf einer Universität 
erworben ist. In Bremen wählt der 
Diplom-Ingenieur, wenner Ge- 
werbetreibender ist, mit den 
Handwerkern in Klasse 3, und 
wenn er Beamter wird, in 
Klasse 4; der Gerichtsreferendar mit 
seiner auf Universitäten erworbenen „ge- 
lehrten Bildung‘ wählt in Klasse 1. Der 
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Diplom-Ingenieur ist auch, wenn nicht dem 
Wortlaute nach, so doch in praxi ausge- 
schlossen von der Mitgliedschaft im Senat. 
Denn noch niemals ist ein Techniker in 
einen der 3 Senatsplätze eingerückt, die 
nicht für Juristen und Kaufleute reser- 
viert sind. Dabei ist zu beachten, daß 
die 8 Klassen der Bürgerschaft zwar 
nicht nach dem Buchstaben des Gesetzes, 
wohl aber in Wirklichkeit und nach dem 
Empfinden der Allgemeinheit eine ab- 
steigende Rangordnung der Stände dar- 
stellen. 

Also: für den Ingenieur oder Archi- 
tekten, der sein volles Hochschulstudium 
und sämtliche Examina durchgemacht, 
ist in den 2 obersten Wahlklassen — 
und wenn er so unvorsichtig war, Be- 
amter zu werden — in den 3 obersten 
Wahlklassen kein Raum. Er ist damit 
de facto von der Mitarbeit in der Bür- 
gerschaft so gut wie ausgeschlossen, 
ebenso wie er ausgeschlossen ist von der 
Leitung der Staatsgeschäfte, vom Senat. 
Dieser Einreihung entspricht denn auch 
die amtliche Stellung, welche die techni- 
schen Staatsbeamten innerhalb der Ver- 
waltungen einnehmen. Weder der Ober- 
baudirektor, die Spitze des gesamten 
staatlichen Hoch- und Tiefbauwesens, 
noch einer der ihm unterstellten Bau- 
direktoren oder Bauräte hat Sitz und 
Stimme im Senat oder in der Bürger- 
schaft, ja sogar in den Deputationen 
sitzen die höchsten Baubeamten nur als 
Referenten. 

Der Kampf der Techniker Bremens 
gegen diese Ordnung der Dinge ist schon 
alt, und zwar richtete er sich von je- 
her gegen den Ausschluß aus der 
Klasse 1 der Wählerschaft. Aber sogar 
ein Mann wie der hochbedeutende und 
vollgewürdigte Oberbaudirektor Fran- 
zius hat vergebens die Wucht seiner 
energischen Persönlichkeit dafür einge- 
setzt, daß die Technische Hochschul- 
bildung gleichgestellt werde der an der 
Universität erworbenen. Auch er hat es 
nicht erreicht. Und bis zum heuti- 
gen Tage besteht esin Bremen 


zuRecht, daßeinpaar Semester 


Universitätsstudium als ge- 
lehrte Bildung gelten und zur 
1. Klasse berechtigen, einabge- 
schlossenes Studium an einer 
Technischen Hochschule aber 
nicht. Noch immer rangiert der 
Techniker als 4 Stand hinter 
dem Handwerker. Und das in einer 
Stadt, die, wie kaum eine zweite, ange- 
wiesen ist auf die Arbeit ihrer In- 
genieure; in einer Stadt, die hunderte 
von Millionen in großartige Hafenan- 
lagen, Wasserbauten, Stromregulierun- 
gen steckt, in einer Stadt, deren alte 
Straßen und Plätze heute noch das Lob- 
lied eines Lüder von Bentheim singen. 
Das sind Gegensätze so schroffer Art, 
daß man Mühe hat, sich vorzustellen, wie 
sie sich im praktischen Leben überhaupt 
durchführen lassen. In der Tat wird uns 
denn auch von Fachgenossen, welche die 
Verhältnisse kennen, versichert, daß in 
praxi der höhere Techniker in Bremen 
eine ganz andere Stellung einnehme, als 
man nach dem Sinne der Staatsver- 
fassung erwarten müßte; daß er nicht 
nur gesellschaftlich voll anerkannt ist, 
sondern auch als Fachmann, Beamter 
und Sachverständiger dasjenige Ent- 
gegenkommen und diejenige Beachtung 
findet, die zur Durchführung seiner 
Werke nötig sind. Ja, es wird versichert, 
der technische Beamte in Bremen möchte 
in dieser Hinsicht mit seinen Kollegen in 
manchem andern Bundesstaat nicht tauschen. 
So scheint es, daß das Taktgefühl und 
der gesunde praktische Sinn der Be- 
völkerung über eine veraltete Ordnung 
der Dinge hinwegzuhelfen suchen, deren 
Härte zu beseitigen ihr aus innerpoliti- 
schen Bedenken zurzeit noch nicht 
möglich scheint. Aber auch hier werden 
einmal die Perücken abgelegt werden müssen. 
Noch eine Frage: Ob wohl die Bremer 
Verfassung so ausgelegt werden muß, 
wie sie ausgelegt wird? Ist die Tech- 
nische Hochschule nach dem Sinne des 
Bremer Gesetzes nicht auch eine Uni- 
versität ? Roland. 
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BERICHT DES VORSTANDS. 


Neue Förderer und Mitglieder. 


In den beiden Berichtswochen wurden fol- 
gende Herren und Korporationen in die Liste 
der Förderer eingetragen: 

H ögg, Professor, Direktor des Kunstgewerbe- 
museums zu Bremen. 
Hermann Jung, Kgl. Eisenbahn-Bauinspektor, 

Jena, Kaiserin-Augustastr. 19. 

Jakob Kraus, Direktor der Maschinenfabrik und 
Mühlenbauanstalt G. Luther, Aktiengesellschaft, 
Braunschweig. 


Ferner: 


Burschenschaft „Arminia“, Hannover, Tech- 
nische Hochschule. 

Corps „Franconia“, Darmstadt, Waldstr. 8. 

Akad. Verein „Gothia“, Hannover, Park- 
straße 61l. 

Katholischer Studentenverein „Pruthenia‘“, 
Danzig, Pruthenenhaus, Brodbänkengasse 15. 


Als Mitglieder wurden aufgenommen die 
Herren Diplomingenieure: 


Ackermann, Fritz, Münster i. W., Engel- 
straße 36. 


Berendt, Hermann, Ingenieur der A.-G. 
„Weser“, Bremen, Hansastr. 190. 


von Bergh, Ernst, Konstrukteur der Fa. 
Thyssen & Co., Mülheim-Ruhr, Essen-Ruhr, 
Juliusstr. 11. 


Blumann, Salomon, Halensee, Paulsborner 
Straße 6. 


Buhle, M., Professor, Regierungsbaumeister 
a. D., Dresden-A. 16, Ludwig Richterstr. 2. 


Capelle, Gerhard, Kgl. Regierungsbauführer, 
Duisburg a. Rh., Carlstr. 23. 


Crumbach, Hans, Assistent an der Kgl. 
Technischen Hochschule Aachen, Aachen, Ro- 
bensstr. 71. 


Deutschmann, Paul, Ingenieur im Ver- 
suchsfeld der Siemens-Schuckert-Werke, Char- 
lottenburg, Berliner Straße 164. 


Doden, Friedrich, Ingenieur der A.-G. 
„Weser“, Bremen, Hornerstr. 110. 


Geibel, Carl, Leiter des techn. Bureaus der 
Oberschlesischen Elektrizitätswerke, Gleiwitz 
O.-Schl., Augustastr. 7II. 


Geppert, Franz, Ingenieur des Schlesischen 
Vereins zur Ueberwachung von Dampfkesseln, 
Breslau, Lohestr. 27. 


Göpfert, Arthur, Betriebsingenieur der 
Orient. Tabak- und Zigarettenfabrik „Ye- 
nidze‘ Dresden, Dresden-N. 15, Tannen- 
straße lpt. 

Gornick, Hugo, Assistent an der Kgl. Berg- 
akademie Berlin, Berlin N.W.21, Bandelstr. 
Nr. 191. 


Greb, Ludwig, Großh. Hauptlehrer, Bingen 
a. Rh., Mariahilfstr. 31. 


Hahn, Ludwig, Königl. Regierungsbauführer, 
Charlottenburg, Mommsenstr. 60 pt. (ab 1. 
März Offenbach a. M., Roonstr. 6pt.). 


Hübler, Ludwig, Ingenieur der A. E. G. 
Bahnbureau München, München, Türkenstr. 401. 


Lentz, Walther, Zivil-Ingenieur, Darmstadt, 
Lukasweg 9. 

Kade, Max, Baupolizei-Ingenieur, Leipzig- 
Eutritzsch, Petzscherstr. 2. 

Kalb, Georg, München, Schellingstr. 132. 

Klos, Crestaw, Charlottenburg, Bismarckstr. 24. 


Meier, Hermann, Charlottenburg, Schiller- 
straße 117. 


Meß, Otto, Duisburg a. Rh., Prinzenstr. 21. 


Müller, Karl, Architekt, Darmstadt, Hein- 
richstr. 51 pt. 


Neinhardt, Hans, Konstrukteur, Dortmund, 
Werderstr. 11. 


Noell, Friedrich, Assistent an der Kgl. Tech- 
nischen Hochschule München, München, Elisa- 
bethstr. 171. 


Pelz, Georg, Oberingenieur des städt. Elek- 
trizitätswerks Danzig, Danzig, An der großen 
Mühle 1a. 


Röder, Karl, München, Mandlstr. Icl. 

Sander, Konrad, Kgl. Regierungsbauführer, 
Fürstenwalde (Spree), Promenadenstr. 36. 

Teckener, Erich, Betriebs-Ingeniecur beim 
Kgl. Hüttenamt Malapane O.-Schl., Malapane 
O.-Schl., Kgl. Hüttenamt. 


Topp, H., Architekt, Berlin W.30, Rosen- 
heimerstr. 36. 


Uhl, Friedrich, Ingenieur der Fried. Krupp 
A.-G. „Germaniawerft“, Kiel, Ringstr. 24111. 


Weddige, Alfred, Vorstand des techn. Bu- 
reaus der Fa. Chr. Wensle & Overbeck, Duis- 
burg a. Rh., Koloniestr. 153. 


Dipl.-Ing. Heinrich Rupprecht t. 


Am 1. Februar starb unerwartet unser 
Kollege und Verbandsmitglied, Herr Dipl.-Ing. 
Heinrich Rupprecht, Chef-Redakteur der 
„Technischen Rundschau“ des Berliner 
Tageblattes. Es ist dies der erste Todesfall, 
den unser Verband seit seiner Gründung zu 
verzeichnen hat. Der Verstorbene war ein be- 
geisterter Anhänger unserer Sache und betätigte 
sich von vornherein eifrig an den Vorarbeiten 
zur Gründung des Verbandes Deutscher Diplom- 
Ingenieure. An der Gründungsversammilung im 
Motivhaus am 28. Juni 1909 war auch Rupp- 
recht anwesend und wurde Mitglied des Arbeits- 
ausschusses für Ausarbeitung der Satzung des 
Verbandes; noch vor nicht langer Zeit ver- 
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sprach er dem Bezirksverein Berlin einen Vor- 
trag über „Technischen Journalismus‘; nunmehr 
hat ihm der Tod die Ausführung seines Vor- 
habens unmöglich gemacht. Mit Heinrich Rupp- 
recht ist ein begabter Ingenieur im besten 
Mannesalter geschieden. Der Verband wird ihm 
ein dauerndes Andenken bewahren. Im Auf- 
trage des Vorstandes legten die Kollegen Bar- 
kow und Dr. Lang einen Kranz am Grabe 
des Verstorbenen (auf dem Friedhof der 
Christusgemeinde zu Mariendorf) nieder. 


Werbetätigkeit. 


Um unserem Verbande neue Freunde und 
Mitglieder zu gewinnen, haben wir 1000 Exem- 
plare von Heft 2 unserer Zeitschrift versandt 
(in der Mehrzahl an die Bauämter der Städte); 
wir haben auch ein neues ausführliches Werbe- 
schreiben verfaßt, von dem je 100—200 Exem- 
plare den Bezirksvereinen mit der Bitte zu- 
gehen, sich derselben zu eigener Werbetätig- 
keit zu bedienen. Das Schreiben lautet: 


Seit einem Jahrzehnt ist im ganzen Deut- 
schen Reich durch landesherrliche Verordnung 
die Bezeichnung ‚Diplom-Ingenieur‘ für alle 
akademisch gebildeten Ingenieure eingeführt 
worden. Sie wird als akademischer Grad 
und nur an solche Akademiker verliehen, welche 
nach einer vollen Mittelschulbildung (Abitu- 
rium) ihr mindestens vierjähriges Ingenieur- 
studium (auch Studium der Architektur, Chemie, 
Hütten- und Bergwissenschaften) durch die Di- 
plo m -Hauptprüfung abgeschlossen haben. 


Hiermit ist eine oft entbehrte und in den 
älteren akademischen Berufen seit langem schon 
vorhandene klare Kennzeichnung geschaffen 
worden. 


Jetzt gilt es, auf Grund dieser klaren 
Scheidung die seit vielen Jahrzehnten unge- 
löste Frage nach der richtigen, seiner Be- 
deutung angemessenen Stellung des akademisch 
gebildeten Ingenieurs im Staats- und Wirt- 
schaftsleben unserer Nation auch von dem Ge- 
sichtspunkt der allen Diplom-Ingenieuren ge- 
meinsamen Interessen zu lösen. 


In unserem Vaterlande ist die Wertung des 
einzelnen Mannes und die Würdigung seines Be- 
rufsstandes in weiten Umfange an seine akade- 
mische Bildung geknüpft. Das haben die Ver- 
treter der älteren Berufe frühzeitig erkannt; 
sie sind deshalb immer auf die Einhaltung einer 
deutlichen Grenzlinie zwischen Akademikern und 
Nichtakademikern (ihres Berufskreises) bedacht 
gewesen und haben damit der sozialen Stellung 
ihrer Berufsgenossen einen sicheren Halt ge- 
geben. 

Es läßt sich verfolgen, daß es gerade die 
deutliche und immer wieder betonte Abhebung 
und die auf der ganzen Linie gleich- 


mäßig durchgeführte Abgrenzung 
gewesen ist, die der Vertretung der Standes- 
interessen dauernde Erfolge gebracht hat. Die 
große Masse des Volkes will eine Differenzie- 
rung. Und jeder Einzelne will die Grenzlinien 
sehen, erkennen und begreifen. 


Dem großen Berufsstande der akademisch 
gebildeten — oder sagen wir nur der gebil- 
deten — Ingenieure mag es gewiß nützlich 
sein, daß sich einzelne Gruppen herausheben, 
die ihre doch immer nur für einen kleineren 
Kreis bestehende Interessengemeinschaft be- 
tonen. Einen dauernden Nutzen und dauernde 
Vorteile, die jedem Mitgliede dieses 
Standes fühlbar werden, kann nur eine große 
auf großer Basis aufwachsende Ver- 
einigung bieten, die ihrerseits der Interessen- 
vertretung im einzelnen und in dem Rahmen 
der Gesamtinteressen freien Raum gewährt. 


Ein großer Verband aller auf technischer 
Grundlage (auf Technischen Hochschulen und 
Bergakademien) geschulter Akademiker mußte 
alle Diplom-Ingenieure umfassen. 


Der „Verband deutscher Diplom-Ingenieure 
E. V.“ ist im Sommer vorigen Jahres mit dem 
Sitz in Berlin (Geschäftsstelle Charlottenburg, 
Uhlandstr. 25) gegründet worden und zählt zur- 
zeit rund 100 Förderer und 1000 Mitglieder. 
Er erstrebt eine höhere soziale Stellung der 
akademisch gebildeten Ingenieure — der Diplom- 
Ingenieure —, ihre volle Gleichberechtigung mit 
den Angehörigen der älteren akademischen Be- 
rufe sowie eine weitergehende Heranziehung der 
technischen Intelligenz zu den Führerstellen 
der Nation. 


Als seine besondere Aufgabe betrachtet es 
der Verband, die Persönlichkeitsrechte aller den 
akademischen Grad „Diplom-Ingenieur“ führen- 
den Berufsgenossen zu sichern und zu mehren. 


Als nächste Arbeiten sind in Angriff ge- 
nommen: 


1. Schutz der Bezeichnung ‚„Di- 
plom-Ingenieur‘“. Der den akademisch ge- 
bildeten Ingenieuren von den Hochschulen ver- 
liehene Grad muß als solcher in wirksamer 
Weise zu allgemeiner Anerkennung gebracht 
und vor Mißbrauch geschützt werden. 


2. Befreiung des Diplom-Inge- 
nieurs aus der Einreihung in die 
durch die Reichsversicherungsge- 
setze eingeschlossenen minder lei- 
stungsfähigenund weniger gebilde- 
ten Personenkreise. Der akademisch ge- 
bildete Ingenieur gehört nicht unter die Ge- 
hilfen, Werkmeister und Techniker und bean- 
sprucht im Interesse seiner sozialen Stellung 
die gleiche Behandlung, wie sie den Vertretern 
der anderen akademischen Berufe zuteil wird. 
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3. Bildung von Ööffentlich-recht- 
lichen Körperschaften (als Ergänzung 
der privaten Organisation), die ein sicheres und 
stets offenstehendes Forum gewähren, an dem 
die Standesangelegenheiten der akademisch ge- 
bildeten Ingenieure und deren Beziehungen zum 
ganzen Volkskörper eine von Sachkenntnis ge- 
tragene Behandlung finden. 


4. Aufklärung über dieBedeutung 
und den Wert derakademischen In- 
genieurschulung. Mitwirkung bei der 
Verbesserung des technischen Unterrichtswesens 
und der Erweiterung des Studienprogramms der 
Technischen Hochschulen. Der Diplom-Ingenieur 
soll ein auch in allgemeiner Bildung hochstehender 
Akademiker sein. Hierzu muß die Möglichkeit 
umfassender Geistesschulung auf den Tech- 
nischen Hochschulen gewährt und deren Unter- 
richtsgebiet erweitert werden. 


5. Stärkung und Höherstellung 
des technischen Elements in allen 
technischen Aemtern der staat- 
lichen und kommunalen Verwaltun- 
gen. Die akademisch gebildeten Architekten, 
die Bax- und Maschineningenieure, die Chemi- 
ker, die Berg- und Hütten-Ingenieure müssen 
zur freien Entfaltung ihrer Kraft überall so 
gestellt werden, daß sie im Bewußtsein voller 
Anerkennung ihre für unser Staats- und Wirt- 
schaftsleben so wertvolle und wichtige Arbeit 
mit ungehemmter Berufsfreudigkeit ausführen 
können. 

6.Schaffungeinergcordnetenund 
wirksamen Ausbildung von Diplom- 
Ingenieuren für die Berufstätig- 
keitderhöheren Verwaltung. Die hin- 
ter der Würdigung der älteren akademischen 
Berufe — insbesondere dem der Juristen — 
zurückgebliebene Wertschätzung der aus den 
Technischen Hochschulen hervorgegangenen 
Akademiker ist zum großen Teil dadurch ver- 
ursacht, daß der Zugang zu den Stellen der 
„höheren Verwaltung‘ im Staate (und nach dem 
staatlichen Vorbilde auch in der Selbstverwal- 
tung) der technischen Intelligenz bisher ver- 
wehrt geblieben ist. In unserem Vaterlande ist 
die das Ansehen des Juristenstandes begründende 
Macht dadurch geschaffen, daß zur Laufbahn 
der „höheren Verwaltung‘ nur und ausschließ- 
lich Akademiker der Juristenschule zugelassen 
werden. Die „höhere Verwaltung‘ bildet die 
in ganz Deutschland einflußreichste und daher 
angeschenste Beamtengruppe. Soll der Einfluß 
und das Ansehen der Techniker in unserer 
Nation gehoben werden, so muß die Technische 
Hochschule neben der Universität als Hochschule 
der „höheren Verwaltungsbeamten‘ anerkannt 
werden, d. h. es müssen auch Diplom-Ingenieure 
zur Ausbildung in der Laufbahn ‚der höheren 


Verwaltung‘ zugelassen werden. Diese Forde- 
rung ist im Standesinteresse zu stellen — sie 
liegt aber weit mehr noch im Interesse des 
Staates und der ganzen Volksgemeinschaft. 
Ohne technisch-wirtschaftliche Intelligenz, ohne 
Mitwirkung der Technischen Hochschulen und 
ihrer Akademiker ist eine alle nötigen Kräfte 
einschließende Zusammensetzung der Regierung 
in der Zukunft nicht mehr denkbar. Die 
Nation verlangt nach Aufhebung des Juristen- 
monopols in der Heranziehung des Beamten- 
nachwuchses. Neben den Gerichtsreferendaren 
müssen auch Diplom-Ingenieure zur Ausbildung 
in den spezifischen Geschäften der höheren Ver- 
waltung zugelassen werden. Die Erfüllung die- 
der Forderung ist dringend und verträgt keinen 
Aufschub. 

Es liegen, wie die vorstehende Aufzählung 
zeigt, viele Aufgaben vor, die nur im Zu- 
sammenschluß aller Diplom-Ingenieure zu siche- 
rem Erfolg führen können. Nicht eine einzelne 
Gruppe, sondern die Gesamtheit der technischen 
Intelligenz bezw. deren Vertretung muß Träger 
des Gesamtwillens werden. 

Unser Verband gliedert sich nach Förderern 
und Mitgliedern. Mitglied kann jeder Akade- 
miker deutscher Staatsangehörigkeit werden, 
dem von einer deutschen Technischen Hoch- 
schule oder Bergakademie der akademische 
Grad Diplom-Ingenieur verliehen ist. Die Auf- 
nahme erfolgt auf Beschluß des Vorstandes. 
Akademisch gebildete Ingenieure (Architekten, 
Chemiker usw.), auch solche nicht deutscher 
Reichsangehörigkeit, sowie Personen, welchen 
die akademische Würde Dr. Ing. ehrenhalber 
verliehen ist, werden auf Antrag in die Liste 
unserer „Förderer“ aufgenommen, wenn sie 
unsere Bestrebungen unterstützen wollen. Sie 
nehmen in weitem Umfange an unserem Ver- 
einsleben teil, werden zu unseren Versamm- 
lungen regelmäßig eingeladen, hören unsere 
Vorträge und beziehen unsere Zeitschrift. Der 
Jahresbeitrag beträgt für Förderer und Mit- 
glieder 10 Mark. Die Geschäfte werden durch 
den Vorstand und den Ausschuß geführt. Der 
Verband hat Bezirksvereine in Berlin, Cöln, 
Darmstadt, Düsseldorf, Dortmund, Essen, Frank- 
furt a. M., Hannover, Leipzig und Mainz-Wies- 
baden gegründet. Andere Bezirksvereine sind 
in Gründung begriffen. 

Wir sind bestrebt, unserer Sache eine große 
Zahl von Freunden zu werben, und bitten hier- 
mit auch Sie, sich unserem Verbande als För- 
derer anschließen zu wollen. 

Zur Uebersicht über die Persönlichkeiten, die 
uns ihre wertvolle Mitwirkung zugesagt haben, 
geben wir in folgendem einen Auszug aus der 
Liste der Förderer (folgen die Namen). 

Zur Anmeldung bitten wir die beiliegende 
Karte gefl. verwenden zu wollen. 


78 Bericht des Vorstands 


Teilnahme an der Hauptversammlung. 


Ihre Teilnahme an der Hauptversammlung haben 
angemeldet: Civil- Ingenieur Dipl.-Ing. Barkow- 
Charlottenburg, Dipl.-Ing. Fischer-Mariendorf, Hilfs- 
arbeiter im Reichsmarineamt Dipl.-Ing. Grimm- 
Charlottenburg, Privatdozent Dr.-Ing. Hilpert-Char- 
lottenburg, Dipl.-Ing. Hoitz-Charlottenburg, Dipl.-Ing. 
Dr. Lang-Berlin, Dipl.-Ing. Münch-Berlin, Professor 
Obergelbmann - Charlottenburg, Professor Dr.-Ing. 
Schlesinger-Charlottenburg, Dipl.-Ing. Heinr. Schwarz- 
Grunewald, Patentanwalt Dipl.-Ing. Wassermann- 
Berlin. s 


An die Bezirksvereine 


richten wir die Bitte, unsere in folgendem dar- 
gelegte Stellungnahme zu der Forderung nach 
einer wirksamen 


Ausbildung von Diplom-Ingenieuren in den 
Geschäften der „höheren Verwaltung‘ 


gutzuhecißen. (Besonderer Bericht ist dieserhalb 
an die Vorstände der Bezirksvereine gerichtet 
worden.) 


Seit mehr als einem Menschenalter ist es 
deutlich geworden, daß die Stellung, welche 
der technischen Intelligenz in unserem Volks- 
körper durch Gesetz und Tradition zugewiesen 
ist, weder der Bedeutung der Techniker, noch 
dem Werte ihrer Wirksamkeit entspricht. 
Die technische Intelligenz ist in 
Deutschland nicht ausreichend ge- 
würdigt. Im Interesse des Staatswohles liegt 
es, wenn dieser Zustand durch wirksame 
Gegenmaßregeln bekämpft wird. 


Um wohlerwogene Vorschläge zu 
solchen Maßregeln handelt es sich 
jetzt. Sie sollen umfassend sein und eine 
sichere Wirkung voraussehen lassen. Sie 
müssen das ganze Problem in weitem Um- 
fang erfassen und dürfen nicht einseitig nur 
Einzelteile der vorliegenden Aufgabe heraus- 
ziehen. 


So muß vor allem hier die Interessengemein- 
samkeit zwischen den im Staatsdienst stehenden 
Baubeamten, den technisch vorgebildeten Mit- 
gliedern der Kommunalverwaltungen, den aus 
der Ingenieurschule hervorgegangenen Beamten 
der wirtschaftlichen Körperschaften sowie der 
großen Zahl der im freien Berufe 
tätigen Ingenieure festgehalten werden. 


Man vermeide vor allem den Fehler, der 
seit 30 Jahren schon oftmals wiederholt worden 
ist, nur die Höherwertung der in den Staats- 
betrieben beschäftigten Techniker erkämpfen 
zu wollen. Damit ist — wie wohl die 
30jährige Erfahrung deutlich ge- 
nug zeigt — cin dauernder Erfolg nicht zu 
erreichen. Das Problem ist auch mit der Höher- 
stellung der Staatsbeamten allein nicht zu 
erfassen. Schon mehrere Jahrzehnte haben die 


beamteten Techniker über ihre drückende Lage 
und ihre neben der der Juristen unwürdige 
Stellung geklagt. Max Maria von Weber hat 
eine treffliche Schilderung der Situation ge- 
geben. Wenn man sie liest, kann man die 
Frage nicht unterdrücken: Warum hat sich 
denn in einem langen Menschenalter kein Weg 
zu umfassender Umgestaltung gefunden ? 


Die Antwort ist heute zu finden: Weil die 
Techniker wohl in unzähligen Fällen von ihrem 
Unwillen gegen die Juristen geredet haben, das 
Vorbild, das diese gegeben, aber niemals be- 
folgt haben. 


Heute sind uns die Ursachen der Juristen- 
vorherrschaft deutlicher geworden. Wir er- 
kennen klarer, worin die Position der Juristen 
begründet ist. In Deutschland ist der 
Juristenstand der angesehenste, 
weil die einflußreichsten Beamten 
aus der ]Juristenschule hervor- 
gehen. 


Die angeschenste und zugleich einflußreichste 
Berufsgruppe ist die der „höheren Verwaltungs- 
beamten‘“. Weil ihre akademische Erziehung 
mit der der Juristen gemeinschaftlich erfolgt, 
weil die führenden Beamten ganz die gleiche 
Geistesschulung wie die Juristen durchmachen, 
weil sie infolgedessen nur mit Juristen in enger 
Fühlung bleiben, deshalb steht in Deutschland 
allein die Jurisprudenz in höchstem Ansehen, 
deshalb stehen die Techniker tief 
unter den Juristen. 


Diesen ursächlichen Zusammenhang muß man 
sich vor Augen halten, um die richtige Lösung 
finden zu können. Dann aber ist die Lösung 
auch gar nicht schwer. Die gesamte Tech- 
nikerschaft Deutschlands muß dafür eintreten, 
daß ihre Hochschule als Hochschule „der höheren 
Verwaltung‘ in allen Bundesstaaten anerkannt 
wird, daß es also den Akademikern 
dieser Hochschule möglichgemacht 
wird, neben den aus der Juristen- 
schule kommenden Anwärtern und 
gleichberechtigt mit diesen die 
Laufbahnder „höheren Verwaltung“ 
einzuschlagen. Wenige Jahrzehnte würden 
genügen, um auf diese Weise von unten 
herauf sämtliche Zweige der Verwaltung (in 
denen nicht schon jetzt die technische Intelli- 


genz in der Person des Fachtechnikers ver- 
treten ist) mit dem Geiste der Technik zu 
erfüllen. Es würde damit nicht nur das Ver- 


ständnis für die Eigenart der technischen 
Geistesschulung, für die dem Ingenieur eigene 
Art des Arbeitens, für seine Denkungsart und 
seine Weltanschauung wachsen; es würde — 
und hierauf ist der größte Wert zu legen — 
in zahlreichen ‚höheren Verwaltungsbeainten‘‘ 
selbst ein unumstößlicher Beweis geschaffen, 
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daß die Ingenieurschule eben so gut wie die 
Juristenschule die Fähigkeiten zu höheren léi- 
tenden Aemtern zu wecken vermag. Wenn 
z. B. nur etwa 30%o der preußischen Landrats- 
ämter von Beamten geleitet würden, die ihre 
Studien auf einer Technischen Hochschule mit 
der Diplomhauptprüfung abgeschlossen haben, 
so wäre damit der sicherste Beweis für die 
Gleichwertigkeit des Hochschulstudiums beider 
Berufsstände, der Juristen und der Techniker, 
gegeben. An keiner Stelle könnte der Techniker 
unter Bezug auf seine Hochschulbildung von den 
leitenden Stellen seines Berufskreises ausge- 
schlossen werden. 


Diese Lösung der Technikerfrage hat noch 
weitere gewichtige Vorzüge. 


Durch die Zulassung von Diplom-Ingenieuren 
(neben den Gerichtsreferendaren) zu der Lauf- 
bahn der „höheren Verwaltung“ würde auch das 
Verhältnis zwischen „höheren Verwaltungsbe- 
amten‘‘ und Technikern (Techniker im Sinae 
der gegenwärtigen Beamtengliederung) ein 
besseres werden. Der aus der Juristenschule 
kommende „Höhere Verwaltungsbeamte‘“ muß 
in dem mit ihm in der gleichen Behörde ar- 
beitenden Fachtechniker (dem Regierungsbau- 
meister, dem Baurat usw.) einen Akademiker 
erkennen und schätzen, der die gleiche Vor- 
bildung hat, wie sein ihm nahestehender 
Kollege, der ebenfalls aus der Technischen 
Hochschule hervorgegangen ist. Die Gleich- 
artigkeit und die Gleichwertigkeit der wissen- 
schaftlichen Schulung wird gleichzeitig ja noch 
deutlicher durch die seit einem Jahrzehnt cin- 
geführte akademische Gradbezeichnung „Di- 
plom-Ingenieur“. Neben dem ehemaligen Ge- 
richtsreferendar bildet sich der Diplom-In- 
genieur zum höheren Verwaltungsbeamten aus; 
Diplom-Ingenieur ist aber auch jeder höhere 
Techniker, der seine Studien auf einer Techni- 
schen Hochschule betrieben hat. (Reform der 
Staatsprüfungen für den höheren Baudienst.) 


Schon damit wäre die Gleichwertigkeit der 
wissenschaftlichen Befähigung zweier nebenein- 
ander arbeitenden Beamtengruppen, der höheren 
Verwaltungsbeamten und der Techniker, doku- 
mentiert. Auf der Gleichwertigkeit der Hoch- 
schulbildung beruht die gegenseitige Wertung. 


Und schließlich muß auch darauf hingewiesen 
werden, wie sehr das Interesse an den eigen- 
artigen Verwaltungsaufgaben (und damit in- 
direkt auch an den mannigfaltigen anderen 
Aufgaben des öffentlichen Lebens) unter den 
Fachtechnikern (sowohl den Baubeamten, wie 
den im freien Berufe stehenden Diplom-Ingeni- 
euren) wachsen müßte, wenn ein Teil ihrer 
ehemaligen Kommilitonen die Laufbahn der 
höheren Verwaltung einschlagen würde. Jetzt 
fehlt den Technikern noch vielfach die Neigung, 


auch dəs Bewußtsein der Befähigung, zu den 
großen außerhalb ihres engeren Berufsfeldes 
liegenden Betätigungsgebieten. Die akademisch 
gebildeten Techniker wissen noch gar nicht, 
daß im öffentlichen Leben (Parlament, Regie- 
rung, Selbstverwaltung) eine große Aufnahme- 
fähigkeit und ein dringendes Verlangen nach 
technischer ‚Intelligenz besteht, das ständig 
wächst. 


Dieses Verlangen kann nicht allein durch 
Fachtechniker erfüllt werden, denn es handelt 
sich hier sehr häufig nicht um Erfahrungen im 
Baudienst, auch nicht um technische Fach- 
kenntnisse, sondern um andere Fähigkeiten und 
Erfahrungen, die nur in einer besonders ge- 
stalteten Ausbildung und in längerer, eigen- 
artiger Tätigkeit gewonnen werden. 


Bei unserer Erörterung über die Frage, 
welche Maßnahmen zur Hebung und Stärkung 
des Ansehens aller Techniker notwendig sind, 
kommen wir zu dem Resultat, daß nunmehr 
mit Entschiedenheit die Zulassung von Diplom- 
Ingenieuren zur Verwaltungslaufbahn zu fordern 
ist. Daneben kann nach wie vor die Forde- 
rung nach Besserstellung der Baubeamten ver- 
treten werden; insbesondere kann und muß 
verlangt werden, daß die leitenden Stellen in 
den technischen Verwaltungen von Vertretern 
der betreffenden Fachgebiete besetzt werden, 
sofern sie die für die leitenden Stellen er- 
forderlichen Fähigkeiten gezeigt haben. Gerade 
diese Forderung glauben wir am besten zu 
unterstützen, wenn wir der praktischen Aus- 
bildung von Diplom-Ingenieuren in den Ge- 
schäften der Verwaltung ein besonderes Ge- 
wicht beilegen. 

Wir betonen ein frühzeitiges Ein- 
setzen praktischer Verwaltungsschulung 
und halten gleichzeitig an der in Deutschland 
bewährten Teilung nach Verwaltungsbeamten 
und Technikern fest. Wir wollen die Schei- 
dung erst nach dem Hochschulstudium (genau 
so wie bei dem Berufsstande der Juristen). 
Jeder Diplom-Ingenieur, ganz gleichgültig, in 
welcher Abteilung der Technischen Hoch- 
schule er seine Studien betrieben hat, soll 
höherer Verwaltungsbeamter werden kön- 
nen. Wie bei vorausgehender Vorbildung an 
Universitäten soll der junge Mann, der sich 
für die Verwaltungslaufbahn entschließt, 
tunlichst bald seine Entscheidung treffen, um 
die für die wissenschaftliche Fortbildung (nach 
der Hochschule) wichtigsten Jahre auf die Er- 
langung derjenigen Kenntnisse und Erfahrun- 
gen zu verwenden, die für den Verwaltungs- 
dienst (nicht für den Baudienst) erforderlich 
sind. 


Unsere Ansicht fassen wir in folgenden 
Leitsätzen zusammen: 
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1. Zur Hebung des Ansehens der gesamten 
Technikerschaft genügt es nicht, nur eine 
Besserstellung der beamteten Techniker in 
den technischen Verwaltungen zu erstreben. 


2. Unter Verfolgung dieser älteren Auf- 

gabe ist gleichzeitig ein weiteres Ziel zu 
stecken: Die Durchdringung der gesamten 
Staatsverwaltung in allen ihren Zweigen 
(nicht nur in den Bauverwaltungen und den 
technischen Betrieben) mit technischer Intelli- 
genz. 
3. Aber nicht nur in den verschiedenen 
Zweigen der Staatsverwaltungen, auch in der 
Selbstverwaltung und in den vielen Körper- 
schaften mit technisch-wirtschaftlicher Tendenz, 
sowie in den großen wirtschaftlichen Vereini- 
gungen (darunter die Industriewerke) sind Ver- 
waltungsbeamte mit technischer Hochschulbil- 
dung einzuführen. 

4. Die Technische Hochschule muß 
Hochschule der höheren Verwal- 
tung werden; aus der Technischen Hoch- 
schule (StudienabschlußB durch Diplomhaupt- 
prüfung) muß ein Teil der höheren Verwal- 
tungsbeamten der Staaten, der Städte und der 
Privatwirtschaft hervorgehen. 

5. Es sind nach wie vor höhere Verwal- 
tungsbeamte von höheren Fachtechnikern zu 
unterscheiden. Die Scheidung setzt nach voll- 
endetem Studium und möglichst frühzeitig ein. 
(Uebergänge von der einen zu der anderen 
Berufstätigkeit sollen möglich sein.) 

6. Der Schwerpunkt der Berufsbildung ist 
demgemäß in die Zeit der praktischen Schulung 
zu legen. (Liegt also nicht im Studium.) 

7. Für die praktische Schulung in den Ge- 
schäften der höheren Verwaltung (welche allen 
Diplom-Ingenieuren jeder Studienrich- 
tung zugänglich sein soll) müssen besondere 
Einrichtungen getroffen werden; insbesondere 
ist die Erlaubnis für Diplom-Ingenieure zu er- 
wirken, sich neben Gerichtsreferendaren bei 
den Regierungen praktisch auszubilden. 

8. Eine gleiche Maßnahme muß von den 
Provinzial-, Kreis-, Stadt- usw. Verwaltungen 
erbeten werden, um auch hier eine Schulung 
von Diplom-Ingenieuren für den Verwaltungs- 
dienst zu ermöglichen. 


Bei der Verfolgung des oben umschriebenen 
weiteren Zieles glauben wir, die in letzter Zeit 
häufiger umstrittene Frage nach einer Aen- 
derung der bestehenden Studiencinrichtungen an 


Technischen Hochschulen zunächst ganz aus- 
scheiden zu können. 
Die Technischen Hochschulen bzw. ihr 


Unterricht ist hierbei nicht entscheidend. Ent- 


scheidend ist die Art der prakti- 
schen Schulung. Verwalten im engeren 
Sinne — und hierauf kommt es in der vor- 
liegenden Frage allein an — lernt kein Aka- 
demiker auf seiner Hochschule. Es gibt in 
Deutschland zurzeit überhaupt keine Hoch- 
schule, kein Hochschulstudium, der Verwaltung. 
Kenntnisse, Fähigkeiten, Erfahrungen werden 
nur in der praktischen Berufstätigkeit der Ver- 
waltung selbst gewonnen ; nur diese bildet den 
Verwaltungsbeamten. Deshalb legen wir das 
Schwergewicht unserer Forderungen auch in 
den nach dem Studium folgenden Ab- 


schnitt der Vorbildung. Diesen möglichst 
wirkungsvoll zu gestalten, wird unser Be- 
streben sein. \ 


Wir gedenken dies durch die Mitwirkung der 
öffentlichen Meinung zu erreichen, durch die 
Presse, die Parlamente, die Städte und zu- 
letzt durch die Regierungen. Sie haben alle 
ein erhebliches Interesse an der Durchführung 
des Gedankens, die technische Intelli- 
genz für die großen Aufgaben der 
Volksgemeinschaft nutzbar zu 
machen. 


Sie werden um so eher und um so be- 
reitwilliger mitwirken, wenn alle deutschen 
Techniker ohne Unterschied der Richtung unsere 
Forderungen unterstützen. 

Der Vorstand. 


Aus den Bezirksvereinen. 


Bezirksverein Cöln. Dritte Versammlung aın 
20. Dezember 1909. Herr Diplom-Ingenieur 
Krebs hielt den ersten Vortrag: „Der Diplom- 
Ingenieur im Rahmen des Ingenieurstandes‘“. 
Mitgliederzahl 17. 


Bezirksverein Darmstadt. Der Bezirksverein 
Darmstadt ist am 22. Januar gegründet worden. 
Die Vorstandswahlen ergaben: Vorsitzender: 
Dipl.-Ing. Kraemer, Darmstadt, Schriftführer: 
Dipl.-Ing. Giovannini, Darmstadt, Kassenführer: 
Dipl.-Ing. Voss, Darmstadt, Stellvertreter: 
Dipl.-Ing. Albrecht, Darmstadt. Die Geschäfts- 
stelle befindet sich: Gutenbergstr. 531 (Dipl.- 
Ing. Giovannini). 


Bezirksverein Dortmund. Erste diesjährige 
ordentliche Versammlung am 14. Januar. An- 
trag auf Eintragung in das Vereinsregister soll 
in ungefähr Jahresfrist gestellt werden. Die 
Diskussion über die Stellung des Verbandes zu 
anderen Vereinen führte zur Klärung der Frage. 


Bezirksverein Düsseldorf. Die Arbeiten des 
Vereins und die Beschlüsse der bisherigen fünf 
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Monatsversammlungen galten hauptsächlich der 
Vereinseinrichtung. Der Satzungsentwurf wurde 
in der Septemberversammlung genehmigt und 
die Eintragung des B.-V. in das Vereinsregister 
beschlossen. Die Eintragung erfolgte unbean- 
standet am 14. Dezember 1909. Der Verein 
zählt zurzeit 41 Mitglieder. 


Bezirksverein Mainz-Wiesbaden. Der Vor- 
stand beschäftigte sich mit der Frage der 
„Hochschulprüfungen zweiter Klasse‘ und rich- 
tete folgendes Schreiben an den Verbandsvor- 
stand: | 

„Die Verleihung des Rechtes zur Erteilung 
akademischer Grade und Würden an Tech- 
nischen Hochschulen, für deren Erlangung die 


grundlegende Vorbedingung des abgelegten Ma- 


turitätsexamens und das Bestehen von im Um- 
fange genau abgegrenzten akademischen Prü- 
fungen vorgeschrieben wurden, sollte nicht 
nur eine höhere Bewertung und Gleichstellung 
der Technischen Hochschulen mit den Univer- 
‚sitäten bedeuten, sondern vor’ allem 
und in der Hauptsache sollte damit 


die Erschaffung eines akademi- 
schen Technikerstandes ange- 
strebt werden, dessen sämtliche 


Mitglieder gleiche Vor- und Aus- 
bildung erlangt hatten. 


Ein Erfolg von dieser Seite war und ist 
um so mehr zu begrüßen, als vornehmlich die 
bisherige buntscheckige Zusam- 
mensetzung des akademischen Techniker- 
standes als erste Ursache all des geringen An- 
sehens und in der Folge auch der geringen 
materiellen Bewertung anzusehen ist, der der 
Stand in seiner Gesamtheit von seiten 
der übrigen akademischen Stände wie des ge- 
samten Publikums ausgesetzt ist. 


Wenn auch zu verstehen war, daß mit der 
Einführung der genannten akademischen Grade 
und Würden die verschärften neuen Aufnahme- 
bedingungen für Studierende nicht ohne wei- 
teres eingeführt werden konnten, sondern daß 
eine gewisse Uebergangszeit geschaffen werden 
mußte, so hätte man glauben sollen, daß nach 
‚Ablauf dieser. Zeit endlich die neuen. Aufnahme- 
und Prüfungsbestimmungen seitens der Tech- 
nischen 
geführt würden. 


Doch das ist nicht geschehen. 


Wenn zwar jetzt zur Erlangung der ge- 
nannten akademischen Grade und Würden das 
abgelegte Maturitätsexamen an allen Tech- 
nischen Hochschulen Vorbedingung ist, so wurden 
dennoch in demselben Augenblick, in. dem 


Hochschulen ausnahmslos durch-. 


diese neue verschärfte Aufnahmebedingung 
durchgeführt wurde, an einzelnen Hochschulen 
aus sehr durchsichtigen Gründen neue Exa- 
mina für Immature und Hospitanten ge- 


schaffen, die geeignet sind, den Wert der 


ordnungsmäßigen Diplomprüfun- 
gen herabzumindern. (Siehe neueste 
Programm-Beilagen der Techn. Hochschulen 
Darmstadt und Karlsruhe.) Nicht das Entgegen- 
kommen den Immaturen gegenüber war hier- 
bei die Triebfeder, sondern lediglich die sonst 
bei Privatschulen so mißachteten finanziellen 
Rücksichten. 


Gerade der grundsätzliche Unterschied 
zwischen Studierenden und Hospitanten, der 
darin bestehen sollte, daß Studierende zu dem 
Examen zugelassen werden, die Hospitanten da- 
gegen nicht — wie er auch auf den Univer- 
sitäten besteht —, bietet die sicherste Gewähr 
dafür, daß von dem Stand alle nicht dazu- 
gehörigen Elemente ferngehalten werden. 


Mit der Einführung eines zweiten akademi- 
schen Examens für immature Studierende und 
Hospitanten sind die bestehenden Absichten zur 
Bildung eines gleichartig gebildeten akademi- 
schen Technikerstandes vereitelt. 


Nach wie vor wird infolgedessen der aka- 
demische Technikerstand erfolglos zur Erlan- 


“gung eines besseren Ansehens und einer höhe- 


ren Bewertung kämpfen, und auch der Ver- 
band Deutscher Diplom-Ingenieure wird in der 
Erreichung seiner Ziele mit neuen Schwierig- 
keiten zu rechnen haben. Doppelt bedauerlich 
und beschämend zugleich ist es, daß diese 
neuen Schwierigkeiten in den eigenen 
Reihen, von den Technischen Hochschulen, 
geschaffen worden sind. Ä 


Soll das nicht auch anders werden ?“ 


Bezirksverein Stuttgart. Es wird beabsich- 
tigt, in Stuttgart einen Bezirksverein zu grün- 
den. Herr Dipl.-Ing. Neustätter, Stuttgart, 
bittet die württembergischen Verbandsmitglieder 
zu einer Zusammenkunft im Hotel Victoria, 
Stuttgart, am 21. d. M., 8 Uhr abends. 


Personalien. 


Zum Geschäftsführer der G. m. b. H. „Eisenbeton- 
bau Konrad Schwartz“ in Charlottenburg ist unser 
Mitglied Herr Dipl.-Ing. Konrad Schwartz bestimmt 
worden. 


Verantwortlicher Schriftleiter: Wilh. Franz, Charlottenburg, Kantstraße 10. 
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DIE TECHNIKER IM KOMMUNALDIENSTE. 
Von Dipl.-Ing. H. Horn-Düsseldorf. 


Die nachfolgenden. Ausführungen 
stellen in erweiterter, bzw. verallge- 
meinerter Form einige Kapitel aus einer 
„Denkschrift über die Lage der tech- 
nischen Beamten und Angestellten der 
Stadt Düsseldorf‘‘ dar. Die Betrachtung 
der Verhältnisse der Düsseldorfer Tech- 
niker ist deshalb besonders lehrreich, 
weil in Düsseldorf, der größten kom- 
munalen Betriebsunternehmerin, ge- 
wissermaßen eine Häufung aller der 
Nachteile vorliegt, denen die Techniker 
der Kommunalverbände mehr oder weni- 
ger überall ausgesetzt sind. Trotzdem, 
oder vielmehr gerade deswegen können 
die Düsseldorfer Verhältnisse als typisch 
zum Ausgangspunkte einer allgemeinen 
Untersuchung gemacht werden. 

Es mag noch vorausgeschickt werden, 
daß den Diplom-Ingenieuren bei den 
Stadtverwaltungen leitende Stellen nur 
selten eingeräumt‘ werden. Diese Stellen 
werden fast durchgängig den Regie- 
rungsbaumeistern a. D. vorbehalten. 
Daß unter diesem Prinzipe die 
Gemeindeverbände selbst schweren 
Schaden nehmen, ist bereits des öfteren 


betont,*) ich werde darauf auch weiter 
unten des näheren eingehen. Einstweilen 
aber muß mit der Tatsache gerechnet 
werden, daß die große Mehrzahl der be- 
amteten Diplom-Ingenieure zu den Sub- 
alternbeamten gerechnet wird. Solange 
hierin nicht Wandel geschaffen ist, 
müssen die Diplom-Ingenieure schon aus 
taktischen Gründen mit den Mittelschul- 
technikern vereint für die Hebung des 
Technikerstandes bei den Kommunalver- 
bänden kämpfen; müssen sogar die 
Führerschaft in diesem Kampfe über- 
nehmen, wenn und solange die Wahrung 
ihrer berechtigten Sonderinteressen das 
zuläßt. Diese Erwägungen waren für 
mich ausschlaggebend, als ich dazu über- 
ging, die oben erwähnte Denkschrift im 
Auftrage der Düsseldorfer Techniker- 
schaft auszuarbeiten. | 

Für die folgenden Betrachtungen war 
maßgebend die Lage der technischen Be- 
amten im Verhältnis zu der Lage der 
in annähernd gleichem Range stehenden 
sog. reinen Verwaltungsbeamten. Es 


2) Vgl. den Artikel: „Diplom-Ingenieure, und die 
Selbstverwaltung“ in Nr. 2 der Zeitschrift. 
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sind vor allem drei Punkte, in denen 
die beamteten Techniker den Verwal- 
tungsbeamten gegenüber 
stark benachteiligt sind: 
1. in den Anstellungsverhältnissen, 
2.in den Beförderungsbedingungen, 
3.in den Pensionsverhältnissen. 


I. Die Anstellungsverhältnisse. 


Grundlegendes Gesetz für die Rege- 
lung der Anstellungsverhältnisse ist in 
Preußen das Kommunalbeamten-Gesetz 
(KBG. vom 30. Juli 1899). Dies Gesetz 
verdankt seine Entstehung im wesent- 
lichen der unterschiedlichen Behandlung 
der Kommunalbeamten in den verschie- 
denen Provinzen der Monarchie. Für 
die Anstellung kommen in Frage die 
§§ 8 und 9 a. a. O. Diese besagen: 


$ 8. Die Anstellung der städtischen 
Beamten erfolgt, unbeschadet der Vor- 
schriften in §§ 9 und 10, auf Lebens- 
zeit. 

$ 9. Abweichungen von dem Grund- 
satze der Anstellung auf Lebenszeit 
können durch Ortsstatut oder in einzel- 
nen Fällen mit Genehmigung der Auf- 
sichtsbehörde festgesetzt werden. 


Soweit hiernach eine Kündigung zu- 
lässig ist, darf die Kündigung nur auf 
Grund eines Beschlusses des kollegiali- 
schen Gemeindevorstandes (Magistrats) 
oder, wo ein solcher nicht besteht, eines 
aus dem Bürgermeister und den Beige- 
ordneten (Schöffen, Ratmännern) gebil- 
deten Kollegiums erfolgen. 

Das KBG. stellt also als Grundsatz 
die Anstellung auf Lebenszeit auf, läßt 
aber — als Ausnahmen! — Abweichun- 
gen zu. Unstreitig bietet allein die An- 
stellung auf Lebenszeit eine wirkliche 
Sicherheit gegen Dienstentlassung. Auch 
der auf Lebenszeit angestellte Beamte 
kann aus seinem Amte entfernt werden. 
Das kann aber nur durch ein Disziplinar- 
verfahren geschehen, d. h. es muß stets 
ein schuldhaftes Vergehen des Beamten 
vorliegen. Da die Entlassung ohne Pen- 


sionsanspruch die schärfste Strafe bildet, 


die ein Disziplinargericht überhaupt ver- 


besonders 


hängen kann, so muß ein Vergehen 
schon überaus schwerer Art sein, wenn 
diese Strafe verhängt werden soll. Das 
erhellt- auch aus $ 7 des Disziplinar- 
gesetzes vom 21. Juli 1852, wonach erst, 
wenn vom gewöhnlichen Strafrichter auf 
eine Freiheitsstrafe von längerer als ein- 
jähriger Dauer erkannt ist, dies Straf- 


erkenntnis von selbst den Verlust des 


Amtes nach sich zieht. Dagegen kann 
dem Beamten, der nur unter dem Vor- 
behalte der Kündigung angestellt ist, 


jederzeit gekündigt werden und zwar, 


auch aus Gründen, die gar nicht mit 
seiner Person zusammenhängen. Seine 
Amtsführung mag noch so einwandsfrei 
sein, wenn die Gemeinde seine Kündi- 
gung ausspricht, so muß er sich dem 
ohne weiteres fügen. Daß das Gesetz 
einen KollegialbeschlußB zur Vorbedin- 
gung für die Kündigung macht, erscheint 
belanglos, denn das Kollegium wird als 
Träger des Willens des Gemeindever- 
bandes in der Regel die von dem in 
Frage kommenden Ressortchef beregte 
Kündigung eines Beamten rücksichtslos 
tätigen. Gegen die Kündigung gibt es 
für den betroffenen Beamten 
Rechtsmittel der Berufung, während dem 
lebenslänglich angestellten Beamten dies 
Rechtsmittel zusteht. Bei der Kündi- 
gung, die auf Grund des KBG. ausge- 


sprochen wird, handelt es sich eben 


gar nicht um eine Strafe, wenn auch 
die Folgen meist die gleichen sind wie 
die der schwersten Disziplinarstrafe, die 
über einen lebenslänglich angestellten 
Beamten verhängt werden kann. Da- 
gegen wird eingewandt, daß der Ver- 
waltungsbeamte deshalb einen größeren 
Schutz gegen Dienstentlassung genießen 
müsse, weil ihm beinahe keine Möglich- 
keit offen steht, anderweit unterzu- 
kommen. Wer die Verhältnisse nur 
einigermaßen kennt, wird zugeben 
müssen, daß der beamtete Techniker 
sich in gleicher Lage befindet. Die 
Tätigkeit des technischen Gemeindebe- 
amten ist so grundverschieden von der 
Tätigkeit der Techniker im Privat- 


kein 
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dienste, daß die Privatpraxis in der 
Regel gar keine Aufnahmefähigkeit für 
den entlassenen Beamten besitzt. Es 
ist also auch der technische Beamte ge- 
nau wie der Verwaltungsbeamte ge- 
gebenenfalls direkt auf ein Unter- 
kommen bei anderen Kommunalverbän- 
den angewiesen. Es ist ersichtlich, daß 
eine Verwaltung im Bedarfsfalle unter 
den Bewerbern zu allerletzt auf einen 
dienstentlassenen Beamten zurückgreifen 
wird. Hat der Beamte aber erst ein 
gewisses Alter überschritten, so ist ihm 
jeder Gemeindedienst grundsätzlich ver- 
schlossen. 

* Aus dem Gesagten dürfte der außer- 
ordentliche Vorteil der lebenslänglichen 
gegenüber der kündbaren Anstellung ge- 
nügend erhellen. 

Indem der Gesetzgeber den Gemein- 
den das Recht einräumte, von der An- 
stellung auf Lebenszeit abzuweichen, 
verfolgte er die Absicht, die kleinen, 
bezw. wirtschaftlich schwachen Gemein- 
den zu entlasten. Diese würden bei 
einer obligatorischen Anstellung auf 
Lebenszeit häufig nicht in der Lage sein, 
bei dem oft nur auf bestimmte — längere 
oder kürzere — Zeit vorliegenden Be- 
darfe an technischen Kräften die 
ihrer Leistungsfähigkeit entsprechende 
Freiheit und Beweglichkeit in der Aus- 
gestaltung ihres Beamtenkörpers zu be- 
halten. Damit kommen wir zu dem 
springenden Punkte. Die Vorschrift des 
Gesetzes, die eine kündbare Anstellung 
zuläßt, ist mit Rücksicht auf die Deckung 
des Bedarfes an technischen Kräften 
entstanden, und zwar, wie in den Mo- 
tiven zum KBG. ausdrücklich hervorge- 
hoben ist, zum Schutze der wirtschaftlich 
schwachen Gemeinden. Kein Einsichti- 
ger wird die Berechtigung solcher Er- 
wägung verneinen. 

Nun kann man aber beobachten, wie 


allenthalben auch die großen und wirt- 


schaftlich starken Gemeindeverbände mit 
wenigen Ausnahmen ihre technischen 


Kräfte nur unter dem Vorbehalte der . 


Kündigung anstellen, auch die Kräfte, 


dder 


deren dauernde Benötigung sich be- 
stimmt voraussehen läßt. Für Düssel- 
dorf besagt z. B. das Ortsstatut vom 
10. April 1900 in Artikel 2, Ziffer III: 
„Nicht auf Lebenszeit, sondern auf Kün- 
digung, und zwar unter Vorbehalt einer 
dreimonatlichen Kündigung werden an- 
gestellt: 

1. die zu vorübergehenden Dienst- 
leistungen angestellten juristischen und 
wissenschaftlichen Hilfsarbeiter, 

2. die Bureauassistenten, Bureaugehilfen, 
Kassenassistenten usw., 


3. der städtische Musikdirektor, die 
Aerzte und die technischen Be- 
amten, 

4. usw.“ 


Auf Grund dieses Ortsstatutes werden 
also in Düsseldorf sämtliche technischen 
Beamten nur auf Kündigung angestellt, 
während von den Verwaltungsbeamten 
nur die unterste Klasse, die Assistenten, 
von der lebenslänglichen Anstellung aus- 
geschlossen: sind.*) Die Inhaber der 
ca. 130 gehobenen Stellen des reinen Ver- 
waltungsdienstes, die durchweg aus der 
Zahl der Assistenten genommen werden, 
sind dagegen auf Lebenszeit angestellt. 
Der Ausschluß der technischen Beamten 
hat eben darin seinen Grund, daß bei 
diesen Beamten den Gemeinden durch 
das KBG. — wenn auch nur dem Wort- 
laute, nicht dem Sinne nach — über- 
haupt die Möglichkeit gegeben ist, von 
grundsätzlichen Anstellung auf 
Lebenszeit abzuweichen. Das bestätigt 
wieder die alte Erfahrung: Wenn der 
Gesetzgeber auf eine Präzisierung von 
Pflichten verzichten zu dürfen glaubt, 
weil er dem nach seiner Ueberzeugung 
„selbstverständlich‘‘ Verpflichteten ein 
„selbstverständliches‘‘ Maß moralischen 
Pflichtbewußtseins zurechnet, so versagt 
in Praxi dieses „selbstverständliche‘“ 
Pflichtgefühl regelmäßig. Ist in solchen 
Fällen erst einmal von einem Ver- 
pflichteten mit der „selbstverständ- 
lichen‘‘ Moral gebrochen, so macht das 


*) Für die Assistenten ist der Ausschluß aber nur 
ein vorüberzehender, da er mit der Beförderung endet. 
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äußerst schnell Schule. Dem ersten 
Schritte folgt gar bald der zweite, dem 
Skrupellosen erwachsen zahlreich die 
Nachahmer. Seit etwas über 10 Jahren 
gilt das KBG. in Preußen, und schon 
kann man überall sehen, wie der Tech- 
niker immer mehr von der Anstellung 
auf Lebenszeit ausgeschlossen wird, 
selbst im Osten der Monarchie, wo 
früher diese Art der Anstellung 
ausnahmslos für alle Beamte galt. Die- 
ser Versündigung am Sinne des KBG., 
unter der nur die technischen Beamten 
leiden müssen, kann allein durch eine 


Aenderung, bezw. Ergänzung der Ge- 


setzes-Vorschriften ein Ende gemacht 
werden. An Bestrebungen der beamte- 
ten Techniker in dieser Hinsicht hat es 
nicht gefehlt, wohl aber an Verständ- 
nis bei den gesetzgebenden Faktoren. 


Auch der Verband Deutscher Diplom- 


Ingenieure wird sich dieser Bestrebun- 
gen annehmen müssen, denn der be- 
stehende Zustand ist ein Zeichen der 
Mißachtung, die der Techniker mit und 
ohne akademischen Grad allenthalben 
erdulden muß. i 


IH. Die Beförderungsverhält- 


nisse. 


Es liegt im innersten Wesen des Be- 
amtentums begründet, daß jeder Beamte 
danach strebt, eine möglichst hohe Rang- 
‚stufe zu erklimmen, in cine möglichst 
selbständige und gut bezahlte Stellung 
zu gelangen. Die Beförderung ist von 
jeher als die geeignetste Art der Stellen- 
besetzung betrachtet worden. Jede Ver- 
waltung hat auf diese Weise diz einzige 
Möglichkeit, sich ein sicheres Urteil über 
das Vorhandensein der durch das höhere 
Amt bedingten Fähigkeiten zu bilden, 
gleichzeitig aber auch ein wirksames 
Mittel in der Hand, ihre Beamten anzu- 
spornen. Die Schaffung ausreichender 
Beförderungsmöglichkeit liegt — wie die 
Beförderung selbst — zweifellos im 
eigensten Interesse jeder Verwaltung. 
Das gilt ohne Unterschied für alle 
Zweige der Verwaltung. An Hand der 


fast. 


Düsseldorfer Verhältnisse mag der auf- 
fällige Unterschied in den Bzeförderungs- 
aussichten der technischen und der Ver- 
waltungsbeamten beleuchtet werden. 
Für die unter den auch sonst üb- 
lichen Bedingungen zum mittleren Ver- 
waltungsdienst zugelassenen Zivil- ‘und 
Militäranwärter bestehen zwei Prüfun- 
gen, wovon die eine — zum Assistenten 
— obligatorisch ist, die andere — zum 
Sekretär — freiwillig; auch die zweite 
Prüfung wird von den meisten An- 
wärtern abgelegt. Jedem Assistenten, 
der die zweite Prüfung bestanden hat, 
steht bei dienstlicher Bewährung eine 
viermalige Beförderung in Aussicht »- 
vom Assistenten zum Sekretär Il. KL, 
vom Sekretär Il. Kl. zum Sekretär I.Kl., 
von da zum Oberstadtsekretär und 
schließlich vom Oberstadtsekretär zum 
Bureaudirektor. Natürlich wird nicht 
jeder Assistent Bureaudirektor, aber 
jeder Bureaudirektor muß erst einmal 
Assistent gewesen sein. Die Beförde- 
rungswahrscheinlichkeit ergibt sich für 


die Verwaltungsbeamten nach dem 
Stande vom 2. 4. 1909, wie folgt: 
Kopf-| Be- 
zahl |förderungs- 
Amtsbezeichnung | am Wahr- Bemerkungen 
2. IV. {| scheinlich- 
1909 keit 
l Die Berörderungs- 
Verw.-Assistenten | 139 | (57,00%) | wahrscheinlichkeit 
' er Assistenten be- 
Stadtsekret. I1. KI. | SO 3504 [tigt tatsächlich 
i ca.75? „. das beruht 
M i lL,» 2S 40,4 darauf, dab die 
v Assistenten, welche 
Oberstadtsekretäre 13 15,4%  [e2.Prütung nicht 


abgelegt haben. bei 
den 1349 Assistenten 
mitpezäahlt sind. 
"Die Beförderungsmöglichkeit ist also 
bei den Verwaltungs - Beamten sehr 
günstig. Ganz anders dagegen liegen die 
Verhältnisse bei den technischen Be- 
amten. Die Techniker rangieren, wie 
folgt: | 
| Techniker II. Kl. | (davon nichtetats- 
30: anica 19 
l " © n | mäßige 12) 
29 Bauassistenten II. KI. 
4 " I. „ 
24 Architekten u. Ingenieure (davon nicht- 
etatsmäßjige 8) 
3 Abteilungsvorsteher des Baupolizeiamtes. 


Bureau-Direktoren 2 = 
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In dieser langen Reihe von Techniker- 
klassen gibt es nur eine einzige reine 
Beförderungsklasse, nämlich die der 
Bauassistenten I. Kl.*)j. Daß in Düssel- 
dorf ein technischer Beamter be- 
fördert wird, ist eine seltene Ausnahme; 
die zweimalige Beförderung eines Tech- 
nikers ist bislang noch nie vorgekom- 
men. Dabei wird von allen technischen 
Beamten heute mindestens die Absol- 
vierung einer Baugewerkschule verlangt; 
Diplom-Ingenieure befinden sich nur in 
der Ingenieurklasse und unter den Ab- 
 teilungsvorstehern. Es ist also die Tat- 
sache zu konstatieren, daß es für die 
technischen Beamten so gut wie gar 
keine Beförderungsmöglichkeit gibt. 

Wir können nach dieser Feststellung 
das Gebiet der loxalen Verhältnisse ver- 
lassen und die Wahrscheinlichkeit unter- 
suchen, ob die Verhältnisse allgemein so 
liegen. Es liegt in der Natur der 
Sache, daß für die technischen Bzamten 
nicht gleich günstige "Verhältnisse bz- 


stehen können wie für di? Verwaltungs- . 


beamten. Während die Verwaltungs- 
beamten alle auf der Basis glzichzr Aus- 
bildung stehen, erfordert jedes 'tzch- 
nische -Amt (Hochbau, Tiefbau, Bau- 
polizei usw.) von seinen technischen 
Kräften eine spezielle Fachbildung. Der 
. Verwaltungsbeamte steht in der großen 
Masse, jede Vakanz in der obersten 
Rangklasse gibt einen Ruck durch dies2 
Masse, ebenso jede Stellenvermehrung, 
da ja der Ersatz grundsätzlich von unten 
genommen wird. In einem t2chnischen 
Amte bestehen in der Regel nur zwei 
oder drei Klassen. Trotzdem könnte die 
Beförderung noch leidlich sein, wenn 
sich nicht allenthalben der Modus her- 
ausgebildet hätte, frei werdende Stellen 


*) Die Bauassistenten I. Klasse gehen hervor aus 
denen der II. Klasse. Es liegt also in der Ernennung 
zum Bauassistenten I. Klasse eine Beförderung. In 
der Tat kann aber von einer Beförderung deshalb 
nicht gesprochen werden, weil damit weder eine 
Acnderung bezw. Erweiterung der Amtsfunktionen 
noch eine entsprechende Gehaltsaufbesserung ver- 
knüpft ist. Die Aufbesserung beträgt im günstigsten 
Fall 200 M. 


auf. dem Wege der Ausschreibung zu 
besetzen, ein Modus, der zu dem oben 
als am vorteilhaftesten für die Verwal- 
tung bezeichneten, dem durch Beförde- 
rung, in direktem Gegensatz steht. Nur 
für eine Gruppe wird es erst dann eine 
Beförderungsmöglichkeit geben, wenn 
grundlegende Aenderungen in den Prin- 
zipien der Gemeinden eintreten. Diese 
Gruppe wird durch die Diplom - In- 
genieure gebildet. Da diese naturge- 
mäß nur in der obersten Klasse der 
Subalternbeamten stehen, so ist eine 
Beförderung nur möglich, wenn diese in 
die Klasse der Oberbeamten führt. Die 
Diplom-Ingenieure besitzen die erforder- 
liche wissenschaftliche Bildung, ihre 
Allgemeinbildung kann jeden Vergleich 
aushalten, ihre spezielle praktische Be- 
tätigung in obersten Subalternbeamten- 
stellen verleiht ihnen hervorragende 
Qualitäten für die leitenden Stellen. Be- 
sonders der letzte Umstand ist es, der 
ihnen eine unbestreitbare Ucberlegen- 
heit über den Regierungsbaumeister 
a. D. gibt. Der Regierungsbaumeister 
wird vom Staate für den -Staatsdienst 
ausgebildet, allgemeine, wie spezielle 
Kenntnisse der Bedürfnisse des kommu- 


nalen Verwaltungs- und technischen 
Dienstes zu erwerben, ist für ihn - 
schlechterdings unmöglich. Er kommt 


völlig unvorbereitet in ein Amt, dessen 
Wesen er erst kennen lernen soll, das 
er aber, eben weil er sofort in die 
leitende Stelle tritt, nur selten wirklich 
kennen lernt. 

Wenn die Gemeinden erst eingesehen 
haben werden, daß es vorteilhafter für 


‚sie ist, den im eigenen Dienste ausge- 


bildeten Diplom-Ingenieuren die leiten- 


den Stellen zu übertragen — heute gilt 


solche Meinung noch als Blasphemie —, 
dann wird auch die Beförderung der als 
mittlere Beamte in den Dienst getrete- 
nen Dipl.-Ing. möglich sein und erfolgen. 
Nun wird die Schaffung ausreichender 
Beförderungsmöglichkeit für die Diplom- 
Ingenieure innerhalb des Beamten- 
körpers einer Gemeinde stets eine 
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äußerst schwache bleiben. Aber bei 
großzügiger Wirtschaftspolitik der Kom- 
munalverbände ließe sich auch da Wan- 
del schaffen und: damit eine rationelle 
Ausnutzung der wissenschaftlich und ver- 
waltungstechnisch vollkommenen Kräfte 
erreichen. Es liegt gar kein zwingender 
Grund vor, daß jede Gemeinde für sich 
allein steht. Schon jetzt haben sich die 
Stadtverwaltungen zusammengeschlossen 
zur Verfolgung und Vertretung gemein- 
samer Interessen. Dieser Zusammen- 
‘ schluß, der Städtetag, könnte ohne 
weiteres auch wirksam gemacht werden 
für das so überaus wichtige Gebiet der 
Stellenbesetzung. Achnliches haben wir 
doch längst im Staatsdienste. Wenn 
z. B. im Gebiete der 21 Eisenbahn- 
direktionen der preußisch-hessischen Ge- 
meinschaft irgendwo die Stelle eines 
Oberbeamten zu besetzen ist, so ge- 
schieht das durch Beförderung des an 
der Reihe Befindlichen, und wenn dieser 
dabei vom äußersten Osten nach dem 
fernsten Westen versetzt werden muß. 
(Das gilt sogar nicht nur für Ober- 
beamte, sondern z. B. auch für die 
Eisenbahnsekretäre.) Nun wird man ein- 
wenden, daß dort ganz andere Verhält- 
nisse vorlägen: Es 
‚um eine Zentralverwaltung und einheit- 
lich organisierte Behörden, und die betr. 
Beamten hätten allenthalben einen durch- 
aus gleichen Ausbildungsgang hinter 
sich, auch überall die gleichen Amts- 
funktionen zu üben. Aber erstens ist 
jede Interessengruppe bezüglich der den 
Zusammenschluß bedingenden Interessen 
eine ebenfalls einheitliche Organisation ; 
zweitens ist die Vorbildung der Diplom- 
Ingenieure überall gleich; drittens ist 
keine derartige Differenz der Amts- 


handele sich dabei 


funktionen vorhanden, daß sich der fach- 
lich gut Fundierte nicht schnell und 
sicher einarbeiten könnte. Ob ein 
Diplom-Ingenieur in Cöln oder in Königs- 
berg Kanäle oder Straßen gebaut ader 
baupolizeiliche Funktionen ausgeübt hat, 
ist schließlich gleichgültig, die Differenz 
der besonderen örtlichen Verhältnisse 
muß auch der Staatsbeamte überwinden. 
Dann könnte noch der Einwand gemacht 
werden, daß im Staatsdienste die Ge- 
hälter überall gleich normiert seien, was 
bei den Kommunalverbänden nicht der 
Fall wäre. Man braucht ja bei der Ge- 
meinschaft nicht wirtschaftlich starke 
mit wirtschaftlich schwachen Verbäuden 
zusammenzukuppeln. Auf das Detail 
näher einzugehen, würde den Rahmen 
dieser Abhandlung weit überschreiten. 
Es soll sich dabei nur um eine Anregung 
handeln. Die Durchführbarkeit des Ge- 
dankens ist zweifellos, die Nützlichkeit 
der beregten Maßnahme liegt auf der 
Hand. Der Nutzen käme den Gemein- 
den genau so zugute wie den Diplom- 
Ingenieuren. | | 

Es wäre also zu rekapitulieren: 1. Die 
Beförderungsverhältnisse der techni- 
schen Beamten sind außerordentlich viel 
schlechter als die der Verwaltungsbe- 
amten. 2. Diese Verhältnisse können un- 
bedingt verbessert werden, und zwar 
fürdie Mittelschultechniker da- 
durch, daß ihnen ausgiebige Gelegenheit 
zum Avancement gegeben wird durch 
Aufgeben des übertriebenen Ausschrei- 
bungsverfahrens, für die Diplom- 
Ingenieure durch Aufgeben des, vom 
Standpunkt der Wirtschaftlichkeit be- 
trachtet, falschen Regierungs - Bau- 
meisterprinzipes. 

(Forts. folgt.) 


GERICHT UND TECHNIK. 


Von Dipl.-Ing. Adolf Springe, Gewerbeanwalt, Neumünster. 


Mit dem Gegenstand dieses Titels be- 
schäftigt sich in Heft 4 dieser Zeitschrift 
. ein praktischer Jurist und bezieht sich 
auf einen Aufsatz „Technische Sonder- 


gerichte‘, 1909, 5, 67 d. Z. In diesem 
sagt der Herr Verfasser: „Der Gedanke 
(Errichtung von Sondergerichten! fand 
aber heftigen Widerstand bei den Re; 
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gierungen und in Juristenkreisen. — Be- 
sonders eingehend wurde die Frage von 
— — — und dem Geheimen Regierungs- 
rat Dr. Damme (Deutsche Juristen- 
zeitung 1908, S. 394 ff.) erörtert.“ Aus 
diesem Wortlaut könnte man zu der Mei- 
nung gelangen, daß auch Damme sich 
gegen die Mitwirkung von Technikern 
im Gerichtswesen ausgesprochen hätte; 
dieses ist aber nicht der Fall. Damme 
hält die Frage über die Errichtung von 
Sondergerichten für untergeordnet 
„gegenüber der grundsätzlichen Lösung 
des Problems auf dem Wege der Ver- 
pflanzung der technischen Sachverstän- 
digen aus dem Raum vor der Barre 
in den Raum hinter der Barre und 
neben den rechtskundigen Richter, oder 
mit a. W. der Beseitigung des ge- 
richtlichen Sachverständigen in diesen 
Fällen zugunsten eines sachverständigen 
Gerichts.“ Deutlicher dürfte sich kein 


Jurist für die Mitwirkung der In- 
genieure im Gerichtswesen ausge- 
sprochen haben; und ich empfehle das 


Quellenstudium ; Geh. Regierungsrat Dr. 
Damme ist Direktor im Patentamt. 
Gegen die Techniker als Richter wendet 
sich u. a. der frühere Landrichter Herr 
Dr. Fritz Rathenau in „Das Sachver- 
ständigenwesen in Patentprozessen, Hey- 
mann 1908“: Rathenau ist m. W. vor 
einiger Zeit ins Patentamt, einer aus 
Technikern und ` Juristen zusammenge- 
setzten Behörde, berufen worden. Es 
herrschen also auch in Juristenkreisen 
geteilte Meinungen in dieser Angelegenheit. 

In der Auffassung des praktischen Ju- 
risten: „daß ein solcher von der Partei 
bestellter Gutachter schon wegen Be- 
sorgnis der Befangenheit nicht dazu ge- 
eignet sein dürfte, dem Gerichte die 
„Erkennung der Sachlage‘ in einwand- 
freier Weise zu erleichtern‘, könnte eine 
Beleidigung und Mißachtung des In- 
genieurstandes erblickt werden, wenn 
wir nicht mit der Unkenntnis technischen 
Wesens selbst bei Juristen rechnen müß- 
ten; denn wir dürfen doch dasselbe für 
uns in Anspruch nehmen, was ein von 


einer Partei bestellter Rechts- 
anwalt beansprucht und zu bean- 
spruchen verpflichtet ist. 

M. E. sprechen die Ausführungen des 
praktischen Juristen auch für Mit- 
wirkung von Technikern im Gerichts- 
wesen. Es heißt in denselben: ‚In der 
Klageschrift wird darzulegen ver- 
sucht, worin die wesentlichen Merk- 
male dieser (Schutz-) Rechte zuerblicken 
sind.‘‘ — „Es wird in der Verhandlung von 
den Rechtsanwälten auf die wesentlichen 
Merkmale des Gegenstandes des Rechts- 
streites hingewiesen und dieselben ver- 
anschaulicht.‘“ — „Das Gericht macht 
sich selbst schlüssig, welche Merkmale 
für die Entscheidung in Betracht koni- 
men.‘ — Dann wird ‚die Begutachtung 
durch einen Sachverständigen angeord- 
net.“ — „Das Gutachten wird der Ent- 
scheidung zugrunde gelegt und das Ur- 
teil dementsprechend gefällt.“ Und 
auch zur Klageerhebung (S. 71). ,„ver- 
schafft sich der Rechtsanwalt mittels 
eines Sachverständigen Klarheit über 
technische Fragen.“ — Der Sachverstän- 
dige ist also eine Hauptperson; die Not- 
wendigkeit seiner Mitwirkung am An- 
fang und Ende des Verfahrens wird zu- 
gegeben und während des Verfahrens 
bei „Bestimmung der wesentlichen Merk- 
male‘ dürfte sie auch zweckmäßig sein; 


jedenfalls dürfte sie das Finden der 
„wesentlichen Merkmale‘ erleichtern. 
Wenn der ‚Versuch, die wesentlichen 


Merkmale festzulegen‘ seitens der Ju- 
risten mißlingt, dann werden unrichtige 
Beweisbeschlüsse erlassen, unnötige Gut- 
achten eingefordert und Zeit und Geld 
vergeudet, wenn nicht gar falsche Ur- 
teile gefällt. Für die Urteilsfähigkeit und 
für technisches Verständnis der Juristen 
spricht es z. B. nicht, wenn ein Jurist 
erst nach längerer Verhandlung den 
Unterschied zwischen Statistik und Sta- 
tik erkennt, und es liegt in solchen 
Fällen (nach Damme) die Gefahr nahe, 
„daß der Richter das Gutachten des 
Sachverständigen zu einem Richter- 
spruch erhebt.“ 
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Wenn auch dem Protokoll beim land- 
gerichtlichen Verfahren geringe Bedeu- 
tung beizumessen ist, so kommt es z. B. 
doch vor, daß zu protokollierende 
Zeugenaussagen „Erläuterungen techni- 
scher Art‘ enthalten. Anderseits dürf- 
ten auch die Amtsgerichte sich in Zu- 


kunft mehr mit technischen Rechts- 
streiten, die sich nicht allein’ auf Patent- 
usw. Streite erstrecken, zu beschäftigen 
haben, so daß auch hier diese Frage 
der Mitwirkung von Technikern zu 
lösen sein wird. 


DIE INGENIEURMISERE IN ENGLAND. 


Von Dipl.-Ing. Backofen, Regierungsbauführer, Altona. 


Interessant sind die Ausführungen 
eines englischen Ingenieurs im Enginee- 


ring über die Lage des Ingenieurstandes 


in England: 

„Da der: Ingenieur nicht die Geltung 
genießt, die ihm nach seinem weltweiten 
Blick und seinen Kenntnissen eigentlich 


. . zukommen sollte, ist es unsere Pflicht, 


die Ideenverwirrung, die in bezug auf 
seine Person im Publikum besteht, zu 
zerstreuen, d. h. zu zeigen, was in Wirk- 
lichkeit ein Ingenieur ist. 

Jeder, der die sozialen Probleme 

etwas studiert, muß zugeben, daß das 
Publikum von Jedermann, sei er Gelehr- 
ter oder etwas anderes, eine klare Vor- 
stellung seiner Tätigkeit und gesell- 
schaftlichen Stellung hat. Wenn man 
von einem Rechtsanwalt, Gesellschafter, 
"Geistlichen oder Doktor spricht, so weiß 
man, was damit gemeint ist; aber wenn 
man einen Ingenieur erwähnt, so ist die 
Mehrheit verlegen und fragt: was mei- 
nen Sie damit? 
Viele Leute werden sagen: „Wie ab- 
surd“. Jedermann weiß, wer ein In- 
genieur ist; aber ich behaupte, daß 
diese Ideenkonfusion mit Ausnahme 
eines verhältnismäßig kleinen Zirkels 
- im allgemeinen wirklich besteht. 

Angenommen, daß letztere vorhanden 
ist, so sind die Gründe hierfür nicht 
weit zu suchen. Das Wort ‚Ingenieur‘ 
hat eine zu weite Bedeutung. Man kann 
den Titel dem z. B. beilegen, der eine 
Maschine konstruiert, mit der das Brot 
zum breakfast geknetet wird, und jenem, 
der die Eisenbahn trassiert und ausführt, 


“ bezeichnet würde, könnte man 


die uns in einigen Tagen von Berlin nach 
China bringt. In England heißt In- 
genieur eigentlich jeder, der eine soziale 
Stellung besitzt, vom Pair abwärts bis 
zum Kaufmann, manchmal noch weiter. 
Es ist ja richtig, es sind alle kleine 
Teile in der riesigen Maschine der an- 
gewandten Ingenieurkunst, aber ist es 
nötig, alle Teile der Maschine gleich zu 
benennen? Wenn jedes Stück einer 
Dampfmaschine mit dem Namen Kolben 
sicher 
nicht wissen, welche Funktionen die ein- 
zelnen Teile zu verrichten haben. So- 
viel ich weiß, bezeichnen die Italiener, 
Franzosen, Spanier und Dänen jene 
Leute, die sich mit dem Ingenieurwesen 
befassen, nach dem, was sie speziell be- 
treiben. 

Ingenieur darf sich dort jemand 
nennen, der akademisch vorgebildet ist. 

Macchinista (Maschinenbauer‘, der 
außerhalb oben genannter Vorbildung 
Maschinen konstruiert, und 

Meccanico, der keines von beiden 
ganz ist. Ä | 

Deutschland und die Schweiz ge- 
brauchen den Namen Ingenieur im eng- 
lischen Sinne. 

Wenn England diese drei Bezeichnun- 
gen annahme, wäre mancher Unklarheit 
abgeholfen, insofern, als wir jetzt noch 
„Ingenieure‘‘ haben, die als Lieferanten 
irgend eines Maschinenöls für Lokomo- 
tiven fungieren. Es gibt auch Leute, die 
sich Zivilingenieure nennen, von denen 
man einen Kochapparat oder ein 
Dutzend Messer kaufen kann. 
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Nach meiner Meinung hat sich das. 
Gebiet der Maschine derart erweitert, 
daß. es notwendig ist, den Ingenieuren 
zu ihrem Vorteil, den Titel zu geben, 
der ihnen zukommt. Die richtige Wahl 
wird schwer, aber wohl nicht unmög- 
lich sein.‘“ 


Wenn auch der Engländer, in seinem 
Urteil speziell über Deutschland nicht 
ganz recht hat, so können wir ver- 
stehen, daß er die Zeit herbeisehnt, wo 
sein Stand in England endlich zu der. 
Geltung gelangt, die ihm wirklich ge- 
bührt. | 


| _ SCHIEDSGERICHTE. 
Von Dipl.-Ing. Dr. jur. G. Runkel-Langsdorff in Freiburg i. B. 


Seit Jahren beschäftigen sich weite 


Kreise mit der Umgestaltung unserer 
Gerichtsverfassung. Der immer größer 
werdende Einfluß des Laienelementes 
auf die Rechtsprechung ist unverkenn- 
bar. Sondergerichte, wie Kaufmanns- 
und Gewerbegerichte, entstanden infolge 
dieser Bewegung, die, heute noch keines- 
wegs abgeschlossen, immer größere 
Kreise zieht. 


Auf zwei Wegen sucht man die Ge- _ 


richte „volkstümlicher‘‘ zu gestalten: 
entweder zieht man Nichtjuristen in die 
ordentlichen Gerichte, oder errichtet 
Sondergerichte. 


Man mag über den Beizug der nicht. 


gelehrten Richter zu den Berufsrichtern 
denken, wie man will, so viel ist fest- 
stehend, daß dieser Weg wenigstens 
nicht gleichbedeutend ist mit der Zer- 
splitterung und Abspaltung der ordent- 
lichen Rechtspflege, wie sie die Sonder- 
gerichte hervorrufen. Es sind deshalb 
die Ansichten über letztere sehr geteilt, 
und viele bezweifeln, ob die Nachteile, 
die sie der ganzen Organisation zufügen, 
durch ihre Vorteile aufgewogen werden. 
Und doch dauert der Kampf um neue 
Sondergerichte unvermindert fort. Be- 
sonders die technische Industrie ist es, 
die immer lauter ihre technischen Son- 
dergerichte fordert. Allerdings stehen 
sich auch hier zwei Parteien gegenüber: 
die eine möchte es beim Alten lassen, 
oder höchstens die Kammern für Han- 
delssachen durch Zuzug technischer Han- 
delsrichter usw. in ihrem bestehenden 
Rahmen für technische Prozeßmaterien 


geeigneter gestalten, während die andere 
Richtung die Einrichtung der technischen 
Sondergerichte fordert. 

Es ist im Lauf der Zeit schon eine 
beträchtliche Literatur hierüber ent- 
standen, und es ist ungewiß, ob ein so 
mächtiger Faktor unseres Wirtschafts- 
lebens, wie ihn die Technik darstellt, 
am Ende doch nicht mit ihrer Forde- 
rung des Sondergerichts durchdringt 
und damit unserer endlich errungenen 
Rechtseinheit eine weitere Einbuße zu- 
fügt. Um dies zu verhüten, sollte man 
kein Mittel unversucht lassen, um mit 
Bestehendem auszukommen; und es 
scheint, als ob man noch nicht alle 
Mittel erschöpft hätte. | 

Wenn die Technik wirklich so unzu- 
frieden ist mit unserer Rechtsprechung, 
wie viele ihrer Vertreter es behaupten, 
dann liegt es eigentlich nahe auf dem 
Wege der Selbsthilfe, den das Gesetz - 
vorsieht, sich dieser Rechtsprechung zu 
entziehen, und zwar durch möglichst 
häufige Anwendung und Ausgestaltung 
des schiedsrichterlichen Verfahrens, wie 
es in den §§ 1025 ff. ZPO. festgelegt ist. 

Was hindert die Techniker, In- 
genieure, Industriellen daran, in ihren 
Verträgen zu vereinbaren, daß sie sich 
bei Streitigkeiten einem Schiedsgericht 
unterwerfen wollen? Oder wenn dies 
unterblieb, warum sollte die eine der 
feindlichen Parteien bei der anderen 
kein Entgegenkommen mit ihrem Vor- 
schlag, ein Schiedsgericht zu berufen, 
finden, wenn beide dadurch von der 
Rechtsprechung der ihnen nicht geneh- 


02 Dr. Ing. Ernst Barten, Die technische Unfallverhütung 


men ordentlichen Gerichte loskommen ? 
Und schließlich, warum sollten die 
Rechtsanwälte nicht ebenso gerne die 
Angelegenheit den Schiedsrichtern unter- 
breiten, wenn ihre Parteien dies wün- 
schen oder gutheißen ? 

Im Schiedsgericht finden die Parteien 
all das, was sie jetzt, ihrer Meinung nach 
vergeblich, bei. den Gerichten suchen. 
Sie haben Einfluß auf die Besetzung, sie 
können sich die Richter aus den Ver- 
tretern der technischen und juristischen 
Intelligenz wählen, sie können den Ort, 
den sie als Gerichtssitz für geeignet hal- 
ten, bestimmen;.es ist ihnen möglich, 
die Schiedsrichter zur schnellen Durch- 
führung des Verfahrens zu veranlassen. 
Denn all diesen Wünschen können natur- 
. gemäß die Schiedsrichter in viel größe- 
rem Maße nachkommen, als die staat- 
lichen Richter. Fügt man noch hinzu, 


daß die Schiedsrichter an Rechtsnormen 


kaum gebunden sind, sondern ihr Er- 
messen walten lassen können, dann ist 
in dem schiedsrichterlichen Verfahren eia 
Ideal zu erblicken, wie es vollkommener 
kaum gedacht werden kann. Dazu 
kommt noch, daß der Staat zu richter- 
lichen Handlungen, die das Schiedsge- 
richt für nötig erachtet — z. B. Be- 
eidigung von Zeugen — seinen Arm 
leiht (§ 1036 ZPO.;, und daß schließlich 
auch die Möglichkeit vorhanden ist, bei 


der unterliegenden, renitenten Partei 
die Zwangsvollstreckung vorzunehmen 
(8 1042).. 


Sollte es in der Zukunft doch zu tech- 
nischen Sondergerichten kommen, diesen 
idealen Zustand, wie ihn das schieds- 
richterliche Verfahren verkörpert, kön- 
nen sie nicht bringen. Da werden wieder 
Wahlen für die Beisitzer vorgeschrieben 
sein, Ladungen, Zustellungen, Notfristen 
und sonstige prozessuale Erfordernisse 
werden das Verfahren gesetzlich fest- 
legen und einengen. Darum wäre es gut, 
wenn die beteiligten Kreise dem Schieds- 
gericht ihre Aufmerksamkeit zuwenden 
wollten und lieber an ihm-besserten, falls 
etwas nicht völlig zeitgemäß sein sollte. 
Vielleicht daß dann die großen tech- 
nischen und industriellen Verbände es 
sich zur Aufgabe machten, für fähige 
Schiedsrichter Sorze zu tragen, etwain 
der Art, daß hervorragende und geeig- 
nete Juristen, die im Schiedsgericht den 
Vorsitz führen könnten, von ihnen als 
Verbandssyndici mit der Verpflichtung 
angestellt würden, auf Verlangen das 


Amt eines Schiedsrichters zu über- 
nehmen. 
Vielleicht auch würde es bei einer 


weiteren Ausgestaltung des Verfahrens 
in Zukunft Ehrensache sein, sich dem: 
Schiedsspruch rückhaltlos zu unter- 
werfen. 


DIE TECHNISCHE UNFALLVERHÜTUNG. 
IHRE NOTWENDIGKEIT, ERFOLGE UND ZIELE.*) 
Von Dr.-Ing. Ernst Barten, Berlin. 


Die Beschäftigung mit Unfallver- 
hütung im praktischen Fabrikbetriecbe, 
insbesondere die Untersuchung der Ma- 
schinenunfälle zeigt, daß die Entstehung, 
Art und Schwere der Verletzungen im 
wesentlichen abhängig sind von der Kon- 
struktion, Bauart, Lage und Form der 
einzelnen Maschinenteile. 

In neuerer Zeit machen sich in den 
Konstruktionen der Maschinen, speziell 
der, Werkzeugmaschinen, tiefgreifende 


Aenderungen in den Formen bemerkbar. 
In diesen Veränderungen sind in erster 
Linie die neuzeitlichen Bestrebungen in 


* Der in vorliegendem Aufsatze besprochene 
Gegenstand ist von dem Verfasser in der Schrift 
„Notwendigkeit, Erfolge und Ziele der technischen 
Unfallverhütung“ ausführlich behandelt. Die auf- 
gestellten Behauptungen sind durch umfangreiche 
Tabellen und 11 graphische Darstellungen belegt. 
Das Buch (100 S.) ist von dem Verlage der Arbeiter- 
versorgung A. Troschel, Gross-Lichterfelde, zu be- 
ziehen (Preis 3 Mark). 
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der Technik zu beobachten, die auf eine 


möglichst einfache und zweckmäßige 
Formgebung hinzielen. Dennoch läßt 
sich nicht abstreiten, daß bei einer 


großen Anzahl dieser Formveränderun- 
gen: Abrundungen, glatte Begrenzungs- 
flächen, Einhüllungen und dergleichen, 
der Entwerfende die Absicht einer kon- 
struktiven Durchbildung des Unfall- 
schutzgedankens gehabt hat und daß 
diese Idee in der Gestaltung der ein- 
zelnen Teile zum Ausdruck gelangt ist. 
Ruppert *) behauptet, daß in der ganzen 
Zeit des Bestehens des deutschen Werk- 
zeugmaschinenbaues es kaum eine tiefer- 
ereifende Umwälzung gegeben habe, als 
die, welche die 
Schlußfolgerungen aus den deutschen Ar- 
beiterschutz - Gesetzen hervorgerufen 
haben. 

Wir sind jedoch noch sehr weit davon 
“entfernt, annehmen zu dürfen, daß es 
heute Gemeingut der Konstrukteure ge- 
worden ist, das Unfallschutzproblem bei 
dem Entwurf der technischen Anlagen 
zu berücksichtigen. In den meisten 
Fällen ist die mehr oder weniger gute 
Durchbildung der Konstruktionen im 
Hinblick auf den Arbeiterschutz von der 
persönlichen Ansicht des Entwerfenden 
über die von dem Arbeiter anzuwen- 
dende Vorsicht abhängig, und es kom- 
men eine große Anzahl Maschinen auf 
den Markt, die jeder Schutzeinrichtung 
entbehren. Man glaubt vielfach, sich 
mit Belehrungen und Anweisungen zur 
Vorsicht begnügen zu können, indem 
man dem unvorsichtigen Verhalten der 
Arbeiter die Hauptschuld an den vielen 
Unglücksfällen beilegt. 

Jedoch schon allein das in den Un- 
fallanzeigen immer 
„Handeln gegen bestehende Vorschrif- 
ten‘‘ beweist, daß der bequeme Weg der 
Verhaltungsmaßregeln für die Arbeiter 
nicht der ist, auf dem eine wirksame 
Besserung zu erwarten steht. Die Lö- 


*) Zeitschrift des Vereins Deutscher Ingenieure. 
1907. S. 1264. 


letzten technischen 


wiederkehrende : 


sung dieser Aufgaben ist vielmehr auf 
technischem Gebiet zu suchen, und hier 
ist in erster Linie die Mitwirkung des 
Ingenieurs, insbesondere des Konstruk- 
teurs notwendig. Handelt es sich doch 
in den meisten Fällen bei den Maschinen 
um Hinzufügung von Schutzvorrichtun- 
gen an ungeschützten Betriebsteilen, also 
um Einrichtungen, die der Arbeit des 
Konstrukteurs, dem fertig auf den Markt 
gebrachten Konstruktionsprodukt fehlen, 
um Unterlassungen, die der gewohnten 
Gleichgültigkeit zuzuschreiben sind, mit 
welcher dieses Gebiet neben den übrigen 
Konstruktionsprinzipien behandelt wird. 

Die Ingenieurarbeit ist jedoch nie 
Selbstzweck, sondern eine Kulturauf- 
gabe. Sie hat die Bestimmung, die 
Schäden zu heilen, die sie verursacht, 
und die Fähigkeit und das Vermögen, 
einen großen Teil derselben zu verhin- 
dern. Die Verhütung der Unfälle ist 
humaner, weiser und zugleich wirt- 
schaftlicher, als die Versicherung. Der- 
jenige, der die Zweckform beherrscht, wird in 
vielen Fällen imstande sein, die Gefahren 
gar nicht aufkommen zu lassen. Es muß 
deswegen an den modernen Maschinen- 
bau die Forderung gestellt werden, daß 
der Konstrukteur, der die Maschine in 
beweglichen Formen vor sich erstehen 
läßt, der in alle ihre Einzelheiten und 
den kausalen Zusammenhang eindringt, 


‘wie ein zweiter bei dem fertigen Pro- 


dukt nicht imstande ist, den Unfallschutz 
als vollwertigen Konstruktionsfaktor be- 
rücksichtigt. 

Die heute in Deutschland geltenden 
Arbeiterschutzgesetze und herrschenden 
Rechtsbegriffe machen eine zielbewußte 
Bekämpfung der Betriebsgefahren not- 
wendig. Daß eine wirksame Be- 
kämpfung der Gefährdungen durch tech- ` 
nische Mittel erreicht werden kann, zeigt 
sich an den Erfolgen, die diese Be- 
strebungen aufzuweisen haben. Die an- 
zustrebenden Ziele liegen in der kon- 
struktiven Berücksichtigung des Unfall- 
schutzproblems bei dem Entwurf der 
technischen Anlagen. 
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Die Notwendigkeit der tech- 
nischen Unfallverhütung ist begründet in 
der Tragweite der heute geltenden ge- 
setzlichen Bestimmungen über die Ver- 
pflichtungen und die Verantwortlichkeit 
des Gewerbeunternehmers, des Käufers 
der Maschinen, in bezug auf die Sicher- 
heit der Betriebseinrichtungen gegen 
Unfallgefahren. Die unter dem Einfluß 
der Ausbreitung des Maschinenwesens 
stattgehabten Aenderungen haben mit 
dem Vordringen des Fabriksystems den 
veränderten Verhältnissen angepaßte 
neue Rechtsbegriffe geschaffen: den 
Hilfsbedürftigen einen Anspruch auf eine 
größere Sicherheit und Ergiebigkeit des 


Beistandes und ein höheres Maß staat- _ 


licher Fürsorge zuerkannt, den Arbei- 
tern neue Rechte eingeräumt und den 
Unternehmern neue Pflichten auferlegt. 

Die Erweiterung und genaue 
legung der gesetzlichen Bestimmungen 
in dieser Richtung, die durch das Haft- 
pflichtgesetz begründete Entschädi- 
gungspflicht für Betriebsunfälle, die Un- 
fallversicherungsgesetze in ihrer um- 
fassenden Bedeutung, die Schutzbestim- 
mungen der Gewerbeordnung, die vielen 
Polizeiverordnungen und genossenschaft- 
lichen Unfallverhütungsvorschriften ver- 
pflichten den Betriebsunternehmer in weit- 
gehender Weise zur praktischen Unfall- 
verhütung und dürfen daher von 
seiten des Ingenieurs nicht unbeachtet 
bleiben. Die Aufgaben des ingenieurs 
erschöpfen sich nicht in der Lösung ein- 
seitig technischer Probleme, seine er- 
schaffende Tätigkeit stellt ihn mitten in 
das wirtschaftliche, kulturelle und sozial- 
politische Leben und muß aus diesem 
Grunde den mannigfachen Forderungen 
der modernen 
Rechnung tragen. 

Die Außerachtlassung der Schutzge- 
setze kann die polizeilichen Folgen der 
Zwangsdurchführung notwendiger Maß- 
nahmen, strafrechtliche und zivilrecht- 
liche Folgen, sowie schwere pekuniäre 
Schädigungen für den Unternehmer und 
unter Umständen auch Strafen und Geld- 


Fest-- 


Gesellschaftsordnung. 


bußen für den Maschinenfabrikanten 
nach sich ziehen. 

Eine Untersuchung der in Wirklichkeit 
vorliegenden Verhältnisse soll-durch den 
Nachweis der Erfolge der technischen 
Unfallverhütung zeigen, daß die wirk- 
samste Bekämpfung der Betriebsge- 
fahren nur durch technische Mittel 
möglich ist. | 

In den 25 Jahren des Bestehens der 
deutschen Unfallversicherung hat die 


. Zahl der Unfälle von Jahr zu Jahr in er- 


heblichem Maße zugenommen. Während 
bei den gewerblichen Berufsgenossen- 
schaften beispielsweise von 1890 Eis 1907 
die Zahl der versicherten Personen von 
5000000 auf 9000000, also um 80°», an- 
gewachsen ist, ist in derselben Zeit die 
Zahl der angemeldeten Unfälle von 
150000 auf 465000, d. h. um 210°, und 


. die der erstmalig entschädigten Unfälle 


von 26000 auf 75000, d. h. um 190°», 
gestiegen. Die Vermehrung der Zahl der 
versicherten Personen bietet mithin 
allein keine hinreichende Erklärung für 
das Emporschnellen der Unfallziffern, da 
die prozentuale Zunahme der Versicher- 
ten weit unter der Hälfte des Prozent- 
satzes der starken Aufwärtsbzwegung 
der Unfallereignisse bleibt. Es müssen 
also andere Gründe bei dieser seltsamen 
Erscheinung ausschlaggebend in die 
Wagschale fallen. Unter den Erklärungs- 
versuchen tritt immer wiederkehrend die 
Ansicht in den Vordergrund, daß die 
Vorherrschaft und die ständige weitere 
Ausbreitung der Maschinen in dem mo- 
dernen Fabrikbetrieb notwendigerweise 
eine fortwährende Zunahme der Gefah- 
ren zur Folge haben mußte. 

Die fortgesetzte Zunahme der Un- 
fälle stand im Gegensatz zu den inten- 
siven, behördlichen und berufsgenossen- 
schaftlichen Bemühungen zur Bekämp- 


fung der Gefahren und war nicht mit 


den wachsenden Ausgaben für Unfall- 
verhütungscinrichtungen und -maßnah- 
men in Einklang zu bringen. Man suchte 
vergebens nach den Erfolgen der Be- 
triebsüberwachung und der bedeutenden 
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aufgewendeten Mittel und mußte sich 
damit zufrieden geben, daß, wenn die 
vielen Einrichtungen nicht getroffen 
wären, die Zahl der Unfälle noch viel 
höher liegen würde. 

Dennoch hat die Unfallverhütungs- 
technik Erfolge aufzuweisen. Der 
Hauptgrund für das schnelle Anwachsen 
der gesamten Unfallziffern ist in der ver- 
änderten Stellungnahme der Versicher- 
ten sowohl, wie der Arbeitgeber zur 
Einrichtung der Versicherung selbst zu 
erblicken und nicht in einer Steigerung 
der Gefahren, sondern in einer Steige- 
rung der Entschädigungsansprüche zu 
erkennen. Technische Verbesserungen 
können, soweit es sich nicht um die 
Einführung neuer Verfahren handelt, 
naturgemäß nur an technischen Einrich- 
tungen vorgenommen werden, und einen 
Schluß auf die Wirksamkeit der getrof- 
fenen Maßnahmen erlaubt nur eine 
Betrachtung des: Umfanges, in welchem 
der beabsichtigte Zweck, nämlich die 
ungefährlichere Gestaltung der Maschi- 
nen, erreicht ist. Es ist deswegen not- 
wendig, sämtliche durch maschinelle Ein- 


richtungen irgendwelcher Art (Maschi-. 


nen, Hebezeuge, Dampfkessel usw.‘ her- 
beigeführten Unfälle zusammenzufassen 
und die so gewonnenen Zahlen der Zu- 
sammenziehung der übrigen Unfallur- 
sachen (Sprengstoffe, Gase, Zusammen- 
bruch, Sturz, Heben, Tragen, Fuhrwerk, 
Eisenbahnbetrieb, Schiffahrt, - Tiere, 
Handwerkszeug usw.) gegenüberzu- 
stellen. Ein Vergleich der durch maschi- 
nelle Einrichtungen hervorgerufenen Un- 
fälle mit den durch andere Vorgänge ver- 
ursachten Verletzungen zeigt, daß der 
prozentuale Anteil des maschinellen Be- 
triebes an den Gesamtunfallziffern in 
den letzten 20 Jahren nicht nur nicht 
derselbe geblieben ist, sondern eine Ab- 
nahme aufzuweisen hat. Diese Erschei- 
nung tritt bemerkenswerterweise indem 


letzten Jahrzehnt besonders bei den 
fabrikmäßigen Betrieben hervor, also 
denjenigen industriellen Erwerbszwei- 


gen, welche das eigentliche Anwendungs- 


gebiet des Maschinenbetriebes vor- 
stellen. Da es nun außer Zweifel ist, 
daß der Maschinenbetrieb in den letzten 
Jahrzehnten eine, mit der technischen 
Entwicklung fortschreitende, starke Aus- 
dehnung erfahren hat, so ergibt sich 
mit Notwendigkeit die Schlußfolgerung, 
daß die Betriebsgefahr, die dem maschi- 
nellen Betrieb zu Anfang des betrach- 
teten Zeitraumes eigen war, nicht ent- 
sprechend der Vermehrung der: Maschi- 
nen gestiegen ist, daß sie vielmehr im 
Laufe der Jahre um einen erheblichen 
Betrag abgenommen haben muß. Man 
hat bei der. Betrachtung der gesamten 
Unfallereignisse den Fehler begangen, 


das kleine Gebiet, auf welches sich die 


Unfallverhütungsbestrebungen vorder- 


‚hand beschränken mußten, nämlich das 


der technischen Unfallverhütung, mit 
dem großen Gebiet der überhaupt ein- 
tretenden und entschädigten Unfälle zu 
identifizieren. l 

Diese Erkenntnis eröffnet die Aussicht 
auf die endgültige Lösung des Un- 
fallschutzproblems in einer weitgehenden 
Ausbreitung des Maschinenwesens, in 
der ausgedehnten Einführung automati- 
scher Arbeitsmethoden, in der Ent- 
lastung des Menschen von der schweren 
körperlichen Arbeit, in seiner Er- 
hebung zum Beherrscher der physischen 
Naturkräfte und zum denkenden Herrn 
und Leiter der seinem Willen unterwor- 
fenen Mechanismen. 

Das Ziel der Unfallverhütungstech- 
nik geht dahin, Maschinen und Betriebs- 
einrichtungen so zu konstruieren, daß 
durch ihre praktische Verwendung Ge- 
fahren für das Leben und die Gesund- 
heit von Menschen nicht auftreten kön- 
nen; sind solche Gefährdungen unver- 
meidlich und weder durch die Bauart 
der Einrichtung, noch durch die Wahl 
der Arbeitsweise zu beseitigen, so ist 
zu dem Hilfsmittel der Schutzmaßnah- 
men zu greifen. Der Verwirklichung 
dieses einfachen Prinzips stellen sich 
jedoch in der Praxis erhebliche Schwie- 
rigkeiten entgegen, und die Grenze der 
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aufzuwendenden Mittel ist hier natur- 
gemäß durch die Wirtschaftlichkeit der 
Arbeitsweise gegeben. 

Grundsätzlich läßt sich unterscheiden 
zwischen dem Schutz vor den Getriebs- 
teilen und dem Schutz vor den Werk- 
zeugen der Maschinen. Zur Erfüllung 
der ersten Forderung ist man bestrebt, 
die Verkleidungen und Abrundungen mit 
den unbeweglichen Rahmen- und Ge- 
stellteilen zu verschmelzen, die Schutz- 
hüllen zu tragenden Bestandteilen aus- 
zubauen und die Hohlgußformen zu 
Schutzzwecken für die Lagerung der Ge- 
triebe nutzbar zu machen. Die Gefahr 
der maschinell angetriebenen Werkzeuge 
ist meist dadurch herabzumindern, daß 
dieselben der Berührung möglichst ent- 
zogen und nur soweit frei gelassen wer- 
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Hofmann, 


den, wie es für die Arbeit unbedingt er- 
forderlich ist. 

Je mehr die Käufer der Maschinen 
das Bestreben der Behörden und der 
Versicherungsträger unterstützen, um 
so mehr wird die Schutzfrage zu einer 
Wirtschaftsfrage für die Maschinen- 
fabriken und zu einer notwendigen 
Vorbedingung für die Konkurrenz- 
fähigkeit. 

Die Technik hat große Aufgaben zu 
erfüllen, nicht bloß technische, sondern 
auch große soziale. Der Ingenieur ist 
der berufene Vertreter, den auf den sitt- 
lichen Fundamenten des christlichen 
Volkslebens begründeten sozialpoliti- 
schen Gesetzen allgemeine Anerkennung 
und Durchführung zu verschaffen. 


Fesenfeld, Wilhelm, Betriebsingenieur der 
A.-G. „Weser“, Bremen, Nordstr. 120. 
Fregin, Fritz, Schiffbauingeniecur an der 


Stettiner Maschinenbau - A.-G. 
Stettin, Poststr. 361. 


Gedschold, Ernst Theodor, 
Dresden-A., Schnorrstr. 661. 

Gross, Albert, Ingenieur der 
Schuckert - Werke, Charlottenburg, 
straße 6pt. 

Hofmann, Eduard, Betriebsingenieur, Katto- 
witz, O./Schl., Baildonhütte. 

Louis, Ingenieur der Siemens- 

Schuckert-Werke, Technisches Bureau Frank- 

furt a. M., zurzeit Siemens-Schuckert-Werke 

Baubureau, Herborn a. Dill, Dillstraße. 


„vulkan‘, 
Architekt, 


Siemens- 
Hertz- 


Horn, Fritz, Schiffbauingenieur der Friedr. 
Krupp A.-G. Germaniawerft, Kiel, Jahn- 
straße 9H. 

Kämpf, Paul, Assistent an der Kgl. Tech- 


nischen Hochschule Hannover, Hannover, 
Technische Hochschule. l 
Kempf, Erich, Ingenieur der Kais. Werft 


Kiel, Kiel, Eckernförder Allee 28. 

Kirmis, Alfred, Ingenieur im Lokomotiv- 
bureau der Maschinenbauanstalt Breslau, Bres- 
lau, Leuthenstr. 221. 

Köhn, Otto, Ingenieur bei der Kgl. Eisen- 
bahndirektion Münster, Münster i. W., Annen- 
straße 1111. 

Krattinger, Albert, 
hauser Str. 137. 

Kroeppelin, Johannes,  Elektroingenieur, 
Charlottenburg, Weimarer Str. 101. 

Lämmerhirt, Rudolf, Betriebsleiter 


Essen-Ruhr, Relling- 


der 
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Stahlgießertı der Fa. Friedr. Krupp A.-G., 
Essen-Ruhr, Gutenbergstr. 28. 

Mahnke, Hans, Ingenieur im Konstruktions- 
bureau der Lübecker Maschinenbau-A.-G., 

Lübeck, Lachswehr-Allee 37b. 

Marquardt, Otfried, Architekt der Kgl. 
Eisenbahndirektion Cöln, Cöln a. Rhein, Ge- 
reonsmühlengasse. 

Marschall, Anton, Kgl. Gewerberat, Mün- 
chen, Kaulbachstr. 34a. 

Moses, Paul, Essen-Ruhr, Alexstr. 1s. 

Preusse, Carl, Fabrikbesitzer, Berg- und 
Hüttendirektor a. D., Leipzig-Plagwitz, Carl 
Heinestr. 3011. 

Radt, Martin, Assistent am elektr. Institut 
d. Techn. Hochschule, Karlsruhe i. B., Georg 
Friedrichstr. 34. 

Schrever, Heinrich, Städtischer 
Darmstadt, Wiener Str. 731. 

Scipio, Friedrich, Ingenieur der Portland- 
Zement-Fabrik Dycekerhoff & Söhne, Biebrich 
a. Rhein, Kaiserstr. 2. 

Seemann, Franz, Patentanwalt, Berlin W. 30, 
Rosenheimer Str. 28. 

Sieglerschmidt, Hermann, Dr.-Ing., Assis- 
tent am Kgl. Material-Prüfungsamt zu Gr.- 
Lichterfelde, Gr.-Lichterfelde 3, Steinäckerstraße 20. 

Singewald, Werner, Assistent am Kgl. Ma- 
terial-Prüfungsamt zu Gr.-Lichterfelde, Steg- 
litz, Klixstr. I pt. 


Ingenieur, 


Soldan, Philipp, Bayerischer Regierungsbau- . 


meister, zurzeit am Kgl. Kanalbauamt in 
Osterkappeln i. Hannover. 


Stein, Karl, 1. Assistent an der Technischen 


Hochschule Darmstadt, Darmstadt, Rieger- 
platz 12. 
Stern, Josef, Assistent am Kgl. Material- 


Prüfungsamt zu Gr.-Lichterfelde, Berlin NW. 

40, Kronprinzen-Üfer 27. 
Wentzel, Karl, Patentanwalt, 

Main, Gutleutstr. 109. 
Zimmermann, Werner, Leiter der Dienst- 

stelle Nordhausen des Halberstädter Dampf- 

kessel-Ueberwachungs-Vereins, Nordhausen, 

Reichstr. 30. 

Satzungsänderung. 


"Auf Grund der durch § 17 der Satzung ge- 
gebenen Ermächtigung sind durch den Vorstand 
zum Zwecke der Eintragung des Verbandes fol- 
gende Aenderungen und Ergänzungen in der Satzung 
des Verbandes vorgenommen worden: 

S 10, Abs. 5, Ziffer 2. „Unter Einreichung 
einer Tagesordnung‘ ist zu streichen und nach 
„schriftlich“ einzufügen „unter Angabe des 
Zweckes und der Gründe“. 

So daß Ziffer 2 lautet: „2. Wenn sie von 
mindestens 59 Mitgliedern schriftlich unter An- 
gabe des Zweckes und der CGiründe beantragt 
wird, und zwar in diesem Fall innerhalb 
6 Wochen nach Eingang des Antrages.“ 


Frankfurt am 


$ 11, Zusatz als Absatz 2: 


„Die Mitgliederversammlung jedes 
vereins wählt auf jedes angefangene 
der Mitglieder des Bezirksvereins ein 
in den Ausschuß des Verbandes 
Diplom-Ingenieure.‘“ 

S 12, Abs. 3: „Zur gerichtlichen usw. bis 
ermächtigt“ ist zu streichen. Als letzter Ab-. 
satz des Paragraphen hinzuzufügen: „Zur ge- 
richtlichen und außergerichtlichen Vertretung 
gemäß 8 26 BGB. ist der Vorsitzende und der 
Schriftführer gemeinsam ermächtigt; ohne daß 
es Dritten gegenüber des Nachweises der Nat-. 
wendigkeit einer Stellvertretung bedarf, kann 
der Vorsitzende durch den stellvertretenden 
Vorsitzenden, der Schriftführer durch ein an- 
deres Vorstandsmitglied vertreten werden.“ 


$ 14 als Zusatz: „Nur Mitglieder des Ver-. 


Bezirks- 
Hundert 
Mitglied 
Deutscher 


bandes Deutscher Diplom-Ingenieure können 
ordentliche Mitglieder eines Bezirksvereins, 
sein.‘ *) 


Die Ernennung von Diplom-Ingenieuren. 


Bekanntlich hat der Verband s. Zt. an Rek-. 
tor und Senat der Charlottenburger Hochschule 
die Bitte gerichtet, diejenigen Herren, die nach 
der alten Diplomprüfungsordnung oder wäh- 
rend der Vlebergangszeit das Diplom erlangten, 
nachträglich zu Diplom-Ingeniewen zu er- 
nennen, da sich diese Herren durch Führung der 
Bezeichnung Diplom-Ingenieur oder einer ähn- 
lichen Bezeichnung einer strafbaren Handlung 
schuldig machten. Diese Bitte hatten Rektor: 
und Senat in einem s. Zt. auch durch die. 
Tagespresse bekannt gewordenen Beschluß ab-. 
schlägig beschieden. 

Nunmehr erhalten wir folgendes Schreiben, 
mit dem unserem Antrage entsprochen wird: 


„Der Senat hat in seiner Sitzung am 
25. Januar d. J. unter Aufhebung der früheren 
in der Angelegenheit gefaßten Beschlüsse er-. 
neut beschlossen, denjenigen ehemaligen Stu- 
dierenden der Technischen Hochschule zu Ber- 


lin, welche auf Grund der früher gültigen 
Diplomprüfungs-Bestimmungen, bzw. Ueber- 
gangsbestimmungen das Diplom als „Diplo-. 


mierter Ingenieur‘‘ erhalten haben, auf dahin- 
gehendes Gesuch den Grad eines Diplom- 
Ingenieurs zu erteilen, sofern nicht be-. 
sondere Umstände die Ablehnung des Gesuchs 
rechtfertigen. Nicht anwendbar ist dieser Be-. 
schluß auf Ausländer. 

Die geschäftsmäßige Erledigung der betr. 
Gesuche im einzelnen Falle bleibt dem Rektor: 
überlassen. 

Dem Gesuche ist beizufügen: 

Lebenslauf, 
aut Wunsch von der. 


*) Nendrucke der Satzung werden 


Geschäftsstelle übers indt, 
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Ausweis über die’ bestandene 
prüfung und sofern der Bewerber nicht 
Beamteneigenschaft hat, 

amtliches Führungsattest. 

Charlottenburg, den 7. Februar 1910. 

Der Rektor.“ 

Irrtümlich in diesem Beschluß ist die An- 
nahme, die Technische Hochschule hätte früher 
dass Diplom als „Diplomierter In- 
genieur“ erteilt; die Technische Hochschule 
hat vielmehr lediglich ein Diplom als „in- 
genieur“ ausgestellt, und zwar in derselben 
Weise, wie dies heute noch die privaten Tech- 
nischen Fachschulen tun, d. h. 
desherrliche Ermächtigung, und des- 
halb ohne jede rechtliche Wirkung. 


Stellungnahme gegen die Einordnung der 
Diplom-Ingenieure in die geplanten Techniker- 
kammern. 


Der Vorstand hat folgende Eingabe an den 
Staatssekretär des Reichsamts des Innern, 
Exzellenz Delbrück, gelangen lassen: 
Exzellenz haben in der 37. Sitzung des Deut- 
schen Reichstags am 16. Februar 1910 anläß- 
lich der 1. Lesung des Gesetzentwurfs 'betr. 
Arbeitskammern . die Mitteilung gemacht, daß 
nach Festlegung von Form und Statut der 
Arbeitskammern die Frage der staatlichen Or- 
ganisation dere Techniker in Angriff genommen 


werden solle, und daß diese Organisation der - 


Techniker in Form von Technikerkammern zur 


Durchführung - zu kommen hätte Die Aus- 
führungen Ew. Exzellenz geben dem unter- 
zeichneten Verband Deutscher Diplom - In- 


genieure (Eingetragener Verein) Veranlassung, 
Ew. Exzellenz ganz ergebenst folgendes zu 
unterbreiten: | 

Der in. die soziale Gesetzgebung durch die 
Gewerbeordnung eingeführte Technikerbegriff 
entspricht nicht mehr den heutigen Verhält- 
nissen. Im Jahre 1899, als die Gewerbeord- 
nung geschaffen wurde, umfaßte die Bezeich- 
nung „Techniker“ in der Tat nur Personen, 
die meist aus dem Arbeiterstande hervorge- 
gangen waren und die sich in ihrer Vorbil- 
dung und Berufsauffassung nicht wesentlich von 
den Angehörigen dieses Standes unterschieden. 
Eine dementsprechende, rechtliche Einreihung 
der Techniker in die Gesetzgebung als eine 


dem Arbeiterstande nahestehende Gruppe er-- 


scheint deshalb unter Berücksichtigung der 
«damaligen Verhältnisse verständlich. Inzwischen 
sind die damaligen polytechnischen Schulen zu 
Hochschulen erhoben worden, die heute in 
gleicher Weise wie die Universitäten aka- 
demische Grade verleihen, und zu deren Er- 
langung ausnahmslos das Abiturientenexamen 
einer neunklassigen Mittelschule und ein min- 
destens achtsemestriges akademisches Studium 


Diplom- : 


ohne Lan- 


Eure 


erforderlich ist. Dabei ist mit der Erwerbung 
des akademischen Grades „Diplom-Ingenieur“ 
zugleich auch die Befähigung für die Lauf- 
bahn im höheren Staatsdienst verbunden. Hand 
in Hand mit diesem Aufschwung ist keines- 
wegs die Fortentwicklung des gesetzlichen Be- 
griffes „Techniker“ gegangen, und so kommt 
es denn, daß die heutige soziale Gesetzgebung 
und Rechtsprechung auch den Diplom-In- 
genieur als „Techniker“ in die Gruppe 
der „Gewerblichen Arbeiter“ einreiht, 
die nach Titel VII der Reichs - Gewerbe - 
Ordnung identisch ist mit der Gruppe Hand- 
arbeiter. Es ist darauf hinzuweisen, daß diese 
Unterordnung der Diplom-Ingenieure unter den 
historischen Technikerbegriff der durch Vor- 
bildung gegebenen Lebens- und Berufsauffassung 
der Diplom-Ingenieure nicht entspricht. Per- 
sonen mit abgeschlossener Hoch- 
schulbildung sind keine „Tech- 
niker, d. h „Gewerbliche Arbeiter“ 
im Sinne der Gewerbeordnung. Der 
Verband Deutscher Diplom-Ingenieure ist des- 
halb der Ansicht, daß die Uebernahme des 
alten Technikerbegriffs bei den geplanten Tech- 
nikerkammern, und die damit ausgesprochene 
Einordnung der Diplom-Ingenieure in diese 
Kammern cine Verkennung der wirtschaftlichen 
und sozialen: Interessen der Diplom-Ingenieure, 
und damit eine Schädigung der heimischen 
Volkswirtschaft bedeuten würde. In einer 
solchen Kammer, in der die Diplom-Ingenieure 
mit Personen zusammengereiht würden, mit 
denen sie keinerlei gemeinsame Interessen von 
Bedeutung haben, können die Wünsche und 
Bedürfnisse der Diplom-Ingenieure, zumal solche 
idecller Natur, sich nie durchsetzen, denn die 
Zahl der Diplom-Ingenieure ist naturge- 
mäß der Zahl der nicht akademisch ge- 
bildeten Techniker gegenüber, wenn auch nicht 
absolut, so doch relativ gering und eine Ma- 
jorisierung der Diplom-Ingenicure würde zur 
Regel werden. Daß eine solche Majorisierung 
einer an Zahl zwar geringen, aber in wissen- 
schaftlicher und praktischer Beziehung an füh- 
render Stelle stehenden akademischen Berufs- 


gruppe im Staatswohl liege, kann nicht be- 
hauptet werden; cin solcher Zustand würde 
ebenso sinnwidrig sein, als wenn man die 


wissenschaftlich gebildeten Heilkundigen mit 
den Heilgchilfen, die Zahnärzte mit den Zahn- 
technikern oder die Patentanwälte mit den 
Patentagenten in derselben  öffentlich-recht- 
lichen Organisation vereinigen wollte + 

Der unterzeichnete Vorstand gestattet sich 
deshalb Ew. Exzellenz die ergebene 
Bitte zu unterbreiten, bei den ge- 
planten Technikerkammern von 
einer Einbeziehung der Diplom-In- 
genieureabsehen zu wollen. Der Ver- 
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band steht vielmehr auf dem Standpunkt, daß 
die öffentlich - rechtliche Organisation der 
Diplom-Ingenieure nur in der Form gefunden 
werden kann, die auch den anderen akademisch 
gebildeten Ständen gewährt worden ist, nämlich 
in der Errichtung von Diplomingenieur-Kam- 
. mern, die in analoger Weise wie: die Aerzte- 
oder die Apotheker-Kammern, bzw. die dem- 
nächst zu erwartenden Tierärztekammern etwa 
durch landesherrliche Verordnung zu errichten 
wären, und in denen die Diplom-Ingenieure ihre 
Standesfragen und ihre Beziehungen zu den 
Behörden und den anderen Berufsgruppen auto- 
nom regeln können. 
Ew. Exzellenz ehrerbietigster 
Verband Deutscher Diplom-Ingenieure. 
Der Vorstand. 


Rundfrage betr. Zwangsversicherung der jungen 
Diplomingcnieure. 

Die Herren Kollegen, die die Rundfrage be- 
züglich ihrer Beitragspflicht zur Arbeiterver- 
sicherung noch nicht beantwortet haben, werden 
ım Interesse der Veranstaltung hiermit gebeten, 
den Vordruck in Heft Nr. 3 der „Zeitschrift“ 
ausgefüllt an die Geschäftsstelle ‚senden . zu 
wollen. 

Aus der Geschäftsstelle. 
Hauptversammlung. 

A&nläßlich der Hauptversammlung findet am 
Sonnabend, den 19. März, 8! „ Uhr beginnend, 
ein Bierabend statt. Der Vorstand gibt sich 
der Hoffnung hin, daß dieser Abend alle in 
Berlin anwesenden Kollegen auf ein paar ge- 
mütliche Stunden vereinigen möge. 


Auszug aus den Anträgen zur 

versammlung. 

l. Bezirksverein Essen beantragt Aenderung des 
§ 9 der Verbandssatzung in: 

„Die Organe des Verbandes sind der Aus- 
schuß und der Vorstand.‘ 

2. Bezirksverein Essen beantragt: 

„Der Verband wolle die nach den alten Vor- 
schriften geprüften Regierünzssbauführer als 
ordentliche Mitglieder aufnehmen, soweit die 
in Frage kommende Hochschule die nachträg- 
liche Verleihung des Grades Diplom-Ingenieur 
lediglich auf Antrag hin nicht vornehmen will.“ 

3. Bezirksverein Frankfurt beantragt: Streichung 
des § 8 der Verbandssatzung; cs sollten also keine 
Förderer mehr aufgenommen werden. 

4. Bezirksverein Frankfurt beantragt: Aenderung 
des § 1 der Verbandssatzung in: 

„Der Verband wird gebildet durch die Ge- 
samtheit der Bezirksvereine, die sich über das 
ganze Deutsche Reich verteilen und genau ab- 
gegrenzte Wirkungskreise haben. 

Die Verbandsleitung hat ihren Sitz in Berlin.“ 

5. Bezirksverein Frankfurt beantragt Aenderung 
des 8 3 der Verbandssatzung in: 


Haupt- 


„Die Anmeldung zur Aufnahme hat schrift- 
lich bei dem Bezirksverein zu geschehen, zu 
welchem der Wohnsitz des Aufzunehmenden ge- 
hört. Jedes Verbandsmitglied gehört mindestens 
einem Bezirksverein an.“ 

6. Bezirksverein Frankfurt beantragt Aenderung 
des § 3 der Verbandssatzung in: - - 

„Der Verlust der Mitgliedschaft bei 
Bezirksverein schließt die Zugehörigkeit 
Verband aus.“ 

7. Bezirksverein Mainz- Wiesbaden beantragt: 

„Der Vorstand des Verbandes wolle sobald 
als möglich alle nötigen Schritte tun, die ge- 
eignet sind, die an einzelnen Technischen Hoch- 
schulen, wie z. B. Darmstadt und Karlsruhe, 
seit Jahren bestehenden, oder zum Teil erst 
neu geschaffenen Einrichtungen der sog. Aka- 
demischen Fachprüfungen, Akademischen Schluß- 
prüfungen u. s. f. für immature Studierende 
und Hospitanten zur Aufhebung zu bringen.“ 


8. Bezirksvereın Mainz- Wiesbaden beantragt: 

„Mit Rücksicht auf die verschiedentlich bei 
uns cingelaufenen Beschwerden, daß die in 
Kommunal - Diensten‘ befindlichen Diplom - In- 
genieure hinsichtlich Anerkennung und Führung 
ihres akademischen Grades im amtlichen 
Verkehr der Stadtverwaltungen bisher keine Be- 
rücksichtigung gefunden haben, sowie in Wür- 
digung des Umstandes, daß diesbezügliche An- 
träge einzelner Diplom-Ingenieure aus nahe- 
liegenden Gründen entweder unterbleiben, oder 
wenn sie von Einzelpersonen oder von den bis 
jetzt noch wenig einflußreichen Bezirksvereinen 
gestellt würden, voraussichtlich keine Berück- 
sichtigung finden werden, wolle der Vorstand 
des Verbandes baldıgst alle nötigen 
Schritte tun, die zunächst umfassende Auf- 
klärungen bei allen größeren deutschen Stadt- 
verwaltungen herbeiführen und sodann die Er- 
füllung der berechtigten Wünsche zur Folge 
haben würden.“ 


Teilnahme an der Hauptversammlung. 


Ihre Teilnahme an der Hauptversammlung 
haben. angemeldet die Herren: Civilingenieur 
Dipl.-Ing. Barkow-Charlottenburg, Oberlehrer Dip!.- 
Ing. C. E. Böhm-Essen, Patentanwalt Dipl.-Ing. Caminer- 
Berlin, Regierungsbaumeister Dr.-Ing. Feyerherm- 
Fürstenwalde, Dipl.-Ing. Fischer-Mariendorf, Hilfs- 
arbeiter im Reichsmarineamt Dipl.-Ing. Grimm- 
Charlottenburg, Architect Dipl.-Ing. Dr. I. Heinemann, 
Patentanwalt Dipl.- Ing. Erich Hentschel - Leipzig, 
Privatdozent Dr.-Ing. Hilpert - Charlottenburg, Dipl.- 
Ing. Hoitz-Charlottenburg, Dipl.-Ing. Kühn-Münster, 
Dipl.-Ing. Dr. Lang-Charlottenburg, Kgl. Oberlehrer 
Dipl.-Ing. Fr. Machmar-Essen, Dipl.-Ing. Münch-Beriin, 
Patentanwalt Dipl.-Ing. F. Neubauer-Berlin, Professor 
Dr. - Ing. Obergetlimann - Charlottenburg, Professor 
Dr.-Ing. Schlesinger-Charlottenburg, Dipl.-Ing. 
Hein. Schwarz-Grunewald, Gemeindebaumeister 
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Dipl.-Ing. Schwenke-Steglitz, Privatdozent Dipl.- 
Ing. Wagenbach-Charlottenburg, Patentanwalt 
Dipl.-Ing. Wassermann-Berlin. 


Literatur. 
Buchbesprechungen. 


Güterherstellung und Ingenieur in der Volks- 
wirtschaft, in deren Lehre und Politik. 


Von Max Kraft, o. ö. Prof. (Wien). 


Das vorliegende Werk behandelt obigen 
Gegenstand in elf Kapiteln, von denen nament- 
lich das dritte, welches sich mit der Güter- 
herstellung in der Wirtschaft und Volkswirt- 
schaft, und das siebente, welches sich mit der 
Güterherstellung in der Volkswirtschaftspolitik 
befaßt, am umfangreichsten sind. 

Mit scharfer Logik sind die Faktoren und 
die Haupttätigkeiten der Güterherstellung or- 
ganisch aneinandergereiht und aufgebaut. Das 
Werk dürfte für weitere Untersuchungen auf 
diesem Gebiete als grundlegend betrachtet 
werden. 

Abgeschen von diesen beiden Kapiteln tech- 
nisch-wirtschaftlichen Inhaltes, bieten andere 
noch eine Reihe. sehr interessanter Ausführun- 
gen, die nicht nur für den Ingenieur, sondern 


auch für den Staatsmann, den Volkswirtschaft- 


ler und die Allgemeinheit von großem Wert 
sind. In streng wissenschaftlicher Weise erbringt 
der Verfasser den Beweis, „daß die wichtigste 
und festeste Grundlage der materiellen Wohl- 
fahrt nicht der Handel und Verkehr, sondern die 
Güterherstelling ist‘‘. Bei diesen Untersuchun- 
gen, welche einen tiefen Einblick in den Her- 
stellingsgang aller Güter erkennen lassen, 
kommt er zu dem Schluß, daß der heutige 
Stand der Güterherstellung vorwiegend das Re- 
sultat der Arbeiten des Ingenieurs ist, und die 
weiteren Fortschritte auf diesem Hauptgebicte 


der Volkswirtschaft von dessen wissenschaft- 


licher Schulung und seinem Einblick in die 
Naturgesetze, von seinem Können und seiner 
Tätigkeit abhängen. 

Daran knüpft der Verfasser die Mahnung, 
die Tätigkeit des Ingenieurs in wesentlich 
höherem Maße dadurch nutzbar zu machen, 
daß man ihn im staatlichen wie im wirtschaft- 
lichen Leben mehr zur Geltung kommen läßt. 

In anderen Kapiteln weist der Verfasser nach, 
mit welcher geringen Sachkenntnis die schul- 
mäßige Volkswirtschaftslehre die Güterherstel- 
lung behandelt, insofern als die bedeutendsten 
Vertreter dieser Wissenschaft in ihren Schriften 
die Güterherstellung als Faktor unserer ge- 
samten Volkswirtschaft entweder gar nicht 
oder oberflächlich oder falsch betrachten und 
behandeln. Bei dieser untergeordneten Rolle, 
welche der Güterherstellung in der Volkswirt- 
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Literatur 


schaftslehre und Volkswirtschaftspolitik zuge- 
wiesen wird, ist es ganz selbstverständlich, daß 
der Ingenieur trotz seiner Leistungen, durch 
welche die Kulturstaaten ihre jetzige Höhe 
erst erreicht haben, für die schulmäßige Volks- 
wirtschaftslehre überhaupt nicht existiert oder 
in deren Schriften mit wenigen Worten abge- 
tan wird. Kraft weist darauf hin, daß in der 
volkswirtschaftlichen Literatur der Ingenieur 
lediglich als ein Werkzeug des Kapitals und 
des Unternehmers betrachtet wird, und daß 
die Volkswirtschaftler für die epochemachenden, 
geistigen Errungenschaften, und die in das ganze 
Wirtschafts- und Kulturleben tief einschneiden- 
den Erfindungen der großen Ingenieure gar kein 
Verständnis haben, oder jedenfalls ihre Bedcu- 
tung gegenüber derjenigen des Kapitals voll- 
ständig unterschätzen, namentlich indem sie die 
schöpferische und erfinderische Tätigkeit der 
Ingenieure nicht auf deren eigene Initiative, son- 
dern lediglich auf die treibende Kraft des 
Kapitals und der Unternehmer zurückführen. 
Dagegen beweist er an Hand vieler Bei- 
spiele, daß welterschütternde Erfindungen ge- 
macht und durchgeführt worden sind unter den 
schwierigsten Kimpfen des Erfinders, und daß 
erst alle Mittel der Ueberredungs- und Ueber- 
zeugungskunst notwendig waren, um bei dem 
Kapital und dem Unternehmertum für neue Er- 
findungen Interesse zu erwecken, — eine Tat- 
sache, die den meisten Erfindern leider längst 
bekannt ist. Für alle Behauptungen bringt der Ver- 
fasser die Beweise aus geschichtlichen und all- 
bekannten Tatsachen einerseits und aus der 
Literatur anderseits. 

Wenn der. Verfasser in dieser Weise ener- 
gisch für die richtige Bewertung der Güter- 
herstellung in Volkswirtschaftslehre und Politik 
und für die richtige Würdigung der wissen- 
schaftlichen Tätigkeit und des Könnens der 
Ingenieure eintritt, so betont er zugleich, daß 
dies nicht lediglich im Interesse dieses Stan- 
des, sondern zum Wohl der Allgemeinheit ge- 
schieht, welche durch einsichtsvolle Würdigung 
und Förderung der Güterherstellung und der 
Ingenieurtätigkeit den größten Nutzen für das 
gesamte Wirtschafts- und Kulturleben erzielen 
würde. | 

Das Werk sei allen Ingenieuren dringend 
zum Studium empfohlen, welche sich mit wirt- 
schaftlichen, volkswirtschaftlichen und auch Be- 
rufsfragen befassen und sich nicht mit einer 
Volkswirtschaftsiehre begnügen, welche die 
schwierigste und grundlegende Tätigkeit un- 
seres Wirtschaftslebens, nämlich die Güterher- 
herstellung, gegen deren Foleeerscheinungen 
zurücktreten läßt. E. W. K. 


Verantwortlicher Schriftleiter: Wilh. Franz, Charotenburg, Kantstraße 10. 
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DIE ELEKTRIZITÄT, GESETZGEBUNGSKUNST UND RÖMISCHES RECHT. 


Von O. Schleicher, Regierungsbaumeister, Heilbronn. 


Der 4. Zivilsenat des Reichsgerichts de- 
finierte in seiner Entscheidung vom 
10. März 1887 die elektrische Energie als 
bewegliche Sache, ebenso das Oberlan- 
desgericht München im Urteil vom 15. Ja- 
nuar 1895. Im Gegensatz hierzu erkann- 
ten die Reichsgerichtentscheidungen vom 
20. Oktober. 1896 (4. Strafsenat) und vom 
1. Mai 1899 (1. Strafsenat) die elektrische 


Energie als bewegliche Sache 
nicht an. 
In der letztgenannten Entscheidung 


hatte das RG. ausdrücklich die Unmög- 
lichkeit festgestellt, auf Grund der vor- 
handenen Strafbestimmungen die uner- 
laubte Entziehung der elektrischen Kraft 
zu bestrafen. Dies erregte damals nicht 
nur bei den Elektrotechnikern, sondern 
in der ganzen Oeffentlichkeit großes Auf- 
sehen. Der Fall betraf einen Monteur 

in Elberfeld, der sich durch einen ge- 
heimen Privatanschluß an die städtische 
Leitung unentgeltliche Beleuchtung ver- 


schaffte. Die Strafkammer verurteilte 
wegen Diebstahl und argumentierte, der 
elektrische Strom sei etwas Stoffliches 
mit meßbarer Stärke, die Elektrizität sei 
ein Gut, eine Ware, daher seien die Vor- 
aussetzungen für eine Sache gegeben, 
ferner sei der Strom etwas Flüssiges, 
folglich treffe § 242 des StrGB. zu. Die- 
ser besagt, daß, wer eine fremde, beweg- 
liche Sache einem andern in der Absicht 
wegnimmt, dieselbe sich rechtswidrig an- 
zueignen, wegen Diebstahls mit Ge- 
fängnis bestraft wird. | 

Das RG. hob jedoch am 1. Mai 1899 
dieses Urteil auf und sprach den Ange- 


'klagten wegen Aneignung bezw. Ver- 


wendung der fremden Elektrizität frei 
mit der Begründung, daß die Elektrizität 
zu den sogenannten Energien gehöre. 
Nehme man daher an, daß die elektrische 
Kraftwirkung sich durch Schwingungen 
kleinster Teile fortpflanze, so erscheine 
die Auffassung der Elektrizität oder des 
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elektrischen Stromes als einer selbstän- 
digen Sache, eines Stoffes ausgeschlossen. 
Solange die Naturwissenschaften sich mit 
dem Zugeständnis bescheiden, daß man 
über das eigentliche Wesen der Elektri- 
zität noch im unklaren sei, dürfte der 
Strafrichter sich nicht für befähigt er- 
achten, an die Stelle der Hypothese den 
Satz als ausgemachte Wahrheit zu setzen, 
daß die Elektrizität ein Stoff, der elek- 
trische Strom eine körperliche Sache sei. 
Auch der Einwand, daß ja auch die in 
Akkumulatoren aufgespeicherte Elektri- 
zität sich von der Stelle tragen lasse, 
treffe nicht zu, da in den Akkumulatoren 
außer den Bestandteilen des Gefäßes, 
außer Säuren und Metallen nichts Kör- 
perliches enthalten sei. 
werde, die Elektrizität sei von dem lei- 
tenden Körper nicht mehr und nicht 
weniger abhängig, als z. B. das Leucht- 
gas von der Gasröhre, so werde damit 
ein wesentlicher Unterschied verkannt. 
Das in den freien Luftraum entweichende 
Gas habe sich zwar von seiner Hülle 
losgemacht, bleibe aber eine körperliche 
Substanz; der elektrische Leitungsdraht 
aber sei nicht eine Hülle, sondern nur 
ebenfalls ein Träger des elektrischen 
Stromes. Ein weiteres bekanntes 
ähnliches Beispiel wurde in Pforz- 
heim am 19. Januar 1900 verhandelt. Der 
angeklagte Monteur wurde entgegen der 
Auffassung der Staatsanwaltschaft im 
Hinblick auf die RGE. freigesprochen und 
wegen Sachbeschädigung zu 20 Mk. Geld- 
strafe verurteilt, da er bei der Herstel- 
lung seines Anschlusses die städtische 
Leitung beschädigt hatte. 

Es ist klar, daß diese Freisprechungen 
als formalistische sehr verspottet wur- 
den. Für die maßgebenden Richter lautete 
aber die Frage nicht: Soll das Rechts- 
gut der Elektrizität geschützt werden ? 
sondern: Ist es durch die bestehenden 
Gesetze geschützt? Die erste Frage 
mußte natürlich auch von allen Juristen 
bejaht werden; denn es konnte doch bei 
Menschen mit gesundem Menschenver- 
stand kein Zweifel obwalten, daß die 


- sönliche Rechte. 


Wenn gesagt. 
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elektrische Arbeit ein Rechtsgut und das 
Eigentum ihres Erzeugers ist; aber dieses 
Rechtsgut gehörte eben nicht zu den be- 
weglichen Sachen, auf welche sich der 
Diebstahlsparagraph 242 des StrGB. be- 
zieht. Gemäß $ 90 BGB. sind Sachen im 
Sinne des Gesetzes nur körperliche 
Gegenstände, die $$ 903ff. handeln nur 
über das Eigentum einer Sache. Und 
§ 823 BGB. betr. Delikte handelt auch 
nur über das Eigentum oder über per- 
Damit ist der Kreis der 
Begriffe geschlossen. Das ist der Kern 
des Ganzen und — römisch-dogmatische 
Scholastik. Um nun aber der Elektrizität 
Schutz zu verschaffen, machte der Verband 
deutscher Elektrotechniker in seiner Ein- 
gabe an den Reichskanzler vom 22. Ja- 
nuar 1897 den Vorschlag, dem $ 242 
folgenden Zusatz zu geben: 

„Die gleiche Strafe trifft denjenigen, 
welcher einer von einem anderen betrie- 
benen Kraftanlage Arbeit entnimmt in 
der Absicht, sie sich rechtswidrig anzu- 
eignen.‘“ 

Der Kongreß Deutscher Elektrotech- 
niker vom Juni 1899 beantragte auf 
Grund eines Vortrags von Professor Dr. 
Kohlrausch folgenden Zusatz zum StGB.: 
„Wer einer zur Erzeugung, Ansammlung 
oder Verteilung von Elektrizität dienen- 
den Anlage oder Vorrichtung (dieser 
Ausdruck ist wegen der Akkumulatoren 
gewählt) fremde elektrische Arbeit in der 
Absicht entnimmt, sie sich rechtswidrig 
zuzueignen, wird mit bestraft.“ 

Für die vorsätzliche Schädigung ohne 
die Absicht der fremden Zueignung 
wurde der Zusatz vorgeschlagen: „Die 
gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher 
fremde elektrische Arbeit vorsätzlich und 
rechtswidrig zum Nachteil eines anderen 
entwertet.“ 

Und was wurde nun aus diesen zwei 
vernünftigen Gesetzesvorschlägen fabri- 
ziert ? | 

Am 9. April 1900 erschien das 
neue Reichsgesetz betr. die Be- 
strafung der Entziehung elek- 
trischer Arbeit (Reichsgesetzblatt 
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S. 228). Das Gesetz enthält nur die zwei 
folgenden Paragraphen, welche dem $ 242 
StGB. betr. Diebstahl und dem $ 303 


betr. Sachbeschädigung nachgebildet 
sind: 
$ 1. „Wer einer elektrischen Anlage 


oder Einrichtung fremde elektrische Ar- 
beit mittels eines Leiters ent- 
zieht,derzurordnungsmäßigen 
Entnahme von Arbeit aus der 
Anlage oder Einrichtung nicht 
bestimmt ist, wird, wenn er die 
Handlung in der Absicht begeht, die 
elektrische Arbeit sich rechtswidrig zu- 
zueignen, mit Gefängnis und mit Geld- 
strafe bis zu 1500 Mk. oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. Neben der Ge- 
fangnisstrafe kann auf Verlust der bür- 
gerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 
Der Versuch ist strafbar.“ 

82. „Wird die in § 1 bezeichnete Hand- 
lung in der Absicht begangen, einem 
anderen rechtswidrig Schaden zuzufügen, 
so ist auf Geldstrafe bis zu 1000 Mk. 
oder auf Gefängnis bis zu zwei Jahren 
zu erkennen. Der Versuch ist strafbar. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein.“ 

Dem Bundesrat wurde das Gesetz mit 
folgender Begründung vorgelegt: 

„Die rechtswidrige Zueignung fremder 
Energie ist nach dem bestehenden Recht 
straflos. Wie vom Reichsgericht wieder- 
holt entschieden worden ist, finden die 
Bestimmungen des StGB. über Dieb- 
stahl ($ 242) hier keine Anwendung, 
weil sie .die Körperlichkeit der ge- 
stohlenen Sache voraussetzen, diese Vor- 
aussetzung aber hinsichtlich der elektri- 
schen Energie nicht zutrifft. Ebenso- 
wenig kann eine Bestrafung unter dem 
Gesichtspunkt der Sachbeschädi- 
gung ($ 303) erfolgen, da die Anlage 
oder Einrichtung, der die Energie ent- 
zogen wird, durch die Entziehung an 
sich keine Beschädigung erleidet. Die 
Vorschriften des StGB. über Betrug 
(SS 263—266) endlich greifen nur unter 
besonderen Umständen, in der Regel 
nur dann Platz, wenn ein Vertrag über 
die unentgeltliche Abgabe elektrischer 
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Energie besteht, und der Bezugsberech- 
tigte sich durch täuschende Vorkehrun- 
gen in die Lage versetzt, Energie ohne 
die vereinbarte Gegenleistung zu ent- 
nehmen. Auch in dem der Sachbe- 
schädigung unmittelbar entsprechen- 
den Fall, daß jemand einem andern, in 
der Absicht, ihm zu schaden, fremde 
elektrische Energie entzieht, ist eine Be- 
strafung ausgeschlossen, da durch die 
Vorschrift des $ 303 gleichfalls die K ör - 
perlichkeit der beschädigten oder 
zerstörten Sache gefordert wird. (Vgl. 
$ 90 BGB.) 

Diese Lücken des bestehenden Straf- 
rechts werden in den Kreisen der elek- 
trischen Industrie als ein schwerer MiB- 
stand empfunden, und es ist aus deren 
Mitte der dringende Wunsch geäußert 
worden, daß sie sobald als möglich aus- 
gefüllt werden möchten. Das Verlangen 
erscheint gerechtfertigt. Bei der großen 
Ausdehnung, welche die Anwendung der 
Elektrizität im wirtschaftlichen Leben . 
gefunden hat, und bei der Höhe der in 
dieser Industrie angelegten Werte kann 
ein strafrechtlicher Schutz gegen die 
widerrechtliche Entziehung elektrischer 
Energie nicht länger entbehrt werden. 
Fälle einer solchen rechtswidrigen Ent- 
nahme sind schon bisher mehrfach vor- 
gekommen, und es steht zu befürchten, 
daß die Zahl mit der wachsenden Ver- 
breitung elektrischer Kenntnisse noch er- 
heblich zunehmen werde.“ | 

Aus dieser Begründung ist zu ersehen, 
wie hilflos die Strafrechtsjuristen mit 
ihren antiquierten, römischen Begriffen 
dem neuen Rechtsgut, der neuen 
Sache, gegenüberstanden. Und das 
heißt man moderne Rechtswissenschaft! 
Es ist daher zu begreifen, wenn der 
österreichische Justizminister Klein, dem 
sein Land die modernste Prozeßordnung 
verdankt, auf dem 27. Deutschen 
Juristentage bekannte, daß er nicht gern 
‚Jurist sei, und das berühmt gewordene 
Wort sprach: „Im Wirtschaftskampf 
rauchloses Pulver und Schnellfeuerge- 
schütz, im Rechtskampf Steinschloßflin- 
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ten oder höchstens Vorderlader‘“ (Ver- 
handl. 4, S. 543 und 546), und wenn der 
berühmte Kriminalist Anselm von Feuer- 
bach als Staatsrat und Apellationsge- 
richtspräsident, 
seiner juristischen Laufbahn, an seinen 
Sohn schrieb, die Rechtswissenschaft sei 
ihm von frühester Jugend an zuwider ge- 
wesen, und noch jetzt sei er von ihr 
als Wissenschaft nicht angezogen; nicht 
die Justiz, die Wahrheits- und Rechts- 
findung, sondern die Pandektologie hat 
ihn angewidert. Und Ihering, der be- 
kannte Rechtslehrer, hat das römische 
Recht auch schließlich überwunden. Am 
Ende seines der Jurisprudenz gewid- 
meten Lebens wandte er sich von der 
Pandektologie ab. Wäre ich noch jung, 
rief er in seinem Werk: „Scherz und 
Ernst in der Jurisprudenz‘“, ich würde 
mir ein anderes Fach erwählen! (Siehe 
Fuchs, Recht und Wahrheit, Berlin 1908, 
S.173ff. und Gnaeus Flavius, der Kampf 
um die Rechtswissenschaft, Heidelberg 
1906.) 

Können nun die zwei Paragraphen des 
neuen Gesetzes, welche nur einen Spe- 
zialfall berücksichtigen, dem wirt- 
schaftlichen Leben genügen? Diese 
Frage muß strikte verneint werden! 

Wie der Physiker Prof. Sauter-Ulm in 
seiner eingehenden, interessanten Ab- 
handlung ‚Die Elektrizität vor Gericht“ 
XXI, 5 der Zeitschrift Himmel und Erde 
1910, Seite 193—200 und 254—264, nach- 
weist, ist folgendes gegen das neue Ge- 
setz einzuwenden: 

In §1 ist vonrechtswidrigerZu- 
eignung die Rede; zueignen kann 
man sich aber nur etwas, was im Eigen- 
tum steht, also eine Sache! Man 
statuierte also hiermit die Sacheigen- 
. schaft der Elektrizität, die man leugnete, 
weshalb ja ein Gesetz erforderlich 
wurde; besser wäre die Fassung: „für 
sich rechtswidrig zu benützen“. 

Ueberflüssig seien auch die Worte: 
einer elektrischen Anlage oder 
Einrichtung, ferner treffe der Aus- 
druck: „mittelseinesLeitersent- 


auf dem Höhepunkt 


zieht“ nicht die widerrechtliche Ent- 
ziehung durch Induktion usw. 
Jedem Laien muß aber die Bestim- 


‚mung auffallen, daß dem Verfasser des 
„Gesetzes nur der Spezialfall vorge- 
in welchem unbefugter- 


schwebt hat, 
weise ein heimlicher Anschluß an eine 
Anlage stattgefunden hat; und auf 
diesen Fallistdasganze Gesetz 
zugeschnitten. 

Rüdorffs Strafgesetzbuch sagt S. 201 
folgendes: „Nicht jede Entziehung frem- 
der elektrischer Arbeit ist strafbar, son- 
dern nur die Entziehung mittels eines 


Leiters, der zur ordnungsmäßigen Ent- 


nahme nicht bestimmt ist. Straflos 
bleiben also alle die Fälle un- 
befugter Verwendung fremder 
elektrischer Arbeit, in denen 
sie nicht mittels eines solchen 
Leiters erfolgt.“ Es muß hier er- 
wähnt werden, daß nach der Erklärung 


der Regierung bei der Gesetzesberatung 


in der Reichstagskommission der Aus- 
druck: „ordnungsmäßig.... nicht 
bestimmt‘ dem $ 243, Abs. 3 des 
StGB. entnommen ist, der lautet: 

„Auf Zuchthaus bis zu 10 Jahren ist 
zu erkennen, wenn der Diebstahl da- 
durch bewerkstelligt wird, daß zur Er- 
öffnung eines Gebäudes oder der Zu- 
gänge eines umschlossenen Raumes oder 
zur Eröffnung der im Innern befindlichen 


Türen oder Behältnisse falsche Schlüssel : 


oder andere, zur ordnungsmäßi- 
gen Eröffnung nicht bestimmte 
Werkzeuge angewendet werden.“ 

Jetzt ist die Schablone zum Spezial- 
fall gefunden; der elektrische Leiter 
wird also mit einem Schlüssel usw. zu 
einem Raum verglichen! Ein Kommentar 
hierzu ist überflüssig. Und das nennt 
man Gesetzeskunst! 

Bezüglich der Auslegung des Begriffes 
Leiter sagt Rüdorffs Strafgesetzbuch, 
S. 202: „Zur ordnungsmäßigen Ent- 
nahme bestimmt ist der Leiter, wenn er 
von dem, der über die Entnahme der 
elektrischen Arbeit an den betreffenden 
Stellen und zu der in Betracht kommen- 
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den Zeit zu verfügen hat, der Entnahme 
gewidmet ist. Wer der Verfügungsbe- 
rechtigte war, kann nur nach den Um- 


ständen des einzelnen Falles bestimmt 
werden.“ 
Professor Sauter weist in der ge- 


nannten Abhandlung an einer Reihe von 
Beispielen nach, daß die gleichen kriti- 
schen Betrachtungen auch für $ 2 des 
neuen Gesetzes gelten. Auch hier mache 
sich die Einschränkung des Deliktbe- 
griffes auf den einen Spezialfall 
unangenehm fühlbar. Er kommt daher 
zu dem Schlusse, daß das neue Ge- 
setz der Mannigfaltigkeit von 
Tatbeständen, 
rechtswidrige Entziehung von 
Elektrizitätsichverwirklichen 
läßt, in keiner Weise gerecht 
wird. | 

Und wie wird das neue Gesetz an- 
gewandt ? 


Vom Landgericht Hannover wurde ein 
Angeklagter, welcher an dem Klemm- 
brett seines Motors den durch eine 
Plombe gesicherten, zum Zähler führen- 
_ den, und nur zu dessen Betrieb dienenden 
Nulleiter ohne Verletzung der Plombe 
aus der Klemmschraube herauszog und 
während des Motorbetriebs die Verbin- 
dung zwischen Nulleiter ünd Zähler 
unterbrach, so daß der Zähler einen ent- 
sprechend geringeren Stromverbrauch an- 
zeigte, entgegen dem Antrage des Staats- 
anwalts nicht wegen Entziehung 
fremder elektrischer Arbeit, 
also nicht wegen Diebstahlvon 
Elektrizität, sondern nur wegen 
Betrugs ($ 263 StGB.) verurteilt. Das 
neue Gesetz konnte also hier nicht ange- 


wendet werden. In der Entscheidung des - 


3. Strafsenats des Reichsgerichts vom 
26. Juni 1902 wurde dieses Urteil be- 
stätigt. Die zur Begründung dienende 
sophistisch-dialektische sogenannte Hilfs- 
konstruktion ist in der Elektrotech- 
nischen Zeitschrift 1909, Seite 1031, aus- 
tührlich mitgeteilt. Wesentlich für den 
richterlichen Standpunkt war, daß der 


durch welche 
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elektrischen Anlage keine elektrische Ar- 
beit entzogen wurde: 

Mit Bezug auf die Begründung des 
Urteils kommt Professor Sauter zu der 
Ansicht, daß es sehr zu wünschen wäre, 
daß die Regierung durch ein besonderes ` 
Nachtragsgesetz .einfach festzetzen 


‘würde: „Die elektrische Energie 


muß ebenso geschützt werden, 
wie eine körperliche Sache.“ 
Dann würden auch die Begriffe des ein- 
fachen und schweren Diebstahls von 
selbst zur Wirkung kommen. Da aber 
alle Energieformen, z. B. die mechanische 
Arbeit und die Wärme, genau dasselbe 
Recht auf Schutz verlangen können, so 
könnte man noch weiter gehen und den 
allgemeinen Satz aufstellen: „Das 
Rechtsgut der Energieiststraf- 
rechtlich ebenso zu schützen, 
wie das Rechtsgut der Sache.“ 
Hier wäre es aber schwer, die Grenze 
zu finden, wo der Diebstahl anfängt. 
Professor Sauter führt eine Reihe von 
Beispielen hierfür an und weist auch 
darauf hin, daß auch durch Zuführung 
von Energie die Rechte Dritter geschä- 
digt werden können, z. B. durch Be- 
nützung einer fremden Kühlanlage usw.; 
er hält es daher nicht für leicht, einen 
allen Fällen gerecht werdenden Zusatz 
zum StGB. aufzustellen. 

Auf Grund einer früheren Veröffent- 
lichung der Sauterschen Darlegungen im 
K. Württ. Staatsanzeiger brachte auf An- 
regung des Reichstagsabgeordneten Dr. 
Storz-Heidenheim die Freisinnige Ver- 


‚einigung eine Resolution beim Reichstag 


ein, dahingehend, daß das Rechtsgut 
derelektrischen Energiestraf- 
rechtlich ebenso geschützt 
werde, wie das Rechtsgut der 
Sache; sie wurde am: 25. Februar 1908 
angenommen. Es ist also Aussicht vor- 
handen, daß die Sache noch dieses Jahr 
behandelt wird. 

Und nun zurück zur römischen Scho- 
lastik ! | 

Es werden die leicht verständlichen 
Institutionen von Professor Sohm, eines 
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der besten Vertreter der zeitgenössi- 
schen Gelehrsamkeit, zugrunde gelegt 
(Urteil von Rechtsanwalt Fuchs-Karls- 
ruhe; Institutionen, 13. Aufl., Leipzig 
1908), in denen die Geschichte und das 
System des römischen Privatrechts dar- 
gestellt sind.: Der Literarische Ratgeber 
des Dürerbundes 1910 sagt S. 115 von 
diesem Werk: „Die Arbeit eines reichen 
und doch bewegten Geistes, voll tiefen 
Sinnes und reicher Formenschönheit.“ 


In § 58, welcher über den Begriff der 
Sache handelt, ist gesagt, daß die Römer 
res alle vermögenswerten Güter nannten 
und zwischen res corporales (Sachen) 
und res incorporales, die nur in der 
rechtlichen Vorstellung ein Dasein haben 
(z. B. Erbrecht, Forderungsrecht usw.), 
unterschieden. Sohm sagt dann: Wir 
gebrauchen das Wort „Sache“ nur für 
res corporales und nennen im Rechts- 
sinn Sachen die dem Verkehr erreich- 
baren und für den Verkehr durch ihre 
Natur bestimmten körperlichen 
Dinge. Damit sei das Gebiet der 
Sachenrechte, an erster Stelle des Eigen- 
tums, umschrieben. An Nicht-Sachen 
gebe es kein Eigentum, über- 
haupt kein Sachenrecht. § 61, 
welcher über den Begriff des Eigentums 
handelt, sagt: „Das Eigentum ist das 
seinem Inhalt nach unbeschränkte Recht 
der Herrschaft über eine Sache usw.“ 


Diesen §§ 58 und 61 entsprechen nun 
§ 90 und § 903 des BGB. Letzterer 
spricht zwar nur von dem Eigentümer 
einer Sache; aber es darf doch hier- 
aus nicht der römische Grundsatz ent- 
nommen werden, daß es an Nicht- 
Sachen, also andern Rechtsgütern, 
kein Eigentum gebe! 


Es würde also zum Schutz der 
Elektrizität § 823 BGB. über unerlaubte 
Handlungen anzuwenden sein, der be- 
sagt: „Wer vorsätzlich oder fahrlässig 
das Leben, den Körper, die Gesundheit, 
die Freiheit, das Eigentum oder ein 
sonstiges Recht eines andern widerrecht- 
lich verletzt, ist dem andern zum Er- 


satze des daraus entstandenen Schadens 
verpflichtet usw.“ 


Unsere Pandektisten, Sohm, Planck, 
Dernburg usw. und ihre Anhänger 
halten aber an ihrer antiquierten, starren, 
romanistischen Begriffsscholastik, welche 
die Begriffsschärfe des Mathematikers 
und den Systematisierungssinn des Bo- 
tanikers besitzen soll, fest und greifen 
nun bei Auslegung des BGB. auf die 
Pandekten zurück. Daher mußte eın 
neues Gesetz gemacht werden! 


Und doch sollten die Pandektisten 
sich immer wieder vor Augen halten, 
daß in der Zeit des römischen Welt- 
rechts, vor und während der so- 
genannten Kaiserzeit (Siehe Insti- 
tutionen 1. Teil, 2. Kapitel), als die 
Römer ihre Herrschaft ausdehnten, und 
der Handel und Verkehr mit den unter- 
jochten, fremden Völkern sich ent- 
wickelte, das römische Recht sich in dem 
jus gentium, einem natürlich-billigen Ver- 
kehrsrecht, dieser Entwicklung anpaßte 
und der prätor peregrinus mit seiner freien 
Rechtsprechung durch Edikte (Verfügun- 
gen und Entscheidungen) eine Interessen- 
abwägungsjurisprudenz ausübte, welche 
jetzt der neue juristischeModernismus an- 
strebt. (Siehe Rechtsanwalt Fuchs-Karls- 
ruhe, Die Gemeinschädlichkeit der kon- 
struktiven Jurisprudenz, Karlsruhe 1909, 
Seite Iff. und Sohm $ 15 und 16.) 


Ganz verständig sagt Professor Sohm 
in § 14, S. 80: „Bei jedem Volke tritt 
ein Augenblick ein, in welchem die An- 
forderungen natürlichen Billigkeitsge- 
fühls gegen die überlieferten Formen 
einer strengeren Urzeit sich erheben. Bei 
den Römern war dieser Augenblick jetzt 
herangekommen.“ 


Und bei uns in Deutschland, die wir 
uns den andern, vom Romanismus ver- 
schont gebliebenen Völkern gegenüber 
brüsten, der einzig wahre Erbe der römı- 
schen Rechtswissenschaft zu sein, bei uns 
ist dieser Augenblick schon lange Zeit 
da und wartet auf die Herren Pandek- 
tisten der juristischen Fakultäten! 
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Für einen Agrarstaat konnte ja das 
Pandektenrecht genügen, für die Auf- 
hebung der Zersplitterung der deutschen 
Rechtspflege hat es ja gute Dienste ge- 
leistet, obwohl das deutsche Recht in der 
kritischen Zeit der Rezeption des römi- 
schen Rechts (12.—14. Jahrhundert) wohl 
imstande gewesen wäre, aus sich heraus 
die den veränderten Bedürfnissen ent- 
sprechenden Rechtsinstitute zu schaffen, 
da vereinzelte, triebkräftige Ansätze da- 
zu vorhanden waren. (Siehe Sternberg, 
Allgemeine Rechtslehre, Verlag Göschen, 
1. Teil, § 10.) | 

Für das Zeitalter der Natur- 
wissenschaften, der wissen- 
schaftlichen Technik, für das 
Deutschland, welches durch die 
kapitalistische Entwicklung 
des 19. Jahrhunderts zu einem 
Industriestaat geworden ist, 
genügt das römisch-dogmati- 
sche Recht in keiner Weise; hier 
ist eine Jurisprudenz auf Grund der 
nationalökonomischen und soziologischen 
Wissenschaften und eine Rechtsprechung 
auf psychologischer und soziologischer 
Grundlage nötig (Siehe Fuchs, Recht 
und Wahrheit, Berlin 1908), gerade so 
wie in der modernen Medizin Anatomie 
und Physiologie die Grundlagen bilden. 

Um nun auf Professor Sohm zurück- 
zukommen, so ist dieser der Ansicht, 
daß erst durch das Strafgesetz vom 
9. April 1900 auch eine zivilrechtliche 
Lücke ausgefüllt würde; das ‚„persön- 
liche Eigenrecht“ an rechtmäßiger, 
selbsterarbeiteter elektrischer Energie sei 
damit in die Gesetzgebung eingeführt 
und genieße den Schutz des § 823 BGB. 
Das Recht an der körperlosen Energie 
sei kein Sachenrecht, sondern ein Per- 
sönlichkeitsrecht, ebenso wie das Ur- 
heberrecht an einem Schriftwerk, Ton- 
werk oder Kunstwerk. (Sohm, Der Ge- 
genstand, 1905 und Sohm: ‚Noch einmal 
der Gegenstand in Iherings J., 2. Folg., 
Bd. 17, S. 373 ff.) 

Rechtsanwalt Fuchs -Karlsruhe, der 
philosophisch und naturwissenschaftlich 
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gebildete Vorkämpfer des juristischen 
Modernismus, sagt S.58 seines tempera- 


.mentvoll geschriebenen, schon zitierten 


Werkes „Die Gemeinschädlichkeit der 
konstruktiven Jurisprudenz“: „Gibt es 
etwas Sachunkundigeres und Falscheres, 
als die Vorstellung, die elektrische oder 
irgendeine andere physische Energie sei 
in diesem Sinne, wie Sohm meint, körper- 
los, und sie verhalte sich zu ihren körper- 
lichen Trägern ähnlich wie das Geistes- 
produkt zum Blatt Papier, auf dem es 
steht ? Weiter verrät uns der Gelehrte 
mit der. Miene tiefer Offenbarung, es 
gebe „bereits‘‘ zahlreiche Verträge über - 
entgeltliche Lieferung von. Elektrizität. 


Indem jenes Spezialgesetz die rechts- 
widrige Zueignung fremder: Arbeit 
strafe, erkenne es das „Dasein des 


Gegensatzes‘‘, nämlich der rechtmäßigen 
Zueignung fremder elektrischer Arbeit, 
an. Das Publikum, vor allem auch die 
Kaufleute und Fabrikanten werden stau- 
nen, daß erst durch dieses scharfsinnige 
Argument aus dem Gegensatz ihre Ver- 
träge über Elektrizitätslieferung eine ju- 
ristische Existenzmöglichkeit erhalten 
haben. Die Elektrizität wäre also in 
Deutschland vor jenem Spezialgesetz 
vogelfrei gewesen. Und sie wäre es dar- 
nach heute noch in den bedauernswerten 
Ländern, in denen ein solches Spezial- 
gesetz nicht besteht. Sohm ist einer der 
besten Vertreter der zeitgenössischen 
Rechtsgelehrtheit. Und deren Denkweise 
übt nicht nur eine Gespensterherrschaft 
in der Theorie, d. h. in der Bücherwelt 
aus, sondern sie hat Fleisch und Blut 
angenommen, sie führt das Regiment in 
der praktischen Justiz. Es ist nur zu 
verwundern, daß nicht Zeppelin von den 
Juristen an seiner Luftschiffahrt ge- 
hindert wurde, weil diese noch in keinem 
Gesetz definiert und geregelt sei.“ 

Wie schon in der früheren Abhand- 
lung in Nr. 6 über den Eigentumsvor- 
behalt an Maschinen mitgeteilt wurde, 
hat das auf bodenständigem, volkstüm- 
lichem Recht aufgebaute, schweizerische 
Zivilgesetzbuch die pandektologische 
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Scholastik nicht. ‘Die betreffenden Ar- 
tikel des ZGB. sind dort mitgeteilt wor- 
den. Es gibt keinen dem $ 90 BGB. 
ähnlichen Artikel, welcher die Körper- 
lichkeit jeder Sache fordert, so daß unter 
Sache auch Rechtsgüter wie mechanische 
Arbeit, Wärme usw. begriffen werden 
können. Art. 713 ZGB. über Fahrnis- 
eigentum umfaßt neben den ihrer Natur 
nach beweglichen körperlichen 
Sachen auch die Naturkräfte. 
Zum Schluß sei noch erwähnt, daß 
die neue, an Stelle der jetzigen Buch- 
stabenjustiz von dem juristischen Mo- 
- dernismus geforderte Methode der In- 


teressenabwägung in Art. 1 des schwei- 
zerischen ZGB. gesetzgeberisch formu- 
liert ist: 

Das Gesetz findet auf alle Rechts- 
fragen Anwendung, für die es nach Wort- 
laut oder Auslegung eine Bestimmung 
erhält. | 

Kann dem Gesetze keine Vorschrift 
entnommen werden, so soll der Richter 
nach Gewohnheitsrecht, und wo auch ein 
solches fehlt, nach der Regel entschei- 
den, die er als Gesetzgeber aufstellen 
würde. l 

Er folgt dabei Lehre und Ueberliefe- 
rung. 


DER AKADEMISCH GEBILDETE INGENIEUR UND DIE AVIATIK. 


Von Dr. August von Parseval-Charlottenburg. 


Wenn sich Stimmen erhoben haben, 
die dem akademisch gebildeten Ingenieur 
widerraten, sich mit der Flugtechnik zu 
beschäftigen, so ist die Anschauung, aus 
welcher heraus ein solcher Rat erteilt 
wurde, zunächst nicht recht verständlich. 
Wirft man aber einen Blick auf die bis- 
herige Entwicklung des Automobilismus, 
auf der Erde sowohl als in der Luft, 


so erkennt man den Gedanken, richtiger 


gesagt, Gefühlsgang. Beim Automobil 
sowohl, wie in der Luft, waren es großen- 
teils Laien und Techniker, keine Aka- 
demiker, welche die Pionierarbeit ver- 
richteten — ich erinnere nur an Santos 
Dumont, Blèriot, Farman — und so mag 
der Gedanke entstanden sein, die Flug- 
technik sei eines akademisch gebildeten 
Ingenieurs nicht würdig genug. Nun ist 
in der Tat leicht zu verstehen, daß ein 
akademisch gebildeter Ingenieur Neue- 
rungen, wie sie das Automobil oder 
neuerdings die Flugmaschinen gebracht 
haben, mißtrauisch gegenüber stehen 
muß. Denn ausführbar wurden diese 
neuen Maschinen erst dann, als man sich 
mit einem kühnen Schwung über viele 
akademische Konstruktionsregeln und 
Sicherheitskoeffizienten hinwegsetzte, als 
man an das Material Anforderungen 


stellte und Dinge wagte, die nach den 
älteren Anschauungen nicht bestehen 
konnten. Darum waren auch früher 
Leute, die sich mit diesen Dingen be- 
schäftigten, in Fachkreisen nicht son- 
derlich angesehen, und es mag sein, daß 
diese Stimmung noch an manchen Orten 
nathklingt. 

Obwohl nun der jugendliche Nach- 
wuchs diese Gesinnung keineswegs teilt, 
vielmehr von einer hohen Begeisterung 
für die Luftschifftechnik erfüllt ist, so 
ist es doch nützlich, darauf hinzuweisen, 
wie notwendig eine tüchtige, wissen- 
schaftliche Vorbildung gerade dem Luft- 
schifftechniker ist, damit bei ihnen nicht 
die Ansicht Platz greife, man könne auf 
diesem Gebiete mit einem geringeren Maß 
von Vorbildung auskommen. Nichts wäre 
falscher! Wohl können praktischer Sinn, 
Kühnheit, Unternehmungsgeist und eine 
durch große Geldmittel unterstützte Aus- 
dauer einen Mangel an theoretischer 
Vorbildung überwinden; aber mit 
welchen Schwierigkeiten! Ein Beispiel 
ist Bleriot, der nicht weniger als 13 Flug- 
maschinen probiert hat, bis er einen 


wirklichen Erfolg erzielte. Sein Weg war - 


der praktische Versuch ohne genügende 
theoretische Kritik. Aber wie wenige 
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haben die Mittel, die Ausdauer, das 
Glück, einen solchen Weg bis zu Ende 
= zu gehen! Hier liegt aber noch 
das alte Wort im Wege „von der gol- 
denen Praxis und der grauen Theorie‘, 
das schon von Goethe halb ironisierend 
gebraucht, doch heute noch allen Halb- 
wissern als Schild dient. 

Fürwahr, eine schlechte Theorie, die 
nicht in der Praxis bestätigt wird. Frei- 
lich restlos ausschöpfen kann sie ein 
Problem nicht. In jedem mechanischen 
Gebilde kreuzen sich unendliche Wirkun- 
gen, und die Theorie ist es, die das 
Nebensächliche entfernt und die Haupt- 
züge der Erscheinung festhält. Sie gibt 
uns also ein vereinfachtes Bild; aber des- 
wegen dürfen wir sie nicht mißachten, 
und der wahre Praktiker wird gerade 
mit der Theorie am besten praktisch ar- 
beiten. Dazu jedoch muß er sie be- 
herrschen, und das Feld ist wahrlich 
groß genug. Ä 

Zunächst die Aerodynamik. Hier 
ist noch Raum für Forscher und 
Entdecker, ein größtenteils unbekanntes 
Gebiet. Man kann noch bei keinem 
neuen Flugwerkzeug voraussagen, ob es 
die beabsichtigten Wirkungen hervor- 
bringen wird; namentlich die Stabilität 
der Maschinen in der Luft ist noch unbe- 
rechenbar. Hier müssen Theorie und 
Praxis sich gegenseitig befruchten. Der 
Praktiker allein ist hilflos, und der reine 
Theoretiker hat meist nicht die Kennt- 
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nis der praktischen Bedürfnisse und oft 
gar nicht die Neigung, darauf einzu- 
gehen. Dies ist eine Aufgabe so 
recht für den wissenschaftlich 
gebildeten Ingenieur. 

Aber auch bei der Konstruktion der 
Maschinen selbst spielt die Theorie eine 
entscheidende Rolle. Schon der erste 
Entwurf ist für die Gewichts-Oekonomie 


entscheidend. Leicht kann man nur 
bauen, wenn man ' die vorteilhaftesten 
Anordnungen findet. Die Frage der 


Größe von Flugflächen, Zahl und An- 
ordnung von Luftschrauben, Ausbildung 
der. Traggerippe usw. sind Optimum- 
Probleme, die eine theoretische Behand- 
lung für jeden einzelnen Fall erfordern. 

Bei der Detailkonstruktion ist die 
Theorie gleichfalls unentbehrlich. Jeder 
Bauteil’ muß nachgerechnet und seiner 
Beanspruchung angepaßt werden. Nur 
so ist es möglich, Sicherheit mit gering- 
stem, Gewicht zu verbinden. Wenn. es 
anderwärts möglich und üblich ist, die 
Abmessungen nach dem Gefühl zu 
wählen, so kann diese Methode in der 
Flugtechnik nur dringend widerraten 
werden. 

Je näher wir der Höchstleistung kom- 
men wollen, um so schärfer muß die 
Rechnung sein, und deshalb brauchen 
beide, die Flugtechnik und die Flugtech- 
niker, notwendig eine gediegene Wissen- 
schaft, eine gesunde Theorie. | 


DIE DEUTSCHEN TECHNISCHEN HOCHSCHULEN 


NACH 


Die Verteilung der Pflegestätten tech- 
nischer Wissenschaften war in Deutsch- 
land bis in die letzte Zeit recht un- 
regelmäßig. Nicht so sehr die Abhängig- 
keit von der industriellen Entwicklung 
bestimmter Gebiete als die histori- 
sche Entwicklung selbst, hat 
auf ihre räumliche Anordnung 
ihren Einfluß ausgeübt. 


IHRER GEOGRAPHISCHEN - VERTEILUNG. 


Von Dipl.-Ing. Heinrich Reisner-Essen (Ruhr). 


Die größeren Bundesstaaten Deutsch- 
lands hatten aus jener Zeit, wo die 
Staatsgrenze noch ein ziemlich hoher 
Damm gegen Verkehr und Handel war, 
technische Anstalten, die sie wohl nicht 
eingehen lassen mochten, wenn auch 
eigentlich deren Bedeutung in keinem 
Verhältnis stand zu der technischen Kul- 
turhöhe des Landes. 
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Die Kleinstaaterei hatte ja allezeit 
eine gewisse Sucht, nach außen hin 
wenigstens alle Einrichtungen eines 
großen Staates zu besitzen. So leuch- 
tete Frankreich mit seiner Ecole poly- 
technique voran, um denn auch, als da- 
mals „kompetenter“ Staat, die Pflege 
und Erhaltung höherer technischer Lehr- 
anstalten in kleinen Staaten beginnen zu 
lassen. Vielleicht war es mitunter zu- 
nächst nur eine äußere Maßnahme, von 
deren Tragweite man noch gar nicht 
unterrichtet war. Indessen merkte man 
gar bald, daß jene „Schulen“, in 
denen deutsche Gründlichkeit die geist- 
vollen, aber nicht immer vor un- 
verbindlichen Theorien zurückschrecken- 
den Tendenzen der mathematischen 
Schulung der französischen Technik 
in das rauhe Gewand der Wirk- 
lichkeit kleidete, dem Staatsganzen eine 
lebendige Quelle zur „Förderung der 
Gewerbe“ waren. Ich glaube sogar, daß 
. dieser Drang nach Wirklichkeit mit 
schuld daran ist, daß deutsche Universi- 
täten und Verwaltungen sich länger als 
in den ‚romanischen und slavischen Län- 
dern dem Techniker gegenüber so ab- 
lehnend verhielten. Denn dort paßte 


man sich mehr dem französischen Bei- 


spiele an, so daß oft genug zwischen 
Ingenieur- und Mathematikstudium kein 
großer Unterschied war. Die junge In- 
dustrie des Landes und die Bautätigkeit 
der Regierung verlangten die Existenz 
technischer Anstalten um so mehr, als 
man ungern ins „Ausland“ des Nachbar- 
staates ging. 

So sehen wir, daß Staaten recht 
verschiedenen Umfanges eigene Anstal- 
ten hatten: Hannover in Hannover, 
Baden in Karlsruhe, Bayern in München, 
Preußen in Berlin, Hessen-Darmstadt 
in Darmstadt, Kur-Hessen in Kassel, 
Sachsen in Dresden, Württemberg 
in Stuttgart, Braunschweig in Braun- 
schweig. Daneben bestand noch die 
altberühmte Freiberger Bergaka- 
demie, die älteste deutsche 
Hochschule mit technischem 


 besuchtes 


Charakter (gegr. 1765). Alle diese An- 
stalten haben sich, bis auf Kassel, zu 


Hochschulen entwickelt. Später kam 
noch Aachen hinzu und in der jüngsten 
Zeit Danzig und Breslau. ® 


Die Entwicklung der Hochschulen war 
im Laufe der Zeit wenig gleichmäßig. 
Ziele, Organisation und Hörer waren zu 
verschieden, als daß ein Vergleich ohne 
weiteres bis in die Anfänge hinein sich 
anstellen ließe. l 

Zunächst blieben eben die Anstalten 
vorzüglich „Landes‘-Einrichtungen mit 
inländischen Hörern. Hannover war 
frühzeitig ein Anziehungspunkt der nord- 
deutschen Länder, Dresden für die Bal- 
ten — wir finden hier zuerst die auch 
in Rußland recht heimische Bezeichnung 
als „Ingenieur-Technolog‘ oder „Fabrik- 
ingenieur‘‘ —, München galt als gern 
Polytechnikum Süddeutsch- 
lands. 

Die spätere Entwicklung drängte Ber- 
lin schnell in den Vordergrund, und nur 


. wenige Hochschulen blieben bis heute 


wesentlich hinter den anderen zurück. 


München vereinigte in sich schon 
die Bedürfnisse eines größeren Staätes, 
dessen topographische Beschaffenheit 
allein hohe Anforderungen an die 
Tätigkeit des „Ingenieurs‘ stellte. 
Unter ‚Ingenieur‘-Tätigkeit im histori- 
schen Sinne ist bekanntlich die des 
Bauingenieurs zu verstehen, die ja 
ursprünglich direkt militärischen Charak- 
ter (Frankreich unter Sully Gründung des 
corps des ingénieurs des ponts et 
chaussces) trug.!) Unter diesem Ge- 


sichtspunkte war München am meisten 


ı) Wir finden "in Süddeutschland einschließlich 
Oesterreich und der Schweiz, um nur deutschsprachige 
Hochschulen zu nennen, mit alleiniger Ausnahme 
Stuttgarts für die Bezeichnung der Abteilung für Bau- 
Ingenieurwesen stets „Ingenieurwesen“, während die 
Maschineningenieur- Abteilung nicht im Zusammen- 
hange mit der Ingenieurbezeichnung genannt wird, 
sondern Abteilung für Maschinenbau oder mechanische 
Technik heißt. Das Gleiche ist auch in Dresden und 
Braunschweig der Fall. Die preußischen Hoch- 
schulen sowie Stutteart und auch München haben 
Abteilungen für „Maschineningenieurwesen«. 
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„Landeshochschule“, mehr noch als 

Stuttgart, das südlich der Mainlinie 

die. kleinste Hochschule geblieben ist. 
Die Rheinlinie weist die meisten 


Hochschulen auf. Karlsruhe, Darm-. 


stadt, Aachen gesellen sich zu den 
vier Universitäten Freiburgi.B., Heidel- 
berg, Straßburg, Bonn und zwei be- 
kannten Kunstakademien Düsseldorf und 
Karlsruhe. Dazu kommt die schweize- 
rische Universität Basel und nahebei das 


altbekannte eidgenössische Polytechni- 
kum Zürich. 
Karlsruhe hat im Gebiete ältester 


deutscher Kultur — allemannischer, wie 
Friedrich Ratzel mit nicht ohne weiteres 
zurückzuweisendem Partikularismus sagt 
— zugleich eine Lage an der großen 
Völkerstraße, den wirtschaftlichen Aus- 
tauschstätten zweier großer Nationen, 
Darmstadt wiederum vereinigt in sich 
die Wege des Oberrheins, des Main, 
. des Neckar und eine mehr zentrale Stel- 
lung in Westdeutschland. 

Von den Technischen Hochschulen ist 
nur Aachen an der Stätte reger 
Industrie in neuerer Zeit (1870) be- 
gründet. Sie ist mit eine der klein- 
sten geblieben, während die bei- 
den anderen, besonders unter dem 
Einflusse der dort sehr gepflegten 
Elektrotechnik, sehr aufblühten und na- 
mentlich den Ausländern als Bildungs- 
stätte galten. Allerdings wurden Auf- 
nahmebestimmungen hier weniger scharf 
als an den übrigen Hochschulen ge- 
handhabt. ae: | 

Wir sehen, daß der offenbar . ge- 
wünschte Einfluß des rheinisch-westfäli- 


schen Industriegebietes sich in Aachen, 


trotzdem hervorragende Lehrkräfte dort 
wirkten, nicht geltend machte. Sicher 
ist Aachen als Hochschulort nicht sehr 
günstig gewählt. Die äußerst exponierte 
Lage an. der Grenze, ein gewisser Mangel 
an Eigenschaften, die eine Stadt als 
Musenstadt angenehm gestaltet, mögen 
wohl die geringe Steigerung der Fre- 
quenz bewirkt haben. Ich bin überzeugt, 
daß Düsseldorf oder Köln mit ihrer 
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geographisch wichtigeren Lage undihrer 
Regsamkeit auf allen Gebieten viel 
stärker besucht worden wären. Neuere 
Bestrebungen (1908) zielten auf die Er- 
richtung einer Technischen Hochschule 
in.Dortmund hin, der westfälischen 
Eisen- und Bierstadt. Es scheint mir aber 


' viel wichtiger und wesentlicher zu sein, 


wollte man im Industriebezirke oder an 
seinen Grenzen eine Akademie für 
die Fortbildung in den techni- 
schen Wissenschaften, wie wir 
sie für die Mediziner schon haben, er- 
richten. Der Verfasser des „Surgite“ 
weist dringend auf ein derartiges Bedürf- 
nis hin (S. 52). 

Es mag das als Beweis dienen, daß 
eine „fachliche“ Umgebung 
einer Technischen Hochschule 
dieser noch nicht die Grund- 
lagen ihres Aufblühens gibt. 
Technische Hochschulen sind eben gar 
nicht so sehr fachliche Anstalten, als 
die sie vielfach angesprochen werden. 
Bei Berg- und Forstakademien ist die 
Lage fachlich doch mehr bedingt, weil 
hier die Forschungsobjekte in der Natur, 
im Großen zu suchen sind. Bergwerke 
wie Forsten verlangen die Anpassung 
der Hochschulen an bestimmte Gegen- 
den, selbst dann noch, wenn das Ge- 
biet des Forst- oder Bergstudiums an eine 
allgemeine Hochschule angegliedert ist, 
wie z. B. in Aachen, Karlsruhe, Gießen. 

Die beiden Bergakademien Frei- 
berg und Clausthal liegen in Berg- 
baubezirken, Berlin am Orte der Zen- 
tralregierung, wie sich das durch die 
historische Entwicklung des Bergwesens, 
das früher eine Domäne der Krone und 
des Staates war, ergab. Ein gewisser 
staatswirtschaftlicher Zug hat sich hier- 
durch bis in die jüngste Zeit im Berg- 
studium erhalten. Nicht zu unterschätzen 
ist auch, daß die meisten Hochschulen 
in Residenzstädten, in denen die höchsten 
Behörden und eine Reihe von Einrich- 
tungen zu finden sind, die Provinzial- 
städte entbehren. Hannover trägt noch 
heute neben dem Titel auch den Cha- 
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rakter einer Residenz, Danzig ist der 
. Sitz der Provinzialregierung und auch 
sonst durch seine geographische Stellung 
bekannt, - nur Aachen liegt bei dem 
Mangel einer politischen Vorderstellung 
etwas abseits. 
Norddeutschland mit seinen fünf 
Technischen Hochschulen war relativ viel 
weniger dicht mit technischen Instituten 
ausgestattet. Die Entfernung von Aachen 
‘bis Hannover und von Hannover bis 
Berlin beträgt über 300, bzw. 250 Kilo- 
meter ; über 200 Kilometer ist von Aachen 
die nächstliegende Hochschule, Darm- 
stadt, entiernt. E Ea 
Das Gebiet westlich der Elbe, nörd- 
lich des Mains war mit vier Hochschulen 
noch nicht einmal so sehr schwach be- 
setzt, obwohl nördlich Hannover nicht 
eine einzige mehr lag. Es hängt eine 
Verringerung der Zahl höherer Lehr- 
anstalten mit der Verringerung der Ein- 
wohnerzahl bestimmter Gegenden zu- 
sammen. In Norddeutschland sinkt die 
Volksdichte nach der See zu, ergibt sich 


ferner im Entwicklungsgang der Be- 


völkerung die Abhängigkeit des Men- 
schen vom Boden, dessen Nutzung ge- 
ringerere Beweglichkeit der Erwerbs- 
zweige in sich schließt. Es ist verständ- 
lich, daß dann industrielles Interesse. zu- 
rücksteht vor dem des Landbaues. 

Ganz nahe bei Hannover finden wir 
Braunschweig. Heute sagen wir so- 
fort, daß diese Hochschule nicht gegrün- 
det wäre bei so nahem Bestehen einer 
anderen. Und wirklich ist Braunschweig 
immer mehr in der Frequenz zurück- 
gegangen. Ihre Bedeutung war einst auf 
den Staat Braunschweig zugeschnitten, 
und ihr Lehrprogramm enthielt einst als 
„Collegium Carolinum“ (gegr. 1745) weit 
mchr als die Aufgabe, nur reine Technik 
zu pflegen. Sie sollte auch besonders den 
Kameralisten als Schule dienen. 

Am nächsten liegen voncinander 
unter den deutschen Technischen Hoch- 
schulen Hannover — Braunschweig und 
Stuttgart — Karlsruhe mit wenig mehr 
als 100 Kilometer Entfernung, am 


weitesten 


recht wenig, denn 


Berlin — Danzig mit über 
400 Kilometer. Tatsächlich besagt die 
absolute Entfernung zweier Punkte 
im anthropogeographischen Sinne nach 
| Verkehrs- wie 
Wirtschaftsstrom können trotzdem 
in ihrer Fernwirkung ganz nahe Ge- 
biete sehr wohl von einander entfernen. 

Mitteldeutschland weist auch keine 
Hochschulen auf, denn von Dresden und 
Braunschweig ab finden wir bis Aachen 
und Süddeutschland hin nicht eine ein- 
zige. Geographisch reicht der Einfluß 
Dresdens doch nicht über die thürin- 
gischen Staaten hinaus, während Darm- 
stadt aus historischen Gründen aller- 
dings weite Gebiete Hessens und Fran- 
kens beherrscht. Unzweifelhaft ist der 
alte historische Sinn ehemals zusammen- 
gehörender Gebiete in ihren wirtschaft- 
lichen und geistigen Beziehungen nicht 
zu unterschätzen. Darum ist auch 


eineHochschule durchausnicht. 


immer ein regionaler Mittel- 
punkt einer geometrisch be- 
trachteten Einflußzone. 
Ueberblicken wir so die Lage der 
Technischen Hochschulen, so fällt uns 
doch jedenfalls die eigenartige Vertei- 
lung auf. Ich will später einmal in diesen 
Spalten den Vergleich mit der Lage an- 
derer Hochschulen machen. Von den 
wichtigen Mittelpunkten kommen nur 
Kassel, Erfurt, Leipzig, Halle, Nürnberg 
in Betracht. Es wundert einen fast, 
daß Frankfurt a. M. nicht früher der 
Sitz einer Technischen Hochschule ge- 
worden ist. Die berühmte alte Reichs- 
stadt hat also ebenso wenig als die 


‚Hansestädte eine Hochschule hervorge- 


bracht. Unbedingt liegt dies wohl auch 
daran, daß zur Zeit ihrer Selbständigkeit 
oder größeren Isoliertheit einer 
akademischen Anstalt das natürliche Zu- 
zugsgcbict fehlte. Heute haben Berlin, 
Cöln, Mannheim Handelshochschulen, 
Hamburg die Kolonialakademic, Frank- 
furt a. M. die für Handels- und Spezial- 
wissenschaften, Anstalten, die alle ohne 
die Hilfe eines größeren Staates errich- 
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tet sind. Heute ist trotz der Nähe 
von Gießen, Marburg, Heidelberg und 
Bonn noch Sinn für eine Universitäts- 
gründung dort vorhanden. Frankfurt 
war auch und ist heute noch der wich- 
tigste Handelsort Mitteldeutschlands von 
Leipzig her. | 


Die große Zahl niederer Anstalten in 
.den sächsisch-thüringischen 


Gebieten 
dürfte wohl hauptsächlich auf ein ge- 
wisses Entgegenkommen der thüringi- 
schen Staaten. zurückzuführen sein. 
Immerhin gibt es einen Anhalt, daß das 
Interesse an gewerblich - industrieller 
Tätigkeit dort rege ist. Weit nach Thü- 
ringen hinein dürfte der Einfluß Braun- 
schweigs reichen, dessen Beziehungen 
zum Harz verbindend sich gestalten mit 
den anderen Gebirgslandschaften jener 
Gebiete. Westlich vom Thüringer Wald 
ist der Einfluß Darmstadts sicherlich 
schon zu verspüren. 

Dresden war als Hochschule immerhin 


i sehr Landesanstalt geworden, und eine 


gewisse Geschlossenheit und bewahrte 
Eigenart der Sachsen selbst haben nicht 
wenig Anteil, daß der Einfluß Dresdens 
nach Osten hin nicht so stark war, als 


' er hätte werden können. Bedenken wir, 


daß selbst heute noch ein großes preußi- 
sches Gebiet, die Lausitz, fast zu Sachsen 
gerechnet wird, daß in Sachsen alte, 
geistige Beziehungen zu Schlesien be- 
stehen, so sehen wir, daß hier die 


Landesgrenze neben dem oben genann- 


ten Moment sehr wohl eine Wirkung 
zeigte, die wir in Leipzig durchaus nicht 
finden. In Sachsen finden wir auch noch 
zahlreiche engere Beziehungen zum 
Nachbarstaate Oesterreich. Ob der früher 
relativ starke Besuch der Hochschule von 
vornehmen Polen und Russen wie 
Deutsch-Balten auf die historischen Be- 
ziehungen Sachsens 
reiche zurückzuführen ist, vermag ich 
nicht zu sagen, doch es liegt nahe, daran 
zu denken. 

- Oestlich der Elbe lag also nur Ber- 
lin und dann die ausländischen Hoch- 
schulen deutscher Zunge: Prag, 


‚schulen. 


zum alten Polen-, 


Brünn, Riga. Von ihnen sind die 

ersten beiden auch heute noch wegen der 
sprachlichen Teilung gut deutsche Hoch- 
Die Tschechen : besitzen am 
gleichen Ort. je eine Technische Hoch- 
schule mit tschechischer Unterrichts- 
sprache. Die einzige Technische 
Hochschule mit polnischer Sprache 
ist Lemberg. Wien, Graz und 
Leoben möchte ich "hier weniger zu 
Ost- als zu Süddeutschland zählen. 
Wirkte schon die Staatsgrenze auf die 
Einflußzone ein, so tat dies viel stärker‘ 
die Reichsgrenze. Engere Beziehungen 
zwischen den österreichischen Hoch- 
schulen und den reichsdeutschen sind 
nicht erfolgt. Indessen lag es wohl auch 
daran, daß tatsächlich außer Dresden 
keine deutsche Hochschule den öster- 
reichischen näher lag.. 

Das gänzliche Fehlen Technischer - 
Hochschulen im Osten ist auf die ge- 
ringere Besiedlung, auf den Mangel ge- 
werblicher Tätigkeit, auf das Feh- 
len des Einflusses kleinerer 
Staaten, die sich eigene Anstalten 
schafften, zurückzuführen. 

Dann aber wirkte auch ein ge-. 
wisses Maß geringerer geistiger Reg-. 
samkeit mit, das sich auch in 
der Verteilung der Universitäten zeigt. 
Hier ist Schlesien unbedingt in 
seiner technisch-kulturellen Bedeutung 
im Osten das wichtigste Gebiet, denn 
selbst die Ostsee vermag nicht mehr 
durch die Häfen Pommerns und Preußens 
jenen Einfluß auf die Verkehrs- und In- 
dustriecentwicklung des Hinterlandes ge- 
winnen als Stettin. Keinen Welthafen wie 
Hamburg oder Bremen kann die Ost- 
see mehr hervorbringen, die heute ein 
Binnenmeer mit seinen wirtschaftlichen 
Folgen geworden iist. ° 

Aber trotzdem drängt die gewaltige 
Macht des Russenreiches mit um so 
stärkerem Drange gegen den schmalen 
Landstreifen, der es vom Meere trennt, 
dessen Besitz es eine weltpolitische Lage 
verdanken könnte. Zwischen dem 
Durchgangslande zum großen Oest- 


© Volksstraßen breitet sich, mit 
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europa, den altpreußischen Pro- 
vinzen, und dem stark bevölker- 
ten, kulturell hochstehenden Schle- 
sien, das keineswegs nur ein Stück 
Ostdeutschlands ist — es ist weniger 
„ostelbisch“ als die Mark Brandenburg und 
Gebiete an der Unterelbe —, sondern ein 
wichtiges Verbindungsland mit dem süd- 
osteuropäischen Reiche darstellt, mit dem 
geschichtliche, politische und wirtschaft- 
liche Beziehungen Deutschland verknüp- 
fen, zwischen 'diesen beiden wichtigen 
dem 
Schuttkegel zweier zusammenfließender 
Bäche vergleichbar, das weite Warthe- 
und Oderland.. Ihr Richtpunkt ist, 
wie vor Jahrtausenden der der diluvialen 
Urtäler, die Mark. So haben denn auch 
die beiden wichtigsten Gegenden östlich 
der Elbe, das Ostseegebiet und Schlesien, 
neuerdings technische Hochschulen er- 
halten. 

Das Gebiet der beiden deutschen 
Meere weist an der Nordsee bis auf 
die Hamburger Kolonialakademie keine 
Hochschule, an der Ostsee deren fünf 


auf: Kiel, Rostock, Greifswald, Danzig, 


Königsberg, das Lyceum Hosianum in 
Braunsberg i. Ostpr. pflegt man ja 
kaum zu nennen, da es zum reinen 
Priesterseminar des ermländischen Klerus 
geworden ist. Ich möchte aber hervor- 
heben, daß die Anstalt das theologische 
und philosophische Promotionsrecht be- 
sitzt und preußische Staatshochschule ist. 
Allerdings wird dieses Recht nicht in An- 
spruch genommen. Das gewaltige Gebiet 
südlich der See bis zum 52. Breitengrade 
besitzt außer in Berlin und Hannover 
samt der kleinen Forstakademien 
Eberswalde bei Berlin überhaupt keine 
akademische Anstalt im Binnenlande, 
ein , Zeichen für die Werbekraft 
des Mecres. Zu Danzigs Einfluß- 
zone rechnen die altpreußischen Pro- 
vinzen, deren deutscher Charakter in- 
mitten slawischer Umgebung weit 
schärfer hervortritt, ein Teil Pommerns 
und der Netzedistrikt, dessen wichtige 
Eigenschaften als Durchgangsland eine 


intensivere Betätigung in Handel und 
Gewerbe nach sich zog. Berlins Einfluß- 
zone wird dadurch natürlich verkleinert, 
zumal auch Posen in seinem südlichen 
Teile ganz zu Breslau neigt. 


Breslau dürfte trotzdem eher 
den Charakter einer Landeshoch- 
schule tragen, als sein Gebiet 


auch zugleich eine Betätigung der von 
ihr ausgebildeten Hörer im selben Lande 
weit eher verbürgt. Im Gegensatz 
żu den UniversitätenistdieEx- 
pansion der Technischen Hoch- 
schule in dieser Richtung sehr 
stark, da Geistliche, Aerzte, Lehrer, 
Richter zum großen Teile im Lande 
bleiben, während Techniker weit eher 
den Aufenthalts- und Betätigungsort än- 
dern. Wo indessen eine starke Eigen- 
industrie im Gebiete ist, da wird eine 
wesentliche Zahl akademischer Tech- 
niker auch im Lande gehalten. In 


Schlesien dürfte sich das später einmal 


recht deutlich zeigen. 

Doch diese Momente sind nicht allein 
maßgebend für die Gründung einer 
Technischen Hochschule, denn es hieße 
die Werbekraft der technischen Wissen- 


schaften leugnen, wollte man stets die 


Hochschulen in industriereiche Gebiete 
legen. Nicht die sofortige Tätigkeit der 
Hörer im gleichen Gebiete allein, sondern 
auch das allgemeine Interesse an 
der Hochschule selbst als Stätte tech- 
nischer Forschung und Einsicht, der 
Stolz über den Besitz einer 
Hochschule tragen zum Verständnis 
technischer Probleme bei. Darin spiegelt 
sich eine gewisse Produktive der 
technischen Dozenten wieder, dieman 
von seiten der Praxis nicht unter- 
schätzen sollte. Die anregende, kriti- 
sierende, sammelnde Tätigkeit von aka- 
demischen Instituten nützt so in ihrer, 
dem Laien näher tretenden Popularität 
den Vertretern der Praxis, die in einer 
Hochschule die Stätte neuer Anregung 
gerade dort erhalten, wo eine geringere 
industrielle Tätigkeit den Eifer von 
selbst einschläfert. 
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Berlin, Danzig, Breslau 
schließen ein immer noch großes 
Gebiet ein, das der Strom technischer 
Kultur berieseln soll. Aber noch ver- 
mag man nicht zu übersehen, welche 
Entwicklungsmöglichkeit hier der Tech- 
nischen Hochschule sich noch bietet. Ge- 
rade dieses gewaltige, dünn be- 
siedelte Gebiet wird noch ein- 


mal einen bedeutenden Auf- 
schwung zeitigen. Die Breslauer 
Technische Hochschule wird die Be- 


ziehungen zwischen Posen und Schle- 
sien noch mehr befestigen und die 
gewerbliche Tätigkeit der Ostmark 
heben. Ueber die Bedeutung Technischer 
Hochschulen für die deutsche Ostmark 
soll später hier ein Aufsatz erscheinen. 

Die Nähe technischer Hochschulen an 
der Ostgrenze erneuert die .Betrachtun- 
gen über Rußlands Industrie und Tech- 
nik. Die starke Bewegung der zentral- 
russischen Industrie, der moskowitisch 
gesinnten Großkaufleute enthält nur 
Deutschfeindliches. Sogar gegen die In- 
dustrie der Grenzgebiete (Lodcz, balti- 
sches Gebiet), die in deutsch-russischen 
Händen liegt, richtet sie sich, obwohl 
sie gerade nach Organisation und Tech- 
nik dank deutschem Einflusse am höch- 
sten stehen und der technisch-gewerb- 
lichen Tätigkeit des Russenreiches. als 
Vorbild dienen können. Der Einfluß 
deutscher Bildung ist in der russischen 
Technik durchaus hervorgetreten (Hett- 
ner, Das europäische Rußland, eine Stu- 
die zur Geographie des Menschen 1905). 


Für deutsche Hochschulen in der 
Nähe der Grenze ergibt sich — 
und darin liegt ihre staatswirt- 
schaftliche Mission — die Forde- 


rung nach unausgesetzter Be- 
obachtung der Bedürfnisse des 
Nachbarstaates, seiner wirtschafts- 
politischen Entwicklung. Kann man auch 
durch die labilen Verhältnisse Rußlands 
hindurch heute kein Zukunftsbild ent- 
werfen, so sind einige Hauptfaktoren 
für Rußlands  Wirtschaftsbedeutung 
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a priori gegeben. Sie liegen in der 
topographischen Trägheit des Riesen- 
reiches, dessen Beherrschung in wirt- 
schaftlicher Hinsicht stets vom beweg- 
licheren Nachbarlande erfolgen kann. 

Die Förderung des deutschen Ostens ist 
auch eine Förderung Rußlands, dem wir 
in nach der Herkunft inländischen, po- 
litisch aber feindlich gesinnten preußisch- 
polnischen Ingenieuren und Technologen 
einen Stamm von. Führern geben, die 
der deutschen Industrie eher schaden 
möchten. 

Recht wichtig und bis jetzt 
wenig beachtet erscheint mir 
Breslaus Bedeutung als „Wirt- 
schaftshochschule“ für die Be- 
ziehungen zu Oesterreich. Die 
Gebirgsumrandung gegen Bayern hin, die 
tschechische Reserve gegen Deutschland 
an der sächsischen Grenze, ein geringeres 
Verständnis rein deutscher Gegenden für 
die Landschaften mit miehreren und feind- 
lich gegenüberstehenden Völkern mögen 
vielfach hindernd wirken. In Schlesien 
dürften Lage, alte Beziehungen, Volks- 
art dazu beitragen, das wirtschaftliche 
Band zum Nachbarlande enger zuknüp- 
fen und auch geistige Interessen auszu- 
tauschen. Wirtschaftliche Ziele sind oft 
der Anlaß hierzu. Mehr Verständ- 
nis für die österreichischen Fragen, 
mehr Zusammenhang mit seinem 
Deutschtum in den fruchtbaren, in den 
Bodenschätzen oft noch wenig genutzten 
Ländern — das sind wirtschaftspolitische 
Gesichtspunkte, deren Beachtung auch 
der Technischen Hochschule als 
hoher Warte für die technische und wirt- 
schaftliche Kultur der Völker und Länder 
und damit ihre politischen Beziehungen 
zukommt. Hierfür wird Breslau 
der gegebene Ort sein. 

So sehen wir, wie die Einflußzonen 
der Technischen Hochschulen eine viel- 
gestaltige Form annehmen, durchwebt 
vom Zuge historischer Entwicklung, 
von geographischen Momenten 
jeder Art. 
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DIPLOM-INGENIEUR -KAMMERN. 
Von Dipl.-Ing. von Pasinski-Düsseldorf. 


1. Entwicklung des Kammer- 
gedankens. 


Der Hauptzweck jeder Kammer- 
dung ist die Selbstverwaltung. 

Die Voraussetzung für die Kammer- 
bildung ist das Vorhandensein einer 
‚rechtlich erfaßbaren, homoge- 
nen Interessengruppe und deren 
wirtschaftliche und politische Reife. 

Durch die Gründung einer Kammer 
begibt sich der Staat eines Teils seiner 
reglementierenden Machtbefugnisse und 
behält sich nur die Aufsicht über diesen 
Selbstverwaltungskörper vor. 

Er tauscht dagegen eine nicht zu unter- 
schätzende Einfachheit und Bequemlich- 
keit bei der Erledigung der ihm ob- 
liegenden Ordnungsarbeit ein. 

Zudem hat die reglementierende Tä- 
tigkeit des Staates immer etwas Er- 
starrendes und ist außerstande, den 
individuellen Wünschen der ein- 
zelnen Interessengruppen so Rech- 
nung zu tragen, wie dies be- 
sonders in dem neuzeitigen, 
stark pulsierenden Wirt- 
schaftsleben für einen gedeih- 
lichen Fortschritt notwendig 
ist. 

Die Selbstverwaltung der einzelnen 
Berufsstände ermöglicht diese Beweglich- 
keit und Anpassung und stellt die ein- 
zelnen Stände gleichsam in einen idealen 
Wettbewerb, der für das Staats- und 
Wirtschaftsleben nur von Vorteil sein 
kann. | 

Die Einrichtung von beruflichen 
Sclbstverwaltungskörpern (Kammern) 
entspricht also vollständig dem fort- 
schrittlichen Staatsgedanken. 

Die zentrale Staatsregierung kann den 
vielfachen und häufig plötzlich auf- 
tauchenden Wünschen im heutigen inten- 
siven Wirtschaftsleben nicht mit der 
notwendigen Schnelligkeit und Geschmei- 
digkeit folgen, sie muß sich darum ge- 
eigneter Hilfsmittel bedienen, da 


Schnelligkeit des Entschlie- 
Bens und Anpassungsfähigkeit 
die Hauptfaktoren im interna- 
tionalen Wettbewerb sind. 

Als geeignetes Hilfsmittel ist die weit- 
gehendste Gewährung der Selbstverwal- 
tung anzusehen. 

Für den akademisch gebildeten 
Technikerstand, der einen Haupt- 
träger des Wirtschaftslebens 
darstellt, liegt ein besonderes Bedürfnis 
nach einer Selbstverwaltung (Kammer) 
vor, damit die vielfachen und berechtig- 
ten Wünsche dieser Kreise geeinigt und 
im Kontakt mit derStaatsregie- 
rung in ruhigem Einvernehmen 
und ohne Kraftvergeudung zum 
Wohle der Allgemeinheit ihre 
Erledigung finden können. 

Diesem Bedürfnis würde durch die Ein- 
richtung einer Diplom-Ingenieur- 
kammer Rechnung getragen werden. 

Diese Kammer ist die öffentlich-recht- 
liche Vertretung des Diplom-Ingenieur- 
standes und hat die allgemeine Auf- 
gabe, auf eine Gewährleistung 
derdenDiplom-Ingenieurenje- 
weilig zukommenden Anteil- 
nahmeandem Verwaltungs-und 
Wirtschaftsleben hinzuwirken. 

Die Kammer soll ein Indikator für die 
in den Diplom -Ingenieuren aufge- 
speicherte Energie sein und soll erstre- 
ben, daß diese Energie in der Staats- 
und Privatwirtschaft möglichst vollkom- 
men zum Wohle der Allgemeinheit aus- 
genutzt wird. 

Zu diesem Zwecke muß sie, im han- 
delspolitischen Sinne ausgedrückt, Pro- 
duktionsgebiet und Konsum- 
tionsgebiet beherrschen und für den 
günstigsten Anbau, Abbau und für 
die Marktaufnahmefähigkeit 
Sorge tragen. Sie soll also auf die ge- 
eignetste Heranbildung, Wei- 
terbildung und Verwendungder 
Diplom-Ingenteure hinarbeiten und 
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sich letzten Endes zu einem Haupt- 
träger der Idealwirtschafts- 
politik auswachsen. 


2. Diplom-Ingenieurkammer 
oder Technikerkammer? 


Das vielfach aufgetauchte Wort „Tech- 
nikerkammer“ ist in sich widersinnig ; 
denn einen umgrenzten, homogenen 
Technikerstand, der als solcher in einer 
Kammer Interessen zu vertreten hätte, gibt 
es nicht. Diese Wortbildung schwimmt 
an der Oberfläche. 


Sie ist in Ermangelung klarer Begriffe 


entstanden und aus den immer noch viel 
verbreiteten Unklarheiten über die Ver- 
hältnısse in den technischen Berufsstän- 
den geboren. 

Wer heute berufenermaßen von „Tech- 
nikerkammern‘“‘ spricht, glaubt das Wort 
„Techniker“ im Sinne der Bezeichnung 
„Arzt‘‘ oder „Jurist“ anzuwenden, meint 
also.einen diesen Personenkrei- 
sengleichstehenden Techniker- 
stand zu bezeichnen—denStand 
der akademischen Techniker, 
Diplom-Ingenieure. l 


Der Mangel des betreffenden Aus- 
drucks erklärt sich aus der mangelnden 
Kenntnis der Verhältnisse. 

Wie mit dem Worte „Technikerkam- 
mer‘ verhält es sich mit dem Worte 
„Ingenieurkammer"‘ oder „Architekten- 
kammer“. ` Ä | | 

Auch diesen beiden gedachten Orga- 
nisationen fehlt in den heutigen Verhält- 
nissen die notwendige Grundlage. Diese 
müßte ihnen erst durch cine rechts- 
gültige Definition der Begriffe „Inge- 
nieur‘‘ bezw. „Architekt‘ gegeben wer- 


den, also gleichsam durch einen recht- - 


lichen Schutz des Titels Ingenieur bezw. 
Architekt. | 

So praktisch-inhaltlos diese Wortbil- 
dungen auch sind, so wertvoll sind sie 
zur Charakterisierung des Bestrebens 
und zum Beweise des Bedürfnisses. 
Greifbäre Gestalt konnten die 


nach dieser Richtung hingehen- 
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den Wünsche erst annehmen, 
nachdem tatsächlich eine 
Grundlage für deren Verwirk- 
lichung geschaffen worden war.. 
Diestratein,nachdemdurchdie 
landesherrlichen Erlasse des 
Jahres 1899, in Ermangelung 


der Möglichkeit des gesetz- 
lichen Schutzes der Bezeich- 
nung' „Ingenieur“ und „Archi- 


tekt“, der Diplom-Ingenieur- 
stand geschaffen wurde. 

In Verfolg dieses muß man sich an die 
Bezeichnung Diplom -Ingenieur gewöh- 
nen, und dieses Wort immer gebrauchen, 
wenn man den akademisch - gebildeten 
Techniker meint. 


3. Die Aufgaben derDiplom-In- 
genieurkammer. 


Die Diplom-Ingenieurkammer ist. die 
öffentlich-rechtliche Vertretung des Di- 
plom-Ingenieurstandes ohne Unterschied 
der Fach- und Berufsrichtung. 

Die Kammer hat folgende Aufgaben: 

1. Auf eine einheitliche, den wechseln- 
den Verhältnissen stets entsprechende 
Gestaltung der Studienpläne und Prü- 
fungsordnungen der Technischen Hoch- | 
schulen hinzuwirken, damit die Ausbil- 
dung der Diplom - Ingenieure den 
wachsenden Bedürfnissen und einer um- 
fassenden Betätigungsmöglichkeit sowie 
der Betätigungsnotwendigkeit im Wirt- 
schaftsleben entspreche. 

2. Auf eine möglichst günstige Aus- 
nutzung und umfassendste Verwendung 
technischer Intelligenz im staatlichen und 
privaten Wirtschaftsleben hinzuwirken. 

3. Erforschung und Erschließung ge- 
eigneter Arbeitsgebiete für die Diplom- 
Ingenieure und Regelung: des Arbeits- 
marktes. | 

4. Beratende Stimme bei allen ge- 
setzgeberischen Maßnahmen, die mit dem 
Stande selbst und dessen Betätigung zu- 
sammenhängen. 

5. Wahrung der Standesinteressen und 
der Standesdisziplin. 
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4. Einzeldarstellung und Be- 
 gründung der Aufgaben der Di- 
plom-Ingenieurkammer.- 


Die Aufgaben der Kammer stehen in 
untrennbarer Wechselbeziehung und fin- 
den ihre Abrundung in dem Gedanken, 
die technische Intelligenz mög- 
lichst vollkommen zum Wohl 
derAllgemeinheitauszunutzen. 

Aus der durch Enqueten und Statisti- 
ken gewonnenen Kenntnis der Bedürf- 
nisse werden sich die Aufgaben der Aus- 


bildung und Weiterbildung ergeben; aus 


den Bedürfnissen des realen Wirtschafts- 
lebens werden die Aufgaben der Ideal- 
wirtschaft erstehen und in der geeignet- 
sten Verwendung der den Bedürfnissen 
entsprechend ausgebildeten Personen 
ihre Lösung finden. 

Eine der ersten Aufgaben der Kam- 
mer muß es sein, die Unstimmig- 
keiten zwischen Studiengang, 
Berufsausbildung und Verwendung 
der akademischen Techniker 
aufzudecken, die Unwirtschaft- 
lichkeit bestehender Zustände 
nachzuweisen und zweckmäßi- 
gere Formen in Vorschlag zu 
bringen. | 

Von diesen Unstimmigkeiten seien 
nur einige Beispiele erwähnt. 

In der Privatindustrie wird der junge 
Diplom-Ingenieur heute noch in die 
Reihen der Techniker und Zeichner ein- 
gestellt. Dies wäre an sich kein Fehler, 
. wenn man ihn nur nicht dauernd und in- 
teressenlos mit den gleichen mechani- 
schen Arbeiten beschäftigte und seine 
vielseitigen Kenntnisse dabei unberück- 
sichtigt ließe. Vielfach weiß man auch 
seine höheren 
schätzen, hält ihn aber, wegen des zahl- 
reichen Angebots, in gering besoldeten 
Stellungen fest. Erst durch häufigen 
Stellenwechsel gelangt der Diplom-Inge- 
nieur zu der ihm gebührenden Tätigkeit 
und Stellung. Dies Verfahren ist un- 
rationell und befriedigt auf keiner Seite. 

Daß diese Zustände lediglich eine 
Folge des Verhältnisses zwischen Ange- 


Kenntnisse wohl zu. 


bot und Nachfrage sind, ist kaum anzu- 


nehmen, wenigstens läßt sich noch ein 
anderer einleuchtender Grund hierfür an- 
geben: die mangelnde Kenntnis 
der Verwendungsfähigkeit des 
Diplom-Ingenieurs. 

Dieser Grund ist nicht von der Hand 
zu weisen, besonders nicht, weil wir 
ihn noch durchsichtiger bei den Verhält- 
nissen im Kommunal- und Staatsdienst 
wiederfinden. 

Die Kommunalverbände verfahren 
ähnlich wie Privatfirmen. Die Anstel- 
lungsbedingungen richten sich lediglich 
nach dem Verhältnis von Angebot und 
Nachfrage. Der Diplom-Ingenieur wird 
interessenlos beschäftigt, und kann sich 
erst nach häufigem Wechsel eine seiner 
Ausbildung entsprechende Stellung er- 
ringen. 

Leitende Stellen sind ihm heute noch 
fast allgemein versagt. Für diese Stellen 
kommt fast ausschließlich der in beliebi- 
ger Staatsbeamtenlaufbahn ausgebildete 
Kollege in. Frage, dem es aber auch in 
den meisten Fällen nur vergönnt ist, 
unter einem Juristen als Dezernenten zu 
arbeiten. In den wenigen Fällen, in 
denen ein Techniker zum Magistratsmit- 
glied (Beigeordneter) ernannt wird, han- 
delt es sich oft lediglich um eine Form- 
sache, um eine Konzession an die 
Technik. 

Die Verwirrung tritt hier sehr deutlich 
zutage, ebenso die Schwerfälligkeit 
der Verwaltungin der geeigne- 
ten Verwendung des akade- 
misch gebildeten Technikers. 

Auch der Staat vermag den aka- 
demisch gebildeten Techniker weder 
zweckmäßig in einem Berufe auszubil- 
den, noch zu verwenden. 

Der mit abgeschlossener technisch- 
wissenschaftlicher Bildung ausgestattete 
Diplom-Ingenieur muß nach dreijähriger 
Ausbildungszeit im staatlichen Baudienst 
noch cine „höhere“ technische Prüfung 
ablegen. Welche „höheren technischen 
Qualitäten‘ diese Prüfung feststellen 
soll, ist nicht recht einzusehen, da die 
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Diplomprüfung schon die abgeschlossene 


 technisch-wissenschaftliche 
gewährleistet. 

Eine Prüfung, die lediglich einen A uf- 
.schluß über die erfolgreiche 


Fachbildung 


Ausbildung in der Verwaltung: 


ermöglicht, wäre hier allein am Platze. 
Alles weitere muß als über- 
flüssig bezeichnet werden. 


Der in die Laufbahn der Gewerbeauf- 
sichtsbeamten (Gewerbeinspektor, Fa- 
brikinspektor) eintretende Diplom-In- 
genieur hat ebenfalls eine dreijährige 
Ausbildungszeit durchzumachen, muß 
sich aber hiervon 1!', Jahre zum Studium 
der Rechts - Verwaltungswissenschaften 
auf eine Universität begeben. 


Seit Jahren ermöglichen die Studien- 
pläne der Technischen Hochschulen ein 
vollständig hinreichendes Studium dieser 
Fächer. 

Also auch hier wird unratio- 
nell vorgegangen, indem die 
Kandidaten unnötigerweise 11), 
Jahre ihrer tatsächlichen Be- 
rufsausbildung entzogen wer- 
den. 

Hier zeigt sich deutlich, wie unbe- 
holfen der von Juristen verwaltete Staat 
mit dem höheren Techniker umgeht, wie 
er auch heute noch nicht imstande ist, 
seinen höheren technischen Be- 
amten eine, auf dem Hochschul- 
studium organisch aufgebaute 
Berufsbildung zu geben. 


Den Mangel in der Vorbildung einer 
Beamtenklasse, an die mit wachsender 
Industrie immer umfassendere Anforde- 
rungen gestellt werden mußten, hat man 
klar erkannt. Die Lösung der Aufgabe, 
durch den Zeit und Geld raubenden Weg 
über die Universität, zeigt wenig Or- 
ganisationstalent. 


Der an die Erzielung ratio- 
neller Arbeitsmethoden durch 
Studium und Berufstätigkeit 
gewöhnte Ingenieur würde zu 
solchen Organisationen nie ge- 
raten haben. | 


der 
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Nirgends deutlicher wie aus dem ge- 
schilderten Wirrwarr tritt die Notwen- 
digkeit einer Kammervertretung der 
akademisch gebildeten Techniker, der 
Diplom-Ingenieure, zutage. Zudem sind 
es nur die sinnfälligsten Beispiele; auf 
feinere Differenzierung kann wegen des 
beschränkten Raumes hier nicht einge- 
gangen werden. 


Die Erforschung und Erschließung 


“neuer Arbeitsgebiete für den Diplom-In- 


genieur ist eine weitere wichtige Auf- 
gabe der Kammer. ° 


Aus den vorstehend aufgeführten Bei- 
spielen unrationeller Arbeitsmethoden 
geht die Unbeholfenheit in der 
geeigneten Verwendung des 
erst kürzlich in das Wirt- 
schaftsleben hineingetretenen 
geistigen Faktors, des Diplom- 
Ingenieurs, augenscheinlich ge- 
nug hervor. Man weiß das neue 
Werkzeug noch nicht in seiner 
vollen Verwendungsmöglich- 
keitzugebrauchen. Das Werkstück 
kann demnach nur unvollkommen aus- 
fallen, aber man darf von dessen Un- 
vollkommenheit nicht auf die Ungeeig- 
netheit des Werkzeuges schließen. 


Die Diplom-Ingenieurkam- 


.mer sollhierin die Lehrmeiste- 


rin sein. Zu neuen Rechten gehören 
neue Pflichten, und mit den Rechten 
gehen die Pflichten desStandes 
Hand in Hand. 


Hierin das richtige Verhält- 
nis herzustellen, den Ehren- 
kodexdesStandeszubewahren, 
wird die vornehmste Aufgabe 
Diplom-Ingenieurkammer 
sein. 


5. Grundgedanken der Organi- 
sation der Diplom-Ingenicur- 
kammer. 


Die Kammer ist die öffentlich-recht- 
liche Vertretung des Diplom-Ingenieur- 
standes ohne Unterschied der Fach- und 
Berufsrichtung. 
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Der Beitritt zur Kammer ist frei- 
willig und erfolgt mit Verpflichtung auf 
10 Jahre. | ' 

Beitrittsberechtigt sind alle Diplom- 
Ingenieure deutscher Staatsangehörig- 
keit. | i 

Zur Wahrung der Sonderinteressen 
der Fach- und Berufsrichtungen werden 
Abteilungen eingerichtet, z. B. für Zivil- 
ingenieure, Patentanwälte, Architekten 
usw. | 

Auf weitere Einzelheiten einzugehen 
dürfte sich erübrigen; die Grundlage ist 
hinreichend gekennzeichnet. 


6. Schlußwort. 


Die Zeit für die Verwirklichung des 
Kammergedankens ist gekommen, die 
“ unbedingten Grundlagen sind gegeben, 
und die Notwendigkeit ist erwiesen. 

Der Diplom-Ingenieurstand ist neue- 
ren Datums, geboren am Ende des Jahr- 
hunderts der Technik, nicht aus Laune 


oder Zufall, sondern ausdem Zwang 
der Notwendigkeit heraus. 


Anlehnung oder Nachahmung vorhan- 
dener Kammergebilde konnte für die 
Diplom-Ingenieurkammer nicht in Frage 
kommen. 

Aus dem Grundgedanken der Kam- 
mereinrichtung heraus, unter ausschließ- 
licher Benutzung der wirkenden Kräfte, 
mußte ein in sich gefertigtes Gebilde 
entstehen, das den Wünschen der Gegen- 
wart und Zukunft des akademischen 
Technikerstandes gerecht werden kann, 
und welches die jetzt noch zerstreu- 
ten Kräfte zum Wohle natio- 
naler Wirtschaft zusammen- 
fügt. 

Die so gebildete Diplom-In- 
genieurkammer ist die Ideal- 
wirtschaftskammer der techni- 
schen Intelligenz in unserem 
Vaterlande. 


BÜRGERTUM UND STAATSBEAMTENTUM. 
Von Dipl.-Ing. R. Fischer-Mariendorf. 


Der bekannte badische Wasserbau- 
techniker, früher Professor an der 
Technischen Hochschule zu Karlsruhe 
und jetzt badischer Finanzminister, Ex- 
zellenz Dr.-Ing. Honsell hat jüngst zur 
Verteidigung seiner schon seit längerer 
Zeit mit Energie verfolgten Sparpolitik 
in der zweiten badischen Kammer bei 
der Budgetberatung das Wort ergriffen. 
Seine ganze Rede*) ist in mehr als einer 
Beziehung bemerkenswert und dürfte 
gerade das Interesse der Diplomin- 
genieure im höchsten Maße verdienen. 


Es seien daher hier die prägnantesten 


Stellen der Rede gebracht, in denen 
sich Dr. Honsell über Staatsbeamtentum 
und Bürgertum ausspricht, und in denen 
er mit geradezu wuchtigen Zahlen das 
Mißverhältnis nachweist, das zwischen 
der Zunahme des staatlichen Verwal- 
tungskörpers gegenüber der Zunahme 
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‚ Siehe Nr. 20 der Badischen Landeszeitung vom 
13. Jan. 10, Abendnummer. 


der Bevölkerung in Baden besteht. Zur 
Erklärung sei noch vorausgeschickt, 
daß die Veranlassung gerade zu den 


nachstehend angeführten Stellen — so 


kann man aus der Rede schließen — 
darin zu suchen ist, daß die von seiner 


Sparpolitik mehr oder weniger direkt be- 


troffenen Kreise von Staatsbeamten ihre 
Unzufriedenheit haben laut werden lassen 
und darin anscheinend von der sozial- 
demokratischen Partei unterstützt wor- 
den sind. Dr. Honsell sagt: 


Bevor man aber dazu, schreitet, Ausgaben 
einzuschränken, die für Kulturzwecke be- 
stimmt sind, Ausgaben produktiver Art, wenn 
auch nur mittelbar produktive, liegt es doch 
nahe, bei den Ausgaben zu sparen, die ihrem 
Wesen nach unproduktiv sind, und das sind 
Ausgaben für die Staatsverwaltung im engsten 
Sinne, für den Verwaltungsapparat .... Hierbei 
handelt es sich im wesentlichen um den Per- 
sonenaufwand. Auf dem vorigen Landtag habe 
ich ziffermäßige Mitteilungen darüber gemacht, 
wie sich dieser Aufwand gesteigert hat und 
wie er sich zu unserem Aufkommen aus di- 
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rekten Steuern und zu dem gesamten übrigen 
' Staatsaufwand verhält; seitdem sind die neuen 
Beamtengesetze gekommen, die Zahlen haben 
- sich geändert, und ich möchte Ihnen deshalb 
nochmals eine solche Zusammenstellung zur 
Kenntnis bringen. Ich habe die 10 Jahre von 
1899 bis 1909 untersucht. Da hat sich er- 
geben, daß die Zahl der etatmäßigen Be- 
amten in der allgemeinen Staatsverwaltung (die 
Volksschullehrer nicht inbegriffen) im Jahre 
1899 5934, im Jahre 1909 8614 betragen hat, 
also eine Zunahme von 2680, das sind 45 Pro- 
zent in 10 Jahren. Bei der Eisenbahnverwal- 
tung waren es im Jahre 1899 4296 etatmäßige 
Beamte, im Jahre 1909 7949, also eine Zu- 
nahme von 3653, gleich 85 Prozent. Noch 
stärker ist der gesamte Personenaufwand ge- 
stiegen; er umfaßt nicht bloß die Gehalte, son- 
dern auch das Wohnungsgeld, die Dienstzulagen, 
die Ruhe- und Unterstützungsgehalte, die Hinter- 
bliebenenversorgung, die Reise- und Umzugs- 
kosten, die Gebühren, Vergütungen, Beihilfen 
und dergleichen. Das alles zusammen hat in 
der allgemeinen Staatsverwaltung im Jahre 1899 
17,4 Millionen, im Jahre 1909 37,8 Millionen 
erfordert, eine Zunahme von 20,4 Millionen, 
das sind 117 Prozent.. Bei der Eisenbahnver- 
waltung war der Aufwand im Jahre 1899 9,2 
Millionen, im Jahre 1909 28,8 Millionen, eine 
Zunahme von 19,6 Millionen oder von 217 Pro- 
zent. In der Zwischenzeit hat allerdings die 
Bevölkerung zugenommen. Wenn man den Auf- 
wand auf den Kopf der Bevölkerung ausschlägt, 
so ergibt das bei der allgemeinen Staatsver- 
waltung im Jahre 1899 10,5 Mark, im Jahre 
1909 18,8 Mark, eine Zunahme von 8,3 Mark 
oder 79 Prozent; bei der Eisenbahnverwaltung 
im "Jahre 1899 5,5 Mark, im Jahre 1909 14,3 
Mark, eine Zunahme von 8,8 Mark, d.i. um 
160 Prozent. 

Der ganze Personenaufwand in der allge- 
meinen Staatsverwaltung im Jahre 1909 be- 
trägt, wie ich vorhin gesagt habe, 37,8 Mil- 
lionen. Rechnet man dazu noch den Aufwand 
für die Volksschullehrer, aber nach Abzug der 
Gemeindebeiträge, mit 3,9 Millionen, so kommt 
man auf einen Aufwand von 41,7 Millionen, 
während das Aufkommen aus unseren direkten 
Steuern von 1909 im ganzen nur 283,3 Mil- 
lionen beträgt. Das ganze Aufkommen 
aus den direkten Steuern wird also 
durch den Personenaufwand, durch 
die Beamten, verzehrt, undes blei- 
ben noch 13,4 Millionen ungedeckt. 


Er sagt ferner an anderer Stelle: 


Seit Jahren hört und Hest man von der 
Not der. Beamten, und seit Jahren sind alle 
Zugänge belagert, die in dieses ‚Elend‘ hinein- 
führen. Die Erscheinung erklärt sich, wie ich 
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glaube, aus einem in der Natur des Menschen 
liegenden Hang nach rüuhigem und bequemem 
Leben (Heiterkeit), und auf der anderen Seite 
daraus, daß der Kampf ums Dasein in unserer 
Zeit immer schwerer wird. Wer die Staats- 
beamtenlaufbahn beschreitet, der weiß, daß er 
da keine Schätze erwerben kann; er weiß aber, 
daß er ein gesichertes Einkommen hat, daß 
dieses Einkommen mit der Zeit wächst, auch 
wenn er sich gar nicht besonders anstrengt; 
er weiß, daß, wenn er durch wunverschuldete 
Krankheit oder Alter dienstunfähig wird, für 
ihn gesorgt ist; er weiß, daß, wenn er oder 
seine Familie von Unglück heimgesucht wird, 
er auf Beihilfe rechnen kann, und er weiß 
seine Hinterbliebenen mindestens von der bit- 
teren Not geschützt. Ein Geschäftsmann, der 
kein größeres Vermögen hat, muß einen sehr 
beträchtlichen Teil seines Einkommens alljähr- 
lich zurücklegen, wenn er in der gleich vor- 
sichtigen Weise für sein Alter und für seine 
Hinterbliebenen sorgen will Das Einkommen‘ 
des ‚Beamten ist unberührt von ‘den Schwan- 
kungen des Wirtschaftslebens, die für den Ge- 
schäftsmann oft schwere Zeiten bringen, es ist 
unberührt von den elementaren Unbilden, die 
den Landwirt so häufig um die Früchte seines 
Fleißes bringen. Im Erwerbsleben, auch in den 
sogenannten freien Berufen (Anwälte, Aerzte, 
Künstler, Schriftsteller u. a. m.), zu einer ge- 
sicherten oder gar bevorzugten Stellung zu 
kommen, erfordert viel mehr an Anstrengungenf, ° 
an Mut, an Initiative und an Entschlußfähigkeit 
als die Tätigkeit der großen Mehrzahl der Be- 
amten, die eben doch harte Arbeit nicht zu 
leisten haben, und die verschont sind von den 


Sorgen und: Aufregungen, wie sie bei den Er- 


werbsständen nicht selten vorkommen. Des- 
wegen ist das Bestreben begreiflich, sich in 
dem gegen alle Fährlichkeiten des Lebens ge- 
schützten Sicherheitshafen der staatlichen Ver- 
sorgung zu bergen. Aber es sind zu viele, 
die da Unterkunft suchen, und sie stoßen sich 
im Raum, und vielen dauert es zu lange, bis 
sie den erschnten Platz erreichen; daraus dann 
Unzufriedenheit, Drängen und Klagen. 

Für das Volksganze wäre es gewiß viel 
besser, wenn die Zahl der jungen Leute sich 
wieder mehrte, die mutig in den Lebenskampf 
hinaustreten. | | 


Und schließlich: 


Alledem gegenüber kommt das Bürgertum 
im politischen Leben allzuwenig zur Geltung. 
Und doch hat man da die staats- und volks- 
wirtschaftlich wichtigste Schicht der Be- 
völkerung vor sich. Dem betriebsamen 
Bürgertum, dem gilt hauptsächlich 
die Sparpolitik, dem Bürgertum in 
seinem werktätigen mittleren 
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Stande — in der Stadt wie auf dem 
Land —, das einen sehr großen Teil der 
öffentlichen Abgaben zu leisten hat, und dem 
das ‘oft recht schwer fällt. Sie gilt einem 
Stande, der unter der Teuerung der Lebens- 
mittel nicht weniger zu leiden hat als der Be- 
amtenstand. Zugunsten dieses Standes die 
Staatsausgaben zu beschränken, das ist eine 
Frage des Landeswohles, dem gegenüber die 
Wünsche der Beamten um Erhöhung ihrer neuer- 
dings erst aufgebesserten Diensteinkommen zu- 
rückstehen müssen. 

Ich halte fest an der Auffassung, daß Be- 
hörden oder Beamtenstellen nicht deshalb bei- 
behalten werden müssen, weil durch ihre Auf- 
hebung die Beförderungsverhältnisse einer An- 
zahl von Beamten etwas benachteiligt werden; 
ich halte fest an der Auffassung, daß Be- 
hörden und Beamtenstellen nicht errichtet wer- 
den dürfen im Hinblick auf das Wohlbefinden 
von Beamten und von solchen, die Beamte 
werden wollen oder deren Eltern sie zur Be- 
amtenlaufbahn bestimmt haben, sondern allein 
nur im Hinblick auf das Bedürfnis des Staates. 
Ich möchte glauben, daß diesen Auffassungen 
eine Volkskammer füglich sollte beitreten kön- 
nen. Ausgesprochen hat man diese Grundsätze 
ja wohl dann und wann, aber man hat sich 
nicht daran gehalten. 

„Für das Volksganze wäre es 
viel besser, wenn die 

ahl der jungen Leute sich wie- 
der mehrte, die mutig in den 
Lebenskampf hinaustreten.“ 


Das sind goldene Worte, die uns aus 


dem Herzen gesprochen sind. Sie ent- 


halten in sich eine Anerkennung des 
werktätigen Bürgertums, des volkswirt- 
schaftlich wichtigsten Teiles des Volkes, 
die mit den vielerorten so behutsam ge- 
pflegten Anschauungen aufräumt, nach 
denen jeder, der nicht wenigstens Staats- 
beamter ist, nur als ein Mensch zweiter 
Klasse angeschen wird. Es muß als eine 
Tat bezeichnet werden, wenn solche von 
modernstem Geist getragene Anschauun- 
gen mit der Kraft der Ueberzeugung von 
so maßgebender Seite und in so klassi- 
scher Form ausgesprochen werden. Ohne 
Zweifel ist noch eine große Arbeit zu 
leisten, um Anschauungen, wie die des 
badischen Finanzministers, in ganz 
Deutschland zu den maßgebenden zu 
machen, um zu Verhältnissen zu kommen 
wie beispielsweise in England, wo der 


Staatsbeamte nicht mehr gilt, als der 
freie Bürger, und wo sich der Beamte 
vollauf bewußt ist, daß er des Bür- 
gertums wegendaist und nicht 
umgekehrt! Dies bedarf aber einer 
Umwertung von nur zu festwurzelnden 
Begriffen, eine Arbeit von Jahrzehnten, 
und wir Diplom-Ingenieure werden mit 
besonderer Genugtuung den hohen Wert 
solcher ermutigenden Worte anerken- 
nen, als wir ganz im gleichen Sinne an 
der Arbeit sind; wollen doch auch wir 
die Stellung der Diplomingenieure im 
freien Beruf wirtschaftlich und so- 


zial derart heben, daß es nicht mehr 


— wie heute noch vielfach — als ein 
Herabsteigen auf der gesell- 
schaftlichen Stufenleiter aufge- 
faßt wird, wenn der junge Diplomin- 
genieur nicht Staatsbeamter wird, son- 


dern sich der Industrie und dem freien 


Berufsleben zuwendet. Wir wollen aller- 
dings auch den Diplom-Ingenieur in die 
Verwaltung bringen — also in Staafs- 
stellungen —, aber nicht als Anwärter 
auf sorgenfreie Existenz. Wir stehen 
in überwiegender Zahl mitten im 
freien Wettbewerb des Bürgertums und 
wissen zu arbeiten. Neben der Absicht, 
das Absatzgebiet für technische Intelli- 
genzen zu erweitern, streben wir viel- 
mehr nach Oeffnung der Verwaltungs- 
laufbahn für den Diplom-Ingenieur, in 


. der Ueberzeugung, daß wir ebensogut 


wie der Jurist, in vielen Fällen aber 
besser, zu derselben befähigt sind, und 
in der Absicht, in den Verwaltungs- 
körper Persönlichkeiten zu bringen, die 
ein mehr kollegiales Verhältnis mit den 
Berufstechnikern, den mitten im freien 
Wettbewerb stehenden Offizieren der 
Industrie und Kulturarbeit, verbindet. 
Der Segen für die Allgemeinheit wird 
der sein, daß die Gegensätze zwischen 
Staatsbeamtentum und den im freien Be- 
ruf Tätigen überbrückt werden und daß 
die jungen Leute zum Vorteil des Volks- 
ganzen es für ebenso ehrenvoll halten, 
in den freien Wettbewerb einzutreten 
wie Staatsbeamte zu werden. Dann wird 


ne m 
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es auch umgekehrt weniger zur Aus- 
nahmeerscheinung werden, daß hervor- 
ragende Vertreter des Bürgertums ohne 
Unterschied früherer Berufstätigkeit ein 
Ministerportefeuille oder andere leitende 
Staatsstellen übernehmen, und daß ein 
frischeres Fluktuieren aus dem einen 
Wirtschaftskreis in den anderen zum 
Besten des Ganzen vorherrscht. 


nung bleiben, sondern 
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Möge der badische Finanz- 
minister keine Einzelerschei- 
recht 
viele Mitstreiter finden im 
Kampfe um die uneinge- 
schränkte Anerkennung des 
freien, werteschaffenden, deut- 
schen Bürgertums! 


. Wie war es vor 1900 mit der Laufbahn der Technischen Hochschul- 


absolventen bestellt? 


d. Wie stellt sich jetzt die Laufbahn der Technischen Hochschulabsolventen 


(Dipl.-Ing.)? 


Ill. Wie stellen sich die Diplom-Ingenieure zu den Reg.-Bauführern a. D.; Reg.- 
Baumeistern a. D. (ohne akademischen Grad); und den technischen 


Vereinen? 


Abhandlung von Dr.-Ing. H. Sido w-Düsseldorf. 


Die technischen Hochschulen unter- 
schieden vor 1900: 


a) Studierende, die das 
rientenexamen bestanden hatten, ein 
vierjäħriges Studium an der Hochschule 
absolvierten und dann vor den staat- 
lichen technischen Prüfungs- bezw. 
Oberprüfungsämtern die Reg.-Bauführer 
bezw. die Reg.-Baumeisterprüfungen ab- 
legten. 


b)Studierende, die mit dem Zeug- 
nis der Primareife einer Vollanstalt kamen, 
ein dreijähriges Studium absolvierten und 
eine Schlußprüfung ablegten, die an eini- 
gen Hochschulen als Diplomprüfung be- 
zeichnet wurde. Sie erhielten ein ,„Di- 
plom als Bau-Ingenieur, Maschinen-In- 
genieur‘‘ usw. und nannten sich häufig 
„Diplom - Ingenieur“, auch „Diplomierter 
Ingenieur“. 


c) Hospitanten, die im Besitz des 
einjährigen Zeugnisses waren oder eine 
Baugewerkschule mit Erfolg absolviert 
haben mußten. Akademische Zeugnisse 
und Grade irgend welcher Art wurden 
den Hospitanten nicht erteilt. 


Abitu- ` Bauführer- 


zu a) Die Studierenden mit dem Abitu- 
rientenzeugnis legten fast alle die Reg.- 
und später die Reg.-Bau- 
meisterprüfung ab, ganz gleichgültig, ob 
die Aussichten auf Karriere im Staats- 
dienst gut oder schlecht waren. Eine große 
Anzahl quittierte kurze Zeit nach be- 
standenem Reg.-Baumeisterexamen den 
Staatsdienst, um im Kommunal- oder 
Privatdienst Stellung anzunehmen. Die 
Mehrzahl begnügte sich damit, im Staats- 
dienst Unterkunft zuhaben, und wartete, 
bis vielleicht nach einem Jahrzehnt die 
etatmäßige Anstellung als Bauinspektor 
erfolgte. 


zu b) Studierende mit Primareife gab 
es verhältnismäßig wenige. Diese haben 
sich in vielen Fällen der Lehrtätigkeit 
an den zahlreichen Baugewerk -Hand- 
werker- und Kunstgewerbeschulen zuge- 
wandt. 


zu c) Die Hospitanten besetzten haupt- 
sächlich die besseren, mittleren, gut be- 
zahlten, oft leitenden Stellungen in den 
Privat- und Kommunalverwaltungen. 
Diese erhielten sie um so leichter, als 
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sie .mit den Hochschulsemestern jede 
Konkurrenz von seiten der Baugewerk- 
'schulabsolventen schlugen und von seiten 


der Studierenden mit Abiturientenzeug- 


nis nichts zu fürchten hatten, da die- 
selben lieber umsonst im Staatsdienst ar- 
beiteten, wenn. sich ihnen keine erst- 
klassigen leitenden Stellungen in den Pri- 
vat- oder Kommunalverwaltungen boten. 


Dieses Bild ändert sich durch die Ver- 


leihung der Titel Dipl.-Ing. und Dr.-Ing. 


-= mit den zugehörigen Prüfungsordnungen 
gänzlich. Daß die tiefgehenden Wirkun- 
gen der betreffenden Erlasse nicht jedem 
‘Laien und auch nicht jedem jungen Stu- 
denten sofort erkenntlich waren, darf 
nicht Wunder nehmen. Ein Jahrzehnt 
war wohl notwendig, um klar zu sehen, 
und solange schlummerte auch der Keim 
für einen großen Verband, der alle Di- 
plom-Ingenieure umfaßt. 


Hiermit kommen wir zum zweiten 
Punkt! | 


Wie gestaltet sich jetzt die Laufbahn 


der technischen Hochschulabsolventen ? 


Die Hochschulen unterscheiden nicht 
mehr zwischen Studierenden mit und 
ohne Reifezeugnis; es gibt nur noch eine 
Kategorie von Studierenden. Diese müssen 
das Reifezeugnis einer Yklassigen Mittel- 
schule nachweisen und studieren min- 


destens 8 Semester. Sie legen nach vier 


Semestern die Diplom-Vorprüfung und 
. nach weiteren vier Semestern die Di- 
plom-Hauptprüfung ab. Sie verlassen die 
Hochschule mit dem akademischen Grad 
„Diplom-Ingenieur“. 

© Die technischen Prüfungsämter sind 
aufgchoben und damit das Reg.-Bau- 
führerexamen. Die Diplom - Haupt- 
prüfungen an den Technischen Hoch- 
schulen sind an die Stelle der ersten 
Staatsprüfung getreten. Von größter 


Wichtigkeit ist es jedoch, daß der Staat _ 


nicht mehr wie früher alle Studierenden, 
welche die erste Haupt- bezw. jetzige 
Diplom-Hauptprüfung bestanden haben, 
zu Reg.-Bauführern ernennt und mit An- 
wartschaft auf dauernde Anstellung im 


.Staatsdienst beschäftigt, 


sondern der 
Staat nimmt jetzt nur noch eine be- 
schränkte Anzahl von Dipl.-Ing. zu Reg.- 
Bauführern mit Anwartschaft an. Wäre 
dies stets so gewesen, dann wären so 
betrübende und aufregende Vorfälle, wie 
im Jahre 1908 die Kündigung von zirka 
90 preußischen Reg.-Baumeistern, die 
einige ihrer besten Jahre dem Staat ge- 
opfert hatten, nicht möglich gewesen; 
ferner würden bessere und kürzere An- 
stellungs- und Beförderungsverhältnisse 
im Staatsdienst vorhanden sein. Jetzt 
erhält der junge Dipl.-Ing. in kurzer 
Zeit Bescheid, sobald der Staat seine Ein- 
stellung mit Anwartschaft ablehnt. Er 
wird sich dann unverzüglich der Privat- 


-oder Kommunalpraxis zuwenden. Hier 


wird er zwei große Gruppen von tech- 
nischen Akademikern vorfinden. Die 
alten Reg.-Baumeister a. D. (hiermit sind 
die Herren ohne Diplomprüfung gemeint) 
und die Hospitanten technischer Hoch- 
schulen. Beide Kategorien stehen dem 
jungen. Dipl.-Ing. im günstigsten Falle 
gleichgültig gegenüber ; er muß sich seine 
Stellung selbst: erarbeiten. 

Die Bürgermeister und Stadtverord- 
neten größerer Kommunen, die Direkto- 
ren und Aufsichtsräte größerer Industrie- 


und Interessenverbände sind bestrebt, die 


leitenden technischen Stellen mit akade- 
misch gebildeten; geprüften Technikern 
zu besetzen. Teils geschieht dies unter 
dem Druck bestimmter Forderungen be- 
treffend die Qualifikation gewisser Be- 
amtenkategorien seitens der Regierung, 
teils um die eigene Verantwortung zu 
verringern. 


In Frage kamen bisher nur die frühe- 


ren Studierenden mit Reifezeugnis, die 
einzigen Akademiker, welche staatlich 
geprüft waren und einen geschützten 
Titel trugen, und dies waren vor 1900 
nur die Regierungsbaumeister a. D. Die 
vorgenannten leitenden Stellungen wur- 
den allmählich ihre Domäne; eine längere 
Erfahrung im Privat- oder Kommunal- 
dienst wurde in den meisten Fällen nicht 
verlangt. 


— 
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Seit der Einführung der Dipl.-Ing.- und 
Dr.-Ing.-Prüfungen und der Anordnung, 
daß der Staat nur die Herren zu Reg.- 
Baumeistern ernennt, die er tatsächlich 
dauernd beschäftigen kann, sind die Dipl.- 
Ing. und Dr.-Ing. die natürlichen Nach- 
folger der jetzigen Reg.-Baumeister a. D. 
im Privat- und Kommunaldienst. Die 
Dipl.-Ing. sind in großer, stets wachsen- 
der Zahl seit 1900 ernannt worden, sie 
sind jung in die betreffenden Betriebe 
und Verwaltungen eingetreten und die- 
nen gewissermaßen von der Picke auf. 
Die speziellen Kenntnisse werden in 
jahrelanger Arbeit erworben und mit 
Hilfe der guten Vor- und Ausbildung 
gründlich verarbeitet. Die Diplom-Inge- 
nieure werden einen Nachwuchs für die 
leitenden Stellungen bilden, 
bietet als früher die jungen Reg.-Bau- 
meister a. D. ohne vorherige Privat- oder 
Kommunalpraxis, in die sie sich erst ein- 
arbeiten mußten, bieten konnten. Nach- 
dem wir so gesehen haben, wie sich die 
Laufbahn der jetzigen Hochschulabsol- 
venten mit gebieterischer Notwendigkeit 
gestalten muß und wird, kommen wir 
zum 


III. Punkt: Wie stellen sich die 
Dipl.-Ing. zu den alten Reg.-Bauführern 


a. D., zu den Reg.-Baumeistern ohne 


akademischen Grad und zu den tech- 
nischen Vereinen ? 


Der Verband ist der Ansicht, daß es 
den älteren Reg.-Bauführern a. D., deren 
Anzahl nur gering veranschlagt wird, 
leicht möglich ist, noch Dipl.-Ing. zu wer- 
den und dann dem Verbande beizutreten. 
Es muß allerdings bezweifelt werden, 
daß die betreffenden Herren noch Lust 
verspüren, durch Anfertigung einer Di- 
plom-Arbeit den Titel eines Dipl.-Ing. zu 
erwerben. Man sollte den alten. Reg.- 
Bauf. a. D., die ja unter die Studieren- 
den mit Reifezeugnis fallen, billigerweise 
dieselben Rechte einräumen, wie sie die 
alten Dipl.-Ing., die Studierende ohne 
Reifezeugnis waren, im Verband be- 
sitzen, und die Reg.-Bauf. a. D. daher 


der mehr - 
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gleichfalls als Mitglieder des Verbandes 
chne weiteres aufnehmen. 


Der Verband muß dann Stellung neh- 
men zu den alten Reg.-Baumeistern ohne 
Diplom. 


Es wird möglich sein, die älteren Reg.- 
Baumeister für den Verband günstig zu 
interessieren. Die Herren werden sich 
sicherlich nicht von der großen Gruppe 
der Vollakademiker, aus der sie ja selbst 
hervorgegangen sind, trennen, denn nur 
eine große organisierte Gemeinschaft ist 
stärker, als die Summe ihrer Einzel- 
kräfte. 


Die neuen Reg.-Baumeister mit Diplom 
werden fast ausschließlich Staatsbeamte 
sein, und da ja der Staat nur soviel Dipl.- 
Ing. einstellt, als er braucht, müssen die 
Aussichten auf Anstellung und Beförde- 
rung auch viel besser werden. Selbst- 
verständlich wird es tüchtigen Staats- 
beamten möglich sein, einflußreiche, gut 
dotierte Stellungen der Privat- und Kom- 
munalbetriebe zu bekommen; diese Fälle 
werden aber die Ausnahme und nicht 
mehr die Regel, wie früher, bilden. 
Gleichfalls müssen tüchtige Diplom-In- 
genieure in wichtige Staatsstellungen be- 
rufen werden können, wie die Staats- 
regierung es ja auch schon heute mit 
Kaufleuten (Minister Dernburg) und 
Großindustriellen (Minister Möller) ge- 
macht hat. 


Der Verband Deutscher Diplom-Inge- 
nieure wird die Reg.-Bauführer und Reg.- 
Baumeister mit Diplom ebenso fest um- 
fassen müssen, als beispielsweise die An- 
walts- und Aerztekammern ihre privaten 
und beamteten Kollegen. Der Diplom- 
Ingenieurstand ist der Stand, der alle 
technischen Fakultäten eint; er ist der 
Grundstein, auf den die Zukunft aller 
Hochschulabsolventen sich aufbaut! _ 


Wir kommen jetzt noch zu der Frage, 
wie stellt sich der Diplom-Ingenieur-Ver- 
band zu den bestehenden Vereinen. 
Gehen wir nicht lange um die Sache her- 
um, sondern nennen wir sie mit der 
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richtigen Bezeichnung, nämlich : wie stellt 
sich der Verband zu den Hospitanten 
technischer Hochschulen. Diese Herren 
sind es, die in den Architekten- und 
Ingenieurvereinen die Majorität haben. 
Die Hospitanten werden sich der Ansicht 
nicht verschließen, daß die Diplom-In- 
genieure nur ihre berechtigten Interessen 
wahren, wenn sie die Anerkennung und 
Hebung ihres Standes erstreben. Die 
Hochschulen und damit auch die Diplom- 
Ingenieure verdanken außerordentlich 
viel der emsigen, achtunggebietenden Ar- 
beit der praktisch und wissenschaftlich 
tätigen Ingenieure. Der junge Diplom- 
Ingenieur soll und muß erst in der Praxis 
zeigen, daß er den alten Ingenieur be- 
greift, ergänzt und dann ersetzen kann. 
Die Aufgaben, die der Technik er- 
wachsen, sind stetig größer und schwie- 
riger geworden und damit auch die An- 
forderungen der Praxis an die Leistungs- 
fähigkeit der Ingenieure und die Forde- 
rungen des Staates und der Hochschulen, 


in bezug auf Vorbildung und Ausbildung 
der Ingenieure. Mit diesen Forderungen 
hat die Anerkennung des Ingenieurstan- 
des in der Oeffentlichkeit nicht Schritt 
gehalten. Der Architekt und Ingenieur 
rangiert noch mit dem Handwerker und 
Handarbeiter in einer Reihe — auch von 
Staats wegen. (Wir erinnern uns an die 
Arbeiterschutzgesetzgebung.) 

An diesem Zustande sind die In- 
genieure selbst schuld; denn es ist bis- 
her sehr wenig zur Hebung des Standes 
und zum Schutz der Standesinteressen 
geschehen. Der Dipl.-Ing.-Verband wird 
sich der Arbeit, den Ingenieurstand zu 
heben, unterziehen, und wird es dank- 
bar begrüßen und anerkennen, wenn die 
technischen Verbände und Vereine seine 
Arbeit fördern, ebenso wie seine Mit- 
glieder seither und auch fernerhin als 
Mitglieder der bestehenden. technischen 
Vereine in diesen ihre Pflichten gegen 
die betreffenden Vereine erfüllen werden. 


INGENIEUR ODER TECHNIKER. 
Von Dipl.-Ing. Deibel-Charlottenburg. 


Man begegnet der Anschauung, daß die Be- 
‚strebungen unseres Verbandes verfehlt seien und 
derselbe nur zur Zersplitterung des an sich 
schon hart bedrängten Ingenieurstandes führe. 
Da ist es wohl am Platze, nachdrücklich dar- 
auf hinzuweisen, daß naturgemäß bereits in der 
Vorbildung jedes Menschen die Grenzen seiner 
beruflichen Tätigkeit zum allergrößten Teil fest- 
gelegt sind. 

Techniker oder Ingenieur — nicht sich aus- 
schließende Gegensätze sollen sie sein, sondern 
sich gegenscitig ergänzen. Ist es denn nicht 
möglich, daß beide zusammen an gemeinsamen 
Aufgaben arbeiten können? Leugnen, daß es 
einen Unterschied zwischen Ingenieur und Tech- 
niker, oder wenn man cs anders benennen 
will, zwischen Akademiker und Nichtakademiker 
gibt, hieße allerdings leugnen, daß im Inge- 
nieurberuf höhere Aufgaben vorhanden sind, die 
nur mit wissenschaftlichem Rüstzeug zu bewäl- 
tigen sind. Krankt nicht unser ganzer Stand 
vor allem daran, daß zum größten Teil alle 
diejenigen Stellen, die wissenschaftliche Arbeit 


erfordern, von Vertretern anderer Wissensrich- 
tungen besetzt sind? Der Physiker bearbeitet 
die höheren theoretischen Fragen und der 
Jurist die höheren verwaltungstechnischen; das 
ist eine so selbstverständliche Tatsache gewor- 
den, daß bis vor kurzem kaum jemand an die 
Möglichkeit einer Aenderung dachte. In wel- 
chem anderen Stande ist wohl eine ähnliche 
Bevormundung zu beobachten? Ist es da nicht 
ein gesundes Streben, wenn der akademisch ge- 
bildete Ingenieur immer energischer darauf hin- 
weist, daß auch er auf Grund seiner Vorbil- 
dung imstande ist, diese Stellungen auszufüllen ? 
Niemand. wird im Ernst behaupten, daß. der 
Nichtakademiker ohne das nun einmal unbe- 
dingt erforderliche wissenschaftliche Rüstzeug 
und ohne eine gute Allgemeinbildung alle höhe- 
ren Aufgaben, die bei fortschreitender Technik 
in immer größerem Maße sich einstellen wer- 
den, bewältigen kann. 

Kein Leutnant wird behaupten, daß er aus 
der bestandenen Prüfung die Forderung her- 
leiten könne, General zu werden; wohl aber 
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kann man in emem geordneten Staate ver- 
langen, daß ein General in der Regel aus dem 
Kreise der Offiziere und nicht aus dem der 
Feldwebel hervorgeht. Ein ersprießliches Zu- 
sammenarbeiten aller Kräfte wird keineswegs 
dadurch verhindert, daß auch der Offizier zu- 
erst dieselben Funktionen zu erledigen hat, wie 
ein Unteroffizier, und daß letzterer manchmal 
Einzelheiten besser beherrscht als der ihm vor- 
gesetzte Offizier. 

Aehnliches gilt im Ingenieurberuf. Mit dem 
Zusammenschluß wird keineswegs bezweckt, 
dem Akademiker ohne persönliche Leistungen 


BERICHT DES VORSTANDS. 


In den beiden Berichtswochen sind zwei neue 
worden — Aachen 
und München (siehe Bericht aus den Bezirks- 
vereinen); in Vorbereitung ist die Gründung 
des Bezirksvereins Hamburg. Es bestehen nun- 
mehr Bezirksvereine in Aachen, Berlin, Cöln, 
Darmstadt, Dortmund, Düsseldorf, Essen, Frank- 
furt a. M., Hannover, Leipzig, Mainz— Wies- 
baden und München. 


Bezirksvereine gegründet 


Neue Förderer und Mitglieder. 


Als Mitglieder wurden aufgenommen die 
Herren Diplom-Ingenieure: 


der Siemens- 
Münster i. W., 


Alander, Joseph, 
Schuckert-Werke 
Staufenstraße 17. 


Ingenieur 
Münster, 


Barthmann, Fritz, Technischer Hilfsarbeiter 
im Kais. Patentamt, Charlottenburg, Goethe- 
-= straße 66, IM. 


Basson, Hans, Regierungsbauführer, Hagen 
i. W., Karlstr. 21, III. 

Berthold, Karl, Betriebsingenieur, 
stadt, Viktoriastraße 87. - 


Darm- 


Bisschop, Elko, | Aachen, Mauerstraße 15. 


Bolm, Ernst, Konstrukteur, Altona a. Elbe, 
Allee 100. 


Boltze, Walter, Ingenieur der Union A.-G., 
Dortmund, Beuerhaustraße 87. 


Bungenstock, Karl, Ingenieur bei dem 


Kreisbauamt Hörde, Dortmund, Vaerstr. 5. 
Dreyer, Paul, Dortmund, Alter Mühlen- 
weg 2,1. | 


Fest, Karl, Regierungsbauführer, Hannover, 


Freiligrathstr. 1, II. 
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ein Anrecht auf die höheren Stellungen zu ver- 
schaffen, wohl aber soll mehr als bisher be- 
tont werden, daß in diesen Kreisen die zu 
fordernde Vorbildung vorhanden ist. Nicht das 
allein, sondern es soll auch erreicht werden, 
daß der Diplom-Ingenieur sich seiner Pflichten 
bewußt wird, die das öffentliche Leben in immer 
erhöhterem Maße ihm auferlegt. Da ist es’ auf 
der anderen Seite selbstverständlich, daß er auch 
die gesellschaftliche Stellung verlangt, die Aka- 
demiker anderer Fakultäten bereits erreicht 
haben, und die für wirklich großzügiges Schaf- 
fen unbedingt erforderlich ist. 


Gabler, Georg, Technischer Hilfsarbeiter im 
Kais. Patentamt, Steglitz-Friedenau, Feuer- 
bachstraße 9, 1. 


Gilbrin, Georg, Obercassel, Siegkreis. 


von Glasser, Felix, Bauleitender am städt. 
Tiefbauamt Charlottenburg, Charlottenburg, 
Spreestraße 57, H. 


Gomoll, Johannes, Abteilungsvorstand der 
Friedr. Krupp A.-G., Essen-Rüttenscheid, EI- 
friedenstraße 31. 


Haas, Heinrich, Regierungsbaumeister a. D., 
Darmstadt, Im Geisensee 7. 


Höltgen, Heinrich, Walsum a. Niederrhein, 
Provinzialstraße 194. 


Hommel, Gustav, Assistent an der Tech- 
nischen Hochschule München, München, Ge- 
orgenstraße 124, II. 


Jahr, Paul, Ständiger Mitarbeiter im Kais. 
Patentamt, Groß-Lichterfelde-West, Ring- 
straße 41/42. | 


Katzschke, Reinhold, Georgsmarienhütte bei 
‘ Osnabrück, Schloßstraße 11. 


Kettel, Anton, Hochofenbetriebsingenieur, 
Bruckhausen a. Rhein, Kasino. 


Koschmider, Gcorg, Ingenieur der Schiffs- 
werft von Blohm & Voss-Hamburg, Ham- 
burg 5, Rautenbergstraße 11, IM. 

Krawinkel, Wilhelm, Dr.-Ing., Vorstand des 
Kanalamtes der Stadt Crefeld, Stadtbau- 
meister, Crefeld-Bockum, Schützenstr. 02. 

Lambertz, Gustav, Georgsmarienhütte bei 
Osnabrück. 

Löslein,Hans, Berechnungsingenieur, Aachen, 
Rochusstr. 51,1. | 


Lovenz, Erich, Betriebsingenieur, Dieden- 


hofen, Hüttenstr. 7. 
Lütke, Heinrich, Aachen, Lochnerstr. 9. 
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Maul, Friedrich, Gewerbereferendar, Han- 
nover, Kronenstr. 37. 


Mayberg, Paul, Betriebsassistent des Röch- 
lingschen Eisen- und Stahlwerkes, Abt. Karls- 
hütte-Diedenhofen, Diedenhofen, Hüttenstr. 7. 

Meyer, Ludwig Paul, Karlsruhe, Veilchen- 
straße 37, 1. 

Mies, Otto, Assistent, Darmstadt, Schloß- 
gartenstraße 5, 11. 

Mittermavr, Max, 
straße 65, H. 

Nettmann, Paul H. R., Aachen, Mauerstr. 42. 

Weidenkeller- 


Darmstadt, Liebig- 


Nüssler, Karl, Nürnberg, 
straße 2, IV. 


Oppehheimer, Ernst, Hannover, Weiße- 
kreuzstraße 4, I. 


Pitsch, Karl, Assistent an der Technischen 
‚Hochschule Aachen, Aachen, Junkerstr. 49. 


Pöhlmann, Karl, Ingenieur am Kgl. Kanal- 
bauamt Osterkappeln, Osterkappeln bei Osna- 
brück. 

Preuss, Willi, Konstruktionsingenieur, Chem- 
nitz, Annaberger Str. 24, II. | 


Schnorr, Charles, Betriebsassistent der Ap- 
paratefabrik der Allg. Elektrizitäts-Ges. Ber- 
lin, Charlottenburg, Schillerstraße 114, II. 


Scholz, Max, "Assistent an der Technischen 
Hochschule Aachen, Aachen, Kaiserallee 117. 


Scholz, Wilhelm, Branddirektor, Aachen, 
Templergraben 7. 


Schönian, Hans, Ingenieur der Fa. Gebr. 
Körting A.-G., Hannover-Linden, Blumenauer 
Straße 28A. | 


Schwab, Karl, Technischer Hilfsarbeiter im 
Kais. Patentamt, Charlottenburg, Kantstr. 42. 


Sevdel, Willi, Projektierungsingenieur der 
Deutschen Elektrizitätswerke zu Aachen, 
Aachen, Ludwigsallee 27. 

Türck, Paul, Regierungsbauführer, Char- 
lottenburg, Kirchplatz 5. 

Vogdt, Rudolf, Regierungsbaumeister, Ober- 
lehrer an der Kgl. Maschinenbauschule Essen, 
Essen-Ruhr, Clarastraße 57a. 

Weucker, Alfred, z. Zt. Einj. Freiw. i. els. 


Pionier-Batl. Nr. 15, Straßburg i. Els., Lud- 


wigshafener Straße 7. 

"Winkel, Arthur, Assistent an der Techni- 
schen Hochschule Aachen, Aachen, Rochus- 
straße 4. 

Würtz, Rudolf, Ingenieur der Siemens- 
Schuckert-Werke, Berlin SW. 29, Solms- 
straße 18, 1. 

Der Vorstand. 


Aus den Bezirksvereinen. 


Bezirksverein Aachen. Der Bezirksverein 
Aachen wurde am 5. d. M. gegründet. Die 
Vorstandswahlen ergaben: 1. Vorsitzender: Dipl.- 
Ing. Scholz, Branddirektor, Templergraben 7; 
2. Vorsitzender: Dipl.-Ing. Moldenhauer, Fried- 
richstr. 75; 1. Schriftführer: Dipl.-Ing. Winkel, 


Rochusstraße 44; 2. Schriftführer: Dipl.-Ing. - 


Klempt, Ludwigsallee 27; Kassierer: Dipl.-Ing. 
Braune, Bismarckstr. 119; 1. Beisitzer Dipl.- 
Ing. Bisschop, Mauerstr. 15; 2. Beisitzer: Dipl.- 
Ing. Dillinger, Thomashofstr. 58; 3. Beisitzer: 
Dipl.-Ing. Crumbach, Robenstr. 71. 


Bezirksverein Berlin. Sitzung am 8. d.M. 
Es wurde die Stellung und die Tätigkeit des 
Diplom-Ingenieurs in der Gemeindeverwaltung 
behandelt; das Referat erstattete Herr Ge- 
meindebaumeister Dipl.-Ing. Schwenke-Steglitz. 
Herr Professor Franz-Charlottenburg hielt einen 
Vortrag über die „Aufgaben des Diplom-In- 
genieurs beim Schutz der deutschen Land- 
schaften — eine Betrachtung über praktischen 
Heimatschutz“. 


Bezirksverein Darmstadt. Als Ausschußmit- 
glied wurde Herr Architekt Dipl.-Ing. Vogel 
gewählt. Die Vorstandswahl (Ergänzung) er- 
gab: Beisitzer: Dipl.-Ing. Otto Mies, Schloß- 
gartenstr. 5. 


Bezirksverein Frankfurt. Als Mitglied des 
Ausschusses wurde Herr Dipl.-Ing. Fasseing, 


Lamitzer Str. 8, gewählt; die Vorstandswahlen 


ergaben: 2. Beigeordneter: Dipl.-Ing. Jost 
Kern, Eschersheimer Landstraße 89; 3. Beige- 
ordneter: Dipl.-Ing. Stamm, Blittersdorfpl. 41. 


Bezirksverein Hamburg. In Hamburg wird 
die Gründung eines Bezirksvereins geplant. Zur 
Vorbereitung findet am 17. d. M., abends S!/, 
Uhr, eine Versammlung statt. — Restaurant 
Decke (oberes Lokal), Hamburg, Gr. Bäcker- 
straße 6/10. Zuschriften werden erbeten an 
Herrn Stadtbaumeister Dipl.-Ing. Dewitz in 
Altona, Reventlowplatz 3, oder an Herrn Dipl.- 
Ing. K. Baritschh Hamburg, Maxstr. 50 Ill. 


Bezirksverein Hannover. Als Ausschußmit- 


glied ist Herr Prof. Dr.-Ing. Nachtweh, und 


zu dessen Stellvertreter Herr Dipl.-Ing. E. 
Derz gewählt worden. 


Bezirksverein München, Der Bezirksvereii 
München ist am 7. d. M. gegründet worden. 


€ Die Vorstandswahlen ergaben: Vorsitzender: 


Dr.-Ing. Veher; Schriftführer: Dipl.-Ing. Jacoby; 
Kassierer: Dipl.-Ing. Walter Lerisch. Als Ver- 
vinslokal wurde das Augustinerbräu, Kaufinger 
Straße, gewählt. 


Aus der Geschäftsstelle — Literatur 


Aus der Geschäftsstelle. 


Teilnahme an der Hauptversammlung 
(19. und 20. März). 

Ihre Teilnahme an der Hauptversammlung 
haben angemeldet die Herren: 

Dipl.-Ing. Barkow-Charlottenburg, Zivil- In- 
Dipl.-Ing. Dr. L. Becker; Dipl.-Ing. Dr. 
Dipl.-Ing. C. E. 
Dipl.-Ing. Caminer- 


genieur; 
Fritz C. Beyer- Freiburg ı. B.; 
Oberlehrer; 
Berlin, Patentanwalt; Dipl.-Ing. Fasseing-Franl:- 


Böhm-Essen, 


furt a. M.; Dr. Ing. Feyerherm-Fürstenwalde, 
Regierungsbaumeister; Dipl.-Ing. Fischer-Marien- 
_ dorf; Hilfs- 
arbeiter im Reichsmarineamt; Dipl.-Ing. Dr.-Ing. 


Dipl.-Ing. Grimm-Charlottenburg, 


Heinemann, Architekt; Dipl.-Ing. Erich Hent- 


schel-Leipzig, Patentanwalt; Dr.-Ing. Hilpert- 
Charlottenburg, Privatdozent; Dipl.-Ing. Hoitz- 
Charlottenburg; Dipl.-Ing. Kühn-Münster; Dipl.- 
Ing. Künzel, z. Z. Davos; Dipl.-Ing. Dr. Lang- 
Charlottenburg; Dipl.-Ing. Fr. Machmar-Essen, 
Kgl. Oberlehrer; Dipl.-Ing. Münch-Berlin; Dipl.- 
Prof. 
Dr.-Ing. Schle- 


Professor; 


Ing. F. Neubauer-Berlin, Patentanwalt; 
Obergethmann-Charlottenburg ; 
singer-Charlottenburg, Dipl. - Ing. 
Hein. Schwarz-Grunewald; Dipl.-Ing. Schwenke- 
Steglitz, Gemeindebaumeister; Dipl.-Ing. Stamm- 
Frankfurt a. M., Oberingenieur; Dipl.-Ing. Wa- 
genbach-Charlottenburg, Privatdozent; Dipl.-Ing. 


Wassermann-Berlin, Patentanwalt. 


Literatur. 


Bei der Redaktion eingegangene Bücher 
und Zeitschriften: 


Der wirtschaftliche Charakter der technischen 
Arbeit. Dr. Friedrich v. Gottl-Ott- 
lilienfeld, o. Prof. 
schaften an der Kgl. Techn. Hochschule in 


der Staatswissen- 


München. Verlag Julius Springer, 


Berlin. 


L’enseignement économique et social dans les 

écoles techniques à l’Etranger et en France 
par Maurice Bellom, Professeur d’eco- 
nomie industrielle à Pécole nationale superi- 
eure des mines. 
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Verantwortlicher Schriftleiter: Wilh. Franz, Charlottenburg, Kantstraße 10. 
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La mission sociale des élèves des écoles tech- 
niques par Maurice Bellom, Paris L. 


Larose et Forgel. 


„Die Welt des Kaufmanns“ ist eine Monats- 
schrift betitelt, welche (im Verlag von Ge- 


org D. W. Callwey in München) von 
Johannes Buschmann herausgegeben 
wird. Jahresabonnement 6 M. Heft 1 des 


begonnenen 6. Jahrgangs enthält: „Im Ham- 
burger Hafen‘ von Kurt Himer, „Der Kauf- 
mann.auf der kaiserlichen Werft‘ von Justus. 
Korff, „Das Kölner Museum für Handel und 
Industrie‘‘ von W. Feess. 

Der vorige Jahrgang enthielt unter an- 
derem: „Unsere modernen Großbanken‘ (M. 
Buschmann), „Weiße Kohlen“ (Ludw. Esch- 

. wege), „Deutschlands Außenhandel“ (J. Käh- ' 
ler), „Die Erschließung Chinas‘‘ (D. v. Berg), 


„Die technische Entwicklung der Schreib- 


maschine‘ (Hugo Hillig),  ,Das Meer als 
Lebensmittellieferant‘“ (Dehn), ,‚,Vier Welt- 
handelsvölker‘, „Beratende Fachleute im 


Dienste des Kaufmanns“ (Werner Grull). 


Der Konstruktionsstahl und seine Mikrostruk- 
tur unter besonderer Berücksichtigung des 
modernen Automobilstahls von A. Haenig, 


Ingenieur. Verlag M. Krayn, Berlin W. 


Die zweckmäßigste Betriebskraft. Friedrich 


Barth (Sammlung Göschen). Band I. Ein- 
leitung. Dampfkraftanlagen. Verschiedene 
Kraftmaschinen. Band Il. Gas-, Wasser- und 


Wind-Kraftanlagen. Band Ill. Elektromotoren. 
Betriebskostentabellen. Graphische Darste!- 


lungen. Wahl der Betriebskraft. 


Ströme und Spannungen in Starkstromnetzen. 
Jos. Herzog und Prof. Cl. Feldmann 
(Sammlung Göschen). 


Karl! 
(Sammlung Göschen.) 


Die landwirtschaftlichen Maschinen. 


Walther. I. Teil. 


Der Entropiesatz oder der zweite Hauptsatz 
der mechanischen Wärmetheorie von Dr. 
phil. H. Hort, Dipl.-Ing., Dortmund. 
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Restaurant Kraenkel, Martinstr. 24, Rheinischer Hof. 


dritter Montag ım Monat. 
DARMSTADT. LEIPZIG. 
Ä Nordstr. 1. 


I. 
D; zen 2 Dipl.-Ing. Hentschel, Patentanwalt. 
a Mittwoch „Stadt Freiberg“. 


DORTMUND. 
MAINZ-WIESBADEN. 


Östenhellweg 51. 
Dipl.-Ing. F. Riechers, Patentanwalt. Mainz, Rheinallee 93. 
Dipl.-Ing. M. Kronebach. 


Dienstag 8/2 Unionbräu. Am Markt 12. 


DUSSELDORF. MUNCHEN. 
Hoffeldstr. 18. Dipl.-Ing. Jacoby. 
Dipl.-Ing. von Pasinski. Augustinerbräu, Kaufingerstrasse. 

E EEE 
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Zeitschrift Ds] 
des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure 


Herausgegeben vom YVerbanda. 


Schriftleiter: Prof. W. Franz, Charlottenburg-Berlin. Technische Hochschule. 
Telephon: Charlottenburg Nr. 9000 u. 11932. 


Verlag und Expedition: M. Krayn, Verlagsbuchhandlung, Berlin W.57, Kurfürstenstraße 11. 
Telephon: Amt VI, Nr. 6204. 


Die Zeitschrift des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure erscheint am 1. u. 15. jeden Monats. 


Für das Ausland 13.60 Mk. jährlich, 3.40 Mk meter Breite 15 Pf. Bei Wiederholungen Er- 
vierteljährlich. Preis des einzelnen Heftes 0.50 Mk. mässigungen. 


Bestellungen durch alle Buchhandlungen, Postanstalten | Für Stellengesuche 10 Pf. das Millim., von Vereinsmitglie- 


Bezugspreis: 10 Mk. jährlich, 2.50 Mk. vierteljährlich. Anzeigenpreis: Für jedes Millimeter Höhe bei 50 Milli- 


und den nara dern, direkt beim Verlageaufgegeben, 8 Pf. das Millim. 
Inhalt: 
Bericht über die Hauptversammlung. Die Techniker im Kommunaldienste. Von Dipl.-Ing. 
Solange die römischen Pandekten zu viel bedeuten H. Horn-Düsseldorf. 


an unsern Universitäten, werden wir zu wenig be- Bericht des Vorstands. 
deuten in Europa. Von O. Schleicher, Reg.- . Aus der Industrie. 
Baumeister, Heilbronn. 


Hauptversammlung. 


Am 20. v. M. hat unser Verband in Char- in dem Verbande Deutscher Diplom -Inge- 
lottenburg (Motivhaus) seine erste Haupt-. nieure die uns fehlende Organisation ge- - 
versammlung abgehalten; vorausgegangen schaffen wurde. Wir werden in kurzer Zeit 
war am 19. eine Ausschußsitzung. einen ansehnlichen Teil aller deutschen 

Ausschußsitzung und Hauptversammlung Diplom-Ingenieure in unserm Verbande ver- 
haben einen erfreulichen Verlauf genommen. . einigt haben und hoffen als starke Vertretung 
Es waren alle Bezirksvereine durch ihre der Akademiker für alle Berufsgenossen 
Delegierten vertreten. Die Verhandlungen auf ferne Zeit hinaus fruchtbare Arbeit leisten 
nahmen an beiden Tagen mehrere Stunden zu können. 
in Anspruch und zeigten bei allen Punkten Mit der ersten Hauptversammlung ist die 
der Tagesordnung einen überaus regen Eifer Zeit der Gründung abgeschlossen; dieses 
und ein großes Interesse an den schon jetzt Abschlusses gedachte einer der von jenseits 
sehr umfangreichen "Arbeiten des Vereins. des Mains gekommenen Vertreter, indem er 
Ueber die letzteren soll in der nächsten den norddeutschen Gründern ein paar 
Nummer besonders berichtet werden. Da- Dankesworte sagte, die in ihrer Schlichtheit 
selbst werden auch die Beschlüsse nachh.dem und Herzlichkeit allen Beteiligten unver- 
inzwischen aufzustellenden Protokoll bekannt: geßlich bleiben werden. 
gegeben werden. Ich habe den Worten entnommen, dal) 

Die erste Hauptversammlung hat bei allen ein festes Band geknüpft worden ist — ge- 
Beteiligten die Ueberzeugung gefestigt, daß knüpft in deutscher Treue. F. 
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SOLANGE DIE ROMISCHEN PANDEKTEN ZU VIEL BEDEUTEN AN 
UNSERN UNIVERSITÄTEN, WERDEN WIR ZU WENIG BEDEUTEN 
IN EUROPA. 


Von O. Schleicher, Reg.-Baumeister, Heilbronn. 


Es wird wohl manchem, der in die 
Verhältnisse nicht eingeweiht ist, eigen- 
tümlich vorkommen, wenn ein Techniker 
sich näher mit der Reform des juristi- 
schen Universitätsstudiums beschäftigt. 


Die folgenden Ausführungen werden 
aber die Berechtigung dazu für jeden. 
Staatsbürger nachweisen. Die Vorbil- 


dungsfrage, welche von dem geistvollen 
Schöpfer der modernen Verwaltungs- 
lehre, Dr. Lorenz von Stein, in seinem 
Werke: „Gegenwart und Zukunft der 
Rechts- und Staatswissenschaft Deutsch- 
lands‘‘, Stuttgart 1876, als Universi- 
tätsfrage bezeichnet wurde, ist seit 
mehr als 40 Jahren eine oft wiederholte 
und seit den letzten Jahren eine bren- 
nende Frage geworden. Sie hat nicht 
nur im Hinblick auf die immer stärkere 
Entwicklung von Handel und Gewerbe 
und den dadurch immer komplizierter 
werdenden Rechtsverhältnissen, deren 
Sicherheit. durch eine tüchtige Rechts- 
pflege gewährleistet werden soll, für das 
allgemeine Wohl eine sehr große Be- 
deutung; sondern vor allem dadurch, daß 
das juristische Universitätsstudium das 
alleinige Berufsstudium für die höhere 
Staats- und Kommunal-Verwaltung — 
das Juristenmonopol — und seit dem 
Jahre 1908 auch die privilegierte Vor- 
bildung — die I. Hypothek — für die 
diplomatische Laufbahn bildet. Die Be- 
stimmungen über den Eintritt in letztere 
(siehe Heft 1, S. 11) haben zwar das 
juristische Monopol beseitigt; gemäß §1 
ist jedoch der Nachweis hinreichender 
wissenschaftlicher Kenntnisse in der 
Regel durch die erfolgreiche Ablegung 
der ersten juristischen Prüfung zu er- 
bringen. Weiter haben gemäß 85 die 
Assessoren nur ein Jahr Vorbereitungs- 
dienst gegen vier der Referendare und 
fünf der anderen Anwärter abzuleisten, 


und es ist bei ihnen die diplomatische 
Prüfung auf Grund von $ 12 sehr ab- 


gekürzt; die schriftliche Prüfung be- 
schränkt sich auf Sprachen und Qe- 
schichte. Man kann daher sicher sagen, 


daß hier in praxi die I. Hypothek der 
Juristenschule nach wie vor festbegrün- 
det ist. | 

Während es nun Handel und Gewerbe 
ermöglicht ist, einer unpopulären, welt- 
fremden, pandektologischen Justiz mit- 
tels der Einrichtung von Sondergerichten 
und Schiedsgerichten zu entgehen (vergl. den 
Artikel „Schiedsgerich'e“ in Heft 5), ist es 
allen Staatsbürgern unmöglich, sich den 
Folgen des Assessorismus in der höheren 
Verwaltung und der Diplomatie zu ent- 
ziehen. Es ist daher Pflicht eines jeden, 
der die Mängel der jetzigen juristischen 
Vorbildung erkannt hat, immer und 
immer wieder auf sie hinzuweisen. Das 
große, weltbedeutende. Deut- 
scheReichbedarfandersvorge- 
bildeter Juristen als einst die 
inbeschaulicher Ruhelebenden 
deutschenStaaten!Werbeidem 
gesteigerten Wettkampf der 
Völker nicht alle Kräfte an- 
spannt, der bleibt eben zurück 
und wird überrannt — das gilt 
wie von einzelnen, so auch von 
Nationen, ruft Geheimrat Zitelmann- 
Bonn seinen juristischen Fachgenossen 
zu. Die sehr prekäre Lage Deutsch- 
lands in wirtschaftlicher und weltpoli- 
tischer Beziehung kommt einem vor 
allem durch das Studium des Werkes 
von Dr. Paul Rohrbach: ‚Deutschland 
unter den Weltvölkern, Materialien zur 
auswärtigen Politik‘, und der Schrift: 
„England und Deutschland“ von Pro- 
fessor Dr. von Schulze-Gävernitz so 
recht zur Erkenntnis. Diese Lage er- 
fordert dringend die beste Ausbildung 


werden wir zu wenig bedeuten in Europa 


unserer höheren Verwaltungsbeamten 
und Diplomaten; daher ist die radikale 
Aenderung der jetzigen ungenügenden 
Vorbildung und die Möglichkeit einer 
ausgedehnten Auslese der Tüchligsten, daher 
ist die Beseitigung des Monopols 
der Juristenschule nötig. Wie aus den 
folgenden Darlegungen hervorgeht und 
schon eingangs erwähnt wurde, herr- 
schen die krankhaften Zustände der ju- 
ristischen Vorbildung schon seit mehr 
als 40 Jahren. Von den Staatsrechts- 
lehrern haben vor allem v. Mohl-Tübin- 
gen und Dr. Lorenz von Stein auf sie 
hingewiesen. Es wurde: aber bis jetzt 
immer nur an den Symptomen der 
Krankheit herumkuriert! 
Sokannesnicht weitergehen! 
Das ist kurzgefaßt die Ansicht des 
Reichs-Oberhandelsgerichtsrats a. D. und 
ordentlichen Professors der Universität 
Berlin Dr. Goldschmidt und sehr vieler 
seiner Kollegen und beamteten Fachge- 
nossen im Jahre 1887 über die Vorbil- 
dung der damaligen Rechtsjünger. In 
seinem umfassenden Werke: ‚„Rechts- 
studium und Prüfungsordnung, ein Bei- 
trag zur Preußischen und Deutschen 
Rechtsgeschichte‘‘, 
Seiten) hat Goldschmidt den Rechtszu- 
stand und die Rechtshandhabung der 
Jahre 1877—1887, die geschichtlichen Ur- 
sachen des wissenschaftlichen Rückgangs 
beschrieben und zu ergründen gesucht 
und seine persönlichen Bestrebungen und 
Erfahrungen sowie die nach seiner An- 
sicht notwendigen Reformen mitgeteilt. 
In seinem Schlußwort, S. 344, führt 
Goldschmidt nachstehendes aus: 
„Unsere industriellen und kom- 
merziellen Klassen spannen, unter 
eifrigster Anregung wie Unterstützung 
der Staatsregierung, jeden Nerv an, um 
durch erweitertes Wissen und Können 
den gewaltigen Wettkampf mit den an- 
dern Nationen der -Erde zu bestehen. 
An die Kenntnisse unserer Techniker 
und Aerzte werden immer höhere, 
kaum noch erfüllbare Anforderungen ge- 
stellt; die althergebrachte Studienzeit 


Stuttgart 1887 (450 
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wird für sie, als unzureichend, unbedenk- 
lich durch Gesetz oder Verordnung ver- 
längert. 


Für unsere Offiziere gilt schon 
längst die konsequent durchgeführte 
Maxime, daß nur der kenntnisreiche 


Jüngling Aussicht auf Eintritt in diesen 
Ehrenstand und auf allmähliches Vor- 
rücken in demselben hat; man unter- 
wirft sogar die Männer fortgesetzten 
Prüfungen, wissenschaftlichen wie prak- 
tischen Probearbeiten. 

Unsere Handwerker führen wie- 
derum strengere Prüfungen bei sich ein, 
und selbst unsere Arbeiter verachten 
den Mann, welcher, soweit Muße und 
Mittel es vergönnen, sich nicht das 
höchstmögliche Maß von Wissen zu er- 
ringen sucht. 

Ueberall gilt das gute Wort: „know- 
ledge is power“. 

Und in dieser Zeit, inmitten der 
schwierigsten sozialen Bewegung, welche 
die Weltgeschichte kennt, in welcher nur 
hohe Weisheit der Regierungen, Be- 
sonnenheit und klare Einsicht aller 
Klassen der Bevölkerung die gefähr- 
lichsten Katastrophen abzuwenden ver- 
mögen — in dieser Zeit muß der regie- 
rende Stand — denn das sind im 
wesentlichen die Juristen — des 
mächtigsten und leitenden deutschen 
Staates, muß das auf die Intelligenz 
seiner Bevölkerung, das gründliche und 
tiefe Wissen seiner Gelehrten mit Recht 
stolze Preußen sich im In- und Aus- 
lande sagen lassen, daß die jungen 
Männer, welche in diesen Stand ein- 
treten, zu erheblichem Teile unwissende 
Menschen sind, daß die bestehenden Ein- 
richtungen und deren Handhabung eine 
auch nicht annähernde Garantie gewäh- 
ren, daß der Staat und daß die Bevöl- 
kerung auf tüchtige Beamte und An- 
wälte rechnen können. Durch sein Heer 
und sein Beamtentum hat der preußische 
Staat zum eigenen und zu Deutschlands 
Heil seine gegenwärtige Machtstellung 
mühsam und in schweren Kämpfen er- 
rungen; das eine dieser Fundamente ist 
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gottlob festgefügt, hüten wir uns, daß 
das zweite, schwerlich minder wichtige 
nicht immer mehr ins Schwanken gerate 
und zusammenstürze !“ 

Dr. Goldschmidt ist der Ansicht, daß 
die Heilmittel zur Reform vorhanden 
sind, daß der ernste Entschluß erforder- 
lich ist, von den erfahrungsmäßig er- 
probten, in nahezu allen übrigen Kul- 
turstaaten außerhalb Preußens stets fest- 
gehaltenen, in Preußen dagegen seit 
einem Jahrhundert in Verfolgung sehr 
eigentümlicher und jetzt im allgemeinen 
aufgegebener Irrwege verlassenen Ein- 
richtungen den rechten Gebrauch zu 
machen, endlich daß der Fehler nicht an 
den sich stets von innen heraus refor- 
mierenden, im wesentlichen muster- 
gültigen Universitätseinrich- 
tungen liegt — für diese bedürfe es 
keiner Reformvorschrift —, sondern aus- 
schließlich an den durch den Staat 
geschaffenen Prüfungseinrichtungen 
und der damit enge zusammenhängenden 
Gestaltung des praktischen Vorbe- 
reitungsdienstes. 

Ehe die von Goldschmidt in dieser 
Hinsicht empfohlenen Reformen vorge- 
führt werden, sollen vorher einige kri- 
tische Stimmen erfahrener Juristen über 
die juristische Vorbildung mitgeteilt wer- 
den, welchen Einsicht in die damaligen 
Rechtszustände und Urteilsfähigkeit über 
deren Mängel und die Mittel zur Be- 
seitigrung derselben beigemessen werden 
darf. 

Goldschmidt stellt die Aeußerungen 
des Nationalökonomen Schmoller, der 
Rechtslehrer v. Bär, v. Holtzendorff, 
v. Liszt, Rümelin, Dernburg usw., sowie 
von ganzen Rechtsfakultäten, von Parla- 
mentariern und des Justizministers Leon- 
hardt zusammen. Es sind geradezu ver- 
nichtende Urteile darunter. Der be- 
rühmte Strafrechtslehrer von 
Liszt, Rektor der Universität Marburg, 
spricht in feierlicher Rektoratsrede (Die 
Reform des juristischen Studiums, Ber- 
lin 1886) von dem „offenkundigen Skan- 
dal“ der Prüfungen, welcher sich tag- 


nur hinderliche 


täglich vor unseren Augen ereignet, von 
dem „stetig“ abnehmenden Fleiß der 
Studierenden in dem Besuch der ju- 
ristischen Vorlesungen, der „geradezu er- 
schreckenden Unwissenheit der Examen- 
kandidaten“. Nachdem er eine juristische 
Prüfung drastisch geschildert hat, sagte 
er: „Dem Belieben des Justizministeri- 
ums in allem wesentlichen anheimge- 
geben, abgehalten von einer ganz un- 
geeignet zusammengesetzten Kom- 
mission, alle nicht privatrechtlichen 
Fächer auf jede nur denkbare Weise in 
den Hintergrund drängend, ist sie eine 
Prämie für Bummelei und Denkfaulheit, 
ein Hemmschuh für fleißige und ernste 
Arbeit. Wenn man die Absicht gehabt 
hätte, den wissenschaftlichen Geist un- - 
serer juristischen akademischen Jugend 
zu ertöten, die Rechtspflege zum Hand- 
werk zu erniedrigen — man hätte die 
Erreichung des Zieles nicht zweckent- 
sprechender sichern können. Jene Ab- 
sicht hat man nicht gehabt — aber das 
Ziel ist erreicht: Der wissenschaftliche 
Sinn unserer juristischen Kommilitonen 
ist erstorben, und mag es auch eine 
ganze Reihe von Ausnahmen geben, die 
große Masse ist dem geistigen Philister- 
tum verfallen, ehe sie die Schwelle der 
praktischen Tätigkeit betritt. Ohne alle 


gründlichen Fachkenntnisse, mit den 
kümmerlichen Resten der vom Gym- 
nasium herübergeretteten, allgemeinen 


Bildung; ohne jede Liebe zur Wissen- 
schaft, auf die sie als graue, im Examen 
Theorie herabblicken; 
ohne jede Anhänglichkeit an den Lehrer, 
den sie vielleicht nur zweimal im Se- 
mester bei der Ueberreichung des An- 
meldebuches zu Gesicht bekommen 
haben; ohne Verständnis und darum auch 
ohne jede Begeisterung für die großen, 
unser Volk bewegenden Zeitfragen, Phi- 
lister trotz des dreifarbigen Bandes, dem 
Handwerkergeist rettungslos anheimge- 


fallen — so verläßt die Mehrzahl unserer 


jungen Juristen den Tempel der Wissen- 
schaft, den sie, lediglich um ein not- 
dürftiges Examen bemüht, zur Krämer- 
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bude gemacht haben. Das ist der Stoff, 
aus dem Preußen seine Richter, seine 
Verwaltungsbeamte macht, das sind die 
Männe-, aus denen das deutsche Volk 
die künftigen Führer in den Kämpfen 
des öffentlichen Lebens entnehmen soll.“ 

v. Liszt verlangt eine gründliche 
Umgestaltung der. bisherigen Zu- 
stände, „soll nicht eine der schwersten 
Gefahren heraufbeschworen werden, die 
ein inmitten der kräftigsten Entwick- 
lung begriffenes Volk treffen könne: 
Mißtrauenindie Gründlichkeit 
für Rechtspflege, in die Tüch- 
tigkeit für Verwaltung“. 2 

Weiter erklärt sich Liszt entschieden 
gegen die Vorschläge Dernburgs und 
steht der gesetzlichen Einführung des 
Quadrienniums (Verlängerung des Stu- 
diums um ein Jahr) als einer äußerlichen 
Maßregel durchaus kühl gegenüber, min- 
destens solange als nicht die Staats- 
wissenschaften und Nationalökonomie in 
erweitertem Umfang zum Studium her- 
angezogen werden. 

Die von Goldschmidt weiter angeiühr- 
ten Kritiker äußern sich auch über das 
„Einpeitschen durch den Einpauker‘“ in 
2—3 Semestern in den sog. „Repetito- 
rien‘‘ (Wiederholungskursen).- | 

Die Straßburger Fakultät sagt 
u. a.: „Die Erfahrungen in Preußen be- 
weisen, 
nisse in den Institutionen und einige in 
den letzten Monaten vor dem Examen 
auswendig gelernte Definitionen ge- 
nügen, um. durch das erste juristische 
Examen durchzukommen.“ 

Dernburg, der bekannte Pandek- 
tist, ist der Ansicht, daß dem juristi- 
schen Studenten vor allem die An- 
schauung fehle, welche nur in der 
Praxis zu gewinnen sei. Er schlägt 
nach 4—5 Semester Studium vor, eine 
Prüfung vorzunehmen, welche zum Ein- 


tritt in die Praxis berechtigt. Nach 
zweijähriger praktischer Ausbildung 
würde ein weiteres Studium von 


1’, Jahren folgen usw. Wie später ge- 
zeigt wird, hat Geheimrat Zitelmann- 


daß daselbst notdürftige Kennt- ` 


135 


Bonn in letzter Zeit diesen Vorschlag 
mit einer Abänderung wieder aufgenom- 
men, nachdem sich die von Goldschmidt 
empfohlene rezeptive Methode bei nur 
dreijährigem Studium in keiner Weise 
bewährt hat. 

Die meisten Professoren waren für 
eine Verlängerung des dreijährigen Stu- 
diums um ein Jahr und Verkürzung der 
vierjährigen praktischen Ausbildung um 
ein Jahr. Verschiedene, u. a. der Na- 
tionalökonom Schmoller, waren für 
Ueberwachung der Studien und für Zwangs- 
maßregeln. 

Von den Parlamentariern und 
den praktischen Juristen, hohen 
Würdeträgern und erprobten Anwälten 
wurde den Professoren, welche durch 
„Langeweile“, „leere Abstraktionen‘‘, 
„Weitläufigkeit‘ einerseits, durch Träg- 
heit („viel zu lange Ferien‘) ander- 
seits die Jugend zum Nichtstun verführ- 
ten, viel Schuld beigemessen. Sie klagen, 
daß der „trockene Stoff“ in so abstrak- 
ter Form vorgetragen werde, und 
sprechen sich gegen die Einführung des 
Quadrienniums aus. Bedeutsam ist vor 
allem die Rede des Geh. Regierungs- 
rats v. Winterfeld, eines angesehe- 
nen Mitglieds des Preußischen Herren- 
hauses in der Verhandlung vom März 
1878. Nachdem er „das Bummeln und Ein- 
pauken“ als zur Organisation der freien 
Universität gehörend gekennzeichnet 
hat, sagt er: „Das Schlimmste ist, daß 
die Jurisprudenz eine abstrakte und zum 
Teil langweilige Wissenschaft ist, daß der 
junge Mann ungern daran geht, sich mit 
seinen Institutionen und Pandekten zu 
beschäftigen, wenn er nicht einen ganz 
besonderen Trieb dazu hat, daß die Ju- 
risprudenz einem erst verständlich wird, 
wenn man in das Praktische hineinge- 
kommen ist usw.“ | 

Aehnlich spricht sich auch der be- 
deutende, praktische Jurist Obertribunal- 
und Reichsgerichtsrat Dr. Bähr aus, 
ferner der damalige Justizminister Dr. 
Leonhardt, welcher sich gegen die 
Verlängerung der Studienzeit erklärte 
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und den Universitätsprofessoren, die 
gegen die bestehenden Einrichtungen 
„Sturmlaufen‘, nicht sehr zugetan war. 


Interessant ist das Urteil des Aus- 
landes, z. B. des französischen Juristen 
Georges Blondel, der u. a. sagt: „Si 
la paresse n’est le privilege d’aucun pays, 
Pélément paresseux lest en Allemagne 
remarquablement. Les cours sont désertés 
et les brasseries sont pleines.“ 


Und nun zurück zu den Reformvor- 
schlägen von Goldschmidt. 


Im 4. Abschnitt, Kapitel I, bringt er 
seine Gründe gegen die angeblich not- 
wendige Reform des Universitätsstudi- 
ums, gegen die Zwangskontrolle und 
Zwischenexamen vor. Er sagt u. a. 
S. 278: Die gegenwärtige rezep- 
tiveLehlirmethode ist das Erzeugnis 
einer vielhundertjährigen, geistigen Ar- 
beit und Erfahrung, um welche uns alle 
Kulturvölker beneiden; sie sei bei allen 
selbstverständlichen Unvollkommenheiten 
besser und vollkommener als irgendeine 
Unterrichtsmethode, welche die Ge- 
schichte unserer oder irgendeiner an- 
dern Wissenschaft aufweist. Ganz das 
Gleiche gelte von den Lehrvorträgen. 
Diese rezeptive Methode allein ermög- 
liche es, im Laufe von 3—4 Jahren eine 
im wesentlichen ausreichende. Bildung 
zu gewinnen. Der Studierende lerne hier- 
bei den massenhaften Stoff allerdings nur in 
dem Zusammenhang und in der Beleuch- 
tung kennen, welche Vortrag oder Kom- 
pendium gewähren. 

Bedeutsam ist das, was Goldschmidt 
zu den Vorschlägen jener sagt, denen 
erst in der „Praxis“ ihre Wissenschaft 
„aufgegangen“ sei, oder jener, welche 
von der Notwendigkeit ausgehen, den 
„Anschauungsunterricht‘“ oder gar die 
Selbsttätigkeit der Studenten durch ge- 
eignete Maßregeln zu heben. Er hält die 
hierfür empfohlenen Maßregeln weder 
für notwendig, noch förderlich. Auf der 
Universität lasse sich durchaus auch die- 
jenige „praktische“ Schulung erreichen, 
welche zum Eintritt in die ja immer un- 


erläßliche praktische Vorbereitungslauf- 
bahn vollkommen ausreicht. Wer von 
den dafür gebotenen Mitteln des guten, 
stets mit praktischen Beispielen operieren- 
den, gelegentlich auch wichtige Rechts- 
fälle zur Erläuterung heranziehenden 
Universitätsunterrichts keinen oder kei- 
nen ausreichenden Gebrauch mache, wer 
sich an den unmittelbar: in die unüber- 
treffliche Kasuistik der großen römischen 
Juristen einführenden, exegetischen Ue- 
bungen und an den „Praktika“ nicht be- 
teilige, dürfe sich nicht beschweren, daß 
ihm die, vielleicht nach seiner Anlage we- 


enig zugänglichen abstrakten Lehrsätze 


nicht in Fleisch und Blut übergehen. 
Der Vorschlag Dernburgs ist ihm pä- 
dagogisch unstatthaft, praktisch undurch- 
führbar, und wird weder dem Studium, 
welches halbiert wird, noch dem gleich- 
falls halbierten Vorbereitungsdienst för- 
derlich. Wie wir nachher sehen werden, 
hat Geheimrat Zitelmann den Vorschlag 
Dernburgs wieder aufgenommen. Die 
von Goldschmidt für notwendig erach- 
tete, in Kapitel II beschriebene Reform 
gründet sich auf der Ueberzeugung, daß 
die gesamte Vorbereitungslaufbahn des 
Juristen vom Beginn des Studiums an 
bis zur zurückgelegten letzten Staats- 
prüfung als ein unteilbares Ganzes zu be- 
trachten ist. Er schlägt vor: 1. daß die 
erste Staatsprüfung, sowohl die münd- 
liche als auch die schriftliche Prüfung, 
in allen ihren Teilen zu ändern ist; 2. daß 


‘die Zusammensetzung der Prüfungskom- 


mission zu ändern ist; 3. daß die Dauer 
der Studienzeit gesetzlich auf 4 Jahre 
mit eventuellen Nachlaß von '!/, "Jahr 
festzustellen ist; 4. daß die etwaige mi- 
litärische Dienstzeit nicht in die gesetz- 
liche Studienzeit einzurechnen ist; 5. daß 
der praktische Vorbereitungsdienst auf 
eine Maximalzeit von 3 Jahren festge- 
legt wird; 6. daß die erforderlichen An- 
ordnungen womöglich für das ganze 
Reich, jedenfalls aber für Preußen sobald 
als möglich zu treffen sind. 

Wie oben schon mitgeteilt wurde, ist 
der preußische Justizminister Leonhardt 
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auf Reformen gar nicht : eingegangen, 
und es blieb alles beim Alten! 

Bei Besprechung der schriftlichen Prü- 
fung beruft sich Goldschmidt auch auf 
das vernichtende Urteil des bekannten 
Rechtslehrers R. v. Ihering in seinem 
Buche „Scherz und Ernst in der Juris- 
prudenz‘‘ über die oft recht ungeeigae- 
ten — zu eng, zu weit, ungenau gestell- 
ten Themata. Ihering ist der Ansicht, daß 
eine solche Arbeit nicht die geringste 
Garantie für die juristische Bildung der 
Kandidaten gewähre, weil mit Hilfe der 
Kompendien und der Literatur auch der 
völlig Unwissende eine Arbeit zu- 
stande bringen könne, welche den an sol- 
ches innerhalb 6 Wochen fertigzustellen- 
des Elaborat billigerweise zu stellenden 
Anforderungen vollkommen entspreche 
usw. Notorisch wähle der Examinator 
fast ausschließlich ein Thema des „ge- 
meinen Zivilrechts‘‘, d. h. des Pandekten? 
rechts, welches allein er einigermaßen ge- 
lernt hat, vielleicht zu 5/,, daneben nach 
etwa zu !/,—!/, aus dem Handelsrecht, 
zu dem geringen Rest aus allen. andern 
Rechtsgebieten zusammen usw. 

Und wiestehtesheutemitder 
juristischen Vorbildung? 

Sokannesnicht mehr weiter- 
gehen! Hier droht ein größerer "Scha- 
den, als man noch vielfach ahnt, das 
. „quieta non movere“ hat hier kein Recht 
mehr, ruft Professor Geheimrat Zi- 


telmann-Bonn seinen Fachgenossen 


in dem Vortrag zu, den er im März 1909 
in der Juristischen Gesellschaft in Bonn 
gehalten hat. Ein kurzer Auszug des Vor- 
trags erschien in der „Deutschen Ju- 
risten-Zeitung‘‘ unter der Ueberschrift 
„Was not tut‘, und die erweiterte Nie- 
derschrift als Buch: „Die Vorbildung 
der Juristen‘, Leipzig 1909. 

Zitelmann weist nach, daß der vor- 
handene Zustand schwere Nachteile hat, 
Nachteile, die nicht länger mehr ertragen 
werden können; dann macht er zwecks 
Hebung derselben seine einschneidenden 
Vorschläge zur Reform der Vorbildung. 
Er ist vor allem der Ansicht, daß: die ju- 
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ristischen Fakultäten heute als Lehran- ` 
stalten ihren wesentlichen Zweck verfeh- 
len, da die Studierenden oft in der Mehr- 
zahl von den Lehreinrichtungen und Lehr- 
mitteln der Universität keinen oder nur 
mangelhaften Gebrauch machen. „Les 
étudiants allemands desertent les cours‘‘ 
äußerte sich diesbezüglich ein Franzose. 
Vor dem Examen beteiligen sie sich 2—3 
Semester an den Repetitorien (Wieder- 
holungskursen) der Einpauker — also 
dasselbe Bild, wie in den 1880er Jahren! 
Es sind demnach auf der einen Seite mit 
großem Geldaufwand erhaltene und mit 
Lehrmonopol ausgestattete staatliche An- 
stalten da, die nicht benutzt werden, auf 
der andern Seite die privaten Einpauker, 
die nur Gedächtniskenntnisse vermitteln. 
Die Schlußfolgerung Zitelmanns ist: Ent- 
weder sind die juristischen Fakultäten 
entbehrlich, und es können diese Anstal- 
ten aufgehoben werden sowie der Geld- 
aufwand hierfür gespart werden, wenn 
es auch auf die repetitorische Weise geht, 
oder die theoretische Vorbereitung der 
Juristen ist mangelhaft und muß ver- 
bessert werden. Er ist letzterer Ansicht. 
Daß ein höheres, systematisches Stu- 
dium für die Jurisprudenz nötig ist, muß 
jeder objektiv Denkende zugeben. 
Bezüglich der Ansicht von vielen, nicht 
bloß von Uhniversitätslehrern, die den 
Mangel in dem Unfleiß der Studierenden 
und in ihrem mangelhaften Pflichtgefühl 
finden und daher Zwangsmaßregeln vor- 
schlagen, gibt Zitelmann der Meinung 
Ausdruck, daß die schöne Studienfreiheit, 


die Freude, sich selbst den richtigen Weg 


zu suchen, Maß und Art der Pflichter- 
füllung sich selbst zu wählen — nicht 
beschnitten werden sollte. Er ist daher 
nicht für Zwangsmaßregeln. 

Das war ja auch die Ansicht Gold- 
schmidts und seiner meisten Kollegen 
Mitte der 1880er Jahre. 

Zu der Meinung vieler — vor allem 
praktischer Juristen —, die dem Universi- 
tätslehrer die Schuld beimessen, sagt 
Zitelmann, daß ja manchmal nicht alles - 
ist, wie es sein sollte, daß es eben ver- 
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schiedene Talente sowohl im Lehren als 
im Forschen gibt, die nicht immer bei- 
. sammen sein werden. 

Er ist der festen Ansicht, daß der 
Hebel zur Abänderung wo anders anzu- 
setzen ist, daß der Hauptgrund in 
der sachlichen Einrichtung, in 
der unzweckmäßigen Studien- 
ordnung selbst gelegen ist, und 
zwar mit Rücksicht auf die psycho- 
logische Konstitution des Anfängers im 
Rechtsstudium. | 

Ganz richtig wird hervorgehoben, daß 
der junge, gesunde, kraftvolle Mann, der 
von der Schule kommt, theorieunlustig 
ist, daß er nach Wirklichkeit hungert, 
und daß daher das Studium des antiken 


Rechts, der abstrakten, lebensfernen 
Theorien, das Füttern mit leblosen, 
trockenen, schemenhaften Rechtsober- 


sätzen denselben abschreckt. Hierin liege 
der Hauptgrund der mißlichen Zustände, 
weswegen auch weite Kreise 
geren Juristen das theoretische Studium 
des Rechts für überflüssig halten, vor 


allem, wenn sie noch sehen, daß die’ 


Referendarprüfung von solchen, die sich 
in einem Jahre haben einpauken lassen, 
zum Teil sogar mit Lob bestanden wird. 
Die ewigen Klagen über die „Leblosig- 
keit und Trockenheit‘‘ des Gedankey- 


stoffes der Jurisprudenz hält Zitelmann |” 


zum großen Teil für berechtigt und 
sagt, die Reihenfolge der üb- 
lichen und anbefohlenen Vor- 
lesungen sei sg unpädagogisch 
wie nurirgend möglich und weist 
dies nach. Es fehle die volle Anschau- 
lichkeit und die zugleich überzeugende 
und anfeuernde Kraft der Wirklichkeit. 
Daher gehe bei dem heutigen Studienbe- 
triebe auch den Fleißigen ein guter Teil 


ihrer Zeit einfach verloren. Hier ist also 


ein diametraler Gegensatz zu Gold- 
schmidt mit seiner rezeptiven Methode 
vorhanden! 

Was die „Rechtswissenschaft‘‘ anbe- 
langt, von der immer noch in hohen 
Tönen gesprochen wird, und welche auf 
den Universitäten, als ihren Lehrstätten, 


der jün- ` 


2 


gelehrt werden soll, so fragt Zitelmann 
zweifelnd, ob das, was jetzt gelehrt und 
getrieben werde, wirklich noch in höhe- 
rem Sinn „Wissenschaft“ sei! Die Ju- 
ristenfakultäten seien im wesentlichen 
Elementarfachschulen zur Vorbereitung 
auf die I. Staatsprüfung geworden; da- 
her, sei es charakteristisch, daß, was nicht 
Gegenstand der Prüfung sei, fast nir- 
gends jemals vorgetragen wird, und wenn 
es vorgetragen werde, so sei die Teil- 
nahme überaus gering. Wir Universitäts- 
lehrer, sagt er, reiben uns heute an 
einer unlösbaren Aufgabe auf, es sei viel 
bittere Wahrheit an dem Satz: Von un- 
lustigenLehrernwerde unlusti- 
gen Zuhörern der für die Prü- 
fung notwendige Wissensstoff 
überliefert. Und so kommt Geheim- 
rat Zitelmann u. a. zu den bedeutsamen 
Sätzen, die wir andern Akademiker fest 
unterstreichen, und deren Erkenntnis 
ins ganze deutsche Volk eindringen muß, 
damit baldmöglichst Abhilfe geschaffen 
wird: „Das große, weltbedeu- 
tende Deutsche Reich bedarf 
anders vorgebildeter Juristen 
als einst die in beschaulicher 
Ruhe lebenden deutschen Staa- 
ten.“ „Die Zeit ist zu ernst, als 
daß wires verantworten könn- 
ten, wenn unsere edelste deut- 
sche Jugend, die sich dem Be- 
amtenstand widmen will, ge- 
rade zur Zeit ihrer stärksten 
Aufnahmefähigkeitundinneren 
Piegsamkeit für ihre Ausbil- 
dung mehrere Jahre verliert 
oder doch nicht voll ausnützt.“ 

„Wer bei dem gesteigerten 
Wettkampf der Völker nicht 
alleKräfteanspannt, derbleibt 
eben zurück und wird über- 
rannt!“ 

Um diese Ziele zu erreichen, ist es 
nach Ansicht des juristischen Modernis- 
mus erforderlich, daß die jetzige, ro- 
manistische, auf die Pandekten gegrün- 
dete Rechtswissenschaft, nach dem- 
Wort Astrologie Pandektologie genannt 
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alias Weltfremdheitswissenschaft und so- 
phistische Begriffsknetungswissenschaft, 
in eine Lebens- und Verkehrskunde um- 
gewandelt wird. (Siehe Fuchs, Recht 
und Wahrheit, Berlin 1908, S. 170 ff.) 


Es gilt. „den Bann der alten, 
zunftmäßigen Gelehrsamkeit 
zu brechen, die Wissenschaft 


und die Universität in engste 
Beziehung zum Leben zu setzen, 
Aufklärung und gemeinnützige 
Erkenntnis in die Köpfe zu 
bringen anstelle der alten, 
toten antiquarischen und anti- 
quierten Gelahrtheit“. 

Dies wäre erreicht, wenn de ganze 
heutige gelehrte Jurisprudenz, d. h. Pan- 
dektologie, dahin gesetzt wäre, wohin sie 
gehört, nämlich soweit sie historisch ist, 
zur Altertumswissenschaft; im übrigen 
dahin, wo der Pfeffer wächst; sie muß 
mit Stumpf und Stiel ausgerottet werden. 
„Aus dem Volksleben 
heutige gelehrte Justiz und das Man- 
darinentum heraus! Und aus unseren 
Juristenfakultäten muß das Alexan- 
drinerttum heraus und die juristische 
Psychologie und die Soziologie hinein!“ 


Es müssen also, wie Dr. Lorenz von 


Stein, der Schöpfer der modernen Ver- 
waltungslehre, zuerst in seinem Funda- 
mentalwerk: „Gegenwart und Zukunft 
der Rechts- _ und Staatswissenschaft 
Deutschlands‘, Stuttgart 1876, nachge- 
wiesen hat, die Staatswissenschaften, vor 
allem Nationalökonomie und, Soziologie, 
der Rechtswissenschaft zugrunde gelegt 
werden. Vgl. auch sein Handbuch der 
Verwaltungslehre, Stuttgart 1876, Vor- 
wort zur I. Auflage, die Vorrede und 
den Abschnitt: Das Rechtsleben, S.351 
der dritten Auflage, Stuttgart 1888. In 
dem Abschnitt „Die Rechtsbildung‘ sagt 
Stein Seite 621: „Wir werden künf- 
tig das Studium der 
wissenschaften dem Studium 
des Rechts zugrunde legen 


müssen. Hier liegt die Zukunft 
desBildungsgangesaufunseren 


Universitäten.“ 


aber muß die. 


Staats- 
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Was nun die Reformvorschläge 
des Geheimrats Zitelmann anbe- 
trifft, so geht er, wie seinerzeit Dern- 
burg, von dem Grundgedanken aus, das 
um ein Jahr verlängerte dreijährige Uni- 
versitätsstudium zu teilen und den 
Rechtsjünger vor dem wesentlichsten 
Teil des Studiums in die Praxis zu 
stellen, damit er in ihr seinen Wirklich- 
keitshunger befriedige, Anschauung und 
Reife gewinne und einen Hunger nach 
Theorie bekomme, so daß das spätere 
Studium fruchtbringend werde; indem 
er von den Erfahrungen anderer Studien- 
zweige: der Beamten im Bergfach, Post- 
wesen, Telegraphie, der Apotheker, In- 
genieure, Landwirte, Kaufleute und Offi- 
ziere ausgeht und seine eigenen 
fahrungen an einer Landwirtschaftlichen 
Hochschule und bei den Ferienkursen 
für praktische Juristen vorführt. 

Was hier Zitelmann über die unpäda- 
gogische, abstrakte Lehrmethode, über 
den Wirklichkeitshunger des Abituri- 
enten und nachher über das Auftreten 
des Hungers nach Theorie sagt, das ist 
pädagogische Psychologie, die eben 
Goldschmidt im Jahre 1887 noch nicht 
erkannt hatte, wohl aber Dernburg und 
einige Praktiker. Weitergehend 
Dernburg und new ist der &ieglanke Zitel* 
manns, daß im ersten Studienteil die 
Rechtswissenschaft enzyklopädisch und 
elementar gelehrt werde. ‚Die juristische 
Ausbildung würde folgendermaßen ange- 
ordnet: 1!/ Jahr Studium mit Einfüh- 
rung in elementare Rechtslehre mit Ab- 
schlußprüfung, dann 2 Jahre praktischer 
Dienst,” hierauf 2!/ Jahre vertieftes 
Studium, endlich ein Schlußjahr prak- 
tischer Dienst mit der Assessorprüfung. 
Es müßte hierbei also eine Abkürzung 
des gesamten praktischen Vorbereitungs- 
dienstes auf 3 Jahre und eine Verlän- 
gerung der Studienzeit auf 4 Jahre statt- 
finden, wie früher von Goldschmidt und 
anderen vorgeschlagen wurde. 

Die Trennung der künftigen Justiz- 


Er- 


als - 


und der Verwaltungsbeamten will Zitel- 


mann im letzten Jahre des Vorbe- 
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reitungsdienstes durchführen. Nach un- 
serer Ansicht wäre die Trennung nach 
Beendigung des zweijährigen Vorberei- 
tungsdienstes vorzuziehen, und für die 
Verwaltungsbeamten ein besonderer 
Studiengang mit den Staatswissenschaf- 
ten, der Verwaltungslehre 
klopädie der technischen Wissenschaften 
einzuführen. | 

Es ist zweifellos, daß die neue 
Studienordnung eine Vermehrung der 
theoretischen Kenntnisse der Juristen 
hervorbringen, die Arbeitsfreudigkeit 
heben und das System des Einpaukens 
"beschränken würde. 

Daß hierdurch aber eine we- 
sentliche Beschränkung der 
Weltfremdheit der jetzigen Ju- 
ristikeintretenwürde — dasbe- 
streitet der juristische Mo- 
dernismus! Er hält die Reform Zitel- 
manns nur für eine symptomatische, für 
. eine äußerliche und sieht den Haupt- 
fehler in der philologisch-dog- 
matischen Materie der jetzigen 
konstruktiven Rechtswissen- 
schaft. 

Jeder Zweig unseres Wissens durch- 
läuft nach dem Soziologen Comte drei 
"verschiedene Stadien der Entwicklung: 
-das theologisehe oder -dichtende, das 
metaphysische oder abstrakte, und das 
` wissenschaftliche oder positive. Die 
Mittel des 1. .‚Stadiums sind Gottesur- 
teile und Offenbarungsglauben, die des 
2. Begriffsspielerei und Konstruktien, die 
des 3. Beobachtung, Experiment und Er- 
fahrung. Nach Ansicht des Vorkämpfers 
des juristischen Modernismus, Rechtsan- 
walt Fuchs-Karlsruhe, stecken wir in der 
Jurisprudenz noch gut zur Hälfte im 
2. Stadium. Und da in Deutschland der 
metaphysische Geist von jeher am zähe- 
sten war, so konnte die Krankheit der 
römisch-rechtlichen Metaphysik, die 
durch die sog. Rezeption sich bei uns 
einnistete, in keinem Volke von so un- 
‚heilvollem Einfluß sein als bei uns, sagt 
Fuchs in seinem Werke: „Die Gemein- 
schädlichkeit der konstruktiven Juris- 


und Enzy- 


Reg.-Baumstr. Schleicher, Solange die römischen Pandekten zu viel bedeuten usw. 


prudenz‘‘ (Karlsruhe 1909, S. 5). Eine 
glänzende Parallele zwischen der jetzigen 
Rechtswissenschaft und der orthodoxen 
Theologie wird in der Streitschrift: „Der 
Kampf um die Rechtswissenschaft« von 
Gnäus Flavius (H. U. Kantorowicz-Freiburg 
i. B.) Heidelberg 1906, gezogen. 


Der Modernismus verkündet nach 
Fuchs die Wertlosigkeit der jetzigen pan- 
dektologischen, dialektisch - konstruk- 
tiven, dogmatischen Rechtswissenschaft, 
ihre Werterhöhung und Umgestaltung 
zu einer wahren Lebens- und Verkehrs- 
kunde, Meuschen- und Sachkunde und 
damit ihre Erhebung aus der metaphysi- 
schen Stüfe der Scholastik zur Höhe 
einer Beobachtungs-, d. h. einer Natur- 
wissenschaft. 


Bezüglich der Unterrichtsme- 
thode weist Fuchs S. 60 seines soeben 
genannten Werkes darauf hin, daß schon 


Kant, Herbert, Comte, Spencer und an- 


dere dargelegt haben, daß die Ent- 
stehung des Wissens im einzelnen Men- 
schen denselben Verlauf nehmen müsse, 
wie die Entstehung des Wissens im 
ganzen Menschengeschlecht. Darum sei 
der Fortschritt vom Empirischen zum 
Theoretischen, vom Konkreten zum Ab- 
strakten, von der Praxis zur Speku- 
lation längst als oberster pädagogischer 
Satz erkannt. Dieses Prinzip drückt 
Spencer so aus: Möglichst wenig .vor- 
erzählen, soviel als möglich anleiten, 
Entdeckungen zu machen. Und diese 
Selbstentwicklung schaffe das als An- 
reiz wirkende Vergnügen, lasse die 
Schwingen des Geistes frei regen und 
lasse das selbst eroberte Wissen in viel 
höherem Maße als bleibendes Eigentum 
des Jünglings erscheinen. 


Die entgegengesetzte — in der Ju- 
ristenerziehung herrschende — von 
Spencer sogenannte Nudelmethode, die 
mit der Theorie statt mit der Praxis be- 
ginnt, sei gerade so richtig, als wollte 
man die Kunst des Gehens durch eine 
Reihe von Vorlesungen über die Knochen, 
Muskeln und Nerven der Beine einleiten. 
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Als Unterrichtsgegenstände 
fordert der Modernismus statt des rö- 
misch-dogmatischen Rechts die Staats- 
wissenschaften, vor allem die Soziologie 
und Nationalökonomie, die Psychologie 
der Aussage und der Wahrnehmungs- 
kunst. | 

Die Beobachtungskunst besteht nach 
Comte (Soziologie 165 f) aus dreierlei: 
Aus der genauen Feststellung der Vor- 
gänge, aus den Versuchen (Experimen- 
ten), das sind künstliche Veränderungen 


der. Vorgänge zum Zweck vollkom- : 


menerer Ermittlungen, endlich aus der 
Vergleichung der einzelnen Beobach- 
tungsreihen. Die experimentelle, ju- 
ristische Psychologie auf dem Gebiet der 
Wahrheitsermittlung ist daher nach 
Fuchs ein Stück Naturwissenschaft, eben- 
so auf dem Gebiet der Rechtsermittlung, 
wenn sie als Teil der Antropologie und 
Physiologie betrachtet wird und auf der 
Beobachtung des Menschen als sozialen 
Wesens beruht. 


Der Unterschied zwischen der deduk- 
tiv-ideologischen, dogmatischen, so- 
phistischen Konstruktionsjustiz der 
Stubenhocker und Pücherwürmer und 
der induktiv-realen, evolutionistischen, 
natürlichen Interessenwägungsjustiz der 
Menschen- und Lebensbeobachter ist 
nach Fuchs genau der zwischen Scho- 
lastik und Naturwissenschaft im wei- 
teren Sinn. Wenn den gelehrten Scho- 
lastikern ihre Bücher verbrennen wür- 
den, wären sie hilflos in „Theorie und 
Praxis‘. Rechtsanwalt Fuchs macht dem- 
gemäß den Vorschlag, dem wissenschaft- 
lichen Studium eine praktische Beschäfti- 


gung vorhergehen zu lassen und den 
Universitätsunterricht anders, nämlich in- 
duktiv als Anschauungsunterricht und 
mit teilweise andern Fächern, Psycho- 
logie, Soziologie und Sachkunde, auf 
irgendeinem Gebiet zu betreiben. 


In seiner Kampfschrift: „Schreibjustiz 
und Richterkönigtum, ein. Mahnruf zur 
Schul- und Justizreform‘, Leipzig 1907, 
ist eine vernichtende Kritik der jetzigen, 
unhaltbaren Zustände des juristischen 
Universitätsstudiums und des Vorberei- 
tungsdienstes zum II. Examen enthalten 
und werden weitere großzügige Reform- 
vorschläge gemacht: u. a. wären Rechts- 
kliniken einzurichten, weiter sollte jeder 
Dozent und Richter eine Zeitlang Rechts- 
anwalt gewesen sein, um den rechtlichen Puls- 
schlag des Volkes verstehen zu können. Der 
Wahlspruch des Modernismus lautet überall: 
Fort mit der konstruktiven Juris- 
prudenz, fortmitderganzenro- 
manistisch-orthodoxen Rechts- 
theologie! 


Solange die Fönmischen Pan- 
dekten zu viel bedeuten an un- 
seren Universitäten, werden 
wir zu WEENIE bedeuten in Eu- 
ropa! 

Die Schlußfolgerung‘ aus obigen Dar- 


legungen für uns andere Akademiker ist kurz ` 


und klar. 
Wenn die jetzige juristische Vorbildung 


für den Beruf der Rechtsprechung so unge- 


nügend ist, so taugt sie noch weniger als 
Vorbildung für die Berufe der höheren Ver- 
waltung und Diplomatie! 

Also fort mit den ungerechtfertigten 
Privilegien der Juristen! 


DIE TECHNIKER IM KOMMUNALDIENSTE. 
Von Dipl.-Ing. H. Horn -Düsseldorf. 
(Schluß.) 


HI. Die Pensionsverhältnisse. 
Auf Grund des $ 12, KBG., erhalten 
die städtischen Beamten bei eintretender 
Dienstunfähigkeit Pension nach Maß- 


gabe des für die unmittelbaren Staats- 


beamten geltenden Pensionsgesetzes vom 


27. März 1872 bzw. der Abänderungs- 
gesetze hierzu. Als pensionsberechtigte 


— Wi 
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Dienstzeit braucht die Gemeinde, abge- 
sehen von der Militärdienstzeit, nur die 
Zeit zu rechnen, die der Beamte im 
Dienste der betreffenden Gemeinde zu- 
gebracht hat. Da nur die nach voll- 
endetem 18. Lebensjahre verbrachten 
Dienstjahre anrechnungsfähig sind*) und 
für die Erlangung des Pensionsan- 
spruches eine Wartefrist von 10 Jahren 
festgesetzt ist, so kann ein Beamter 
frühestens mit vollendetem 28. Lebens- 
jahre in den gesetzlichen Anspruch auf 
Ruhegehalt kommen. Dieser günstigste 
Fallkann nur bei den Verwaltungsbe- 
amten eintreten, und für diese bildet er 
die Regel. (Die Zivilanwärter stehen 
mit 18 Lebensjahren bereits im Dienste 
der Gemeinde, die Militäranwärter treten 


mit 12 oder mehr Militärjahren in diesen ` 


Dienst.) 


Wesentlich anders liegen die Verhält- 
nisse bei den technischen Beamten. Diese 
gelangen fast ausnahmslos erst in ver- 
hältnismäßig hohem Alter in ein end- 
gültiges Dienstverhältnis. (In Düsseldorf 


beträgt das durchschnittliche Eintritts- ` 


alter 28 Jahre.) Das hohe Eintrittsalter 


wird bedingt durch die Eigenart der An- 


forderungen, die die Gemeinden an ihre 
technischen Kräfte stellen. Die Tech- 
niker müssen neben der auf Technischen 
Hoch- bzw. Mittelschulen erworbenen 
Fachbildung stets eine ausgedehnte prak- 
tische Betätigung bei privaten und kom- 
munalen Verwaltungen nachweisen. Es 
ist ersichtlich, daß ein technischer Be- 
amter um so wertvoller für eine Ver- 
waltung ist, je länger und vielseitiger 
seine auswärtige Beschäftigung war. Die 
Ansprüche der Kommunalverbände an 
ihr technisches Personal wachsen von 
Jahr zu Jahr; sie können schon heute 
nur von solchen Bewerbern erfüllt wer- 
den, die im Alter bereits vorgeschritten 
sind. Auch die Verwaltungsbeamten, die 
sich in gehobenen Stellen befinden, 
müssen naturgemäß hohen Anforderun- 
gen gerecht werden. Die Möglichkeit der 


*) Eine Ausrahme davon machen nur Kriegsjahre. 
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Erfüllung dieser Anforderungen aber 
bietet den Verwältungsbeamten die 
eigene Verwaltung; die Beamten des 
reinen Verwaltungsdienstes wachsen ge- 
wissermaßen in ihr Amt hinein, eine 
auswärtige Beschäftigung kommt für sie 
nicht in Frage. Der Techniker, der in 
den Dienst einer Verwaltung übernom- 
men werden wilk muß vom Tage seines 
Eintrittes als vollwertige, fertige Kraft 
sein Amt verwesen. Da ihm die eigene 
Verwaltung keine Gelegenheit gibt, sich 
die erforderlichen Qualitäten zu er- 
werben, so muß er das anderwärts tun. 
Obgleich also eine gewisse auswärtige 
Dienstzeit von dem Beamten zurückge- 
legt sein muß, obgleich die Verwaltung 
ein ganz hervorragendes Interesse an 
einer möglichst umfassenden, für den 
Beamten also zeitraubenden Praxis hat, 
so verstehen sich die Verwaltungen doch 
meist nicht zu einer Anrechnung dieser 
auswärtigen Dienstzeit auf das pensions- 
fähige Dienstalter. Ä 


Darin liegt eine ganz erhebliche Be- 
nachteiligung der technischen gegenüber 
den anderen Beamten. Im allgemeinen 
sollen die Wohltaten der Beamtenfür- 
sorgegesctze allen Beamten in gleichem 
Maße zuteil werden. Unterschiede sind 
ja nicht zu vermeiden, diese sind aber 
nur insoweit berechtigt, als sie durch die 
Verschiedenheiten im Entwicklungsgange 
der einzelnen Individuen bedingt wer- 
den. Tritt aber eine Schmälerung der 
Rechte für eine ganze, große Gruppe 
des Beamtenkörpers ein, so ist das ein 
Zustand, der nicht als gerecht bezeichnet 
werden kann, der unter allen Umständen 
zu vermeiden ist. 


Zum Beweise, wie erheblich der tech- 
nische Beamte gegenüber dem nicht- 
technischen Beamten bezüglich des 
Rechtes auf Ruhegehalt benachteiligt ist, 
mag folgende Gegenüberstellung von 
zwei Düsseldorfer Beamten dienen. Es 
ist dabei entsprechend den Düsseldorfer 
Verhältnissen angenommen, daß der 
Techniker mit 28 Jahren, der Verwal- 
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tungsbeamte mit 18 Jahren in den Dienst 
der Stadt tritt. 


| a ee rer: 
Gehalt | Pension Gehalt | Pension u 
der 
nsion 


des Verw.-Beamt. 


des Technikers Pe 
| 4 


| s 


29 | 2700 900 | 3000 0 

30 | 2700 945 | 3000 0 945 
31 | 3000 | 1101 | 3000 | 0 1101 
32 3000 1152 | 3300 0 | 1152 
33 | 3300 1320 | 3300 | 0 1320 
34 | 3300 | 1377 | 300 ı o | 1377 
35 | 3300 1431 | 3600 0 1431 
36 | 3550 | 1599 | 3600 ı o0 1599 
37 | 3550 | 1659 | 3000 0 1659 
33 | 3550 ` 1716 | 3900 0 1716 
39 | 4400 | 2202 | 4100 | 1308 | 834 
40 | 4400 | 2274 | 4100 1437 837 
42 | 4700 | 2586 | 4400 Ä 1689 897 
44 | 4700 | 2742 | 4700 | 1959 783 
46 | 5000 | 3084 | 4700 | 2115 | 969 
48 | 5000 ' 3252 | 5000 2418 834 
50 | 5000 | 3375 | 5000 , 2586 789 
52 5000 | 3459 | 5000 | 2751 708 
54 | 5000 : 3543 | 5000 ' 2919 624 
56 | 5000 | 3627 | 5000 . 3084 543 
58 | 5000 | 3711 | 5000 | 3252 | 459 
60 | 5000 | 3750 | 5000 | 3375 | 375 
62 | 5000 3750 | 5000 , 3459 | 291 
64 | 5000 | 3750 | 5000 3543 207 
66 | 5000 ı 3750 | 5000 | 3627 123 
68 5000 Ä 3750 | 5000 ' 3711 39 
69 | 5000 : 3750 | 5000 ' 3750 0 
Es erscheint überflüssig, zu diesen 


Zahlen einen Kommentar zu geben. 
Auch bezüglich der geringeren Rechte 
der Techniker hinsichtlich der Pensions- 
ansprüche ist die Ursache in der be- 
stehenden Gesetzesvorschrift zu suchen. 
Solange es nicht den Gemeinden zur 
Pflicht gemacht wird, die auswärtige 
Dienstzeit auf das pensionsfähige Dienst- 
alter anzurechnen, solange wird eine 
Aenderung nicht eintreten. Zugegeben 
muß werden, daß sich einer Anrechnung 
der Privatdienstzeit erhebliche, vielleicht 
unüberwindliche 


BERICHT DES VORSTANDS. 


Zur Vorbereitung der Hauptversammlung 
fand eine Ausschußsitzung am 7. März 1910 
statt. Da keine Beschlüsse gefaßt werden 
sollten, hatten die Bezirksvereine davon abge- 


Schwierigkeiten ent- 
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gegenstellen würden. Sicher aber können 
solche Schwierigkeiten nicht vorliegen, 
wenn es sich um eine Dienstzeit han- 
delt, die der Beamte vor seinem Ein- 
tritte bei der betreffenden Verwaltung 
im Reichs-, Staats-, Gemeinde-, Kirchen-, 
Schul- oder ständischen Dienste ver- 
bracht hat. Diese Zeit rechnet auch der 
Staat seinen Beamten an. Das Gesetz 
betr. die Pensionierung der unmittel- 
baren Staatsbeamten vom 27. März 1872 
geht sogar soweit, daß es die Anrech- 
nung der Zeit praktischer Beschäftigung 
außerhalb des Staatsdienstes vorsieht, in- 
sofern und insoweit diese Beschäftigung 
vor Erlangung der Anstellung in einem 
unmittelbaren Staatsamte herkömm- 
lich ist. 

Es würde zu weit führen, auf weitere 
Punkte der eingangs erwähnten Denk- 
schrift einzugehen. Die vorstehenden 
Ausführungen dürften genügen, darzu- 
tun, daß gerade bei den Kommunalver- 
bänden der beamtete Techniker unbillig 
behandelt wird. Nur einer eigentüm- 
lichen Erscheinung mag hier noch Er- 
wähnung getan werden. Das ist dasvoll- 
kommene Versagen der technischen Bei- 
gcordneten*) bezüglich der Wahrung und 
Anerkennung der Rechte der beamteten 
Techniker. Und da sind es wiede» die 
Diplomingenieure, die unter dieser Tat- 
sache am meisten zu leiden haben. 
Nirgends findet der Diplom-Ingenieur 
weniger Verständnis, nirgends weniger 
Anerkennung seiner gesellschaftlichen 
Gleichberechtigung als bei den techni- 
schen Beigeordneten. Auch dafür ist das 
so oft verurteilte Regierungs-Baumeister- 
prinzip verantwortlich zu machen. 


*) In der Bezeichnung „technischer“ Beigeordneten 
liegt eine Verkennung der Bedeutung und der Amts- 
stellung der Beigeordneten. Es gibt keine „tech- 
nischen“ Beigeordnete. Die Schriftleitung. 


sehen, Vertreter zu dieser Sitzung zu ent- 
senden. 


Zu Beginn der Sitzung erstattete der Ge- 
schäftsführer einen Bericht über den derzeitigen 
Stand der Verbandsarbeiten. Hierauf machte 
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der Kassenführer eingehende Mitteilungen über 
die finanziellen Verhältnisse des Verbandes, die 
sich als durchaus gesichert erwiesen. 


Es wurde die Verteilung der Referate vor 
- der Hauptversammlung endgültig festgelegt und 
eine eingehende Besprechung der für die Haupt- 
versammlung gestellten Anträge vorgenommen. 
Die Verwaltungsbestimmungen und die Rede- 
ordnung fanden die Zustimmung des Aus- 
schusses. Es wurde beschlossen, sie an sämt- 
liche Ausschußmitglieder einschließlich der Be- 
zirksvereine zu versenden und nach der Haupt- 
versammlung schriftlich darüber abstimmen zu 
lassen. Zur Prüfung der Geschäftsführung des 
Vorstandes wurde eine Entlastungskommission, 
bestehend. aus den Herren Patentanwalt Dipl.- 
Ing. Caminer, Regierungsbaumeister a. D. Dr.- 
Ing. Feyerherm und Patentanwalt Dipl.-Ing. 
Wassermann, gewählt. | 


Ausschuß-Sitzung 


am Sonnabend, den 19. März 1910, 10 Uhr 
vormittags, in Berlin-Charlottenburg, Motivhaus. 


Die 1. Ausschuß-Sitzung am Tage vor der 
Hauptversammlung hatte den Zweck, die Fragen, 
die auf der Hauptversammlung zur Sprache 
kommen sollten, vorher im engeren Kreis der 
‚Ausschußmitglieder zu klären. Es wurde über 
die Entwicklung des Verbandes berichtet, über 
den Vermögensstand, sowie durch die Vertreter 
der Bezirksvereine über das Verbandsleben im 
Reiche. Anwesend waren alle 26 Mitglieder des 
Ausschusses und außerdem zwei Gäste. Die 
Bezirktvereine (Aachen, Berlin, Breslau, . Cöln, 
Darn®#tadt, Dortmund, Düsseldorf, Essen, Frank- 
furt-Main, Hamburg, Hannover, Leipzig, Mainz- 
Wiesbaden und München) waren sämtlich ver- 
treten. 


Als wesentliche Ergebnisse der Verhandlun- 
gen verzeichnen wir folgende: Es wurde allge- 
mein als wünschenswert bezeichnet, daß die 
bestehende Zentralorganisation erhalten bleibe, 
daß aber jedes Mitglied des Verbandes auch 
einem Bezirksverein angehöre. Nur schien es 
nach Lage der Dinge jetzt noch nicht an- 
gängig, diesen Wunsch in die Wirklichkeit über- 
zuführen, da die Zahl der Bezirksvereine noch 
nicht groß und ihre Verbreitung über das 
Reich noch nicht gleichmäßig genug sei. Es 
wurde jedoch für eine nahe Zukunft in Aussicht 
genommen, daß von jedem Mitglied nur ein Bei- 
trag durch den Verband erhoben wird, von 
dem dann ein Teil dem Bezirksverein, dem 
das Mitglied angehört, zurückzuerstatten ist. 
In engem Zusammenhang mit dieser Frage steht 
die Anregung, die Hauptversammlung durch die 
Ausschuß-Sitzung zu ersetzen. Auch diese Maß- 
nahme wurde als wünschenswert bezeichnet, so- 


- zirksvereine und 
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bald jedes Mitglied einem Bezirksverein an- 
gehört. 

Abgesehen von dem Antragsteller wurde von’ 
den Ausschußmitgliedern einstimmig abgelehnt 
der Antrag des B. V. Frankfurt, das Institut 
der Förderer abzuschaffen, und auch der Ver- 
treter des B. V. Frankfurt erklärte sich schließ- 
lich mit der Einrichtung einverstanden, wünschte 
aber statt des Wortes ‚Förderer‘ eine an- 
dere Bezeichnung. 


Eine Erweiterung der Aufnahmebestimmun- 
gen in der Weise, daß eine neue Kategorie 


‘von Mitgliedern (außerordentliche Mitglieder) 


für diejenigen Herren geschaffen wird, die nach 
$ 3 unserer Hauptsatzung nicht ordentliche Mit- 
glieder des Verbandes werden können, wurde nach 
eingehender Diskussion als nicht notwendig er- 
achtet. Auch der Antrag, die nach den alten 
Bestimmungen geprüften Regierungsbauführer als 
ordentliche Mitglieder aufzunehmen, wurde nicht 
aufrechterhalten, da in Aussicht steht, daß die 
Hochschulen diesen Herren nachträglich den 
Grad eines Diplom-Ingenieurs verleihen werden. 


Der Ausschuß nahm alsdann von dem Ver- 


«trag über die Herausgabe des Verbands- 


organs Kenntnis und beschloß, den Vertrag 


der Hauptversammlung zur Annahme zu emp- 
fehlen. 


Der Vorstand wurde beauftragt, alle nötigen . 
Schritte zu tun, um die an einzelnen Tech- 
nischen Hochschulen bestehenden akademi- 
schen Fachprüfungen für immature Stu- 
dierende und Hospitanten zu beseitigen. Fer- 
ner erhielt der Vorstand den Auftrag, dahin zu 
wirken, daß der Titel „Dipl.-Ing.“ bei Stadt- 
verwaltungen und anderen Behörden, soweit dies 
nicht geschehen, geführt wird. Es wurde bei 
dieser Gelegenheit betont, daß dem Recht auf 
diesen Titel auch die Pflicht, denselben bei 
allen Unterschriften zu führen, gegenüberstehe. 
Für die Ausgestaltung der Zeitschrift wurde die 
Anregung gegeben, die Veranstaltungen der Be- 
ihre Adressen in übersicht- 
licher Form zu einem Kalender zu vereinigen. 


Die Vorbesprechung über die Wahlen auf 
der Hauptversammlung ergaben den Vorschlag, 
Herrn Professor Dr.-Ing. Walter Reichel zum 
Vorsitzenden des Verbandes zu wählen. Herr 
Dipl.-Ing. Dr. Alexander Lang wurde ebenfalls 
einstimmig zum Geschäftsführer des Verbandes 
bestimmt, nachdem er gebeten hatte, von seiner 
Wiederwahl zum Vorsitzenden absehen zu 
wollen *). 

Der Verlauf dieser Ausschuß-Sitzung zeigte, 
wie notwendig es ist, daß die Angehörigen 


*) Am Schluß der Sitzung sprach Herr Kgl. Oberlehrer Dipl.- 
Ing. Böhm-Essen den Dank des Ausschusses an die Verbands- 
leitung und vor allem an Herrn Dr. Lang aus tür seine uner- 
miüdliche Arbeit zum Wohle des Verbandes. 


Bericht des Vorstands 


unseres Verbandes aus dem ganzen Reiche 
von Zeit zu Zeit zusammenkommen, damit ein 
Ausgleich der Anschauungen stattfindet und ein 
gemeinsames Arbeiten in gleicher 
durch den mündlichen Gedankenaustausch eine 
feste Grundlage erhält. Nach Schluß der Sitzung 
war die allgemeine Empfindung, daß unsere 
Bewegung an solchen Zusammenkünften ihre 
wirksamste Stütze findet. 


Die Sitzung hatte von morgens 10 Uhr bis 
nach 6 Uhr abends — mit einer kurzen Un- 
terbrechung — gedauert. Die Teilnehmer fan- 
den sich alsdann zu einem gemeinsamen Essen 
zusammen, bei dem noch in persönlichen Ge- 
sprächen die erörterten Probleme lebhaft dis- 
kutiert wurden. Ä 


Der Abend vereinigte eine große Zahl der 
Verbandsmitglieder auf Einladung des Bezirks- 
vereins Berlin zu einem gemütlichen Bierabend 
im Motivhaus. 


1. ordentliche Hauptversammlung des Verbandes 
am Sonntag, den 20. März 1910, 10 Uhr vor- 
mittags. | 
Berlin-Charlottenburg, Motivhaus. 


Die der Hauptversammlung vorangehende 
Ausschuß-Sitzung, über die wir oben berichten, 
hatte schon eine Klärung der zu behandelnden 
Fragen herbeigeführt, so daß die auf der Tages- 
ordnung stehenden Anträge verhältnismäßig 
rasch ihre Erledigung fanden. 


Herr Dr. Lang eröffnete die gut besuchte 
Versammlung und berichtete über die Ent- 


wicklung, die der Verband in den verflossenen - 


ersten neun Monaten seines Bestehens genom- 
men hat. Der Bericht ist an anderer Stelle 
dieser Zeitschrift wiedergegeben. Es folgte 
darauf der Kassenbericht, nach dem die Ver- 
sammlung dem Vorstand Entlastung erteilte. 
Der Vertrag mit dem Verleger der Zeitschrift 
wurde durch die Versammlung einstimmig ge- 
nehmigt, nachdem die wesentlichen Punkte des 
Abkommens bekanntgegeben worden waren. Im 
Anschluß an den von der Versammlung ge- 
nehmigten Voranschlag erklärte der Vertreter 
des B. V. Hannover, daß er mit Rücksicht 
auf die soeben vorgetragene Finanzlage des 
Verbandes den Antrag, dem Bezirksvereine pro 
.Mitglied 2 Mark zu überweisen, zurückziche. 


Es folgten sodann drei Referate an die 


Hauptversammlung über Fragen, die für den 


Verband große Bedeutung haben. Zunächst 
sprach Herr Dipl.-Ing. von Pasinski über die 
rechtliche Stellung des Diplom-Inge- 
nieurs. Seine Stellungnahme, die bei der Ver- 
sammlung lebhaften Beifall fand, ist durch die 
Veröffentlichung seines Berichts in der Zeit- 
schrift (Heft 3 und 4) bekannt. Im Anschluß 
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daran erstattete Herr von Pasinski ein zweites 
Referat über Diplom-Ingenieur-Kammern (vgl. 
Zeitschrift, Heft 6). In der diesem Bericht fol- 
genden Diskussion wurde die Anregung ge- 
geben, schon jetzt die Bildung solcher Kammern 
vorzunehmen, damit die Regierung bereits eine 
Körperschaft vorfinde, welche die Funktionen 
der gesetzlichen Kammer übernehmen kann. Die 
Versammlung neigte jedoch zu der Ansicht, daß 
die Bildung von Diplom-Ingenieur-Kammern im 
Augenblick und ohne gesetzliche Grundlagen 
nicht tunlich sei. 


Das letzte Referat hatte Herr Dr. Lang 
übernommen. Er legte die Stellung des Ver- 
bandes zur sogenannten Verwaltungsingenieur- 
frage dar. 


Der nächste Punkt der Tagesordnung be- 
handelte die zur Satzung gestellten. Anträge. 
Die Verhandlungen in der voraufgehenden Aus- 
schuß-Sitzung hatten zum Ergebnis, daß ein 
großer Teil dieser Anträge auf der Hauptver- 
sammlung von den Antragstellern zurückgezo- 
gen wurde. Es fanden auf diese Weise ihre 
Erledigung die Anträge: 


‘Ersatz der Mitgliederversammlung durch die 
Ausschuß-Sitzung (B. V. Essen). 


Aenderung der Aufnahmebestimmungen (B. 
V. Essen). l 


Aenderung der Organisation des Verbandes 
(B. V. Frankfurt). 


Streichung des $8 der Satzung (B.V. Frank- 
furt). 


Der Erledigung dieses letzteren Antrages 
ging eine Geschäftsordnungsdebatte voraus, im 
Verlauf deren von der einen Seite Uebergang 
zur Tagesordnung über den Antrag beantragt 
wurde, während die Vertreter des B. V. Frank- 
furt Verweisung an eine Kommission bean- 
tragten. Schließlich wurde der Antrag jedoch 
von den Antragstellern zurückgezogen, da ein- 
gehende Kommissionsberatung schon in der 
Ausschuß-Sitzung stattgefunden hatte. 


Angenommen wurde ein Antrag des B. V. 
Frankfurt auf Streichung des S 17 der 
Satzung, da dieser durch Eintragung des Ver- 
bandes überflüssig geworden ist. Der Antrag 
des B. V. Essen, daß nur solche Herren För- 
derer werden dürfen, die nicht die Möglichkeit 
haben, Mitglieder zu werden, wurde dem Aus- 
schuß als Material für die zu erlassenden Aus- 
führungsbestimmungen überwiesen. 


Ein Antrag auf Schaffung einer neuen Kate- 
gorie von Mitgliedern (außerordentliche Mit- 
glieder) wurde zurückgezogen. 


Auf Antrag des Bezirks-Vereins Mainz-Wies- 
baden wurde der Verbandsvorstand nach ein- 
gehender Diskussion beauftragt, darauf hinzu- 
wirken, daß die an einzelnen Hochschulen be- 
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stehenden Prüfungen für immature Studierende 
und Hospitanten beseitigt werden. 


Um der Führung und Anerkennung des Titels 
Diplom-Ingenieur den Weg zu bahnen, soll der 
Verbandsvorstand zunächst durch umfassende 
Aufklärungsarbeit dahin wirken, daß im Ver- 
kehr der Stadtverwaltungen und anderer Be- 
hörden der Titel seine gebührende Berück- 
sichtigung findet. 


Die darauf folgenden Wahlen ergaben die 
einstimmige Wahl des Herrn Professor Dr.-Ing. 
Walter Reichel zum Vorsitzenden des Ver- 
bandes. 


In den Ausschuß wählte die Hauptversamm- 
lung die Herren Dipl.-Ing. Barkow, Dipl.-Ing. 
Bohr, Prof. Franz, Dr.-Ing. von Handorff, 
Dipl.-Ing. Hoitz, Dipl.-Ing. Dr. Lang, Dipl.- 
Ing. Münch, Prof. Dr.-Ing. Schlesinger, 
Patentanwalt Dipl.-Ing. Wassermann und 
Dipl.-Ing. Zitzlaff. 


Der Versammlung wurde sodann berichtet, 
daß sich die Diplom-Ingenieure der Preußisch- 
Hessischen Staatsbahnen zusammengeschlossen 
hätten, um auf dem Boden der vom Verbande 
vertretenen Anschauungen ihre besonderen 
Interessen zu fördern. 


Nach Erledigung einiger unter dem Punkt 
„Verschiedenes‘‘ gestellten Anfragen schloß Herr 
Dr. Lang gegen 3 Uhr die 1. Hauptversamm- 
lung des Verbandes. 


Ausschuß-Sitzung 


am Sonntag, den 20. März 1910, 3 Uhr nach- 
mittags im Motivhaus. 


Der Hauptversammlung folgte eine Aus- 
schuß-Sitzung, deren wesentliche Aufgabe in 
der Wahl des neuen Vorstandes lag. 


Zum  stellvertretenden Vorsitzenden wurde 
Herr Dr.-Ing. von Handorff wiedergewählt. Die 
Wahl der weiteren fünf Vorstandsmitglieder fiel 
auf die Herren Dipl.-Ing. Barkow, Dipl.-Ing. 
Bohr, Dipl.-Ing. Hoitz, Dipl.-Ing. Dr. Lang und 
Dipl.-Ing. Münch. 


Es wurde ferner eine Kommission gewählt, 


die beauftragt wurde, die besonderen Ange- 
legenheiten der bei den deutschen Staats- 
Eisenbahn-Verwaltungen angestellten Diplom- 


Ingenieure zu bearbeiten. 


Um 4!/, Uhr wurde die Sitzung geschlossen, 
und damit hatte der offizielle Teil der ersten 
Tagung unseres Verbandes sein Ende erreicht. 
Die einzelnen Mitglieder, und vor allem die 
Herren, die in Vertretung ihrer Bezirksvereine 
den Versammlungen beigewohnt hatten, fanden 
sich später im Restaurant Rheingold zu einem 
Abschiedstrunk zusammen. 


Bericht des Vorstands 


Der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure im 
ersten Geschäftsjahr. 


Jahresbericht, erstattet ‚auf der Hauptversamm- 
lung zu Berlin des 
Verbandes Dipl.-Ing. Dr. Alexander Lang, 


von dem Vorsitzenden 


Berlin. 


Hochgeehrte Herren! Werte Kollegen! 


Es gewährt einen eigenen Reiz, am heutigen 
Tage und von dieser Stelle aus bei Erstat- 
tung des Jahresberichts auch mit einigen Worten 
auf die Gründungsgeschichte des Verbandes zu 
sprechen zu kommen. Und so soll dies denn 
auch kurz geschehen. Die Idee zur Gründung 
eines Verbandes akademisch gebildeter Tech- 
niker lag in der Luft. Schon längst wurde es 
in allen Kreisen der Diplom-Ingenieure als 
eine Ungerechtigkeit empfunden, daß der 
wissenschaftlichen Gleichstellung der Di- 
plom-Ingenieure mit den Angehörigen der an- 
deren akademischen Stände nicht auch die 


rechtliche Gleichstellung folgte. Aus den 
Kreisen des Schiffsbaues, der Hüttenindustrie, 
der Kommunaltechnik waren deshalb in den 


letzten Jahren Versuche gemacht worden, die 
akademisch gebildeten Techniker zusammen- 
zuschließen. Diese Versuche haben zu einem 
praktischen Erfolge nicht geführt — aus Grün- 
den, die hier unerörtert bleiben können. Der 
äußere Anstoß zur Gründung unseres Verban- 
des erfolgte von Süddeutschland, von Frank- 
furt a.M. aus, und zwar spielte sich der Grün- 
dungsvorgang folgendermaßen ab: Der frühere 
preußische Handelsminister Delbrück hatte im 
April vorigen Jahres die Handelskammern auf- 
gefordert, sich zu den von der Reichstags- 
kommission vorgeschlagenen Zusätzen zur No- 
velle, die Abänderung der Gewerbeordnung be- 
treffend, zu äußern. Da es sich um Titel VII 
der Gewerbeordnung, also um die ,„Gewerb- 
lichen Arbeiter‘, handelte, zu denen be- 
kanntlich auch die Diplom-Ingenieure ge- 
rechnet werden, so wandte sich die Handels- 
kammer Frankfurt a. M. an die einzelnen 
Fabrikverwaltungen ihres Kammerbezirks mit 
der Bitte um Rückäußerung. Wir erlebten es 
also, daß Handelskammern und kaufmännische 
Fabriksleiter, die vielfach gar nicht technisch 
— geschweige denn akademisch vorgebildet sind, 
über Dinge Auskunft geben sollten, über die 
doch mindestens die Beteiligten selbst, in 
diesem Falle die Diplom-Ingenieure, hätten 
gehört werden müssen. Da eine Organisation 
der Diplom-Ingenicure fehlte, sa wurde das 
Schicksal dieser Interessentengruppe in die 
Hände der Kaufleute und Handelskammer-Sekre- 
täre gelegt; diese sollten entscheiden, was den 
Diplom-Ingenieuren not tue. Ein solcher Zu- 
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stand war unhaltbar und stand im schroffen 
Gegensatz zu allen Grundsätzen rationeller 
Sozialpolitik und den Gepflogenheiten gegen- 
über allen anderen sozialen Gruppen der Volks- 
gemeinschaft, wonach stets die Interessenten 
selbst darüber gefragt werden, was ihnen 
nutzt und frommt. Von der Ueberzeugung ge- 
leitet, daß Diplom-Ingenieure unter den 
Titel VII der 
nicht gehörten, auch wenn sie im privaten 
Dienstverhältnis stehen, und daß sie als wissen- 
schaftlich gebildete Männer ebenso wie die 
Anwälte oder Aerzte reif genug seien, ihre 
Berufs- und Standesangelegenheiten auf dem 
Wege der Selbstverwaltung durch öffentlich- 
rechtliche Körperschaften — Kammern — 
selbst zu regeln, brachte ich im April vori- 
gen Jahres beim Frankfurter Bezirksver- 
ein deutscher Ingenieure einen diesbezüg- 
lichen Antrag ein. Ich sah jedoch bald ein, 
daß der Verein deutscher Ingenieure im Hin- 
blick auf seine Zusammensetzung nicht ge- 
eignet sei, diese Fragen zu erledigen, und so 
wurde in engerem Kreise beschlossen, die 
Gründung eines Standesvereines in die Wege 
zu leiten. Nach langen Korrespondenzen mit 
führenden Männern der Wissenschaft und Praxis 
reifte der Gedanke allmählich zu einer be- 
stimmten Form aus, die in einem Aufruf, der 
am Pfingstsonntag vorigen Jahres verschickt 
wurde, zum Ausdruck gelangte, und der zum 
Eintritt in den „Verband Deutscher Di- 
plom-Ingenieure‘“ auffcrderte. D:r Gedanke 
fand in den Kreisen der in der Großindustrie 
tätigen Diplom-Ingenieure rasch Anhänger, und 
am 23. Juni 1909 fand die Gründung des Ver- 
bandes in demselben Saale statt, in dem heute 
die 1. Hauptversammlung tagt. Auf dieser 
Gründungsversammlung konnten wir auch be- 
reits drei Professoren begrüßen; es waren dies 
die Reg.-Baumstr. Franz, Dr.-Ing. Schlesinger 
und Reg.-Baumstr. Obergethmann; sie waren 
die ersten akademischen Lehrer, die sich uns 
anschlossen; andere verhielten sich abwartend. 
Mit der Leistung der umfassenden Vorarbeiten 
und mit der vollbrachten Gründung glaubten 
die Gründer ihre Schuldigkeit zunächst getan 
zu haben. Man gab sich der Hoffnung hin, 
das Werk würde nun selbst arbeiten. Dies 
war aber nicht so. Durch den Zusammenschluß 
der Diplom-Ingenieure und die dadurch er- 
möglichte Aussprache der Kollegen gelangten 
fortgesetzt neue Mißstände ans Tageslicht, und 
so erwuchsen dem jungen Verband sehr bald 
Aufgaben, die den Gründern zuvor nicht be- 
kannt waren; sie mußten in das Programm 
eingearbeitet werden, um den einheitlichen 
Guß zu wahren. Diese Momente in Verbindung 
mit dem Ausbau der ‘Organisation führten zu 
einer ungeheuren Arbeitslast, die zunächst und 


Gewerbeordnung überhaupt. 


‘Grades an ältere Herren geregelt ist. 
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auch heute noch nur durch die Energie und 
Opferwilligkeit einiger Herren, die sich frei- 
willig zur Verfügung stellten, bewältigt wer- 
den konnte, nunmehr aber einen Umfang an- 
genommen hat, der nicht mehr ehrenamtlich 
bewältigt werden kann und dringend eine 
Lösung verlangt. Die Zahl der Mitglieder ist 
heute auf 1200 gestiegen, und die Zahl der 
Bezirksvereine auf 15, und zwar haben sich 
diese Bezirksvereine in folgender Reihenfolge 
gebildet: Düsseldorf, Berlin, Frankfurt a. M., 
Dortmund, Mainz-Wiesbaden, ` Leipzig, Cöln, 
Hannover, Essen, Darmstadt, München, Aachen, 
Hamburg-Altona, Osnabrück und Breslau. Wei- 
tere Bezirksvereine sind im Entstehen be- 
griffen in Nürnberg, Kiel, Danzig, Königsberg 
u. a. Plätzen. Die Korrespondenz mit den 
Bezirksvereinen, den Vertrauensmännern neu zu 
gründender Bezirksvereine, den Freunden des 


Verbandes ist derart angeschwollen, daß 
sie die verfügbaren Kräfte oft bis zum 
äußersten in Anspruch nahm. Wenn auch 


die Erledigung der laufenden Korrespondenz, 
der Organisation und der Propaganda hohe 
Anforderungen an unsere Arbeitsenergie stellte, 
so konnten doch bis in die jüngste Zeit hin- 
ein auch schon mehrere Programmaufgaben in 
Bearbeitung genommen werden. Von den ein- 
schlägigen. wichtigen Arbeiten, die uns be- 
schäftigten, seien folgende genannt: 

Zunächst mußte in die Führung der Stan- 
desbezeichnung Ordnung gebracht werden. Es 
mußte eine Liste sämtlicher Herren aufgestellt 
werden, die die Bezeichnung „Diplom-In- 
genieur‘ führen dürfen; desgleichen mußten 
die Verordnungen sämtlicher Hochschulen stu- 
diert werden, durch die die Erteilung des 
Es zeigte 
sich dabei, daß gegen mehrere Personen, die 
die Bezeichnung unbefugt führten, eingeschritten 
werden mußte. Gleichzeitig mußte auch die 
Charlottenburger Hochschule gebeten werden, 
im amtlichen Verkehr die Bezeichnung „Di- 
plomierter Ingenieur“ gegenüber Nicht- 
Diplom-Ingenieuren nicht zu gebrauchen. Weiter 
mußte Stellung genommen werden zur Frage 
der Ernennung von Diplom-Ingenieuren durch 
die preußischen Berghochschulen, die bisher 
diese Ernennung widerrechtlich vornahmen. 
Auch an das Patentamt wurde eine Eingabe 
gerichtet, . in der auf den staatsrechtlichen 
Charakter des Diplomingenieur-Titels hinge- 
wiesen wurde. An dieser Stelle muß auch auf 
eine Eingabe an die deutschen Bundesregierun- 
gen hingewiesen werden, in der wir uns gegen 
die Verleihung des Titels „Diplom-Tech- 
niker“ an die Absolventen von Bergwerks- 
schulen wenden, weil durch einen solchen Titel 
die Verwechslungsgefahr mit „Diplom-In- 
genieur‘‘ besteht. 
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Die Stellung der Diplom-Ingenieure in der 
modernen Rechtsordnung hat durch Herrn 
Dipl.-Ing. von Passinski-Düsseldorf eine tüch- 
tige Bearbeitung gefunden; seine Unter- 
suchungen werden für uns maßgebend sein bei 
unserer Stellung zur Reichsversicherungsord- 
nung, die demnächst dem Reichstage zugehen 
wird. | 


Eine wichtige Aufgabe hat der Verband in 
der Kommunaltechnikerfrage in Ängriff ge- 
nommen. Hier verlangt der Verband volle 
Gleichberechtigung der Diplom-Ingenieure mit 
den im Staatsdienst ausgebildeten Diplom-In- 
genieuren, evtl. Einführung einer entsprechenden 
Kommunalbaumeisterprüfung durch die Selbst- 
verwaltungen, sofern die Kommunen auf der 
Doppelprüfung bestehen sollten. 


Einen’ breiten Raum in unseren Arbeiten 
hat die Verwaltungs-Ingenieurfrage in 
Anspruch genommen. Das Resultat dieser Ar- 
beiten seitens des Vorstandes ist jüngst ver- 
öffentlichtt worden und. wurzelt in der Zu- 
lassung der Diplom-Ingenieure als Regierungs- 
referendare zur höheren Verwaltung. Eine dies- 
bezügliche Eingabe ist früher schon an den 
Vorsitzenden der Kgl. Immediatkommission, 
Staatsminister v. Moltke, abgegangen. 


In jüngster Zeit haben wir eine neue Frage 
in Bearbeitung genommen, die uns voraussicht- 
lich in der nächsten Zukunft stark beschäf- 
tigen wird, nämlich die Frage der Tech- 
nikerkammern. Da der dem Reichstag nun- 
mehr vorgelegte Entwurf des Arbeitskam- 
mergesetzes die Techniker ausgeschlossen hat, 
so hatte dieser Gesetzentwurf für uns- kein 
weiteres Interesse. Bei Einbringung des Ge- 
setzentwurfs machte jedoch der Staatssekretär 
des Reichsamtes des Innern die Mitteilung, daß 
gleich nach Verabschiedung des Arbeitskammer- 
gesetzes ein Technikerkammergesetz in 
Angriff genommen werde. Um zu verhüten, 
daß auch die Diplom-Ingenieure in dieses Tech- 
nikerkammergesetz einbezogen werden, hat der 
Verbandsvorstand eine diesbezügliche Eingabe 
an den Staatssekretär gelangen lassen. — In- 
zwischen ist in der Frage der Arbeitskammern 
eine wichtige Wendung eingetreten. Die Ar- 
beitskammerkommission des Reichstages be- 
steht auf die Einbeziehung der Techniker in 
das Gesetz und hat eine Subkommission ein- 
gesetzt, die Vorschläge machen soll, in welcher 
Weise dies zu geschehen habe. Im Hinblick 
auf diese Vorgänge haben wir mit dem Vor- 
sitzenden der Kommission Fühlung genommen 
und gleichzeitig auch eine Petition an den 
Reichstag vorbereitet, in der wir bitten, die 
Diplom-Ingenieure nicht in die Arbeitskammern 
einbezichen zu wollen. 
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Von den Fragen, die uns außerdem be- 
schäftigt haben und noch beschäftigen, sind zu 
nennen die Ausarbeitung einer Denkschrift über 
die Mißstände bei der technischen Pri- 
vatschulen und deren Beseitigung. Diese 
Denkschrift behandelt einen der größten Krebs- 
schäden, die das zügellose „freie Spiel der 
Kräfte“ im Gefolge hatte und wird im Laufe des 
nächsten Jahres erscheinen... Weiter ist zu 
nennen die Frage der Handelssachverstän- 
digen im Auswärtigen Amt. Der Verband 
steht auf dem Standpunkt, daß die industriellen 
Handelssachverständigen ihre Aufgabe nur dann 
voll und ganz erfüllen können, wenn sie 'tech- 
nisch vorgebildet sind. Die staatswissenschaft- 
lich gebildeten, praktisch erfahrenen Diplom- 
Ingenieure sind deshalb die prädestinierten Han- 
delssachverständigen. Eine dementsprechende 
Eingabe wird demnächst an den Staatssekretär 
des Auswärtigen Amtes abgehen. 


In der allernächsten Zeit werden uns neben 
der zuletzt genannten Frage größere Arbeiten 
erwachsen durch die Reforın des Patentgesetzes, 
das noch in dieser Session dem Reichstage zu- 
gehen wird, und schließlich die Frage der 
Pensionsversicherung der Privatbeamten, 
die wohl in den Mittelpunkt unserer nächsten 
Arbeiten treten wird. 


Es stehen noch viele, viele andere Fragen 
offen, deren Bearbeitung von eminent wichtiger 


. Bedeutung für unseren Stand ist; allein hierzu 


fehlen uns heute noch die Arbeitskräfte. 


Zu den vorstehend kurz angeführten poli- 
tischen Arbeiten tritt die Einrichtung unserer 
wissenschaftlichen Unternehmungen. Da 
der Verband die wissenschaftlichen Gesamt- 
interessen der Diplom-Ingenieure aller Fach- 
richtungen im Auge haben muß, ist eine Spezi- 
alisierung in fachwissenschaftlicher Bezichung 
zurzeit ausgeschlossen. Der Verband soll eine 
Stätte bilden, in der sich die Kollegen auf 
sozialwissenschaftlichenı, rechtlichem und kul- 
turwissenschaftlichem Boden zusammenfinden. 
Unter diesem Gesichtspunkt ist unsere „Zeit- 
schrift“ und sind die „Schriften des Ver- 
bandes Deutscher Diplom-Ingenieure‘ 
angelegt worden. Es ist uns gelungen, mit 
dem Verleger der Zeitschrift einen annehm- 
baren Vertrag zustande zu bringen, so daß 
dieses Unternehmen für die nächsten Jahre ge- 
sichert erscheint. Wir dürfen damit rechnen, 
daß das Unternehmen auch hinsichtlich des 
Annoncenteils sich günstig entwickelt, und daß 
die Herren Kollegen, die in dieser Beziehung 
in maßgebender Stellung sich befinden, sich 
zu geeigneter Zeit unserer Zeitschrift erinnern 
werden. Von den „Schriften‘ des Verbandes 
sind Band 1 und Band 2 bereits erschienen; 


Aus der Industrie 


weitere wertvolle Abhandlungen sind in Aus- 
sicht gestellt. Es steht zu hoffen, daß auch 
dieses Unternehmen sich der Unterstützung der 
Kollegen erfreuen darf; bietet es doch eine 
Quelle stetiger Fühlung mit den größeren 
wissenschaftlichen Arbeiten unserer Kollegen. 


Von den Wohlfahrtseinrichtungen des 
Verbandes hat sich namentlich der Stellen- 
nachweis besonders gut entwickelt. Er ist 
auf Anregung des äußerst fleißig arbeitenden 
Bezirksvereins Dortmund in Form einer Va- 
kanzenpost erweitert worden, die allwöchentlich 
versendet wird. Auch direkt ist es in mehreren 


Fällen gelungen, Kollegen bei der Stellen- 
besetzung vorzuschlagen. Die Rechtsaus- 
kunftsstelle ist unter Leitung des Herrn 


Patentanwalt Dipl.-Ing. Wassermann mehrfach 
in Anspruch genommen worden, und der Hilfs- 
kasse ist durch Ueberweisung mehrerer Bei- 
träge seitens einiger Professoren der erste 
Grundstock zugegangen. Es wäre zu begrüßen, 
wenn sich die besitzenden Herren Mitglieder 
und Förderer unserer Hilfskasse stets erinnern 
möchten. 


Was unsere Stellung nach außen betrifft, 
so entspricht diese naturgemäß ganz den Be- 
dingungen, unter denen der Verband ins Leben 
getreten ist. 


Die technisch— wissenschaftlichen und 
künstlerischen Vereine haben sich freund- 
lich zu uns gestellt. So hatten sowohl der 
Berliner Bezirksverein deutscher In- 
genieure anläßlich seines Stiftungsfestes, als 
auch der Architektenverein zu Berlin, 
ein Zweigverein des Verbandes deutscher Archi- 


tekten- und Ingenieurvereine, anläßlich des 
Schinkelfestes Einladungen an uns ergehen 
lassen, denen der Vorstand gefolgt ist. An 


anderen Orten, beispielsweise Frankfurt a. M. 
und Hannover, sind die Vorsitzenden der dor- 
tigen Bezirksvereine deutscher Ingenieure zu- 
gleich auch Vorsitzende der Bezirksvereine 
Deutscher Diplom-Ingenieure. Der Vorsitzende 
des Berliner Bezirksvereins deutscher In- 
genieure ist Mitglied unseres Verbandes und 
hat sich stets als ein tüchtiger Förderer un- 
serer Ideale erwiesen. 


Unser Verhältnis zu den Techniker-Organi- 
sationen ist, soweit der Deutsche Tech- 
niker-Verband und der Deutsche Werk- 
meister-Verband in Frage kommen, als gut 
zu bezeichnen. Beide Verbände sind ähnlich wie 
wir organisiert und vertreten die Interessen der 
mittleren und niederen Techniker, wie wir die 
Interessen der akademisch gebildeten Techniker 
wahrnehmen. Eine unfreundliche Stellung uns 
gegenüber nchmen der „Bund der technisch- 
industriellen Beamten“ und das „Tech- 
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nische Komitee‘ ein; der „Bund‘ deshalb, 
weil die Diplom-Ingenieure ihre Interessen nicht 
mit denen der Bureaugehilfen und niederen Be- 
triebsbeamten vereinigen wollen, das „Komitee“ 
wohl aus dem Grunde, weil die Diplom-In- 
genieure sich zu jenen Kreisen rechnen, die 
in der wirtschaftlichen und sozialen Besser- 
stellung der Staatsbaubeamten die Lösung der 
Technikerfrage nicht erblicken können. Es 
steht zu hoffen, daß beide Organisationen all- 
mählich einsehen, daß sich eine Hebung des 
akademisch gebildeten Technikerstandes durch 
eine einseitige Staatsbeamtenpolitik ebensowenig 
durchführen läßt, als durch eine von Klassenkampf 
diktierte Gehilfenpolitik, sondern einzig und 
allein durch ein harmonisches Zusammenwirken 
aller Standesgruppen im Sinne der durch die 
gemeinsame akademische Vorbildung gewonnenen 
Lebens- und Berufsauffassung! Soviel über 
unsere Stellung zu den technischen Vereinen 
und den Technikerorganisationen. 


Seitens der außerhalb des technischen Be- 
rufes stehenden Kreise, sowie seitens der 
Tagespresse, ist uns teils Anerkennung, teils 
Tadel zuteil geworden. Man warf uns u. a. auch 
vor, wir würden „Standesegoismus‘“ predi- 
gen. Ueber diesen Vorwurf wird man sich 
erhaben fühlen können, denn er trifft uns 
nicht mehr und nicht weniger wie alle anderen 
Standesorganisationen und zeugt von einer 
völligen Verkennung der großen nationalen 
Bedeutung unserer Verbandsbestrebungen. 
Eine Hebung der sozialen Stellung der Diplom- 
Ingenieure bewirkt zugleich eine Förderung 
unserer nationalen Interessen. Je höher das 
Ansehen der Diplom-Ingenieure steigt, um so 
eher wird der Stand tüchtiges Menschenmaterial 
anzuziehen vermögen; je tüchtigere Köpfe 
sich aber der Technik zuwenden, um so 
stolzer wird sich die deutsche Industrie 
entwickeln können, von deren Bedeu- 
tung die Wohlfahrt der Nation und ihre 
Wehrkraft zu Wasser und zu Lande in 
immer höherem Maße abhängen! 


Der Vorstand. 


Aus der Industrie. 


Zentrale für Gasverwertung. Unter diesem 
Namen wurde am 14. März, mit dem Sitz in 
Berlin, eine Organisation gegründet, die sich zum ° 
Hauptzweck die Wahrnehmung der berechtigten 
Die 
Gründungsversammlung war von fünf führenden 


Interessen der Gasindustrie gesetzt hat. 


Männern der deutschen Gasindustrie einberufen 
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worden; unter diesen Herren befand sich auch 
der Generaldirektor der Berlin-Anhaltischen Ma- 
s-hinenbau-Aktiengesellschaft, Berlin, Herr Bau- 
rat Dr.-Ing. E. Blum, Förderer des Verbandes 
Deutscher Diplomingenieure. Im Auftrage dieser 
Herren eröffnete der Generaldirektor der Deut- 
schen Kontinental-Gasgesellschaft, Dessau, Herr 
Dr,-Ing. von Oechelhaeuser, die Ver- 
sammlung und legte dar, daß nicht beabsichtigt 
sei, für wissenschaftliche oder technische Zwecke 
eine neue Organisation zu schaffen, — hierfür 
bestehe der altbewährte und blühende Deut- 
sche Verein von Gas- und Wasser- 
fachmännern —, sondern daß es sich um 
der das darstelle, was 
Beab- 
sichtigt sei nicht etwa eine Kampforganisation 


"einen Verein handle, 
andere Industrien schon längst hätten. 


gegenüber der Rivalin der Gastechnik, der Elek- 
. trotechnik; wohl aber wolle der neue Verein 
Uebergriffe abwehren und falsche Behauptun- 
gen richtigstellen. Hauptzweck der Zentrale sei 
die Betonung der positiven Errungenschaften 
der Gasindustrie; sie solle das Publikum auf- 
klären über die Leistungen der Gasindustrie 
und deren natürliche Domänen, die bis- 
her in der großen Oeffentlichkeit nicht ge- 
nügend bekanntgegeben wurden. Jeder ge- 
schäftliche Charakter sei 


Zentrale solle vielmehr rein gemeinnüt- 


ausgeschlossen; die 


ziger Art sein und einen Mittelpunkt 
bilden für den Austausch der Erfahrungen, 
und For die Beantwortung aller Fra- 
gen auf dem Gebiete der Ciastechnik, wie diese 


fortgesetzt von Statistikern, Techni- 
kern und Volkswirten für die ver- 
schiedensten Zwecke gestellt würden. Wie sehr 


die Verfolgung dieser, von Dr. von Dechel- 
haeuser dargelegten Ziele einem Bedürfnis 
entspricht, beweist die lebhafte Unterstützung, 
die das neue Unternehmen in allen beteiligten 
Kreisen gefunden hat, und beweist die einhellige 
Billigung des Satzungsentwurfs mit 
durch 
Es wurde alsdann zur Wahl 


dem vorstehend skizzierten Programm 
die Anwesenden. 
desgeschäftsführendenAusschusses 


geschritten, der den Vorstand in seiner Tätig- 
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keit unterstützen und überwachen soll. In den- 
von der Stadt 
Berlin zu bezeichner.den Vertreter sieb:n Herren 


selben wurden neben einem 


der Industrie gewählt, mit Herrn General- 
direktor E. Körting, Berlin, als Vorsitzen- 
den und Herrn Generaldirektor Dr.-Ing. von 
Oechelhaeuser, Dessau, als stellvertreten- 
den Vorsitzenden *). Zum Vorstand (Leiter der 
Zentrale) wurde Herr Lempelius, der bis- 
herige Direktor der städtischen Wasser- und 
Lichtwerke in Barmen, gewählt. Der Vorstand 
wird von einem Verwaltungsrat von min- 
Mit 
Freude kann konstatiert werden, daß der Alt- 


destens 25 Mitgliedern beraten werden. 


meister der deutschen Gastechnik und der 
verdienstvolle Herausgeber des Journals für 
Gasbeleuchtung, Herr Geh. Hofrat Pro- 
fessor Dr. Hans Bunte (Förderer des Ver- 
bandes Deutscher Diplomingenieure), sich be- 
reit erklärt hat, dem Verwaltungsrat als Mit- 
glied anzugehören, und dabei Gelegenheit nahm, 
dem neuen Unternehmen die besten Wünsche 
Der Verband Deut- 
scher Diplomingenieure, der ja so viele Ver- 


mit auf den Weg zu geben. 


treter der Gastechnik zu seinen Mitgliedern 
zählt, wird sich diesen Wünschen aufs wärmste 
anschließen können, und er ist sicher, hierin 
auch die Vertreter der Elektrotechnik, als die 
zunächst Beteiligten, hinter sich zu haben, denn 
auch die Elektrotechniker wissen, daß die Be- 
tonung der natürlichen Absatzgebicte 
zweier im Wettbewerb stehenden Industrien bis- 
befruchtende Wir- 
kung auf beide ausgeübt hat. So: wird 
denn auch die „Zentrale für Gasver- 


her stets eine 


wertung‘ nicht 
Gastechnik zugleich 
auch einen neuen Anstoß für die Fortent- 
wicklung der Elektrotechnik im Gefolge haben 
und damit den Jüngern der Technik neue 
Arbeitsgebiete erschließen. 


nur eine Förderung der 


bedeuten, sondern 


Dr. L. 


*) Anfragen und Anmeldungen sind bis auf 
weiteres zu richten an Herrn Direktor Hei- 
denreich, Berlin NW. 21, Alt-Moabit 91/92. 


— — —— l. 
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EIGENTUMSVORBEHALT AN MASCHINEN 


im deutschen BGB. und im schweizerischen ZGB., eine juristische Betrachtung. 
Von O. Schleicher, Regierungsbaumeister, Heilbronn. 


Wie Rechtsanwalt Fuchs-Karlsruhe, 
der Vorkämpfer des juristischen Moder- 
nismus, in seinem Werke: „Recht und 
Wahrheit in unserer heutigen Justiz‘“‘, 


Berlin 1908, betont, ist der Rechtsunter-- 


richt in Deutschland immer noch auf dem 
von Dr. Goldschmidt (Reichs-Oberhan- 
delsgerichtsrat a. D., ordentlicher Pro- 
fessor der Rechtswissenschaft an der 
Universität Berlin) in seiner Schrift: 
„Rechtsstudium und Prüfungsordnung“, 
Stuttgart 1887, empfohlenen rezeptiven 
Vorlesungswesen aufgebaut. Fuchs führt 
dann weiter aus, daß die praktischen 
Amerikaner in ihren Rechtsschulen längst 
vom öden Vorlesungssystem, das die 
praktische Ausbildung in der Rechts- 
anwaltskanzlei ergänzt, zu dem soge- 
nannten case system übergegangen sind 
und daß dieses darin bestehe, daß der 
junge Rechtsstudent, statt mit oft ge- 
dankenlos auswendig gelernten Rechts- 
obersätzen in das Leben hinausgesendet 
zu werden, um sie auf den Einzelfall 


anzuwenden, umgekehrt aus wirklichen 
Fällen und ihren gerichtlichen Entschei- 
dungen die allgemeinen Grundsätze ab- 
zuleiten lernt. Durch diese Unterrichts- 
weise, gemäß welcher also in der Wissen- 
schaft sowohl, als auch in der Lehr- 
methode die Deduktion durch die in- 
duktive Methode ersetzt werde, sei das 
lebendige Interesse der Rechtsjünger an 
den Rechtsfragen merklich gewachsen. 
ja es herrsche ein Enthusias- 
mus, wie er in der Geschichte 
der amerikanischen Universi- 
täten ohne Beispiel sei, so be- 
richtet Wäntig. (Schmollers. J. 
1902, 4. Heft, 79.) 

In Deutschland, dem Vaterland der 
wissenschaftlichen Fachbildung, dagegen 
kehrt eine sehr große Anzahl der Rechts- 
studenten der Fütterung mit romanisti- 
schen Antiquitäten, mit lauter fertiger 
Weisheit, mit abstrakten Obersätzen und 


den trockenen scholastischen, pandekto- 


logischen Theorien den Rücken und 
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„bummelt‘; später lassen sich dann die 
Kandidaten in 2—3 Semestern von einem 


 „Einpauker‘‘ das Nötige beibringen, 
(Goldschmidt, 1. Abschnitt, Fuchs, 
Schreibjustiz. Leipzig 1907, S. 33, Ge- 


heimrat Zitelmann-Bonn, Die Vorbildung 
der Juristen, Leipzig 1909, S..9 und 32). 
Weiter kommt hinzu, wie der große 


Rechtslehrer Ihering in seiner Schrift 


„Scherz und Ernst in der Jurisprudenz“ 
es ausgesprochen hat, daß man beim ju- 
ristischen Beruf Praktiker zu Theoreti- 
kern in die Lehre schickt, was gerade so 
. vernünftig sei, wie wenn man die zu- 
künftigen Barbiere zu den Scheren- 
schleifern in die Schule schickte. 

Ein redender Mund und ganz oder 
halb oder gar nicht hörende Ohren, das 
ist häufig die in Tätigkeit gesetzte Bil- 
dungsmaschine! 

Da der Verband Deutscher Diplom-Iu- 
genieure gemäß $ 2 seiner Satzungen 
die Wahrung und Förderung der Stan- 
desinteressen neben anderen Maßnahmen 
-~ durch Verbreitung des Verständnisses 
auch für rechtliche Fragen unter seinen 
Mitgliedern zu erreichen sucht, so ‚wird 
hier diese oben genannte induktive Me- 
thode, das case system, die besten Dienste 
leisten. Einer der interessantesten und 
wichtigsten Fälle in der Maschinenindu- 
strie: der Eigentumsvorbehalt 
an Maschinen, möge hier als Bei- 
spiel vorgeführt werden; er gestattet zu- 
gleich ein Urteil über unsere heutige 
doktrinäre, scholastische und unsoziolo,;- 
gische Rechtsprechung. 

Der 5. Zivilsenat des Reichsgerichts 
. hat bezüglich der Rechtsprechung über 
diesen Eigentumsvorbehalt in seinen Ur- 
teilen vom 26. Februar und 29. Mai 1908 
seinen Standpunkt jetzt so genau präzi- 
siert, daß man sagen kann: Es hat 
sich eine große Schwenkung 
desReichsgerichtshinsichtlich 
der bisherigen Auffassung von 
der Bestandteils-Eigenschaft 
der Maschinen vollzogen. 

Die ursprüngliche Richtung der Recht- 
sprechung seit dem Jahre 1900 auf Grund 


- Reg.-Baumstr. Schleicher, Eigentumsvorbehalt an Maschinen usw. 


des BGB. $ 90 bis $ 99 ging nämlich da- 
hin, daß die Fabrikanlagealseine 
wirtschaftliche Einheit aufgefaßt 
wurde und daß daher die Maschinen 
überhaupt’in der Regel als wesentliche 
Bestandteile des Fabrikgrundstücks ge- 
mäß § 93 galten und als solche nicht 
mehr Gegenstand besonderer Rechte sein 
konnten. Der Eigentümer des Grund- _ 
stücks brauchte deshalb ihre Wegnahme 
nicht zu dulden, ebenso die Hypotheken- 
gläubiger, auch dann nicht, wenn der 
Lieferungsvertrag dies bestimmt, da die 
Maschinenanlage gemäß $ 1120 BGB. 
den letzteren mithaftet. Im Falle des 
Konkurses des Eigentümers und Käufers 


kann daher der Lieferant, wenn sich der- 


selbe vor der Konkurseröffnung nicht 
eine Sicherungshypothek nach $ 648 
BGB. oder eine Vormerkung auf eine 
solche gemäß $ 883 BGB. hat einräumen 
und in das Grundbuch eintragen lassen, 
seine Forderung nur als gewöhnlicher 
Konkursgläubiger beim Konkursgericht 
anmelden, d. h. die Maschinenanlage wird 
der allgemeinen Konkursmasse zuge- 
schlagen. Einige Beispiele mögen diese 
Auffassung erläutern. 

Bei einem Streit über Holzbearbei- 
tungsmaschinen hat das Reichsgericht 
entschieden: Ist ein Gebäude zu einem 
gewissen Fabrikbetriebe bestimmt und 


eingerichtet, so sind die diesem Betriebe 


dienenden Maschinen als Bestandteile im 
Sinne des § 93 des BGB. anzusehen, weil 
in diesem Falle durch die Fortnahme der 
Maschinen nicht nur das bisherige Ganze 
zerstört, sondern auch der verbleibende 
Teil, das Gebäude, wenn auch äußerlich 
intakt bleibend, doch in seinem We-- 
sen verändert wird. 

Nach Maßgabe der Reichsgerichtsent- 
scheidungen vom 12. Juli 1903 und 12. 
August 1903 bewirkt die Verbindung der 
Maschinen mit dem Grundstück die Be- 
standteilseigenschaft und es werden an- 
geschraubte Maschinen. wesentliche 
Bestandteile, wenn das Grundstück nach 
ihrer Loslösung nicht mehr seiner Be- 
stimmung gemäß benutzt werden kann. 


Reg.-Baunistr. Schleicher, Eigentumsvorbehalt an Maschinen usw. 


Eine Schotterquetschanlage bildete mit 
einer Dampflokomobile, welche zum An- 
triebe des Steinbrechers ‘benutzt wird 
und welche durch den Treibriemen mit 
ihr in Verbindung steht, eine wirt- 
schaftliche und sachliche Ein- 
heit, die durch die Entfernung der Lo- 
komobile und der durch sie erzeugten 
Triebkraft zerstört oder doch in ihrem 
Wesen verändert werden würde. Hier- 
nach war ein Eigentumsvorbehalt an der 
Lokomobile rechtsunwirksam. 

Noch in der Entscheidung vom 23. Juni 
1906 hat der erkennende Senat des 
Reichsgerichts an dieser Auffassung von 
der Bestandteilseigenschaft der Maschi- 
nen festgehalten. Es handelte sich in 
diesem Falle um eine elektrische Kraft- 
übertragungs- und Lichtanlage für eine 
Papierfabrik. Vertragsgemäß geschah 
die Ueberlassung der Anlage nur miet- 
weise. Trotzdem wurde sowohl vom 
Berufungsgericht als vom Reichsgericht 
für diese elektrischen Anlagen die Eigen- 
schaft als wesentlicher Bestandteil des 
Fabrikgrundstücks in Anspruch genom- 
men, und zwar „auf Grund von Erwä- 
gungen, die durchweg mit der jetzt fest- 
stehenden Rechtsprechung des Reichsge- 
richts im Einklange stehen‘ usw. 

Durch diese merkwürdigen Ent- 
scheidungen wurden die Interessen der 
Maschinenindustrie sehr gefährdet, weil 


diese einseitigen Rechtsprechungen nicht 


das allgemeine Verkehrsinteresse dar- 
stellten. Bekanntlich werden Maschinen, 
die ja große Vermögenswerte darstellen, 
in der Regel nicht bar bezahlt, sondern 
die Maschinenfabrikanten behalten sich 
das Eigentum bis zur Auszahlung des 
Kaufpreises vor. Aus einer Abhandlung 
in der Deutschen Wirtschaftszeitung vom 
Jahre 1907 geht nun. hervor, daß allein 
im Jahre 1905 seitens 248 deutscher Ma- 
schinenfabriken Abschlüsse im Gesamt- 
werte von ca. 60 Millionen (50,60 % 
des Gesamtumsatzes) mit Eigentums- 
vorbehalt gemacht worden sind. Es 
ist daher sehr begreiflich, daß diese 
Außerkraftsetzung der Vertragsklauseln 
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über Eigentumsvorbehalt seitens der 
Rechtsprechung des Reichsgerichts eine 
große Beunruhigung der Maschinenindu- 
strie hervorrief. Namhafte Juristen tra- 
ten der reichsgerichtlichen Auffassung 
entgegen, so Professor Lenel und Krück- 
mann, Syndikus Guggenheimer - Augs- 
burg usw. Der Oberlandesgerichtsrat 
Niedner schrieb diesbezüglich: „Ist diese 
Entscheidung richtig, so wird damit der 
Begriff des unwesentlichen Bestandteils, 
mit welchem das BGB. rechnet, über- 
haupt ausgeschaltet oder wenigstens auf 
ein lächerliches Minimum seiner Anwen- 
dungsmöglichkeit zurückgeführt. Die Li- 
teratur darf nicht müde werden, diese 


Entscheidung auf das lebhafteste zu be- 


kämpfen, um so mehr, als sie, wie wie- 
derholt mit Recht hervorgehoben, mit 
den Bedürfnissen des wirtschaftlichen 
Lebens in krassem Widerspruch steht.“ 

Von ‘der Vernichtung des an Maschi- 
nen vorbehaltenen Eigentums durch diese 
Rechtsprechung sagte der soziologische 
Professor Krückmann in Münster (We- 
sentlicher Bestandteil und Eigentumsvor- 
behalt. Leipzig 1906): eine gröbere Ver: 
gewaltigung des wirtschaftlichen Lebens 
durch doktrinäre Theorien habe es auch 
in früheren Zeiten nicht gegeben. 

In der jetzigen, neuesten Richtung 
der Rechtsprechung des Reichsgerichts 
sind nun die zwei folgenden Rechts- 
grundsätze bezüglich der Bestand- 
teilseigenschaft zu erkennen: 1. Maschi- 
nen sind nur Bestandteile des Fabrik- 
grundstücks, wenn das Fabrikgebäude 
ohne wesentlichen Umbau nicht 
zu einem anderen Fabrikbetrieb oder zu 
einem anderen Zweck benutzt werden 
kann. Diese Frage ist keine reine Rechts- 
frage, ihre Entscheidung hängt vielmehr 
von der Würdigung tatsächlicher Ver-_ 
hältnisse auf Grund von Sachverständi- 
gengutachten ab. 2. Es ist nicht erfor- 
derlich, daß die Maschinen eingebaut 


sind, sie brauchen nur eingefügt, d. 


h. in das Fabrikgebäude gestellt sein. 
Auf die Art und Weise der Verbindung, 
ob durch Einmauerung, Verschraubung 
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oder durch die eigene Schwere, auf ihre 
größere oder’ geringere Festigkeit kommt 
es nicht an. 

An diesen Rechtsgrundsätzen hat nun 
das Reichsgericht in den neueren Urtei- 
len vom 13. Juli 1907, vom 2. November 
1907 und vom 28. Februar und 29. Mai 
1908 festgehalten. 

In dem erstgenannten Urteil wird eine 
auf einem Ziegeleianwesen durch Ver- 
schraubung mit der für sie geschaffenen 
Betonunterlage verbundene Lokomobile 
als wesentlicher Bestandteil angesehen, 
weil durch Trennung der Lokomobile 
von dem Grundstück dieses als „Dampf- 
ziegelei‘‘ in seinem Wesen geändert wer- 
den würde, indem der verbleibende Rest 
seinen industriellen Wert und seine Fä- 
higkeit, bestimmungsgemäß tätig zu wer- 
den, verlieren würde. Auf die größere 
oder geringere Festigkeit der Verbin- 
dung kommt es hierbei nicht an. Eben- 
sowenig auf die Möglichkeit, daß nach 
Entfernung der Lokomobile für diese 
leicht Ersatz beschafft werden kann; 
denn für die Beurteilung der Bestand- 
teilseigenschaft können nicht Zukunfts- 
möglichkeiten, sondern nur ein Zustand, 
_ und zwar der Zustand vor der Tren- 
nung der Sachen, maßgebend sein. Be- 
züglich der Revisionsangriffe des Klä- 
gers gegen das Berufungsurteil sagt das 
Urteil: „Was die Revision gegen das Be- 
rufungsurteil vorbringt, richtet sich in 
der Hauptsache gegen die Unbilligkeit 
der vom Reichsgericht in feststehender, 
wenn auch heftig bekämpfter Recht- 
sprechung geübten Beurteilung des Be- 
griffes der wesentlichen Bestandteile. Es 
mögen diese Ausführungen vielleicht für 
den künftigen Gesetzgeber beachtlich 
sein, zum Abgehen von der erwähnten, 
wiederholt ausführlichst begründeten 
Rechtsprechung können sie nicht veran- 
lassen. In dieser Rechtsprechung haben 
auch schon die Revisionsausführungen 
ihre Widerlegung gefunden, daß sie sich 
auf unzulässige Annahme einer ‚wirt- 
schaftlichen Einheit“ gründe und den 
898 BGB. über Zubehör nicht beachte“. 


Reg.-Baumstr. Schleicher, Eigentumsvorbehalt an Maschinen usw. 


Bei den Reichsgerichtsentscheidungen 
vom 2. November 1907 und 28. Februar 
1908 wurden aufhebende Urteile erlassen, 
welche dem Standpunkt der Maschinen- 
fabriken günstig sind. 

Im ersten Falle handelte es sich um 
8 Schnellpressen und 2 Setzmaschinen, 
welche in eine Druckerei geliefert wur- 
den, im zweiten Fall um die Lieferung 
von 15 Maschinen und Gegenständen für 
eine Bauschreinerei: Pendelsägemaschine, 
Schnellbohrmaschine, Kreissäge, Band- 
säge usw., Exhaustoranlage zum Absau- 
gen der Späne, Lokomobile, Elektromo- 
tor und Akkumulatorenbatterie. Diese 
Gegenstände befanden sich in einem 
Hauptgebäude, Kesselhaus, Stallungen 
und Holzschuppen und wurden seit meh- 
reren Jahren vor der Einbringung 
zu anderen Fabrikbetrieben, nämlich 
einer Bauschlosserei, einer Schreinerei, 
einer Glaserei benutzt. Die Gebäude wa- 
ren nicht für einen bestimmten Industrie- 
zweig eingerichtet, sondern zu verschic- 
denen Gebrauchszwecken geeignet. Als 
die fraglichen Gegenstände in die Ge- 
bäude eingebracht wurden, fanden bau- 
liche Veränderungen nur insofern statt, 
als an dem Fußboden an vielen Stellen 
Ankerschrauben einzementiert und einige 


Zementsockel gesetzt, sowie Durch- 
brechungen des Fußbodens für die 
Exhaustoranlage hergestellt werden 
mußten. 


Interessant sind in diesen zwei Fällen 
die nachstehenden grundsätzlichen 
Erwägungen. Der Begriff der Be- 
standteile einer Sache ist dahin 
bestimmt, daß als solche diejenigen kör- 
perlichen Gegenstände anzusehen sind, 
die entweder von Natur eine Einheit bil- 
den, oder durch Verbindung mitein- 
ander ihre Selbständigkeit derge- 
stalt verloren haben, daß sie fortan, so 
lange die Verbindung dauert, als eine 
einheitliche Sache erscheinen. Und 
Sachen im Sinne des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches sind nach § 90 nur körper- 
liche Gegenstände. Aus § 98 BGB., 
wonach eine Fabrik im Verhältnisse zu 
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den Betriebsgerätschaften Hauptsache 
.sein kann, folgt, daß unter Fabrik nur 
eine solche Sache zu verstehen ist, die 
sich als ein für einen gewerblichen Be- 
trieb dauernd eingerichtetes Gebäude 
darstellt. Demnach sind Maschinen nur 
dann als Bestandteile einer Fabrik an- 
zusehen, wenn sie Sachteile eines sol- 
chen Gebäudes sind, d. h., wenn sie der- 
gestalt in den körperlichen Gegenstand 
dieses gewerblichen Gebäudes aufge- 
gangen sind, daß nur noch ein Kör- 
per, nämlich das Gebäude, besteht. 


Für die Beurteilung, was einen Teil 
eines Gebäudes darstellt, ist, wie auch 
aus $ 97,1 sinngemäß entnommen wer- 
den kann, die Verkehrsauffassung 
maßgebend. Den Maschinen- und Be- 
triebsgerätschaften darf also nur dann 
Bestandteilseigenschaft beigelegt wer- 
den, wenn sie nach der Verkehrs- 
auffassung zufolge der Vereinigung 
mit dem gewerblichen Gebäude nicht 
mehr selbständige Einzelkörper sind, son- 
dern nur noch als Sachteile des ge- 
werblichen Gebäudes gelten. Dazu ist 
nicht immer notwendig, daß die Ma- 
schinen in den Körper des Gebäudes 
völlig aufgenommen sind, vielmehr kann 
unter Umständen auch „eine lose Ver- 
bindung genügen. 


Die Annahme der Bestandteilseigen- 
schaft von Maschinen ist nicht dadurch 
gerechtfertigt, daß sie dem Fabrikbe- 
triebe „zu dienen bestimmt‘ sind, und 
mit dem Fabrikgebäulie „ein wirtschaft- 
liches Ganzes‘‘ bilden und Teile der als 
Einheit aufzufassenden ‚Fabrikanlage‘“‘ 
seien. Es ist ein Rechtsirrtum, unter Fa- 
brik eine Fabrikanlage zu verstehen, also 
ein aus Gebäuden und Fabrikgerätschaf- 
ten bestehendes wirtschaftliches Ganzes, 
das einem gewerblichen Unternehmen 
dient. Gemäß § 98 BGB. ist eine Fabrik 
eine Sache, ein körperlicher Gegen- 
stand in Gestalt eines gewerblichen Ge- 
bäudes. Bezüglich der Verkehrsauf- 
fassung führt der 7. Zivilsenat in sei- 
ner Entscheidung vom 29. Mai 1908 aus: 
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„Es ist hervorzuheben, daß von der 
Verkehrsauffassung nur soweit die Rede 
sein kann, als bei den an den betreffen- 


den Zweigen des Verkehrslebens betei- 


ligten Kreisen sich einheitliche Anschau- 
ungen herausgebildet haben. Es kann da- 


‚bei nicht einseitig den Anschauungen der 


Maschinenfabrikanten und der in den 
Bahnen dieser Ansichten sich bewegen- 
den Sachverständigen maßgebliche Be- 
deutung beigemessen werden, sondern es 
erscheint ebenso wesentlich, welche Auf- 
fassungen hinsichtlich dieser Frage bei 
den Eigentümern der Fabriken und den 
Realberechtigten bestehen, da deren An- 
sichten bei der Feststellung, welche An- 
schauung der ‚Verkehr‘ hegt, genau 
der gleiche Anspruch auf Berechtigung 
zusteht, wie den Ansichten der Maschi- 
nenfabrikanten. Erweist sich, daß die 
Auffassung in den verschiedenen be- 
teiligten Kreisen . nicht übereinstimmt, 
so entfällt damit das Vorhandensein einer 
Verkehrsanschauung, der der Richter zu 
folgen hat.“ Aus dem Gesagten geht her- 
vor, daß das Reichsgericht durch die 
letzten Entscheidungen zwar den Kreis 
der Fälle, in denen die Bestandteilseigen- 
schaft vorhanden ist, ziemlich eingeengt 


“hat, daß aber bezüglich der Verkehrsauf-" 


fassung noch große Meinungsverschie- 
denheiten bei den Sachverständigen zu- 
tage treten werden, also große 
Rechtsunsicherheit vorhanden sein 
wird, welche dem Eigentumsvorbehalt 
für die Maschinenfabrikanten seine Be- 
deutung zum Teil nehmen und dadurch 
diesen kreditschaffenden Faktor beein- 
trächtigen wird. 

Wie Herr Ingenieur Frölich - Düssel- 
dorf in seiner interessanten Abhandlung 
über den Eigentumsvorbehalt in Heft 6, 
1909, der Zeitschrift Technik und Wirt- 
schaft betont, wird bei der Erörterung 
der rechtlichen Seite der wichtige Punkt 
völlig übersehen, daß der Lieferer dem 
Käufer öfters in die Hand gegeben ist, 
weil die Bestandteilseigenschaft keine 
reine Rechtsfrage, sondern eine 
Tatfrage ist, d. h. die Entscheidung 
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von der Würdigung tatsächlicher Ver- 
hältnisse abhängt, und weil der Käufer 
mit den gelieferten Maschinen Maßnah- 
men treffen kann, welche sie zu einem 
wesentlichen Bestandteil machen, wo- 
durch der Eigentumsvorbehalt unwirk- 
sam wird. 

Der Verein deutscher Maschi: 
nenbau-Anstalten hat daher dem 
Reichsjustizamt eine Eingabe überreicht, 
die zu dem Schlusse gelangt: „Der 
zwischen Lieferant und Käufer verein- 
. barte Eigentumsvorbehalt muß unter 
allen Umständen gültig sein, oder es 
muß ein vollgültiger Ersatz dafür ge- 
funden werden. Die Rechte der Hypo- 
thekengläubiger müssen selbstverständ- 
lich gegen Mißbrauch geschützt werden, 
dies kann aber ohne Aenderung der be- 
stehenden Grundbuchvorschriften 
schehen.‘“ 

Weiter wird der volkswirtschaftliche 
Wert des Eigentumsvorbehalts nicht nur 
für die Maschinenerzeuger, sondern auch 
für die Abnehmer dargelegt. Der Verein, 
dem die hauptsächlichsten Maschinen- 
fabriken Deutschlands angehören, spricht 
die. Erwartung aus, daß ihm als Ver- 


„treter der Maschinenindustrie Gelegen- 


heit gegeben werde, an der ferneren 


Behandlung der Angelegenheit mitzu-* 


arbeiten. | 
Wie im Gesundheitsingenieur vom 
5. Februar 1910, Nr. 6, S. 124, des länge- 
ren ausgeführt ist, darf aus der RG.- 
Entscheidung vom 15. Januar 1909 nicht 
geschlossen werden, daß der Eigentums- 
vorbehalt schon gültig sei, wenn es sich 
um einen Gegenstand handelt, der ge- 
mäß § 91 BGB. zu den vertretbaren, be- 
weglichen Sachen gerechnet werden 
könnte, d. h. laut Katalog als Marktware 
käuflich ist. Die Ansicht von Ingenieur 
Frölich in der genannten Abhandlung, 
daß alle diese vertretbaren Maschinen im 
allgemeinen ihre Selbständigkeit behal- 
ten, kann nicht aufrecht erhalten blei- 
ben. Es kommt immer darauf an, wie 
der Gegenstand aufgestellt ist und.ob er 
als ein wesentlicher Bestandteil anzu- 


des 


ge- 
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sehen ist. Letztere Frage ist, wie schon 
gesagt, keine reine ECHISITBER sondern 
mehr eine Tatfrage. 

In der obigen Entscheidung sagt das 
RG., der Motor (Dynamo für eine elek- 
trische Beleuchtungsanlage) war nur an- 


‘geschraubt, also nur lose mit dem Ge- 


bäude verbunden. Er stand im Keller 
Quergebäudes.. Für einen Saal- 
bau war eine Gasanlage vorhanden. 
Im Saalbau ist die Beleuchtungsan- 
lage, die im Quergebäude steht, nicht 
eingefügt und deswegen wird ange- 
nommen, daß, da außerdem der Mo- 
tor fabrikmäßig gemacht sei, in diesem 
Falle es kein Bestandteil ®%i; auch wenn 
die Sachen entfernt würden, könnte man 
in den Saalbau eine neue Beleuchtung 
hineinbringen, und es würde keine 
Wesensänderung hinsichtlich des Saal- 
baus dadurch eintreten, deshalb sei der 
Eigentumsvorbehalt gültig. 

Die jetzigen Verhältnisse hat Geh. 
Justizrat Kemper-Berlin in seinem Re- 
ferat, welches in den „Verhandlungen 
des Vereins zur Beförderung des Ge- 
werbefleißes‘‘, Heft X, 1909, Beilage 
S. 227—233 (Verlag Leonhard Simion Nf., 
Berlin) veröffentlicht ist, näher behan- 
delt. Dort sind auch die im vorigen 
Jahre veröffentlichten RG - Entschei- 


dungen und die Schritte, welche der Ver- 


ein Deutscher Maschinenbauanstalten 
untersommen hat, um auf eine Verbesse- ` 
rung der Rechtsprechung hinzuwirken, 
näher besprochen. * 


(Vgl. auch Elektrotechn. Zeitschrift 
1909, S. 951; 1910, S. 127; Zeitschrift 
für Elektr. Kraftbetriebe und Bahnen 


1909, S. 509.) 

Zum Vergleich mit unserem romanisti- 
schen BGB. sei zum Schluß noch das 
schweizerische Zivilgesetzbuch vom 
10. Dezember 1907 angeführt (Ausgabe 
Reklam 1910, Nr. 5147—5149). Von den 
deutschen . Rechtsgelehrten Laband, 
Gierke, Menger, Kohler und Rümelin 
wird dasselbe, mit dem BGB. verglichen, 
sehr gelobt. (Vgl. auch das Vorwort des 
ZGB. letzter Absatz.) Letzterer stellt es 
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formell wie inhaltlich auf eine höhere 
Entwicklungsstufe der germanischen Ge- 
setzgebungskunst. Die den §§ 90—99 
des BGB. entsprechenden Artikel lauten: 


A. Inhalt des Eigentums. 


641. Wer Eigentümer einer Sache 
ist, kann in den Schranken der Rechts- 
ordnung über sie nach seinem Belieben 
verfügen. Er hat das Recht, sie von 
jedem, der sie ihm vorenthält, heraus- 
zuverlangen und jede ungerechtfertigte 
Einwirkung abzuwehren. 


B. Umfang des Eigentums. 
I. Bestandteile. 


642. Wer Eigentümer einer Sache 
ist, hat das Eigentum an allen ihren Be- 
standteilen. 

Bestandteil einer Sache ist alles, was 
nach der am Orte üblichen Auffassung 
zu ihrem Bestand gehört und ohne ihre 
Zerstörung, Beschädigung oder Verände- 
rung nicht abgetrennt werden kann. 


Ill. Zugehör. 1. Umschreibung. 


644. Die Verfügung über eine Sache 
bezieht sich, wenn keine Ausnahme ge- 
macht wird, auch auf ihre Zugehör. 

Zugehör sind die beweglichen Sachen, 
die nach der am Orte üblichen Auf- 
fassung oder nach dem klaren 
Willen des Eigentümers der 
Hauptsache dauernd für deren Bewirt- 
schaftung, Benutzung oder Verwahrung 
bestimmt und durch Verbindung, An- 
passung oder auf ändere Weise in die 
Beziehung zur Hauptsache gebracht sind, 
in der sie ihr zu dienen haben. 

Ist eine Sache Zugehör, so vermag 
eine vorübergehende Trennung von der 
Hauptsache ihr diese Eigenschaft nicht 
zu nehmen. 


2. Ausschluß. 


645. Zugehör sind niemals solche 
bewegliche Sachen, die dem Besitzer der 
Hauptsache nur zum vorübergehenden 
Gebrauch oder zum Verbrauch dienen, 
oder die zu der Eigenart der Haupt- 
sache in keiner Beziehung stehen, sowie 
solche, die nur zur Aufbewahrung oder 
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zum Verkauf oder zur Vermietung mit 
der Hauptsache in Verbindung gebracht 
sind. 


Im Gegensatz zu dem $ 93 des BGB. 
können also in der Schweiz Bestandteile 
einer Sache Gegenstand besonderer 
Rechte sein. | 


Gemäß Art. 675 des schweizerischen 
ZGB. können Bauwerke und andere Vor- 
richtungen, die auf fremden Boden ein- 
gegraben, aufgemauert oder sonstwie 
dauernd auf oder unter der Bodenfläche 
mit dem Grundstück verbunden sind, 
einen besonderen Eigentümer 
haben, wenn ihr Bestand als Dienstbar- 
keit in das Grundbuch eingetragen ist. 


Es ist also hier der altdeutsch-recht- 
liche Grundsatz anerkannt und der rö- 
mische des BGB. verworfen. 


Der bekannte Pandektist Professor 
Sohm sagt in seinen Institutionen (Leip- 
zig 1908), welche die Geschichte und das 
System des Römischen Privatrechts be- 
handeln, S. 351 und 384.u. a.: Sachteile 
sind keine Sachen. Es fehlt ihnen das 
selbständige körperliche Dasein. Wird 
eine bewegliche Sache Bestandteil einer 
andern Sache (Akzession), so erlischt 
notwendig das bisher an ihr bestehende 
Eigentum. Nur an Sachen gibt es Eigen- 
tum. Der Vorgang der Akzession ist da- 
her ein Eigentumerwerbsgrund. 


Der Begriff Zubehör ist durch Art. 644 
und Art. 645 ZGB. eindeutig bestimmt. Ge- 
mäß Art. 715 ist der Eigentumsvorbehalt 
an einer dem Erwerber übertragenen be- 
weglichen Sache nur dann wirksam, 
wenn er an dessen jeweiligem Wohnort 
in einem vom Betreibungsbeamten zu 
führenden öffentlichen Register einge- 
tragen ist. 


Sehr interessant ist Art. 713, welcher 
besagt, daß als Gegenstand des Fahrnis- 
eigentums die ihrer Natur nach beweg- 
lichen körperlichen Sachen, sowie 
die Naturkräfte, welche der recht- 
lichen Herrschaft unterworfen werden 
können und nicht zu den Grundstücken 
gehören, angesehen werden. 
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In der Schweiz braucht man also, um 
der Elektrizität den Schutz, auf welchen 
sie zweifellos einen Anspruch hat, zu 
verschaffen, kein besonderes Gesetz zu 
erlassen, wie es bei uns in dem „Reichs- 
` gesetz vom 9. April 1900, betr. die Be- 
strafı:ng der Entziehung elektrischer Ar- 
beit“ erforderlich wurde. 


Die Stellung der dogmatischen Pan- 
dektenscholastik zu den Naturenergien, 
besonders der Elektrizität, soll in einer 


folgenden Darlegung behandelt werden. 


Das sind also einige wesentliche Ver- 
schiedenheiten zwischen dem roma- 
nistisch - konstruktiven deutschen Ju- 
ristenrecht und dem soziologischen leicht 
verständlichen schweizerischen Recht. 


Der juristische Modernismus fordert 
nun an Stelle des undeutschen, philolo- 
gisch-dialektischen Bürgerlichen Gesetz- 
buches, welches das Zivilrecht nicht wie 
eine angewandte, sondern wie eine ab- 
strakt mathematikartige Wissenschaft 


Regel entscheiden, 
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behandelt, ein freies, volkstümliches 
Recht, welches sich auf die Staatswissen- 
schaften, vor allem Nationalökonomie 
und Soziologie gründet. Weiter soll in 
der Rechtsprechung an Stelle der kon- 
struktivren Jurisprudenz, dem Buch- 
stabenkultus, dem Paragraphen und Prä- 
judizienschachspiel eine Interessenab- 
wägungsjurisprudenz auf psychologischer 
und soziologischer Grundlage treten. 
Diese neue Methode ist in Art. 1 des 
schweizerischen Zivilgesetzbuches zum 
ersten Male gesetzgeberisch formuliert: 

Art. 1. Das Gesetz findet auf alle 
Rechtsfragen Anwendung, für die es. 
nach Wortlaut oder Auslegung eine Be- 
stimmung erhält. Kann dem Gesetz keine 
Vorschrift entnommen werden, so soll 
der Richter nach Gewohnheitsrecht und 
wo auch ein solches fehlt, nach der 
‚, die er als 
Gesetzgeber aufstellen würde. 
Er folgt dabei bewährter Lehre und 
Ueberlieferung: 


INGENIEURSTUDIUM UND VERWALTUNGSREFORM. 


Von Regierungsbaumeister a. D. Ed. Jobst Siedler-Charlottenburg. 


Unter dieser Ueberschrift hat der Ver- 
band Deutscher Diplom-Ingenieure Auf- 
sätze von Herrn Professor Franz als 
Broschüre im Verlage von M. Krayn, 
. Berlin W., erscheinen lassen. — Aus den 
Aufsätzen scheint mir mit ziemlicher 
- Deutlichkeit hervorzugehen, daß Herr 
Professor Franz, und mit ihm wohl auch 
der Verband Deutscher Diplom -In- 
genieure, in den Fragen der Verwal- 
tungsreform auf einem anderen Stand- 
punkte als der Verband deutscher Archi- 
tekten- und Ingenieur-Vereine steht. Der 
Standpunkt des Verbandes deutscher 
Architekten- und Ingenieur-Vereine wird 
meines Wissens vom Technischen Comite 
und von einer großen Anzahl der Mit- 
glieder des Vereins deutscher Ingenieure 
geteilt. Es wäre ungemein bedauerlich, 


wenn die große Bewegung der Techniker 
sich in verschiedene Zweige teilen würde. 
Je mehr die Bewegung an Einheit ver- 
liert, um so mehr verliert sie an Mäch- 
tigkeit, um so geringer wird der schließ- 
liche Erfolg sein. 

Damit die Gesamtbewegung eine ein- 
heitliche werde, ist es m. E. notwendig, 
möglichst deutlich die Gegensätze inden 
verschiedenen Wünschen und Bestrebun- 
gen hervorzuheben. Erst wenn die 
Gegensätze iestgestellt sind, wird es Zeit 
sein, in Verhandlungen darüber einzu- 
treten, ob nicht doch auf einer Mittel- 
linie ein allen Verbänden und Wünschen 
gerecht werdendes Generalprogramm 
aufgestellt werden kann. 

Herr Professor Franz hat sich in 
seinen Aufsätzen mit dem Verbande 


Reg.-Baumstr. a. D. Siedler, Ingenieurstudium und Verwaltungsreform 


deutscher Architekten- und Ingenieur- 
Vereine beschäftigt. Er hat den Verband 
z. T. direkt erwähnt (wie S. 27 u. a.a. O.) 
und z. T. auf ihn hingedeutet (wie S. 82 
u. a. a. O.). Ich kann nicht finden, daß 
an diesen Stellen die Bestrebungen des 
Verbandes deutscher Architekten- und 
Ingenieur-Vereine objektiv beurteilt sind, 
ja, ich bin der Ansicht, daß die Bro- 
schüre geeignet ist, ganz falsche An- 
sichten über dieselben in technischen und 
anderen Kreisen zu verbreiten. 

Die Grundidee der Bestrebungen und 
Wünsche aller Techniker geht darauf 
hinaus, die staatlichen und kommunalen 
Verwaltungen so zu reformieren, daß 
in ihnen der technischen Intelligenz und 
Vorbildung die Bedeutung und Berück- 
sichtigung‘ zum Besten des Staats- und 
Gemeinwohls verschafft wird, die ihr in 
der medernen, durch technische und 
wirtschaftliche Entwicklung erst ge- 
schaffenen Kulturzeit gebührt. In diesem 
Hauptwunsche sind sich alle Techniker 
einig. Allerdings hält der Verband deut- 
scher Architekten- und Ingenieur-Vereine 
einen anderen Weg für den richtigen als 
den, den Herr: Professor Franz, um das 
gesteckte Ziel zu erreichen, eingeschla- 
gen hat, und den er auch aufs eifrigste, 
wie die obige Broschüre beweist, in der 
Presse propagandiert hat. — 

Herr Professor Franz glaubt die Be- 
strebungen des Verbandes deutscher Ar- 
chitekten- und Ingenieurvereine zu cha- 
. rakterisieren, wenn er (Seite 24 und 25) 
ausführt: 

„Mir scheint es verhältnismäßig und 
zunächst ganz unwichtig zu sein, ob der 
einzelne Fachtechniker, der Baumeister 
z. B., bei der Eisenbahnverwaltung oder 
der Baurat bei der Regierung sich in ge- 
hcebener Stellung befindet, oder ob er 
seinen Beruf mit oder ohne Orden aus- 
füllt .... Der wirkliche Wert eines er- 
felgreichen Konstrukteurs kann dadurch 
- nicht erhöht werden, daß er bei dem 
Festmahl mehr in der Mitte der Tafel 
sitzt, daß er einen neuen Titel erhält 
oder sogar sein Bildnis in der Woche 
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findet. - Es gilt nicht die Person des 
Technikers in den Vordergrund zu 
schieben, es gilt vielmehr, den Geist der 
Technik, der aus der Naturerkenntnis 
entspringt, dem frischen und dabei vor- 
sichtigen Vorwärtsdrängen zu weiterer . 
Kulturentwicklung, der Initiative und 
dem Mut zur Tat dort weiteren Eingang 
zu schaffen, wo diese Eigenschaften der 
Führung den unmittelbarsten Nutzen für 
unser Land und unsere Zukunft haben 
können.“ — 


Franz glaubt dieses hochgesteckte 


‘ Ziel, das jeder Techniker als das rich- 


tige anerkennen wird, dann zu erreichen, 
„wenn“, wie er wörtlich (S. 24) sagt: 
„unter den vielen höheren Verwaltungs- 
beamten äuch eine angemessene Zahl 
von .Akademikern aufgenommen wird, 
die im Geiste des technischen Fort- 
schrittes studiert haben, die auf ihrer 
Hochschule Kommilitonen der Ingenieure 
waren“. 

Franz will das Ziel also nicht durch 
Ingenieure erreichen, sondern nur durch 
Leute, die auf ihrer Hochschule Kom- 
militonen der Ingenieure waren, das 
sind die sogenannten ‚„Verwaltungsin- 
genieure‘‘. Franz rät, festzuhalten an der 
Studieneinrichtung für Verwaltungsin- 
genieure, deren Studium bedeutende Un- 
terschiede gegen das eines Fachtechni- 
kers aufweisen müsse. „Ja, . dieser 
Unterschied müsse eine wichtige Vor- 
aussetzung für die Zulassung zu der 
praktischen Ausbildung bei den Verwal- 
tungsstellen sein.“ Wenn ehemalige Ver- 
waltungsingenieure, Bezirksamtmänner, 
Bürgermeister, Regierungsräte und Mi- 
nister werden ‚könnten, dann sei die 
heutige Technikerfrage restlos gelöst. 
Das etwa führt Professor Franz auf den 
Seiten 27 und ff. der Broschüre aus, und 
das ist der Unterton, der durch alle 
seine Veröffentlichungen hindurchklingt. 

Die Technische Hochschule und die 
Studieneinrichtung für Verwaltunesin- 
genieure halte ich in allen Ehren, aber 
daß der Technik der gebührende Platz 
an der Sonne dann eingeräumt wird, 
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wenn den Verwaltungsingenieuren, die, 
wie Franz zugibt, ja gar keine Techniker 
sind, die Verwaltungslaufbahn über den 
Regierungsreferendar zum Minister ge- 
öffnet wird, das vermag ich nicht einzu- 
sehen. 

Ich bin der Ueberzeugung, daß bei 
den von der Hochschul? kommenden 
Verwaltungsingenieuren, die nach der 
. Zulassung zur Verwaltung denselben 
Entwicklungsgang in. 
und dieselben Prüfungen ablegen sollen, 
wie die juristisch vorgebildeten Regie- 
rungsreferendare, von den auf der Hoch- 
schule aufgenommenen und durch Erfah- 
rung noch nicht gefestigten technischen 
Bildungselementen nach kurzer Zeit 
nichts mehr übrig behielten. Die wenigen 
Verwaltungsingenieure, die man allen- 
falls zur höheren Verwaltung und zum 
Regierungsassessorexamen zulassen wird, 
werden im alten Verwaltungssystem ret- 
tungslos erdrückt werden. Daß diese 
höheren Verwaltungsbeamten einstmals 
auf. denselben Bänken wie die Techniker 
saßen, wird für sie eine geschichtliche 
Reminiszenz, wenn nicht gar eine fatale 
Erinnerung sein. Der heutige Regie- 
rungsreferendar ist weit davon entfernt, 
den Gerichtsreferendar als Kommilitonen 
zu betrachten, und man wird stets fürch- 
ten, dem Landrat zu nahe zu treten, 
wenn man ihn daran erinnern wollte, daß 
er . einstmals mit diesem oder jenem 
Rechtsanwalt zusammen dieselben Kol- 
legs besucht hat. 

Herr Professor Franz ist einer "de 
- eifrigsten Vorkämpfer gegen das Ju- 
ristenmonopol in der höheren Verwal- 
tung, um so fremdartiger berührt es, 
daß er das vorhandene Monopol nur 
durch ein neues ersetzen will. Denn 
seine Wünsche laufen ja darauf hinaus, 
außer den Juristen nur die Verwaltungs- 
ingenieure zur Verwaltungslaufbahn zu- 
zulassen und auf diese beiden Anwärter- 
gruppen die Auswahl bei Besetzung 


von Verwaltungsstellen und vor allen- 


lei- 
Herr 


Dingen bei der Besetzung von 
tenden Stellen zu beschränken. 


ihr durchmachen' 


Reg.-Baumstr. a. D. Siedler, Ingenieurstudium und Verwaltungsreform 


Franz geht eben von der Ansicht aus, 
daß Verwalten ebenso ein Beruf sei, wie 
der Beruf des Architekten, des Wasser- 
bauers, des - Maschinenkonstrukteurs. 
Dieser Beruf könne ebenso gut erlernt 
werden, wie jeder andere, „er verlange 
eine ganz besondere eigenartige, wissen- 
schaftliche Vorbereitung sowie eine früh- 
zeitige praktische Schulung‘“‘, und infolge- 
dessen kann nur der Anwärter, der dieses 
Studium, d. h. Jura oder die Studien- 
einrichtung der Verwaltungsingenieure, 
und die praktische Ausbildungszeit als 
Regierungsreferendar mit Erfolg durch- 
gemacht habe, bei Besetzung von Stellen 
der höheren Verwaltung in Betracht 
kommen. 

Diesen Schlußfolgerungen kann die 
Mehrzahl der Techniker unmöglich zu- 
stimmen. Diese Wünsche können nicht 
als Wünsche der Techniker gelten, sie 
haben ja nichts mit den Technikern, 
kaum etwas mit der Technik zu tun, 
das sind Hochschulwünsche. Es handelt 
sich in allen diesen Fragen um Anerken- 
nung einer Studieneinrichtung an der 
Technischen Hochschule, es handelt sich 
um die Frage, ob die Technische Hoch- 
schule als Hochschule der höheren Ver- 
waltung anerkannt werden soll oder 
nicht. Diese Frage mag von großer Be- 
deutung für die Hochschule sein und ist 
auch indirekt von gewisser Bedeutung 
für die Anerkennung technischer Wissen- 
schaft und technischer Ausbildung, mit 
dieser Frage kann aber nicht die Tech- 
nikerfrage verquickt werden. Das sind 
zwei grundverschiedene Dinge. 

Ich will nicht die Studieneinrichtung 
des Verwaltungsingenieurs bekämpfen. 
Ich kann mir sehr wohl denken, daß 
der in dieser Studieneinrichtung -Vorge- 
bildete sehr wohl befähigt, ja besser be- 
fähigt, wie der anders Vorgebildete für 
bestimmte Dezernate der Verwaltung 
und Privatwirtschaft, die vorläufig in 
der Hauptsache wohl von Juristen ein- 
genommen werden — ich rechne hierzu 
auch den Landrat —, sein kann, und 
ebenso will ich zugeben, daß es vor- 
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kommen kann, daß dieser so vorgebildete 


Verwaltungsbeamte auf Grund seiner 
sonstigen rein persönlichen Eigenschaf- 
ten sich vor den übrigen Dezernenten 
der Behörde derart auszeichnen kann, 
daß er als der Tüchtigsten einer -zur 
Einnahme der leitenden Stellen berufen 
ist. — Alles das sei zugestanden, aber 
das Zugeständnis kann Herr Professor 
Franz und mit ihm der Verband Deut- 
scher Diplom-Ingenieure nicht von der 
Gesamtmasse der Techniker verlangen, 
daß nur die beiden Gruppen der Juristen 
und der Verwaltungsingenieure über- 
haupt zur Verwaltung befähigt undvor 
allen anderen für die Besetzung der lei- 
tenden Stellen berufen seien. ; 

Eine der letzten Veröffentlichungen, die 
Herr Professor Franz in Nr. 1 dieser Zeit- 
schrift erscheinen ließ, ist allerdings mit 
den eben skizzierten Franzschen Wün- 
schen nicht in Einklang zu bringen. Ich 
erkenne da einen Widerspruch zu den 
früheren Veröffentlichungen von Herrn 
Professor Franz, den zu erklären ich 
nicht in der Lage bin. Franz sagt in 
seiner letzten Veröffentlichung: Es ist 
eine irrtümliche Anschauung, „daß ein 
Verwaltungsingenieur auf der Techni- 


schen Hochschule erzogen werden könne,. 


beziehungsweise, daß nur derjenige Aka- 
demiker ein Verwaltungsingenieur wer- 
den könne, der eine nach diesem Wort 
genannte Prüfung bestanden hat. Jeder 
Diplom-Ingenieur kann ein Verwaltungs- 
ingenieur werden, ebenso wie jeder Ge- 
richtsreferendar Verwaltungsjurist wer- 
den kann“. Diese Sätze lassen die Mög- 
lichkeit offen, daß ich und mit mir ein 
sehr großer Teil an diesen Fragen unge- 
mein interessierter Techniker Herrn Pro- 
fessor Franz in seinen Bestrebungen 
nicht richtig verstanden habe. Es wäre 
zu begrüßen, wenn Herr Professor Franz 
daher Gelegenheit nehme, mich richtig 
zu stellen. 

Auch der Verband deutscher Archi- 
tekten- und Ingenieur-Vereine bekämpft 
ebenso wie Herr Professor Franz das 
Juristenmonopol, aber nicht — um ein 


- Franz in seiner Broschüre 
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neues an seine Stelle zu setzen. Der 
Verband sagt nicht, wie Herr Professor 
(Seite 82) 
glauben machen will: „wir wollen, daß 
der Techniker dem aus der Juristenschule 
kommenden Akademiker, insbesondere 
dem höheren Verwaltungsbeamten, über- 
all und in jedem Amt gleichgestellt 
werde. Denn wir sind überzeugt — und 
wir verlangen diese Ueberzeugung auch 
von anderen — daß jeder Techniker zu 
allen leitenden Stellen befähigt ist. Diese 
Befähigung soll er aus seiner Fach- 
bildung (der akademischen und der prak- 
tischen) gewonnen haben. Diese Be- 
fähigung müsse in jedem vorausgesetzt 
werden, gleichgültig ob er Architektur 
studiert, ob er als Wasserbauer Erfah- 
rungen gewonnen, ob er sich vorwiegend 
mit Maschinenkonstruktionen beschäftigt 
habe. Der Techniker hat die Befähigung 
für alle leitenden Stellen im Staate, in 
der Gemeinde, in der Privatwirtschaft 
usw.“ 

Auf .diesen selbstbewußten Stand- 
punkt stellt sich der Verband deutscher 
Architekten- und Ingenieur-Vereine zwar 
nicht; er behauptet nicht, daß jeder Tech- 
niker ‘zu allen leitenden Stellen in der 
Verwaltung befähigt ist, er behauptet 
aber, daß auch längst nicht jeder Jurist, 
auch längst nicht jeder Regierungsrefe- 
rendar oder Verwaltungsingenieur hier- 
zu befähigt ist. Er behauptet vor allen 
Dingen, daß die Befähigung zu leitender 
Stellung in der Verwaltung sich über- 
haupt nicht durch ein bestimmtes 
Studium erwerben läßt. Die Befähigung 
zu leitender Stellung entspringt in erster 
Linie aus einer persönlichen Naturan- 
lage, mit der Techniker ebensogut aus- 
gestattet sein können, wie Angehörige 
anderer Berufsstände, in zweiter Linie 
weit weniger aus dem Hochschulstudium 
oder aus dem hierauf folgenden Aus- 
bildungsdienst, als vielmehr aus prakti- 
scher Tätigkeit. Diese entwickelt das 
Organisationstalent. Also nicht die 
Schule, sondern das Leben bildet den 
Verwaltungsmann. Neben diesem Satz 
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tekten- und Ingenieur - Vereine einen 


zweiten, daß die Ausübung gerade des 
technischen Berufes zu organisatorischer 
und verwaltender Tätigkeit anreizt und 
eine vorhandene Befähigung hierzu leich- 
ter zur Entwicklung bringt, als ein an- 
derer Beruf. 

Wären diese Sätze nicht wahr, was 
wäre aus denjenigen Technikern gewor- 
den, die sich als glänzende Organisatoren 
erwiesen haben, trotzdem ihnen die er- 
gänzenden Schulbildungsmittel noch 
nicht zu Gebote standen und ihnen die 
Uebung in der Verwaltung durch äußer- 
liche Vorschriften vorenthalten wurde ?! 

Damit eine möglichst klare Grund- 
lage für die Polemik gegeben ist, will 
ich versuchen, etwas näher auf die Be- 
griffe einzugehen, die meinen SIOnlenlnE 
gen zugrunde liegen. 

Was ist verwalten ? 

Verwalten = Gewalt betätigen, ist eine 
dauernde Tätigkeit, die auf einen ver- 
nünftigen äußeren Erfolg gerichtet ist. 
Birk erklärt „verwalten‘‘ als „erhalten 
und entwickeln‘. 

'Staatsverwaltung ist die Tätigkeit des 
Staates oder der Staatsverwaltungsbe- 
hörden zur 


tung erklärt sich analog. 


Die „Innere Verwaltung“ steht im 


Gegensatz zur Verwaltung der auswärti-. 


gen Angelegenheiten, der Militärverwal- 
tung, der Justizverwaltung und in ge- 
wisser .Beziehung auch der Finanzver- 
waltung. — Die „Innere Verwaltung“ 
umfaßt also die gesamte Tätigkeit des 
Staates im Innern, soweit sie nicht von 
den anderen Verwaltungen wahrgenom- 
men wird, das ist also die Tätigkeit des 
Staates zur unmittelbaren Förderung der 
Kulturentwicklung des Volkes. Die ‚‚In- 
nere Verwaltung‘ belegt man auch mit 
dem Namen „Landesverwaltung“. — 
Einzelne Gebiete der Inneren Verwal- 
tung sind besonderen Organen (staat- 
lichen und kommunalen) zugewiesen. 
Man nennt die gesamte übrigbleibende 


Erfüllung der kulturellen. 
Aufgaben des Staates. Kommunalverwal- 
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Tätigkeit ‚allgemeine Landesverwal- 
tung‘, im Gegensatz einmal zur Staats- 
verwaltung für besondere Zweige (Eisen- 
bahn-, Bergwesen), anderseits zur Kom- 


munalverwaltung. Die sogenannte .,all- 


gemeine Bauverwaltung“ ist keine in sich 
organisierte Spezialverwaltungsbehörde, 
wie etwa die Eisenbahnverwaltung, son- 
dern geht in der allgemeinen Landes- 
verwaltung ebenso wie die Schul-, Forst- 
und Domänenverwaltung auf. Die Be- 
amten aller, Verwaltungsbehörden, so- 
wohl die der „allgemeinen Landesverwal- 
tung‘ wie die der Spezialverwaltungen, 
sind Verwaltungsbeamte schlechtweg. Der 
juristisch vorgebildete Regierungsrat bei 
einer Regierung und der gleich vorge- 
bildete Landrat sind ebenso höhere Ver- > 
waltungsbeamte, wie der Regierungs- 
und Medizinalrat bei der Regierung und 


“ der technisch vorgebildete Kreisbauin- 


spektor. Alle Vier gehören in der jetzt 
bestehenden Verwaltungsorganisation zur 
„allgemeinen Landesverwaltung“. 

Der Begriff „Verwaltungsbeamter“ 
oder „höherer Verwaltungsbeamter“ läßt 
m. E. auf irgendeine bestimmte Vorbil- 
dung nicht schließen, die Bezeichnung 
kann auch nicht auf Beamte einer ganz 


‚bestimmten Behördenorganisation, etwa 


auf die der „allgemeinen Landesverwal- 
tung‘ allein beschränkt werden. — 

Die Tätigkeit der „allgemeinen Lan- 
desverwaltung‘‘ bezieht sich einmal auf 
die einzelne ‚Person, in physischer (Ge- 
sundheitswesen, Baupolizei u. dgl.) und 
psychischer Hinsicht (Bildung, Schule 
usw.), und weiter auf das wirtschaftliche 
Leben des ganzen Volkes (Grundeigen- 
tum, Enteignung, Jagd, Fischerei, Ge- 
werbe, a Wege- und Wasserrecht 
USW.). 

Meines Erachtens müssen alle Reform- 
ideen von der vorhandenen Verwaltungs- 
organisation ausgehen, wenn sie nicht 
schon den Todeskeim in sich tragen 
wollen. So halte ich es für verfehlt, 
einem Gedanken nachzugehen, wie dem, 
die „allgemeine Bauverwaltung“ aus dem 
Rahmen der allgemeinen Landesverwal- 
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tung loszulösen, und eine in sich or- 
ganisierte Bauverwaltung mit Bauämtern, 
Oberbauämtern und dgl. vorzuschlagen. 
Viel eher Aussicht auf Erfolg hat das 
Bestreben, die vorhandene Verwaltungs- 
organisation zu reformieren. Von dieser 
Empfindung geht auch Prof. Franz aus, 
wenn er die Ausbildung eines Teiles der 
Verwaltungsbeamten reformieren will. 


Der Verband deutscher Architekten und 


Ingenieurvereine geht in seinen Be- 
strebungen weiter. Er will Richtlinien 
geben, nach welchen natürlichen Grund- 


sätzen überhaupt die Stellen der „allge- ` 


meinen Landesverwaltung und der 
Spezialverwaltungen‘‘ mit Verwaltungs- 
beamten besetzt werden müßten. Er 
äußert diese Wünsche, weil er sieht, daß 
die Grundsätze, nach denen bisher hier 
verfahren wurde, die Kulturentwicklung 
des deutschen Volkes nicht fördert, son- 
dern aufhält, d. h. weil er sieht, daß die 
Verwaltungen nicht mehr der ihr zuge- 
wiesenen Aufgabe gerecht werden 
können. | 

Der Verband geht bei seinen Vor- 
schlägen von folgender Ueberlegung 
aus: Aus der Masse der Tätigkeits- 
gebiete einer Verwaltung ergibt sich, daß 
jede Verwaltung Beamte mit juristischer, 
nationalökonomischer, mit technischer 
und kaufmännischer Bildung und Er- 
fahrung braucht, und zwar je nach der 
Art der Verwaltung mehr oder weniger 
von der einen als von der anderen Sorte. 

Nur in ganz ungewöhnlich begabten 
Beamten werden sich alle Elemente der 
in der entsprechenden Verwaltung 
nötigen Bildung und Erfahrung vereinigt 
finden, die dann zu den allerhöchsten 
Stellen berufen wären. In den einzelnen 
Verwaltungsbeamten wird immer nur 
ein Hauptelement der Bildung enthalten 
sein, die anderen Elemente müßten aber 
soweit entwickelt sein, daß ein Zusam- 
menarbeiten mit den Beamten, die die 
anderen als Hauptelemente besitzen, glatt 
vor sich gehen kann. — Der Verband 
deutscher Architekten- und Ingenieur- 
Vereine hält es nun für richtig, die ver- 
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schiedenen Tätigkeitsgebiete in einer 
Verwaltung gegeneinander nach dem 
Grundsatz abzugrenzen, daß in ein De- 
zernat der Verwaltung die Geschäfte 
vereinigt werden, die von dem betreffen- 
den Dezernenten für ihre Erledigung 
eine ganz bestimmte akademische Vorbil- 
dung verlangen. Das ist bisher nicht 
durchweg der Fall. So wird eine große 
Menge von Verwaltungsgeschäften, die 
naturgemäß in das Tätiekeitsgebiet der 
Techniker fallen würde, nicht immer zum 
Vorteil des Staates und des Gemeinwohls 
von Juristen erledigt. Es gibt zum Bei- 
spiel im Kreise jetzt einen juristisch vor- 
gebildeten Verwaltungsbeamten, den 
Landrat, und mehrere technisch vorge- 
bildete, unter ihnen den Kreisbauinspek- _ 
tor. Der Landrat hat in technischen An- 
gelegenheiten des platten Landes (z. B. 
Bebauungsordnungen, Ausübung der 
Baupolizei, Heimatschutz und dgl.) allein 
Entscheidung zu treffen, während der 
technische Beamte, der Kreisbauinspek- 
tor, diese für die Kultur oft ungemein 
wichtigen Vorlagen’ gar nicht zu Gesicht 
bekommt. Richtiger wäre es wohl, die 
technische Leitung in diesen Dingen dem 
Landrat abzunehmen und auf die Schul- 
tern der Techniker im Kreise zu legen, 
die administrative Behandlung der An- 
gelegenheit aber dem Landrat zu be- 
lassen. 

Bei der Provinzial- und Bezirksregie- 
rung wird das Bild bedeutend klarer, da 
hier die verschiedenen Tätigkeitsgebiete 
der Verwaltung schon etwas konsequen- 
ter den entsprechend vorgebildeten De- 
zernenten zur Wahrnehmung überwiesen 
sind, allerdings ohne, daß dieselben voll- 
ständig gleichberechtigt nebeneinander 
stehen. (Die Juristen sind den Tech- 
nikern gegenüber bevorzugt.) Da ist es 
direkt selbstverständlich, daß die Tech- 
niker die Forderung erheben, daß die 
Unterschiede beseitigt werden, damit 
alle Dezernenten vollständig gleichbe- 
rechtigt nebeneinander stehen. 

Es fragt sich nun weiter, wer von 
allen diesen Dezernenten wird zur Füh- 
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rung, wird für die leitende Stellung in 
Betracht kommen ? Soll eine bestimmt 
vorgebildete Gruppe von Verwaltungs- 
beamten — etwa die der Juristen oder 
die der Verwaltungsingenieure — hier 
den Vorzug verdienen, oder nicht!? Da 
ist zu sagen: Männer mit Fähigkeit zur 
Geschäftsleitung werden sich in jeder 
akademischen Gruppe finden. Keinem 
soll die Ausbildung dieser Fähigkeit ver- 
sagt werden. Der Beamte mit den her- 
vorragendsten Fähigkeiten unter allen 
Dezernenten ist der Berufene zur Ge- 
schäftsleitung, d.h. — bei der Besetzung 
der leitenden Stellen darf das ursprüng- 
lich gewählte Berufsstudium nicht die 
geringste Rolle spielen. — 


Ich kann nicht erkennen, daß in die- 


sem Programm nur eine Spur von Selbst- 
sucht oder Selbstüberhebung der Tech- 
niker liegt, im Gegenteil, es kann wohl 
kein Programuı weitherziger gefaßt sein, 
als dieses, eher ist man versucht, den 
Franzschen Wünschen eine gewisse Eng- 
herzigkeit zum Vorwurf zu machen. 

Die Techniker fordern in diesem 
Wunsche nichts für sich, was sie nicht 
auch für alle anderen Berufe erreicht 
wissen wollen. 

Dieses Programm birgt auch nicht eine 
Spur von Feindseligkeit gegen die In- 
stitution des „Verwaltungsingenieurs‘ in 
sich — im Gegenteil — bei seiner Ver- 
wirklichung wird die höhere Verwaltung 
den Verwaltungsingenieuren genau eben- 
so offen stehen, wie allen anderen Aka- 
demikern. Es brauchen ja nur die Stellen 
der höheren Verwaltung festgestellt wer- 
den, deren Inhaber gerade eine technisch- 
wirtschaftliche Vorbildung zur Ausfül- 
lung ihrer Stelle nötig haben. Es werden 
das in der Hauptsache wohl nur Stellen 
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sein, die bis jetzt von Juristen bekleidet 
wurden. 

Der Verband weiß sich in seinen 
Forderungen einig mit einer großen 
Gruppe politisch denkender Menschen 
in allen anderen Berufszweigen. Der 
Kaufmann, der in Nr. 47 der „Woche“ 
vom 20. November 1909 wünscht, es 
solle mehr kaufmännischer Geist in die 
Verwaltung einziehen, erhebt genau die- 
selben Forderungen wie der Verband 
deutscher Architekten- und Ingenieur- 
Vereine. Er verlangte, daß die Verwal- 
tung sich die im kaufmännischen Leben 
bewährten Einrichtungen, vor allen 
Dingen das Prinzip der Stellenbesetzung, 
im weitesten Umfange zu eigen mache. 
Im kaufmännischen Leben gelten als 
oberster Grundsatz, „den richtigen Mann 
an den richtigen Platz zu stellen“! Auch 
in der Staatsverwaltung müßten alle Re- 
formen scheitern, solange nicht der Satz 
Geltung bekäme, „daß bei der Besetzung 
des wirklich verantwortlichen Verwal- 
tungspostens keine anderen Rücksichten 
gelten dürfen als lediglich die persön- 
liche Qualifikation des betreffenden An- 
wärters‘““. 

Der Hansabund vertritt in seinem Pro- 
gramm dieselbe Grundidee. Wenn es 


glücken sollte, eine Verwaltungsreform,. 


soweit sie die Verwaltungsbeamten be- 
trifft, auf dieser Grundlage zu schaffen, 
dann wird auch der Wunsch Erfüllung 
finden, die Verwaltung mit technischem 
Geiste zu durchsetzen, und zwar dem 
gefestigten technischen Geiste, der den 
Techniker, der in der Technik seinen 
Lebensberuf gesehen hat, beseelt, nicht 
den Verwaltungsingenieur, der ja nur 
kurze Zeit in Jugendjahren einst Kom- 
militone von Technikern war. 


GERICHT UND TECHNIK. 


Von einem praktischen Juristen. 


Der Herr Verfasser des Aufsatzes im 
Heft 5 dieser Zeitschrift 1910, Seite 88 
ff. — Gericht und Technik —, welcher 
eine Erwiderung auf den Aufsatz des 


gleichen Titels im Heft 4 der Zeitschrift 
1910, Seite 71 ff., darstellt, scheint der 
Ansicht zu sein, daß der „praktische 
Jurist‘ prinzipiell gegen die Mitwir- 
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kung von Technikern bei der 
Rechtssprechung ist. Dies: Ansicht 
trifft nicht zu. Im Gegenteil halte ich 
die Mitwirkung von Technikern bei der 
Rechtssprechung nicht bloß für wün- 
schenswert, sondern sogar für notwen- 
dig, soweit es sich, wie nochmals her- 
vorgehoben werden soll, um Sachen 
handelt, welche dem Gebiete des ge- 
werblichen Rechtsschutzes an- 
gehören. Und von solchen Sachen war 
in den: beiden Aufsätzen des „prakti- 
schen Juristen‘ im Heft 4 der Zeit- 
schrift 1909, Seite 66 ff. und im Heft 4 
der Zeitschrift 1910, Seite 71 ff, auch 
nur die Rede. 

In meinem ersten T habe ich 
nur gegen die Bildung von techni.- 
schen Sondergerichten das Wort 
ergriffen, weil ich ein Bedürfnis zur Er- 
richtung solcher Gerichte wenigstens in- 
soweit nicht anerkennen kann, als es 
sich um Landgerichte .handelt, an denen 
Kammern für Handelssachen bestehen. 


Es war hierzu bemerkt, daß eine Kammer 


für Handelssachen, wenn sie mit Handels- 
richtern besetzt ist, die auf dem Qe- 
biete der Technik derart bewandert sind, 
daß ihnen vermöge ihrer Sachkunde und 
leichteren Auffassungsgabe die Bearbei- 
tung und Entscheidung von Sachen des 
gewerblichen Rechtsschutzes wesentlich 
erleichtert wird, ebenso gut zur Entschei- 
dung der auf dem Gebiete des gewerb- 
lichen Rechtsschutzes liegenden Fragen 
befähigt und geeignet sei, wie ein aus 
Rechtsgelehrten und technischen Rich- 
tern zusammengesetztes Sondergericht. 
Ich spreche aus Erfahrung, weil ich 
Vorsitzender einer Kammer für Handels- 
sachen bin, welche speziell die Sache des 
gewerblichen Rechtsschutzes zu bearbei- 
ten hat. In der Tat gibt es ja auch 
in den Landgerichtsbezirken, wo Kam- 
mern für Handelssachen eingerichtet sind, 
eine genügende Anzahl Handelsrichter, 
welche neben den in: $$ 100 ff. des Ge- 
richtsverfassungs - Gesetzes verlangten 
Eigenschaften des Kaufmanns oder Vor- 
stands einer Aktiengesellschaft auch 
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theoretische Kenntnisse und praktische 
Erfahrungen auf dem Gebiete der Tech- 
nik besitzen. Insbesondere gilt die von 
den Vorständen der größeren Industrie- 
gesellschaften, welche gerade heute mit 
Vorliebe aus den Kreisen. der Techniker 
genommen werden, weil man sich wohl 
mit Recht sagt, daß sie sich für einen 
solchen Posten am besten eignen. 

In meinem zweiten Aufsatz habe ich 
nur gegen die Zuziehung eines Partei- 
sachverständigen das Wort er- 
griffen und darzulegen versucht, daß es 
der Zuziehung eines solchen Sachver- 
ständigen wohl kaum bedarf, wenn der 
Prozeß in der von mir angegebenen 
Weise geführt wird. Selbstverständlich 
bin ich auch hier von der Voraussetzung 
ausgegangen, daß der Prozeß sich vor 
einer Kammer für Handelssachen in ihrer 
Zusammensetzung, wie sie oben bezeich- 
net ist, abspielt. Die als Beisitzer fun- 
gierenden Handelsrichter, welche theo- 
retische Kenntnisse und praktische Er- 
fahrungen auf dem Gebiete der Technik 
besitzen, bieten, wenn die Prozeßführung 
so gehandhabt wird, wie es in dem Auf- 
satze selbst angegeben ist, ohne Zweifel 


eine genügende Gewähr für die richtige 


Beurteilung der für die Entscheidung in 
Betracht kommenden technischen Fragen. 
Es wird ja auch erforderlichenfalls stets 
von der dem Gerichte in $ 144 der Zivil- 
prozeßordnung zustehenden Befugnis Ge- 
brauch gemacht, zur Aufklärung von. tech- 


nischen Fragen einen gerichtlicher- 


nannten Sachverständigen auch 
ohne Antrag der Parteien hinzuziehen. 

Wenn ich sodann auch deshalb gegen 
die Zuziehung eines Parteisachver- 
ständigen mich ausgesprochen habe, 
weil ein solcher Gutachter wegen Be- 
sorgnis der Befangenheit nicht. dazu ge- 
eignet sein dürfte, dem Gerichte die Er- 
kennung der Sachlage in durchaus ein- 
wandfreier Weise zu erleichtern, so kann 
hierin doch gewiß keine „Beleidigung und 
Mißachtung des Ingenieurstandes‘ er- 
blickt werden. Was in dem Aufsatze ge- 
sagt ist, trifft bei jedem Partei- 
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sachverständigen zu. Es muß nur 
natürlich bei jedem Leser der Zeitschrift 
vorausgesetzt werden, daß ihm die 
Grundsätze mehr oder weniger bekannt 
sind, welche für die Ablehnung eines 
Sachverständigen wegen Besorgnis der 
Befangenheit maßgebend sind und nach 
welchen in der Regel dieser Ablehnungs- 
grund dann zutrifft, wenn der Sachver- 
ständige gleich dem Rechtsanwalte für 
die Partei handelt. Denn ein unpartei- 
licher Sachverständiger muß eben über 
den Parteien stehen, sonst steht er dem 
Anwalt der Partei gleich. Einseitige 
Parteibehauptungen können aber niemals 


die Grundlage für eine Entscheidung bil- _ 


den. Nur wenn ihre. Richtigkeit in ein- 
wandfreier Weise festgestellt wird, ant 
sich ein Urteil darauf gründen. 
Schließlich sei noch bemerkt, daß in 
dem ersten Aufsatz die Abhandlung des 


Geh. Reg.-Rats Dr. Damme in der Deut- 
schen Juristenzeitung 1908, Seite 394 ff. 
nur zitiert worden ist, um dem Leser 
die Möglichkeit zu geben, sich über die 
Gründe, welche für und gegen die Er- 
richtung von technischen Sondergerich- 
ten sprechen, selbst ein Urteil zu bilden. 
Es sollte damit keineswegs der Anschein 


erweckt werden, als ob dieser Verfasser ` 


sich gegen die Mitwirkung von Tech- 
nikern im Gerichtswesen ausgesprochen 
habe. Der „praktische Jurist‘ ist ja auch 
mit dem Herrn Verfasser der beiden Auf- 
sätze im Heft 2 und 5 dieser Zeitschrift 
1910 vollkommen darüber einig, daß die 
Mitwirkung der Techniker im Gerichts- 
wesen nicht bloß wünschenswert, son- 
dern auch durchaus notwendig ist, nur 
gehen die Auffassungen über die Art 
dieser Mitwirkung auseinander. 


DIE STELLUNG DER ERFINDENDEN ANGESTELLTEN IM DEUTSCHEN 
UND AUSLÄNDISCHEN RECHT. 
Von Dipl.-Ing. W. Stern-Frankfurt a. M. 


Die Frage, in welcher Weise bei der 
bevorstehenden Reform des Patentge- 
setzes die Erfinderrechte der Ange- 
stellten zu regeln sein werden, ist seitens 
der beteiligten Kreise namentlich in 
letzter Zeit zum Gegenstand eingehen- 
der Erörterungen gemacht worden. Dem 
Deutschen Verein für den Schutz des 
gewerblichen Eigentums, welcher -auf 
dem vorjährigen Stettiner Kongreß die 
Frage zum Mittelpunkt seiner Verhand- 
lungen gemacht hat, gebührt das Ver- 
dienst, neue Gesichtspunkte zur Beur- 
teilung der Materie beigebracht zu 
haben, und zwar dadurch, daß er, was 
bisher in jenem Umfange wenigstens 
nicht geschehen war, die rechtliche Seite 
der Frage zum Gegenstand der Unter- 
suchung gemacht hat. Unter Berück- 
sichtigung der Ergebnisse dieser Unter- 
suchungen soll im folgenden ein zu- 


sammenfassender Ueberblick über die 
Verhältnisse der Angestelltenerfinder im 
deutschen Recht und im Anschluß hier- 
an ein Vergleich der deutschen Verhält- 
nisse mit denen des Auslandes gegeben 
werden. 

Die Frage nach der Rechtsstellung der 


Angestellten als Erfinder ist untrennbar 


von der Frage nach der rechtlichen Stel- 
lung der Erfinder überhaupt, und diese 
Frage zerfällt wieder in die Unterfrage 
nach den Rechten des Erfinders an seiner 
Schöpfung vor und nach ihrer Anmel- 
dung zum Patent. 

Bestimmungen über die Rechte des 
Erfinders an seiner Erfindung vor An- 
meldung derselben zum Patent enthält 
unser geltendes deutsches Patentgesetz 
nicht, diese Rechtsverhältnisse bestim- 
men sich mithin nach den allgemeinen 
Grundsätzen des Urheberrechts, ergänzt 
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durch diejenigen des Zivil- und Straf- 
rechts. Als oberster Grundsatz des Ur- 
heberrechts ist anzusehen, daß Eigen- 
tümer einer Geistesschöpfung deren Ur- 
heber ist. Aus diesem Grundsatz folgt, 
daß der Angestellte des Rechtes an seiner 
Erfindung nur dann verlustig geht, wenn 
er sich dieses Rechtes zugunsten seines 
Dienstherrn vertraglich begeben hat. Ein 
derartiger Vertrag kann auf Erfindun- 
gen aus einem bestimmten Arbeitsge- 
biet beschränkt sein, braucht dies aber 
nicht zu sein. Nebenbei sei bemerkt, 
daß — unter Ausnutzung der jetzigen 
Rechtslage — in zahlreichen Fällen den 
Angestellten Verträge dahin gehend auf- 
erlegt werden, daß ihre sämtlichen wäh- 
rend ihrer Dienstzeit gemachten Erfin- 
dungen dem Dienstherrn zufallen. 

Die Erfindung geht in das Eigentum 
des Dienstberechtigten im Augenblick 
ihrer Entstehung über. Dieser Umstand 


ist, wie sich ergeben wird, von erheb- 


licher Bedeutung. Selbstverständlich be- 
sitzt der Dienstherr keine Mittel, die 
Offenbarung der Erfindungen seiner An- 
gestellten zu erzwingen, doch diese sind 
für den Schaden ersatzpflichtig, welcher 
dem Unternehmen ihres Dienstherrn aus 
der Verschweigung der Erfindung er- 
wächst, abgesehen davon, daß der Dienst- 
herr nach Bekanntwerden der Erfindung 
jederzeit den Anspruch auf Abtretung 
geltend machen kann. 

Bei Vorliegen eines urkundlich und 
präzis errichteten Vertrages werden sich 
aus jenen Verhältnissen Anlässe zu 
Rechtsstreitigkeiten verhältnismäßig sel- 
ten ergeben. Verwickelt wird die 
Rechtslage erst dadurch, daß ein auf das 
Eigentum an der Erfindung des Ange- 
stellten gerichteter Vertrag nicht ur- 
kundlich errichtet zu sein braucht, viel- 
mehr nach der Auffassung unserer Ge- 
richte, insbesondere des Reichsgerichts, 
das Vorliegen eines solchen Vertrages 
sich aus dem Dienstverhältnis stillschwei- 
gend ergibt. Gehört es zu den, aus der 
Beschäftigungsart des Angestellten sich 
ergebenden Pflichten, daß dieser auf 
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Verbesserungen, sei es in der Fabri- 
kation, sei es im Betriebe, bedacht zu 
sein hat, so fallen die Erfindungen des 
Angestellten auch ohne ausdrückliche 
vertragliche Festsetzungen dem Unter- 
nehmer zu, soweit die Erfindungen sich 
auf den Beschäftigungskreis der Ange- 
stellten beziehen, jedoch auch nur in- 
soweit. So gehören beispielsweise die 
Verbesserungen, die der Konstrukteur 
an seinen Konstruktionen trifft, die Er- 
findungen, die der Chemiker im Ver- 
suchslaboratorium, die der Betriebsin- 
genieur in dem Fabrikbetriebe macht, 
seinem Unternehmen, selbst wenn er sie 
außerhalb seiner Dienststunden gemacht 
hat, hingegen hat der Unternehmer, 
wenn vertraglich nichts anderes be- 
stimmt ist, beispielsweise keinerlei An- 
rechte auf die chemischen Erfindungen 
seiner Konstrukteure, selbst wenn sie in- 
nerhalb der Dienststunden gemacht sind, 
— im letzteren Falle kann der Ange- 
stellte höchstens zum Ersatz des 
Schadens herangezogen werden, welcher 
dem Dienstherrn durch die in die Dienst- 
stunden fallende, außerdienstliche Be- 
schäftigung des Angestellten entstanden 
ist. — e i 
Diese Grundsätze, welche das Reichs- 
gericht in ständiger Rechtsprechung ver- 
treten hat, argeben, daß die Eigentums- 
rechte der Angestellten an ihren Erfin- 
dungen durch das Patentgesetz über- 
haupt nicht berührt werden, da unter 
den oben gekennzeichneten Voraus- 
setzungen die Erfindungen bereits bei 
ihrem Entstehen, also schon vor ihrer 
Anmeldung zum Patent, dem Dienst- 
herrn zufallen. Es greifen daher, man- 
gels Regelung der Materie durch das 
Patentgesetz, in erster Linie die Bestim- 
mungen des BGB. durch; um eine Aen- 
derung jener Rechtslage herbeizuführen, 
bedarf es mithin ausdrücklicher Verord- 
nungen in dem neu zu schaffenden 
Patentgesetz. 
-= Wie verhält es sich hinsichtlich des 
Rechtes der Angestellten zur Anmeldung 
ihrer Erfindung zum Patent? Da die 
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Erfindung des Dienstnehmers dem 
Dienstgeber bei ihrer Entstehung zu- 
fällt, so ist letzterer, ohne daß es eines 
Abtretungsaktes oder sonstiger Rechts- 
handlungen bedarf, zur Anmeldung be- 
rechtigt, fraglich könnte lediglich sein, 
ob er die Anmeldung auf den Namen 
des Erfinders bewirken muß oder im 
eigenen Namen anmelden darf. Diese 
Frage ist durch das geltende Patent- 
gesetz unzweideutig entschieden, und 
zwar zugunsten des Dienstherrn. $ 3 a. 
a. O. bestimmt: 

„Auf die Erteilung des Patentes hat 
derjenige Anspruch, welcher die Erfin- 
dung zuerst nach Maßgabe dieses Ge- 
setzes angemeldet hat.“ 

Anspruch auf die Erlangung eines 
Patentes hat also derjenige, welcher die 
Erfindung zuerst anmeldet, gleichgültig, 
ob er ihr Urheber ist oder nicht; der 
Erfinder selbst findet im Patentgesetz 
überhaupt nicht Berücksichtigung, außer 
in demjenigen Falle, daß der Inhalt einer 
Erfindung einem Dritten ohne dessen 
Einwilligung entnommen und angemeldet 
ist; dieser Dritte — er wird zumeist 
der Erfinder selbst sein, braucht es aber 
nicht zu sein, sondern kann seinerseits 
die Erfindung erworben haben — hat 
das Recht, gegen die Erteilung eines 
Patentes auf die entwendete Erfindung 
Einspruch zu erheben und seinerseits die 
Erfindung anzumelden, § 3, Abs. 2 a.a. 
O.; ist das Patent bereits erteilt, so ist 
er zum Antrag auf Nichtigerklärung des- 
selben berechtigt, § 10, Abs. 3 a. a. O. 
Auf diese Bestimmungen können sich die 
Angestellten indessen, wenn der Dienst- 
herr ihre Erfindung auf seinen Namen 
bzw. auf den des Unternehmens an- 
meldet, nicht berufen, da, wie zuvor dar- 
gelegt, die Erfindung bei Vorliegen der 
gekennzeichneten Voraussetzungen als 
dem Unternehmer gehörig gilt und es 
ihrer Einwilligung zur Anmeldung nicht 
bedarf. Das geltende Recht bietet dem 
Angestellten somit keine Handhabe, die 
Anmeldung auf seinen Namen oder die 
Nennung seines Namens in der Patent- 


schrift oder den sonstigen gesetzlich vor- 
geschriebenen Veröffentlichungen zu er- 
zwingen. Indessen bleibt es, da das 
Patentgesetz nach dem Urheber der Er- 


findung nicht fragt, dem Unternehmer 


unbenommen oder vertraglichen Fest- 
setzungen zwischen ihm und seinen An- 
gestellten vorbehalten, die Anmeldung 
auf den Namen des Angestellten oder auf 
dessen und des Unternehmers Namen zu 
bewirken. 


Die Motive, welche den Gesetzgeber 
bewogen haben, die Person des Er- 
finders rechtlich auszuschalten und den 
Anspruch auf Erteilung des Patentes aus- 
schließlich dem im rechtmäßigen Besitz 
der Erfindung befindlichen ersten An- 
melder zuzuerkennen, finden in den Be- 
richten der . Reichstagskommission, 
welche über das Patentgesetz vom Jahre 
1877 beriet, mit folgenden Worten Er- 
wähnung: 

„Läßt man das Prioritätsrecht des Er- 
finders zu, so wird den schwierigsten 
Streitigkeiten Raum gegeben. Erfindun- 
gen werden nicht selten in demselben 
Zeitraum von mehreren Personen ge- 
macht, und zwar unter Verhältnissen, 
die es als unmöglich ergeben, festzu- 
stellen, welcher der erste Erfinder ist. 
Würde man das Prioritätsrecht des Er- 
finders ohne Anmeldungsvorsprung 
schützen, so beförderte man zweifellos 
die Geheimhaltung von Erfindungen, also 
ein Ziel, welches mit dem Geiste und 
den Grundlagen des gegenwärtigen Ge- 
setzes nicht im Einklang ist.“ 


Zwei Gründe haben hiernach den Ge- 
setzgeber bei seiner damaligen bedeut- 
samen Entschließung geleitet: 


Befürchtungen von Schwierigkeitenin 
der Ermittlung des wahren Erfinders, 

und die Absicht, einen Druck zur bald- 
möglichen Preisgabe der Erfindung auf 
den Erfinder auszuüben. 


Zu einer Klärung darüber, ob die 
seinerzeit von dem Gesetzgeber gewählte 
Lösung, welche die rechtliche Stellung 
nicht nur der Angestellten einschneidend 


ern, ee a F CN 
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berührt, zweckdienlich ist, und ob der 
mit ihr verfolgte Zweck sich nicht auch 
auf andere Weise erreichen läßt, wird ein 
Vergleich mit den bezüglichen gesetz- 
lichen Bestimmungen der maßgebenden 
= ausländischen Industriestaaten wesentlich 
beitragen. | : 

Einen tiefgehenden Linfluß auf di: 
Entwicklung der Patentgesetzgebungen 
aller Länder hat in erster Linie das Hei- 
matland des Patentrechtes, England, aus- 
geübt. Bereits das erste, im Jahre 1623 
erlassene englische Patentgesetz be- 
stimmte, daß berechtigt zur Erlangung 
eines Patentes auf eine Erfindung der 
erste und wahre Erfinder sei. Dieser 
Grundsatz ist in sämtlichen, seither er- 
lassenen Patentgesetzen Englands beibe- 
halten worden, er beherrscht auch das 
zurzeit geltende Gesetz vom Jahre 1907, 
dessen erster Artikel lautet: „Die An- 
meldung eines Patentes kann durch jeden 
erfolgen, der beansprucht, der erste und 
wahre Erfinder einer Erfindung zu sein.“ 
-Gegen die Erteilung eines Patentes kann 
mit der Begründung Einspruch erhoben 
werden, daß die Erfindung von dem Ein- 
sprechenden oder einem Dritten, dessen 
Erbe er sei, erlangt sei; es braucht also 
nicht, wie nach der bezüglichen Bestim- 
mung des deutschen Gesetzes, der Tat- 
bestand der unbefugten Entnahme ge- 
geben zu sein,. wenngleich einem Ein- 
spruch zumeist eine widerrechtliche Ent- 
nahme zugrunde liegen wird. Die Zu- 
rücknahme des Patentes, eine derartige 
Bestimmung kennt das deutsche Patent- 
gesetz naturgemäß nicht, kann von einem 
jeden beantragt werden, der behauptet, 
daß er oder ein Dritter, für oder durch 
den er seine Ansprüche geltend macht, 
der wahre Erfinder sei. Das englische 
Patentgesetz vertritt somit strikte den 
Grundsatz, daß nur der wahre Erfinder 
patentberechtigt ist. 

Irgendwelche Schwierigkeiten im Prü- 
fungsverfahren haben sich aus diesen 
Verhältnissen nicht ergeben, da sich die 
Prüfung gesetzlich nicht auf die Urheber- 
schaft des Anmelders zu erstrecken hat, 
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sondern der Anmelder bis zum Beweise 
des Gegenteils als Urheber der Erfin- 
dung gilt; lediglich durch einen Ein- 
spruch wegen Entnahme kann das Er- 
teilungsverfahren aufgehalten werden, 
was indessen in gleicher Weise im deut- 
schen Erteilungsverfahren möglich ist. 

Nach englischem Recht.kann die An- 
meldung auch gemeinsam auf den Namen 
des Erfinders und eines Dritten, auch 
einer juristischen Person, also beispiels- 
weise des Unternehmens, bewirkt wer- 
den. Eine Bestimmung über das Eigen- 
tumsrecht an den Erfindungen An- 
gestellter enthält das Gesetz nicht, je- 
doch gehört nach der Rechtsprechung 
ohne besonderen Vertrag die Erfindung 
den Angestellten. 

In noch schärferer Weise als in dem 
englischen Gesetz ist in dem Patentge- 
setz der Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika die Bestimmung zur Durchfüh- 
rung gebracht, daß nur der erste und 


wahre Erfinder ein Patent auf seine Er- 


findung erhält, da der Anmelder einen 
Eid dahin abzulegen hat, daß er glaubt, 
der erste und wirkliche Erfinder zu sein, 
und daß er nicht weiß und nicht glaubt, 
daß die Erfindung zuvor bekannt oder 
benutzt war. Macht ein Dritter auf die 
gleiche Erfindung oder einen Teil der- 
selben ältere Ansprüche geltend, so ist 
seitens des Patentamtes das sog. Inter- 
ferenceverfahren durchzuführen, welches 
im wesentlichen auf eidlich zu bekunden- 
den Angaben der Beteiligten über die 
Ursprungsverhältnisse der strittigen Er- 
findung beruht. Die Vermutung: liegt 
nahe, daß diese sehr strengen und sehr 
scharf gehandhabten Bestimmungen die 
Entwicklung des amerikanischen Patent- 
wesens beeinträchtigt haben müssen; 
diese Vermutung trifft indessen durchaus 
nicht zu, wie die Zahl der erfolgten Pa- 
tentierungen beweist: hinsichtlich der 
Anzahl der erteilten Patente stehen die 
Vereinigten Staaten mit rund 950000 Pa- 
tenterteilungen weit an der Spitze aller 
Länder (vergleichsweise beträgt die Zahl 
der in Deutschland bis jetzt erteilten 
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Patente rund 220000, der in Frankreich 
erteilten rund 400000, bezüglich Eng- 
lands lassen sich genaue Angaben nicht 
machen, da dessen Patente nicht fort- 
laufend gezählt werden). Besondere Be- 
stimmungen über die Erfindungen Ange- 
stellter enthält das amerikanische Gesetz 
nur insofern, als es vorsieht, daß staat- 
liche Beamte ein Patent unentgeltlich er- 
halten, wenn sie es der Regierung zur 
Benutzung freigeben. (Art. 4886.) Nach 
den geltenden Grundsätzen gehört dem 
Unternehmer die Erfindung des Ange- 
stellten nur dann, wenn dieser zu dem 
ausdrücklichen Zweck in Dienst genom- 
men war, bestimmte Erfindungen zu 
machen, in allen anderen Fällen hat der 
Unternehmer Anspruch auf eine unent- 
geltliche Lizenz ; abgesehen hiervon steht 
den Dienstnehmenden das unbeschränkte 
Verfügungsrecht an ihren Erfindungen zu. 
Das französische Patentgesetz, welches 
wie das englische und amerikanische auf 
eine langjährige Entwicklung zurück- 
blickt, gibt den Anspruch auf ein Patent 
gleichfalls dem Urheber der Erfindung. 
Die Erfindung gehört, falls nicht durch 
Vertrag anderes bestimmt ist, dem 
Unternehmer nur dann, wenn der Ange- 
stellte sie bei Arbeiten gemacht hat, die 
er unter Leitung oder nach Anordnung 
des Dienstherrn auszeführt hat. 
Besondere Beachtung verdiegg,.das, im 
Jahre 1897 erlassene österreichische Pa- 
tentgesetz, weil es in allen wesentlichen 
Punkten dem deutschen Patentgesetz 
nachgebildet ist, bis auf die Regelung, 
welche es der vorliegenden Frage ange- 
deihen läßt. Berechtigt zur Entnahme 
eines Patentes auf Grund dieses Gesetzes 
ist der Urheber einer Erfindung oder 
dessen Rechtsnachfolger ; bis zum Be- 
weise des Gegenteils wird der Anmelder 
als der Urheber oder dessen Rechtsnach- 
folger vermutet. Hier ist also eine Lö- 
sung angestrebt, die Schwierigkeit der 
Nachforschung nach der Urheberschaft 
zu umgehen, ohne die berechtigten Inter- 
essen der Erfinder zu beeinträchtigen; 
denn zweifellos wird der Erfinder in 


manchen Fällen ein Interesse daran 
haben, mit seinem Namen nicht hervor- 
zutreten, beispielsweise um nicht die 
Aufmerksamkeit der Konkurrenz auf 
seine Erfindung zu lenken und dergl. 
mehr. Bemerkenswert ist das öster- 
reichische Ges:<tz ferner deswegen, weil 
es zu der Rechtsfrage der Angestellten- 
erfindung ausdrücklich Stellung nimmt. 
8 5a. a. O. bestimmt: „Arbeiter, Ange- 
stellte, Staatsbedienstete gelten als Ur- 
heber der von ihnen im. Dienste ge- 
machten Erfindungen, wenn nicht durch 
Vertrag oder Dienstvorschrift anderes 
bestimmt ist. Vertrags- oder Dienstbe- 
stimmungen, durch welche einem in einem 
Gewerbsunternehmen Angestellten oder 
Bedientesten der angemessene Nutzen aus 
den von ihnen im Dienste gemachten Er- 
findungen entzogen werden soll, haben 
keine rechtliche Wirkung.“ Die mit 
diesen Bestimmungen in Oesterreich ge- 
machten Erfahrungen werden als Unter- 
lagen für die Neuregelung unseres Ge- 
setzes wertvoll sein. 

Das ungarische Patentgesetz, welches 


` wie das österreichische dem Erfinder oder 


dessen Rechtsnachfolger die Berechti- 
gung auf ein Patent gibt, enthält Bestim- 
mungen über die Erfindungen der Ange- 
stellten dahin, daß dem Privat- oder 
Staatsangestellten im Falle des Ein- 
spruchs des Anstellenden das Patent auf 
Erfindungen zu verweigern ist, welche in 
den Kreis derjenigen Erfindungen fallen, 
die zu erfinden er auf Grund seines 
Dienstvertrages verpflichtet ist. 
Erwähnenswert ist auch das neue ja- 
panische Patentgesetz vom Jahre 1909, 
und zwar aus dem Grunde, weil ihm das 
deutsche Patentgesetz in fast allen 
wesentlichen Bestimmungen als Muster 
gedient hat und ledizlich die vorliegende 
Frage abweichend geregelt ist. Nach 
diesem Gesetz ist zur Bewerbung um ein 
Patent der erste Erfinder berechtigt; 
dienstliche Erfindungen gehören dem Ar- 
beitgeber, Bestimmungen, daß Erfindun- 
gen aus nicht zum Arbeitsgebiet gehöri- 
gen Gebieten oder noch nicht gemachte 


Unsere Technischen Hochschulen 


Erfindungen dem Arbeitgeber gehören 
sollen, sind ungültig. 

Die Patentgesetze der drei skandina- 
vischen Staaten, der Schweiz und Italiens 
entscheiden die Frage gleichfalls zu- 
gunsten des Erfinders, da sie den An- 
spruch auf ein Patent dem Erfinder oder 
dessen Rechtsnachfolger zuerkennen. 

Eine Regelung analog den deutschen 
Verhältnissen hat die Materie nur im 
Patentgesetz Rußlands gefunden. 

Die Divergenz in den deutschen und 
‚ausländischen Erteilungsgrundsätzen hat 
nicht nur eine interne soziale und wirt- 
schaftliche Bedeutung, sondern gewinnt 
eine über dieses Gebiet hinausgehende 
Bedeutung im Hinblick auf die tangie- 
renden Bestimmungen des Unionsver- 
trages. 

Der Arbeitgeber kann zwar in den- 
jenigen Staaten, welche grundsätzlich 
auch dem Rechtsnachfolger des Erfinders 
ein Patent erteilen, auf die Erfindung 


eines Angestellten ein Patent für sich 


erwerben, hingegen in England ein sol- 
ches nur unter Anrufung des Unions- 
vertrages, also nur innerhalb der ein- 
jährigen Prioritätsfrist, und in den Ver- 
einigten Staaten überhaupt nicht, selbst 
nicht mit Bezugnahme auf den Unions- 
vertrag. Wegen der regen patenttech- 
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nischen Wechselbeziehungen, die gerade 
zwischen den beiden letztgenannten Län- 
dern und der heimischen Industrie be- 
stehen, wird der Unternehmer folglich 
in vielen Fällen genötigt sein, über den 
wirklichen Urheber einer sog. „Etablisse- 
mentserfindung‘‘ Aufklärung zu schaffen, 
wenn er nicht auf die Entnahme eines 
Patentes in jenen Ländern verzichten. 
bezw. sich an die Prioritätsfrist binden 
will. 


Andererseits wird es dem Angestell- 
ten, falls in Deutschland das Patent auf 
den Namen des Unternehmers ange- 
meldet ist, unmöglich gemacht, für sich 
im Auslande Patente unter Inanspruch- 
nahme der Vergünstigungen des Unions- 
vertrages zu erwerben, denn dieser be- 
stimmt, daß nur der Inhaber des erst- 
malig in einem Unionsstaate angemelde- 
ten Patentes oder dessen Rechtsnach- 
folger Prioritätsrechte geltend machen 
kann. E 


Der deutsche Gesetzgeber wird hier- 
nach ernstlich zu erwägen haben, ob er 
bei der Reform des Patentgesetzes nicht 
mit der jetzigen Rechtsordnung völlig 
brechen will. Es mehren sich die Stim- 
men aus den Kreisen der Beteiligten, 
welche eine Aenderung im gekennzeich- 
neten Sinne fordern. | 


UNSERE TECHNISCHEN HOCHSCHULEN. 


Während wohl jeder von uns auf der Schule 
im Geographieunterricht die Namen der deut- 
schen Universitäten gelernt hat, und von jedem 
„Gebildeten‘‘ die Kenntnis der Fakultäten der 
Universität verlangt wird, ist die jüngere 
Schwester der Universi ät, die Technische Hoch- 
schule, in weiten Kreisen noch wenig bekannt, 
ja, wir Diplomingenieure, die wir aus Gründen, 
die hier nicht untersucht werden sollen, meist 
nur an einer Hochschule studieren, wissen von 
den anderen nur wenig. 

Technische Hochschulen im Deutschen Reich 
sind: Aachen, Berlin, Braunschweig, Dan- 
zig, Darmstadt, Dresden, Hannover, 


Karlsruhe, München, Stuttgart; hierzu 
kommt vom Herbst d. J. ab Breslau. 


Rektor und Senat: 


An der Spitze der Hochschule steht der Rektor 
und der Senat; der Senat wird aus dem Rektor, 
dem Prorektor und den Vorsitzenden der Abtei- 
lungen gebildet und durch weitere Professoren 
— Senatoren — (Dresden, Karlsruhe je einen, 
Aachen, Hannover drei, Berlin und Danzig je 
sechs) verstärkt. 

Außer diesem (kleinen) Senat kennt Darm- 
stadt unter der Bezeichnung großer Senat 
(32 Mitglieder), Karlsruhe als großer Rat 
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(sämtl. ord. Professoren und besonders be- 
rufene Dozenten), München als Gesamtkollegium 
und Stuttgart als Senat (30 Mitglieder), die 
kleinere Zahl heißt Senatsausschuß, größere Ver- 
waltungskörper der Hochschulen. 


Abteilungen: 


Die Hochschulen gliedern sich in Abteilungen, 


die den Fakultäten der Universitäten ent- 


sprechen; die Einteilung ist jedoch nicht über-- 


all gleich. 


Alle Hochschulen besitzen Abteilungen für 
Architektur, Bauingenieurwesen, Ma- 
schineningenieurwesen, Chemie und all- 
gemeine Wissenschaften. Außerdem sind 
Abteilungen für Schiffbau und Schiffsma- 
schinenbau in Berlin und Danzig, für Hütten- 
kunde in Aachen, Berlin, Stuttgart (vereinigt 
mit Chemie in einer Abteilung), für Bergbau 
in Aachen (vereinigt mit Chemie und Hütten- 
kunde), für Forstwesen in Karlsruhe, für 
Pharmazie in Braunschweig (bes. Abteilung), 
Darmstadt und Stuttgart (vereinigt mit Chemie), 
für Landwirtschaft in München vorhanden. 
Für Mathematik und Naturwissenschaften be- 
steht in Stuttgart eine besondere Abteilung. 


Die Elektrotechnik ist meist der Abtei- 
lung für Maschineningenieurwesen eingegliedert; 
in Darmstadt und Karlsruhe bestehen besondere 
Abteilungen, in Hannover ist sie mit der Chemie 
in der Abteilung für chemisch-technische und 
elektrotechnische Wissenschaften vereinigt. 


Braunschweig führt im Namen der Abtei- 
lung Textilindustrie beim Maschinenbau, und 
Aachen und Darmstadt Elektrochemie bei der 
Chemie besonders an. 


Erwähnt sei noch, daß der Technischen Hoch- 
schule Aachen eine Handelshochschule ange- 
gliedert war, die jedoch kürzlich aufgehoben 
wurde. | 


Dresdens allgemeine Abteilung für die mathe- 
matisch-naturwissenschaftlichen Fächer und die 
allgemein bildenden Wissenschaften dient ferner 
für die Ausbildung der Kandidaten des höheren 
= Lehramts für technische Wissenschaften, Mathe- 
matik und Physik. 

Münchens allgemeine Abteilung bietet voll- 
ständige wissenschaftliche Ausbildung für Lehr- 
amtskandidaten der Mathematik und Physik, der 
Chemie und Naturgeschichte, der sogenannten 
Realien (Geschichte, Geographie und deutsche 
Sprache), des Zeichnens und Modellierens und 
für Kandidaten des landwirtschaftlichen Lehr- 
amtes, ferner für Kandidaten des höheren Zoll- 
und Steuerdienstes. 

Auch andere Hochschulen, insbesondere Stutt- 
gart, bieten Ausbildung für Kandidaten des 
realistischen Lehramts in mathematisch-natur- 


Unsere Technischen Hochschulen 


wissenschaftlicher und sprachlich-geschichtlicher 
Richtung. 

Daß an Technischen Hochschulen Forst- 
wesen, Pharmazie, Landwirtschaft studiert und 


die Vorbereitung zum höheren Lehramt absol- 


viert werden kann, ist ein Zeichen, daß sich 
die verschiedenen Hochschulen und die Universi- 
täten, sofern sie gleiche Vorbedingungen an 
die Studierenden stellen, nicht so unbedingt un- 
vereinbar gegenüberstehen. 


Studierende: 


Vorbedingung zur Aufnahme als Studieren- 
der einer deutschen Technischen Hochschule ist 
das Reifezeugnis einer der drei deutschen Mittel- 
schulen, jedoch läßt Darmstadt bis auf wei- 
teres als Studierende Immature (mit Prima- 
reife) und Absolventen von Baugewerksschulen 
(mit Einjährig-Freiwilligenzeugnis) zu, Karls- 
ruhe verlangt von solchen Immaturen den 
Nachweis, daß sie in der Mathematik das Ziel 
eines humanistischen Gymnasiums erreicht 
haben. | | 

Stuttgart nimmt als außerordentliche 
Studierende Personen auf, die im Besitz des 
Einjährig-Freiwilligenzeugnisses sind; zum Stu- 
dium des Maschineningenieurwesens einschl. der 
Elektrotechnik ist außerdem der Nachweis einer 
längeren, erfolgreichen praktischen Tätigkeit er- 
forderlich. 


Akademische Grade und Prüfungen: 


Die Technischen Hochschulen erteilen den 
akademischen Grad „Diplom-Ingenieur“ und 
„Doktor-Ingenieur‘, München den „Doktor der 
technischen Wissenschaften‘‘ und außerdem den 
akademischen Grad ‚„Diplom-Landwirt‘“. 

Diese Grade werden auf Grund akademischer 
Prüfungen nur an Studierende erteilt, die 
im Besitz eines Reifezeugnisses sind. Eine 
Statistik der Diplom-Ingenieure aller deutschen 
Hochschulen wird demnächst veröffentlicht. 

In Stuttgart gibt es Diplomprüfungen der Ab- 
teilung für Mathematik und Naturwissenschaf- 


ten und der Abteilung für allgemein bildende 


Fächer; durch diese Prüfungen wird jedoch ein 
akademischer Grad nicht erworben, diese Prü- 
fungen werden nur sehr selten abgelcgt. 

In Karlsruhe erhalten die Studierenden des 
Forstfaches auf Grund der Diplomprüfung den 
Grad Diplom-Ingenieur (bisher 3). Die Erwer- 
bung des Dr.-Ing.-Titels ist jedoch in dieser 
Abteilung nicht möglich. 

In Darmstadt bestehen außer den Diplom- 
prüfungen (für die immaturen Studierenden) 
Fachprüfungen, in Karlsruhe Fachprüfungen und 
Schlußprüfungen. 

Wie viele Studierende diese Prüfungen ab- 
legen, wird in den Hochschulberichten nicht 
gesagt. 


Bericht des Vorstands 


E Berichte: 


Während sich die Mehrzahl der Hochschulen 
darauf beschränkt, kurze Chroniken des ver- 
gangenen Studienjahres dem Programm für das 


BERICHT DES VORSTANDS. 
Neue Förderer und Mitglieder. 


Als Mitglieder wurden aufgenommen die 
Herren Diplom-Ingenieur: 


Bartek, Otto, Chemiker, Menden (Bez. Arns- 
berg), Hochstr. 2. 

Baumgarten, Friedrich, Ingenieur der Felten 
& Guilleaume Lahmeyer-Werke, Frankfurt a. 
M., Gartenstr. 133, II. 

Best, Heinrich, Ratsingenieur, 
Blücherstr. 45. 

Birk, Carl, Aachen-B., Capellenstr. 24. 
Bloch, Bruno, Patentanwalt, Berlin SW. 48, 
Wilhelmstr. 145. á 
Bode, Fritz, Ingenieur der Baudeputation für 
Strom- und Hafenbau, Hamburg 9., Stillhorner 

Damm 8, 1. 

Brune, Arnold, Assistent an der Kgl. Techn. 
Hochschule, Aachen, Stephanstr. 41. 

Buchler, Ludwig, Oberingenieur, München, 
Sophienstr. 1, Il. l 

Büchner, Kurt, Ingenieur der Kais. Werft, Dan- 
zig, Stadtgraben 17. 

Burkheiser, Karl, Direktor der Burkheiser & 
Co., G. m. b. H., Hamburg, Obenborgfelde 3. 

Buscher, Emil, Assistent an der. Kgl. Techn. 
Hochschule, Aachen, Karlsgraben 35. 

Büttner, Eduard, Bayreuth, Nibelungenstr. 20. 

Cantieny, Georg, Hamburg, Grindeltal 12, 1. 

Dischinger, Albert, Ingenieur der Rheini- 
schen Betonbau-Gesellschaft, Mainz, Goethe- 
«straße 6, I. | 

"Drubba, Otto, ordentlicher Lehrer der staat- 
lichen Baugewerkschule, Hamburg 21., Over- 
beckstr. 1, 1. 1. 

Eberle, Emil, 
straße 41, 1. 

Ehlers, Hermann, Dr.-Ing, Baumeister der 
Baudeputation in Hamburg, Langenfelde (Bez. 
Hamburg), Kieler Str. 9. 

Endris, Josef, Ingenieur am städt. Tiefbauamt, 
Hagen i. W., Zietenstraße 8. 

Enke, Fritz, Betriebsingenieur, Lipine, Kron- 
prinzenstr. 3. 

Flamme, Otto, Ingenieur der Hann. Masch.- 
Bau-A.-G., Hannover-Linden, Wittekindpl. 2, I. 

Floerke, Ernst, Ingenieur der Deutschen Con- 
tinentale Gasgesellschaft, Dessau, Agnes- 
straße 26, H. 


Plauen i. V., 


Assistent, Darmstadt, Alice- 
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folgende Jahr anzuhängen, geben Dresden, Mün- 
chen und Stuttgart besondere ausführlichere 
Jahresberichte heraus. Tj. 


Francken, Ferdinand, Regierungsbaumeister a. 
D., techn. Leiter der Eisenbetonunternehmung 
'Jerschke, Breslau, Moltkestr. 9, L . 

Franken, Willy, i. Fa.: F. A. Neumann, Esch- 
weiler, Uferstr. 1. | ne 

Free, Joseph, Konstrukteur, Hannover, Calen- 
berger Str. 16, H. 

Fressel, Hugo, Betriebsassistent des Georgs- 
Marienbergwerks und Hütten-Vereins, Georgs- 
marienhütte bei Osnabrück, Bahnhofstr. 2. 

Garweg, Arthur, Ingenieur im Konstruktions- 
bureau der Fa. Blohm & Voss, Hamburg, Bis- 
marckstr. 68. 

Gehlen, Karl, Assistent an der Kgl. Techn. 
Hochschule, Aachen, Mauerstr. 56. 

Ginkel, Franz, Gleiwitz, Kronprinzenstr. 19a, H. 
Graef, Emil, Ingenieur der Siemens-Schuckert- 
Werke, Charlottenburg, Guerickestr. 35, I. 
Granzin, Walter, Baumeister der Baudepu- 
tation in Hamburg, Bergedorf, Ernst Man- 

tiustr. 15. 

Grohmann, Alfred, Hamburg, Bundesstr. 40. 

Groth, Erich, Aachen, Reumontstr. 44, 1. 

Hanser, Carl, Ingenieur der Bad. Anilin- und 
Sodafabrik Ludwigshafen, Mannheim, Park- 
ring 2a. 


 Hensolt, Johannes, Ingenieur der Fa. Blohm - 


& Voss, Hamburg 5, Schmiliuskystraße 19, Il.r. 


Hentschel, Edwin, projekt. Ingenieur, Berlin 


SW. 61, Teltower Str. 15, 1. 
Herzner, Kurt, Zivilingenieur, 
Bahnhofstr. 59. 
Hoffmann, Peter, Völklingen-Saar, Wilhelm- 
straße 47. 
Höniger, Walter, ‚Charlottenburg, Wieland- 
straße 41. 
Jöhrens, Georg, Bauingenieur bei der Kgl. 


Plauen i. V., 


Eisenbahndirektion, Königsberg i. Pr., Hol- 
länderbaumstr. 10c. 
.Kalbfus, Heinrich, Stadtbaumeister, Altona- 


Elbe, Palmaille 130. 

Kämmerer, Ludwig, Ingenieur für Eisenhoch- 
und Brückenbau, Hannover, Nelkenstr. 28, 1. 
Kaps, Paul, Ingenieur des Schles. Vereins zur 
Ueberwachung von Dampfkesseln, Breslau 2, 

Lehmgrubenstraße 65, II. | 
Klopfer, Leo, Konstruktionsingenieur, Cöln, 
von Werthstr. 32. 
Kopff, Edmund, Zivilingenieur, 
Mührenhaus. 


Hamburg 8, 
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Krauss, Friedrich, Regierungsbaumeister, i.Fa.: 
Heinrich Scheven, Düsseldorf, Grunerstr. 43. 

Kruckenberg, Franz, Konstruktionsingenieur 
beim Bau des Schütteschen Luftschiffes, Mann- 
heim, Stefanienpromenade 19, pt. 

Lauf, Joseph, Abnahmebeamter beim Kgl. 
Eisenbahn-Zentralamt Berlin, Kattowitz O./S., 
Bernhardstr. 1. 

Lawaczeck, Franz, Dr.-Ing., Reher b. Hameln. 

Lindemann, Wilbelm, Prokurist der Fa. Wei- 


rich & Reinken, Hamburg, Sechsschillings- 
pforte 6. | 
Loerbroks, Hermann, Regierungsbauführer, 


Fredeburg i. Westf. 

Löw, Freiherr von, Ludwig, Wiesbaden, Marta- 
straße 4. 

Ludorff, Ludwig, Ingenieurbureau für Elektro- 
technik und Maschinenbau, Hamburg, 5, Lü- 
becker Tor 20. 

May, Richard, Assistent des Geh. Reg. Prof. 
Dr. Bredt, Aachen, Stefanstr. 28.. 

Meyer, Adolf, Konstrukteur, Essen-Ruhr, Vik- 
toriastr. 29. 

Meynen, Johannes, Ingenieur des Westdeut- 
schen Eisenwerks, Kray bei Essen, Friedrich- 
straße 2. 

Müller, Paul, Oberlehrer an der Kgl. Ma- 
schinenbauschule, Aachen, Habsburger Allee 4. 

Müller, Peter, Aachen, Marschiertorplatz 7. 

Müller, Rudolf, Betriebsassistent der Elektro- 


stahlanlage der Röchlingschen Eisen- und 
Stahlwerke, Völklingen-Saar. 

Neubert, Paul, Betriebsingenieur des Gas- 
werks Hamburg 22, Hamburg 39, Langen- 
kamp 3, H. i 

Neumeister, Paul, Dr. phil., Oberlehrer der 
staatlichen Baugewerkschule, Hamburg 23, 


Ritterstr. 82. 

Niedlich, Walter, Mitinhaber der Fa. A. Nied- 
lich & Co., Breslau 3, Siebenhufener Str. 67. 

Nostitz von und Jänkendorf Drzewiecki, Her- 
mann Kaspar, Hochofeningenieur, Bruck- 
hausen-Rhein, Kasino. 

Pfefferkorn, Friedrich, Konstruktionsingenieur 
und ständiger Assistent beim Lehrstuhl für 
Baukonstruktion und Brückenbau an der Kgl. 


Techn. Hochschule, Berlin W. 15, Uhland- 
straße 162. 

Pfeiffer, Robert, Diez a./Lahn, Luisenstr. 10. 

Pfluegl, Jakob, Bauingenieur bei der Kgl. 
Eisenbahn-Direktion, Königsberg i./Pr., Bor- 
chertstr. 34, Lr. 

Pischon, Walter, Hamburg, St. Georgskirch- 
hof 3, II. 

Probst, Martin, Ingenieur der Fa. Blohm & 
Voss, Hamburg, Eckernförder Str. 89, Il. 
Quadfasel, Max, Berlin W. 30, Neue Winter- 

feldstr. 18. 


Betriebsassistent, Berlin N. 


110, H, 1. 


Remmler, Franz, 
31, Brunnenstr. 


Bericht des Vorstands 


Roehrig, Hellmuth, Grevenbroich/Rhl., 
Straße 41. 
Röyne, Olaf, 
Direktion, 

gasse 5, 1. 

Schachian, Siegfried, Ingenieur der Fa. A. 
Wertheim, G. m. b. H., Berlin N. 4, Chaussee- 
straße 32, II. nn 

Schaders, A., Ingenieur der Baudeputation in 
Hamburg, Großflottbeck-Hamburg, Claudius- 
straße 21. 

Schaefer, Carl, Brebach a./Saar, Saargemün- 
der Straße 29/31. 

Scharfenberg, Otto, Charlottenburg, 
straße 44/45. 

Schätzler, Joh. Th., Baumeister der Bau- 
deputation, Hamburg, Hegestieg 14, IH. 

Schemensky, Hans, Ingenieur der Farben- 
fabriken vorm. Fr. Bayer & Co. Leverkusen, 
Mülheim/Rhein, Freiheitstraße 20. 

Schmale, Carl, Ingenieur der Elektrizitäts- 
und Wasserwerke der Stadt Aachen, Vor- 
steher der Betriebsinspektion, Aachen: Burt- 
scheider Straße 9, 1. 

Scholler, Karl, Ingenieur der Patent- und 
Propaganda-Abteilung der Hann. Masch.-Bau- 
A.-G., Hannover-Linden, Jakobstr. 9, pt. 

Schrader, Wilhelm, Direktor des Elektrizitäts- 
werkes Ueberlandzentrale Börde-Magdeburg, 
Magdeburg, Olvenstedter Straße 62. 

Schräpler, Curt, Ressortchef der Fa. Friedr. 
Krupp, A.-G., Essen-Ruhr, Lessingstr. 16. 

Schreiner, Karl, Assistent an der Kgl. Techn. 
Hochschule, München, Augustenstr. 24, 1. 

Schröder, Herbert, Ingenieur der Baudepu- 
tation, Sektion für Strom- und Hafenbau, 
Hamburg 23, Ritterstr. 33. 

Schuchard, Karl, Betriebsführer, 


Kölner 


Eisenbahn- 
Neue Damm- 


Ingenieur der Kgl. 
Königsberg i./Pr., 


Kant- 


Beuthen O.- 


Schl., Königshütter Chaussee 2, N. r 
Schultheis, Ludwig, Vertreter der Fa. Carl 
Flohr Berlin, Frankfurt a./Main, Forsthaus- 
straße 89. - 
Schwarzer, Alfred, Berlin W. 30, Landshuter, 
Straße 8. 


Sprekelsen, Carl, Architekt, Hamburg; Eppen- 
dorfer Weg 253, l. 

Stier, Friedrich, Kleinflottbeck, Grotkamp 1. 

Stoltz, Heinrich, Hamburg, Baubureau Gas- 
werk-Grasbrook. 

Thier, Rudolf, Professor an der Kgl. Bau- 
gewerkschule, Aachen, Monheimsallee 31. 
Thierry, Julius, Schiffbauingenieur der Fa. 
Blohm & Voss, Hamburg, Schlüterstraße 54a. 


Thomas, Felix, Aachen, Rochusstr. 15, I. 

Trauth, August, Regierungsbaumeister, Wies- 
baden, städt. Straßenbauamt. 

Treeck, Emil, Vorstand der städt. Kanalneu- 
bauabteilung, Gelsenkirchen, Königgrätzer 
Straße 35. 


Bericht des Vorstands 


Tuckermann, Ernst, Dr.-Ing., Oberlehrer am 
staatl. Technikum, Hamburg 26, Claudius- 
straße 17. 

Vogelsang, Ernst, Ingenieur der Fa. Amme, 
Giesecke & Konnegen A.-G., Braunschweig, 
Höhetorwall 12, 1. 

Voit, August, Architekt und Regierungsbau- 
meister, München, Elvirastraße 13, I. 

Walensky, Benno, Charlottenburg, Knesebeck- 
straße 92. 

Weber, Adolf, Ingenieur beim städt. Tiefbau- 
amt, Elberfeld, Cölner Str. 11a. 


Wefelscheid, Paul, Hochofenassistent, Dieden- 
hofen, Hüttenstr. 7. 

Wengeler, Fritz, Duisburg a./Rh., Akazien- 
hof 11. 


Wilhelm, Ernst, Ingenieur des Schles. Vereins 
zur Ueberwachung von Dampfkesseln, Breslau, 
Neudorfstr. 37. 

Winkler, Heinrich, DetiieDsingenieur, Völklin- 
gen-Saar, Hofstadtstr. 3. 

Wohlleben, Gustav, Ingenieur der Farben- 
fabriken vorm. Fr. Bayer & Co. Leverkusen, 
Mülheim-Rhein, Deutzer Straße 150. 

Zapf, Franz, Konstruktionsingenieur beim Bau 
des Schütteschen Luftschiffes, Mannheim, 
Stefanienpromenade 19. 


In die Liste unserer Förderer wurden einge- 
tragen die Herren: 


Dipl.-Ing. L. Bucherer, Oberingenieur, Klein- 
Rosseln (Lothr.). 

Geh. Kommerzienrat Dr.-Ing. h. c. Carl Delius, 
Präsident der Handelskammer Aachen, Aachen, 
Boxgraben 17. 

Adam Henninger, i. Fa. A. ERNINIER. & Co., 
Darmstadt, Kahlerstr. 4. 


Regierungsbaumeister Georg Max Krridg 
Zivilingenieur, Leipzig, Hospitalstraße 28. 
Professor Paul Langer, Aachen, Lütticher 


Straße 244. 

© Dipl.-Ing. Camillo Resek, Hamburg, 
Wilhelmstr. 80. 

Dipl.-Ing. Hans Rudolf Richter, Assistent an 
der Kgl. Techn. Hochschule, Hannover, Gose- 
riede 4, I. 
Ferner: 

Akademischer 
Rheinstr. 22. 

Corps Ostfalia, Hannover, 
schule. 

Polytechniker-Gesang-Verein, 
nische Hochschule. 

Turnerschaft Tuisko, Hannover, Gustav Adolf- 
straße 19, 1. 


Kaiser 


Chor Darmstadt, Darmstadt, 


Technische Hoch- 


Hannover, Tech- 


Verantwortlicher Schriftleiter: 
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Verein Deutscher Studenten zu Clausthal im 
-Harz, Bergakademie. 
Verein Deutscher Studenten an der Kgl. Techn. 
Hochschule Hannover. 
Der Vorstand. 


Aus den Bezirksvereinen. 


Bezirksverein Berlin. Am 12. d. M. hielt: 
Herr Prof. Dr. Herkner einen Vortrag: „Be- 
rufs-, Standes- und Klasseninteressen, sowie die 
Organisationen zu ihrer Vertretung‘. Der Vor- 
trag wird demnächst in der Zeitschrift wieder- 
gegeben werden. 


Bezirksverein Breslau. Der schlesische Be- 
zirksverein, mit dem Sitz in Breslau, ist am 
14. März gegründet worden. Die Vorstands- 
wahlen hatten folgendes Ergebnis: Vorsitzender 
Prof. Dr.-Ing. Hilpert, Stellvertreter Dipl.-Ing. 
Weber, Kassenführer Dipl.-Ing. Erlenkämper, 
Stellvertreter Dipl.-Ing. Grosche, Schriftführer 
Kalisch, Stellvertreter Dipl.-Ing. Osann, Beisitzer 
Dipl.-Ing. Ammann. Die ordentlichen Mit- 
gliederversammlungen finden am ersten Montag 
jeden Monats im Restaurant Paschke, Taschen- 
straße 21, statt. Treffpunkt an jedem zweiten 
und vierten Sonnabend im Spatenbräu am 
Tauenzienplatz. 


Bezirksverein Halle. Die Gründung eines Be- 
zirksvereins ist in Vorbereitung. Mitteilungen - 
durch Herrn Dipl.-Ing. Schramme, Architekt in 
Halle a. S., Ludwig Wuchererstr. 31, IH. 


Aus der Geschäftsstelle. 


Wir nehmen Veranlassung, unsere Mitglieder 
vor einem Betrüger zu warnen, der in Berlin 
den Angehörigen bzw. Hauswirten von Diplom- 
Ingenieuren in deren Abwesenheit angibt, er 
sei vom Verbande Deutscher Diplom-Ingenieure 
beauftragt, den Mitgliedsbeitrag in Höhe von 
13 Mark zu erheben. Der Betreffende zeigt 
zur Bestätigung ein gedrucktes Quittungsfor- 
mular sowie eine gefälschte schriftliche An- 
weisung des Diplom-Ingenieurs vor, in seiner 
Abwesenheit den Betrag zu bezahlen. 

Unsere Beiträge werden nur durch Einsen- 


dung an unsere Bank bzw. durch Postscheck. 
bezahlt. 


Wilh. Franz, Charlottenburg, Kantstraße 10. 
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BERUFS-, STANDES- UND KLASSENINTERESSEN SOWIE 
DIE ORGANISATIONEN ZU DEREN VERTRETUNG.) 
Von Prof. Dr. H. Herkner. 


I. 


Am 2. November 1810 wurde in 
Preußen der Zunftzwang aufgehoben. 
Wie in Frankreich, sollte auch hier künf- 
tig der wirtschaftliche Prozeß aus- 
schließlich auf der isolierten Aktion frei 
konkurrierender Individuen beruhen. Es 
scheint nicht die Absicht zu bestehen, 
diesen doch immerhin wichtigen Ge- 
denktag irgendwie feierlich zu begehen. 
Der Grundsatz freier Konkurrenz hat 
heute allen Kredit eingebüßt. Auf- 
hebung der Konkurrenz, oder wie man 
oft euphemistisch erklärt, „Konkurrenz- 
regelung‘, durch Verbände aller Art, 
Kartelle, Syndikate, Interessengemein- 
schaften, Gewerkschaften, „fakultative 
Zwangsinnungen“ u. dgl., das ist es, was 
allgemein erstrebtt wird. Nachdem 


Unternehmer und Arbeiter auf diesem ` 


Gebiete vorangeschritten sind, haben 
sich neuerdings auch Beamte und Ver- 
treter freier Berufe (Aerzte, Richter, 


Oberlehrer, Ingenieure) sowie die Pri- 
vat-Angestellten auf die gleiche Bahn 
begeben?). 

Die leitenden Grundsätze für den Auf- 
bau und die Programme dieser Organi- 
sationen werden noch nicht immer in 
voller Schärfe und Klarheit entwickelt. 
Nicht selten gibt es verschiedene Ver- 
bände, die doch im wesentlichen dieselben 
Interessen fördern wollen. Es besteht 
mancherlei Streit über die beste Art des 
Vorgehens. Die einen wünschen Stan- 
despolitik, gesetzlich organisierte Kör- 
perschaften, Kammern u. dgl., die andern 
fordern freie Vereine mit gewerkschaft- 
lichen Tendenzen, sogenannte Klassen- 
politik. In diesen Auseinandersetzungen 


1) Nach einem am 12. April im Bezirksverein Berlin 
des Verbandes Deutscher Diplom -Ingenieure geral- 
tenen Vortrag. 

2) Eine gute Uebersicht über die Organisationen 
der öffentlichen Beamten, freien Berufe und Privat- 
angestellten bietet das Werk von Kulemann, Die 
Berufsvereine, Jena 1908, I. Bd. 
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wird mit den Begriffen Beruf, Berufs- 
stand, Stand und soziale Klasse gern 
Fangball gespielt. Da diese Begriffe 
aber leider durchaus nicht eindeutig sind, 
schleicht sich manche Unklarheit, man- 
ches Mißverständnis ein. Es kommt also 
vor allem darauf an, sich über die Be- 
deutung dieser Begriffe zu verständigen. 


H. 


Am klarsten ist der Begriff des Be- 
rufes. Er ist so klar, daß bei uns schon 
öfter erfolggekrönte Erhebungen statt- 
finden konnten, die uns über die Berufs- 
gliederung unseres Volkes genaue Auf- 
schlüsse geben. Im Sinne der Statistik 
verstehen wir unter Beruf diejenige ar- 
beitsteilige Funktion, auf der hauptsäch- 
lich die Lebensstellung beruht, und von 
der der Erwerb oder dessen größter 
Teil herrührt. Im Jahre 1882 kamen wir 
noch mit 6179 Berufsbenennungen aus. 


Im Jahre 1895 waren es bereits 10379.. 


Der Prozeß der gesellschaftlichen und 
technischen Arbeitsteilung, der Berufs- 
bildung, Berufsspaltung, Produktions- 
teilung, Arbeitszerlegung und Arbeits- 
verschiebung, das alles ist in unaufhalt- 
samem Vordringen begriffen und bildet 
ncbst der Vervollkommnung der Tech- 


nik die wichtigste Grundlage für die zu- 


nchmende Ergicbigkeit der Arbeit. 

So geläufig und unentbehrlich uns 
heute der Berufsbegriff erscheint, so ist 
das Wort doch erst durch Luther in den 
deutschen Sprachschatz eingeführt wor- 
den. Früher sprach man von Handwerk, 
Amt, Hantierung. Beruf ist im Sinne 
der Reformatoren diejenige Betätigung, 
zu der jemand von Gott berufen und 
bestimmt worden ist. Aus dieser Auf- 
fassung ergibt sich eine besondere Be- 
rufscthik, die im Protestantismus, vor 
allem aber im Puritanismus eine überaus 
wichtige Stellung erlangt. Die rastlose 
Tätigkeit im Berufe, die Berufstreue, 
gibt das beruhigende Bewußtsein, zu den 
Auserwählten des Herrn zu zählen. So 
gewinnt der Beruf nicht nur eine wirt- 
schaftlich-technische Bedeutung, sondern 
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enthält auch religiös - mystische Züge. 
Der Beruf wird zu einer Art abstrakten 
Herrschers über uns, .dem wir selbst mit 
Aufopferung egoistischer Zwecke zu 
dienen haben. Je mehr der Beruf in das 
verklärende Licht derartiger überirdi- 
scher Zwecke gerückt wird, desto kräf- 
tiger entwickeln sich nicht nur Berufs- 
stolz und Berufsehre, sondern auch die 
Organisationen zur Wahrnehmung be- 
rufsständischer Interessen. 


II. 


Während der Begriff des Berufes erst 
auf einer höheren wirtschaftlichen Ent- 


 wicklungsstufe mit der schärferen Aus- 


bildung der Arbeitsteilung entstehen 
kann, geht der Standesbegriff bis in 
die ältesten Zeiten zurück. Die Stände 
erscheinen als rechtlich. scharf abge- 
grenzte Gruppen, die sich oft auch in 
bezug auf Abstammung, körperliche und 
geistige Konstitution unterscheiden. Es 
gibt meist Stände von Sklaven, Gemein- 
freien, Adeligen und Priestern. Im Laufe 


„der Zeit bilden sich noch mannigfache 


Uebergangsstufen aus. Während sich im 
Süden und Westen Deutschlands die 
ständische Gliederung schon stark ab- 
geschwächt hatte, versuchte das 1794 in 
Kraft tretende Preußische Landrecht 
nochmals die Trennung der Stände zu 


befestigen. Es erklärt: „Personen, 
welchen vermöge ihrer Geburt, Be- 
stimmung oder Hauptbeschäftigung 


gleiche Rechte in der bürgerlichen Ge- 
sellschaft beigelegt sind, machen zu- 
sammen einen Stand des Staates aus.“ 
Besondere Titel handeln vom Bauern- 
stand, Bürgerstand und von den Rechten 
und Pflichten des Adels. Dieser gilt als 
der erste Stand mit der vorzüglichen Be- 
rechtigung zu den Ehrenstellen im 
Staate. Das geschah, nachdem vier 
Jahre vorher in Frankreich der „dritte 
Stand‘ sich als Nation konstituiert hatte, 


als dort und in Nord-Amerika an die 


Stelle der Standesrechte bereits die Men- 
Schenrechte getreten waren und nur 
noch ein einheitliches, gleiches Staats- 


sowie die Organisationen zu deren Vertretung 


bürgertum anerkannt wurde. Der Tag 
von Jena zwang Preußen mit der Stein- 
Hardenbergischen Gesetzgebung ähn- 
liche Reformen zu verwirklichen. So 
besteht heute als streng abgeschlossener 
Geburtsstand nur noch der „hohe Adel“, 
während der übrige Adel in bezug auf 
die staatsbürgerliche Stellung rechtlich 
keine wesentlichen Praerogativen mehr 
besitzt. Wenn heute von Stand die Rede 
ist, denkt man deshalb kaum mehr an 
Geburtsstände, sondern vor allem an 
'Berufsstände. So scheinen die Begriffe 
Stand und Beruf ineinander überzu- 
fließen. Beide Begriffe decken sich aber 
doch nicht vollständig. Es wird niemand 
behaupten wollen, wir hätten ent- 
sprechend den 10379 Berufsbezeichnun- 
gen der deutschen Berufsstatistik von 
1895 ebenso viele Stände. Der Sprach- 
gebrauch nimmt im allgemeinen nur dort 
einen besonderen Berufsstand an, wo 
äußere rechtliche Merkmale vorliegen, 
oder wo es sich um Bevölkerungs- 
gruppen handelt, 
einen bestimmten Stand 
(Bauernstand, Bürgerstand). 

Da äußere rechtliche Merkmale zu- 
folge des Berechtigungs- und Prüfungs- 
wesens bei den Vertretern des Beamten- 
tums und der freien Berufe größere Be- 
deutung besitzen, so wird hier der 
Standesbegriff wohl mit besonderer 
Vorliebe angewendet: Offizierstand, 
Aerztestand, Richterstand, Priesterstand, 
Anwaltstand. Das sind durchaus üb- 
liche Wendungen. | 

Es ist die Frage aufgeworfen worden, 
ob es auch einen Ingenieurstand gebe. 
Man hat mit Recht betont, daß die be- 
rufliche Tätigkeit und Stellung der In- 
genieure zu große Verschiedenheiten 
aufweise, um einen klaren Standesbe- 
griff formulieren zu können. Dagegen 
kann nicht bezweifelt werden, daß es 
jetzt einen Stand der Diplom-Ingenieure 
gibt. Hier bildet eben die mit dem 
Diplom-Examen abgeschlossene Hoch- 
schulbildung das Merkmal. Schwierig- 
keiten ergeben sich nur insofern, als 


bildeten 


die in früherer Zeit 
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dieses Merkmal in seiner gegenwärtigen 
Bedeutung noch verhältnismäßig jungen 


Datums ist und daher auf die ältere 


Generation nicht ohne weiteres ange- 
wendet werden kann. 

Da der Standesbegriff' auf frühere 
Ordnungen der Gesellschaft zurückweist, 
wirkt die Betonung desselben leicht il- 
liberal, reaktionär. Man denkt sofort 
auch an Standesdünkel und Standesvor- 
ürteile. Er schließt das Streben nach einer 
Absonderung ein, das natürlich von den- 
jenigen, gegen die sich die Absonderung 
richtet, nicht freundlich beurteilt wird. 


IV. . 


Im Gegensatze zu diesem altfränki- 
schen Bukett des Standesbegriffes weht 
im Klassenbegriff ein durchaus mo- 
derner, fast revolutionärer Luftzug. Hier 
handelt es sich um rein faktische Un- 
terschiede der wirtschaftlichen Stellung, 
besonders des Besitzes. Der Klassen- 
begriff bildet den Angelpunkt der sozial- 
demokratischen Lehre: Klassenkämpfe 
bilden den Hauptinhalt der Weltge- 
schichte. Die Abschaffung der Klassen- 
unterschiede ist das oberste Ziel des 
Sozialismus. Bis dahin ist nur Klassen- 
politik, Klassenbewußtsein, Klassenmoral 
usw. möglich. Schon jetzt gibt es, 
so wird uns versichert, eigentlich 
nur noch zwei große soziale Klassen: 
auf der einen Seite die Besitzer 
von ländlichem und städtischem Grund- 
eigentum, von mobilem und im- 
mobilem Kapital, auf der andern die 
Vertreter der Arbeit, der körperlichen 
wie der geistigen. Die Entwicklung zu 
Riesenbetrieben proletarisiert auch die 
Intelligenz, ganz besonders die tech- 
nische Intelligenz. 

Während die Scheidung zwischen Be- 
ruf und Stand nicht immer befriedigend 
durchgeführt werden kann, diese Be- 
griffe vielmehr im Begriffe des Berufs- 
standes vermählt erscheinen, bietet die 
Trennung zwischen Beruf und Klasse 
keine Schwierigkeit. Wir finden in dem- 
selben Berufe die Angehörigen verschie- 


180 


dener Klassen (z. B. im landwirtschaft- 
lichen Berufe Lohnarbeiter und Grund- 
eigentümer) und in derselben Klasse 
verschiedene Berufe (z. B. in der Klasse 
der Kapitalbesitzer Textilindustrielle, 
Bankiers, Reeder usw.). 

Dagegen werden die Begriffe Stand 
und Klasse oft miteinander vermengt. 
Unser amtlicher Sprachgebrauch bevor- 
zugt ganz entschieden den Standzesbe- 
griff vor dem Klassenbegriff. 


V. 


Die Organisationen zur Wahrneh- 
mung besonderer Berufs-, Standes- oder 
Klasseninteressen können sowohl durch 
die Gesetzgebung geordnet werden als 
aus freier Vereinsbildung hervorgehen; 
sie können entweder nur Selbständige 
oder Unselbständige oder Angehörige 
beider sozialen Klassen umfangen; sie 
können endlich bald mehr der Pflege der 
Berufsinteressen, bald mehr derjenigen 
der Standes- oder der Klasseninteressen 
dienen. So ergibt sich eine große Zahl 
mannigfaltiger Gebilde. | 

Zunächst ein Wort über die gesetz- 
lich organisierten Interessen-Vertretun- 
gen. Sietreten uns inden Kammern (Han- 
dels-, Landwirtschafts-, . Handwerker-, 
Acrzte-, Anwaltskammern) entgegen. Sie 
dienen nach offizieller Lesart wesent- 
lich der Wahrung der Berufsinteressen, 
sie sollen keine Organisation sozialer 
Klassen bedeuten. Von diesem Stand- 
punkte aus ist auch die Forderung nach 
Arbeiterkammern, die eine Klassen- 
organisation wären, bekämpft worden. 
Es sollen nur Arbeitskammern, die 
beide am Arbeitsverhältnis beteiligten 
sozialen Klassen, die Arbeitgeber und 
die Arbeiter, vereinigen, eingerichtet 
werden! 

Die Vorteile einer gesetzlichen Or- 
ganisation liegen in dem Beitrittszwang, 
dem Steuerrechte, das cine gewisse 
Leistungsfähigkeit von vornherein 
sichert, und ganz besonders in der An- 
erkennung, welche die Behörden solchen 
Vertretungen gewähren müssen. Diese 
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Vorzüge sind freilich mit einer Einbuße 
an Bewegungsfreiheit und behördlicher 
Beaufsichtigung teuer zu bezahlen. Die 
eigentliche Führung liegt daher meist 
bei den freien Vereinigungen. Niemand 
wird z. B. bezweifeln, daß der Bund der 


Landwirte größeren Einfluß als die 
Landwirtschaftskammern besitzt, der 
Zentralverband Deutscher Industrieller 


mächtiger ist als die Handelskammern. 


VI. 


Aus der Gruppe der freien Vereini- 
gungen interessieren hier besonders die- 
jenigen, die ausschließlich oder wenig- 
stens überwiegend Klassen-Interessen 
vertreten. Als reine Klassenvertretungen 
sind die beruflich gemischten Arbeit- 
geberverbände zu nennen. Diese be- 
sitzen dort cine einflußreiche Stellung, 
wo man Berufsvereine der Arbeiter, 
mögen es solche sozialdemokratischen 
oder christlichen Gepräges sein, über- 
haupt grundsätzlich bekämpft und jedes 
Paktieren mit ihnen ablehnt. Sobald 
Verhandlungen nicht mehr vermieden 
werden können, ist der beruflich ge- 
mischte Arbeitgeberverband ungeeignet. 
Es tritt dann die Organisation der Ar- 
beitgeber desselben Berufes an seine 
Stelle. In den Tarifvereinbarungen, 
welche die Berufsvereine der Arbeit- 
geber und Arbeiter unter Umständen 
miteinander abschließen, bahnt sich eine 
Organisation an, in der der Gegensatz 
der Klasseninteressen durch die Identität 
der Berufsinteressen stark gemildert 
werden kann. | 

Wie auf Seite der Arbeitgeber, so hat 
auch im Lager der Arbeiter einige Zeit 
die Auffassung Anklang gefunden, daß 
unter Vernachlässigung des beruflichen 
Momentes Verbände mit stark ausge- 
prägtem Klassencharakter aufzubauen 
seien. Die Betonung der beruflichen Ge- 
sichtspunkte wurde als Schuster- und 
Schneider-Standpunkt, als Berufsdünkel 
und Zeichen der Zurückgebliebenheit 
verhöhnt. Trotz alledem ist das inder 
Arbeiterklasse tatsächlich vorhandene, 
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beruflich stark differenzierte Standzsbe- 
wußtsein auch in den proletarischen Or- 
ganisationen zur Geltung gekommen, am 
meisten in den sogenannten Branchen- 
Verbänden, z. B. in den Zentral-Ver- 
bänden der Zimmerer, der Maurer, der 
Buchdrucker, der Buchbinder, der 
Kupferschmiede, der Hutmacher usw. 
Hier handelt es sich um Berufsvereine 
gelernter Arbeiter, denen die Hilfsar- 
beiter des betreffenden Gewerbes als 
besondere Verbände gegenüberstehen. 
Schwächer betont wird das berufliche 
Moment in den Zentralverbänden der 
Metallarbeiter, der Holzarbeiter, der 
Textilarbeiter. Hier werden Arbeiter 
recht verschiedener Berufe (Schlosser, 
Gießer, Former, Dreher Fräser, 
Schmiede, Monteure, Klempner usw.) in 
einem Verbande vereinigt. Der Verband 
der Holzarbeiter trägt übrigens durch 
Branchenkonferenzen und Zentralkom- 
missionen den innerhalb des Verbandes 
vertretenen Berufszweigen bis zu einem 
gewissen Grade Rechnung. 

Reine Klassenvereine sind der Fa- 
brikarbeiterverein und der Verein der 
Gemeindearbeiter. In dem letztgenann- 
ten Falle rechtfertigt allerdings die be- 
sondere Rechtstellung des Arbeitgebers, 
d.h. der Gemeinde, die Vernachlässigung 
des beruflichen Momentes. 

Wichtig bleibt für uns das Ergebnis, 
daß selbst innerhalb der sozialdemokra- 
tisch gestimmten Berufsvereine Ange- 
‘'hörige derselben sozialen Klasse und 
desselben Berufes nach ihrer höheren 
oder niedrigeren Stellung im Berufe be- 
sondere Vereinigungen bilden. Die 
Gründe liegen in den Differenzen der 
Einkommenshöhe und den damit ge- 
gebenen Abstufungen der Beiträge und 
Unterstützungsgelder, in den Unterschic- 
den der Lebensführung, Bildung, und 
schließlich auch in gewissen berufsstän- 
dischen Imponderabilien. 


VII. 


Viel später als die Arbeitgeber und 
Arbeiter haben sich die Privatbeam- 
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ten dazu entschlossen, ebenfalls die Bahn 
der Organisation zu betreten. Erst als 
man sich fast erdrückt fühlte durch die 
mächtigen Verbände der Arbeitgeber 
und Arbeiter, trat ein Umschwung ein. 
Die starke Differenzierung, die inner- 
halb der Privatbeamten in bezug auf 
Berufstätigkeit, Einkommenshöhe, Her- 
kunft, Karriere-Aussichten, Bildung usw. 
besteht, legt freilich ganz besonders 
große Schwierigkeiten in den Weg. Eine 
einheitliche Organisation, welche vom 
Generaldirektor mit dem Geh. Kom- 
merzienratstitel bis zum Werkmeister 
reichen würde, kann niemand im Ernst 
anstreben. Bewährt haben sich bis jetzt 
immer nur Organisationen, für deren 
Mitglieder eine weitgehende Homogeni- 
tät der sozialen Stellung, der Interessen 
und Lebensführung besteht. Es kann 
daher auch innerhalb der Angestellten 
ebenso wie innerhalb der Arbeiterklasse 
nur eine berufsständisch und sozial dif- 
ferenzierte Vereinsbildung in Frage 
kommen. Am frühesten haben sich die 
den Arbeitern näher stehenden Schich- 
ten der Werkmeister und Techniker zu- 
sammengefunden, ohne indes zunächst 
eine bewußte Klassenpolitik zu be- 
treiben. Allmählich sind aber doch auch 
einige Organisationen der Angestellten 
in einen schärferen Gegensatz zu den 
Arbeitgebern geraten und haben das 
Schlagwort der gewerkschaftlichen Poli- 
tik ausgegeben. Zu nennen wäre u. a. 
der Deutschnationale Handlungsgehilfen- 
bund, der Verband deutscher Handlungs- 
gehilfen, die Allgemeine Vereinigung 
deutscher Buchhandlungsgehilfen, der 
Deutsche Steiger-Verband, der Bund der 
technisch-industriellen Beamten u. a. m. 

Es scheint mir sehr fraglich zu sein, 
ob diese Verbände gut daran tun, ihre 
mit gutem Grund erfolgte schärfere 
Hervorkehrung der Angestellten-Inter- 
essen als „gewerkschaftliche‘“ Politik zu 
bezeichnen. Damit werden Vorstellun- 
gen von Streiks, Aussperrungen, Boy- 
kotts, Vergewaltigungen von Arbeits- 
willigen suggeriert. Bis jetzt sind diese 
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Mittel von den Angestellten im allge- 
meinen noch nicht erprobt worden. Es 
ist auch nicht wahrscheinlich, daß sie 
bei der wesentlich anderen Rechtstellung 
der Angestellten (Dienstverträge mit 
längerer Kündigungsfrist und Konkur- 
renzklauseln) leicht zur Anwendung ge- 
bracht werden können. Soviel ich sehe, 


wenden sich die Forderungen der Ange- . 


stellten in der Regel nicht an die Arbeit- 


geber direkt — und nur in diesem Falle 


könnten sie allenfalls mit „gewerkschaft- 
lichen“ Mitteln durchgesetzt werden — 
sondern an die Gesetzgebung, setzen 
also politische Mittel voraus. Was hat 
es also für einen Sinn, sich in die Löwen- 
haut des gewerkschaftlichen Klassen- 
kampfes zu hüllen? Wird dadurch nicht 
nur ein weit stärkerer Widerstand von 
der Gegenpartei, welche den „gewerk- 
schaftlichen‘‘ Kampf ernst nimmt, un- 
nötig heraufbeschworen ? 


VII. 


Im Gegensatze zu diesen Angestellten- 
Verbänden sieht der Verband der Di- 
plom-Ingenieure selbständige wie öf- 
fentliche und private Beamte unter seinen 
Mitgliedern. Er stellt also eine Vereini- 
gung dar, die auf gemischter oder. pari- 
tätischer Grundlage in erster Linie be- 
rufsständige Interessen, Interessen der 
technischen Intelligenz mit abgeschlosse- 
ner Hochschulbildung, zur besseren Gel- 
tung im öffentlichen Leben bringen will. 
Es hieße Eulen nach Athen tragen, wenn 
ich hier diese besonderen Interessen 
der Diplom -Ingenieure auseinander- 
setzen wollte. Jede Nummer der Ver- 
bandszeitschrift liefert Belege in Hülle 
und Fülle. Nur derjenige aber könnte 
die Berechtigung des Verbandes der Di- 
plom-Ingenieure in Frage stellen, der 
entweder nachwiese, daß solche Inter- 
essen nicht vorhanden sind, oder daß 
für diese Interessen schon von anderer 
Seite in durchaus genügender Weise ge- 
sorgt wird. 

Aber selbst dann, wenn im Verband 
der Diplom-Ingenieure sich vorzugsweise 


Prof. Dr, Herkner, Berufs-, Standes- und Klasseninteressen usw. 


höhere technische Privatbeamte zusam- 
menfinden: sollten, so würde dieser Ver- 
band immer noch ebenso berechtigt 
sein als die Sonder-Organisation ge- 
wisser gelernter Berufsarbeiter gegen- 
über den Hilfsarbeitern, als die Sonder- 
Organisation der Werkmeister gegen- 
über den gelernten Arbeitern und die 
Sonder-Organisationen der Techniker 
gegenüber den Werkmeistern. Es ist 
eine immer wiederkehrende Erfahrung, 
daß Vorgesetzte und Untergebene inner- 
halb einer und derselben Vereinigung 
mit gleichen Rechten sich nicht voll- 
kommen befriedigt fühlen, ob die Mehr- 
heit nun von den höher stehenden oder 
den niedriger stehenden Mitgliedern ge- 
bildet wird. 

Wenn mit großem Nachdruck betont 


wird, der Diplom-Ingenieur stehe im in- 


dustriellen Leben keineswegs immer 
über dem Techniker, so handelt es sich 
um Ausnahmen, die einmal an der Regel, 
daß höhere, wissenschaftlichke Ausbil- 
dung höhere Positionen verschafft, 
wenig ändern können, dann aber auch 
die Neigung des Diplom-Ingenieurs, 
seinen Verkehr hauptsächlich unter ähn- 
lich gebildeten und: interessierten Per- 
sonen zu suchen, nicht aus der Welt 
schaffen. | 
Gerade der gewaltige Aufschwung 
der modernen Technik hat eine Auf- 
lösung vieler persönlichen Zusammen- 
hänge und Gemeinschaften herbeige- 
führt, in denen sich der einzelne früher 
glücklich und geborgen fühlen konnte. 
Familienglieder, Studiengenossen, Nach- 
barn und Freunde werden auseinander- 
gerissen. Der einzelne wird in ein 
fremdes, oft großstädtisches Milieu ver- 
setzt, in dem er auch bei längerem Auf- 
enthalt nicht leicht tiefe Wurzeln schlägt. 
Inmitten einer ungeheuren Menschen- 
menge, die um ihn wogt und brandet, 
kann er sich unendlich einsam und ver- 
lassen fühlen, im Kampfe mit den Tücken 
des Objektes und den Wechselfällen des 
Daseins erlahmen. Da ist es der unend- 
liche Wert einer echten Standesorgani- 
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sation, daB sie immer das Bewußtsein, 
einem größeren Ganzen mit idealen 
Zielen anzugehören, lebendig hält, daß 
sie auch dem Fremdling, dem eben erst 
Zugezogenen eine Fülle angenehmer, 
persönlicher Beziehungen eröffnet, daß 
sie ihn in einen Kreis ähnlich gebildeter, 
ähnlich interessierter Menschen versetzt 
und dadurch seine Lebens- und Berufs- 
freude, seine Zuversicht und Tatkraft 
aufrichtet und stärkt. Und dieser 
Stärkung bedarf der Ingenieur vielleicht 
öfter als andere ältere akademische Be- 
rufsstände. Nur zu oft wird seine Wirk- 
samkeit verkannt. Man ist in den an- 
deren akademisch gebildeten Berufs- 
kreisen über allerlei verärgert, wofür 
man den Ingenieur als Träger der mo- 
dernen Technik verantwortlich macht. 
Man klagt über eine Kultur, die in den 
Mitteln aufgehe, über den Mitteln die 
höheren Zwecke vergesse, die Herr- 
scherstellung der Geisteswissenschaften 
und Geistesbildung gefährde. 

Da bedarf es denn einer unermüd- 
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lichen Aufklärungsarbeit, wie sie am 
besten von einer Standesorganisation 
geleistet werden kann. Wie einst die 
Handwerker erst mit ihren Zünften die 
Teilnahme am städtischen Regiment er- 
kämpft haben, so ist auch die gerechte 
Würdigung der technischen Intelligenz 
heute erst durch besondere Verbände zu 
erstreiten. Dieses Ziel wird um so voll- 
kommener erreicht werden, je mehr in 
den jetzt noch führenden Kreisen die 
Ueberzeugung durchdringt, daß die 
Schattenseiten unserer Kultur vom In- 
genieur ebenso drückend empfunden 


‘werden?), wie von anderen Seiten, daß 


die Ingenieure für die. Veredelung und 
Verschönerung unseres Daseins ihre 
beste Kraft einsetzen und daß oft gerade 
technische Mittel die wirkungsvollste 
Abhilfe verschaffen, kurz, je mehr man 
einsieht, daß dieser scheinbar für ego- 
istische Standesinteressen geführte 
Kampf tatsächlich einen Kampf für die 
Wahrung allgemeiner Kultur-Güter be- 
deutet. 


WAS UNS NOT TUT! 


Von Dipl.-Ing. Ludwig-Charlottenburg. 


Das Programm des Verbandes Deutscher Diplom- 
Ingenieure ist in diesen Blättern wiederholt klargelegt 
worden; der Verband hat sich zur Aufgabe gemacht, 
den akademisch gebildeten Ingenieur mit allen 
anderen akademisch gebildeten Staatsbürgern nach 
Recht und Gesetz gleich zu stellen, gegen über- 
kommene Gepflogenheitern und Vorurteile anzu- 
kämpfen und die Stellungen für ihn zu erschließen, 
welche er kraft seiner allgemeinen wie speziellen 
Bildung beanspruchen darf, und ihn vor allen Dingen 
in allen seinen Standesangelegenheiten zu schützen 
und zu vertreten. Die zunächst zu lösende Aufgabe 
ist, den Diplom-Ingenieur mehr an das Tageslicht des 
öffentlichen Lebens zu bringen, die Allgemeinheit 
davon zu überzeugen, daß der (verwaltungstechnisch 
vorgebildete) Diplom-Ingenieur dem juristisch vorge- 
bildeten Verwaltungsbeamten mindestens gleich steht, 
in vielen Ötfentlichen Aemtern ihm aber überlegen 
sein würde. Hat er dieses Ziel erreicht, so wird er 
manche anderen Aufgaben leicht lösen. Aus dieser 
richtigen Erkenntnis heraus trıtt der Verband in Wort 
und Schrift für „Stärkung und Höherstellung des 
technischen Elementes in allen technischen Aemtern 
der staatlichen und kommunalen Verwaltungen“ und 


für Schaffung einer geordneten und wirksamen Aus- 
bildung von Diplom-Ingenieuren für die Berufstätig- 
keit der „höheren Verwaltung“ ein. 

Ueber das, was wir wollen, besteht also kein 
Zweifel mehr, aber das, was uns zurzeit not tut, ist 
ein Kapitel, welches auch einmal in der Oeffentlich- 
keit behandelt werden kann. Wie steht es denn mit 
den Diplom-Ingenieuren in der Privatpraxis? Sind 
dort goldene Zustände, an denen es nichts zu bessern 
gibt, oder sollen wir da auf dem Grundsatze stehen 
bleiben, daß jeder selbst seines Glückes Schmied ist? 
Bitte kein Mißverständnis; es soll keıne Brandschrift 
für schlecht bezahlte Kollegen geschrieben werden! 
Aufgabe des Verbandes darf es nie sein, einen Druck 
auf den Geldbeutel der Arbeitgeber auszuüben, das 
wollen wir getrost Anderen (Verbänden) überlassen. 
Wohl aber ist die Frage diskutierbar: „Was tut uns 

3) Vgl. besonders die gedankentiefen und fein- 
sinnigen Ausführungen von O. Kammerer: Ist die 
Unfreiheit unserer Kultur eine Folge der Ingenieur- 
kunst? Berlin 1903; Schillers Bedeutung für das 
Maschinenzeitalter. Berlin und München 1905; Der 
Ingenieur als Persönlichkeit. Berlin 1907. 
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Diplom-Ingenieuren in der Privatpraxis not, und was 
. kann der Verband tun, um zu bessern?“ - 

Wie steht es nun in der Privatpraxis mit den 
Diplom-Ingenieuren? Nehmen sie von Anfang an 
eine bevorzugte Stellung gegenüber den Nicht-Aka- 
demikern ein? — Nein! — Sie werden im allgemeinen 
gleich behandelt; einige Firmen, die prinzipiell nur 
Diplom-Ingenieure anstellen, sind Ausnahmen. Nun, 
in der Privatpraxis wird nicht nach feststehenden Be- 
stimmungen gearbeitet, keine Firma wird sich das 
Anstellungsrecht ihrer Beamten nehmen oder ein- 
schränken lassen. In erster Linie entscheidet das 
Können, Kenntnisse und Erfahrungen, in zweiter Linie 
das geforderte Gehalt, in dritter persönliche Be- 
ziehungen für die Anstellung eines Ingenieurs. Daß 
in den meisten Fällen in umgekehrter Reihenfolge 


dieser Gesichtspunkte verfahren wird, ist allgemein . 


bekannt. Persönliche Beziehungen sind ausschlag- 


gebend, Vetternwirtschaft, Cliquenwesen, Schiebung 


und wie die Schlagworte alle heißen! Ohne irgend 
welche persönliche Kritik derartiger Zustände wird 
doch jeder, der in der Privatpraxis steht oder ge- 
standen hat, ohne weiteres zugeben, daß ein guter 
Onkel, ein Korps-, Bundes- oder Vereinsbruder für 
das Vorwärtskommen mehr wert ist, als das beste 
Examen, als die gründlichsten Erfahrungen. Das ist 
Tatsache und ist, vom reinen menschlichen Stand- 
punkte betrachtet, auch erklärlich. 

In der Praxis werden also Akademiker und Nicht- 
akademiker in einen Topf geworfen, ob der eine mit 
seiner Tasche voll guter Empfehlungen oder der 
andere mit seinen guten Zeugnissen mehr weiß, ist 
der Firma zunächst gleichgültig.. „An ihren Früchten 
sollt ihr sie erkennen“! Persönliches Hervortun, rück- 
. sichtsloser Egoismus, Effekthascherei gegenüber den 
Vorgesetzten ist die natürliche Folge und wird für 
das Weiterkommen des Ingenieurs Bedingung. Dem 
von der Hochschule kommenden Ingenieur bieten 
sich jedoch ungleich mehr Schwierigkeiten als dem 
Techniker. Von seinen nichtakademischen Mitarbeitern 
wird er von vornherein mit scheelen Blicken an- 
gesehen, auf Unterstützung beim Einarbeiten in ein 
ihm fremdes Gebiet kann er nicht rechnen; hat er 
zufällig einen nichtakademisch gebildeten Vorgesetzten, 
so hat dieser ein gewisses Vorurteil gegen sein 
Können, das zu beseitigen nicht leicht sein wird. 
Ein verzeihlicher Stolz des Akademikers, weniger Ge- 
bildete nicht um Rat fragen zu wollen, die Meinung, 
ein besonderes Hervortun seines Wissens nicht nötig zu 
haben, ist oft die Ursache davon, daß die Leistungen 
des Diplom-Ingenieurs scheinbar gegen die der Tech- 
niker (tüchtige Leute natürlich vorausgesetzt!) zurück- 
stehen. Oefterer Stellungswechsel, höhere Ansprüche 
lassen ein gewisses Vorurteil der Firmen, die beide 
Arten von Ingenieuren gleichwertig beschäftigen 
(Fabriken für allgemeinen Maschinenbau, Werkzeug- 
maschinen, Transportanlagen u. s. w.), gegen akade- 
misch gebildete Ingenieure berechtigt erscheinen. 

Es soll kein Klagelied angestimmt werden, sondern 
die Beleuchtung dieser Zustände soll den Leser zum 
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Nachdenken veranlassen. Wie ist es möglich, dal 
ein auf unseren Hochschulen ausgebildeter Ingenieur 
gezwungen ist, mit mangelhafter ausgebildeten Leuten, 
wie es doch die Techniker naturgemäß sind, in Wett- 
bewerb zu treten? Warum muß er sich die Stellung, 
die er sich eigentlich schon auf der Hochschule hätte 
erarbeiten sollen, erst später in der Praxis erringen? 
Da liegt der Fehler entweder in der Ausbildung der 
Diplom-Ingenieure oder das ganze System der Ver- 
arbeitung der Diplom-Ingenieure in der Praxi$ ist 
nicht richtig! Nun wird weder ein Speziell-Theoretiker 
noch ein Rein-Praktiker sagen können, die Ausbildung 
der akademisch gebildeten Ingenieure genüge nicht 
den Anforderungen der Praxis. Wer sich die Mühe 
nimmt, einmal die Umwälzung im Hochschulstudium 
in den letzten 10—15 Jahren genauer zu studieren, 
wer an die Zeiten denkt, wo der Student mit einen 
theoretischen Wust von allen möglichem und möglichst 
vielem vollgepfropft wurde, wo es noch keine Labo- 
ratorien gab, wo Werkstattzeichnungen überhaupt 
unbekannt waren — es sei erinnert an die selige 
Normalzeichnung der preußischen Normallokomotive, 
die ein richtiger Regierungsbauführer im Schlaf mit 
sämtlichen Maßen zeichnen konnte —, der wird bei 
einem Blick in den heutigen Unterrichtsplan der 
Hochschule und in die Prüfungsbestimmungen, welche 
den Spezialisierungen in der Praxis in jeder Weise 
Rechnung tragen, doch ohne weiteres zugeben müssen, 
daß die Vorbildung der Diplom-Ingenieure für die 
Praxis nicht besser sein kann. Also liegt es am 
System in der Praxis: der richtig vorgebildete 
Diplom-Ingenieur kommt in der Praxis 
nicht an die richtige Stelle! — 

Und damit kommen wir zu dem Kernpunkt und zu- 
gleich an die Klippe, über die schon mancher gestol- 
pert ist, und die schon viele tüchtige Diplom-Ingenieure 
in ganz andere Lebensbahn gebracht hat — das ist 
die Anfangsstellung! Die Anfangsstellung eines 
Ingenieurs ist das Sprungbrett für die Praxis, für das 
Leben! Sie ist die Pforte, die sich für den Passanten 
nur einmal Öffnet; will er zurück, dann muß er schon 
die bisweilen sehr hohe Mauer mühsam überklettern, 
ungewiß, ob er den Ausgangspunkt auch wirklich 
wieder erreicht. Wie gut, aber auch wie bequem ist 
der Rat, den man einem jungen Ingenieur immer 
wieder gibt: „Seid vorsichtig mit der Anfangsstellung!* 

Da hat ein junger Mann nach so und so vielen 
Semestern Studiums sein Examen glücklich bestanden, 
die Hochschule gibt ihm den Grad eines Diplom- 
Ingenieurs und ein Dutzend fein säuberlich gedruckter 
Formulare seines Diploms mit auf den Weg, und mit 
Stolz, Selbstvertrauen und gutem studentischen Humor 
stürzt er sich auf den Weg zur Praxis! Doch schon 
mäßigt sich der rasche Lauf, als er am ersten Scheide- 
wege steht. Was nun? „Staatsdienst“ liest er an dem 
einen Wegweiser, „Kommunaldienst“, „Privatdienst«“ 
an den andern. „Die Kenntnisse der von mir 
an der Hochschule gewählten Fachrichtung 
kann ich nur im Privatdienst verwerten“ sagt 
er sich und schlägt den angezeichneten Weg ein, 
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Ein neuer Scheideweg: „Konstruktionsbureau, Betrieb, 
Verwaltung, Aquisition u. s* w.“ „Erst ein paar Jahre 
konstruieren, dann Betrieb oder Verwaltung“ denkt 
er und geht nach dem Konstruktionsbureau. Neue 
Scheidewege, die zu den einzelnen Spezialfabriken 
tühren! Er schlägt den Weg ein, der ihm für sein 
Gebiet als der richtigste erscheint und klappert nun 
wochenlang alle am Wege liegenden Bureaus ab, 
überall dasselbe Resultat: — Achselzucken, Alles be- 
setzt! Vornotieren! u. s. w. — Er kehrt um, sucht 
andere Wege auf, immer dasselbe! Schiießlich be- 
gegnet er zufällig einem guten Bekannten, der ihn 
auf eine Vakanz in einer beliebigen Fabrik aufmerk- 
sam macht. „Du brauchst ja Dein Spezialgebiet der 
Hochschule nicht zu nennen!“ ruft dieser ihm nach, 
und so nimmt er dann schließlich, des vielen Wan- 
derns müde, notgedrungen die Stellung in einer ihm 
fremden Fachrichtung an. Das ist meist das Schick- 
sal eines jeden Stellung suchenden Anfängers. Dem 
einen glückt es sofort, eine Stellung zu finden, dem 
andern erst nach Monaten; der Zufall entscheidet. 

Der junge Diplom-Ingenieur versucht eben auf gut 
Glück eine Anfangsstellung zu finden; Annoncen für 
derartige Stellungen gibt es nicht, oder doch nur sehr 
wenige, persönliche Beziehungen und Zufälligkeiten 
müssen ihm helfen. Da darf man sich nicht wundern, 
wenn nur ein verschwindend kleiner Teil von Diplom- 
Ingenieuren in der Praxis auch wirklich in ihr Hoch- 
schulfach kommt, für welches naturgemäß die besten 
Kenntnisse und das größte Interesse vorlıanden sind. 
Selbstverständlich wird sich der Anfänger, wenn auch 
mit Unlust, in ein ihm fremdes Gebiet einarbeiten, 
immer aber wird er im Nachteil den Technikern 
gegenüber sein, die schon jahrelang in diesem Gebiet 
gearbeitet haben und der Firma bessere Dienste leisten 
als er. Er sucht im Stillen weiter nach einer ihm 
mehr zusagenden Stellung, und erst, wenn er von der 
Erfolglosigkeit seines Suchens überzeugt ist, fügt er 
sich ins unvermeidliche und gibt sein Hochschulfach 
definitiv auf. Ein Zurück gibt es wie gesagt nicht! 
Keine Firma legt außer vielleicht bei der Anfangs- 
stellung Wert auf Hochschulzeugnise.. „Woher 
kommst Du, was hast Du in Deiner letzten Stellung 
getan und wer empfiehlt Dich?“ das sind die üblichen 
Fragen, die an jeden Stellungsuchenden gerichtet 
werden. Bei der zweiten Stellung ist stets die erste 
maßgebend, wenigstens für den, der nicht noch ein- 
mal ganz von vorn anfangen will. 

Das Bild erscheint dem Leser vielleicht etwas zu 
schwarz gemalt, aber es ist so; jeder Diplom- 
Ingenieur wird es, wenn vielleicht nicht bei sich 
selbst — Ausnahmen bestätigen die Regel! — doch 
bei vielen seiner Bekannten bestätigt finden. — Zwei 
Beispiele, die typisch sind, seien genannt: Eın Diplom- 
Ingenieur legt das Examen in der Richtung Verkehrs- 
maschinen ab. Nach 3 monatlichem Suchen An- 
stellung im Bureau einer kleinen landwirtschaftlichen 
Fabrik. Tätigkeit eines Jahres: Konstruktion von 
Schrotmühlen, Kartoffelquetschen, Sämaschinen usw. 
Durch gute Bekannte bekommt er die Stellung in 
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einer größeren Maschinenfabrik. Tätigkeit während 
zweier Jahre: Konstruktion von Zentrifugalpumpen'! 
Auf persönliche Empfehlung erhält er schließlich eine 
Stellung als Betriebsassistent in einer städtischen Gas- 
anstalt! Ein anderer Fall: Ein Diplom-Ingenieur, 
Spezialoebiet allgemeiner Maschinenbau, erhält zuerst 
Steilung in einer Telefonfabrik, dann in einer größeren 
Maschinenfabrik im Lokomotivbaubureau. Schließ- 
lich, nachdem er 2 Jahre in 2 ihm fremden Ge- 
bieten gearbeitet hat, findet er in derselben Fabrik 
im Dampfmaschinenbureau Stellung! — Keine Ver- 
wertung des Hochschulstudiums, infolgedessen öfterer 
Wechsel der Stellung und Uebergang in neue Fach- 
gebiete. dadurch erschwertes Vorwärtskommen und 
Unlust an der Arbeit! — Das sind im allgemeinen 
die Ursachen, weshalb der Diplom-Ingenieur gegen- 
über den Technikern nicht schneller vorwärts kommt. 

Derartige Schwierigkeiten bieten sich den Tech- 
nikern, d. h. den ein Technikum verlassenden Ingenieur 
nicht. Mit 20 Jahren erhält er eine Stellung in irgend 
einem Bureau. Die Fachrichtung ist ihm gleichgültig. 
Zuerst mit den einfachsten Arbeiten beschäftigt, 
arbeitet er sich langsam aber sicher ein, und nach 
5 Jahren, wenn der Diplom-Ingenieur zum erstenmal 
in die Praxis kommt, ist er schon Spezialist auf seinem 
Gebiet. Das Prinzip eines modernen Konstruktions- 
bureaus ähnelt heutzutage der Werkstatt: Rationelle 
Verarbeitung und Verwertung des menschlichen 
Geistes, Massenfabrikation! Jeder Ingenieur bekommt 
immer wieder dieselben Arbeiten, das ganze Bureau 
besteht fast nur aus einzelnen Spezialisten. Die Kunst 
des Bureauleiters ist es, die Arbeiten so zu verteilen, 
daß die Kenntnisse eines jeden einzelnen richtig ver- 
wertet werden. Der Techniker bleibt deshalb oft 
dauernd in einem Bureau, denn die erworbenen 
Kenntnisse kann er nur bei derselben Firma verwerten. 
Seine Ansprüche sind bescheiden; seine Firma legt 
sogar Wert darauf, ihn solange wie möglich in ihren 
Diensten zu halten; bei seinem Fortgange würde sie 
ja seine langjährige Erfahrung und seine mühsam 
herangebildeten Spezialkenntnisse verlieren. Der 
Akademiker wird bei seinem Eintritt in ein solches 
Bureau nur dann eine gesonderte Stellung von vorn- 
herein einnehmen, wenn er auf dem ganzen Gebiet 
zu Hause ist. Muß er sich erst mühsam in ein ihm 
fremdes Gebiet einarbeiten, so bieten sich die ihm 
oben geschilderten Schwierigkeiten mannigfacher Art, 


“und er rangiert auf einer Stufe mit den Technikern. 


Er kann sich nicht auf seıne Kenntnisse stützen, er 
erleidet Demütigungen aller Art und verliert Lust 
und Interesse an der Arbeit. Ä 

Es fehlt eben für'den die Hochschule ver- 
lassenden Ingenieur der Wegweiser in die 
Praxis! Sich allein überlassen, ist er dem Zufall 
preisgegeben und verfehlt allzu oft den richtigen Weg. 
Diesen Wegweiser muß der Verband deut- 
scher Diplom-Ingenieure aufrichten. Er steht 
mitten in der Praxis, es wird eine Kleinigkeit für ihn 
sein, die industriellen Kreise auf seine Bestrebungen 
aufmerksam zu machen, ebenso wird er mit Leichtig- 
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keit den Hochschulstudenten an sich ziehen. Er 
müßte ‚eine Zentralauskunftstelle für Hochschul- 
studierende schaffen und dem Studierenden sowohl 
bei Beginn wie am Ende seines Studiums mit 
richtigen und den Bedürfnissen der Praxis ent- 
sprechenden Ratschlägen dienen. Der Verband müßte 
in der Lage sein, jedem jungen Diplom-Ingenieur 
eine seinen Kenntnissen entsprechende Anfangs- 
stellung zu verschaffen. Hat der Diplom-Ingenieur 
erst einmal in seinem Fach festen Fuß gefaßt, dann 
wird er auch aus eigener Kraft vorwärts kommen. 
Damit wäre nicht nur dem Diplom-Ingenieur selbst 
und dem Verbande, sondern auch vor allen Dingen 
den Firmen, die junge Kräfte brauchen, gedient. 
Für eine Firma ist es von großer Bedeutung, ob ein 
Ingenieur vom ersten Tage ab. positive Arbeit leistet, 
oder ob sich derselbe erst mühsam monatelang ein- 
arbeiten muß, ob sie jemand beschäftigt, der mit Lust 
und Liebe oder mit Unlust die von ihm geforderten 
Aufgaben erfüllt. Ein Ingenieur, der mit Interesse 


an der Sache arbeitet, wird stets länger bei einer . 


Firma bleiben, als jemand, der seine Stellung nur als 
Broterwerb ansieht. Ebenso wird der Dienst, den 
der Verband seinen Mitgliedern leistet, von hohem 
Werte sein. Der Diplom-Ingenieur, der vom ersten 
Tage seiner Aufgabe gewachsen ist und sich nicht 
Rat bei seinen weniger gebildeten Mitarbeitern zu 
holen braucht, wird ganz von selbst eine bessere 
Stellung einnehmen. Er hat es nicht mehr nötig, 
mit dem Nichtakademiker zu konkurrieren, die Ueber- 
legenheit des Hochschulstudiums ergibt sich von 
selbst. Die Firmen werden bestimmte Stellen nur 
noch mit Diplom-Ingenieuren besetzen, und damit 
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wird auch schließlich eine höhere Wertung der An- 
fangsstellungen, d. h. eirfe höhere Besoldung gegen- 
über den jetzt oft geradezu erbärmlichen Anfangs- 
gehältern erreicht werden. Schließlich aber erzielt 
der Verband auch noch den eigenen großen Vorteil, 
möglichst viele Diplum-Ingenieure zu den seinen zu 
zählen und dadurch der wirkliche Vertreter „der“ 
deutschen Diplom-Ingenieure zu werden. 

Vielleicht regen diese Betrachtungen zur Be- 
sprechung in der Zeitschrift an. Eine künstliche 
Ueberhebung der Diplom-Ingenieure gegenüber den 
nichtakademisch gebildeten Ingenieuren zu schaffen, 
ist in keiner Weise beabsichtigt, — wie dieses auch 
Herr Kollege Deibel in seinem Aufsatz: „Ingenieur 
oder Techniker“ (Zeitschr. Nr. 6) sehr treffend zum 
Ausdruck bringt! — wohl aber soll der Diplom- 
Ingenieur sein Licht nicht unter den Scheffel stellen, 
und er soll sich auch in der Privatpraxis die ihm 
zukommenden Stellungen sichern. Das ist ihm nur 
möglich, wenn er seine auf der Hochschule erworbenen 
Kenntnisse in der Praxis vom ersten Tage ab richtig 
verwerten kann. Dieses Ziel zu erreichen, ist bei 
dem heutigen Anstellungssystem von Diplom- 
Ingenieuren für jeden einzelnen schwierig. Aufgabe 
des Verbandes müßte es sein, das System zu bessern 
und den sich selbst überlassenen jungen Diplom- 
Ingenieuren helfend und ratend zur Seite zu stehen. 


. Der Verband müßte Sorge dafür tragen, daß jeder 


richtig vorgebildete Diplom-Ingenieur auch in der 
Praxis an die richtige Stelle kommt; das jetzige 
Annoncenwesen und der Stellennachweis genügt dazu 
in keiner Weise! Ä 


DIE JURISTISCHE VORBILDUNG IN DEN STAATSWISSENSCHAFTEN 
UND DAS VERWALTUNGSMONOPOL DER JURISTEN. 


Von O. Schleicher, Regierungsbaumeister, Heilbronn. 


In Preußen ist schon seit längerer Zeit 
bei der Regierung, der Volksvertretung 
und selbst bei den Verwaltungsbeamten 
und Universitätslehrern der Mangel be- 
kannt, der darin besteht, daß das Hoch- 


schulstudium für den Verwaltungsberuf: 


‚sich den zeitgemäßen Forderungen nicht 
mehr anpassen will. Sie ale beklagen 
ihn; ihn aber gründlich zu beseitigen 
oder nur an der Wurzel anzufassen, will 
niemand unternehmen. Das ist auch die 
Ansicht der größten technisch-wissen- 
schaftlichen Organisationen: Des Vereins 
Deutscher Ingenieure und des Verbandes 
Deutscher Architekten- und Ingenieur- 
Vereine. Letzterer hat bekanntlich vor 


kurzem eine Denkschrift veröffentlicht, 
in welcher seine Forderungen bezüglich 
der Reform des Unterrichtsbetriebes an 
den Technischen Hochschulen, der Zu- 
lassung der Diplomingenieure, bzw. aller 
Akademiker zum Verwaltungsberuf, for- 
muliert und begründet sind. 

Die Trennung der Justiz von der Ver- 
waltung hat sich in Preußen früher als 
in den meisten deutschen und euro- 
päischen Staaten vollzogen, und es galt 
zuerst für die Anwärter des höheren Ver- 
waltungsdienstes eine besondere, ein ge- 
wisses Maß von Rechtskenntnis vor- 
schreibende Studienordnung wie bis vor 
wenigen Jahren noch z. B. in Württem- 
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berg. Jetzt ist dort auch das preußi- 
sche System eingeführt worden. 

Das Regulativ vom Februar 1846 ver- 
ordnete nun, daß jeder Aspirant in der 
Regel die juristische Vorbildung bis zum 
Referendarexamen zurücklegen solle. 
-© Für den Regierungsreferendar wurde der 
Besuch wenigstens einer staatswissen- 
schaftlichen Vorlesung und eine münd- 
liche staatswissenschaftliche, sich jedoch 
auf die Hauptgrundsätze beschränkende 
Prüfung bei der Regierung angeordnet. 
Die Verfügung vom Dezember 1864 be- 
zeichnet als Gegenstand der I. Prüfung 
auch die „Grundbegriffe der Staats- 
wissenschaften‘‘ neben dem öffentlichen 
Recht, ebenso das Gesetz vom Mai 1869. 
Nach Ansicht des Reichs-Oberhandelsge- 
richtsrats a. D. und Professors der Uni- 
versität Berlin, Dr. Goldschmidt (Rechts- 
studium und Prüfungsordnung, ein Bei- 
trag zur Preußischen und Deutschen 
Rechtsgeschichte, Stuttgart 1887), haben 
indessen alle diese Vorschriften keinen 
Erfolg gehabt, da die aus Oberrichtern 
oder Anwälten, welche sich fast aus- 
‚schließlich im Gebiet des Privatrechts 
und des Strafrechts bewegen, bestehen- 
den Prüfungskommissionen mit dem 
öffentlichen Recht nur ausnahmsweise 
ausreichend, mit den Staatswissenschaf- 
ten gar nicht vertraut seien und hier- 
in auch die Zuziehung eines Rechts- 
lehrers nichts ändere, weil dieser die 
Staatswissenschaften nicht prüfen könne, 
da auch nur das öffentliche Recht von 
seinem Lehrfach abhängt. Auch wenn 
das Verfassungs- oder gar das Verwal- 
tungsrecht.oder Völkerrecht Gegenstand 
der Prüfung sei, geschehe das durch- 


weg in völlig unzureichendem Maße, und 
die Kandidaten wüßten sehr wohl, daß. 


sie auf diesen Gebieten mit den not- 
dürftigsten Kenntnissen auskommen 
könnten. Ein Ministerialreskript vom 
November 1859 rügt nach Goldschmidt, 
daß die Vorbildung der Kandidaten in 
den Staats- und Kameralwissenschaften 
häufig der erforderlichen Reife und 
Gründlichkeit entbehre, und findet den 


völlig übereinstimmen, 
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Grund darfn, daß die Kandidaten wäh- 
rend der Studienzeit die staatswissen- 
schaftlichen Fächer mehr oder minder, 
zuweilen selbst gänzlich vernachlässigt 
und sich dann nur das unmittelbar zum . 
Bestehen der Prüfung Geeignete vor- 
übergehend eingeprägt haben. 
Goldschmidt weist weiter vor allem 
darauf hin, daß hervorragende Lehrer 
der Staatswissenschaften sich seit langen 
Jahren über diesen Gegenstand ge- 
äußert haben, so E. Nasse, L. Jolly, 
Schäffle, A. Wagner, G. Schmoller, G. 
Cohn u. a., sowie die Lehrer des öffent- 
lichen Rechts: Gneist, Gierke, G. Meyer, 
von Holtzendorf u. a., sowie ganze 
Rechtsfakultäten, und daß diese darin 
daß die Un- 
wissenheit der juristischen Studenten 
und daher auch der späteren Verwal- 
tungsbeamten in allen einschlägigen 
Fächern eine ebenso notorische wie 
schreiende Tatsache sei. Sie halten diese 
Tatsache für unabwendbar, solange es 
bei der gegenwärtigen, gesetzlichen Stu- 
dienzeit von drei Jahren verbleibe. 
Interessant sind die Aeußerungen des 
bekannten oppositionellen Abgeordneten 
Eugen Richter, eines früheren Assessors, 
welcher im Jahre 1866 bezeugt, daß die 
Mehrzahl der Regierungsassessoren 
höchstens eine oder zwei Vorlesungen 
in den Staatswissenschaften gehört und 
nationalökonomische Studien gar nicht 
getrieben haben. In den Preußischen 
Jahrbüchern, Bd. 17, S.1 ff., entwirft 
Richter ein drastisches Bild von der 
„Schnellassessorenfabrik zu Baumgarten- 
brück bei Potsdam‘, d. h. den Repe- 
titionskursen der dortigen Einpauke- 
anstalt. | 
Durch das Preußische Gesetz vom 
März 1879, betreffend die Be- 
fähigung für den höheren Ver- 
waltungsdienst, wurde ein minde- 
stens dreijähriges Studium der Rechts- 
und Staatswissenschaften vorgeschrieben. 
Gneist und andere hoben bei der Be- 
ratung dieses Gesetzes hervor, daß es 
geradezu widersinnig sei, eine irgend 
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ausreichende Kenntnis des ' Gesamtge- 
bietes der. Rechts- und Staats- 
wissenschaften im Laufe von drei 
Jahren erlangen zu wollen. Deshalb 
konnte der Abgeordnete Wisselinck 1876 
im Preußischen Abgeordnetenhause ohne 
jeden Widerspruch sagen: „Wir alle 
haben die Ueberzeugung, daß ein drei- 
jähriges Studium (Vorschrift gemäß 82 
des Gerichtsverfassungsgesetzes) nicht 
ausreicht, um die Aufgaben, die dem 
Juristen gestellt werden, vollständig zu 


genügen, noch weniger aber, wenn 


der Student der Rechte seine Aufmerk- 
samkeit auch der Staatswissen- 
schaft widmen und in beiden Fächern 
ein den Anforderungen genügendes 
Examen ablegen soll.“ (Vgl. Stenogr. 


Ber. 3, S. 1524.) Ganz ähnlich sprach. 


man sich in der sächsischen I. Kammer 
in der Sitzung vom November 1877 aus. 


Dem obengenannten Gesetze vom 
März 1879 entsprechend ist der prak- 
tische Vorbereitungsdienst auf wenig- 
stens vier Jahre festgelegt, und wird 
der Referendar nach zweijähriger Be- 
schäftigung bei 
zum Regierungsreferendar ernannt. Nach 
zweijährigem Dienst bei den Verwal- 
tungsbehörden hat derselbe eine Il. 
mündliche und schriftliche Prüfung bei 
der „Prüfungskommission für höhere 
Verwaltungsbeamte‘‘ abzulegen, welche 
sich erstreckt „auf das in Preußen 
geltende öffentliche und Privat- 
recht, insbesondere ‘das Verfassungs- 
und Verwaltungsrecht, sowie auf die 
Volkswirtschaft und Finanz- 
politik“. 


Das Ministcerialreskript vom März 
1882 erkennt zwar an, daß der Justiz- 
referendar, welcher sich während seines 
Universitätsstudiums mit den Staats- 
wissenschaften gar nicht beschäftigt hat, 
nicht als Regierungsreferendar ange- 
‘nommen werden dürfe. Es wird jedoch 
der „Besuch einzelner staatswissen- 
schaftlicher Kollegien‘ für diesen Zweck 
für ausreichend erachtet. 


den Gerichtsbehörden - 


Wenn weiter das Regulativ vom No- 
vember 1883 nur fordert, daß studiert 
sei „die Volks- und Staatswirtschafts- 
lehre, das Staats- und Verwaltungs- 
recht‘, so ist diese Vorschrift nach Gold- 
schmidt völlig illusorisch, da über dieses 
Studium keine Kontrolle durch eine Prü- 
fung stattfinde. | 

Dr. Goldschmidt. ist der Ansicht, daß 
zur Zeit, also im Jahre 1887, die Prü- 
fung im Gebiete des „öffentlichen“ 
Rechts, sofern man von Straf- und Pro- 
zeßrecht absieht, eine völlig ungenü- 
gende ist, daß für das Gebiet der Staats- 
wissenschaften, insbesondere der Natio- 
nalökonomie eine Prüfung überhaupt 
nicht stattfindet, und daß beides bei der 
gegenwärtigen Zusammensetzung der 
Prüfungskommission, an welcher höch- 
stens ein Rechtslehrer, niemals 
ein Lehrer der Staatswissenschaften Teil 
nimmt, sich auch gar nicht anders ver- 
halten kann, endlich, daß die Notwendig- 
keit gründlicher staatswissenschaftlicher 
Studien für die Juristen, vor allem die 
künftigen Verwaltungsbeamten nicht 
länger bezweifelt werden sollte. Er sagt 
S. 254 seines Werkes: „Wer ohne 
ordentliches Wissen minde- 
stens vom Öffentlichen Recht 
und von politischer Oekonomie 
gegenwärtigin das öffentliche 
Lebentritt, weißnureinen Teil 
des Unerläßlichen, steht rat- 
los, und jedem Windhauch 
öffentlicher Meinung preisge- 
geben da indem immer gewal- 
tiger anschwellenden Kampfe 
der sozialen Interessen“ und 
Seite 259 am Schluß: 

„seitdem das Deutsche Reich 
zur Weltmachtemporgestiegen 
ist, der deutschen Diplomatie 
die wichtigsten politischen 
Aufgaben zugefallen sind, den 
deutschen Konsulaten die Ver- 
tretung der kommerziellen 
und industriellen Interessen 
Deutschlands auf dem ganzen 
Erdkreis obliegt, endlich die 
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beginnende Kolonialpolitik 
gründlichste Erkenntnis der 
so schwierigen völkerrecht- 
lichen Fragen erfordert, läßt 
sich auch das unmittelbare 
praktische Interesse des Rei- 
ches an sorgfältiger Fachbil- 
dung seiner zahlreichen hoch- 
verantwortlichen Beamten gar 
nicht mehr bezweifeln. Alle 


Ressorts der Verwaltung, nicht 


am wenigsten das Auswärtige 
Amt des Deutschen Reiches, 
haben ihr Augenmerk darauf 
zu richten.“ 

Alle diese Mahnungen haben aber 
nichts gefruchtet. (Vergleiche die Ab- 
handlung in Heft 7: Solange die römi- 
schen Pandekten zu viel bedeuten an 
unseren Universitäten usw.) Ist es da 
zu verwundern, daß z. B. unsere frühere 
Kolonialverwaltung Fiasko gemacht hat, 
und daß erst durch den Kaufmann Dern- 
burg eine neue, hoffnungsvolle Aera ein- 
geleitet worden ist! Wenn man außer- 
dem in Betracht zieht, daß der frühere 
Direktor der Kolonialabteilung, von 
Buchka, als solcher noch Bücher über 
Aenderung des Zivilprozeßrechts usw. 
schrieb, *statt sich mit Kolonial-Politik 
und Wirtschaft zu beschäftigen, so muß 
einem ein Fiasko geradezu als Naturnot- 
wendigkeit erscheinen. Auch das öftere 
Versagen unserer Diplomatie muß zum 
großen Teil auf die nicht vorhandenen 
wirtschaftlichen Kenntnisse zurückge- 
führt werden, nicht blos auf das Ueber- 
wiegen des Adels und ‚das Garde- 
prinzip im Auswärtigen Amt“. 

In Württemberg war es vor allem der 
bedeutende Staatsrechtslehrer R. von 
Mohl, welcher sich in seinen Werken über 
Politik schon vor 1870 scharf gegen die 
unzweckmäßige, weltfremde, pandekto- 
logisch-juristische Vorbildung für den 
Verwaltungsberuf ausgesprochen hat. 
Das von Mohl bearbeitete württembergi- 
-sche Staatsrecht ist jetzt noch der Grund, 
auf den das neue Landes-Staatsrecht 
immer wieder zurückgreifen muß, und 
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seine politischen Aufsätze sind von blei- 
bendem Wert. (Siehe Literarischer Rat- 
geber des Dürerbundes, 1910, Seite 118.) 


Wie bekannt, hat Professor Franz, 
der energische Vorkämpfer für den Ver- 
waltungsingenieur, in seinen Aufsätzen 
über die Reform des Verwaltungsstudi- 
ums des öfteren sich auf die Arbeiten 
Mohls berufen. 


Noch umfassender, wie Mohl, kritisiert 
Lorenz von Stein, der Begründer der 
modernen‘ Verwaltungslehre, die Ein- 
seitigkeit der juristischen Vorbildung in 
seinem Fundamentalwerk: „Gegenwart 
und Zukunft der Rechts- und Staats- 
wissenschaft Deutschlands‘, Stuttgart, ` 
1876. (Siehe auch Handbuch der Ver- 
waltungslehre, 1876, Vorrede zur I. Auf- 
lage.) Stein wollte damals schon die 
wirtschaftlichen Hochschulen, welche die 
lebendige Wissenschaft lehren, den 
Universitäten gleichberechtigt an die 
Seite stellen. Sein Programm über die 
zweckmäßigste' Ausbildung zum Staats- 
verwaltungsdienst wurde jüngst von 
fachmännischer Seite (Zeitschrift für die 
ges. Staatswissenschaften, 1909, S. 223) 
als das großartigste seiner Art genannt. 
(Vgl. Technik und Wirtschaft, 1909, 
Heft 6, Seite 280.) 


In dem oben genannten Werk (Seite 
26—31) sagt Stein, es sei im allgemeinen 
gewiß, daß der Inhalt der Verwaltung 
in Finanzen, Polizei, Innern usw. mit dem 
eigentlichen und sogenannten Jus nur 
wenig zu tun hat, daß dieser Lebens- 
beruf der Verwaltung mindestens ebenso 
viel Recht auf eine selbständige Bildung 
im Steuerwesen, Zollwesen, Gemeinde- 
wesen, Vereinswesen usw. habe, wie der 
des Rechtsanwalts und Richters, und daß 
das Staatsrecht weder die Bestimmung 
noch die Fähigkeit besitze, als Vorbil- 
dung für diesen Beruf zu genügen. Stein 
spricht weiter die Ansicht aus, daß das 
juristische Fakultätsstudium die Fachbil- 
dung für die Verwaltung nicht dar- 
bieten könne. Denn die ganze Zeit des 
Studiums ist von römischer Rechts- 
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geschichte, römischem und deutschem 
Privat- und Strafrecht,” von Zivil- 
und Straf-Prozeß so vollständig in 
Anspruch genommen, daß das öffent- 
liche Recht und das Verwaltungsrecht 


ganz vernachlässigt wird, daß der 
Studierende sich dem, was sein künfti- 
ger Lebensberuf werden soll, auch 


nebenher nicht widmen kann. Die alma 
mater bietet ihm für seinen Beruf nichts, 


als was er, wenigstens in der bisherigen. 


traditionellen Form der Disziplinen und 
 Kollegien, dafür eben nicht brauchen 
kann, so daß er nicht einmal die all- 
gemeinsten Grundbegriffe seines Lebens- 
berufes, geschweige denn spezielle Fach- 
kenntnisse, hat. Die nächste und unab- 
weisbarste Folge dieser tiefen Entfrem- 
dung der Fachbildung vom Fache in 
dem Vaterlande der wissenschaftlichen 
Fachbildung ist, daß der Referendar in 
ungeschickter Weise neben der Fach- 
prüfung und hinter ihr nachholen 
muß (heute Verein für staatswissen- 
schaftliche Fortbildung!), was diese nicht 
geleistet hat. Seine Fachbildung be- 
ginnt bei dem einzelnen Akten- 
stück, und das muß erledigt werden — 
was bleibt übrig als der „Schimmel“ ? 
In der folgenden Staatsprüfung kann nur 
das rein Positive geprüft werden, 
mit dem dann in allen Fällen eingegriffen 


und entschieden werden soll, wo es sich 


eben darum handelt, daß das Positive 
nicht genügt, wo neue Dinge sich aus 
den alten bilden und neue Faktoren sich 
neben den alten Bahn brechen. Solche 
Verwaltungsbeamte werden sich natur- 
gemäß negativ gegen das Neue und 
damit gegen das Bessere und Notwen- 
dige wenden. Daher rührt es, daß wir 
Deutsche für das Wichtigste im ganzen 
Staatsleben, für die Verwaltung und ihr 
Recht uns keiner einzigen Ini- 
tiative rühmen können, und daß wir auf 
keinem Punkt unseres ganzen neueren 
Verwaltungslebens selbständig und selbst- 
tätig gewirkt haben; daß wir fremden 
Völkern nichts anbieten können, das nur 
uns gehört, als höchstens das Streben 
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nach einer juristischen Wissenschaft, die 
sich mit den Hauptsachen nicht beschäf- 
tigt, und eine Organisation der Fachbil- 
dung, die musterhaft für alles ist, was 
niemand brauchen kann. Unsere schein- 
bar eigensten Begriffe und Rechte auf 
dem weiten Gebiete von Staatsrecht und 
Verwaltung sind in der Tat rezipierte 
Begriffe; unser Gemeinderecht, Vereins- 
recht, Polizeirecht, Verkehrsrecht, Kre- 
ditrecht, unsere sozialen Begriffe und Be- 
strebungen mit den Fragen nach dem 
droit du travail und au travail sind ver- 
arbeitete Errungenschaften fremder Na- 
tionen; unsere Gesetzgebungen sind im 
wesentlichen Nachbildungen, und an 
fremden Beispielen werden wir erzogen. 
Der traditionelle Grundsatz unserer juri- 
stischen Universitätsbildung besteht da- 
rin, daß das Maß der Vorbereitung für die 
Rechtskenntnis des öffentlichen Le- 
bens die möglichst genaue Kenntnis der 
römischen Rechtsordnung ist, die nicht 
einmal für das Privatrecht mehr aus- 
reicht. Die wichtigste Tatsache unserer 
Gegenwart und auch unserer nächsten 
Zukunft ist die, daß unsere heutige 
Jurisprudenz vollkommen unfähig ist, 
Männer des öffentlichen Lebens, deutsche 
Staatsmänner zu bilden; das rührt da- 
von her, daß die Pandekten Haupt- 
sache und die Staatswissenschaften Ne- 
bensache sind, und nicht weil wir ge- 
lehrt sind, sondern weilwiresan 
verkehrter Stelle. sind, stehen 
wir zurück hinter.den Engländern und 
Franzosen. Hier liegt ein tiefer, ja ein 
geradezu verderblicher Widerspruch in 
unserem ganzen Rechtsleben und unserer 
Rechtsbildung, und nur auf historischem 
Wege wird man begreifen, was für den 
gesunden Menschenverstand zunächst 
ganz unverständlich ist. Und in dem 
Privatrecht in allen seinen Formen 
erschöpft sich der juristische Teil un- 
serer Universitäten, die beste Zeit und 
Kraft unserer Jugend. 

Solange die römischen Pan- 
dekten zuviel bedeuten an un- 
seren Universitäten, werden 


und das Verwaltungsmonopol der Juristen 


wir zu wenig bedeuten in Eu- 

ropa! 

. Das ist kurz zusammengefaßt die An- 
sicht von Lorenz von Stein im Jahre 
1876. Es geht hieraus hervor, daß Stein 
ebenso wie Mohl eine besondere Uni- 
versitätsfachbildung als Berufsstudium 
der Verwaltung für unbedingt notwen- 
dig erachtet. Zu diesem Zweck schuf 
er zur Einführung (als Institutionen) 
das „Handbuch der Verwaltungslehre“ 
und zum vertieften Studium (als Pan- 
dekten) das umfassende Werk „Die Ver- 
waltungslehre“. Und wie sieht es jetzt 
aus mit der juristischen Vorbildung ? 

Die Einführung des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches im Jahre 1900, welches sich 
auf dem Pandektenrecht aufbaut, hat 
den Lehrstoff der juristischen Fakultäten 
bedeutend vergrößert. Die historische 
Rechtswissenschaft, das System des rö- 
mischen Privatrechts (Institutionen), die 
römische und deutsche Rechtsgeschichte, 
die Pandekten und die romanistischen 
Excgetika werden in keiner Weise stief- 
mütterlich behandelt, da sie zum Ver- 
ständnis des heute geltenden Rechts 
wesentlich beitragen sollen (vgl. Schrift: 
„Wie studiert man Jurisprudenz‘“ S. 5, 
Leipzig 1905. Verlag Roßberg). Das sieht 
man sofort, wenn man den Studienplan 
einer juristischen Fakultät näher be- 
trachtet.. In Württemberg sind nach 
3:jährigem Studium die Prüfungsgegen- 
stände der 1. Justizdienstprüfung: 

1. Deutsches Bürgerliches Recht, das B. 
G. B. nebst den reichs- und landes- 
rechtlichen Ergänzungen, und dessen 
geschichtliche Grundlage. 

. Handels- und Wechselrecht. 

. Zivilprozeßrecht und Konkursrecht. 

. Strafrecht. 

. Strafprozeßrecht. | 

. Reichs- und Landes-, Staats- und Ver- 
waltungsrecht. 

. Kirchenrecht. 

. Volkswirtschaftslchre. 
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Wir sehen, daß sich zwar das öffent- 


liche Recht ziemlich ausgedehnt hat — 
die beiden Prozesse (einschl. Gerichts- 
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verfassung), das Konkurs- und das Straf- 
recht bilden heute das öffentliche Recht 
im weiteren Sinne —, daß aber be- 
züglich der Staatswissenschaften, 
Wirtschaftslehre und Soziologie, der 
eigentlichen Verwaltungslehre usw. ge- 
ringe bzw. gar keine Anforderungen ge- 
stellt werden, von Ethik, Philosophie und 
Psychologie sowie den technischen und 
Naturwissenschaften ganz zu schweigen. 
Das kommt eben, wie Lorenz v. Stein so 
treffend ausführte, davon her, daß das 
Privatrecht in allen seinen Formen vor 
allem in der Form des römischen Rechts 
alle Zeit und Kraft in Anspruch nimmt. 
Vgl. auch E. Fuchs, Schreibjustiz, Leip- 
zig 1907, S. 37 ff. Fuchs sagt u. a. 
S. 47, daß es bei uns mit dem Studium 
des öffentlichen Rechts anerkannter- 
maßen ganz kläglich aussehe. 

Das bestätigt der den Technikern vor- 
urteilsfrei gegenüberstehende Berliner 
Rechtslehrer Prof. Dr. Bornhak in 
seinem interessanten Aufsatz über 
„Rechtswissenschaft und Technik“ in 
der Zeitschrift Technik und Wirtschaft 
1909, Heft 2, Seite 57. 

In einer späteren Darlegung über den 
im letzten Jahrzehnt sehr erstärkten ju- . 
ristischen Modernismus, welcher die 
Staatswissenschaften, vor allem Natio- 
nalökonomie und Soziologie der Rechts- 
bildung zugrunde legen will, wird über 
den enormen Einfluß des corpus juris, 
beziehungsweise der Pandekten, auf die 
deutsche Rechtswissenschaft näheres 
mitgeteilt werden. 

Die Mängel dieses einseitigen Unter- 
richtsbetriebes sind, wie eingangs er- 
wähnt, allgemein bekannt. In der vor- 
letzten Generalversammlung für Sozial- 
politik hat der Professor der National- 
ökonomie, Bucher, gesagt: „Täuschen 
Sie sich, meine Herren Juristen, nicht 
über die Zeichen der Zeit; die Zeiten, 
wo der Jurist mit gleicher Selbstver- 


‘ständlichkeit in alle öffentlichen Aemter 


gelangt und überall gleich wenig leistet, 
sind vorbei. Ueberall melden sich mit 
Macht die jungen Wissenschaften; wenn 


der _ 
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Sie das verkennen, so wird schließlich 
noch auf manchem Gebiet — nicht der 
Nationalökonome —, aber der Kauf- 
mann kommen, der Dernburg, und wie 
ein Sturmwind in diese. veraltete Ver- 
waltungsweise dazwischen fahren.‘ 
Und wir Techniker wollen, so lauten 
die Forderungen unserer großen Ver- 


Prof. Franz, Ist die Universität die einzige Hochschule der höheren Verwaltung 


bände, jetzt auch einmal einen Platz an 
der Sonne, und nicht immer unter ju- 
ristischer Bevormundung arbeiten, es 
muß daher immer wieder heißen: cete- 
rumcenseo,dasjuristische Ver- 
waltungsmonopol muß besei- 
tigt werden! 


IST DIE UNIVERSITÄT DIE EINZIGE HOCHSCHULE 
DER HÖHEREN VERWALTUNG? 


Das preußische Gesetz „über die Be- 
fähigung für den höheren Verwaltungs- 
dienst‘, welches im Jahre 1906 in Kraft 


getreten ist,. geht von zwei Voraus- 
setzungen aus: 
1. daß die Universität die einzige 


Hochschule ist, welche für die wissen- 
schaftliche Vorbildung der höheren Ver- 
waltung in Frage kommt und 

2. daß diese Vorbildung mit der- 
jenigen der Rechtspflege gleich und ver- 
bunden sein muß. 

Diese Voraussetzungen E beide 
irrig. Rechtspflege und Verwaltung 
sind im Laufe des vorigen Jahrhunderts 
so weit auseinander gerückt, daß die 
historische Ueberlieferung allein nicht 
mehr ausreicht, die Verbindung der bei- 
den so ganz verschiedenen Berufe zu 
rechtfertigen. Die Verbindung ist viel- 
mehr für beide Berufe ein Hemmnis ge- 
worden. Auf keinem anderen Gebiete ist 
es möglich gewesen, ein gemeinschaft- 
‚ liches Studium mit gleicher Prüfung bei- 
zubehalten, wenn die praktische Betäti- 
gung im Berufe grundsätzliche Ver- 
schiedenheiten zeigte. Das kann auch 
hier nicht anders sein. Rechtspflege und 
Verwaltung haben auf weiter Linie 
gleiche Grundlagen — die Rechtsord- 
nungen; sie gehen aber auch ebenso 
weit wieder auseinander. Für. die Tätig- 
keit des Verwaltens ist die Kenntnis des 
Rechts vor allem nicht in dem Umfang 
erforderlich, wie für die Rechtsprechung. 
Der zukünftige Richter muß sich ganz 
anders in diese Wissenschaft vertiefen 


‚tote Last tragen. 


als der Verwaltungsbeamte, er muß sich 
auch mit Materien beschäftigen, die für 
den letzteren von geringer Bedeutung 
sind. Der Höhepunkt seiner wissen- 
schaftlichen Schulung liegt im Prozeß- 
recht, im Strafrecht und besonders im 
Privatrecht. Die ‘privatrechtliche Schu- 
Nung wird .immer das oberste Ziel 
bleiben. Den zukünftigen Verwaltungs- 
beamten bis dahin mitschleppen, heißt 
Die Vertreter der 
Rechtswissenschaften werden es spüren, 
wenn sie einen ernstlichen Versuch 
unternehmen, das juristische Studium 
aus seinem gegenwärtigen Tiefistand zu 
heben. Für die Verwaltung ist die 
Rechtswissenschaft aber’ nur ein Hilfs- 
wissenschaft: für sie bedeutet die Ver- 
koppelung den Verzicht auf gründliche 
akademische Bildung. Vom Reßierungs- 
tische ist gelegentlich der Beratung des 
Gesetzes gesagt worden, daß die Re- 
ferendare — der einzige Nachwuchs der 
Verwaltung — ‚„lebensfremd‘ von ihrer 
Hochschule kommen. Diese Kritik — 
die mit der abfälligen Beurteilung 
seitens aller beteiligten Stellen überein- 
stimmt — ist so alt und dabei so ver- 
nichtend, daß sie allein schon auf einen 
Irrtum hinweisen müßte. Für was lehren 
und lernen wir denn? 

Wie verfehlt wäre eine Erziehung von 
Ingenieuren, wenn man ihr. Studium mit 
den der Mathematiker verbinden 
wollte: Mathematik ist beiden Berufen 
auf weiter Linie gemein; Mathematik ist 
eine wichtige Grundlage, ohne die eine 
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Ingenieurerziehung nicht denkbar ist. 
Und doch wäre es verfehlt, von dem 
Studierenden als Abschluß seines 
Studiums eine mathematische Prüfung 
zu verlangen und dann aus solchen 
Mathematikern Ingenieure zu machen. 
Die höhere Verwaltung will einen 
ähnlichen Versuch unternehmen; sie will 
‘das Defizit einer verfehlten theoretisch- 
“wissenschaftlichen Vorbildung durch 
Verbesserungen bei der praktischen Aus- 
bildung ausgleichen. Daß der Versuch 
gelingt, ist unwahrscheinlich, zum min- 
desten aber ungewiß. | 
Wenn für alle zukünftigen Ingenieure 
ein dreijähriges Studium der Mathe- 
matik mit Abschluß durch eine mathe- 
matische Prüfung vorgeschrieben wäre, 
so würde voraussichtlich ein großer Teil 
der Studierenden ihrer Hochschule fern 
bleiben, er würde „bummeln‘“ und seine 
Prüfungsweisheit bei geschickten Ein- 
paukern erwerben. Wir würden dann 
sagen: diese Ingenieure haben keine 
akademische Bildung. Bei dem Studium 
der Verwaltung ist dieser Zustand er- 
reicht. Ein großer Teil der bei der 
juristischen Fakultät eingeschriebenen 
„Studierenden‘‘ erhält nur noch eine 
äußere Verbindung mit seiner Hoch- 
schule; von wissenschaftlichem Arbeiten 
ist oft gar keine Rede mehr. Die in der 
Prüfung verlangten Kenntnisse werden 
außerhalb der Universität "durch Ein- 
richtungen erlangt, die nicht als aka- 
demische bezeichnet werden. Für diesen 
Teil der Studentenschaft ist die Uni- 
versität fast bedeutungslos geworden. 
Verwaltungsbeamte und Lehrer der 
Rechtswissenschaft streiten darüber, wer 
die Schuld an diesem Zustand trägt. Die 
ersteren behaupten, daß der Unterricht 
in der Rechtswissenschaft nicht an- 
ziehend genug sei. Sie „bedauern des- 
halb jede in den Vorlesungen ver- 
brachte Stunde als verlorene Zeit“ 


(Reg.-Rat Dr. Porcher, Tag, 30. Jan. 06). 


Die letzteren führen das geringe Inter- 
esse an ihrer Wissenschaft auf den unter 
der Studentenschaft gewachsenen Hang 
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zum „Bummeln“ zurück — ohne indes 
den auffallenden Unterschied zwischen 
Universität und anderen Hochschulen zu 
erklären. Vereinzelt scheint die wahre 
Ursache erkannt zu sein. ‚Unsere ju- 


‚ristische Jugend pflegt vielmehr ihr Be- 


rufsstudium als überaus langweilig ein- 
zuschätzen, als ein notwendiges Uebel, 
das man in Rücksicht auf die prak- 
tischen Vorteile der künftigen Lebens- 
stellung eben auf sich nehmen muß.“ 
(Prof. Dr. E. Stampe, Tag, 8. Mai 06.) 
Derselbe Autor schreibt weiter: ,„In- 
folgedessen bleibt gerade in dem Berufs- 


stand, der für den modernen Staat der 


allerwichtigste ist, der in Gesetzgebung, 
Rechtsprechung, Verwaltung . gleich- 


` mäßig dominiert und praktisch das ganze 
Wohl und Wehe der Volksgemeinschaft 


in der Hand hat, die Mehrzahl seiner 
Mitglieder zeitlebens Stümper in: 
ihrem Fach; unfähig, sich über die 


‘Schablone der Geschäftsroutine zu er- 


heben, und für die Mitarbeit an 


den schweren sozialen Problemen . 


der Gegenwart ganz untauglich. 
Welche Unsummen von politischen, 
wirtschaftlichen, ethischen Werten 


hat dieses Stümpertum uns u ver- 
nichtet !“ 

Unsere Gesetzgeber aber scheinen 
noch nicht zu merken, welche Gefahr 
uns droht. (Auf diese einzugehen, ist 
hier nicht der Platz.) Ein anderer Kri- 
tiker schreibt: „Der Beruf der Ver- 
waltungsbeamten ist ein eminent prak- 
tischer, auf konkrete Lebensverhältnisse 
angewandter, und man darf wohl ver- 
muten, daß die jungen Leute, die ihn 
aus Neigung zu seiner besonderen Art 
ergreifen, und nicht aus anderen Grün- 
den,’ dies tun, weil sie, bewußt oder un- 
bewußt, die Fähigkeit besitzen, prak- 
tisch gestaltend in die Verhältnisse des 
Lebens einzugreifen, weil sie mehr prak- 
tisch als theoretisch, mehr real als ab- 
strakt veranlagt sind. 

Und gerade dieser Veranlagung des 
künftigen Verwaltungsbeamten bietet. 
die juristische Fakultät so gut wie 
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gar nichts.“ (Geh. Reg. - Rat Dr. 
Flügge, Tag, 17. März 06.) 

Für einen Außenstehenden ist der 
Mißerfolg erklärlih, den die höhere 


Verwaltung mit ihrem Erziehungssystem 
geerntet hat. Ein Jahrhundert hat sie 
einem Idol nachgejagt, hat einen Berg 
von Vorurteilen aufgetürmt, hinter dem 
sie den freien Blick verloren hat. Die 
Bestimmungen und Gesetze über die 
Ausbildung lassen den Rückschritt über- 
all deutlich erkennen; sie zeigen zu- 
gleich einen Weg zur Besserung. 
„Statt der griechischen Sprache würde 
sich der Kandidat durch gründliche 
Kenntnisse lebender Sprachen besonders 
empfehlen. Namentlich sei aus dem 
Umfange der Staatswissenschaft und 
ihrer Hilfswissenschaften und außer dem 
. allgemeinen Studium derselben wenig- 
stens in einem oder dem anderen der fol- 
genden Fächer eine gründliche und um- 
fassende Kenntnis nachzuweisen: Land- 
wirtschaft, Mineralogie nebst Bergbau, 
Mathematik und Mechanik, Baukunst, 
Chemie und Technologie!).‘‘“ So sagen 
die Vorschriften für den Eintritt in 
den Verwaltungsdienst des Herzogtums 
Sachsen-Meiningen im Jahre 1829. Achn- 
liche Bestimmungen waren in anderen 
Staaten noch bis weit in das Jahrhundert 
hinein in Kraft. Im Großherzogtum 
Oldenburg wird 1830 eine Verordnung 
erlassen über die Prüfung in den 
„kameralistischen Wissenschaften, Poli- 
zei, Oekonomie, Baukunst, . Mathe- 
matik“. Im Herzogtum Anhalt-Dessau- 
Köthen umfaßt 1850 die kameralistische 
Prüfung Technologie und Landwirt- 
schaft. In Hannover wird (1773) „denen 
studiosis, welche etwa auf demnächstige 
Amtsbedienungen ihren Wunsch richten, 
eine praktische Erlernung der Oekono- 
mie und Naturkunde, ingleichen der 
mathematischen Wissenschaften beson- 
ders der Meß- und Zivilbaukunst drin- 
gend empfohlen‘; die letzteren sind 
Prüfungsfächer. Ockonomische Studien 


1) Ortloff, Das Studium der Rechts- 
Staatswissenschaften, Halle 1903. 


und 
(Waisenhaus.) 
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und Beibringung von Rissen werden 
1822 erneut verlangt. In einem sächsi- 
schen Regulativ (1859) wird ‚erwartet‘, 
daß die Kandidaten sich mit Statistik, 
Technologie, Land- und Forstwirtschaft 
beschäftigen. Für die württembergischen 
Verwaltungsbeamten besteht bis in die 
Mitte des Jahrhunderts eine Prüfung 
mit Technologie, Handels- und Berg- 
baukunde sowie bürgerlicher Baukunst. 

Der verstorbene Staatssekretär von 
Richthofen hat einmal beklagt, daß die 
Assessoren, die er bekomme, weder 
englisch lesen noch französisch schrei- 
ben können, weder von wirtschaftlichen 
noch von kaufmännischen Dingen etwas 
verstehen. Das war an der Wende des 
Jahrhunderts (Budgetkom. des Reichs- 
tages). Hätte uns eine Kolonialverwal- 
tung vor der Welt bloßstellen können, 
wenn wir Assessoren gehabt hätten, die 
nach den alten Verordnungen aus- 
gebildet waren’? 

Im Anfang des vorigen Jahrhunderts 
waren alle Staaten bedacht, der Be- 
amtenschaft, „die praktisch das Wohl 
und Wehe der Volksgemeinschaft in 
Händen hat“, einen Einblick zu ge- 
währen in die werktätige Arbeit dieser 
Volksgemeinschaft, das Verständnis zu 
vermitteln für den Wert von Boden- 
schätzen und die Nutzung von Natur- 
kräften, einen geistigen Kontakt herzu- 
stellen zwischeh Regierten und Re- 
gierenden, zwischen der Güter schaffen- 
den Masse des Volkes und seiner Führer- 
schaft. 

Das Götzenbild ‚jus‘“ hat alles ver- 
schlungen. — Soweit nicht die beson- 
deren Einrichtungen der Universität, der 
damals einzigen Hochschule, die vorge- 
nannten Unterrichtsfächer verkümmern 
ließen, hat die Jurisprudenz sie zurück- 
gedrängt. Sie hat es immer wieder ver- 
standen, ihre Vorzüge in den Vorder- 
grund zu stellen. Sie „schärft das lo- 
gische Denken, gewöhnt daran, prak- 
tische Lebensverhältnisse unter recht- 
liche Begriffe zu subsummieren‘“; sie 
bietet die beste „Schule für die Geistes- 
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bildung‘, sie beherrscht die Prinzen- 
erziehung. Das Studium der Rechte ist 
das Studium katexochen. Ein ‚„Berufs- 
stand, der in Gesetzgebung, Recht- 


sprechung, Verwaltung gleichmäßig do- - 


 miniert“, hat den Ring geschlossen. 


Aus der Erstarrung, zu der das 
System geführt hat, werden wir sobald 
nicht befreit werden. Eine gründliche 
Reform widerspricht der Tradition und 
dem Empfinden der führenden Schichten. 
Die Erfahrungen der letzten Zeit ge- 
nügen noch nicht. 


. Für uns Techniker erwächst aber 
hieraus die Pflicht, noch entschiedener 
auf die zweite Hochschule hinzuweisen, 
die berufen ist, der höheren Verwaltung 
einen Nachwuchs zu geben, der die ent- 
standenen Lücken ausfüllen könnte. 


Verwaltungsingenieure neben Verwal- 
tungsjuristen! 


Wir alle wissen, daß an unseren Tech- 
nischen Hochschulen ein Geschlecht her- 
anwächst, das arbeiten gelernt hat; wir 
wissen, daß die Ingenieure der jüngsten 
Generation eine Vorbildung in Kameral- 
und Staatswissenschaften .— in wirk- 
lichen Staatswissenschaften — erhalten, 
die derjenigen der Referendare. über- 
legen ist. Nicht eine Forderung aus- 
gleichender Gerechtigkeit — eine For- 
derung im Staatsinteresse stellen wir, 
wenn wir verlangen, die preußische Re- 
gierung möge den Diplom-Ingenieuren 
den Zutritt zur Laufbahn in der ‚„höhe- 
ren Verwaltung“ gewähren. 

Die Universität ist nicht mehr 
die einzige Hochschule der höheren 
Verwaltung. Neben der Universität 
muß auch die Technische Hochschule 


Hochschule der höheren Verwaltung 


werden. | 
Franz-Charlottenburg. 


CHINESISCHES. 
Von Dr. Dr.-Ing. Waldemar Koch-Berlin, 


1. Verwaltung. 


China wird seit 1644 von einer nicht 


sehr großen Anzahl Mandschus regiert. 
Der Chinese ist zu indifferent, um die 
Herrschaft dieser auf einer weit niedri- 
geren Kulturstufe stehenden, verschwin- 
denden Minderheit abzuschütteln, trotz- 
dem er ihre sämtlichen Mitglieder zu 
ernähren hat. Allerdings wird die Re- 


gierung mit weiser Mäßigung ausgeübt. 


Die Machtverteilung ist etwa derartig, 
daß die Provinzial- und Lokalverwaltung 
in Händen der Chinesen liegt, die Wahr- 
nehmung der Geschäfte in Peking im 
Prinzipe zwischen beiden Rassen geteilt 
ist, wobei der Anteil etwas schwankt, 
die Vertretung im Auslande fast immer 
durch Chinesen geschieht, und die Man- 


dschus ausschließlich ihr Heimatland, die 


Mandschurei, verwalten. 

Die Zentralregierung in Peking wird 
nominell vom Kaiser ausgeübt, zurzeit 
vom Prinzregenten, der für seinen vier- 
jährigen Sohn die Zügel führt. In der 


Hauptsache geschieht sie jedoch durch 
den Großen Rat, vor den alle wichtigen 
Angelegenheiten gelangen und ohne den 
der Regent wenig zu unternehmen ver- 
mag. Alle seine Erlasse werden hier 
gegengezeichnet. Daneben bestehen 
Ministerien des Innern, der Finanzen, 
des Kultus, des Krieges, der Justiz, der 
öffentlichen Arbeiten und neuerdings des 
Auswärtigen (1901), des Handels und 


der Industrie (1903) und des Unterrichts. - 


Ihre Leiter sind meistens Mitglieder des 
Großen Rats. 


Das Land zerfällt in 18 Provinzen, die 
eigene Finanzverwaltung haben. Sie 
werden von einem Gouverneur oder 
Vizekönig regiert, dem man in Details 
nicht hineinredet oder den man höch- 
stens kritisiert. Man erhält sie dadurch 
in Abhängigkeit, daß man sie, wie alle 
Beamten, nie in ihrer Heimat verwendet, 
stets nur auf 3 Jahre ernennt und oft 
versetzt, ferner dadurch, daß man sämt- 
liche Beamten bis zum Landrat abwärts 
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in Peking ernennt und sie aus ver- 
schiedenen politischen Gruppen wählt. 
Die Armee besteht aus zwei verschie- 
denen Kontingenten, deren erstes 


dene wichtige Punkte des Landes ver- 
teilt und. werden von Mandschuoffizieren 
befehligt, die Peking direkt unterstehen. 
Der andere Teil der Truppen setzt sich 
aus Chinesen zusammen, liegt in den 
verschiedenen Provinzen und untersteht 
dem Chef der dortigen Zivilverwaltung. 
Sie sind zum Teil gut bewaffnet und 
von deutschen Offizieren ausgebildet. 
Jeder Beamte muß jedes Amt aus- 
füllen können, in das man ihn beruft, 
gleichgültig, ob es sich um Recht- 
sprechung, Zollwesen oder die Leitung 
von . Ingenieurarbeiten handelt. Als 
Grundlage dient ihm auch heute noch 


eine vorwiegend philosophische Bildung, 


obwohl die Prüfungen vor einigen 
Jahren etwas modernisiert worden sind. 
Sie macht ihn zur Ausübung einer nutz- 
bringenden Tätigkeit natürlich völlig un- 
geeignet. Sehr demokratisch ist das 
Prinzip, nach dem die Auslese der Be- 
amten hervorgeht. Die Bedingung für 
die Zulassung zur Laufbahn ist nach 
ihm das Bestehen von Prüfungen, deren 
sich jeder unterziehen kann. Die erste 
wird in den Kreisstädten, die zweite in 
der Provinzialhauptstadt, und die letzte 
in Peking abgehalten. Sie bestehen in 
der Anfertigung von Klausurarbeiten, 
die sich bis vor kurzem ausschließlich 
‘ auf die Klassiker Chinas bezogen. Ihr 
Bestehen bringt die Anwartschaft auf 
die Beamtenlaufbahn und hohes An- 
sehen, da Bildung sehr geschätzt wird. 
Aus den durchgefallenen Prüflingen 
gehen die meisten Offiziere hervor, von 
denen man (in China) kein großes 
Wissen verlangt und deren Ansehen hier 
aber auch entsprechend gering ist. 
Der Andrang ist bei den guten Aus- 
sichten, die die Beamtenlaufbahn bietet, 
entsprechend groß. Die ganze Familie, 
vielleicht ein ganzes Dorf, wird die 
Kosten zusammenscharren, die erforder- 


die 
Mandschus bilden; sie sind auf verschie- 
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lich sind, um einen begabten Sprößling 
zu unterrichten und durch die Prüfungen 
zu bringen. Infolgedessen ist die Zahl 
der erfolgreichen Bewerber weit größer 
als die Zahl der verfügbaren Stellungen. 
Zu den Prüfungen tritt der Aemterkauf 
und die Protektion, die man sich durch 
Bestechung erwirbt. Hierzu sind nicht 
geringe Mittel notwendig. Jeder Kandi- 
dat, der nicht der Klässe der Besitzen- 
den entstammt, braucht in der Regel 
ein Syndikat. Er wird dies um so 
leichter zusammenbringen, je skrupel- 
loser er ist, denn damit wächst die Aus- 
sicht auf reichliche Entschädigung. Nach 
Angaben einer chinesischen Zeitung 
waren 1905 allein in der Provinz Kiangsu 
(25 Millionen Einwohner) 37000 Per- 
sonen vorhanden, die auf ein Amt 
warteten und dafür durchschnittlich 
6000 Mark, zusammen also 222 Millionen 
Mark bezahlt hatten. Ist diese Summe 
vielleicht auch übertrieben, so beträgt 
doch auch nach den Angaben der Zivil- 
verwaltung in Peking 1907 die Zahl der 
Anwärter für ganz China 257400, die 
alle ihr Amt bezahlt hatten und einge- 
tragen waren. 

Unter diesen Verhältnissen ist es nicht 
erstaunlich, daß die Beamten eine 
schwere Bürde für China sind. Sie leben 
von der Arbeit des Volkes, das von 
ihnen so weit als möglich ausgepreßt 
wird. Jeder Chinese, der etwas sein 
eigen nennt, wird es nach Möglichkeit 
vermeiden, mit ihnen in Berührung zu 
kommen. Sie unterschlagen oftmals 
nicht nur den größeren Teil der er- 
hobenen Steuern, sondern verhindern 
vor allem durch den Bann, den sie aus- 
üben, jeden Fortschritt, der ihnen ge- 
fährlich erscheint. Wenn China refor- 
miert werden soll, so hat eine Reform 
bei den Beamten einzusetzen, sie nach 


‚anderen Grundsätzen auszuwählen, so 


daß sie ersprießliche Arbeit zu leisten 
vermögen, sie ausreichend zu besolden, 
damit sie nicht auf Nebeneinnahmen 
angewiesen sind und sie schließlich in 
ein modernes Verwaltungssystem einzu- 
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gliedern, das ein dauerndes gutes Ar- 
beiten gewährleistet. 


Heute geschieht die einzige Kontrolle 
durch das Zensorat in Peking, eine mo- 
ralische Oberrechnungskammer, die das 
Recht und die Pflicht hat, 
amten bis zum Kaiser hinauf, der sich 
eines Vergehens schuldig macht, öffent- 
lich anzuklagen und die es in der Tat 
täglich tut, wie man aus den im Re- 
gierungsorgan veröffentlichten Berich- 
ten ersehen kann. 


Ein neues Element in der Verwaltung 
ist das sich allmählich aufbauende par- 
lamentarische System. Am 14. Oktober 
1909 sind die Provinziallandtage er- 
öffnet worden. Die vorangegangenen 
Wahlen haben im allgemeinen Vertreter 
mit einem etwas radikalen Anstrich auf 
den Schild erhoben, oft rein politische 
Intriganten, vielfach aber auch erst- 
klassige Leute. Es wird sehr interessant 
sein, zu beobachten, welchen Einfluß die 
lange ‚Unterdrückung, welche Wirkung 
die Berufung zur Mitarbeit auf Volk und 
Vertreter haben wird. Welche Arbeit 
den neuen Körperschaften zufällt, ist in 
der Verfassung nicht festgelegt worden. 
Einen Anhalt bieten die ihnen von den 
Gouverneuren ‚vorgelegten Programme, 


die in Kiangsu Volkszählung, Flußregu- 


lierung, Schulwesen, in Chekiang die 
Besprechung neuer Steuern enthalten. 
Zweifelsohne liegt hier die Möglichkeit 
einer nationalen Verjüngung durch Auf- 
deckung von Schäden, Zügelung der 
Uebergriffe von seiten der Beamten und 
durch fruchtbare, gemeinsame Arbeit 
der Beteiligten. Selbst ein reines 
Klassenparlament ist ein großer Fort- 
schritt gegenüber dem Absolutismus. 
Voraussichtlich wird die Einführung der 
Verfassung ein Markstein in der Ge- 
schichte der kulturellen Entwicklung 
Chinas sein. 


2. Rechtswesen. 


Mit der Rechtssicherheit ist es in 
Chitina heute noch sehr schlecht bestellt. 
Kodifiziert besteht fast nur das Straf- 


jeden Be- 
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recht. Ein Zivilrecht im eigentlichen 
Sinne kannte: man in China bis in die 
neueste Zeit nicht. Die Entscheidung 
diesbezüglicher Fragen überläßt man 
den Gilden, die nach dem Gewohnheits- 
recht urteilen. Aber selbst das Straf- 
recht legt einen großen Teil der Justiz 
in die Hände des Familienoberhauptzs. 
Daher ist es logisch, wenn für das Ver- 
gehen eines einzelnen seine Verwandten, 
Nachbarn, Vorgesetzten haftbar ge- 
macht werden, dabei auch von dem 
Grundsatze ausgehend, daß jeder das 
Produkt von Verhältnissen ist. Um die 
Vererbung verbrecherischer Triebe zu 
verhindern, tritt in schweren Fällen zu 
der Todesstrafe die Kastrierung der 
Söhne. Ä 
In neuerer Zeit hat man auch die 
Abfassung eines Zvilrechts in Angriff 
genommen. Bis jetzt snd Gesetze über 
Aktiengesellschaften, Handelsgesellschaf- 
ten, Konkurswesen, Handelskammern, 
Banken, Bahnen und Bergbau veröffent- 
licht worden. Aber alles dies ist fast 
Makulatur. Man erläßt die Verordnun- 
gen in Peking und damit ist das Gesetz 
meistens erledigt. Um die Einführung 
und Durchführung dieser Bestimmungen 
kümmern sich die Provinzialverwaltun- 
gen durchaus nicht. Die Herausgabe 
eines Patent- und Markenschutzgesetzes 
ist in Vorbereitung; es ist doppelt wich- 
tig in einem Lande mit so niedriger 
Moral wie China, wo Name und Fabrik- 
marke skrupellos nachgeahmt werden, 
vielfach auf ganz minderwertigen Er- 
zeugnissen, um dadurch den Ruf einer 
Konkurrenzmarke zu untergraben. Be-. 
merkenswert ist, daß in China kein 
eigentliches Eigentumsrecht an Grund 
und Boden besteht, sondern nur ein 
Besitzrecht. Das ganze Land gehört 
dem Kaiser und wird von ihm dem 


= Untertan auf eine Art Erbpacht über- 


lassen. Es gehört diesem, so lange er 
seine Grundsteuer zahlt. 
tragung an Ausländer geschieht daher 
in der Weise, daß dieser das Grund- 
‚stück gegen eine einmalige Zahlung auf 


Besitzüber- 
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ewig mietet und nun seinerseits die 
Grundsteuer entrichtet. 

Die Rechtspflege ist mit der allge- 
meinen Verwaltung verbunden und wird 
von den gleichen Beamten wahrgenom- 
men. Sie ist daher auch ebenso kor- 
rupt. Der Angeklagte, gleichgültig ob 
schuldig oder nicht, ist eine willkom- 
mene Beute; man preßt soviel als mög- 
lich aus ihm und seinen Verwandten 
heraus. So ist es zu verstehen, daß ein 
Chinese, der sich an einem Feinde rächen 
will, sich an dessen Türschwelle erhängt; 
er stirbt dann in dem ruhigen Bewußt- 
sein, seinen Gegner durch den sich er- 
gebenden Prozeß wirtschaftlich zu- 
grunde gerichtet zu haben. Der Fall 
ist nicht ungewöhnlich und kostete vor 
einigen Jahren sogar einer Anzahl von 
Europäern das Leben. Chinesen er- 
werben daher sehr oft die Staatsbürger- 
schaft irgendeines Landes, um dadurch 
des Vorteiles der Exterritorialität teil- 
haftig zu werden. Einige Nationen 
machen dadurch gute Geschäfte, denn 
nichts ist umsonst. Den Ausländern, 
50000 an der Zahl, wovon die Hälfte 
Japaner, ist, abgesehen von Missionaren, 
der dauernde Aufenthalt nur an gesetz- 
lich freigegebenen Plätzen, den etwa 
30 sogenannten Vertragshäfen, gestattet, 
von denen jedoch nur ein Teil von Be- 
deutung sind. Es sind dies in der Man- 
dschurei die Häfen Newchwang, Antung, 
Tatungkou, die Hauptstadt Moukden und 
eine Anzahl Binnenstädte; in Chihli die 
Häfen Tientsin und Tsinwangtao, in 
Shantung Chefoo, die Hauptstadt Tsinan- 
fu und zwei andere Städte des Innern, 
in Szechwan der Flußhafen Chungking, 
am Yangtsze Ichang, Shasi, Hankow, 
Kinkiang, Wuhu, Nanking und Chin- 
kiang; in Hunan die Hauptstadt Chang- 
sha, in Kiangsu und Chekiang: Shang- 
hai, Soochow, Hanchow, Ningpo und 
Wenchow. Fukien enthält Foochow und 
Amoy, Kwangtung Swatow, Canton, 
Kongmoon und Pakhoi; am Perlfluß 
liegen Samshai und Wuchow, und auf 
der Insel Hainan der Hafen Kinngchow. 


Endlich sind noch im südlichen und 
südwestlichen China die Binnenstädte 
Lungchow, Mengtze, Szemao und 
Yatung. Nur in diesen Vertragshäfen 
darf der Ausländer Grund und Boden 
serwerben. 

Fast alle Unternehmungen, an denen 
Ausländer beteiligt sind, unterstellen 
sich irgendeiner ausländischen Rechts- 
gewalt, die meisten der englischen, da 
deren einschlägige Bestimmungen des 


Handelsgesetzbuches, für Hongkong er- 


lassen, sich am besten den Verhältnissen 
anpassen. Der Hauptvorteil ist die 
Möglichkeit kleiner Aktien. Sogar deut- 
sche Unternehmungen in Tsingtau, z.B. 
die Anglo German Brewing Co., sind aus 
praktischen Gründen in Hongkong ein- 
getragen worden. Neuerdings, 1909, 
ist die Deutsche Regierung mit einem 
Gesetzentwurfe über die 
kleiner Aktien in den Konsulargerichts- 
bezirken und im Schutzgebiet Kiaut- 
schou an den Reichstag herangetreten, 
dessen Genehmigung einige Besserung 
herbeiführen würde. Der Ausländer 
untersteht dem Rechte seines Landes. 
Sucht er Recht, . so „hat er dem Be- 
klagten zu folgen, und dies ist nicht 
immer einfach. In Shanghai existieren 
21 Gerichte mit neunzehnerlei Recht. 
Nur drei sind wirkliche Gerichtshöfe, 
die Chinas, Englands und der Vereinig- 
ten Staaten. Die anderen sind Konsu- 
largerichte, zum Teil recht zweifelhaften 
Charakters. In der Tat scheinen einige 
Konsulate nur zum Schutze gewisser 
Unternehmungen errichtet worden zu 
sein. Die Interessen Cubas in Shang- 
hai sind jedenfalls etwas problematischer 
Natur und konzentrierten sich meistens 


auf eine Spielhölle, deren Ueberschüsse 


auch zu den Finanzen des spanischen 


Konsuls in Beziehung gebracht wurden. 


Forderungen von Ausländern an Chi- 
nesen werden in letzter Instanz durch 
die betreffende Gesandtschaft in Peking 
zur Erledigung gebracht, wobei der Er- 
folg immer recht zweifelhaft ist und 
vollkommen von der Furcht der chi- 


Ausgabe - 


Eisenbahn-Ingenieure 


nesischen Regierung vor dem betreffen- 
den Lande abhängt. Macht geht schließ- 
lich vor Recht. Gerade in der letzten 
Zeit zeigt es sich mehr und mehr, daß 
die Regierung, wo sie selbst beteiligt 
ist, sich dazu drängen läßt, offene 
Rechtsbrüche zu begehen oder doch zu 
dulden, z. B. England gegenüber, das 
Kriegsschiffe in sämtlichen chinesischen 
Gewässern hat. Furcht vor der öffent- 
lichen Meinung, die allem Ausländischen 
feindlich ist, bildet die Ursache. Man 
schwankt zwischen Szylla und Charyb- 
dis. Die Rechtsunsicherheit ist in der 
Tat eine der wichtigsten Hindernisse der 
Entwicklung Chinas. Unter heutigen 
Verhältnissen hat jeder Kapitalist es sich 
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reiflich zu überlegen, ob er sein Geld 
in einem Lande investieren will, in dem 
man ihn vielfach bald darauf ohne hin- 
reichende Entschädigung aus chauvi- 
nistischen Gefühlen enteignet. Es ist 
keineswegs unwahrscheinlich, daß China, 
sich in der Rolle Venezuelas unter 


' Castro gefallend, innerhalb der nächsten 


Jahre in ernste Verwicklungen geraten 
wird. Der erste Schritt in dieser Rich- 
tung war der Abbruch der Verhand- 
lungen über die Antung—Moukden-Bahn 
durch Japan, das sich im August 1909 
anschickte, sein Recht mit Gewalt durch- 
zusetzen, worauf die chinesische Regie- 
rung ihren passiven Widerstand aufgab. 


EISENBAHN -INGENIEURE! 


l. 


Wie die akademisch-technische Bildung bei 
der Kgl. preuß. Eisenbahnverwaltung einge- 
schätzt wird, geht aus folgendem, beachtens- 
wertem Erlaß hervor: 


Berlin, den 22. Januar 1910. 


Es ist beabsichtigt, Eisenbahn-Ingenieurstellen 
mit den Gehaltssätzen der Eisenbahn-Land- 
messer für die Erledigung der aus der Anlage 
ersichtlichen Arbeiten vorzusehen und erstmalig 
in den Etat für 1910 aufzunehmen. 

In solche Stellen sollen künftig technische 
Eisenbahnsekretäre mit der Befähigung zum 
Eisenbahn-Betriebsingenieur*) einrücken, die 
entweder die in § 2 der Prüfungsordnung vor- 
geschriebene Vorprüfung oder eine Zusatz- 
prüfung abgelegt haben, für die nachstehende 
Vorschriften maßgebend und an den Schluß 
der Prüfungsordnung aufzunehmen sind: 


Prüfung zum Eisenbahn-Ingenieur. 


1. Beamte, welche die Ergänzungsprüfung 
zum Eisenbahnbetriebsingenieur bestanden und 
nicht die im § 2 vorgeschriebene Vorprüfung 
abgelegt haben, erlangen durch Ablegung einer 
Zusatzprüfung vor dem im Ministerium der 
öffentlichen Arbeiten gebildeten Prüfungsaus- 
schusse die Befähigung zum Eisenbahn-Inge- 
nieur. Die Zulassung zu dieser Prüfung ist vor 


*) Schon dieser Titel bedeutet eine Geringschätzung 
der Ingenieure — die Eisenbahn -Betriebsingenieure 
sind sehr häufig aus Bahnmeistern mit Volksschul- 
bildung hervorgegangen. 


Ablauf des vierzigsten Lebensjahres zu bean- 
tragen. 

2. Die Prüfung erstreckt sich auf alle 
Gegenstände: 


I. Bei bautechnisch vorgebildeten Beamten 
1. Mechanik. | 


Bewegung, Kräfte und Momente, deren Zu- 
sammensetzung und Zerlegung; Flächenmo- 
mente, Spannkräfte und Spannungen; Biegungs- 
momente und Querkräfte; Grundzüge der Elasti- 
zitätslehre, insbesondere elastische Formände- 
rung; Arbeitsgesetze, Kräfte und Formänderun- 
gen am statisch bestimmten und einfach sta- 
tisch unbestimmten vollwandigen Tragwerk 
und: Fachwerk; Stützlinien;i Grundlagen der 
Hydrostatik und Hydrodynamik. 

Bei der Prüfung in der Mechanik soll durch 
Anwendung der Differential- und Integralrech- 
nung auch der Nachweis erbracht werden, daß 
die zu Prüfenden mit den Grundsätzen der 
höheren Mathematik in dem Umfange vertraut 
sind, wie es von den an einer technischen 
Hochschule ausgebildeten Bewerbern in der 
nach § 2 abzulegenden Vorprüfung nachzu- 
weisen ist. 


2. Brückenbau und Eisenhochbau. 

Kleine und mittlere Holz-, Stein-, Eisen- 
beton- und Eisenbrücken mit höchstens ein- 
facher statischer Unbestimmtheit. Eiserne Bahn- 
hofshochbauten (Bahnhofshallen, eiserne Dächer 
usw.). 

3. Erd-, Straßen- und Eisenbahnbau; Trassieren. 


Vorarbeiten; Herstellung . des Bahnkörpers 
mit Nebenanlagen; Oberbau, Gleisverbindungen 
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und Gleisentwicklungen, Bahnhofsanlagen unter 


Berücksichtigung der Betriebserfordernisse; 
Stellwerke und Sicherungswerke; Ent- und 
Bewässerungen, einfache Wasserversorgungs- 


anlagen; Befestigung der Straßen. 

Durch die Prüfung soll auch nachgewiesen 
werden, daß der zu Prüfende die im & 2 unter 
3 in der Vermessungskunde geforderten Kennt- 
nisse besitzt. 


ll. Bei maschinentechnisch vorgebildeten 
Beamten. 
1. Mechanik. 


Längen- und Zeitmessung; Kräfte und Mo- 
mente, deren Zusammensetzung und Zerlegung; 
Messung der Kräfte; geometrische Bewegungs- 
lehre, Mechanik des Massenpunktes; Grund- 
züge der Dynamik der festen Körper, der 
Flüssigkeiten und Gase (einschl. der Thermo- 
dynamik); Grundzüge der Festigkeitslchre, Be- 
rechnung statisch bestimmter Systeme. 


Bei der Prüfung in der Mechanik soll durch 
Anwendung der Differential- und Integralrech- 
nung in dem Umfange, wie sie zur Lösung 
praktischer Aufgaben aus der Mechanik der 
festen Körper, der Flüssigkeiten und Gase 
nötig ist, auch der Nachweis erbracht werden, 
daß die zu Prüfenden mit den Grundsätzen 
der höheren Mathematik vertraut sind. 


2. Maschinenbau und Eisenbahnfahrzeuge. 


Dampfkesselanlagen; Kolbendampfmaschinen; 
Dampfturbinen; Verbrennungsmaschinen; Loko- 
motiven und Wagen; Bauweise und Berechnung. 


3. Elektrotechnik. 


Grundlagen; Maschinen zur Erzeugung, Um- 
formung und Verwendung elcktrischer Arbeit; 
Aufspeicherung, Leitung und Verteilung elek- 
trischer Arbeit; elektrische Beleuchtung und 
Kraftübertragung; Meßverfahren; elektrische 
Kraftwerke; elektrische Bahnen und deren Fahr- 
zeuge. 

Gut befähigten technischen Praktikanten und 
Eisenbahnsekretären, von denen anzunehmen ist, 
daß sie die Zusatzprüfung bestehen können, 
ist tunlichst Gelegenheit zu geben, sich auf 
die Prüfung vorzubereiten. Insbesondere ist 
geeigneten, in Berlin, Danzig oder Hannover 
stationierten Beamten zu gestatten, an der dor- 
tigen Technischen Hochschule Vorlesungen zu 
hören (!), um sich die erforderlichen 
Kenntnisse zuerwerben. 


Anlage: 
l. Arbeiten der bautechnischen Eisenbahn- 
Ingenieure. 
1. Weichen- und Signalsicherungsanlagen 
nach höheren Weisungen. 
2. Führung der Brü.kenprüfungsbücher für 
s.hwicrigere Konstruktionen sowie 


Eisenbahn-Ingenieure 


3. Ausarbeitung schwierigerer (!) Konstri:k- 
tionen, soweit bei 2 und 3 ein ausge- 
dehnteres Wissen auf dem Gebiete der 
höheren Mathematik notwendig ist. 


4. Ausarbeitung größerer Bahnhofsumbaı- 
entwürfe nach Skizzen und höheren Wei- 
sungen. 

5. Ausarbeitung größerer Hochbauentwürie 
nach Skizzen und höheren Weisungen. 


6. Mitarbeit bei der Aufstellung von Dienst- 
anweisungen auf schwierigeren Gebieten 
(in Unterstützung des leitenden höheren 
Beamten). 

7. Mitarbeit bei der Aufstellung von Nor- 
malien schwierigerer Art (in Unter- 
stützung des leitenden höheren Beamten). 


H. Arbeiten der maschinentechnischen Eisen- 
bahn-Ingenieure. 


1. Ausarbeitung schwierigerer Entwürfe für 
den Neubau und die Erweiterung von 
Werkstätten, Elektrizitätswerken, Lade- 
stationen, Wasserwerken, Entseuchungsan- 
lagen, Beleuchtungsanlagen u. dergl. 

2. Entwürfe für Fahrzeuge. 

3. Bauüberwachung und Abnahme von Fahr- 
zeugen auf den Werken. i 

4. Grundlagen für die militärische Beurtei- 
lung der Fahrzeuge hinsichtlich ihrer Bav- 
art und Leistungsfähigkeit. 

5. Ausarbeitung schwierigerer 
sungen. 


Dienstanwei- 


Ein Kommentar zu diesem Erlaß ist für einen 
akademisch gebildeten Ingenieur überflüssig. 
Kann man sich eine größere Mißachtung des 
akademischen Ingenieurstandes denken als die- 
sen Erlaß? Unterhält etwa der Staat die 
teuren Technischen Hochschulen deshalb, um 
mittlere Techniker heranzubilden? Wozu 
sind denn die Baugewerkschulen eingerichtet 
worden? >- 

Man kommt unwillkürlich zu der Ansicht, 
daß die maßgebenden Stellen sich nicht darüber 
klar sind, was die Aufgabe einer Hochschule 
und was die einer Mittelschule ist. Der Di- 
plom-Ingenieur muß ein Gymnasium oder eine 
Oberrealschule absolvieren und dann mindestens 
8 Semester an einer Technischen Hochschule 
studieren, bis er sein Diplomexamen ablegen 
kann; er muß viel Zeit und Geld opfern. Ein 
Eisenbahnsekretär dagegen, der nur die Ein- 
jährigen-Prüfung gemacht hat und zwei Jahr 
eine Baugewerkschule besuchte, soll „nebenbei“ 
alle Fächer der höheren Technik lernen und 
dann genau soviel leisten, wie ein gründlich 
geschulter Diplom-Ingenieur? Solange noch 
solche Erlasse herausgegeben werden, solange 
kann die Technik nicht den Platz einnehmen, 
der ihr im modernen Staat gebührt. Z. 


Aus den Bezirksvereinen — Aus der Geschäftsstelle 


I1. 
Ein Erlaß des Herrn Ministers der öffent- 
lichen Arbeiten lautet’): 


Dieser Erlaß ist in letzter Zeit wiederholt Ge- 
genstand sehr abfälliger Kritik geworden. Die 
Kritik ist aber m. E. nicht immer zutreffend 
gewesen. 

Es ist gewiß auffällig, daß eine an dem 
technischen Hochschulunterricht scit langem so 
hochinteressierte Behörde, wie das preußische 
Ministerium für öffentliche Arbeiten, den Ver- 
such unternimmt, das Hochschulstudium auch 
solchen Personen zugänglich zu machen, die 
nach den gesetzlichen Bestimmungen gar nicht 
an eine Hochschule gehören. Es ist auch gar 
nicht zu verkennen, daß die immer wieder- 
kehrenden Durchbrechungen der für die eigent- 
lichen Studierenden gestellten Anforderungen 
der Maturität auf das Ansehen und das spätere 
Fortkommen der letzteren hemmend und 
störend einwirken müssen. Aber diese Schädi- 
gung des Ansehens, die in den verschiedenen 
Besprechungen des Erlasses behauptet wird, ist 
doch vor allem auch den Hochschulbehörden 
selbst zur Last zu legen, die unaufhörlich 
immer wieder selbst die allgemein gültigen Be- 


stimmungen und Anschauungen übersehen oder 


solche Bestimmungen aufnehmen, die auch den 
Immaturen sogar ein volles Studium an Tech- 
nischen Hochschulen ermöglichen. 

Wenn die nächstbeteiligten Stellen, insbe- 
sondere auch die Ministerien, denen das tech- 


Aus den Bezirksvereinen. 


Düsseldorf. In der Monatsversammlung vom 
19. April wurde Herr Dipl.-Ing. H. Horn-Düssel- 
dorf zum ersten Schriftführer und Herr Dipl- 
Ing. O. Meß-Duisburg zum zweiten Schrift- 
führer gewählt. Die Adresse des Bezirksvereins 
lautet: Bezirksverein Düsseldorf, z. H. des 
Herrn Dipl.-Ing. Horn, Pionierstr. 831. 


Frankfurt am Main. Die Vorstandswahlen 
am 12. April hatten folgendes Resultat: Vor- 
sitzender: Herr Dipl.-Ing. Stamm, Oberinge- 
nieur der Siemens-Schuckert-Werke, Blitters- 
dorffiplatz 41. Schriftführer: Herr Dipl.-Ing. 
Kern, Ingenieur der Siemens-Schuckert-Werke, 
Escherheimerlandstr. 89. Stellvertr. Kassen- 
führer: Herr Dipl.-Ing. Weihe, Patentanwalt, 
Taunusstr. 1. 


Aus der Geschäftsstelle. 


In Ausführung des Ausschußbeschlusses anläßlich 
der Hauptversammlung hat Herr Dipl.-Ing. 
Dr. lang die Geschäftsleitung des Verbandes am 


°) Im Manuskript gestrichen. 


Die Schriftleituner. 
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nische Unterrichtswesen untersteht, hier nicht 
endlich einmal eine klare Grenze schaffen, so 
dürfte es doch nicht überraschen, daß diejenigen 
Behörden, die um die Heranziehung von guten 
Beamten bedacht sein müssen, alle gangbaren 
Wege gehen und gehen werden. Auf 100 im- 
mature Studenten, die jetzt noch an allen 
Technischen Hochschulen entweder als ‚„außer- 
ordentliche“ Studierende oder als Hörer zuge- 
lassen und sehr willkommen gcheißen werden, 
kommen noch nicht 10 spätere Eisenbahnbeamte. 
Weshalb die Eisenbahnbeamten, unter denen 
doch sicher auch sich solche Köpfe befinden, 
die sich mit den Hospitanten messen können, 
von dem Unterricht ausschließen? Sind sie, 
die dem Staate doch in den meisten Fällen schon 
etwas geleistet haben, schlechter zu behandeln, 
als junge Hospitanten, deren Wissen und be- 
sonders deren Können noch gar nicht erprobt 
wurde? | 

Natürlich bleibt aber gegen den Erlaß das 
einzuwenden, daß doch die Technischen Mittel- 
schulen für die Ausbildung der mittleren tech- 
nischen Beamten bestimmt sind, und daß es 
doch viel leichter und viel billiger ist, die 
Beamten auf diesen zahlreichen Schulen ihre 
Kenntnisse erweitern zu lassen. Nur kein 
Verwischen der Grenzlinien. Das ist das 
Schlimmste, was uns jetzt bevorsteht. 


Planer. 


1. Mai übernommen. Geschäftszeit fortab täg- 


lich von 8—4 Uhr. 

In der Zeit vom 1. Mai bis 15. Juni 1910 
findet in den Ausstellungssälen der Königlichen 
Akademischen Hochschule für die bildenden 
Künste, Charlottenburg, Hardenbergstraße, die 
„Allgemeine Städtebau-Ausstellung‘‘ statt. Der 
Arbeitsausschuß der Ausstellung hat der Ge- 
schäftsstelle Eintrittskarten zum halben Preise 
(50 Pf. anstatt 1 Mark) angeboten, wenn 
mindestens 100 Stück entnommen werden. Wir 


bitten unsere Mitglieder, diesbezügliche Wünsche 


baldigst der Geschäftsstelle mitzuteilen. 

Gleichzeitig machen wir unsere Mitglieder 
auf nachstehendes Verzeichnis von Vorträgen 
aufmerksam, welche im Zusammenhang mit der 
Ausstellung gehalten werden: 


Erste Reihe. 


1. bis 21. Mai. 

Landesbaurat Prof. Goecke: 
„Welche Erwartungen dürfen wir an das 
Ergebnis des Wettbewerbs Groß - Berlins 


knüpfen ?“ 


Aus der Tagespresse 


Geh. Baurat und Stadtbaurat Krause: 
„Die Verkehrsfragen GroßB-Berlins.‘“ 

‚Prof. Dr. Eberstadt: 
„Die Arbeiterwohnung 
England‘ (Lichtbilder). 

Kgl. Baurat Schliepmann: 

„Die Notwendigkeit eines baupolizeilichen 
Machtspruches und die Grenzen seiner Nütz- 
lichkeit.‘‘ 

Kgl. Ober- und Geh. Baurat Stübben: 
„Regelmäßigkeiten und Unregelmäßigkeiten 
im Städtebau‘ (Lichtbilder). 

Prof. Högg, Direktor des Gewerbemuseums, 

Bremen: 

„Park und Friedhof“ (Lichtbilder). 

Fritz Stahl: 

„Die Stadt als Kunstwerk‘ (Lichtbilder). 

Prof. Blum, Hannover (über Verkehrswesen, 
genaues Thema vorbehalten). 

Privatdozent Dr. Brinckmann, Aachen: 
„Aufstellung von Monumentalplastik‘‘ (Licht- 
bilder). 


in Deutschland und 


Zweite Reihe. 
23. Mai bis 15. Juni. 


Prof. Cornelius Gurlitt, Dresden (Thema 
vorbehalten). 


Geh. Hofbaurat, Prof. Genzmer: 
„Raumkunst und Städtebau.“ . 


Geh. Reg.-Rat, Dr.-Ing. Muthesius: 
„Die Gartenstadtbewegung‘““ (Lichtbilder). 


Dr. Südekum: 
„Recht und Sitte im Wohnwesen.“ 


Prof. Diestel, Kgl. Baurat, Dresden: 
„Neuzeitliche Anschauungen im Bauordungs- 
wesen.‘ 


Oberingenieur R. Pet ersen: 


„Großstadtverkehr‘“ (Lichtbilder). 
Dr. Hegemann: 
„Bestrebungen des amerikanischen Städte- 


. baus“ (Lichtbilder). 


Geh. Baurat Eger: 
„Die Entwicklung der Wasserstraßen Groß- 
Berlins und anderer Großstädte‘ (Lichtbilder). 


Architekt Hermann Jansen: 
„Groß-Berlin der Zukunft‘ (Lichtbilder). 


Aenderungen vorbehalten. 


Karten für einzelne Vorträge kosten für die 
vorderen Plätze 2 Mark, im übrigen 1 Mark. 


Der Zeichnungsbetrag für eine ganze Reihe 
beträgt entsprechend 12 und 6 Mark. Die im 
Vorverkauf nach Zeichnung für eine ganze 
Reihe ausgegebenen Karten sind übertragbar. 

Anfragen sowie Zeichnungen und Geldsen- 
dungen sind an die Geschäftsstelle der All- 
gemeinen Städtebau-Ausstellung, z. H. von Dr. 
Werner Hegemann, Charlottenburg, March- 


straße 9 zu adressieren. 


Aus der Tagespresse. 


Staatsbürgerlicher Unterricht in Sachsen. In 
einer allgemeinen Verordnung des sächsischen 
Kultusministeriums an die Direktoren der höhe- 
ren Lehranstalten und an die Lehrerkollegien 
der höheren Schulen heißt es über die Frage des 
staatsbürgerlichen Unterrichts, der im nächsten 
Schuljahr zur Einführung gelangen soll: 

„Bei der staatsbürgerlichen Erziehung wird 

es sich weniger darum handeln, den Schülern 
eine Summe abfragbaren Wissens über die 
staatlichen Einrichtungen mitzuteilen, obwohl 
auch dies nicht fehlen ‚darf, als vielmehr 
darum, in ihnen Verständnis und Empfäng- 
lichkeit für das staatliche und wirtschaftliche 
Leben der Gegenwart zu wecken und sie für 
die Zukunft fähig zu machen, die Erscheinun- 
gen des öffentlichen Lebens zu beobachten 
und zu würdigen. Die Einführung eines be- 
sonderen Unterrichts in Staats- und Bürger- 
kunde wird zur Zeit nicht beabsichtigt; zu- 
nächst mag der Versuch gemacht werden, die 
Aufgabe im Rahmen der bestehenden Lehr- 
pläne zu lösen, wie es teilweise schon jetzt 
der Fall ist. In erster Linie wird Geschichts- 
unterricht, namentlich der oberen Klassen, der 
ja gegenwärtig überall bis zur Gegenwart 
fortgeführt wird, bei Beschränkung der 
Kriegsgeschichte für eine zusammenhängende 
Behandlung der Staats- und Bürgerkunde 
Raum lassen; aber auch Heimat- und Erd- 
kunde kann der staatsbürgerlichen Erziehung 
selbst der jüngeren Schüler insoweit dienen, 
als der Lehrstoff in ihrem Anschauungskreise 
liegt. Nicht minder wird der deutsche und 
fremdsprachliche Unterricht mannigfache Ge- 
legenheit bieten, die reiferen Schüler mit 
staatswissenschaftlichen Gedankengängen ver- 
traut zu machen und durch Vergleichung 
fremdländischer Einrichtungen die heimischen 
verstehen und schätzen zu lernen.“ 


Verantwortlicher Schriftleiter: Wilh. Franz, Charlottenburg, Kantstraße 10. 
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ZUR WOHNUNGSFRAGE. 


Von O. Schleicher, Regierungsbaumeister, Heilbronn. 


Die Wohnungsfrage ist im letzten Jahr- 
zehnt Gegenstand eifrigster Untersuchung 
geworden und hat in der sozialen Frage 
schon lange ihren selbständigen Platz ge- 
funden. Sie beginnt zuerst da selbständig 
und ernst zu werden, wo in der gesellschaft- 
lichen Bewegung die Bedeutung der Woh- 
nung in ihren einzelnen Momenten zum 
Bewußtsein kommt, wo ihr Verhältnis zum 
Nichtbesitz und zur erwerbenden Kraft der 
arbeitenden Klasse aufgefaßt wird. 

Die ersten grundlegenden Untersuchungen 
über die Wohnungsfrage und Wohnungsnot 
sind 1886 vom Verein für Sozialpolitik ver- 
anstaltet worden. 

A. Damaschke, der hochverdiente Vor- 
sitzende des Bundes deutscher Bodenreformer, 
spricht in seinen Werken: „Die Bodenreform, 
Grundsätzliches und Geschichtliches zur 
Erkenntnis und Ueberwindung der sozialen 
Not“, Berlin 1907, S.58, und in den „Auf- 
gaben der Gemeindepolitik“, Jena 1904, 
S. 195, die Ansicht aus, daß die Bedeutung 
der Wohnungsfrage für das gesamte Volks- 
leben nicht hoch genug eingeschätzt werden 


könne, daß hier die Grundlagen des ge- 
sundheitlichen und sittlichen Lebens auf dem 
Spiele stehen. Es sei dies um so ernster, 
als sich auf diesem Gebiet Verhältnisse in 
Deutschland entwickeln konnten, die hoffent- 
lich schon einer nahen Zukunft einfach 
unverständlich sein werden. In England, 
dessen kapitalistische Entwicklung ja Deutsch- 
land um einige Jahrzehnte voran ging, haben 
sich ähnliche große Mißstände nicht bilden 
können; den Grund warum, werden wir 
später kennen lernen. 

Eingehende Schilderungen in den ge- 
nannten Werken sowie in der Bundes- Zeit- 
schrift: „Die Bodenreform“, gestützt auf 
amtlich erhobene Zahlen, sowie von Zeit zu 
Zeit wiederkehrende Schilderungen in der 
Presse beweisen das Vorhandensein einer 
schlimmen Ueberfüllung der kleineren 
Wohnungen und eine ständig steigende 
Wohnungsnot in den im letzten Menschen- 
alter durch die Industriealisierung so rasch 
gewachsenen Industrieorten und Groß- 
städten. Die alte nationalökonomische Regel, 
daß für die Miete nur !/ des Einkommens 
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ausgegeben werden soll, gilt da schon lange 
nicht mehr. Man muß nun Damaschke bei- 
stimmen, wenn er sagt, daß jede soziale Re- 
form auf andern Gebieten, in Vereinen zur 
Hebung der Sittlichkeit, der Mäßigkeit usw., 
eine Kräfte-Zersplitterung bedeutet, solange 
Hunderttausende in den Großstädten nicht 
die elementarsten Vorbedingungen für all das 
haben können, was zu einem gesunden und 
sittlichen Familienleben gehört, und daß die 
Aufrechterhaltung der physischen und 
moralischen Gesundheit unseres Volkes ein- 
schneidende Maßregeln zur Abstellung der 
Wohnungsnot erfordert. 


Professor v. Liszt, der berühmte Straf- 
rechtslehrer, sprach bei seiner Antrittsrede an 
der Berliner Universität seine Ansicht dahin- 
gehend aus, daß eine verständige Wohnungs- 
reform wertvoller ist als ein Dutzend neuer 
Strafparagraphen. 

Da schlechte Wohnungsverhältnisse außer- 
dem den besten Nährboden für Epidemien 
abgeben, so ist hier für viele egoistisch 
veranlagte Menschen ein wichtiger realer 
Grund zu Mitarbeit und Interesse an der 
Wohnungsreform gegeben. 

Die frühere Auffassung, daß die Wohnungs- 
frage einfach eine Lohnfrage sei, hat sich 
bald als unrichtig herausgestellt. Es ist oft 
schon vorgekommen, daß eine kaum er- 
betene oder erkämpfte Erhöhung des Ein- 
kommens von Beamten und Arbeitern sofort 
durch eine Steigerung der Wohnungsmieten 
größtenteils aufgesogen wurde, ja sogar, daß 
die Einkommenserhöhung den Grund zur 
Steigerung bildete. 

Der Mangel an gesunden und billigen 
Wohnungen kann nun deswegen nicht be- 
hoben werden, weil der Grund und Boden 
durch die Bodenwertspekulation zu teuer 
geworden ist. Und die der Privatspekulation 
zur Ausbeute überlassene Grundrente ist die 
Ursache des Bodenwuchers und seiner Miß- 
stände. Die Wohnungsfrage ist in den rasch 
zunehmenden Industriestädten hauptsächlich 
eine Bodenfrage, das wird jetzt fast allgemein 
anerkannt. Es gehört daher zum Wahlspruch 
der Bodenreformer, daß die Bodenreform 
auch Wohnungsreform ist, daß die ent- 
- scheidenden Maßnahmen im Kampfe gegen 


die Wohnungsnot dahin gehen müssen, den 
Schacher mit dem Boden, seinem Festhalten 


durch die Spekulation und der dadurch 


herbeigeführten, unnatürlichen Werterhöhung 
ein Ende zu machen. 

Es ist daher einleuchtend, daß die Ein- 
richtung der Wohnungsinspektion und des 


-Wohnungsnachweises nur dazu dienen kann, 


die Wohnungsverhältnisse festzustellen, zu 
überwachen und die gröbsten Mißstände zu 
beseitigen. Weiter bedeutet die Verbesserung 
der Wohnungsverhältnisse durch Erbauung 
von Kleinwohnungen seitens Reich, Staat und 
Gemeinde, seitens Arbeitgebern, Stiftungen 
und sonstiger gemeinnütziger Bautätigkeit 
und durch Verbesserung der Verkehrsmittel 
nur eine solche lokaler Natur und gering- 
fügige im Vergleich zur Größe der Woh- 
nungsnot. 

Ein weiteres Mittel, der Wohnungsnot ab- 
zuhelfen, geben die Bauordnungen in Ver- 
bindung mit dem Bebauungsplan an die 
Hand. Vermittels dieser ist die Möglichkeit 
vorhanden, die Baudichtigkeit, insbesondere 
die Geschoßzahl der Häuser einzuschränken, 
wodurch die Ertragsfähigkeit des Bodens ab- 
nimmt und eine übermäßige Wertsteigerung 
des Grund und Bodens hintangehalten wird. 
Vor allem ist es nach Ansicht der Boden- 
reformer eine der ersten Aufgaben von 
Gemeinden, Bauordnungen durchzusetzen, 
welche wenigstens in den neuen Außen- 
bezirken der Städte die modernen Miets- 


kasernen, „diese Massengräber des Volks- - 


wohls“ nach Damaschke, unmöglich machen. 


Die Abhängigkeit der Wohnungsmieten 
von Geschoßzahl und Bodenpreis behandelt 
nun Oberbaurat Professor Baumeister- 
Karlsruhe, der verdienstvolle Vorkämpfer 
für Bodenreform, in Nr. 22 des Technischen 
Gemeindeblattes vom 20. Februar 1910 auf 
Grund eines genauen vollständigen Nach- 
weises des Zusammenhanges zwischen Ge- 
schoßzahl und Wohnungskosten. Es wird 
der Anteil des Bauplatzwertes an dem Ge- 
samtherstellungsaufwand von Kleinwoh- 
nungen rechnerisch vor Augen geführt. Bei 
einem Bodenpreis von 10 M. pro qm stellt 
sich der Bauplatz für ein Haus von 2 bis 
5 Geschossen auf !/; bis 1/10 des Gesamt- 
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aufwandes, bei einem solchen von 20 M. 
pro qm schon auf !/; bis !‘s; bei einem 
solchen von 50 M. sogar auf !’.. Hieraus 
folgt die Wichtigkeit der Verhinderung des 
übermäßigen Steigens der Bodenpreise. 


Baumeister kommt zur Ansicht, daß die 
Mietskaserne ganz zu unterdrücken ist und 
daß sich aus den Formen des „Bürgerhauses« 
mit 2 oder 3 Geschossen und mit 2 bis 
6 Familien passend abgestufte Bauklassen 
für Wohnbezirke entnehmen lassen. Zum 
Schluß betont er, daß die Wohnungsfrage 
hauptsächlich eine Bodenfrage bleibe. 

Professer Nußbaum-Hannover stellt 
in seiner Hygiene des Städtebaues 1907 
(Sammlung Göschen) Seite 32 die Behaup- 
tung auf, daß in Großstädten ein erhebliches 
Niedrighalten der Bodenpreise im Sinne der 
Bodenreformer auf dem Verordnungswege 
nicht gelungen ist. Weitgehende Verord- 
nungen hätten sogar bisher stets ein be- 
trächtliches Steigen der Mietspreise zur 
Folge gehabt, das ausgleichend auf die 
Bodenpreise wirkte. 

Ueber diese Fragen und die Zweck- 
mäßigkeit der Mietskasernen bzw. der 
Stockwerkshäufung haben in den letzten 
Jahren scharfe literarische Kämpfe stattge- 
funden (Vergl. Dr. Eberstadt- Berlin: Die 
Spekulation im neuzeitlichen Städtebau, 
Jena 1907), so auch bei dem jetzt im Land- 
tag in Beratung stehenden Entwurf der 
neuen württembergischen Bauordnung. 

Als weitere wesentliche Maßregeln der 
Bodenreform wird der Erwerb eines großen 
Teiles des Baulandes durch die Gemeinden, 
die Einführung einer gut ausgebauten pro- 
gressiven Umsatz-, Grundwert- und Zu- 
wachs-Steuer sowie die Einführung der 
Bodenleihe in Gestalt des Erbbaurechts be- 
trachtet (§ 1012 BGB.). Durch die Boden- 
besteuerung soll ein Teil der der Privat- 
spekulation zufallenden Grundrente der Ge- 
samtheit zurückgewonnen werden. Bei der 
Grundwertsteuer wird die Grund- und Ge- 
bäudesteuer nach dem sog. gemeinen Wert, 
d. h. dem Verkaufswert, berechnet und nicht 
wie seither nach dem sehr geringen 
Nutzungswert. Die Wertzuwachssteuer soll 
die jetzt sich bildende Grundrente erfassen. 
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Das Erbbaurecht ist bekanntlich das auf 
einem Grundstück für einen bestimmten 
Zeitraum eingeräumte Recht eines Dritten, . 
auf diesem Grundstück eigene Baulichkeiten 
zu errichten. 


In außerordentlich interessanter, sozial- 
politischer Weise behandelt nun der Staats- 
ministera.D. GrafPosadowski-Wehner 
auch die Mißstände im Wohnungswesen 
und ihre Folgen in seiner Abhandlung: „Die 
Wohnungsfrage als Kulturproblem“ in Nr. 6 
der Zeitschrift „Der Volkserzieher« vom 
20. März 1910 (Verlag Schlachtensee-Berlin) 
und in seinem gleichnamigen Vortrag (Ver- 
lag E. Reinhardt, München). Es seien zur 
Charakteristik derselben einige Sätze her- 
ausgegrilfen und aneinandergereiht: „Wer 
die Kultur eines Volkes heben will, muß 
die wirtschaftlichen Lebensbedingungen und 
die geistig sittliche Bildung der tiefen 
großen Massen zu ergründen und zu heben 
suchen. Das findet besonders Anwendung 
auf die Wohnungsfrage, die gerade für die 
besitzlosen Massen eines der schwersten 
Probleme ist.“ „Nicht an Uebervölkerung 
leiden wir, sondern an einer ungleichen 
und hierdurch ungünstigen Verteilung der 
Bevölkerung.“ „Der Dichtigkeit des Zu- 
sammenwohnens der Bevölkerung ent- 
sprechend sinkt die körperliche Tauglichkeit. 
Um diesen Uebelständen wirksam entgegen- 
zutreten, wird es eines sehr tiefen Eingriffs 
in die öffentliche rechtliche und privatrecht- 
liche Gesetzgebung bedürfen.“ „Die Stei- 
gerung der Grundstückspreise und damit 
der Mieten ist nur dadurch möglich, daß 
man den Grund und Boden durch seine 
unbeschränkte Verschuldbarkeit zu einer 
Marktware gemacht hat.“ „Es handelt sich 
bei Verbesserung der Wohnungsverhältnisse 
darum, einem möglichst großen Teile unserer 
Bevölkerung gesunde, in möglichster Nähe 
ihrer Arbeitsstätte gelegene Wohnungen zu 
sichern, in denen sie gegen periodische un- 
billige Mietssteigerungen und gegen unbe- 
gründete Kündigungen geschützt sind.“ Am 
Schlusse seiner Abhandlung hebt Graf 
Posadowsky noch hervor, daß Deutschland 
weder durch sein Klima, noch durch seine 
geographische Lage so begünstigt sei, wie 
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andere konkurrierende Staaten, daß sein 
Reichtum in der Arbeitskraft und Arbeitslust 
seiner Bewohner liege. Es sei daher Pflicht 
der gesamten Gesellschaft, denen, die nichts 
als ihre Arbeitskraft ihr eigen nennen, dieses 
Gut zu erhalten und alle hierzu geeigneten 
Mittel der Gesetzgebung, der Verwaltung 
und der menschlichen Nächstenliebe anzu- 
wenden. 


Als Maßnahmen zur Hebung der Miß- 
stände empfiehlt Posadowsky r.eben solchen 
schon oben angeführten Mitteln die Ein- 
führung einer gesetzlichen Verschuldungs- 
grenze, sodann vor allem die rechtliche 
Ausgesta’tung und die geordnete finanzielle 
Unterstützung des Erbbaurechts. Er weist 
auf England hin, wo das Erbbaurecht als 
eingelebtes, fest begründetes Rechtsinstitut 
in so großem Umfang bestehe und wo die 
Mietspreise so wesentlich niedriger sind als 
bei uns und sagt dann von Deutschland: 
„Schon in mittelalterlichen Städten kam die 
sogenannte „Bodenleihe« zur Anwendung; 
aber in Verwechslung persönlicher poli- 
tischer Freiheit und vertragsmässiger Ge- 
bundenheit nutzbringender Vermögensob- 
jekte widerstrebte die individualistisch- 
kapitalistische Strömung des 19. Jahrhunderts 
allen gebundenen Formen der Bodennutzung 
und erst durch das Bürgerliche Gesetzbuch 
vom Anfang dieses Jahrhunderts wurde die 
mittealterliche Bodenleihe als „Erbbaurecht‘“ 
wieder zu Ehren gebracht, wenn auch nur 
zögernd, in lückenhafter Form und offenbar 
ohne soziales Verständnis für die große 
sozialpolitische Bedeutung dieses alten 
Rechtsinstituts.“ 


Wie nun aber die Untersuchungen des 
Nationalökonomen Professor Dr. jur. 
Eberstadt-Berlin nachweisen, liegt der 
Grund des Aufgebens des altdeutschen 
Rechts der Bodenleihe tiefer, nämlich in der 
Rezeption des römischen Rechts in 
Deutschland, d. h. der Rormanisierung 
unseres deutschen Rechts im 14. und 15. 
Jahrhundert. (Eberstadt ist am HI. Preis für 
Bebauungsplan Großberlin beteiligt.) 


In seinem epochemachenden Handbuch 
des Wohnun.swesens und der Wohnungs- 
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frage, Jena 1909 beschreibt Professor Eber- 
stadt in § 4 Seite 30 den Grundstücksver- 
kehr des Mittelalters und die Bildung des 


Leihenrechts, wonach der Beliehene cin 
selbständiges Recht an der „Besserung“ 


d. h. an den von ihm errichteten Bauwerk 
hat. Die Verleihung geschah in der Regel 
zu Erbrecht, so daß der Erwerber ein zeit- 
lich unbeschränktes, frei veräußerliches Erb- 
recht an der Bodennutzung und am Ge- 
bäude erhielt, im Gegensatz zu England, 
wo die Verleihung in der Regel auf 99 Jalıre 
und eventuell länger erfolgt. Eberstadt sagt 
nun Scite 32 weiter: „In der bodenpolitischen 
Entwicklung zeigt sich nun die Größe des 
deutschen Rechts und seine Ueberlegenheit 
gegenüber dem römischen Recht. Das erste, 
was das deutsche Immobiliarrecht durch- 
führte, war die vollständige Scheidung 
zwischen Boden und Bauwerk. Nach 
deutschem Recht durften die Werte, welche 
Kapital und Arbeit schufen, sich nicht ver- 
einigen mit dem Recht des Bodenbesitzes. 
Für die städtische Bodennutzung war hier- 
mit die Rechtsordnung geschaffen, welche 
die wirtschaftlichen und sozialen Interessen 
mächtig förderte und zugleich der gemein- 
schädlichen Entwicklung der Grundrente 
und des Bodenbesitzes entgegenstand. Flier- 
durch wurden Kapital und Arbeit in un- 
unterbrochenem Strom dem Boden zugeführt 
und in einer kapitalarmen Zeit wurde de 
intensivste Bodenkultur ermöglicht.“ (Verel. 
auch Handbuch 8 42 und S 51.) 


Gemäß römischem Recht gehört nun das 
Bauwerk als wesentlicher Bestandteil zum 
Grundstück, auf dem es steht. Denn in 
diesem Recht gelten die Normen: Sachteile 
sind keine Sachen. Eine Sache, welche 
Akzession, d. h. wesentlicher Bestandteil ge- 
worden ist, hat aufgehört selbständig zu sein, 
da den Sachteilen das selbständige körper- 
liche Dasein fehlt. Nur an Sachen gibt es 
Eigentum. Erst nach der Trennung ist der 
Sachteil selbständigen Eigentums fähig. Die 
Akzession ist daher ein Eigentumserwerbs- 
erund. Vergleiche Kapitel I im Sachenrecht 
der Institutionen von Sohm, Leipzig 1908, 
welche die Geschichte und das System des 
römischen Privatrechts behandeln. 
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Diese Grundsätze wurden erst während 
der römischen Kaiserzeit durch die Rechts- 
institute der superficies, d. h. Dienstbarkeiten, 
durchbrochen. Wir finden beide Arten von 
Normen in dem früher geltenden „Gemeinen 
Recht“, dem usus modernus Pandektarunı, 
und jetzt in unserm in der Hauptsache 
romanistischen Bürgerlichen Gesetzbuch, in 
den 88 90—99, 903 ff. und 1018 ff., wieder. 


Hinsichtlich des jetzigen Rechtes sagt 
Eberstadt S. 32: „Die hohe Bedeutung des 
deutsch-rechtlichen Grundsatzes zeigt sich 
nicht nur in der Geschichte, sondern im 
gleichen Maße in der Gegenwart, die von 
der deutsch-rechtlichen zu der älteren 
römisch-rechtlichen Ordnung zurückgekehrt 
ist. Die heutigen Schwierigkeiten in unserm 
Wohnungswesen und die widerstandslose 
Herrschaft der Bodenspekulation haben zu 
einer ihrer vornehmsten Ursachen nichts 
anderes als dıe fehlerhafte und in der 
neueren Zeit noch verschärfte Ordnung (des 
Realkredits), derzufolge jeder Aufwand an 
Kapital und Arbeit heute der Bodenspekula- 
tion zugute kommt. Auf der Verschmelzung 
der produktiven Aufwendung mit der spe- 
kulativen Preistreiberei beruht in seinem 
letzten Grunde der Erfolg der heutigen 
Bodenspekulation.“ 

In dem 2. und 5. Teil seines Handbuches, 
welche die Preisbildung der städtischen 
Bodenwerte sowie die Kapitalbeschaffung, 
Bodenleihe und Besteuerung behandeln, wird 
der Nachweis hierfür geliefert. 

Die Bodenbesteuerung gehört nach Eber- 
stadt zweifellos zu den bedeutsamen Mitteln 
der Bodenpolitik. Sie sollte aber nicht als 
isoliertes und grundlegendes Mittel ange- 
sehen werden, da sich die Mißstände im 
Wohnungswesen schwerlich vermindern 
würden, wenn nicht eine Reformierung der 
Einrichtungen unseres Grundbuchwesens in 
deutsch-rechtlichem Sinne vorausgehe, da 
jetzt nur die Ausnahme der sog. Meliorations- 
hypothek (Art. 118 Einführungs-Ges. BGB.) 
die rechtliche und grundbuchliche Trennung 
einer auf Melioration beruhenden Forderung 
durch Landesgesetzgebung zulasse. 

Es ist hier noch zu bemerken, daß das 
schweizerische Recht (siehe Zivilgesetzbuch 
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vom Jahre 1897, Verlag Reklam) und das 
englische von der Rezeption des römischen 
Rechtes nicht beeinflußt wurden, also die alt- 
deutsch-rechtlichen Grundsätze zur weiteren 
Entwicklung gebracht haben. Vergleiche 
auch Handbuch 8 42, 8 51 und 8 52. 


Gestützt auf seine Untersuchungen stellt 
daher Eberstadt die Forderung der Rück- 
kehr zu unserm deutsch-rechtlichen System 
und den Grundsatz der Hypotheken- 
differenzierung, d. h. Scheidung und 
dauernde Trennung der Hypotheken in’ 
Meliorationshypotheken, welche für die zur 
Verbesserung des Grundstücks verwendeten 
Darlenen gewährt werden, und in einfache 
Bodenschulden auf. (Siehe Handbuch 5. Teil, 
Seite 266 bis 268.) Er betrachtet daher 
die Reformierung der Ordnung des 
Realkredits als das eigentliche Ziel 
im Wohnungswesen. 

Seite 268 seines Handbuches erfahren 
wir, daß der auch von Graf Posadowsky 
empfohlene Vorschlag der Einführung einer 
Verschuldungsgrenze für Baugelände von 
Bauinspektor A. Weiß herrührt. (Siehe auch 
„Spekulation im neuzeitlichen Städtebau“ 
Seite 191.) 

Und nun sei endlich kurz die Preis- 
bildung der städtischen Bodenwerte in 
deutschen Großstädten und Industrieorten, 
dass „Arbeiten der Spekulation in 
Terrain“ geschildert. (Siehe Handbuch 
2. Teil, 8 10 bis § 21). 

Es wird zuerst in 8 10 darauf hingewiesen, 
daß es unzulässig ist, die allgemeinen Wirt- 
schaftsgesetze über die beweglichen Güter, 
z. B. das Gesetz von Angebot und Nach- 
frage, auf den Boden anzuwenden, da der 
Boden unbeweglich und in der Hauptsache 
unvermehrbar ist und das Grundbuchrecht 
ihm weitere Eigenschaften gibt; weiter wird 
dann der Unterschied zwischen Handels- 
spekulation und . Bodenspekulation festge- 
stellt. Letztere wird durch das Wachstum 
und die Ausdehnung der Städte angeregt, 
da Ackerland von 0,5 bis 1,0 M. pro qm 
Wert in Bauland von 10 bis 100 M. pro qm 
Wert umgewandelt wird. Der Gewinn und 
das Feld der Spekulation ist um so gröber, 
je größer die Bodenwertsteigerung ist, und 
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sie ist daher bestrebt, die Steigerung mög- 
lichst zu vergrößern. Es entsteht zuerst die 
Hausplatzrente, eine gesteigerte höhere 
Grundrente, welche der Boden als Baustelle 
hat. Der Vorzug der Lage (gute Geschäfts- 
oder Wohnlage) bewirkt eine weitere natür- 
liche Steigerung der Rente. Eine rasche und 
intensive künstliche Wertsteigerung entsteht 
dann aber durch die Möglichkeit der Aus- 
führung dichter Bebauung mit 5— 6stöckigen 
Mietskasernen durch das System der 
Stockwerkshäufung — „die Kaser- 
nierungsrente“ nach Eberstadt. Diese 
ist von der Lage der Baustelle unabhängig 
und stellt ein festes konstantes Preiseleinent 
dar. Hier kann die Spekulation die größte 
Wertsteigerung erreichen, hier ist die größte 
Preistreiberei möglich, indem weite Gelände- 
= flächen aufgekauft und Jahrzehnte von der 
Bebauung ferngehalten werden. 

Eberstadt hält die Ansicht nicht für richtig, 
daß man die Bodenteuerung örtlich — in 
Mittelstädten — fernhalten könne Die 
Meinung, die Großstädte seien für die 
Wohnungsreform verloren, es kommen hier- 
für nur noch die Mittelstädte in Betracht, 
sei falsch. Nur die Städte, welche stagnieren, 


würden von der Bodenteuerung verschont 


bleiben. 

Die Bodenspekulation, welche vor allem 
die große Kasernierungsrente zu gewinnen 
sucht, marschiert nun nicht wie die echte 
natürliche Grundrente von innen nach außen, 
sondern von den neuen Außenbezirken nach 
dem Weichbild der Stadt. 

Schon bei Annäherung an die Großstädte 
sieht ınan die Mietskasernen im freien Felde 
stehen, wo das Bauland in reichlicher Fülle 
zu Gebote steht. Hier sind die stärksten 
Behausungsziffern zu finden, während nach 
der Stadt zu die Höhe und Dichtigkeit der 
Bebauung meistens abnimmt. Die so unge- 
sunde Zusammendrängung der Bevölkerung 
entsteht also nicht auf knappem Boden, 
sondern auf ursprünglich geringwertigem 
und reichlichem Boden. Das ist das Werk 
der Spekulation, welche sich in den Besitz 
groBer Außengebiete gesetzt hat und einen 
weiten Ring um die Stadt legt. Die freie 
Zufuhr von Gelände wird abgeschnitten und 


das Gesetz von Angebot und Nachfrage 
außer Kurs gesetzt. Die Belagerung beginnt. 
Die Spekulation sucht jetzt die auf Grund 
der künstlich geschaffenen Bodenteuerung 
erzeugte Bodenrente auf das Gelände zu 
übertragen. Durch das System der Stock- 
werkshäufung in den Mietskasernen kommt 
die Kasernierungsrente hinzu. 

Der Nationalökonom Professor Lujo 
Brentano hat diesen von außen nach innen 
gerichteten Druck ebenfalls sehr genau ge- 
schildert. 

Das Gelände muß so lange durchgehalten 
werden, bis sich ein kapitalschwacher 
Unternehmer findet, der den geforderten 
Preis durch die Bebauung des Grundstücks 
realisierbar macht. Durch sogenannte 
„Kettengeschäfte“« (nach Eberstadt) kommen 
solche Unternehmer ganz unter das kapita- 
listische Joch der Spekulanten. Einer der 
größten Bauherren Düsseldorfs sagte dies- 
bezüglich: „Bauunternehmer sind Leute, die 
man annimmt, um Terrain zu verwerten.“ 


Der Bauunternehmer muß dem Boden- 
besitzer die Priorität in Form der 1. Hypothek, 
„wobei die Zweite gleich mit drin liegt“, 
einräumen und diese Hypothek wird auf 
Grund einer möglichst in die Höhe ge- 
triebenen Feuertaxe so hoch wie möglich 
aufgebläht. Später kommt noch eine 
II. Hypothek (eigentlich die Ill) und das 
Restkaufgeld zur Grundstücksbelastung 
hinzu. Diese Art Bodenspekulation, die sich 
nur in Deutschland auf Grund der römisch- 
rechtlichen Grundsätze unseres BGB. hat 
bilden können, nennt Eberstadt „Hypo- 
thekenspekulation« und die so ge- 
schaffenen I. Hypotheken „Grundbuch- 
reitwechsel«. 

Durch den Verkauf des Grundstücks an 
den Bauunternehmer ist für die früheren 
Bodenbesitzer, Bodenspekulanten und Bau- 
stellenhändler ein großer Spekulationsgewinn 
greifbar geworden, der durch die grund- 
buchliche Belastung ganz auf die Mieter 
abgewälzt wird. 

Die entstehenden Massenmietshäuser 
werden zu 90—96°/o ihres fiktiven Wertes 
mit Hypotheken belastet und dann an kapital- 
schwache Käufer,sogenannte „nominelle Haus- 
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besitzer“, das zweite lebendige Instrument der 
Bodenspekulation, gegen eineganzgeringe An- 
zahlung von 0°'% bis 4% bis 10°/o verkauft, 
was nur vermöge der vom staatlichen 
Grundbuch gewährten Sicherheit möglich ist. 


Der nominelle Hausbesitzerstand solcher 
Mietshäuser wälzt nun alle Unkosten, Er- 
höhungen der Hypothekenzinsen auf die 
Mieter ab, die Mieter — Angestellte und 
Arbeiter — mittels Lohnkämpfen zum Teil 
auf die Arbeitgeber, letztere auf die Kon- 
sumenten. Wir haben also hier eine endlose 
Schraube für die Lohnbewegung in 
unserer Volkswirtschaft, welche fortwährende 
Lohnkämpfe und Teuerung verursacht. 

Es sei noch erwähnt, daß Professor 
Dr. Eberstadt in seiner Abhandlung: 
„Fragen der Stadterweiterung in Bremen 
und ihre allgemeine Bedeutung“ in Nr. 7 
des Technischen Gemeindeblattes vom 
Juli 1909 die Spekulationsfrage kurz und 
übersichtlich dargestellt hat. Bremen ist 
hiernach die einzige unter den deutschen 
Großstädten, welche der neueren Ent- 
wicklung der städtischen Bauweise nicht 
gefolgt ist und die überlieferten Bauformen 
fortgebildet hat. Siehe auch Städtebauliche 
Vorträge Bd. I, Heft 5, Wohnungsfrage und 
Bebauungsplan von Prof. Dr. Herkner und 
Bd. II, Heft 7, Bauordnung und Volkswirt- 
schaft von Dr. Eberstadt. 

Fassen wir das Gesagte zusammen, so 
sehen wir, daß auch der Volkswirtschafter 
im Verein mit dem Germanisten (Vertreter 
des deutschen Rechts) und wie leicht nach- 
zuweisen auch der Vertreter von -Handel 
und Gewerbe und der Naturwissenschafter 
die Rezeption des römischen Rechts in 
Deutschland als nationales Unglück be- 
trachten müssen. (Vergl. „Die Welträsel« 
von Professor Häckel-Jena.. Abschnitt: 
Unsere Rechtspflege, Volksausgabe Seite 9; 
„Die sexuelle Frage“ von Professor Dr. med., 
phil. et jur. A. Forel, München 1906, Kap. 
XIII, das Recht.) 

Professor Dr. Sternberg sagt in seiner 
„Allgemeinen Rechtslehre“ Teil I, (Sammlung 
Göschen) bei Würdigung der rechtshisto- 
rischen Bedeutung der römischen Rezeption 
Seite 103: „Es war in der Tat ein unseliges 
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Verhängnis, daß in derselben Stunde, da 
wir uns nach einer Richtung hin von der 
Uebermacht des römischen Geistes befreiten, 
diese auf einer andern Seite wieder er- 
drückend hereinbrach“, und Seite 104, 
nachdem er dem römischen Recht zu einem 
großen Teil die kastenmäßige Stände- 
scheidung zur Last gelegt hat, die sich im 
größten Teil Deutschlands bemerkbar macht: 
„Es war nicht bloß die Liebe zum Her- 
kommen, sondern daneben ein Grund sehr 
aktueller Natur, der in den Bauern Wider- 
streben und Haß gegen das römische Recht 
hervorrief; prägte es doch die losen, Ehre 
und Rang nicht übermäßig mindernden Ab- 
hängigkeitsverhältnisse der Bauern gegen- 
über den Herren, wie das deutsche Recht 
sie hatte, in blindem Doktrinarismus 
um in die Kategorie der Knecht- 
schaft. Als geistig wertvolles und 
politisch urteilsfähiges Element, wie 
er es im skandinavischen Norden 
blieb, ging der Bauernstand damit 
für Deutschland verloren. Aber selbst, 
nachdem sich der Bauer ins Joch der 
Fronen längst gebeugt, blieb der Haß gegen 
das römische Recht und seine Vertreter, die 
fürstlichen Richter, vor allem die Advokaten 
zurück, einfach wegen der Gegensätz- 
lichkeit des Rechtsbewußtseins usw.“ 


Und jetzt hat uns das römische 
Recht, wie Eberstadt nachgewiesen 
hat, in eine neue kapitalistische Fron- 
herrschaft seitens der Bodenwertspe- 
kulation gestürzt! 

Der Charakter des Realkredites wurde 
durch diese Spekulation in seinen Grund- 
richtungen verändert und dem Volk zum 
größten Teil eine unproduktive, im- 
materielle und stehende Verschuldung 
auferlegt. Die Beleihung wurde entscheidend 
für den Wert eines Grundstückes und der Real- 
kredit ist in Verbindung mit der Bodenpar- 
zellierung (Bebauungsplan usw.) das eigent- 
lich Entscheidende in der Wohnungsfrage. 

Die Bodenverschuldung Deutschlands be- 
trägt heute die Summe von 60 Milliarden 
Mark, der jährliche Zuwachs etwa 2 Milli- 
arden, wovon mindestens 3/4 auf die Städte 
entfallen. 
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Nach Damaschke „Die Bodenreform“ be- 
trägt die Grundrente für die eine Quadrat- 
meile nackten Sandbodens, auf der Berlin 
steht, 4 Milliarden Mark, so daß die dort 
lebenden Menschen jährlich 160 Millionen 
Mark Grundrente aufbringen müssen, olıne 
daß die Verzinsung der Gebäude usw. mit- 
gerechnet ist. 

Professor Dr. K. Beyerle-Göttingen 
sagt in seiner Abhandlung: „Deutsches Volk 
und deutsches Recht“, Oktoberheft 1909 von 
„\Westermanns Monatslieften“ u.a. Seite 144: 
„Das lateinische und darum volksfremde 
Corpus juris hat die Kluft zwischen 
Volk und Recht aufgerissen, an der wir 
noch kranken“, und Seite 145, nachdem er die 
grosse Antipathie der Bürger und Bauern 
gegen das römische Recht und die durch 
die Unkenntnis desselben geförderte Prozeß- 
sucht geschildert hat: „Die Rechtskenntnisse 
nahmen im Volk immer mehr ab, in dem- 
selben Grade stieg das Gefühl der Rechts- 
unsicherheit. Aus diesem Boden sproßten 
Gleichgültigkeit, Mißtrauen und Entfremdung 
zwischen Volk und Recht.“ 

Das Bürgerliche Gesetzbuch wird Seite 147 
gekennzeichnet: „Auch das BGB., das zum 
ersten Male dem deutschen Volke die Rechts- 
einheit auf dem Gebiet des Privatrechts ge- 
bracht hat, kann nicht als ein volkstümliches 
Gesetzbuch im Sinne der Ällgemeinverständ- 
lichkeit bezeichnet werden.“ Heute stehen 
sich also wie früher Gesetzgeber, Richter und 
Volk in kalter Entfremdung gegenüber. 
= Handel und Gewerbe sucht sich durch Ver- 
einbarung von Schiedsgerichten den staat- 
lichen Gerichten zu entziehen. Die Forderung 
nach Sondergerichten auf allen Seiten be- 
zweckt eine bessere und raschere Rechts- 
pflege und Milderung der Weltfremdheit der 
unpopulären pandektologischen Justiz durch 
ständige Beiziehung von Sachverständigen. 

Daß die Entfremdung zwischen Volk und 
Recht nur durch radıkale Umgestaltung 
unseres romanistisch- konstruktiven dogma- 
tischen Juristenrechtes zu beseitigen ist, muß 
jeder Unbefangene einsehen, welcher das 
Wesen des juristischen Modernismus kennt. 
(Siehe Gnäus Flavius, Der Kampf um die 
Rechtswissenschaft, Heidelberg 1906; Rechts- 
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anwalt Fuchs-Karısruhe, Schreibjustiz, Leip- 
zig 1907; Recht und Wahrheit, Berlin 1908; 
Die Gemeinschädlichkeit der konstruktiven 
Jurisprudenz, Karlsrulie 1909.) 

Wenn daher Dr. Radbruch in seiner 
Einführung in die Rechtswissenschaft 1910 
(Bibliothek „Wissenschaft und Bildung“) 
Seite 86 sagt: „Die Entfremdung zwischen 
Recht und Volk, die sich bei uns durch das 
Eindringen des römischen Rechts grausamer 
als anderswo vollzogen hat, kann nur durch 
eins gemildert werden: Rechtsunterricht auf 
unsern Schulen!“, so wird jedem Nichtpandek- 
tologen klar sein, daß dies ein verfehltes Mittel 
und zugleich eine Sisyphusarbeit wäre. Das 
romanistisch -philologische, dogma- 
tische Juristenrecht des BGB. wird 
in Deutschland niemals volkstümlich 
werden. Die Rechtsbildung muß sich auf 
die Staatswissenschaften, vor allem National- 
ökonomie und Soziologie stülzen, wie der 
Staatsrechtslehrer Dr. Lorenz von Stein in 
seinem Fundamentalwerk: „Gegenwart und 
Zukunft der Rechts- und Staatswissenschaft 
Deutschlands“, Stuttgart 1876, nachge- 
wiesen hat und wie es der heutige juristische 
Modernismus fordert. Dieser strebt ein 
soziologisches BOB. wie das schweizerische 
ZGB. und eine soziologische ZPO. wie die 
österreichische an Stelle der jetzigen forma- 
listischen Zivilprozeß unordnung an. 

Man muß Rechtsanwalt Fuchs unbedingt 
beistimmen, wenn er sagt, es sei ein Unsinn, 
daß unsere heutige Privatrechtswissenschaft 
und unser BGB. auf einer Methode und 
auf Grundsätzen beruhen, die einer völlig 
anders gearteten sozialen Kultur angehören. 
Dort alle Arbeit durch Sklaven verrichtet, 
heute die halbe Nation als vollberechtigte 
Bürger im Arbeitsverhältnis stehend. (Ge- 
meinschädlichkeit der konstruktiven J. S. 173). 
Es ist daher Pflicht der naturwissenschaftlich- 
technischen und volkswirtschaftlichen In- 
telligenz Deutschlands, sich die Forderungen 
des juristischen Modernismus zu eigen zu 
machen und mitzukämpfen an der Befreiung 
unseres Rechtes und unserer Rechtswissen- 
schaft vom Roman:!smus, zum Wohle des 
Vaterlandes. 


Schutz des Gebrauchsmusters vor der Anmeldung 
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SCHUTZ DES GEBRAUCHSMUSTERS VOR DER ANMELDUNG. 


(Ein praktischer Rechtsfall.) 


Der Kaufmann H. ist, wie er be- 
hauptet, Erfinder einer Verschluß- 
plombe. Die Plombe besteht aus einem 


biegsamen rechteckigen Metallstücke, 
dessen eine Hälfte in der Mitte mit 
einem am oberen Ende wulstförmigen 
Knopfe und dessen andere Hälfte in der 
Mitte mit einer runden strahlenförmig 
von Einschnitten umgebenen Öffnung 
versehen ist. Die Plombe wird in der 
Weise gehandhabt, daß der ersterwähnte 
Teil auf den letztbzzeichneten Teil ge- 
bogen wird, wodurch die Öffnung sich 
über den Knopf drückt. Auf diese Weise 
wird eine Verbindung zwischen beiden 
Teilen hergestellt, die nur mittels eines 
scharfen Werkzeugs und nur unter Ver- 
letzung des Materials der Plombe lös- 
bar ist. 

H. hatte die Absicht, sich die Plombe 
bei dem Kaiserlichen Patentamte als Ge- 
brauchsmuster schützen zu lassen. Er 
wollte der Anmeldung ein Modell bei- 
fügen und beauftragte zu diesem Zwecke 
den Kaufmann B. mit der Herstellung 
eines solchen Modells, indem er ihm 
nicht nur die Idee der Erfindung mit- 
teilte, sondern ihm auch Angaben über 
die Art der Ausführung machte. B. 
übertrug seinerseits die Anfertigung des 
Modells dem Mechaniker X entsprechend 
den Angaben des H. | 

Nachdem dieser ein Modell den An- 
gaben des H. entsprechend hergestellt 
und den B. übergeben hatte, gab B. das 
Modell nicht an H. heraus, sondern mel- 
dete die Plombe als Gebrauchsmuster 
auf seinen Namen an. Die Eintragung 
des Gebrauchsmusters ist auch erfolgt. 

H. verlangt nun im Wege der Klage 
von B. Einwilligung in die Löschung des 
Gebrauchsmusters. B. wendet ein, die 
Idee der Erfindung genieße keinen recht- 
lichen Schutz, geschützt werde vielmehr 
nur das nach der Idee hergestellte Mo- 
dell. Dies Modell stamme aber im vor- 
liegenden Falle von ihm. 


Der Klage des H. ist stattgegeben 
worden. (Urteil des Landgerichts Köln 
vom 6. April 1910). Es wird in den 
Gründen des Urteils in rechtlicher Be- 
ziehung ausgeführt: Nach § 6 Abs. 2 
des Gesetzes betr. den Schutz von Ge- 
brauchsmustern vom 1. Juni 1891 stehe 
dem Verletzten gegen den Eingetra- 
genen ein Anspruch auf Löschung des 
Gebrauchsmusters zu, wenn der 
wesentliche Inhalt der Eintragung 
den Beschreibungen, Zeichnungen, 
Modellen, Gerätschaften oder Ein- 
richtungen des Verletzten ohne 
seine Einwilligung entnommen sei. Hier- 
aus ergebe sich, daß das Gesetz den 
Besitz an Gebrauchsmustern auch vor 
der Anmeldung als ein Recht anerkenne, 
indem es zu seinem Schutze ausdrücklich 
Bestimmungen getroffen habe. Der 
Schutz gegen widerrechtliche Eingriffe, 
den das Recht am Gebrauchsmuster vor 
der Anmeldung genieße, sei völlig analog 
dem Schutze des Rechts an der Erfin- 
dung vor der Eintragung bei dem Pa- 
tentgesetze. Eine Entnahme im Sinne des 
Gesetzes liege vor, wenn der Inhalt der 
Anmeldung aus den Beschreibungen usw. 
des Verletzten stamme. Unter den Be- 
griff „Beschreibungen“ fielen auch 
mündliche Angaben. Die Entnahme 
setze ferner noch voraus, daß darin ein 
fertiger Erfindungsgedanke zum Aus- 
drucke gelange, die Idee allein ohne An- 
gabe der Mittel zu ihrer Ausführung 
reiche nicht aus. 

In tatsächlicher Hinsicht wird sodann 
in den Entscheidungsgründen festge- 
stellt, daß die dem B. als Gebrauchs- 
muster geschützte Verschlußplombe, wie 
der Augenschein lehre, genau den münd- 
lichen Angaben, welche H. dem B., als 
er ihm die Herstellung des Modells 
übertrug, gemacht habe, entspreche, und 
noch bemerkt, daß B. selbst in einem 
Schreiben anH. zugegeben habe, daß die 
Idee der Erfindung von H. herrühre. 
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Das Gericht ist also auf Grund des 
$ 6 Abs. 2 des Gebrauchsmusterge- 
setzes zu einer Verurteilung des B. nach 
Klageantrag gelangt. 

Es gibt aber noch einen anderen Weg, 
um H. zu seinem Rechte zu verhelfen. 
Es steht ihm auch eine Klage aus 
$S 826, 249 des BGB. zu. Nach $ 826 
ist zum Schadensersatz verpflichtet, wer 
in einer gegen die guten Sitten ver- 
stoßenden Weise einem anderen vorsätz- 
lich Schaden zufügt. Nach $ 249 hat 
der Schadensersatzpflichtige den Zu- 
stand herzustellen, der ohne Eintritt des 
schädigenden Umstands bestehen würde. 
Im gegebenen Falle wird der frühere 
Zustand durch Löschung des Ge- 
brauchsmusters herbeigeführt. Es fragt 
sich also nur, ob die Voraussetzungen 
des $ 826 gegeben sind. Diese Frage 
ist zu bejahen. 

Es ist in dem vorstehend wiederge- 
gebenen Urteile richtig bemerkt, daß das 
Recht am Gebrauchsmuster vor der An- 
meldung in analoger Weise geschützt 
wird, wie das Recht an der Erfindung 
vor Eintragung des Patents. Wie die 
noch nicht angemeldete Erfindung beim 
Patente, so stellt auch das Gebrauchs- 
muster vor seiner Anmeldung ein ge- 
werblich verwertbares immaterielles Gut 
dar, dessen Entziehung oder Beeinträch- 
tigung, wenn sie vorsätzlich geschicht, 
gegen die guten Sitten verstößt. Zwar 
geht es zu weit, wenn das Landgericht 
Berlin in seiner Entscheidung vom 
17. Mai 1906 (Blatt für Patent-, Muster- 
und Zeichenwesen 13,9) ausführt: „Die 
Nachbildung ungeschützter Modelle 
durch einen Konkurrenten erscheine dem 
herrschenden Volksbewußtsein und dem 
allgemeinen Anstandsgefühle und nicht 
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minder den hier besonders in Frage 
kommenden Anschauungen des ehrbaren 
Kaufmanns und des redlich denkenden 
Technikers stets als eine den guten 
Sitten des Verkehrs widersprechende 
und verwerfliche Handlung.‘ Mit Oster- 
rieth (Lehrbuch des gewerbl. Rechts- 
schutz Seite 182) ist vielmehr eine Nach- 
bildung nicht eingetragener Gebrauchs- 
muster nur dann als widerrechtlich an- 
zusehen, wenn die begleitenden Um- 
stände einen Verstoß gegen die guten 
Sitten begründen, wenn z. B. jemand zu 
Zwecken des Wettbewerbs unbefugt in 
die Geheimsphäre eines anderen eindringt 
oder unbefugt das Arbeitsprodukt des 
Besitzers des Gebrauchsmusters zur ei- 
genen Ausbeutung benutzt. Letzteres 
trifft aber hier zu. 

Denn B. hatte es auf Grund des ihm 
von H. erteilten Auftrags übernommen, 
das für die Anmeldung des Gebrauchs- 
musters auf den Namen des H. be- 
stimmte Modell nach den Angaben des 
H. herzustellen. Er war deshalb ver- 
pflichtet, das Modell nach Fertigstellung 
an H. abzuliefern und blieb seine Ver- 
pflichtung bestehen, auch wenn er sei- 
nerseits, wie geschehen, die Ausführung 
der Arbeit einem anderen überließ. Er ist 
dieser Verpflichtung nicht nur nicht nach- 
gekommen, sondern hat das Modell, 
ohne irgendwie hierzu berechtigt zu 
sein, zu Zwecken des Wettbewerbs für 
sich, also zur eigenen Ausbeutung be- 
nutzt, indem er auf Grund des Modells 
die Plombe als Gebrauchsmuster auf 
seinen Namen anmeldete und sich ein- 
tragen ließ. Er hat damit vorsätzlich 
gegen die guten Sitten verstoßen und 
ist deshalb dem H. gegenüber schadens- 
ersatzpflichtig. N. 


AMTLICHE SACHVERSTÄNDIGE FÜR KRAFTFAHRZEUGE 
MIT BEDINGUNGSWEISE ABGESCHLOSSENER HOCHSCHULBILDUNG. 


Von Dipl.-Ing. G. B. Münch, polizeil. Sachverständiger für Kraftfahrzeuge. 


Am 3. Februar 1910 erfolgte die „Be- 


(RGBI. Seite 389), wonach auf Grund 


kanntmachung betreffend die Regelung der §§ 5 Abs. 2, 25 Abs. 2 und Anlage 


des Verkehrs mit 


Kraftfahrzeugen“ 


B. II amtlich anerkannte Sachverständige 
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erforderlich sind. In den Ausführungs- 
bestimmungen zur Verordnung des Bun- 
desrates vom 3. Februar 1910 über den 
Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 21. 
März 1910 G.- u. VBI. Seite 51 wird 
gemäß SS 3, 4 von den amtlich aner- 
kannten Sachverständigen u. a. abge- 
schlossenes Studium auf einer Tech- 
nischen Hochschule gefordert. Es lauten: 


8 3. 


Sachverständige für die Prüfung 


von Kraftfahrzeugen. 


(1) Personen, die als Sachverständige 
für die Prüfung von Kraftfahrzeugen 
amtlich anerkannt werden wollen, haben 
der höheren Verwaltungsbehörde ($ 1) 
ihre Sachkunde und Unparteilichkeit 
darzutun: 

1. durch den Nachweis: 

a) eines abgeschlossenen Studi- 
ums auf einer Technischen 
Hochschule; 

b) einer längeren, mindestens zwei- 
jährigen Betriebspraxis vor oder 
nach beendigtem Hochschulstu- 
dium ; 

c) eingehender Kenntnisse des Baues 
und Betriebes von Kraftfahr- 
zeugen; soweit dieser Nachweis 
nicht durch Ingenieurpraxis in einer 
Kraftfahrzeugfabrik erbracht wer- 
den kann, müssen sich die An- 
wärter mindestens vier Wochen in 
einer Kraftfahrzeugfabrik von Ruf 
informatorisch beschäftigt haben; 

d) des Besitzes des Führerscheins; 


2. durch die Versicherung, daß sie in 
keinem Abhängigkeitsverhältnisse zur 
Kraftfahrzeugindustrie stehen. 

(2) Zu einer Abweichung von diesen 
Grundsätzen ist die Genehmigung der 
Landeszentralbehörde und die Zu- 
stimmung des Reichskanzlers er- 
forderlich. 

84. 
Sachverständige für die Prüfung 
der Führer. 


Personen, die als Sachverständige für 
die Prüfung der Führer von Kraftfahr- 


213 


zeugen amtlich anerkannt werden wol- 
len, haben hinsichtlich ihrer Sachkunde 
und Unparteilichkeit den in $ 3 unter 
1 und 2 aufgestellten Anforderungen zu 
genügen, soweit nicht für die unter la 
bis c geforderten Nachweise Abwei- 
chungen durch die Landeszentral- 
behörde zugelassen sind. 


Dieses sind zwei Paragraphen, durch 
die besonders auch den Diplom-Ingeni- 
euren ein bevorzugtes Amt eingeräumt 
wird, und welches unbedingt gleich von 
Anfang aber spätestens vom 1. Oktober 
d. J. an nur von Vollakademikern be- 
setzt werden müßte, ohne daß der fol- 
gende Paragraph in Anwendung zu kom- 
men brauche. 


Dieser lautet: 


§ 5. 
Fortsetzung. 

Die gegenwärtig von den Polizeibe- 
hörden anerkannten Sachverständigen 
können bis zum 1. Oktober 1910 von den 
höheren Verwaltungsbehörden auch 
dann als Sachverständige zugelassen 
werden, wenn sie die Anforderungen in 
$ 3 Abs. 1, Ziffer 1 nicht erfüllen. Nach 
dieser Zeit ist ihre Anerkennung als 
Sachverständige nur zulässig, wenn sie 
den Anforderungen der 88 3, 4 ge- 
nügen, oder Ausnahmen der dort be- 
zeichneten Art bewilligt worden 
sind. 

So klar und deutlich $ 3 in erster 
Linie abgeschlossenes Hochschulstudium 
vorschreibt und § 5 erst in zweiter 
Linie und als Übergangsbestimmung zu 
betrachten ist, scheinen große Schwie- 
riekeiten zu entstehen, um dieses Sach- 
verständigen-Amt nur durch technisch 
wissenschaftlich gebildete Vollakademi- 
ker ausüben zu lassen. Im Interesse der 
Diplom-Ingenieure liegt es wohl ganz 
entschieden, wenn hierzu Stellung ge- 
nommen würde, um bei den Landeszen- 
tralbehörden den Beweis erbringen zu 
können, daß überhaupt kein Ausnahme- 
fall nach § 5 vom 1. Oktober 1910 an 
zuzulassen nötig sei. 
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Daß augenblicklich nicht § 3 in erste 
Linie gestellt, sondern vorläufig § 5 
mehr zur Anwendung herangezogen 
wird, sei durch die Verfügung der Kö- 
niglichen Kreishauptmannschaft in Leip- 
zig beifolgend erwiesen. 

Als die Verordnung über den Ver- 
kehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Fe- 
bruar 1910 bekannt wurde und am 
1. April in Kraft treten sollte, beantragte 
ich am 18. März bei der Kreishauptmann- 
schaft, mich als Sachverständigen zu er- 
nennen; desgleichen hatte ich das Po- 
lizeiamt der Stadt Leipzig darum er- 
sucht. Sobald dann am 21. März die 
Ausführungsbestimmungen zur Verord- 
nung des Bundesrates vom 3. Februar 
1910 über den Verkehr mit Kraftfahr- 
zeugen bekannt wurden, worin gemäß 
§ 3 (1) 1a von den amtlich anerkannten 
Sachverständigen ein abgeschlossenes 
Studium auf einer Technischen Hoch- 
schule gefordert wird, wollte ich prinzi- 
piell als Sachverständiger anerkannt 
werden. Da ich außerdem alle übrigen 
Nachweise, die nach den Ausführungs- 
bestimmungen der Verordnung ge- 
fordert werden, beibringen konnte, 
glaubte ich als Sachverständiger so zu 
erscheinen, wie das Gesetz gewünscht 
hate. 

Ain 8. April 1910 wurde ich auf Grund 
der Einreichung meiner in den Ausfüh- 
rungsbestimmungen verlangten Nach- 
weise von dem Polizeiamt der Stadt 
Leipzig verpflichtet und neben den be- 
reits früher ohne abgeschlossenes Hoch- 
schulstudium Ernannten als Sachver- 
ständiger für Kraftfahrzeuge anerkannt, 
was gemäß & 3 der Ausführungsbestim- 
mungen öffentlich bekannt gemacht wor- 
den ist. 

Am 21. April 1910 erhielt ich von der 
Königlichen Kreishauptmannschaft ein 
Schreiben vom 12. April folgenden In- 
halts: 

„Auf das Gesuch vom 18. vorigen 
Monats wird Ihnen zunächst eröffnet, 
daß die Königliche Kreishauptmann- 
schaft vorläufig zufolge § 5 der Aus- 


führungsbestimmunge. der Königlichen 
Ministerien der Finanzen und des In- 
neren vom 21. März 1910 (Gesetz- und 
Verordnungs-Blatt 1910 S. 51) die von 
den Polizeibehörden früher anerkann- 
ten Sachverständigen auch ihrerseits bis 
zum 1. Oktober dieses Jahres zuge- 
lassen hat. 

Sollten Sie Ihr eingangs erwähntes 
Gesuch um Anerkennung als Sachver- 
ständiger für die Prüfung von Kraft- 
fahrzeugen und Führern noch aufrecht 
erhalten wollen, werden Sie veranlaßt, 
bis zum 1. Juli dieses Jahres die in $ 3 
der angezogenen Ausführungsbestim- 
mungen gedachten Nachweise anher ein- 
zureichen. 

Adresse: 

Herrn Gottfried Bernhard Münch, 


Diplom-Ingenieur 
in Leipzig. 
Königliche Kreishauptmannschaft. 
gez. v. Welck.“ 

(Nebenbeibemerkt erhalte ich alle 
Zustellungen von dem Polizeiamt der 
Stadt Leipzig unter der Adresse: Herrn 
Dipl.-Ing. G. B. Münch, polizeil. Sach- 
verständiger für Kraftfahrzeuge usw.). 

Von der Königlichen Kreishauptmann- 
schaft bin ich also nicht als Sachver- 
ständiger für Kraftfahrzeuge anerkannt 
worden, obgleich ich bei dem Polizei- 
amt einige Tage vorher verpflichtet 
wurde und den Ausführungsbestimmun- 
gen allein bedingungslos entsprach. 

Ich möchte hierdurch ganz besonders 
auf das Amt eines Sachverständigen für 
Kraftfahrzeuge hinweisen, um zu veraa- 
lassen, daß hierzu Sachverständige mit 
abgeschlossenem Hochschulstudium, be- 
sonders vom 1. Oktober 1910 an, all:inig 
ernannt und anerkannt werden, wie es 
das Gesetz in erster Linie anführt. Der 
Verband Deutscher Diplom-Ingenieur 
müßte Mittel und Wege finden, damit 
keine vom Gesetz angeführte Ausnahme 
bewilligt zu werden brauche. 

Diese Verordnung bedeutet in ihren 
Ausführungsbestimmungen einen Schritt 
vorwärts in der Einschätzung eines ab- 


Sa 


oon a a M 


Dipl.-Ing. Dr. jur. Runkel-Langsdorff, Nachdruck und Nachdruckshonorar 


geschlossenen technisch wissenschaft- 
lichen Studiums, was anerkannt und ge- 
würdigt werden muß. Der Wert kann 
aber allgemein nur dann hoc) angesetzt 
werden, wenn es sich um ein zu bilden- 
des reines Element handelt und nicht um 
die Legierung. Sollte für dieses so ge- 
schaffene Vertrauensamt auch heute 
nach bereits verflossenen zehn Jahren 
nech immer eine S:!andeslegizerung nötig 
sein, so müßten mindestens weitere 
dreißig Jahre verfließen, ehe das ge- 
suchte Element allein zurück bleibt. Ich 
möchte ganz bestimmt betonen, daß das 
jetzt geschaffene Amt auch cin unbe- 
dingt zu erstrebendes Ehrenamt für 
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einen Diplom-Ingenieur ist, trotzdem es 
eine Einnahme mit sich bringt. Es ist 
gerade heute die Pfiicht eines Diplom- 
Ingenieurs, sich um das Amt eines Sach- 
verständigen für Kraftfahrzeuge zu be- 
werben, auch wenn ihm dasselbe .nicht 
ohne weiteres, sendern erst nach zusätz- 
lich verlangter vierwöchiger Beschäfti- 
gung in einer Kraftfahrzeugfabrik von 
Ruf übertragen werden kann. Möge sich 
vom 1. Oktober 1910 ab eine Gruppe 
von Sachverständigen bilden, die insge- 
samt ein abgeschlossenes Studium auf 
einer Technischen Hochschule nach- 
weisen können. 


NACHDRUCK UND NACHDRUCKSHONORAR. ') 


Von Dipl.-Ing. Dr. jur. Runkel-Langsdorff in Freiburg i. B. 


I. Nach § 15 des Urhebergesetzes (= UG.) 
ist jede Vervielfältigung eines Schriftwerkes 
ohne die Einwilligung des Berechtigten im all- 
gemeinen unzulässig. Von dieser Regel sind 
mehrere Ausnahmen vorgesehen. So ist u. a. 
nach $ 18 eod. der Abdruck von Artikeln aus 
Zeitungen — ni:ht auch aus Zeitschriften — 
unter Quellenangabe zulässir, wenn nicht durch 
einen Vermerk der Abdruck ausgeschlossen 
wurde. Stellt jedoch der Artikel eine Aus- 
arbeitung wissenschaftlichen, technischen oder 
unterhaltenden Inhaltes dar, so ist der Abdruck 
selbst dann untersagt, wenn auch der Vermerk 
fehlen sollte. Dagegen dürfen vermischte Nach- 
richten tatsächlichen Inhaltes und Tagesneuig- 
keiten stets abgedruckt werden und zwar nicht 
nur aus Zeitungen, sondern auch aus Zeit- 
schriften. Steht bei Artikeln dieser Art ein 
Vermerk, wonach der Abdruck ausgeschlossen 
sein soll, so ist dies belanglos und für den Ab- 
druck kein Hindernis. 

Im Interesse einer schnellen Berichterstattung 
ist der Abdruck aus Zeitungen bei einem 
größeren Kreise von Artikeln zulässig als bei 
den Zeitschriften. Bei beiden sind aber in 
gleicher Weise die hier interessierenden Aus- 
arbeitungen wissenschaftlichen, technischen und 
unterhaltenden Inhalts vor Abdruck geschützt. 
Für Zeitungen folgt dieser Schutz aus § 18 
Abs. 2, für Zeitschriften aus § 15 a. a. O. 
Wer solche Artikel ohne Einwilligung des Be- 
rechtigten nachdruckt, macht sich schadens- 
ersatzpflichtig und muß gewärtigen, neben einer 
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)) Aus Zeitschrift Gewerblicher Rechtsschutz und Urheber- 
recht. September 1909. 


Buße auch noch Geldstrafe zahlen zu müssen. 
Auch das Weglassen der Quellenangabe ist 
unter gewissen Umständen strafbar. 

I. Um den Abdruck der unbedingt ge- 
schützten Artikel zu ermöglichen, pflegt eine 
große Anzahl von Zeitungen und Zeitschriften 
ihnen den Vermerk ‚Nachdruck mit Quellen- 
angabe gestattet“ beizufüzen. Häufig trifft man 
auch am Kopfe oder Schlusse des Blattes eine 
generelie Notiz: „Nachdruck sämtlicher Artikel 
mit genauer Quellenangabe‘ gestattet. 

Diese Notiz hat schon des öfteren Anlaß zu 
Unzuträglichkeiten zwischen Herausgebern oder 
Verlegern einerseits und den Schriftstellern, 
den Verfassern der einzelnen Artikel, ander- 
seits gegeben, da letztere von den ihre Artikel 
nachdruckenden Zeitschriften — diese seien 
nunmehr hauptsächlich in Betracht gezogen — 
Honorar beanspruchen, das ihnen in vielen 
Fällen unter Berufung auf die zitierte Notiz 
verweigert wird. Ob diese Verweigerung am 
Platze ist, soll in Nachfolgendem untersucht 
werden. Hierbei ist das Verhältnis, in dem der 
Verfasser zu dem Verleger der Zeitschrift steht, 
die den Erstdruck bringt, von großer Be- 
deutung. Dieses Verhältnis kann vielgestaltigster 
Art sein. (Vgl. Fischer: Zur Neuregelung des 
Nachdrucks- und Verlagsrechts im Zeitungs- 
wesen in der Festgabe für Wilke 1900, S. 84.) 

Hier sei vor allem dasjenige zugrunde ge- 
legt, in dem der gelegentliche Mitarbeiter zum 
Herausgeber steht; also der häufig vorkom- 
mende Fall, daß ein Autor einen Beitrag dem 
Verleger einer Zeitschrift übersendet, ohne 
deren Bedingungen näher zu kennen. 


216 


Ucberläßt ein Verfasser dem Verleger einen 
Artikel, so sind drei Möglichkeiten gegeben: 
a) er schließt mit ihm einen Verlagsvertrag ab, 
b) er überläßt ihm den Artikel nur zum Ab- 

druck ohne einen Vertrag über die Ver- 

lagsrechte mit ihm abzuschließen, 

c) er tritt, ohne einen Verlagsvertrag abzu- 
schließen, einzelne ihm zustehende Rechte 
an den Herausgeber ab. 

Zu a): Durch den Abschluß eines Verlags- 
vertrags verliert der Verfasser im allgemeinen 
für die Dauer des Vertrags das Recht der 
Vervielfältigung und Verbreitung ($$ 2, 41 des 
Verlagsgesetzes [= VG.]). Hierin tritt zu 
Gunsten des Verfassers eine wesentliche Be- 
schränkung cin, wenn der Artikel für eine 
Zeitschrift oder Zeitung geliefert wurde. Im 
ersten Falle darf der Verfasser den Artikel 
weiterverwerten, wenn ein Jahr nach Ablauf 
des Kalenderjahres, in dem der Beitrag er- 
schien, verstrichen ist; im zweiten Falle hat er 
sogar nur die Verpflichtung, mit der Ver- 
wertung bis nach dem Erscheinen des Beitrags 
zu warten (§ 42 VG.). Ist aber der Autor, 
der unter Abschluß eines Verlagsvertrags einen 
wissenschaftlichen Artikel an eine Zeitschrift 
geliefert hat, z. B. selbst Herausgeber einer 
Zeitung, so darf er trotz des Vertrags den ge- 
lieferten Artikel in seiner eigenen Zeitung nach- 
drucken, wenn die Zeitschrift den Nachdruck 
ausdrücklich gestattet, denn nach § 2 VG. muß 
sich der Autor nur im gleichen Maße wie jeder 
Dritte der Vervielfältigung enthalten. Dem 
Dritten ist sie aber hier gestattet. 

Aus dem Abschluß des Verlagsvertrages 
allein folgt noch nicht, daß dem Verfasser eine 
Vergütung zu gewähren sei. Dies ist nur der 
Fall, wenn eine solche vereinbart wird, oder 
die Ueberlassung des Beitrags den Umständen 
nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten 
ist ($ 22 VG.). 

"Während der Dauer des Vertrages muß 
der Verfasser sich der Verwertung enthalten; 
sie steht allein dem Verleger zu, der z. B. den 
Artikel an andere Zeitschriften kostenlos oder 
gegen eine ihm zufließende Vergütung ab- 
geben darf. 

Nach Ablauf dieses Zeitraums hat sich der 
Verleger der Verwertung, wenn man von einer 
nachher zu besprechenden Ausnahme absicht, 
zu enthalten und der Verfasser tritt in seine 
Rechte ein. Hat der Verleger noch während 
der Vertragsdauer einen Artikel abgegeben, 
dessen Abdruck erst nach dieser Zeit erfolet, 
so wird der Verfasser hier nicht in der Lage 
sein, seinerseits eine Vergütung geltend zu 
machen, denn eine Beschränkung dieser Art ist 
für den Verleger im Gesetz nicht vorgesehen. 
Ist z. B. der Vertrag auf die Dauer von 
3 Jahren abgeschlossen und erscheint ein Artikel 
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in einer Zeitschrift, die den Nachdruck gestattet, 
im Jahre 1900, so kann der Verleger, nicht 
aber der Verfasser, die Vergütung von einer 
Zeitschrift beanspruchen, die den Beitrag vom 
Verleger im Jahre 1900 erworben hatte, aber 
den Abdruck erst im Jahre 1904 brachte. 

Hat dagegen die nachdruckende Zeitschrift 
den Artikel erst im Jahre 1904 in dem Jahr- 
gang von 1900 der ersten Zeitschrift gefunden 
und abgedruckt, so wird der Verfasser in der 
Lage sein, den Anspruch auf die Vergütung 
geltend zu machen, immer vorausgesetzt, daß 
der Tatbestand des oben zitierten $ 22 VG. 
gegeben ist. 

Ist der Vertrag noch in Kraft, während der 
Verfasser bereits in der Lage ist, nach $ 42 
VG. seinerseits den Beitrag zu verwerten, so 
darf er Honorar nur für die von ihm, nicht 
aber für die vom Herausgeber bewirkten 
Abdrucke verlangen. Selbstverständlich kann 
die Befugnis des Verfassers, den Beitrag ge- 
mäß 8 42 VG. zu verwerten, vertraglich aus- 
geschlossen werden. 

Hat der Nachdrucker den Artikel der ersten 
Zeitschrift ohne Zutun des Verlegers oder Ver- 
fassers zu einer Zeit entnommen, in der der 
Vertrag noch in Kraft, der Verfasser aber 
schon zur Verwertung berechtigt war, so dürfte 
es der Billigkeit entsprechen, das Nachdrucks- 
honorar dem Verleger zuzugestehen, da der 
Nachdruck nicht auf eine Verwertungstätigkeit 
des Verfassers zurückgeht, wohl aber indirekt 
durch den Verleger, d. h. durch die erste Ver- 
öffentlichung durch ihn, bewirkt wurde. 

Zu b): Ueberläßt der Verfasser dem Ver- 
leger einer Zeitschrift einen Artikel ohne einen 
Verlagsvertrag abzuschließen, so ist dadurch 
ausgedrückt, daß der letztere nicht das aus- 
schließliche Recht zur Vervielfältigung und 
Verbreitung erhalten soll. Damit aber ver- 
bleibt nach 8 42 Abs. 1 VG. dem Verfasser 
das Recht der anderweitigen Verfügung über 
den Beitrag. Obwohl im Gesetz nichts über 
den Zeitpunkt gesagt ist, von dem ab der Ver- 
fasser über den Beitrag anderweitig verfügen 
darf, muß doch daran festgehalten werden, daß 
durch diese Verwertung das zweite Erscheinen 
des Artikels nicht vor oder gleichzeitig mit 
dem ersten Abdruck stattfinden darf; denn ab- 
gesehen von Ausnahmen sind angebotene 
Manuskripte immer Originale, d. h. noch nicht 
veröffentlichte. Solche, die bereits gedruckt 
sind, werden als Zweitdrucke bezeichnet, von 
vielen Zeitschriften überhaupt nicht anzenom- 
men oder nur sehr gering honoriert. Ist ein 
Manuskript nicht als Zweitdruck bezeichnet, 
oder geht aus der Art seiner Versendung usw. 
dies nicht hervor, so kann der Verleger damit 
rechnen, ein Originalmanuskript zum Erstdruck 
erhalten zu haben. Da als Zweitdrucke auch 
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solche Artikel zu gelten haben, die gleichzeitig 
in mehreren Drucken erscheinen (vergl. die 
Zeitschrift „Die Feder‘ 1908, S. 2139), muß der 
Verfasser mit der Verwertung bis nach dem 
Erscheinen des Erstdruckes warten, andernfalls 
er diesen zum Zweitdruck herabdrückt und den 
Vertrag, ein Originalmanuskript zu liefern, nicht 
erfüllt. Veranlaßt der Verfasser eine solche zu 
frühe Verwertung, so kann ihn der Verleger 
wegen Nichterfüllung oder nicht gehöriger Er- 
füllung des Vertrags nach § 320 ff. BGB. in 
Anspruch nehmen, ohne daß er, wie das Land- 
gericht Leipzig entschieden hat (vgl. „Die 
Feder‘ 1908, S5. 2139), am Vertrag festhalten 
müßte, so daß ihm nur der Anspruch auf 
Schadensersatz zustünde. 

Zu c): Ueberläßt der Verfasser dem Ver- 
leger den Beitrag, ohne einen Verlagsvertrag 
abzuschließen, so stehen dem Verfasser, wie 
unter b) erwähnt wurde, alle Rechte zu. Da 
aber die Bestimmungen des Verlagsvertrages 
größtenteils dispositives Recht sind (vgl. All- 
feld, Kommentar zum UG. und VG. 1902, 
S. 414), kann der Verfasser einzelne ihm zu- 
stehende Rechte abtreten oder auf sie ver- 
zichten. So kann vereinbart werden, daß der 
Verleger das Recht, den Nachdruck zu ge- 
statten, erhalten solle, oder daß zwar die Er- 
laubnis des Verfassers zum Nachdruck einge- 
holt werden müsse, das Nachdruckshonorar 
aber dem Verleger zufalle u.s.f. 

Die Uebertragung von urheberrechtlichen 
Befugnissen in der Art, daß dem andern nicht 
das ausschließliche Recht zur Vervielfältigung 
zusteht, gehört nach Allfeld (S. 94, Ziff. b) 
zu den Seltenheiten. Allfeld weist hierbei auf 
die Ausnahme, die $ 42 Abs. 1 VG. bildet, 
hin und fährt fort „doch kommt es vor, daß 
ein Autor den Abdruck eines Aufsatzes .... 
in einer Zeitschrift gestattet unter Vorbehalt 
sofortiger weiterer Verwendung.“ Faßt man 
die Sachlage so wie hier auf, dann wäre 
die Vermutung des $ 42 Abs. 1 VG. hinfällig 
und es müßte der Schriftsteller jedes Mal, wenn 
kein Verlagsvertrag abgeschlossen wurde, statt 
sich einfach auf § 42 Abs. 1 zu berufen, dar- 
tun, daß er ausdrücklich von dem Rechte des 
8 42 Abs. 1 Gebrauch gemacht habe. Damit 
aber wäre die Beweislast verschoben und das 
Gute, das für den Autor im § 42 geschaffen 
werden sollte, illusorisch. Dies führt zu dem 
Ergebnis, daß mangels besonderer Umstände 
die Vermutung des $ 42 Abs. 1, so wie es in 
der Absicht des Gesetzgebers lag, Platz greifen 
muß. 

HI. In allen drei Fällen ist der Verleger 
befugt auch nach dem Zeitpunkt, in dem die 
Verwertung des Beitrags durch den Verleger 
möglich ist — im Falle a) auch nach Ablauf 
des Vertrags —, das Sammelwerk, das den 
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Beitrag enthält, nicht aber den Beitrag allein 
für sich, von neuem zu vervielfältigen und zu 
verbreiten, ohne von neuem Honorar zahlen zu 
müssen, und ohne daß der Verfasser ihm diese 
weitere Benutzung des Artikels untersagen 
dürfte. Denn nach § 43 VG. ist der Verleger 
in der Zahl der Abzüge unbeschränkt, ohne daß 
eine zeitliche Begrenzung gegeben wäre. 


Da nach $ 41 VG. (,„Zeitung, Zeitschrift 
oder ein sonstiges periodisches Sammelwerk‘“) 
auch Zeitschriften unter den Begriff „Sammel- 
werk‘ fallen, können jederzeit ohne weitere 
Verbindlichkeiten gegen die Autoren einzelne 
Jahrgänge später wieder nachgedruckt werden. 


IV. Je nachdem der Fall a), b) oder c) vor- 
liegt, gestaltet sich auch das Verhältnis des 
Verfassers zum Nachdrucker. 

1. Im Falle a): War ein Verlagsvertrag ab- 
geschlossen, so darf, wie bereits erwähnt wurde, 
der Verfasser vom Nachdrucker kein Honorar 
verlangen; er darf ihm auch nicht den Nach- 
druck untersagen. 

2. Im Falle b) dagegen steht dem Ver- 
fasser das Urheberrecht an seinem Artikel zu; 
lediglich er ist z. B. zur Verfolgung eines 
widerrechtlichen Abdruckes seines Beitrages aus 
einer Zeitschrift befugt (vgl. Allfeld S. 71, 227). 


Hieran ändert auch der Umstand nichts, 
daß nach § 4 UG. der Herausgeber oder Ver- 
leger eines Sammelwerkes als dessen Urheber 
anzusehen ist, denn der Urheber des Sammel- 
werkes als ganzes und der Urheber des ein- 
zelnen Beitrags im Sammelwerk müssen nicht 
ein und dieselbe Person sein; dies ist nur der 
Fall, wenn dem Verleger auch die Urheberrechte 
an den einzelnen Beiträgen übertragen wurden. 
(Vgl. Allfeld S. 69, Zif. b.) 


Daß der Herausgeber oder Verleger eines 
Sammelwerkes als dessen Urheber gilt, kann 
vor allem bei anonym erschienenen Artikeln 
von Bedeutung sein, da hier der Verleger ge- 
gebenenfalls alle Schutzrechte an Stelle des Ver- 
fassers ausüben kann, ohne daß letzterer ge- 
zwungen wäre, aus seiner Anonymität hervor- 
zutreten. (Vgl. Fischer S. 69.) 

= Da der Verfasser sich seiner Rechte nicht 
begeben hat, hängt der Nachdruck von seiner 
Erlaubnis ab und steht ihm das Nachdrucks- 
honorar zu. 

3. Für den Fall c) läßt sich eine allgemein 
gültige Norm nicht aufstellen, da in concreto 
durch vertragliche Abmachungen das Ver- 
schiedenartigste ausbedungen sein kann. 


V. Ob ein Verlagsvertrag abgeschlossen 
wurde oder nicht, ist Tatfrage. Die gesetz- 
liche Vermutung spricht sich in § 42 VG. da- 
hin aus, daß bei Beiträgen für Zeitschriften der 
Verleger das ausschließliche Recht zur Verviel- 
fältigung und Verbreitung nicht erhalten solle, 
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daß also kein Verlagsvertrag vorliege. (Vgl. 
Allfeld S. 71, 453.) 

Wird diese Vermutung im Einzelfalle zur 
Gewißheit, so ändert der Vermerk in der Zeit- 
schrift: „Nachdruck gestattet‘ nichts an der 
Berechtigung des Verfassers, seinen Beitrag so- 
fort nach dem Erscheinen des Erstdrucks zu 
verwerten, d. h. von dem Nachdrucker seines 
Artikels Honorar zu verlangen. Hier würde 
der Vermerk nur bedeuten, daß der Heraus- 
gcber des Sammelwerkes seinerseits auf den 
Schutz der $$ 4 und 15 UG. verzichtet. Dieser 
Vermerk schützt in keiner Weise den Nach- 
drucker, wenn er durch den Nachdruck in die 
Rechte Dritter eingreift. (Vgl. ähnlich für 
Zeitungen: Allfeld S. 158, 141 und die dort 
zitierten Reichsgerichtsentscheidungen.) 

Hat z. B. eine Zeitschrift von einem Autor 
eine wissenschaftliche Ausarbeitung mit der 
Bedingung erworben, daß der Nachdruck aus- 
geschlossen sein solle und setzt sie trotzdem 
den Vermerk darunter, so ist bei erfolgtem 
Nachdruck neben einer ev. Honorarforderung 
des Autors diesem nach $ 42 RG. das Recht 
eingeräumt, auch bei völlig gutgläubigem Ver- 
halten des Nachdruckers (§ 42 Abs. 3 UG.) 
die Vernichtung der widerrechtlich hergestellten 
Nachdrucksexemplare zu verlangen. 

Ist kein Verlagsvertrag abgeschlossen worden, 
so kann sich der Nachdrucker angesichts der 
gesetzlichen Vermutung des § 42 VG. nicht 
darauf berufen, daß der Nachdrucksvermerk in 
der Zeitschrift, die den Erstdruck brachte, den 
Abschluß eines Verlagsvertrags nahe lege; denn 
es gibt schr viele Zeitschriften, die den Ver- 
merk tragen und die keine Verlagsrechte an 
den Beiträgen erwerben. Jeder Verleger oder 
Redakteur aber sollte dies wissen, „da er mit 
den Verhältnissen seines Berufes vertraut sein 
muß.“ (Entsch. d. Strafkammer d. LG. Berlin 
v. 10. VII. 08 abgedruckt in ‚Der Feder‘ 1908 
S. 2124.) 

Der Nachdrucker kann auch nicht aus der 
honorarfreien Ueberlassung des Manuskripts an 
die erste Zeitschrift auf die Uebertragung der 
Verlagsrechte schließen; denn oft genug geben 
Autoren Beiträge als Erstdrucke unentgeltlich 
an eine gute Zeitschrift ab, weil letztere sie 
dann eher annimmt und den Verfassern später 
die Verwertung als Zweitdrucke bedeutend er- 
leichtert ist, wenn der Erstdruck in einer ge- 
diegenen Zeitschrift Aufnahme gefunden hatte. 
Man sollte also im Gegenteil bei Ueberlassung 
eines Artikels ohne Honorar den Verlagsvertrag 
cher für ausgeschlossen halten. (Vgl. ‚Die 
Feder“ S. 2146.) 

VI. Häufig wird geltend gemacht, der gene- 
relle Vermerk in einer Zeitschrift „Nachdruck 
gestattet“ müsse den Verfassern sagen, daß 
der Verlag das ausschließliche Recht der Ver- 
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breitung erwerben wolle. Im allgemeinen mag 
dies richtig sein; allein es läßt sich einwenden, 
daß, wie bereits erwähnt wurde, eine ganze 
Anzahl von Zeitschriften, die den Vermerk 
tragen, gar nicht daran denken, die ausschließ- 
lichen Verlagsrechte zu erwerben. Häufig 
genug auch senden die Verfasser ihre Manu- 
skripte an die Verleger, ohne die betreffende 
Zeitschrift je geschen zu haben, also ohne den 
Vermerk zu kennen. Daß es hierbei mehr wie 
zweifelhaft ist, vom Abschluß eines Verlags- 
vertrags infolge eines Vermerks, den ein Ver- 
tragsteil nicht kennt, zu reden, bedarf keines 
Beweises. Selbst dann, wenn der Vermerk 
etwa lautet: „Nachdruck aller Artikel, deren 
gesamtes Verlagsrecht wir von den Verfassern 
erworben haben, ist mit Quellenangabe ge- 
stattet‘ wird es zweifelhaft sein können, ob 
der Verleger dieser Zeitschrift mit dem Ver- 
fasser eines Beitrags durch die Erwerbung des 
Artikels einen Verlagsvertrag abschließt, wenn 
der Autor nachweislich die Zeitschrift nebst 
Vermerk weder je gesehen hatte, noch be- 
sondere Umstände (§ 42 VG.) auf einen Ver- 
tragsabschluß hindeuteten. 

Häufig wird die Gewährung eines ent- 
sprechend hohen Honorars als Zeichen für den 
Abschluß eines Verlagsvertrags angesehen. 
(Vgl. Fischer S. 69.) 

Hiergegen läßt sich einwenden, daß in sehr 
vielen Fällen der Verfasser seinen Beitrag der 
Zeitschrift überläßt, ohne eine Vergütung aus- 
drücklich zu beanspruchen, und daß ihm diese 
nach längerer Zeit — gewöhnlich nach Viertel- 
oder Halbjahrsschluß — zugeht, falls sie über- 
haupt gewährt wird. Dies hat zur Folge, daß 
der Autor erstens nicht weiß, ob er ein Honorar 
erhält und zweitens die Höhe desselben nicht 
kennt. 

Wenn die Hingabe des Artikels in der Weise 
erfolgt, daß ein Gelegenheitsschriftsteller einer 
ihm in ihren Bedingungen unbekannten Zeit- 
schrift einen Beitrag zusendet, den diese an- 
nimmt, ohne daß beide etwas über das Hono- 
rar bemerken, ist nicht einzusehen, warum aus 
dem Umstand, daß ein Viertel- oder Halbjahr 
später eine hohe Vergütung erfolgt, der Schrift- 
steller bereits in der Zwischenzeit gewußt 
haben sollte, daß ein Verlagsvertrag abge- 
schlossen sei. Im Gegenteil müßte man an- 
nehmen, daß bei der Vermutung des § 42 Ab- 
satz 1 VG., bei dem Stillschweigen beider Teile 
durch die bloße Hingabe des Beitrags kein 
Verlagsvertrag zustande gekommen sei. (Vgl. 
auch Allfeld S. 227, Fischer S. 69, RG. 30, 
S. 294.) 

Daß die Umstände ‚objektiv‘ für die Ein- 
räumung des Verlagsrechtes sprechen (vgl. 
Allfeld S. 545), wird man hier wohl kaum 
behaupten können. 
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Der Schriftsteller wird deshalb in der ander- 
weitigen Verwertung des Beitrags nicht be- 
hindert scin; er wäre nach den Grundsätzen 
über Treu und Glauben jedoch gehalten, dem 
Verleger diese Verwertung mitzuteilen, wenn 
er später aus dem Vermerk der ihm zuge- 
sandten Belzgexemplare oder aus der Höhe des 
eingegangenen Honorars schließen mußte, daß 
der Verleger den Abschluß eines Verlagsver- 
trags beabsichtigt hatte. 

Aus der Gewährung einer Vergütung allein, 
also einer ni:ht entsprechend hoken, auf einen 
Verlagsvertrag zu schließen, dürfte überhaupt 
nicht angängig sein, da Honorar auch ohne 
Abschluß eines Verlagsvertrags meist gegeben 
zu werden pflegt. (Vgl. Katz: Die zeitliche 
Begrenzung der Immaterial-Güterrechte in der 
Festgabe für Wilke 1900, S. 25.) 

Nebenbei sei bemerkt, daß in der Praxis 
die Verhältnisse durchaus verschiedenartige 
sind. So kommt es z. B. vor, daß eine Zeit- 
schrift ausdrücklich die gesamten Verlıigsrechte 
sich übertragen läßt und als Vergütung nur 
eine Anzahl Separatabdrücke des beireffenden 
Beitrags gewährt. 

VII. Zusammenfassend sei bemerkt, daß der 
Vermerk, der den Nachdruck gestattet, selbst 
wenn er sich über die Erwerbung des Verlags- 
rechtes ausspricht, dem Nachdrucker nie eine 
Gewähr dafür bietet, daß er durch den Nach- 
druck nicht etwa Rechte Dritter verletze. Der 
Vermerk ist höchstens imstande, das subjektive 
Verschulden des Nachdruckers auszuschließen; 
die objektive Rechtswidrigkeit wird durch ihn 
nicht berührt. (Vgl. Allfeld S. 141.) 

Diese Unsicherheit ließe sich in einfacher 
Weise durch die Vorschrift beseitigen, daß die 
Zeitschriften und Zeitungen den Nachdrucks- 
vermerk entweder nur solchen Artikeln, die sie 
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mit allen Rechten erworben haben, oder nur 
mit ausdrü:klicher Erlaubnis der Verfasser den 
Beiträgen beifüzen dürften. Können sie das 
eine oder andere nicht nachweisen, so darf der 
Vermerk nicht angebracht werden. Wird er 
trotzdem beigesetzt, so müßte der Verleger 
nicht allein für alle Folgen haftbar, sondern 
auch strafbar sein. Unberührt bliebe natürlich 
die Frage, ob für den Nachdruck eine Ver- 
gütung zu gewähren sei oder nicht. Im Zweifel 
wäre das erstere anzunehmen. 

Jetzt schon ließe sich manche Streitigkeit 
vermeiden, wollie jeder Verleger, der das aus- 
schließliche Verlagsrecht sich übertragen lassen 
möchte, dem Beispiele vieler folgen und dies 
beim Erwerb des Beitrags ausdrücklich fest- 
stellen. 


+ 


Anmerkung: In der „Deutschen Juristen - Zeitung“ 19009, 
S. 337 ff, kommt Reichsgerichtsrat Ebermayer in einem Auf- 
satz: Erlaubter oder unerlaubter Nachdruck auf eine Rede des 
Abg. Ablaß im Reichstage zu sprechen. Ablaß habe gesagt, der 
Urheber eines Artikels in der „Deutschen Juristen-Zeitung“ habe, 
obwohl diese an der Spitze jeder Nummer den Vermerk trage, daß 
der Abdruck mit genauer und unverkürzter Quellenangabe ge- 
stattet sei, von Zeitungen, die den Artikel nachgedruckt hatten, 
Honorar gefordert. 

Hierzu bemerkt dann die Redak'ion in einer Fußnote wört- 
lich: „Die vom Abg. Ablaß im Reichstag gemachten Angaben, 
soweit sie sich auf unser Blatt beziehen, erklären wir — um Miß- 
verständnissen vorzubeugen — als im wesentlichen dem Vorkomm- 
nis durchaus entsprechend.“ Der Schluß des Ebermayerschen 
Artikels lautet folgendermaßen: „Was das vom Abg. Ablaß an 
zweiter Stelle erwähnte Beispiel betrifft, so mag des grundsätz- 
lichen Interesses halber und zur Beruhigung fur die Presse, deren 
Redakteure und Verleger, festgestellt werden, daß es sich hierbei 
überhaupt nicht um die Verletzung eines Nachdrucksverbotes, 
sondern darum handelt, daß der Verfasser trotz des gestätteten 
Nachdruckes die Nachdruckenden verantwortlich machen wollte 
Dies war unzulässig. Durch Ueberlassung des Artikels an die 
„Deutsche Juristen-Zeitung“ hatte der Verfasser sich der vom Ver- 
lage cer „Deutschen Juristen-Zeitung“ allgemein erteilten Nach- 
druckserlaubnis unterworfen, konnte also seinerseits den Nachdruck 
nicht verbieten. Daß der Verfasser sich nicht mit Erfolg darauf 
berufen kann, er habe die an der Spitze jeder Nummer der 
rDeutschen Juristen-Zeitung“ erteilte, in durchaus üblicher Weise 
anwcbrachte Nachdruckserlaubnis nicht gelesen, bedarf keiner Er- 
örterung. 

Nach der im Aufsatz festgelegten Ansicht ist die Befugnis des 
Autors, Honorar zu verlangen oder den Nachdruck zu verbieten, 
wohl zu unterscheiden. Beides ist in der Ebermayerschen 
Abhandlung zusammengeworten, so daß eine Unterscheidung, 
welcher Anspruch geltend gemacht wurde, nicht möglich ist. 
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nitzstraße 761. 

Wecke, Friedrich, Betriebsleiter, Stettin- Bre- 
dow, Portlandzementwerk. 

Weisdörfer, Heinrich, Ingenieur der Duis- 
burger Maschinenbau-A.-G., vorm. Bechem & 
Keetmann, Duisburg, Elisabethstraße 26. 

Wettstädt, Ernst, Ingenieur der Baudepu- 
tation, Hamburg, Hinter den Höfen 6. 

Wiegand, Paul, Konstrukteur der Fa. Bechem 
& Keetmann, Duisburg, Realschulstraße 871. 

Zingler, Kurt, Duisburg, Dellplatz 12. 


Ludwig- 


Frankfurt 


In die Liste unserer Förderer wurden 
eingetragen die Herren: 
Professor Dr.-Ing. Paul Goerens, Aachen, 


Bergdrisch 17. 
Werftbesitzer Hermann Zimmer, i. Fa. J. H. 
N. Wichhorst, Hamburg, Kl. Grasbrock. 


Ferner: 
Corps Saxonia, Charlottenburg, Englische 
Straße 12. 
Corps Slesvico - Holsatia, Hannover, 


Corpshaus Holsatia, Bergmannstraße 4. 


Verbandsnachrichten 


Versammlung des Ausschusses des Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure 
am 7. März 1910 in der Geschäfts- 
stelle zu Berlin. 
(Beginn abends 8 Uhr.) 


Anwesend die Herren Dipl.-Ing. Dr. Lang, 
Vorsitzender, R. Fischer, Bohr, Cami- 


ner, Dr. Ing. Feyerherm, Wasser- 
mann, Barkow, Münch, Schwarz, 
Zitzlaff, Profesor Dr. Ing. Schlesin- 


ger, Profesor Wilhelm Franz. 


Ferner anwesend: 
Herr Dipl.-Ing. Hoitz als Geschäftsführer. 


1. Bericht des Vorstandes. 


Der Bericht des Geschäftsführers über die 
laufenden Verbandsarbeiten wird entgegen- 
genommen. 


2. Voranschlag. 


Der Kassenführer berichtet über die bisher 
eingegangenen Mitgliederbeiträge und die Bei- 
träge der Förderer; auch werden die Aus- 
stände bekanntgegeben. Nach Einzelaufstellung 
der bisherigen Ausgaben stellt der Kassen- 
führer einen Voranschlag auf unter Annahme 
eines Zuganges von etwa 700 Mitgliedern und 
Förderern bis Ende 1910. Von diesem Voran- 
schlag wird Kenntnis genommen, und die ein- 
zelnen Posten werden der Hauptversammlung 
zur Annahme empfohlen. 


3. Hauptversammlung. 


Der Vorsitzende erklärt sich bereit, 
eine zusammenfassende Darlegung des Pro- 
gramms des Verbandes Deutscher Diplom-Inge- 
nieure in der Ausschußsitzung anläßlich der 
‚Hauptversammlung zu geben. Herr Dipl.-Ing. 
H oitz will den Bericht über die Bezirksvereine 
erstatten, Herr Professor Franz über die Zeit- 
schrift, Herr Dipl.-Ing. Schwarz über Sta- 
tistik der Diplom-Ingenieure und Herr Dipl.- 
Ing. von Passinski-Düsseldorf soll ge- 
beten werden, über Diplom-Ingenieur-Kammern 
und die Stellung des Diplom-Ingenieurs in der 
modernen Rechtsordnung zu referieren. 

Alsdann werden die zur Hauptversammlung 
eingebrachten Anträge besprochen. 


4. Verwaltungs- und Redeordnung. 


Die Verwaltungsbestimmungen und die 
Redeordnung soll allen Ausschußmitgliedern zur 
schriftlichen Abstimmung zugeschickt werden. 


æ 


5. Wahl eines Entlastungs- 
ausschusses. 


Zum Zwecke der Entlastung des Kassen- 
führers wird ein Ausschuß gewählt, bestehend 
aus den Herren Dr. Ing. Feyerherm, Dipl.-Ing. 
Wassermann und Dipl.-Ing. Caminer. 
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6. Verschiedenes. 


Es wird die Stellung des Verbandes Deutscher 
Diplom-Ingenieure zu den technischen Vereinen 
und den Techniker-Organisationen besprochen. 

(Schluß der Sitzung um 11 Uhr.) 


Protokolliert: R. Fischer. 


Aus den Bezirksvereinen. 


Berlin. Am 7. Juni d. J., abends 8!/, Uhr, 
wird im Saal 158 der Technischen Hochschule 
ein Vortragsabend mit Lichtbildern veranstaltet, 
an dem Herr Professor J. Brix, Stadtbau- 
rat a. D. über „Die unterirdischen Bauten der 
Großstädte‘ sprechen wird. 


Dortmund. Herr Georg Lisske aus Düssel- 
dorf hielt am 28. April einen Vortrag über 
die Ziele und Aufgaben des Hansabundes, mit 
besonderer Berücksichtigung der Wünsche des 
Ingenieurstandes zur Verwaltungsreform. Zu 
diesem Vortrage hatten auch die Mitglieder 
der technisch wissenschaftlichen Vereine, wie 
Westfäl. Bezirksverein des Vereins Deutscher 
Ingenieure, der Emscher und Lenne Bezirks- 
verein, der Elektrotechnische Verein und der 
Chemiker-Verein, von uns Einladungen erhalten. 


Düsseldorf. Der Bezirksverein veranstaltete 
in Duisburg am 3. Mai eine recht gutbesuchte 
Versammlung. Herr Dipl.-Ing. H. Schwarz hielt 
einen Vortrag über den Verband Deutscher 
Diplom-Ingenieure, der lebhaften Beifall fand 
und eine Reihe von Neuanmeldungen zur Folge 
hatte. 


Mainz - Wiesbaden. Zu Stellvertretern der 
beiden Beisitzer sind gewählt die Herren: 
Dipl.-Ing. A. Mierisch, Stadtbauingenieur, Wies- 
baden; Dipl.-Ing. E. Urfey, Oberingenieur der 
städtischen Gaswerke, Wiesbaden. 


Mainz-Wiesbaden. Der Bezirksverein schreibt 
uns: 

Im Heft I dieser Zeitschrift wurden die Be- 
zirksvereine auf eine Stellenausschreibung des 
Magistrats der Stadt Oels aufmerksam ge- 
macht. Es wurde betont, daß der Ausschluß 
von Diplom-Ingenieuren nicht im Interesse der 
Gemeinden liegen kann, und in Heft II vom 
15. Januar 1910 ist „von einem Stadtbau- 
meister‘ des längeren in treffender Form über 
„Diplom-Ingenieure und die Selbstverwaltung‘ 
berichtet worden. Wie wenig der akademisch 
gebildete Techniker, der Diplom-Ingenieur in 
verschiedenen Stadt- und Gemeindeverwaltungen 
gilt, und wie er bewertet wird, das zeigt so 
recht nachstehender Fall. 

Die Stadt E. im Rheinland suchte vor län- 
gerer Zeit, durch ihren Bürgermeister, einen 
Stadtbaumeister. Um diese Stelle bewarb sich 
denn auch unter Einsendung der verlangten 
Papiere, ein Diplom-Ingenieur, Mitglied unseres 
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Verbandes. Am 16. Dezember 1909 erhielt be- 
sagter Herr eine als Drucksache offen 
versandte Antwort folgenden Inhaltes: 


PP. 
Ihre Bewerbung um die hierselbst vakante 
Stadtbaumeisterstelle hat keine Berücksichti- 
gung finden können. Unterschrift. 


Die Unterschrift war nicht geschrieben, 


sondern gestempelt, das ganze Schreiben ein 


unsauberer Schreibmaschinendurchschlag. 

Wir sind der Meinung, daß erstens die 
Verwendung eines Stempels zur Herstellung der 
Unterschrift in diesem Falle unzulässig ist und 
zweitens, daß die ganze Art und Weise der 
Beantwortung als Drucksache gegen die 
einfachsten Regeln der Höflichkeit verstößt. Wir 
schrieben deshalb unter der Annahme, daß wohl 
eine derartige Beantwortung ohne Wissen des 
Herrn Bürgermeisters erfolgt sei, an letzteren 
mit der Bitte um Aufklärung der fraglichen 
Angelegenheit. Auf unsere ‚„Eingeschriebene‘ 
Anfrage vom 27. 1. 10 ist bis heute keinerlei 
Antwort eingetroffen. Wir müssen daraus leider 
annehmen, daß die geschilderte Absage mit 
Wissen und im Auftrage des Herrn Bürger- 
meisters gestempelt und als Drucksache abge- 
sandt worden ist. 

Wir bitten unsere Herren Kollegen, die ähn- 
liche Erfahrungen machen sollten, gegen der- 
artige Mißachtungen Front zu machen. 


München. In Heft 6 sind die Namen der 
Vorstandsmitglieder unrichtig wiedergegeben. 
Vorsitzender ist Herr Dr.-Ing. Theodor Vetter, 
Schriftführer Herr Dipl.-Ing. W. Larisch. 


In der am 2. Mai stattgefundenen Mitglieder- 
versammlung, der auch verschiedene Hochschul- 
professoren beiwohnten, hielt Herr Dipl.-Ing. 
K. Schreiner einen längeren Vortrag über Zweck 
und Ziele des Verbandes. Eine lebhafte Dis- 
kussion, an der sich auch Herr Professor Dr. 
Gottl-Ottilienfeld beteiligte, schloß sich an die 
sehr beifällig aufgenommenen Ausführungen. 


Osnabrück-Münster. In: Osnabrück-Münster 
ist ein Bezirksverein gegründet worden. Die 
Vorstandswahlen ergaben folgendes Resultat: 
Vorsitzender: Dipl.-Ing. Wilhelm Knüfer, 
Osnabrück, Bessemerstraße 1 B; stellvertretender 
Vorsitzender: noch unbestimmt, ein Herr aus 
Münster; Kassenführer: Dipl.-Ing. Otto Heil- 
mann, Osnabrück, Neuergraben 16a; Schrift- 
führer: Dipl.-Ing. Hugo Fressel, Georgs- 
marienhütte; Beisitzer: Dipl.-Ing. F. Schlüs- 
sel, Osnabrück, Goethstraße 2al. Die regel- 
mäßige Monatsversammlung des B.-V. Osna- 
brück-Münster findet am zweiten Dienstag 
jeden Monats im Centralhotel zu Osnabrück 
abends 9 Uhr statt. 


Aus der Tagespresse — Hochschulnachrichten — Literatur 


Aus der Tagespresse. 


Die Etatsberatungen im preußischen Land- 
tag haben wieder — wie alljährlich — An- 
laß gegeben, die Anstellungsverhältnisse von 
Technikern und Juristen zu erörtern. Es ist 
wieder in mehreren Artikeln der führenden 
Blätter auf die nunmehr immer auffälligere ° 
Tatsache hingewiesen worden, daß in einer 
großen Verwaltung, die ganz in technisch 
wirtschaftlichem Geiste geführt werden muß, 
der Gerichtsassessor ein weit rascheres Fort- 
kommen findet, als der ihm in wissenschaft- 
licher Schulung mindestens gleichstehende Tech- 
niker. Man fängt an, in weiteren Kreisen zu 
fragen, weshalb denn eigentlich ein Techniker, 
der 4 Jahre auf seiner Hochschule und noch- 
mals 4—5 Jahre in einer praktischen Schulung 
sich mit den technisch-wirtschaftlichen Grund- 
lagen des Eisenbahnwesens, mit der Praxis des 
Betriebs und mit der Verwaltung des Verkehrs 
beschäftigt hat, länger in untergeordneten 
Stellen verbleiben muß als ein Jurist, der sich 
8—9 Jahre mit Jurisprudenz und Rechtsprechung 
— aber nicht mit Technik, nicht mit Verkehr, 
nicht mit Eisenbahnwesen — beschäftigt hat. 
Ein Gerichtsassessor, der vordem weder wissen- 
schaftlich noch praktisch mit den Eisenbahnen 
beschäftigt war, gelangt in 6—7 Jahren vom 
Tage seines Eintritts an in die Direktions- 
stellen; ein Regierungsbaumeister, der seine bis- 
herige Berufstätigkeit ganz der Eisenbahn ge- 
widmet hat, erst mit 18—20 Jahren. Hier 
steckt ein Fehler im System der Beamten- 
erziehung; hier stimmt etwas nicht. Das er- 
kennen jetzt weitere Kreise. Leider ist aber 
noch nicht erkannt, wo der Fehler liegt. 


Hochschulnachrichten. 


An der Technischen Hochschule Berlin ist 
eine Dozentur für Geschichte der Maschinen- 
technik geschaffen worden; dieselbe ist unserm 
Verbandsmitgliede Herrn Dipl.-Ing. Conrad 
Natschoss übertragen worden. 
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Verbandsnachrichten. 


INGENIEURSTUDIUM UND VERWALTUNGSREFORM.)) 
Von Prof. W. Franz-Charlottenburg. 


Nach einer weit verbreiteten An- 
schauung sind die Verwaltungen der 
deutschen Staaten in Rückstand geraten. 
Die Rückständigkeit zeige sich — so wird 
behauptet — in einer gewissen Schwer- 
fälligkeit, in komplizierten 
und in dem großen Aufwand an Geld- 
mitteln. Die auftretenden Mängel wer- 
den im einzelnen verschieden dargestellt. 
Die einen betonen mehr die Ursachen, 
die anderen die Wirkungen. Verschie- 
denheiten des Urteils sind in dem Partei- 
standpunkt des Kritikers begründet. Bei 
dem einen wird es in milder Form aus- 
gesprochen, bei dem anderen äußert es 
sich in scharfer Ablehnung aller Einrich- 
tungen. Wo aber auch immer der Kriti- 
ker steht — alle wollen eine Reform. 
Die Minister sagen, es gehe so nicht 
weiter, die Parteien der Parlamente 
sagen dasselbe. Nach einer Verwaltungs- 
reform verlangt der Landbewohner und 


1) Vortrag, gehalten in der Akademie zu 
Posen. 


Formen 


der Städter, der Kaufmann und der In- 
dustrielle, der Bauer und der Beamte. 
Dieses allgemeine Verlangen nach einer 
Verwaltungsreform hat schließlich dazu 
geführt, daß im größten deutschen Bun- 
desstaate vom König eine Kommission 
berufen wurde, die Reformvorschläge 
machen soll. Die Immediatkommission 
für die Verwaltungsreform in Preußen 
ist seit mehreren Monaten an der Arbeit. 
Was sie bringen wird, das ist die große 
Frage, die jetzt weite Kreise beschäftigt. 
Mit lebhaftem Interesse werden die Ge- 
schäftsverteilungen der Kommission ver- 
folgt und die Möglichkeiten einer Lö- 
sung besprochen. 

Dieses allgemeine Interesse mag es 
rechtfertigen, wenn wir uns zunächst ein- 
mal fragen, was man sich unter einer 
Verwaltungsreform vorzustellen hat. 
Das eine scheint mir sicher, daß wir 
nicht erwarten dürfen, die Kommission 
werde die bisherigen seit einem Jahr- 
hundert bewährten Formen als schlecht 
erklären und auf einmal eine ganz neue 
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Organisation an ihre Stelle treten lassen. 
Die Kommission wird selbstverständlich 
die Verfassung unberührt lassen, deren 
wir uns seit einem halben Jahrhundert 
erfreuen; sie kann ihre Vorschläge auch 
nur auf Grund der bestehenden in dem 
Staatskörper vorhandenen Gliederung 
und der großen Verwaltungsmittel 
machen. Sie muß Staatsbehörden und 
Selbstverwaltungsorgane belassen und 
sie wird auch die böse Bureaukratie 
nicht entbehren können. Wenn man die 
Erwartungen nicht zu hoch spannen will, 
so muß man das Erreichbare sich von 
vornherein in ganz engen Grenzen 
vorstellen. Es werden keine Reformen 
sein, die das Wesen der bisherigen Ver- 
waltung unseres Landes ändern; es 
können nur unwesentliche Aende- 
rungen sein. 


Ich will einmal einige Möglichkeiten, 
wie ich sie den Erörterungen sachkundi- 
ger Personen entnehme, anführen. 


In der Verwaltung unseres Staates 
haben wir 4 große Stufen, die sich um- 
schreiben lassen nach den Amtsbezeich- 
nungen: Gemeindevorsteher, Amtsvor- 
steher bzw. Bürgermeister und Landrat, 
dazu den Gemeindevorstand, den Ma- 
gistrat und den Kreisausschuß; in der 
zweiten Stufe Regierungspräsident mit 
zahlreichen Räten, dazu den Bezirksaus- 
schuß; in der dritten Stufe Oberpräsi- 
dent mit dem Provinzialausschuß. Und 
als oberste Stufe die Ministerien. Es 
könnte vielleicht geboten sein, eine die- 
ser Stufen zu beseitigen. So wollen 
einige Sachkundige die Bezirksregierun- 
gen und den Bezirksausschuß ausschalten 
und die Geschäfte dieser Stufe teils nach 
unten an Landrat und Kreisausschuß, 
teils nach oben verteilen. Sie ver- 
sprechen sich von dieser Ausschaltung 
Vereinfachung und Verbilligung. Auch 
die Aufhebung einzelner Behörden, die 
mit enger begrenztem Wirkungskreis für 
größere Einzelaufgaben zwischen diesen 
Stufen bestehen, will man aufheben. So 
z. B. die Generalkommissionen, die Ober- 


bergämter und die Provinzialschulkolle- 
gien. Alles mit dem Endziel der Ver- 
ringerung von Instanzen, Beschleunigung 
des Geschäftsganges und Verminderung 
der Verwaltungskosten. Andere Vor- 
schläge gehen darauf hinaus, die Selbst- 
verwaltungskörper in weiterem Umfang 
an den Verwaltungsaufgaben teilnehmen 
zu lassen, die jetzt in der Hand von 
unmittelbaren Staatsbeamten liegen. So 
z. B. bei den Geschäften der Wohlfahrts- 
und der Sicherheitspolizei. Und noch 
weitergehend wird auch vorgeschlagen, 
das Laienelement wenigstens als Bera- 
ter heranzuziehen, wie dies jetzt schon 
vereinzelt geschieht, z. B. in dem Be- 
zirks- und Landeseisenbahnrat. 

Das sind nur einige der Vorschläge, 
welche gemacht worden sind. Ich führe 
sie hier an, um darzutun, daß sich die 
Reform nach der Meinung der meist 
außerhalb der Kommission stehenden 
Sachkundigen auf die ganze Staatsver- 
waltung in allen ihren Zweigen und z. 
T. auch auf die Selbstverwaltung er- 
strecken müßte, daß sie aber auch von 
denjenigen, die mit der Materie näher be- 
kannt sind, nicht als eine Umwandlung 
von Grund auf angesehen wird. Die 
Verwaltungsreform wird also keine 
wesentlichen Aenderungen bringen; das 
Wesentliche bleibt bestehen; es kann 
sich nur um eine organische Entwick- 
lung handeln, die jetzt — weil sie län- 
gere Zeit stillgestanden ist — gleichsam 
mit einem Ruck weiter gebracht werden 
soll. Diese Absicht einerseits und die 
Einsicht in die Rückständigkeit ander- 
seits hat Bedenken hervorgerufen, die 
sich dahin äußern, daß die Arbeit der 
Kommission ohne größere Erfolge blei- 
ben wird. Auf diese Bedenken möchte 
ich kurz eingehen, um einen Vorschlag 
zu begründen, der diese Bedenken zer- 
streuen könnte. 

Ich folge einem Gedankengang, der 
in der Presse nur ganz vereinzelt, aus 
den Kreisen der geschäftserfahrenen 
routinierten Verwaltungsbeamten m. 
W. aber gar nicht hervorgetreten ist. 
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Er gründet sich auch nur auf die An- 
schauung von Außenstehenden, die an 
mehreren Stellen tieferen Einblick in 
die Verhältnisse gewonnen haben. Man 
sagt: Wenn es möglich gewesen ist, daß 
die große Staatsverwaltung in allen ihren 
Teilen und in allen Landesgebieten, so- 
wohl in den oberen als auch in den 
unteren Stufen, hinter den berechtigten 
Ansprüchen einer rasch fortgeschrittenen 
Kultur zurückgeblieben ist, während 
gleichzeitig andere Verwaltungsorganis- 
men, z. B. Kommunalverwaltungen, die 
Verwaltung der Geldinstitute, große In- 
dustrieverwaltungen, mitgekommen sind, 
so muß doch an dem Zurückbleiben 
noch etwas anderes mitgewirkt haben, 
als man gemeinhin annimmt. Man nimmt 
gewöhnlich und m. E. mit Unrecht an, 
daß in unseren Staatsverwaltungen nur 
die Form, die Zusammensetzung der Be- 
hörden, die Einrichtungen — kurz das 
Material — gewisse Mängel erkennen 
lasse. Ich glaube, es ist nicht nur das 
Material, es muß auch wenigstens ein 
kleinerer Ursachenkomplex in dem Per- 
sonal gesucht werden. Was hilft es, 
‚so äußert sich das Bedenken, wenn es 
mit Hilfe der Immediatkommission auch 
gelingen sollte, durch Beseitigung eini- 
ger Mängel in der Behördenzusammen- 
setzung und in der Kompetenzverteilung 
die Verwaltung wieder auf eine zeitge- 
mäße Höhe zu bringen. Sie müßte nach 
30 Jahren wieder veralten, wenn sie 


nicht in ihrem Innern die Kräfte 
zum Fortschritt aufgenommen 
hätte. Diese Bedenken sind nicht von 


der Hand zu weisen, besonders dann 
nicht, wenn man weiß, wie andere Ver- 
waltungen sowohl im Innland wie im 
Ausland aus eigener Kraft gleichsam in 
organischer Lebensäußerung sich immer 
wieder verjüngen, verbessern und fort- 
schreiten. Ist es nicht schon eine auf- 
fallende Erscheinung, daß erst die öffent- 
liche Meinung, die Presse und die Parla- 
mente mobil machen müssen, damit der 
große Körper von außen her sich einem 
Erneuerungsprozesse unterwerfen läßt. 
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Man stelle sich einmal vor, die 
Deutsche Bank müßte sich erst durch 
eine Vereinigung ihrer Kunden dazu 
bringen lassen, ihre Geschäftseinrich- 
tungen zu modernisieren; oder es hätte 
Krupp eines Tages angeordnet, ein Kol- 
legium von italienischen Artillerieoffi- 
zieren, türkischen Finanzleuten und 
russischen Industriellen solle ihm Vor- 
schläge für eine Neuorganisation seiner 
Werkstätten machen, weil die Werkslei- 
tung in veralteten Grundsätzen stecken 
geblieben ist. Der Vergleich ist grob 
und hinkt wie alle Vergleiche. Man kann 
weder eine Bank noch ein Industriewerk 
mit der Staatsverwaltung vergleichen. 
Ich will aber mit dem Vergleich auch 
nur andeuten, daß in der Berufung einer 
Kommission für die Reform einer seit 
mehr denn einem Jahrhundert bestehen- 
den Verwaltung ein ungewöhnlicher Vor- 
gang zu erblicken ist. 

Ob wohl Bismarck diesen Weg ein- 
geschlagen hätte, wenn er Mängel im 
System erblickt hätte? Wäre es nicht 
näherliegend, daß die einzelnen Behör- 
den aus sich heraus die Mängel ab- 
stellten und, soweit ein Uebergreifen 
auf die andern Teile der Gesamtver- 
waltung nötig erscheint, seitens der 
obersten Leitung eingegriffen würde? 
Jedenfalls ist der Umstand, daß erst eine 
Immediatkommission eingesetzt werden 
mußte, kein Beweis dafür, daß der 
groBe Organismus der ganzen Landes- 
verwaltung alle Kräfte in sich birgt, 
um aus eigener Kraft sich fortent- 
wickeln zu können. C. von Massow hat 
in einem vor ungefähr 15 Jahren erschie- 
nenen Buche darauf hingewiesen, daß 
unser Land beginnt arm zu werden an 
Männern, die ihre Zeit verstehen?). Ist 
es nicht wirklich so? Auch wer über- 
zeugt ist, daß es innerhalb der Landes- 
verwaltungen durchaus nicht an hochge- 
bildeten, gewandten und auf der Höhe 
der Zeit stehenden Beamten fehlt, der 
wird doch gewisse Zweifel nicht unter- 


2) C. v. Massow: 
lution‘‘, Berlin. 


„Reform oder Revo- 
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drücken können, ob denn auch an allen 
wichtigen Stellen gerade diejenige In- 
telligenz vorhanden ist und in Wirksam- 
keit treten kann, die hier erforderlich 
wäre. 

Ich stimme denjenigen zu, die mit 
großer Hochachtung die Betätigung un- 
serer Verwaltungsbeamten verfolgen, 
und die doch bedauern müssen, daß 
immer wieder große Lücken sichtbar 
werden. Was unserer Beamtenschaft, 
besonders in den unteren Graden, auf 
den beiden unteren Stufen, in der engen 
Berührung mit der Volksmasse und in 
der Kleinarbeit der Verwaltung fehlt, 
das ist — es klingt wieder hart — das 
Verständnis für die Zeit und für ihre 
Aufgaben. Als vor einigen Jahren im 
Landtag das leider nicht in vollem Um- 
fang zur Verabschiedung gekommene 
Gesetz über die Befähigung für den 
höheren Verwaltungsdienst beraten 
wurde, ist die Notwendigkeit einer mo- 
dernen Vorbildung der Beamten mit dem 
Hinweis begründet worden, daß die 
jungen Referendare schon seit Jahr- 
zehnten ‚„lebensfremd“ an ihre Auf- 
gaben herantreten, daß sie, die eben 
von der Hochschule kommen, für ihren 
zukünftigen Beruf nicht zweckmäßig 
vorgebildet seien. Das ist die Bestäti- 
gung einer Beobachtung, die von sehr 
vielen einsichtigen Männern gemacht 
wurde und, wie ich hinzusetzen muß, 
jedes Jahr wieder von neuem gemacht 
wird. Natürlich ist diese Kritik nicht 
so zu verstehen, daß alle jungen Be- 
amten, die in die Verwaltungslaufbahn 
aufgenommen werden, dem Verständ- 
nis des Lebens fernstehen oder gar 
unbefähigt seien. Die Kritik kann m.E. 
nur sagen, daß ein zu großer Bruchteil 
weniger befähigter junger Leute auf- 
genommen werden muß und daß dadurch 
dann die bedenklichen Lücken entstehen. 

Mit der Berührung des im Jahre 1906 
als Torso genehmigten Gesetzes über 
die Vorbildung der Verwaltungsbeamten 
komme ich auf den wichtigen Punkt, 
dem heute die Betrachtung gilt. 


Darf ich meine Ansicht zu den mut- 
maßlichen Ergebnissen der beabsichtig- 
ten Verwaltungsreform hier voraus- 
stellen, so muß ich sagen: Die Verwal- 
tungsreform wird keine nachhaltigen 
Verbesserungen zeitigen, wenn sie 
nicht gleichzeitig auch eine zeitgemäße 
Aenderung in der Art bringt, wie der 
Nachwuchs der höheren Verwaltungs- 
beamten herangezogen wird. Auch hier 
stimme ich dem vorerwähnten C. von 
Massow zu, der sagte: „Findet eine 
Zeit nicht die für sie passende Gene- 
ration vor, so nützen ihr auch die besten 
Institutionen und die günstigsten Um- 
stände nichts. Hat sie die richtigen 
Männer, so macht sich in einem ge- 
wissen Sinne alles übrige von selbst.‘‘ 
Ich glaube, daß eine Reform der Vor- 
bildung der jungen Verwaltungsbeamten 
noch wichtiger sein müßte, als die im 
günstigsten Falle zu erzielenden Refor- 
men in der Kompetenzabgrenzung, in 
Geschäftsvereinfachung und in der Be- 
hördenorganisation. Das Wichtigste 
ist eine zeitgemäße Reform der 
Berufsbildung. Haben wir erst die 
richtigen Männer, d. h. werden die zu- 


künftigen Verwaltungsbeamten richtig 


geschult, erfolgt erst eine richtige Aus- 
lese, macht sich alles andere von selbst. 

Zur Begründung dieser Ansicht muß 
ich wenigstens ganz kurz auf die ge- 
schichtliche Entwicklung des Berufs- 
studiums unserer Verwaltungsbeamten 
verweisen. Es ist Ihnen bekannt, daß 
eine systematische Vorbildung für den 
Beruf der Verwaltung, d. h. derjenigen 
Tätigkeit, die wir jetzt als „Höhere Ver- 
waltung“ bezeichnen, vor rund 200 
Jahren mit der Kameralistenschulung 
einsetzte. Es war Friedrich Wilhelm L., 
der von seinen Kammerreferendaren 
ein Hochschulstudium bestimmter Rich- 
tung verlangte und dabei den Willen 
ausdrückte, nur solche Anwärter in den 
Staatsdienst aufzunehmen, die sich durch 
akademische Studien die Grundlagen 
staatswissenschaftlicher Kenntnisse er- 
worben haben. Die jungen Leute sollten 
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beim Eintritt in den Staatsdienst nicht 
von vorn anfangen — sondern grund- 
legendes Wissen mitbringen. Sie sollten 


Geographie und Staatengeschichte ge-: 


trieben haben, das Recht ihres Landes 
kennen, in Mathematik und Naturlehre 
bewandert sein, Kenntnisse in Forst- 
und Landwirtschaft mitbringen und Ein- 
sicht in die Gewinnung der Naturschätze 
und der Gewerbewesen genommen 
haben. Die Ansicht von der Notwendig- 
keit einer solchen Schulung verbreitete 
sich im 18. Jahrhundert über alle deut- 
schen Staaten. 

Es ist besonders interessant, aus den 
verschiedenen Studienplänen der Uni- 
versitäten sowie aus den Bestimmungen 
über die Aufnahme von jungen Leuten 
in die Laufbahn der höheren Verwaltung 
zu entnehmen, daß dem Studium der 
Rechtswissenschaften ganz im Ge- 
gensatz zu den heutigen Ansichten kein 
allzu großer Spielraum gegeben war. 
Die staatswissenschaftliche Vorbildung 
sollte jedenfalls von Anfang an neben 
der rechtswissenschaftlichen Schulung 
auch mathematisch -naturwissen- 
schaftliche und technisch-gewerb- 
liche Momente berücksichtigen. Frei- 
lich muß man beachten, daß das 18. 
Jahrhundert noch kein Gymnasium in 
unserem Sinne kannte, das mit einer 
Reifeprüfung abgeschlossen wurde, und 
daß daher bei der Aufnahme in den 
Staatsdienst auch der Nachweis gewisser 
Kenntnisse verlangt werden mußte, der 
heute z. T. schon in der Abiturienten- 
prüfung erbracht wird. Die Forderung 
einer Reifeprüfung der Mittelschule als 
Vorbedingung für das Hochschulstudium 
tritt ja erst im 19. Jahrhundert auf. Aber 
selbst wenn dieser Umstand gewogen 
wird, ist es doch unverkennbar, daß die 
systematische Schulung von Verwal- 
tungsbeamten nicht durch eine .Vereini- 
gung mit der juristischen begonnen hat. 

Bis weit in das 19. Jahrhundert hin- 
ein zeigen die von oben herkommenden 
Maßnahmen in Erlassen und Verordnun- 
gen, welche Bedeutung neben der 
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Rechtswissenschaft den für eine gute 
Staatswissenschaft nötigen Disziplinen 
beigelegt wurde. Selbst in Preußen zeigt 
eine Regierungsinstruktion noch im 
Jahre 1817, daß neben der rechtswissen- 
schaftlichen und der gerichtspraktischen 
Vorbildung doch noch eine andere Vor- 
bildung in Ansehen stand. Die In- 
struktion lautet in dem hier in Betracht 
kommenden Paragraphen: 

„Die Anstellung und Entlassung der 
Referendarien ist Sache des Präsidiums. 
Um als Referendar angestellt zu wer- 
den, muß der Kandidat gute Schulkennt- 
nisse in alten und neueren Sprachen, in 
Geschichte und Mathematik, in den 
Staatswissenschaften und deren Hilfs- 
wissenschaften, namentlich Oeko- 
nomie und Technologie, auch gründ- 
liche Kenntnisse des Rechts besitzen, 
gehörig auf Universitäten studiert, nach- 
her womöglich praktische Kenntnisse 
von der Landwirtschaft oder einem 
anderen Hauptgewerbe erlangt und, 
sofern es sein kann, als Auskultator bei 
einer Gerichtsbehörde gearbeitet haben.“ 

Noch bis in die 30er Jahre des vori- 
gen Jahrhunderts sind ähnliche Verord- 
nungen in mehreren deutschen Staaten 
erlassen. 

Gegen die Mitte des Jahrhunderts ist 
der eingeschlagene Weg, den zukünf- 
tigen höheren Verwaltungsbeamten eine 
eigene, den Berufsaufgaben angemessene 
Hochschulbildung zu geben, wieder ver- 
lassen worden. Diese Umkehr von dem 
zweifellos richtigen Wege ist für die 
deutschen Verwaltungen verhängnisvoll 
geworden; sie sind hierdurch in 
vollständige Abhängigkeit von der 
Jurisprudenz bzw. von der Justiz- 
beamtenbildung geraten. Die Gründe 
für diese Wandlung sind nicht überall 
klar zu erkennen. Es scheint, daß sie 
einmal darin liegen, daß von früh her 
viele Juristen in die Laufbahn einge- 
treten sind, die ihrerseits — wie das 
nahe liegt — das juristische Element 
höher bewerteten und ihre Stimme für 
eine vorwiegend juristische Schulung des 
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Nachwuchses erhoben haben. Eine an- 
dere Ursache ist in der Verkümmerung 
der naturwissenschaftlich - technischen 
Fächer an den Universitäten zu suchen. 
Und das mag wiederum mit dem in der 
ersten Hälfte des vorigen Jahrhunderts 
sich festigenden Monopol des humanisti- 
schen Gymnasiums sowie anderseits mit 
dem gleichzeitigen Aufkommen beson- 
derer Fachschulen für Bergbau-, Land- 
wirtschaft, Gewerbe und Technik in Zu- 
sammenhang stehen. Es läßt sich ver- 
folgen, wie mit jedem Jahrzehnt die dem 
‚18. Jahrhundert eigentümliche Schulung 
zugunsten der rein juristischen zurück- 
geht. Aus den Lehrplänen verschwindet 
ein Fach nach dem andern. Es ver- 
schwindet die Mathematik, die Natur- 
lehre, die Technologie, die bürgerliche 
Baukunst, und wie alle die Fächer be- 
nannt wurden, die zur Ausbildung eines 
Verwaltungsbeamten gehören. An ihre 
Stelle traten die Pandektenlehre, die 
Rechtsphilosophie und die Rechtsge- 
schichte, römisches Recht, Prozeßrecht, 
Strafrecht usw. Es hieß jetzt nicht mehr, 
der zukünftige Verwaltungsbeamte 
müsse „auch gründliche Kenntnisse des 
Rechts besitzen‘, jetzt war das Stu- 
dium der Rechtswissenschaften das 
Berufsstudium der Verwaltungsbe- 
amten geworden, neben dem nichts 
anderes mehr Platz hatte. Man mag 
wohl hier und da das Empfinden für das 
Verkehrte dieser Schulung gehabt haben, 
die Entwicklung war aber nicht mehr 
aufzuhalten. So sagt ein Schriftsteller, 
der sich mit der Bildungsfrage beschäf- 
tigt: „Aber das Schlimme ist eben, daß 
diejenigen, welche zu bestimmen haben, 
selbst in der herkömmlichen Weise ge- 
schult sind.“ 

Gerade so stand es vor 20 Jahren 
einmal mit der Frage der humanisti- 
schen Mittelschulbildung. Die für eine 
Aenderung maßgebenden Männer waren 
in überwiegender Zahl durch das huma- 
nistische Gymnasium gegangen und 
konnten es nicht über sich gewinnen, die 
Gleichwertigkeit : anderer Mittelschulen 


Universitäten veranlaßt war. 
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anzuerkennen. Und doch gab es schon 
lange bedeutende Männer, die in ihrer 
Person die Gleichwertigkeit bewiesen. 
Mit dem Heranwachsen von besonderen 
Hochschulen, die schließlich aus den 
genannten Fachschulen hervorgegangen 
sind, hat die rückläufige Berufsbildung 
der Verwaltungsbeamten insofern einen 
Zusammenhang, als hierdurch der Rück- 
gang gewisser Unterrichtsgebiete anden 
Das gilt 
besonders von den polytechnischen 
Schulen, aus denen die Technischen 
Hochschulen geworden sind, die seit 
kurzem — wenigstens in äußerlicher 
Gleichwertigkeit — neben den Universi- 
täten stehen. Dem Fortschreiten des 
naturwissenschaftlich-technischen Unter- 
richts an diesen Lehranstalten konnten 
die Universitäten nicht folgen. | 


Läßt schon eine flüchtige Betrach- 
tung der geschichtlichen Entwicklung 
des Berufsstudiums der Verwaltungsbe- 
amten den Rückschritt erkennen, den die 
Vorbildung des einen Berufsstandes in- 
mitten aller anderen Berufe gemacht 
hat, so wird das Unhaltbare der jetzigen 
Situation noch klarer, wenn man die Ver- 
hältnisse der neben der Universität her- 
angewachsenen Hochschulen und die 
Fähigkeiten der aus ihnen hervorgehen- 
den Akademiker mit in Betracht zieht. 


Ich beschränke mich hier auf die Tech- 
nischen Hochschulen. 


Die Technischen Hochschulen sind in 
außerordentlich rascher Entwicklung aus 
Unterrichtsanstalten hervorgegangen, 
die ursprünglich einen ganz anderen 
Charakter hatten; sie sind heute in 
ihren Einrichtungen, in Zielen und Er- 
folgen sowie in ihrem Menschen- 
material wesentlich verschieden von 
dem, was man vor 50 Jahren unter den 
polytechnischen Schulen verstand. Die 
Wandlung hat sich besonders schnell in 
den letzten 20 Jahren vollzogen. Wer 
von den regierenden Beamten und den 
älteren Parlamentariern in seinen, ein 
Menschenalter zurückliegenden, Studicn- 
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jahren sich einen Begriff von einem die 
Technik studierenden jungen Manne ge- 
macht hat, müßte diesen vollständig än- 
dern, um den heutigen Verhältnissen ge- 
recht zu werden. 

Was mir als das Markanteste in der 
Umwandlung erscheint, ist das, daß die 
Technische Hochschule jetzt so wenig 
eine Fachschule ist, wie die Universität. 
Das ist ja auch durch die vor einem 
Jahrzehnt von allen deutschen Landes- 
fürsten vollzogene äußerliche Gleich- 
stellung mit den älteren Hochschulen 
anerkannt. Seitdem bahnt sich eine 
weitere Annäherung der beiden höchsten 
Bildungsstätten insofern an, als auch das 
Studium auf den Technischen Hoch- 
schulen von einer immer größer werden- 
den Zahl von Studierenden zur Erweite- 
rung der Allgemeinbildung benutzt wird. 
Sehr förderlich hierfür ist die Aufhebung 
der für den Staatsbaudienst bestimmten 
Prüfungen und der Ersatz der letzteren 
durch die jetzt allgemein eingeführten 
akademischen Prüfungen — die Diplom- 
prüfungen, auf Grund deren die Kandi- 
daten von den Senaten der Hochschulen 
zu Diplom-Ingenieuren ernannt werden. 
Diese Prüfungen und die Erteilung des 
akademischen Grades Diplom-Ingenieur 
sind jetzt auf allen deutschen Hoch- 
schulen einheitlich eingeführt (in 
Preußen seit 1902). Vorbedingung für 
die Zulassung zu dem mindestens 4jäh- 
rigen Studium ist die Ablegung der 
Reifeprüfung einer der drei Mittelschulen 
genau wie bei dem Universitäts- 
studium. Für einzelne Studienrichtun- 
gen ist, teils vor dem Studium liegend, 
teils eingeschoben, ein Jahr praktischer 
Tätigkeit in einem industriellen Betriebe 
verlangt, so daß also ein Teil der Stu- 
dierenden mindestens 5 Jahre auf seine 
akademisch-wissenschaftliche Vorbildung 
verwenden muß. Dieses lange Studium 
bietet in vieler Hinsicht sehr nahe- 
liegende Gelegenheiten zu historischen, 
geographischen, literarischen und sprach- 
lichen, wirtschaftlichen und rechtswissen- 
schaftlichen Studien. An der Charlotten- 
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burger Hochschule gibt es in allen Ab- 
teilungen (Fakultäten) Studierende, die 
diese Studien ernsthaft betreiben. In 
der Maschinen -Ingenieurabteilung ge- 
hören die genannten Gebiete z. T. auch 
zu den Prüfungsfächern. Seit einigen 
Jahren kann kein Studierender mehr die 
Diplomhauptprüfung bestehen, der nicht 
ein bestimmtes Maß an Sprachkennt- 
nissen, an volkswirtschaftlicher und 
rechtswissenschaftlicher Einsicht 
nachweisen kann. Nach meiner Be- 
obachtung des Studienganges und der 
Seminararbeiten müssen jährlich eine 
größere Zahl von Diplom-Ingenieuren in 
die Berufspraxis hinausgehen, die in 
ihrer Allgemeinbildung und besonders 
in ihren volks- und staatswissenschaft- 
lichen Kenntnissen den Durchschnitt der 
Universitätsstudenten weit übertreffen. 
Wie sollte es auch anders sein? Man 
nimmt vielfach an, und diese Anschau- 
ung ist gewiß auch bei unseren Re- 
gierungen vertreten, daß schon das Stu- 
dentenmaterial der Universitäten ein 
besseres sei, als das der Technischen 
Hochschulen, d. h. daß die Studierenden 
der letzteren in geringerer Zahl den 
wohlhabenderen, gebildeten Volksschich- 
ten entstammen, als dies dem Durch- 
schnitt bei den Universitäten entspricht. 
Auch hierin ist eine auffallende 
Wendung eingetreten, die zu einer 
gründlichen Aenderung der Anschauungen 
zwingen würde. Wird die gute Kinder- 
stube mit der Mittelschulbildung zusam- 
men bewertet, so wird das Studenten- 
material der neuen Hochschulen dem 
der alten sicherlich nicht nachstehen. 
Und was den Einfluß der langen Studien- 
zeit selbst betrifft, die bei einem nor- 
malen Studienverlauf an der Technischen 
Hochschule um 50% länger ist, als z.B. 
die Studienzeit eines Juristen, so darf 
ich hier einige Vorzüge hervorheben, die 
das jetzige Berufsstudium der Verwal- 
tungsbeamten, das juristische Studium, 
nicht aufweisen kann. | 

Das Studium der Ingenieurwissen- 
schaften unterscheidet sich von dem der 
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sogenannten Geisteswissenschaften und 
insbesondere von dem der Rechtswissen- 
schaften dadurch, daß der Studierende 
im ersteren Falle von Anfang an in ganz 
anderer Weise durch die Studienarbeit 
gepackt wird. Das Ingenieurstudium 
verlangt vom ersten Semester an ein 
Mitarbeiten, ein Vorwärtsschreiten von 
Stufe zu Stufe, ein selbständiges Schaffen. 
Wer mitkommen will, kann sich nicht 
darauf beschränken, nur das Gehörte und 
Gesehene in sich aufzunehmen oder gar 
nur im Kollegienheft niederzuschreiben. 


Der Unterricht beschränkt sich auch. 


nicht auf die Wiedergabe von Tatsachen, 
von Ansichten, von Formen und Ver- 
suchsergebnissen — er ist fast überall 
auch von Anleitungen begleitet, wie man 
zu den Formen kommt, wie die Versuche 
angestellt werden. Dies ist das Eigen- 
artige des Unterrichts an den Techni- 
schen Hochschulen, daß der Studierende 
vom ersten Semester an veranlaßt 
wird, durch Rechnung selbständig Resul- 
tate zu finden, und durch graphische 
Darstellungen die eigene Vorstellung zu 
kontrollieren. Die Tätigkeit der Stu- 
denten ist nicht bloß rezeptiv, sie ist 
zugleich auch produktiv. Diese Un- 
terrichtsmethode erzieht zur selbständi- 
gen Arbeit und zugleich zur Ini- 
tiative. Das kann kein Unterricht, in 
dem sich der Lehrer auf die Wiedergabe 
von Tatsachen und Ansichten be- 
schränkt. Auch das scheint mir hier ein 
Vorzug zu sein, daß in dem Ingenicur- 
unterricht die Ansicht des einzelnen 
Lehrers, die Lehrmeinung, von gerin- 
gerer Bedeutung ist. Der Unterricht 
ist objektiver und unpersönlicher, 
es kommt nicht so sehr darauf an, was 
dieser oder jener Lehrer meint, sondern 
darauf, was die Wirklichkeit bestätigt. 
In der Theologie, der Philosophie, in 
der Jurisprudenz gibt es Lehrmeinungen; 
der eine Lehrer ist Anhänger der einen 
Theorie, der andere einer anderen. Die 
sich gegenüberstehenden Meinungen 
nehmen einen größeren Raum ein. In 
den Ingenieurwissenschaften gibt es na- 
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türlich auch verschiedene Meinungen; 
sie treten aber nicht so heraus. Die 
Gegensätze verschwinden auch rasch 
wieder, weil die Natur, die Wirklichkeit 
und der Erfolg, den Sieg der einen über 
die andere Meinung in rascher Folge 


bringt. Die Wirklichkeit ist ausschlag- 
gebend und deshalb Richtschnur. Und 
daran gewöhnt sich der Student sehr 


bald. Er lernt die Maßnahmen nach dem 
Nutzen zu beurteilen, den sie erreichen 
sollen. 


Ich verkenne gewiß nicht die großen 
Vorzüge der formal-juristischen Er- 
ziehung und glaube auch die Schwächen 
einer einseitigen Ingenieurschulung zu 
kennen. Wenn ich hier einige Vorzüge 
stärker herausgehoben habe, so geschah 
das, um gegen Vorurteile anzukämpfen, 
die in unserer Zeit einmal verschwinden 
müssen, wenn wir weiter kommen 
wollen. 


Was in dem bisherigen System der 
Beamtenerziehung verkehrt ist, das ist 
die Bindung an eine bestimmte Schule. 
Ich behaupte, daß das Berufsstu- 
dium der Justizbeamten nicht 
gleichzeitig auch das einzige und 
ausschließliche Berufs - Studium 
einer Beamtengruppe mit ganz an- 
deren Aufgaben und anderem Wir- 
kungskreis sein kann. Man kann sich 
nicht durch ein und dasselbe Studium in 
gleich guter Weise und mit gleich gutem 
Erfolge für zwei verschiedene Be- 
rufe, für den der Justiz sowie den der 
höheren Verwaltung, vorbereiten. Das 
System, das wir jetzt in Deutschland 
haben, ist ein Widerspruch in sich — 
es muß einer anderen Einrichtung Platz 
machen. Das Monopol der Juristen- 
schule muß fallen, ebenso wie das 
Monopol des humanistischen Gym- 
nasiums gefallen ist. Daß wir die 
starre Verbindung mit der Jurisprudenz 
verlassen müssen, ist schon eine Folge 
aus der Mittelschulreform; eine Aende- 
rung der Beamtenschulung ist die konse- 
quente Fortsetzung dieser Reform. 


Dipl.-Ing. Wassermann, Schutz des Gebrauchsmusters vor der Anmeldung 


Es erheben sich auch immer mehr 
Stimmen gegen die jetzige sinnwidrige 
Art der Berufsbildung. 

In Deutschland braucht ein guter Ge- 
danke aber 100 Jahre bis zur Reife und 
Ausführung. 

Die 100 Jahre kann man im vor- 
liegenden Falle von der Zeit an zählen, 
als Rechtsprechung und Verwaltung in 
den deutschen Staaten getrennt wurden. 
Damals tauchte der Gedanke auf, auch 
den zukünftigen Verwaltungsbeamten, 
die nunmehr eine von der Recht- 
sprechung sich unterscheidende Berufs- 
tätigkeit auszuüben hatten, wieder eine 
besondere, ihren Berufsaufgaben an- 
gepaßte Hochschulbildung zu ermög- 
lichen, also eine Rückkehr zu den An- 
fängen, die von Friedrich Wilhelm I. aus- 
gingen. Die Rückkehr zu einer eigenen, 
von der Richterschulung unabhängigen 
Vorbildung der Verwaltungsbeamten 
war im Anfang des vorigen Jahrhunderts 
aus den vorher angedeuteten Gründen 
sehr erschwert, wenn nicht unmöglich 
gemacht. Die kameralistischen Fächer 
waren an den Universitäten im Rück- 
gang, für die moderne Behandlung der 
angewandten Naturwissenschaften, die 
im vorliegenden Falle unentkehrlich sind, 
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waren neue Bildungsstätten in der Ent- 
wicklung, deren Schülermaterial aber 
wegen geringerer Allgemeinbil- 
dung als Nachwuchs nicht in Frage 
kam. In die höheren Verwaltungsstellen 
waren allmählich immer mehr Juristen 
eingerückt, die für ihre Schulung einge- 
nommen waren. 

Dazu kam nun in der Mitte des 
vorigen Jahrhunderts der Uebergang 
in die konstitutionelle Staatsverfassung, 
in den Rechtsstaat. Jetzt, so hieß es, 
müßten alle Beamten, die den Staat re- 
präsentieren, die die Staatsleitung aus- 
üben, erst recht juristisch und nur ju- 
ristisch ausgebildet sein. Wie sollte sich 
da überhaupt eine von der allgemeinen 
juristischen Universitätsbildung ab- 
weichende Schulung der höheren Ver- 
waltungsbeamten rechtfertigen lassen ? 
So konsequent der Gedanke war, dem 
besonderen Berufe müsse auch ein be- 
sonderes Berufsstudium entsprechen — 
die Ausführung war im vorigen 
Jahrhundert unmöglich. Zur Aus- 
führung, die in den nächsten Jahrzehnten 
fällig wird, müssen nunmehr aber auch 
Vorschläge diskutiert werden. Mir er- 
scheint der folgende erwägenswert. 

(Fortsetzung folgt.) 


„„CHUTZ DES GEBRAUCHSMUSTERS VOR DER ANMELDUNG.“ 


Von Dipl.-Ing. Wassermann-Berlin. 


In Heft 10 des laufenden Jahrganges 
dieser Zeitschrift ist unter obigem Titel 
die Frage behandelt, ob und durch 
welche Rechtsmittel das Erfinderrecht 
geltend gemacht werden kann, wenn die 
Erfindung in widerrechtlicher Weise 
seitens eines Dritten zum Gebrauchs- 
muster angemeldet und letzteres einge- 
tragen worden ist. Der besprochene 
Rechtsfall betrifft also nicht, wie der 
Titel der Veröffentlichung vermuten läßt, 
den Schutz des Gebrauchsmusters vor 
der Anmeldung, sondern den Schutz des 
Erfinders gegen widerrechtliche Ent- 
nahme und zwar nach erfolgter Ein- 


tragung des entnommenen Gebrauchs- 
musters auf den Namen des Entnehmers. 
Zutreffend ist in der Abhandlung aus- 
einandergesetzt worden, daß bei wider- 
rechtlicher Entnahme eines Gebrauchs- 
musters nicht nur dem Verletzten ein 
Anspruch auf Löschung des Gebrauchs- 
musters nach § 6 Absatz 2 des Gesetzes 
betreffend den Schutz von Gebrauchs- 
mustern zustehe, sondern auch noch der 
Weg einer Zivilklage aus $$ 826 und 
249 des BGB. gegeben sei. 
Unzutreffend ist jedoch die Anwen- 
dung des $ 249 BGB. auf den in Frage 
stehenden Rechtsfall behandelt. Nach 
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$ 249 hat der Schadenersatzpflichtige, 
also der Verletzer des Erfinderrechtes, 
den Zustand herzustellen, der ohne Ein- 
tritt des schädigenden Umstandes, also 
wenn die Entnahme und die widerrecht- 
liche Anmeldung zum Gebrauchsmuster 
nicht erfolgt wäre, bestehen würde. 
Nachdem der Verletzer unterdessen die 
Eintragung eines Gebrauchsmusters auf 
die entnommene Erfindung erwirkt hat, 
ist es unmöglich, letztere in ihrem 
früheren Zustand dem Berechtigten zu- 
rückzugeben; denn durch die Eintragung 
des Gebrauchsmusters ist, das Vorliegen 
der Erfordernisse des § 1 des Gesetzes 
betreffend den Schutz von Gebrauchs- 
mustern vorausgesetzt, die Erfindung, 
also die zum technischen Ausdruck ge- 
brachte Ideenschöpfung, zum Gegen- 
stand eines Ausschließungsrechtes um- 
gestaltet worden. 

Abgesehen von der Unmöglichkeit, 
den Gegenstand eines Schutzrechtes in 
eine nicht offenbarte Erfindung zurück- 
zuverwandeln, ist die Herstellung des 
früheren Zustandes durch Löschung 
des Gebrauchsmusters in den meisten 
Fällen, jedenfalls dann, wenn der im 
Reichsanzeiger druckschriftlich veröffent- 
lichte Titel des Gebrauchsmusters das 
Wesen desselben wiedergibt oder der 
Gebrauchsmustergegenstand unterdessen 
offenkundig im Inlande vorbenutzt wor- 
den ist, für den Verletzten vollkommen 
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wertlos, da dieser dann seine Erfindung 
wegen mangelnder Neuheit nicht nach- 
träglich selbst durch ein rechtskräftiges 
Gebrauchsmuster zu schützen vermag. 

Eine sachgemäße Anwendung des 
§ 249 des BGB. auf den strittigen Rechts- 
fall liegt also nicht dann vor, wenn der 
frühere Zustand durch Löschung des 
Gebrauchsmusters herbeigeführt wird, 
sondern nur dann, wenn eine Zurück- 
gewährung der Erfindung in dem der- 
zeitigen Zustand erfolgt, d. h. wenn 
das Gebrauchsmuster auf den recht- 
mäßigen Erfinder übertragen wird 
(vergl. die auf die analogen Rechts- 
grundsätze bei patentierten Erfindungen 
bezüglichen Ausführungen von Selig- 
sohn, Patentgesetz 09, Seite 86 und 110; 
Kent, Das Patentgesetz, Band I, Seite 
779; Kohler, Lehrbuch des Patentrechtes, 
Seite 87 usw.). 

Außer dem durch eine Zivilklage gel- 
tend zu machenden Recht auf Ueber- 
tragung des Gebrauchsmusters steht dem 
Verletzten auch ein Anspruch auf Ersatz 
für die in der Zwischenzeit seitens des 
Verletzers erfolgten Nutzungen aus der 
Erfindung bzw. aus dem Gebrauchs- 
muster zu. 

Die gleichen Rechtsmittel gelten auch 
für solche Erfindungen, für welche in 
widerrechtlicher Weise Patentschutz 
nachgesucht bzw. ein Patent erteilt wor- 
den ist. 


DIE INGENIEUR-ABTEILUNG DER UNIVERSITAT CAMBRIDGE. 


In Deutschland haben die Universi- 
täten bei dem großen Aufschwung der 
Technik diese Wissenschaft von ihrem 
Lehrgebiete abgezweigt, und man hat 
für sie neue Hochschulen errichtet. Dies 
ist in England bis jetzt noch nicht der 
Fall. Zwar gibt es dort auch eine An- 
zahl sehr guter technischer Schulen, die 
mehr oder weniger unseren Polytech- 
niken entsprechen, aber die Universitäten 
Englands — ich meine hier hauptsäch- 


lich Oxford und Cambridge, die ja bis 
heute noch die Universitäten Englands 
sind, — haben noch immer ihre tech- 
nischen Abteilungen. Und gerade die 
von Cambridge zählt mit unter die 
besten Englands. 

Wenn ich hier von Ingenieur-Abtei- 
lung spreche, so ist dies nur eine ge- 
naue Uebersetzung des englischen Depart 
ment of engineering. Eine englische Uni- 
versität besteht nämlich, genau wie 
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unsere deutschen aus verschiedenen Fa- 
kultäten, aus verschiedenen Abteilungen, 
die natürlich ebenso wie die deutschen 
Fakultäten unter sich vollständig gleich- 
berechtigt und gleichangesehen sind. Ich 
füge das nur hinzu, weil ich schon zu 
verschiedenen Malen in Deutschland ge- 
fragt wurde, ob denn die Techniker 
auch das gleiche Ansehen besitzen wie 
die übrigen Studenten an der Uni- 
versität. 


Bei jeder Fakultät in England, also 
auch bei der Ingenieur-Wissenschaft, 
dauert das Studium drei Jahre, und es 
steht einem jeden Studenten dabei frei, 
welchen der beiden Studiengänge er sich 
wählen will, einen schwereren aber na- 
türlich auch dementsprechend höher an- 
geseheneren, den sogenannten Honours- 
Course, oder einen leichteren, den Ordi- 
nary-Course.. Im ersten Jahre des 
Honours-Course treiben die Studenten 
hauptsächlich höhere Mathematik (Diffe- 
rential- und Intregalrechnung), elemen- 
tare Physik (Wärme- und Elcktrizitäts- 
lehre), Mechanik und elementare Ma- 
schinenkunde, Zeichnen (darstellende 
Geometrie, Werkstättenzeichnungen und 
elementare Berechnungen) und Werk- 
stättenarbeit. Es ist nämlich auf den 
englischen Ingenieurschulen vorgeschrie- 
ben, neben den gewöhnlichen Ingenieur- 
wissenschaften während der drei Jahre 
auch die Universitätswerkstätten regel- 
mäßig zu besuchen und wenigstens 
4 Stunden die Woche, womöglich aber 
mehr, dort zuzubringen. Außerdem 
haben die Studenten des ersten. Jahres 
noch das physikalische Laboratorium zu 
besuchen, und im Sommer werden sie 
in den Elementen des Vermessens — mit 
praktischen Uebungen im Felde — unter- 
richtet. Im zweiten und dritten Jahre 
werden Vorlesungen in Mathematik, an- 
gewandter Mechanik, Theorie der Bau- 
konstruktionen, Wärme und Wärme- 
kraftmaschinen, in Elektrizität und 
Zeichnen gegeben. Außerdem wird wie- 
der in den Werkstätten gearbeitet und 
in den Laboratorien, und zwar 4 Stun- 
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den die Woche im Maschinenlabora- 
torium oder Elastizitätslaboratorium 
und 4 Stunden die Woche im Elektrizi- 
tätslaboratorium. Das Studienjahr be- 
ginnt, wie bei uns, im Oktober, ist 
aber in drei Teile (terms) eingeteilt 
von je ungefähr 2 Monaten. In den 
großen Ferien von Mitte Juni bis An- 
fang Oktober bleiben die Laboratorien, 
Werkstätten und der Zeichensaal offen, 
so daß die Studenten Gelegenheit haben, 
auch während dieser Zeit weiterzu- 
arbeiten. 

Vor Ende des vierten Term müssen 
die Studenten, die den oben beschrie- 
benen Honours-Course eingeschlagen 
haben, das sogenannte Befähigungs- 
examen bestanden haben. Dies Examen 
besteht aus einfachen, mathematischen 
Fragen (bis inkl. Differential- und In- 
tegralrechnung) und aus mechanischen 
Fragen aus Statik und Dynamik. Die- 
jenigen Studenten, die bis Ende des 
vierten Term dies Examen nicht be- 
standen haben, dürfen nicht mehr den 
Honours-Course weiter nehmen, sondern 
müssen jetzt den Ordinary-Course ein- 
schlagen. Am Ende des neunten Term 
haben die Honours-Studenten das Tri- 
pos-Examen zu machen. Dies ist ein- 
geteilt in zwei Gruppen und besteht aus 
folgenden Fächern: 

Gruppe A. 

Angewandte Mechanik. 

Wärme und Wärmekraftmaschinen. 

Theorie der Baukonstruktionen und 
Festigkeitslehre. 

Elektrizität und Magnetismus. 

Zeichnen. A 

Aufsatz. 

Gruppe B. 

Angewandte Mechanik. 

Theorie der Baukonstruktionen und 
Festigkeitslehre. 

Wärme und Wärmekraftmaschinen. 

Elektrizität und Magnetismus. 

Chemie für Ingenieure. 

Hiervon haben die Kandidaten alle 
in Gruppe A gestellten Fragen, die ein- 
facherer Natur sind, zu beantworten 
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und außerdem zu zeigen, daß sie einfache 
Laboratoriumsaufgaben und Versuche, 
die sich auf die Fragen beziehen, lösen 
können, ebenso Vermessungs- und Werk- 
stättenaufgaben. Die unter Gruppe B 
gestellten Fragen sind schwerer, und 
die Kandidaten müssen diese Fragen 
nicht beantworten, aber sie können kein 
sehr gut erhalten, wenn sie nicht auch 
in wenigstens 2 Fächern der Gruppe B 
die Fragen richtig beantwortet haben. 
Nachdem die Studenten dies Examen be- 
standen haben, erhalten sie den üblichen 
Universitätsgrad eines Bachelor of Arts 
(B. A.) und können nun als Ingenieur 
sich irgendwie betätigen. Die praktischen 
Kenntnisse, die ja für einen Ingenieur 
unumgänglich notwendig sind, erwerben 
sie sich zum Teil in den Universitäts- 
werkstätten, zum Teilaber auch, gewöhn- 
lich direkt nach dem Examen, in einer 
zwei- bis dreijährigen Lehrzeit, während 
der sie schon einen geringen Gehalt 
beziehen. Studenten, die ein sehr gutes 
Examen gemacht haben, bleiben dagegen 
gewöhnlich noch ein oder zwei Jahre 
länger auf der Universität, um. sich als 
sogenannte Advanced Students inirgend- 
welchen Spezialfächern noch weiter aus- 
zubilden und hierüber ein Examen ab- 
zulegen. 

Diejenigen Studenten, die nicht ge- 
nügend Kenntnisse in Mathematik und 
Mechanik haben, um das Befähigungs- 


examen zu bestehen, oder aus sonst 
einem Grunde sich nicht dem Tripos zu- 
wenden wollen, müssen den Ordinary- 
Course ergreifen. Sie betreiben ungefähr 
dieselben Fächer wie die anderen Stu- 
denten, aber in elementarerer Weise, und 
auch ihr Schlußexamen ist leichter und 
hat einen weniger mathematischen Cha- 
rakter als das Tripos-Examen. Es ist 
in zwei Teile eingeteilt, von denen die 
Fragen in Teil I von allen Studenten 
zu beantworten sind. Sie bestehen aus 
Fragen in praktischer Mathematik, be- 
schreibender Maschinenkunde und Ver- 
messen. Das Examen in letzterem ist 
nur ein durchaus praktisches. In Teilll 
müssen alle Kandidaten die Fragen in 
den drei ersten Fächern, nämlich in ele- 
mentarer, angewandter Mechanik, in 
Maschinenzeichnen und Werkstätten- 
arbeit, alle beantworten und von den 
drei folgenden Fächern — Wärme und 
Wärmekraftmaschinen, Festigkeitslehre 
und elementare Theorie der Baukon- 
struktionen und Elektrizität — wenig- 
stens die in einem Fach gestellten Fra- 
gen. Nach bestandenem Examen erhalten 
auch sie den Grad eines Bachelor of 
Arts und dürfen sich als Ingenieure 
irgendwo betätigen, genau wie die 
Honours-Studenten, nur erhalten die 
letzteren natürlich überall den Vorzug 
vor ihnen. X. 


VERGLEICH DER DIPLOM-INGENIEUR-LAUFBAHN 
MIT DER EINES JURISTEN. 


Die Diplom-Ingenieur-Laufbahn ist oft 
mit anderen Berufen verglichen worden 
(in bezug auf Kosten und Vorbildung). 
Juristenkreise haben besonders erklärt, 
das Diplomexamen entspreche dem Re- 
ferendarexamen und das Regierungsbau- 
meisterexamen dem AÄssessorexamen. 
Während das letztere schon eher in Ver- 
gleich zu ziehen ist, will ich auf den 
ersteren Punkt näher eingehen. 

Ohne zunächst die Kosten und die Vor- 
bildung beider Berufe in Betracht zu 


ziehen, ist dieser Vergleich schon des- 
halb hinfällig, weil mit dem Diplom- 
examen das technische Studium vollstän- 
dig abgeschlossen ist, ähnlich wie bei 
dem medizinischen und philologischen 
Examen, während der Jurist erst mit dem 
Assessorexamen seine Vorbildung ab- 
schließt. Dies ist allgemein bekannt, 
aber auch daran zu erkennen, daß der 
Diplom-Ingenieur immer, auch wenn er 
älter geworden ist, diesen Titel führen 
wird, wohingegen ein Jurist, der z. B. 
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in den 40er Jahren steht und kein 
Assessorexamen gemacht hat, sich sicher 
nicht sehr freuen würde, wenn er mit 
„Herr Referendar‘‘ angeredet würde. 
Was die Vorbildung betrifft, so wird 
für beide Berufe das Reifezeugnis eines 
Gymnasiums oder Realgymnasiums ver- 
langt. Der Jurist hat nun sechs Semester 
auf einer Universität zu studieren und 
macht dann das Referendarexamen, das 
aus einer mehrtägigen Klausurarbeit und 
einer mündlichen Prüfung besteht. Ganz 
anders ist es beim Ingenieurberuf. Ich 
ziehe z. B. den Maschineningenieur zum 
Vergleich heran. Hier wird zunächst ver- 
langt, daß der Studierende eine ein- 
jährige praktische Tätigkeit hinter sich 
hat. Danach kommen acht Semester 
Hochschulstudium, an das sich das Di- 
plomexamen anschließt. Da allein die 
schriftliche Arbeit drei Monate Zeit in 
Anspruch nimmt und dann eine längere 
Zeit vergeht, bis man zum mündlichen 
Teil zugelassen wird, geht durch das 
Examen ein Semester verloren. Während 
also der Jurist mit reichlich drei Jahren 
Referendar sein kann, ist der Diplom- 
Ingenieur erst nach 5!/; Jahren fertig, 
braucht also bald die doppelte Zeit. 
Außerdem ist zu berücksichtigen, daß der 
Jurist, der in den ersten Semestern keine 
Kollegs gehört hat, seine Versäumnis durch 
intensive Arbeit in den letzten Semestern 
leicht nachholen kann, was beim tech- 
nischen Hochschulstudium ja fast unmög- 
lich ist, schon deshalb, weil die erforder- 
lichen Zeichnungen und praktischen 
Uebungs - Ergebnisse vorgelegt sein 
müssen, bevor er überhaupt zum Examen 
zugelassen wird. Nun zu den Kosten. 
Für die einjährige praktische Tätigkeit 
hat der Ingenieur fast stets eine Ent- 
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schädigung zu zahlen, die oft 500 Mark 
und mehr beträgt, was bei der juristi- 
schen Laufbahn vollständig wegfällt. Die 
juristischen Vorlesungen sind bekanntlich 
ziemlich billig, jedenfalls sicher nicht 
teurer wie die technischen Vorlesungen. 
Nun ist aber zu berücksichtigen, daß die 
Ingenieure mehr Vorlesungen zu hören 
haben wie die Juristen und daß bei jenen 
außerdem die vielen praktischen Uebun- 
gen hinzukommen, so daß das Unter- 
richtshonorar im Semester für den In- 
genieur zweifellos höher ausfällt. Außer- 
dem ist nicht außer Acht zu lassen, daß 
auf den Universitäten bei weitem mehr 
Stipendien verfügbar sind, wie auf Tech- 
nischen Hochschulen. 

Wenn man alle diese Punkte in Be- 
tracht zieht, wird jeder Unparteiische zu- 
geben müssen, daß das Referendar- 
examen nicht dem Diplomexamen gleich- 
wertig ist. Was die Dauer des Studiums 
und die Kosten anbelangt, so könnte man 
das Diplomexamen am besten mit dem 
philologischen oder medizinischen Exa- 
men vergleichen. Wenn man letzteren 
Vergleich heranzieht, würde der Medi- 
ziner, der das Kreisarztexamen gemacht 
hat, annähernd dem Regierungsbau- 
meister entsprechen. Aber ebenso wie 
es keinem Arzt, der nicht staatlich an- 
gestellt werden will, einfallen wird, das 
Kreisarztexamen zu machen, ebenso 
sollte kein Diplomingenieur, der in die 
Privatindustrie übergehen will, zum Re- 
gierungsbaumeisterexamen schreiten, und 
ebenso wenig wie ein Kreisarzt auf einen 
approbierten Arzt herabblicken wird, - 
ebenso wenig sollte dies ein Regierungs- 
baumeister seinem Kollegen gegenüber 
tun. 

X. 


GEBÜHREN DER SACHVERSTÄNDIGEN. 


(Von einem praktischen Juristen.) 


Der vom Gerichte in einer Zivil- oder 
Strafprozeßsache zum Sachverständigen 
Ernannte hat nach dem Gesetze ($ 407 


der Zivilprozeßordnung, § 75 der Straf- 
prozeßordnung für das Deutsche Reich) 
der Ernennung insbesondere auch dann 
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Folge zu leisten, wenn er die Wissen- 
schaft, die Kunst oder das Gewerbe, 
deren Kenntnis Voraussetzung der Be- 
gutachtung ist, öffentlich zum Erwerbe 
ausübt. ,„Oeffentlich‘‘ bedeutet „nicht 
in geschlossenem Kreise“. Unter den 
Begriff „Gewerbe“ fällt jede gleich- 
mäßig fortgesetzte, auf Gewinn gerich- 
tete, selbständige Tätigkeit, also auch 
Handel, Fabrikbetrieb, Landwirtschaft 
und der Gewerbebetrieb, auf den nach 
$ 6 der Gewerbeordnung dieses Gesetz 
keine Anwendung findet. Auch wer in 
einer Fabrik angestellt ist, übt ein Ge- 
werbe im Sinne des $ 407 der Zivil- 
prozeßordnung und des $ 75 der Straf- 
prozeßordnung aus. Die Ausübung zum 
Erwerbe kann auch nur nebenbei er- 
folgen. 

Auch Techniker mit Hochschulbildung 
— und für diese soll der Aufsatz ge- 
schrieben sein — sind hiernach gesetz- 
lich zur Erstattung eines vom Gerichte 
verlangten Gutachtens verpflichtet, 
mögen sie ihre theoretischen Kenntnisse 
und praktischen Erfahrungen im Be- 
triebe ihres eigenen oder eines fremden 
Geschäfts oder Unternehmens verwerten. 
Es ist deshalb auch für sie die Frage von 
Bedeutung, ob sie nach dem bestehenden 
Gesetze für ihre Leistungen als gericht- 
lich ernannte Sachverständige auch eine 
angemessene Vergütung erhalten. Denn 
jeder Arbeiter ist seines Lohnes wert. 

Der Sachverständige hat nach Maß- 
gabe der Gebührenordnung, wie $ 413 
der Zivilprozeßordnung und § 84 der 
Strafprozeßordnung vorschreiben, auf 
Entschädigung für Zeitversäumnis, auf 
Erstattung der ihm verursachten Kosten 
und außerdem auf angemessene Ver- 
gütung seiner Mühewaltung Anspruch. 
Maßgebend ist die Gebührenordnung für 
Zeugen und Sachverständigen vom 
30. Juni 1878 in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 20. Mai 1898. In 
Betracht kommen hier folgende Be- 
stimmungen: 

1. § 3. Der Sachverständige erhält für 
seine Leistungen eine Vergütung nach 
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Maßgabe der erforderlichen Zeitver- 
säumnis im Betrage von bis zu 2 Mark 
auf jede angefangene Stunde — Die 
Vergütung ist unter Berücksichtigung 
der Erwerbsverhältnisse des Sachver- 
ständigen zu bemessen, und für jeden 
Tag auf nicht mehr als 10 Stunden zu 
gewähren. — Außerdem sind dem Sach- 
verständigen die auf die Vorbereitung 
des Gutachtens verwendeten Kosten so- 
wie die für eine Untersuchung ver- 
brauchten Stoffe und Werkzeuge zu ver- 
güten. 

2. § 4: Bei schwierigen Untersuchun- 
gen und Sachprüfungen ist dem Sach- 
verständigen auf Verlangen für die auf- 
getragene Leistung eine Vergütung nach 
dem üblichen Preise derselben und für 
die außerdem stattfindende Teilnahme 
an Terminen die im $ 3 bestimmte Ver- 
gütung zu gewähren. 

3. § 15: Ist ein Sachverständiger für 
die Erstattung von Gutachten im allge- 
meinen beeidigt, so können die Ge- 
bühren für die bei bestimmten Gerich- 
ten vorkommenden Geschäfte durch 
Uebereinkommen bestimmt werden. 

Zu 1: Daß es eine unbillige Härte ist, 
wenn im $ 3 der Gebührenordnung die 
Vergütung des Sachverständigen sich in 
der Regel auf den Höchstbetrag von 
2 Mark für die Stunde beschränkt, wird 


in maßgebenden Kreisen allgemein an- 


erkannt. Die Gebührenordnung ist eben, 
wie wiederholt von verschiedenen Seiten 
behauptet worden ist, veraltet. Sie 
stammt in ihren Grundzügen aus dem 
Jahre 1878, die -wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse haben sich aber in den letzten 
30 Jahren erheblich verändert. Die 
Aeltesten der Berliner Kaufmannschaft 
haben sich deshalb bereits im April 1907 
mit einer Eingabe an den Reichskanzler 
gewandt, in der sie die Reform der 
Gebührenordnung als dringend wün- 
schenswert bezeichneten und bestimmte 
Abänderungsvorschläge machten. Hier- 
über verbreitet sich in eingehender 
Weise ein Aufsatz des Rechtsanwalts Dr. 
Friedrichs in Düsseldorf in der „Deut- 
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schen Juristen-Zeitung‘‘, Jahrgang 1907, 
Seite 1002 u. ff., dessen Studium nur 
empfohlen werden kann. 

Zweifellos entspricht der Satz von 
höchstens 2 Mark für die Stunde keines- 
wegs der geistigen Leistung von Tech- 
nikern, die ihre theoretisch-wissenschaft- 
liche Schulung auf Technischen Hoch- 
schulen gefunden haben, und deren 
„technische Intelligenz“ in unserer gan- 
zen Volksgemeinschaft, wie Professor 
Franz in „Technik und Wirtschaft‘, 
Jahrgang 1910, Heft 4, zutreffend aus- 
führt, höher wie seither bewertet, und 
deren „technisches Können‘‘ besser wie 
seither verwertet werden müssen. 

Es läßt sich ferner in keiner Weise 
rechtfertigen, daß dem Sachverständi- 
gen nicht auch die Kosten und baren 
Auslagen erstattet werden, die er nicht 
auf die Vorbereitung des Gutachtens, 
aber aus Anlaß seiner Ernennung zum 
Sachverständigen verwendet hat. Die 
Gebührenordnung ist, wie die Eingabe 
richtig bemerkt, insoweit lückenhaft. In 
$ 413 der Zivilprozeßordnung und $ 84 
der Strafprozeßordnung ist die Er- 
stattung der dem Sachverständigen ver- 
ursachten Kosten allgemein vorge- 
schrieben. 

Zu 2: Hier gibt das Gesetz dem 
Gerichte ein Mittel an die Hand, 
dem Sachverständigen eine bessere 
Vergütung zukommen zu lassen. 

In der erwähnten Eingabe wird zwar 
ausgeführt, daß dieses Mittel in der 
Praxis vollständig versage. Die Ansicht 
wird damit begründet: Der Reichstag 
habe eine liberalere Fassung des Ge- 
setzentwurfs engherziger ausgestaltet 
und seien die Gerichte dadurch an einer 
liberalen Auslegung gehindert; die Ge- 
richte verlangten infolgedessen eine 
„erhebliche“ oder ‚besondere‘: Schwie- 
rigkeit der Untersuchung und Sach- 
prüfung und bestritten das Vorhanden- 
sein einer solchen selbst in solchen 
Fällen, wo es sich um die höchste 
geistige Leistung handle, die nur ein auf 
der Höhe des Wissens stehender Mann 
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mit besonderem Scharfblick unter Auf- 
wendung seiner ganzen Kraft richtig 
ausführen könne, und die nur dem besten 
erreichbaren Sachverständigen anver- 
traut werden dürfe. 

Das geht meines Erachtens aber zu 
weit. Die zur Begründung dieser An- 
sicht vorgebrachten Tatsachen treffen 
auch keineswegs zu. Denn wenn es 
auch vorgekommen sein mag, daß Ge- 
richte die Gesetzesbestimmung in einer 
so „engherzigen‘ Weise ausgelegt 
haben, wie es in der Eingabe angegeben 
ist, so hat sich diese Handhabung des 
Gesetzes durch Gerichte doch sicherlich 
nur auf einzelne Fälle beschränkt und 
ist niemals zu einer allgemeinen Regel 
geworden. Ich selbst bringe als Richter 
in Fällen, wo es sich um Gutachten 
technischer Art handelt, stets dann den 
§ 4 der Gebührenordnung zur Anwen- 
dung, wenn die den Gegenstand des 
Gutachtens bildende Streitfrage sich in 
einer für das Gericht verständlichen und 
überzeugenden Weise nicht beantworten 
läßt, ohne daß vorher eine gründliche 
Prüfung der in Betracht kommenden tat- 
sächlichen Verhältnisse, insbesondere 
eine eingehende Besichtigung der zu be- 
gutachtenden Sache oder eine Anstellung 
von Versuchen erfolgt ist. Dies gilt 
vor allem von den Gutachten in Sachen, 
welche dem Gebiete des Patent- und Ge- 
brauchsmusterschutzrechts angehören. 
Bei solchen Gutachten ist jedenfalls 
regelmäßig anzunehmen, daß der vom 
Gesetze aufgestellte Begriff der schwie- 
rigen Untersuchung und Sachprüfung 
erfüllt ist. 

Auf alle Fälle scheint nach den ge- 
machten Ausführungen eine Abänderung 
der Vorschrift des $ 4 der Gebühren- 
ordnung in dem Sinne, wie es in der 
erwähnten Eingabe angeregt wird, schon 
deshalb allein wünschenswert, um den 
Gerichten, soweit sie sich seither die 
„engherzige‘“ Auslegung der Vorschrift 
zu eigen gemacht haben, die Möglich- 
keit zu gewähren, die Vorschrift den 
wirtschaftlichen Verhältnissen der Gegen- 
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wart entsprechend zu handhaben, und 
auf diese Weise wenigstens den Tech- 
nikern mit Hochschulbildung die Erfül- 
lung ihrer gesetzlichen Sachver- 
ständigenpflicht, die ihnen durch die 
Zubilligung einer unzureichenden Ver- 
gütung geradezu erschwert wird, zu er- 
leichtern. 

Im übrigen dürfte es einem organi- 
sierten Verbande von Technikern mit 


Hochschulbildung nicht schwer fallen, 
für seine Mitglieder eine Ge- 
bührennorm aufzustellen und 


durchzusetzen, die bei den Gerichten 
die gleiche Beachtung findet, wie die 
„Hamburger Norm‘ für Architekten und 
Ingenieure, die „Düsseldorfer Norm“ für 
Baugewerkmeister und andere ähnliche 


Prof. Dr.-Ing. Nachtweh, Ueber den richtigen Gebrauch der akademischen Grade usw. 


als üblich anerkannte Interessenten-Ge- 
bührenordnungen. 

Zu3: Das im § 15 der Gebühren- 
ordnung zugelassene Uebereinkommen 
der Gebühren des Sachverständigen 
kommt nach der erwähnten Eingabe tat- 
sächlich nicht vor. Das liegt aber meines 
Erachtens nicht an dem Gesetze, sondern 
nur an den Gerichten, die von dem Ge- 
setze keinen Gebrauch machen. Die 
Möglichkeit, eine solche Vereinbarung 
zu treffen, besteht doch ohne Zweifel. 
Es bedarf nur der Anregung des Sach- 


‚verständigen. Das Gericht muß der An- 


regung stattgeben und wenigstens den 
Versuch, machen, zu einem solchen 
Uebereinkommen zu gelangen. 


UEBER DEN RICHTIGEN GEBRAUCH DER AKADEMISCHEN GRADE 
AN TECHNISCHEN HOCHSCHULEN. 


Von Prof. Dr.-Ing. A. Nachtweh in Hannover. 


Wie bei jeder neuen Institution, so finden 
wir auch bei der Einführung der akademischen 
Grade an den Technischen Hochschulen die Tat- 
sache, daß erst eine Reihe von Jahren vor- 
übergehen muß, ehe man sich in den betei- 
ligten Kreisen in richtiger Weise mit dem Ge- 
brauch dieser Titel vertraut gemacht hat. Da 
nun allerdings beinahe 10 Jahre seit Einführung 
des akademischen Grades „Dipl.-Ing.“ und 
„Dr.-Ing.“ verstrichen sind, erscheint es am 
Platze, über den richtigen Gebrauch dieser Titel 
einiges anzuführen. 

Ich will ganz davon absehen, daß man 
auch jetzt noch verhältnismäßig selten beob- 
achten kann, daß der den akademischen Grad 
„Dipl.-Ing.“ führende Ingenieur, Architekt oder 
Chemiker mit „Herr Dipl.-Ing.‘“ angeredet 
wird. Gewöhnlich begnügt man sich nach wie 
vor mit der Nennung des einfachen Namens. 
Ich muß es als außerordentlich korrekt und 
erfreulich bezeichnen, daß namentlich seit dem 
Entstehen des „Verbandes Deutscher Diplom- 
Ingenieure‘ mit größerem Nachdruck als früher 
Wert darauf gelegt wird, daß dieser akademi- 
sche Grad genau wie der Doktor-Titel dem 
Namen vorausgesetzt und auch in der münd- 
lichen wie schriftlichen Anrede gebraucht wird. 

Wenn man aber heute noch von Ingenieuren, 
Architekten oder Chemikern, welche auf einer 
Technischen Hochschule den akademischen Grad 


„Dipl.-Ing.“ erworben haben, die Visitenkarte 
ansieht, so wird man die allerverschiedensten 
Gebräuche in der Drucklegung dieses Titels 
finden. Sehr häufig liest man z. B. „Dipl.- 
Ing. N. N., Diplom-Ingenieur“. Durch das 
nachgesetzte „Diplom-Ingenieur“ wird man zu 
der Auffassung angeregt, als sei „Diplom-In- 
genieur‘ eine Amtsbezeichnung oder die Be- 
zeichnung einer Berufstätigkeit. Das ist nicht 
der Fall. Der Titel „Dipl.-Ing.“ ist ein 
akademischer Grad und gehört vor den Namen. 
Ein Zusatz auf der Visitenkarte wäre nur an- 
gängig, wenn der Betreffende vielleicht Re- 
gierungsbauführer, Regierungsbaumeister oder 
dgl. ist; oder es wäre möglich, daß jemand zu 
seinem Namen als Berufsbezeichnung noch hin- 
zufügt ‚„Maschinen-Ingenieur‘‘ oder „Bau-In- 
genieur‘‘, „Chemiker‘‘ oder „Architekt“. Man 
könnte z. B. auch unter den Namen setzen 
„Betriebs-Ingenieur“ oder „Oberingenieur““. 
Nur die Bezeichnung „Diplom-Ingenieur“ ist 
unzulässig, denn sie gehört auf der Visiten- 
karte vor den Namen, und ist analog dem 
akademischen Grade ,„Dr.-Ing.“, „Dr. phil“, 
„Dr. med.“ usw. zu gebrauchen. 

Ich hatte zunächst gar nicht vor, mich mit 
den vorstehenden Ausführungen an die Oecffent- 
lichkeit zu wenden, weil ich annahm, daß sich 
die richtige Führung dieser Titel im Laufe der 
Zeit ganz von selbst ergeben würde, bin aber 
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zu vorliegendem Artikel gedrängt worden, weil 
auf der vorletzten Umschlagseite des Heftes 8 
vom 15. April d. J. in unseren Verbands-Mit- 
teilungen sich eine buchhändlerische Anzeige 
befindet, in der das Werk von Herrn 
„Dr.-Ing. C. Claus, Dipl.-Ing.‘ 
angepriesen wird. Hier wird in dem Nachsetzen 
des akademischen Grades „Dipl.-Ing.‘‘“ auf eine 
Amtsbezeichnung oder auf eine Berufsbezeich- 
nung hingewiesen. Mutet schon an und für 
sich das Einrahmen des Namens durch zwei 
akademische Grade merkwürdig an, so ist dies 
an und für sich schon unrichtig, weil jeder 
akademische Grad vor den Eigennamen seines 
Trägers gehört. Es gibt Personen, die auf der 
Universität zwei Doktor-Titel erworben haben. 
Ich kann mir nicht vorstellen, daß jemand 
drucken lassen würde: 
„Dr. phil. N. N., Dr. jur.“ 
Es müßte in diesem Falle ganz richtig heißen: 
Dr. phil. et jur. N. N. 


Nun ist aber bei der Drucklegung des Titels 
von Herrn Dr.-Ing. Claus eine grundsätzliche 
Unrichtigkeit vorhanden, die mich veranlaßt, zu 
dieser Sache Stellung zu nehmen. Ich fühle 
mich berechtigt zu der Behauptung, daß mit 
meinen nachstehenden Ausführungen alle aka- 
demischen Lehrer gleicher Meinung sein werden. 

Der Titel „Dipl.-Ing.“ ist ein von den Tech- 
nischen Hochschulen verliehener akademischer 
Grad, auf den sich erst der Titel „Dr.-Ing.“ 
aufbaut. 

Eizen ganz analogen Fall finden wir bei 
den Studierenden der Theologie. Hier wird 
zunächst der Titel „Licentiatus theologiae“ 
verliehen, auf den sich dann der Titel „Doctor 
theologiae“ (so weit er ehrenhalber verliehen 
wird, — was in fast allen Fällen zutrifft — 
mit „D.‘ bezeichnet) aufbaut. Sobald nun ein 
„Licentiatus theologiae‘‘ zum Doktor ernannt 
wird, oder — was z. B. bei der Wiener Evan- 
gelischen Fakultät möglich ist — den „Dr. 


theol.‘ durch eine abgelegte Prüfung und 
Dissertation erwirbt, erlischt ganz selbst- 
verständlich der Titel des Licentiaten. Der 


„Doktor‘‘ ist eben mehr, als der ‚„Licentiat‘. 

Ganz ebenso wird also in den technischen 
Kreisen der „Dr.-Ing.“ an die Stelle des „Dipl.- 
Ing.‘‘ treten, und es ist eigentlich genau der- 
selbe Fall, als ob jemand, wenn er Regie- 
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Bericht des Vorstandes. 
Als Mitglieder wurden aufgenommen die 
Herren Dipl.-Ing.: 
Adämmer, Heinrich, Gießereichef der Firma 
Gebr. Storck, Hengelo, O. E. Holland. 
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rungsbaumeister geworden ist, den Titel „Re- 
gierungsbauführer‘‘ beibehalten wollte. 

Daß diese Auffassung bereits in einzelnen 
Kreisen bekannt und eigentlich rechtlich voll- 
ständig zutreffend ist, wird noch durch die 
Tatsache bekräftigt, daß z. B. Chemiker (mir 
sind solche Fälle bekannt), nachdem sie an 
einer Technischen Hochschule den akademischen 
Grad „Dipl.-Ing.“ erworben haben, dann lieber 
an einer Universität den „Dr. phil.“ erwerben, 
um zwei akademische Grade zu haben, weil sie 
durch Erwerbung des Titels „Dr.-Ing.“ den 
„Dipl.-Ing.“, auf den sie großen Wert 
legen, verlieren würden. 

Aus diesem Grunde glaube ich hier fest- 
stellen zu müssen, daß es bei der Drucklegung 
eines Namens als Autor von Büchern, Auf- 
sätzen, auf Visitenkarten und dgl. von Wich- 
tigkeit ist, akademische Titel (oder Titel über- 
haupt) und Berufsbezeichnung scharf zu trennen. 
So halte ich es z. B. für vollkommen richtig, 
wenn jemand schreibt: 


Baurat N. N., Kgl. Bauinspektor. 


In diesem Falle ist dem Bauinspektor der Titel 
„Baurat‘‘ verliehen worden. Ich gebe aber auch 
zu, daß unter Umständen die Bezeichnung „Bau- 


rat‘‘ als eine Amtsbezeichnung gelten kann. 
Man könnte z. B. schreiben: 

Dipl.-Ing. N. N., Kgl. Baurat. 
Ebenso halte ich es für richtig — und ich 


würde mich freuen, wenn meine Herren Kol- 
legen in dieser Beziehung von ihrem akademi- 
schen Grade mehr Gebrauch machen würden 
—, wenn man schreiben würde: 

Prof. Dipl.-Ing. N. N. 
genau so, wie man schreibt: „Prof. Dr.-Ing.‘ 
oder auch ‚Prof. Dr. phil.“ usw. 

Meine vorstehenden Ausführungen haben 
lediglich den Zweck, im Gebrauche des akademi- 
schen Grades „Dipl.-Ing.“ und „Dr.-Ing.“ eine 
rechtliche Norm anzustreben. Meine Aus- 


.führungen würden ihren Zweck erfüllt haben, 


wenn von nun an weniger häufig als früher 
unrichtige Bezeichnungen und Titelführungen zu 
sehen wären. 

Sollte meine Auffassung nicht allgemein an- 
erkannt werden, so wird die Schriftleitung 
unserer Zeitschrift gewiß jederzeit bereit sein, 
Entgegnungen zu meinen Ausführungen aufzu 
nehmen. 


Altmayer, Alfons, Ingenieur bei der Kgl. 
Kanalbaudirektion, Hannover, Leibnizstr. 12. 


Bartels, Franz, Berlin NW. 5, Birkenstr. 13 b. 
Bauer, Fritz, München, Schönfeldstraße 32. 


Benz, Fritz, Prokurist der Bremen-Besig- 
heimer Oelfabriken, Bremen, Hansastraße 219. 
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Braun, Hans, Ingenieur am Hochofenwerke 


des B.V.G.-Bochum, Bochum i. W., Graf 
Engelbertstraße 2II. 
Braune, Karl, Ingenieur im Installations- 


bureau der A. E.-G., Steglitz, Althoffstr. 18. 
von Breska, Fritz, Berlin SW. 29, Gneise- 
naustraße 82 IlI. 

Brüser, Adolf, Vereinsingenieur des Halber- 
städter Dampfkessel - Ueberwachungsvereins, 
Halberstadt, Harmoniestraße 16 pt. 

Christlein, Paul, Charlottenburg, Guericke- 
straße 1. 

Dippel, Erwin, Patentanwalt, Frankfurt a. M., 
Günthersburgallee 75 IlI. i 

Dresen, Carl, Ingenieur bei der Baupolizei- 
Verwaltung der Stadt Elberfeld, Barmen-U., 
Allee 4011. 

Dümmler, Wilhelm, Assistent an der Techn. 
Hochschule, München, Marsstraße 71I 1. 

Eckardt, Jos., Ingenieur der Magdeburger 
Feuer-Versicherungs-Gesellschaft, Düsseldorf, 
Becherstraße 14. 

Elbert, Franz, i. Fa. Roos & Elbert, Mainz, 
Rheinstraße 46 Ill. 

Elkan, Philipp, Ingenieur der Bergmann- 
Elektrizitäts-Werke, Berlin W. 15, Knesebeck- 
straße 48. 

Franke, 
amt HI, 


Felix, Ingenieur 
Eberswalde, 


beim Kgl. Bau- 
Bismarckstraße 23a. 


Fritze-Jordan, Max, Steglitz, Schützen- 
straße 331. 
Fritzsche, Otto, Dr.-Ing., Abteilungsvor- 


steher der Friedr. Krupp A.-G., Essen-Ruhr, 
Isabellastraße 31. 
Graeff, Friedrich, Neudamm i. Neumark. 
Grundner, Rudolf, Ingenieur des Halber- 


städter Dampfkessel-Ueberwachungsvereins, 
Halberstadt, Moltkestraße 53. 
Halter, Georg, Assistent an der Techn. 


Hochschule, München, Schleißheimerstr. 60 IH. 
Henze, Arthur, Ingenieur im elektr. Bahn- 
fach bei den Felten & Guilleaume-Lahmeyer- 
Werken, Frankfurt a. M., Franken-Allee 155. 
Jansen, Bruno, Meiningen, Leipziger Str. 1011. 

Illert, Otto, Cöln-Deutz, Karlstraße 50. 

Karl, Max, Bauingenieur bei der Kgl. Eisen- 
bahn-Direktion, Königsberg i. Pr., Selkestr. 14. 

Katzsch, Karl, Berlin-Südende, Potsdamer 
Straße 211 r. 

Kaufmann, Karl, Ingenieur der Kgl. Eisen- 
bahn-Direktion, Cöln-Nippes, Königin Louisen- 
platz 10. 

Knobloch, Oswald, Ingenieur der Kgl. Eisen- 
bahn-Dircktion, Cöln, Dagobertstraße 71. 
Lemm, Georg, Königsberg i. Pr., I. Fließ- 

straße 22. 

Markgraf, Henry, Danzig, Langgarten 73. 

Möller, Alfred, Direktor der Moore Licht 
Aktiengesellschaft, Berlin W. 62, Bayreuther- 
Straße 29. 
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Müller, Fritz, Ingenieur bei der Emscher- 
genossenschaft, Essen-Ruhr, Rüttenscheider 
Straße 491. 

Nerreter, Andreas, Assistent an der Techn. 
Hochschule, München, Heßstraße 50. 

Nitzsche, Hans, Ingenieur bei der Kgl. 
Eisenbahndirektion, Cöln-Klettenberg, Peters- 
bergstraße 84. 

Petzsch, Rudolf, Oberlehrer an der staat- 
lichen Baugewerkschule zu Lübeck, Lübeck, 
Lessingstraße 15 pt. 

Preisinger, Anton, Hauptlehrer 1. Kl. an 
der städt. Gewerbeschule, München, Rinder- 
markt 5. 

Rabbe, Heinrich, Abteilungsvorsteher der 
Friedr. Krupp A.-G., Essen-Ruhr, Dorotheen- 
straße 27 Il. 

Richter, Paul, Duisburg, Königstraße 801. 

Röse, Fritz, Ingenieur der Elektrizitätsabtei- 
lung des Magistrats Charlottenburg, Char- 
lottenburg, Wilmersdorfer Straße 1561. 

Rüster, Albrecht, Ingenieur des baverischen 
Revisionsvereins, München, Tengstraße 14111. 

Schlaffer, Michel, Kgl. Gewerbeassessor, 
München, St. Annaplatz 7Il r. 

Schmidt, Reinhold, Hamburg, Weidenallee 61. 

Schmitz, Carl, Betriebsleiter der städt. 
Straßenbahn Gießen, Gießen, Neuenweg 18 11l. 

Schuchard, Ernst, Berlin NW. 40, Platz 
vor dem neuen Tore la. 


Sommerfeldt, Bruno, Frankfurt a. M., 
Schloßstraße 931. 

Stempfle, Eugen, techn. Aufsichtsbeamter 
der land- und forstwirtschaftlichen Berufs- 
Genossenschaft für Oberbavern, München, 
Herzog Rudolfstraße 231. 

Stephan, Hans, Charlottenburg, Schlüter- 
straße 81. 

Thol, Felix, Oberingenieur der Felten & 


Guilleaume -Lahmeyerwerke, Vorstand des 
techn. Bureaus, Villenkolonie Buchschlag bei 
Frankfurt a. M. 

Ulkowski, Mierislaus, bauleitender Ingenieur, 
Charlottenburg, Bismarckstraße 4311l. 

van der Velde, Kurt, Ingenieur der Prü- 
fungsabteilung der Felten & Guilleaume-Lah- 
meyerwerke, Frankfurt a. M., Königstr. 7011. 

Weber, Wilhelm, Dortmund, Amalienstr. 28. 

Wendt, Kurt, Konstrukteur der Siemens- 
Schuckert-Werke, Groß-Lichterfelde bei Ber- 
lin, Lindenstraße 16. 


Als Förderer 
Herren: 
Jerschke, Fabrikbesitzer, Breslau V, Tele- 

graphenstraße 211. 
Professor Giovanni 
Römerstraße 16. 


wurden eingetragen die 


Ossanner, München, 
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Ferner: 
Akademisch - technischer Verein „Skizze“, 
Darmstadt, Techn. Hochschule. 
: Berichtigungen 
zu den Verzeichnissen neuer Mit- 
glieder: 
Zu Nr. 8: 
Schader, A. (statt Schaders). 
Zu Nr. 10: 
1. Grübeler, Paul, Hamburg (statt Han- 
nover), 


2. John, Karl (statt Karl, John). 


Aus den Bezirksvereinen. 


Bezirksverein Hamburg-Altona. In der an 
dieser Stelle (in Nr. 6) angekündigten Ver- 
sammlung vom 17. März wurde bereits zur 
Gründung des Bezirksvereins geschritten; sämt- 
liche erschienenen Nichtmitglieder hatten sich 
dem Verband und Bezirksverein angeschlossen; 
auch war der Bezirksverein auf der Haupt- 
versammlung des Verbandes durch Herrn 
Dewitz vertreten. — Die nächste Versammlung 
fand am Donnerstag, den 7. April wiederum 
im Rest. Decke, Hamburg, statt. Nach einem 
Bericht über die Verbandszwecke, den Herr 
Kalbfus erstattete, führte eine Aussprache dem 
Bezirksverein wiederum eine Anzahl neuer Mit- 
glieder zu. Ein erweiterter Ausschuß wurde 
mit den Vorbereitungen für Wahlen und 
Satzungen beauftragt. — In der Versammlung 
vom 3. Mai im Pilsener Hof in Hamburg 
wurde zunächst beschlossen, den Vorstand aus 
2 Vorsitzenden, dem Kassenführer, 3 Schrift- 
führern und 2 Beisitzern zu bilden. Die Wahl 


des 1. Vorsitzenden wurde ausgesetzt; zum 
2. Vorsitzenden wurde Herr Dewitz, zum 
Kassenführer Herr Dr. phil. Neumeister ge- 


wählt; Schriftführer wurden die Herren Baritsch, 
Kopff, v. Hanfstengel und Beisitzer die Herren 
Drubber und Kölln. Die Beratung der Rede- 
ordnung und der Ausführungs- und Verwal- 
tungsbestimmungen zu den Satzungen des 
Verbandes wurde erledigt. Auch die Beratung 
der Bezirksvereinssatzungen wurde ausgesetzt 
und der für Donnerstag, den 2. Juni in Aus- 
sicht genommenen Versammlung vorbehalten. 

Geschäftsstelle bei Herrn Dipl.-Ing. Baritsch, 
Hamburg 23, Maxstraße 50. 

Ein ständiges Versammlungslokal wird dem- 
nächst bestimmt. 


Saargebiet und Umgebung. In Saarbrücken 


und Völklingen hat sich eine aus Mitgliedern 


des Verbandes bestehende Kommission zusam- 
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mengetan, um einen Bezirksverein des Saar- 
gebietes und Umgebung zu gründen. 

Unterzeichnete erlaubt sich alle im Saar- 
gebiet und Umgebung wohnenden Mitglieder 
des Verbandes zu einer am 4. Juni, abends 
81/, Uhr, in Saarbrücken im Hotel „Altes 
Münchner Kindl“, Victoriastraße 181, tagenden 
Versammlung höfl. einzuladen. 

Auf der Tagesordnung dieser Versammlung 
steht: 1. Vortrag des Herrn Dr. Ing. Becker 
über: „Der Verband Deutscher Diplom-Inge- 
nieure‘“. 2. Gründung eines Bezirksvereins für 
das Saargebiet und Umgebung ‚(Bestimmung 
des Vororts, Wahl des’ Vorstandes, Festlegung 
der Satzungen usw.). 

Unterzeichnete bittet alle diejenigen Herren, 
die an der Versammlung nicht teilnehmen 
können, ihre Beteiligung an der Gründung des 
Bezirksvereins und ihre Wünsche betreffs Vor- 
ort, Vorstand usw. schriftlich dem Unter- 
fertigten mitzuteilen. 

Die vorbereitende Kommission zur Gründung 
des Bezirksvereins des Saargebietes und Um- 
gebung. 

l. A.: Dr. Ing. H. Becker, Völklingen, 
Hofstadtstraße 3. 
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Bei der Redaktion eingegangene Bücher 

und Zeitschriften: 

Illustrierte Technische Wörterbücher: in sechs Sprachen: 
Deutsch — Englisch — Französisch — Russisch — 
Italienisch — Spanisch. Redaktion: Ingenieur 
AlfredSchlomann, München. Verlag: R.Olden- 
bourg, München. 

Band I. Die Maschinenelemente und die gebräuch- 
lichsten Werkzeuge. 407 Seiten mit 823 Abbild. 
u. zahlr. Formeln. (Ca. 2300 Worte in jeder 
Sprache.) 

Band Il. Die Elektrotechnik, 2112 Seiten mit 
4000 Abbild. u. zahlr. Formeln. (Ca. 15000 Worte 
in jeder Sprache.) 

Band Ill. Dampfkessel, Dampfmaschinen, Dampf- 
turbinen. 13333 Seiten mit 3500 Abbild. (Ca. 
7300 Worte in jeder Sprache.) 

Band IV. Verbrennungsmaschinen, 618 Seiten mit 
über 1000 Abbild. u. zahlr. Formeln. (Ca. 3500 
Worte in jeder Sprache.) 
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INGENIEURSTUDIUM UND VERWALTUNGSREFORM.') 


Von Prof. W. Franz-Charlottenburg. 
(Fortsetzung und Schluß). 


Das Studium der Jurisprudenz auf den 
Universitäten wird auf 8 Semester be- 
messen und in zwei Abschnitte geteilt, 
die jede durch eine Prüfung abge- 
schlossen werden. Nach der ersten Prü- 
fung — der Vorprüfung — tritt eine 
Gabelung ein nach zwei Richtungen (ev. 
auch nach drei Richtungen). Die eine 
ist bestimmt für Gerichtsjuristen, 
die andere für Verwaltungsjuristen. 
Durch diese Gabelung wird erreicht, daß 
die zwei letzten Studienjahre in ganz 
anderer Weise, als dies jetzt möglich ist, 
für die Zwecke einerseits der Rechts- 
pflege, anderseits der Verwaltung be- 
nutzt werden können. In dem Studien- 
plan der Verwaltungsjuristten können 
neben den notwendigen Rechtsfächern 
die angewandten Naturwissenschaften 
und die Wirtschaftswissenschaften auf- 
genommen werden. Diese Gabelung ist 
ein Vorschlag, der von namhaften Ju- 


1) Vortrag, gehalten in der Akademie zu 
Posen. 


risten wiederholt gemacht worden ist 
und dessen größten Wert ich in dem 
Umstande sehe, daß damit der Richter- 
vorbildung die Hemmnisse weggenom- 
men würden, die ihr immer empfind- 
licher werden. Schon heißt es, — um 
das jetzige System der gebundenen 
Schulung zu stützen — der zukünf- 
tige Richter müsse auch all das studiert 
haben, was in dem Studium des zu- 
künftigen Verwaltungsbeamten nicht 
fehlen dürfe; er müsse naturwissen- 
schaftlich und wirtschaftlich gebildet sein 
usw. Mit solchen Forderungen wird 
natürlich eine Entwicklung des juristi- 
schen Unterrichts gehemmt. Von Zweien, 
die zusammengekettet sind, ist keiner 
frei, kann sich keiner frei bewegen. 
Vorwärtsschreiten können sie nur, wenn 
sie ein gemeinschaftliches Ziel haben, 
und das ist bei der Rechtspflege und 
der Verwaltung sicherlich nicht der Fall. 
Aus der Entwicklung der deutschen 
Staaten und unseres ganzen Reiches in 
den letzten 4 Jahrzehnten ist das Eine 
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jedenfalls ganz klar geworden, daß wir 
nicht so sehr von einem Rechtsstaat, 
denn vielmehr von einem Wirtschafts- 
staat sprechen müßten. Wo wir auch 
hinsehen, drängen sich wirtschaftliche 
Interessen und Rücksichten in den Vor- 
dergrund. Von ihnen ist die ganze 
Staatsführung durchsetzt und bestimmt. 
Für die Weiterentwicklung unserer 
Staaten ist das wirtschaftliche Element 
mindestens ebenso wichtig, wie das ju- 
ristische. StaatswirtschaftlicheSchu- 
lung der Verwaltungsbeamten muß 
wieder oberstes Ziel werden, dabei 
sollte es aber gleichzeitig möglich sein, 
die wissenschaftliche Schulung des Nach- 
wuchses für die Justizbeamten auf 
denkbar höchster Stufe zu halten. Wenn 
man sich nicht entschließen kann, für 
beide Berufe ein ganz gesondertes 
Studium einzurichten, so muß man doch 
mindestens im zweiten Teil des Studiums 
eine freiere Gestaltung möglich machen. 
Diese Lösung wird kommen; sie ist 
schon eingeleitet durch die vor einigen 
Jahren in dem preußischen Gesetz von 
1906 ausgesprochene Notwendigkeit, die 
praktische Ausbildung der Referendare 
möglichst früh zu scheiden nach Ge- 
richtspraxis und Verwaltungspraxis. 
Liegt es da nicht sehr nahe, auch das 
Studium in einem möglichst frühen 
Stadium zu teilen? Der zweite Schritt 
wird nicht mehr schwer fallen, wenn 
man nur einmal erwägen wollte, welche 
Vorteile damit für beide Teile zu er- 
reichen sind. Wie wäre allein schon der 
Unterricht in den staatswissenschaft- 
lichen Fortbildungskursen mit einer 
solchen Teilung des Studiums zu för- 
dern! Jetzt müssen in diesen Kursen auf 
einzelnen Gebieten der modernen Staats- 
wissenschaften erst Grundlagen erörtert 
werden, die eigentlich in den Anfang des 
Studiums gehörten. So muß z. B. in 
diesen Kursen jetzt das große Gebiet 
der Energieumsetzung, das grund- 
legend ist für das Verständnis der 
ganzen Industrie, von Grund auf vor- 
getragen werden, weil die Teilnehmer in 
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ihrem Studium an der Universität an 
diesen Elementen der Staatswissenschaf- 
ten vorbeigeführt worden sind. Wie 
einfach wären solche Fächer neben den 
juristischen schon in dem Universitäts- 
studium einzuschalten und wie könnte da- 
mit eine wirkliche Fortbildung erleichtert 
werden! Das ganze Gebiet der ange- 
wandten Naturwissenschaften und der 
hierauf gegründeten Wirtschaftswissen- 
schaften könnte in das Universitäts- 
studium der Verwaltungsjuristen gelegt 
werden. Vier Studienjahre an die Mittel- 
schulbildung unmittelbar angeschlossen 
und gut ausgenutzt, reichen aus, um 
einem jungen Manne mit entsprechender 
Befähigung dasjenige grundlegende 
Wissen zu vermitteln, das er zur selbst- 
ständigen Fortbildung in dem Berufe 
der Verwaltung braucht. Er würde eine 
ausreichende juristische gleichzeitig mit 
der naturwissenschaftlich - wirtschaft- 
lichen Schulung erhalten. Ich glaube, 
daß damit auch wieder ein größeres 
Interesse am Studium bei vielen jungen 
Leuten erweckt und durch die ganze 
Studienzeit erhalten werden könnte. 
Auch das allein wäre ein erheblicher 
Gewinn, der die etwaigen Nachteile weit 
aufwiegen müßte. Weshalb tritt man 
einem solchen Vorschlag — der, wie er- 
wähnt, schon vor vielen Jahren gemacht 
worden ist — nicht näher? Man be- 
hauptet, es sei zu schwer für die jungen 
Leute, sich in einem frühen Stadium des 
Studiums für die eine oder die andere 
Richtung zu entscheiden. Ich halte diesen 
Grund nicht für stichhaltig. In anderen 
Berufen liegt es doch ähnlich. In dem 
großen Berufsstand der Techniker liegen 
die Verhältnisse ebenso. Wer heute 
Techniker werden will, muß sich sogar 
schon unmittelbar nach dem Austritt aus 
der Mittelschule entscheiden, ob er 
Hochbauer oder Bauingenieur oder Ma- 


schinenkonstrukteur werden will. Man 
wendet weiter ein, daß es doch sehr 
vorteilhaft sei, sowohl für die jungen 


Leute als auch für den Staat und an- 
dere Interessenten die Einheit der Vor- 
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bildung bis zu einem fernen Zeitpunkt 
durchführen zu können. Dagegen ist 
einzuwenden, daß die unter den Begriff 
Verwaltungsbeamte fallende Gruppe von 
akademisch gebildeten Männern heute 
einen solchen Umfang erreicht hat und 


ein so ausgedehntes Berufsfeld gefunden. 


hat, daß die Wahlfreiheit zwischen Justiz 
und Verwaltung (letztere 
Staat als in der Gemeinde und in der 
Privatwirtschaft) kaum noch ein Vorteil 
für den einzelnen genannt werden kann. 


Für den Staat ist m. E. aber jeder Vor- 


teil zu bestreiten, wenn das große Re- 
servoir nur unter Schädigung der Be- 
rufsbildung gefüllt werden kann. 


Ich will den Vorschlag nicht weiter 


verfolgen, um wenigstens ganz kurz noch- 


eine Folgerung zu berühren, die ich 


hieran knüpfe. 


Wenn es den Forderungen unserer 
Zeit entspricht, daß auf den Universi- 
täten ein Studium eingerichtet wird, das 
eine Verbindung von rechtswissenschaft- 
lichen mit naturwissenschaftlich - wirt- 
schaftlichen Disziplinen ermöglicht, so 
muß auf den Technischen Hochschulen 
ein ähnlicher Studiengang mit gleichen 
Zielen ebenfalls möglich sein. Ich 
ergänze deshalb den ersten Vorschlag 
durch folgenden zweiten Vorschlag: 


Es möchten die Regierungspräsidenten 
in Preußen ermächtigt werden (in den 
übrigen Staaten die entsprechenden 
Stellen), neben den aus der Juristen- 
schule kommenden Akademikern auch 
solche Kandidaten zu der Laufbahn in 
der höheren Verwaltung zuzulassen, 
welche die Diplomhauptprüfung an 
einer Technischen Hochschule ab- 
gelegt und dabei neben gehörigen 
technisch - wirtschaftlichen Kenntnissen 
auch ein reiches Maß an Kenntnissen 
unserer Rechtsordnungen nachgewiesen 
haben und welche damit als befähigt 
erachtet werden können, sich in langer 
praktischer Vorbereitung für den Beruf 
der höheren Verwaltung weiterzubilden. 
Ich behaupte, daß es auch auf den Tech- 


sowohl im 
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nischen Hochschulen möglich ist, einen 
für den Verwaltungsberuf von Natur 
aus befähigten jungen Mann wissen- 
schaftlich gerade so weit zu schulen, 
wie dies auf der Universität gelingt. 
Auch hier wird die Gabelung des 
Studiums vorteilhaft sein. Ein erster 
Studienteil ist gemeinschaftlich für die 
verschiedenen Studieneinrichtungen der 
Techniker, ein zweiter Teil ist vor- 
wiegend den Aufgaben des Verwaltungs- 
berufes anzupassen. Daß hiergegen, 
sowohl gegen das Prinzip, als gegen das 
Detail, Bedenken erhoben werden, ist — 
ich möchte sagen — selbstverständlich. 
Es sind Einwendungen ganz verschie- 
dener Art und von ganz verschiedenem 
Standpunkte erhoben worden. 

Zuerst sind es natürlich die Juristen, 
die sich gar nicht vorstellen können, 
daß die Technischen Hochschulen über- 
haupt das Menschenmaterial haben, das 
für einen Königlich preußischen Regie- 
rungsreferendar in Frage kommt. Dieser 
Einwand ist im Vorhergehenden schon 
widerlegt. Uebrigens ist in dieser Rich- 
tung die Entwicklung noch längst nicht 
abgeschlossen. Mit dem Zeitpunkt, in 
dem das Monopol der Juristenschule 
aufgehoben wird (und das wird kom- 
men), wird der Zugang von für die Ver- 
waltungslaufbahn vorbestimmten jungen 
Leuten — es gibt solche in großer Zahl 
— wachsen. Die aus der Juristenschule 
in die Laufbahn der Verwaltung einge- 
tretenen Beamten wenden auch ein, 
ohne ‘eine gründliche, durch eine lange 
Reihe von Jahren fortgeführte aus- 
schließliche juristische Schulung könne 
ein junger Mann das Maß an juristi- 
scher Einsicht nicht gewinnen, das über- 
all und in jeder Stellung eines Verwal- 
tungsbeamten erforderlich sei, um bei 
jeder Amtshandlung auf dem Boden des 
Gesetzes zu bleiben. Gegen diesen Ein- 
wand spricht die Erfahrung, daß eine 
große Zahl von Verwaltungsbeamten 
z. B. in der Kommunalverwaltung über- 
haupt keine akademische Bildung ge- 
nossen haben und doch — bei natür- 
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licher Veranlagung und fleißigem Stu- 
dium der Gesetze — die Rechtsanwen- 
dung beherrschen. Ich will hiermit nicht 
etwa den Wert des akademischen Stu- 
diums heruntersetzen, bin auch durch- 
aus nicht dafür, daß alle höheren Ver- 
waltungsbeamten auf Technischen Hoch- 
schulen vorgebildet sein sollten. Mir will 
es sogar notwendig erscheinen, daß die 
zur Annahme von Anwärtern befugten 
Stellen noch weniger an bestimmt um- 
grenzte Vorschriften gebunden sind, 
auch daß Männer der verschiedenen Be- 
rufe — wenn sie hervorragende Be- 
fähigung und Neigung zu dem Berufe 
der Verwaltung erkennen lassen — in 
späterem Lebensalter in die Verwal- 
tungsämter berufen werden können. Für 
die Uebernahme geeigneter Anwärter in 
die diplomatische Laufbahn sind dem 
Reichskanzler vor kurzem ähnlich weit- 
gehende Befugnisse erteilt worden. Was 
für die diplomatische Laufbahn ausführ- 
bar ist, wird auch für die Laufbahn der 
höheren Verwaltung nicht unausführbar 
bleiben. Was die Anhänger der Ju- 
ristenschule sagen, ist gewiß sehr be- 
achtenswert, weil sie es auf Grund der 
in ihren Händen liegenden Macht sagen; 
beweiskräftig ist es aber nicht. 

Auch die Techniker erheben Einwände 
gegen den Vorschlag. Soweit ich es er- 
kennen kann, vorwiegend die beamteten 
Techniker, die in vielen Verwaltungen 
mit Juristen bzw. ehemaligen Juristen 
zusammenarbeiten und in dieser Zu- 
sammcnarbeit sehr ungünstig gestellt 
sind. Sie betrachten die vorliegende 
Frage vom Standpunkte des Technikers 
und meinen, es könne ihnen, den Tech- 
nikern, nichts nützen, wenn die höheren 
Verwaltungsbeamten schon in jungen 
Jahren Einsicht in die technischen und 
wirtschaftlichen Vorgänge gewinnen; es 
sei überhaupt nicht richtig, einen eigenen 
gesonderten Berufsstand von Verwal- 
tungsbeamten anzuerkennen. Auch die 
Techniker seien Verwaltungsbeamte. 
Verwalten könne man überhaupt nicht 
in einer eigenen Laufbahn, sondern nur 
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aus dem Boden eines der vorhandenen 
Berufe heraus lernen. Wenn die Tech- 
nischen Hochschulen als Bildungsstätten 
des Verwaltungsbeamten in Betracht 
kommen, so könne das nur in der Weise 
geschehen, daß der einzelne Techniker 
erst Fachtechniker wird — also 
viele Jahre im Berufe eines Wasser- 
bauers, eines Maschinenkonstrukteurs 
oder eines Architekten tätig ist, um 
dann Verwaltungsbeamter zu werden 
bzw. um dann ein Amt in der höheren 
Verwaltung zu übernehmen. Ihr Ein- 
wand richtet sich deshalb auch gegen 
die Absicht, schon auf den Technischen 
Hochschulen Einrichtungen zu schaffen, 
die es dem Studierenden ermöglichen, 
sich mit den Grundlagen der Verwal- 
tungswissenschaften in weiterem Um- 
fange zu befassen, als dies für die 
Tätigkeitsgebiete der einzelnen Fach- 
techniker, der Maschineningenieure, der 
Bauingenieure und der Architekten er- 
forderlich ist. Diese Ansicht ist sehr 
beachtenswert, weil sie von einer großen 
Reihe in ihrem Berufe hervorragender 
Baubeamten vertreten wird. Ich halte 
sie auch für richtig, soweit dabei die 
Tendenz hervortritt, den Dualismus zu 
mildern, der zum Schaden des Ge- 
meinwesens jetzt zwischen Technikern 
und Juristen innerhalb der verschiedenen 
Verwaltungen hervortritt. Hinsichtlich 
der Meinung, unsere deutschen Staaten 
brauchten keinen besonderen Berufs- 
stand von höheren Verwaltungsbeamten, 
ist der Einwand aber ganz verfehlt. Wir 
haben sowohl in den Staaten wie im 
Reich, in den Kommunen, wie in der 
Privatwirtschaft für spezifische, eigen- 
eigenartige Berufsaufgaben geschulte 
Beamte nötig. Sie bilden geradeso einen 
besonderen Berufsstand, wie die Lehrer 
oder Richter oder die Techniker. Sie 
müssen deshalb auch eine eigenartige, 
ihren schwierigen Berufsaufgaben ange- 
paßte Vorbildung haben; sie müssen 
im Staatsdienst eine Laufbahn 
haben. Für diese Laufbahn ist der Vor- 
schlag bestimmt. 


Dipl.-Ing. Dr. jur. Runkel, Der Verwaltungs-Ingenieur 


Wie Sie vielleicht erkannt haben wer- 
den, gehe ich mit den beiden Vor- 
schlägen, deren einer das Universitäts- 
studium und deren anderer das Studium 
an Technischen Hochschulen betrifft, auf 
eine Annäherung zweier Richtungen hin- 
aus: Der Universitätsschulung an die der 
technisch-wirtschaftlichen Bildungsstät- 
ten. Ich denke, daß es einmal möglich 
sein könnte, auch das Studium an Land- 
wirtschaftlichen Hochschulen und an den 
Handelshochschulen für den Nachwuchs 
unserer Führerschaft nutzbar zu machen. 
Die Hochschulen haben den Zweck, die 
geistigen Kräfte des Landes zu stärken. 
Diese Kräfte sind es aber auch, die wir 
zum Nutzen der ganzen Volksgemein- 
schaft an denjenigen Stellen einsetzen 
müssen, wo sie am wirkungsvollsten ge- 
nutzt werden können. So wertvoll auch 
die juristische Intelligenz ist — ich will 
ihr gern den ersten Platz einräumen — 
allein reicht sie nicht aus. Mit der ju- 
ristischen Schulung der Verwal- 
tungsbeamten sind wir auffalschem 
Wege. Aus der falschen Richtung müssen 
wir herauskommen — nicht durch radi- 
kale Aenderungen, sondern ganz allmäh- 
lich durch vorsichtige Maßnahmen, deren 
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Tragweite immer übersehen werden 
kann. i 

Den Vorteil wird man den beiden Vor- 
schlägen nicht absprechen können, sie 
sind in jedem Umfang ohne besondere 
Mittel ausführbar. Besonders der 
letztere, nach welchem junge Diplom- 
Ingenieure in vorsichtiger Auswahl zur 
Laufbahn der höheren Verwaltung zuge- 
lassen werden sollen. 

Möchten doch unsere Regierungen das 
Prinzip des Konservatismus nicht über- 
spannen. Konservativ sein heißt, das Un- 
haltbare rechtzeitig aufgeben. Nutzen Sie 
das Menschenmaterial, das die Techni- 
schen Hochschulen durchläuft, anerken- 
nen Sie die Technischen Hochschu- 
len als Hochschulen der höheren 
Verwaltungsbeamten. Das möchteich 
denen sagen, die verantwortlich sind für 
einen richtig vorgebildeten Nachwuchs. 
Mit einem Federstrich ist der wichtigste 
Teil der Verwaltungsreform gesichert. 

„Findet eine Zeit nicht die für sie 
passende Generation vor, so nutzen ihr 
auch die besten Institutionen und die 
günstigsten Umstände nichts. Hat sic die 
richtigen Männer, so macht sich in einem 
gewissen Sinne alles übrige von selbst.“ 


DER VERWALTUNGS-INGENIEUR. 
Von Dipl.-Ing. Dr. jur. G. Runkel-Langsdorff in Freiburg i. B. 


Seid einig — einig — einig! 

Das frühere badische Ortsstraßen- 
gesetz besagt, daß der Eigentümer eines 
Grundstückes, welches zur Erweiterung 
einer „Ortsstraße‘‘ notwendig ist, dessen 
sofortige Uebernahme durch die Ge- 
meinde verlangen kann. Dadurch wollte 
das Gesetz den Eigentümer, über dessen 
Grundstück die Bausperre verhängt war, 
damit der Gemeinde die Durchführung 
der Straßenkorrektion erleichtert würde, 
pekuniär sicherstellen. Natürlich kam 
es hierbei manchmal zu Streitigkeiten, 
da die Gemeinden des öftern sich wei- 
gerten, solche Grundstücke zu über- 
nehmen. 


Als es galt einen solchen Fall zu ent- 
scheiden, erhob die Verwaltungsbehörde, 
um die strittige Frage zu lösen, ob das 
Grundstück an einer „Ortsstraßc‘ läge, 
ein Gutachten von der in Betracht kom- - 
menden technischen Staatsbehörde. Mit 
der Beantwortung dieser Frage war der 
Fall in der Hauptsache auch entschieden. 
Von ihrem Ausfall hing es ab, ob der 
Grundstückseigentümer viele Tausende 
für seinen Platz bekam oder ihn ohne 
Entschädigung liegen lassen mußt; denn 
jene Uebernahmepflichtt der Gemeinde 
kommt nur bei „Ortsstraßen‘ in Frage. 
Die Straße war vor weit über 100 
Jahren angelegt worden, verband früher 
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zwei nahe gelegene Orte miteinander, 
während sie jetzt im Weichbild der 
Stadt liegt. 

Der technische Gutachter, tüchtig in 
seinem Fach, nahm den juristischen 
Kommentar des Gesetzes zu Hilfe und 
entschied sich dafür, daß die Straße 
keine Ortsstraße sei. Seine Entscheidung 
fußte fast ausschließlich auf juristischer 
Basis. Allein er war doch nicht Jurist 
genug, um zu wissen, daß er eine ganze 
Anzahl ausschlaggebender technischer 
Gesichtspunkte außer acht gelassen 
hatte. Anderseits war der Verwaltungs- 
beamte nicht genug Techniker, um zu 
erkennen, daß technische Gesichtspunkte 
völlig beiseite gelassen worden waren. 
Der Zufall führte eine Klarstellung her- 
. bei, Techniker und Jurist — der Ver- 
waltungsbeamte in Baden ist Jurist — 
merkten, daß ein solches Gutachten so- 
wohl auf juristischer als auch auf tech- 
nischer Grundlage ruhen müsse, und die 
Folge war ein Gutachten, das zum ent- 
gegengesetzten Resultate führte. 

Der Fall ist typisch; in einer großen 
Anzahl von Zweigen des Verwaltungs- 
gebietes kann und wird er sich täglich 
wiederholen. Unsere heutige Vorbildung 
vorausgesetzt, ist es im großen und 
ganzen unerheblich, ob der Jurist der 
Verwaltungsbeamte ist, der sich das 
technische Gutachten erholt, oder ob 
der Techniker auf dem Stuhl des Ver- 
waltungsbeamten säße und sich vom 
Juristen ein Gutachten erstatten ließe: 
Der oben geschilderte Fall wird immer 
wieder eintreten. Hieran wird auch 
durch den Umstand nichts geändert, daß 
man besonders tüchtige Leute auf die 
Plätze der Verwaltungsbeamten und der 
Techniker in der Verwaltung beruft; das 
System und mit ihm die Fehler des 
Systems bleiben. 

Es ist ein großer Unterschied um das 
Einanderverstehen, wenn die Personen, 
die sich unterhalten, von gemeinsamen, 
bekannten Grundbegriffen ausgehen, 
oder imstande sind, die Begriffe, die 
der eine nach den Regeln seines Wissens- 
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gebiets entwickelt, in das eigene um- 
zudeuten. Ich erinnere mich, daß der 
Mathematikprofessor der Technischen 
Hochschule Darmstadt, Gundelfinger, 
häufig erwähnte, er könne seinen Kol- 
legen von der darstellenden Geometrie 
vollkommen verstehen, wenn dieser ihm 
von Raumkurven nach seinem System 
erzähle, denn er übersetze sich das Ge- 
sagte einfach in sein eigenes Gebiet. 
Ein solches Verstehen ist im allge- 
meinen zwischen dem Juristen und 
dem Techniker nicht möglich. Sie 
können ein und derselben Sache nicht 
die in ihr Gebiet schlagenden Seiten ab- 
gewinnen; denn dazu hat die Sache viel 
zu wenig gemeinsames. Ja, man kann 
füglich behaupten, daß die meisten 
Grundbegriffe des einen dem andern 
überhaupt nicht geläufig sind. 
Während dem Juristen bei einer Orts- 
straße eine Straße vorschwebt, die dem 
Verkehr dient, im Ortsetter gelegen ist 
und mit Häusern angebaut werden soll, 
schwebt dem Techniker ein Stück Erd- 
oberfläche vor, das nach bestimmten 
Regeln vermessen, nivelliert, mit Ge- 
stück und Schotter versehen wird, Ge- 
fälle erhält und häufig Gegenstand kom- 
plizierter Erdbewegungen ist. Selbst 
wenn auch der Jurist dem Techniker 
klar machte, daß die Ortsstraße im 
Ortsetter liegen müsse, so wäre damit 
für den Techniker wenig gewonnen; 
man müßte ihm nunmehr das Wort Orts- 
etter erklären; mit andern Worten: ihn 
in die juristische Terminologie ein- 
führen. Genau so geht es dem Juristen: 
auch ihm sind Gefälle, Gestück, Nivel- 
lement fremde Begriffe. Daß aber 
dieses Fremdsein im Gebiet des andern, 
auf den man angewiesen ist, nur nach- 
teilig wirken kann, bedarf keiner Aus- 
einandersetzung. Wer durch Neigung, 
Befähigung oder Studiengang Gelegen- 
heit bekam, sowohl die technische als 
auch die juristische Seite eines Aus- 
schnittes aus dem Gebiet der Verwal- 
tung kennen zu lernen, der wird ge- 
merkt haben, mit wie geringen Kennt- 
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nissen häufig genug der Verwaltungs- 
beamte der technischen Seite und um- 
gekehrt der Techniker der juristischen 
_ gegenübersteht! 

Man breche über diese Behauptung 
nicht den Stab und belächle sie un- 
gläubig als unrichtig; wer sich einmal 
die Mühe nimmt — z. B. als Techniker 
sich langsam und mühsam in die ju- 
ristische Seite eines technischen Ge- 
bietes peinlich genau hineinzuarbeiten, 
der wird nach dieser Arbeit sicherlich 
Gelegenheit haben, sich darüber zu 
wundern, mit welch’ apodiktischer Sicher- 
heit er früher, ehe er all’ die juristi- 
schen Kenntnisse besaß, ehe in ihm all’ 
die Zweifel einer richtigen juristischen 
Behandlung wach geworden waren, ge- 
urteilt und gehandelt hatte. Man sage 
auch nicht: „Wir brauchen auch eine 
solche bis ins Detail abwägende Ju- 
risterei nicht; denn die Juristen sind ja 
selbst damit nicht zufrieden und wollen 
den juristischen Modernismus der Inter- 
essenabwägung einführen; warum sollen 
wir uns damit plagen ?‘“ Die Laien dürfen 
deshalb nicht das vielleicht später ein- 
tretende Resultat des Kampfes unter 
den Juristen sich vorweg zu eigen 
machen, denn es ist doch ein großer 
Unterschied, ob ein durch eine lange 
Schule der Theorie und Praxis ge- 
gangener Jurist in seinen Entschließun- 
gen freier gestellt wird, oder ob ein 
juristischer Laie, frei von jeder Schulung, 
das für „Recht‘ erklärt, was er Inter- 
essenabwägung nennt. 

Wer jemals mit technischen und ju- 
ristischen Vorkenntnissen ausgerüstet in 
dem Verwaltungsbetrieb tätig war, wird 
wissen, was uns not tut: Bindeglieder 
zwischen Juristen und Technikern! 
Was hätte es in dem eingangs erwähn- 
ten Beispiel für Vorteile gebracht, wenn 
ein "Techniker, meinetwegen sogar ein 
Straßenbautechniker, als Verwaltungs- 
beamter den. Fall zu entscheiden gehabt 
hätte? Sicherlich keinen; er hätte 
sich ein juristisches Gutachten über den 
Fall erholt und die gleichen Fehler 
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hätten dabei gemacht werden können, 
ohne daß der Stellungswechsel eine 
Besserung zur Folge gehabt hätte. Denn 
durch das Einrücken des Technikers in 
leitende Stellungen der Verwaltung wird 
wohl seine Erfahrung im Verwalten eine 
größere, allein wenn seine Vorbil- 
dung die gleiche bleibt wie seit- 
her, wird prinzipiell nichts Besse- 
res geschaffen werden können. Das 
Nebeneinandergehen der Juristen und 
Techniker wird bestehen bleiben. 

Alle Sachverständigen sind darüber 
einig, daß die technischen Zweige der 
Verwaltung nicht wie seither mit Ju- 
risten in leitender Stellung besetzt wer- 
den dürften. Mit Technikern an der 
Spitze würden die rein technischen 
Punkte sicher eine angemessenere Be- 
rücksichtigung finden als sonst; aber 
tauchte hierbei als Schattenseite dieser 
neuen Einrichtung nicht die geringere 
Beachtung der juristischen Seite aller 
Angelegenheiten auf? 

Die Jurisprudenz ist aber, wie auch 
das tägliche Leben zeigt, von nicht zu 
unterschätzender Bedeutung. Wer ist 
nicht froh, wenn er einen wichtigen 
Schritt vor hat, ein Haus kauft, eine 
große Fabrik mietet, einen Lieferungs- 
vertrag abschließt, einen guten Freund 
zu besitzen, der Jurist ist und ihm raten 
und helfen kann? So ist selbstverständ- 
lich noch in viel höherem Grade auch 
in den technischen Zweigen der 
Verwaltung ohne Jurisprudenz 
nicht auszukommen. Es sind zwei- 
fellos jetzt und in der Zukunft, wie 
auch das System sich ändern mag, Ju- 
risten und Techniker aufeinander ange- 
wiesen, so daß das Ziel, das erreicht 
werden soll, darin besteht, ihr Mitein- 
anderarbeiten so zweckmäßig als mög- 
lich zu gestalten. Durch die Vergebung 
der leitenden Stellen an die Techniker 
ist aber dieses Ziel wohl kaum restlos 
zu erreichen. Man darf auch nicht außer 
acht lassen, daß selbst, wenn einzelne 
Techniker in leitenden Verwaltungs- 
stellen sich ausgezeichnet bewährten, 
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dies nicht maßgebend sein kann, um die 
Prinzipien eines neuen Systems danach 
festzulegen. Wenn auch z. B. Dern- 
burg, der Nichtjurist, seinen Platz in 
vollem Maße ausfüllt, so darf man doch 
nicht vergessen, daß es sich hier nicht 
um die Besetzung eines einzigen oder 
einiger weniger Posten handelt, sondern 
daß es ÖOrganisationsfragen sind, die 
die richtige Besetzung einiger tausend 
Stellen in der Verwaltung herbeiführen 
sollen. Niemand wird wünschen, daß 
plötzlich einzig und allein der Mensch 
als solcher maßgebend sein soll, wenn 
es sich um die Besetzung einer Stelle 
in der Verwaltung handelt. Wir sind zu 
sehr Mensch, um nicht zu wissen, daß 
hierbei einer Willkürherrschaft Tür und 
Tor geöffnet wäre. Keine Regierung 
wird sich dazu bereit finden, nur auf 
die Leistungen hin, die irgend jemand 
irgendwo aufzuweisen hat, Anstellungen 
vorzunehmen, wenn es sich um ein so 
vielseitiges und wichtiges Gebiet han- 
delt wie das der Verwaltung. Da ist 
es noch eher zu verstehen, wenn sie 
alles beim alten läßt und die Verwal- 
tungsbeamten aus dem Kreise derjenigen 
nimmt, aus denen sie immer hervor- 
gingen. 

Wir dürfen nicht kommen und den 
Regierungen sagen: Verwalten läßt sich 
nicht erlernen; dazu gehört Anlage und 
Erfahrung; wer die hat, den nehme; 
vor allem für technische Angelegenheiten 
den vereigenschafteten Techniker. Denn 
wer prüft die Eigenschaften? Wer kann 
denn vorher wissen, wie ein für gut be- 
fundener Techniker in der Verwaltung 
sich qualifiziert? Und vor allem: Wird 
ein solches System jemals praktisch 
durchführbar ? Vor allem jetzt bei uns 
in Deutschland, dem Lande der Prüfun- 
gen, dem Reiche der Befähigungsnach- 
weise und Diplome par excellence! Wenn 
man schon einer solchen freieren Rich- 
tung den Boden ebnen will, dann heißt 
es doch, an vorhandene Einrichtungen 
anknüpfen, an bereits Aufgebautem 
weiterbauen. Wie aber nun cinmal die 
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Organisation der Verwaltung in Deutsch- 
land beschaffen ist und wie nun auch 
mit der Neigung der Regierungen, die 
Befähigung zu einem Amte nicht allein 
davon abhängig zu machen, daß Gott 
zu dem Amte auch den Verstand gebe, 
sondern sie an wohlbestandenen Prüfun- 
gen zu messen, zu rechnen ist, so wird 
als greifbares Ziel für den Techniker 
nur der Weg übrig bleiben, durch Aen- 
derung seiner Vorbildung seine Geeig- 
netheit als Verwaltungsbeamter darzu- 
tun. Solange die Verwaltung als wohl- 
gefügter Bau nur von juristischen Ver- 
waltungsbeamten bewohnt ist, genügt es 
nicht, auf einige durch Anlage und Er- 
fahrung geeignete Techniker hinzu- 
weisen, die einen Platz darin verdienten, 
sondern da gilt es, Einrichtungen zu 
schaffen, die staatlich anerkannt, tech- 
nischen Nachwuchs erziehen, der geeig- 
net ist, eine Bresche zu legen. 

Es liegt so nahe, geeignete Momente 
richtig zu benutzen: Die Erkenntnis 
bricht sich Bahn, daß die Technik in 
der Verwaltung nicht genügend ver- 
treten ist; gleichzeitig ist das Zusam- 
menarbeiten der Techniker mit den Ju- 
risten in der Verwaltung ein Bedürfnis. 
Warum soll man nicht, dem Zuge der 
Zeit folgend, ein Erziehungssystem be- 
fürworten, das geeignet ist, dem Mangel 
abzuhelfen und außerdem sowohl den 
Regierungen das Abgehen von alten Ein- 
richtungen als auch den reinen Tech- 
nikern das Eindringen in die Verwal- 
tung erleichtert? Sicherlich ist — wenn 
man von besonderen Ausnahmen, die in 
der Person begründet sind, absieht — 
der Verwaltungsingenieur in unserer 
Zeit geeigneter, neue Stellen in der Ver- 
waltung zu erobern und einzunehmen 
als der Fachtechniker ; denn der erstere 
kommt einem Bedürfnis entgegen und 
ermöglicht durch seinen Studiengang 
seine „Befähigung“ durch Prüfungen 
darzutun. Was gegen ihn spricht, ist 
der Umstand, daß er weder Jurist noch 
Techniker ist; denn beides zu sein, ist 
bei einem Studium, wie es jetzt besteht, 
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ausgeschlossen. Was für ihn spricht, ist 
die nicht hoch genug zu schätzende Mög- 
lichkeit, sowohl den Juristen als auch 
den Techniker zu verstehen, eine Brücke 
zu schlagen zwischen beiden. Er wird 
das technische Element in die Verwal- 
tung viel leichter einführen als es der 
reine Techniker jetzt imstande ist. 
Darum sollten alle Techniker in der 
Betrachtung des Verwaltungsingenieurs 
das einigende Bindeglied der Ansichten 
sehen. Wer der Ansicht ist, daß der 
reine Techniker geeigneter sei, eine 
leitende Stelle in der Verwaltung ein- 
zunehmen als der Verwaltungsingenieur, 
der mag in diesem den Brescheleger 
für den kommenden Mann ersehen. Wer 
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aber den Verwaltungsingenieur als den 
geeigneten Techniker betrachtet, der 
kämpfe für ihn, damit er der Technik 
den Eingang in die Verwaltung eröffne. 

Ob der Verwaltungsingenieur und der 
Techniker, sei es zusammen, sei es allein, 
die Technik in der Verwaltung zu re- 
präsentieren geeignet sind, oder ob sie 
schließlich dem Spezialisten Platz 
machen, der einige wenige Fächer tech- 
nisch und juristisch gründlich beherrscht, 
das muß die Zukunft lehren. Soviel ist 
sicher, daß alle Techniker, welchen 
Standpunkt sie auch einnehmen mögen, 
keinen Anlaß haben, den Verwaltungs- 
ingenieur zu bekämpfen. 


INGENIEURE UND KLEINERE VERWALTUNGEN. 
Von Dipl.-Ing. Heinrich Reisner. 


Wohl lächelt mancher undfragt: Was 
gehen den Akademiker die kleineren 
Verwaltungen an? Mit Recht; aber doch 
will ich hier einige wesentliche Punkte 
hervorziehen, die den Ingenieur und 
seinen Stand interessieren. 

Bekanntlich ist der Grundgedanke der 
Franzschen Richtung: die Nutzbar- 
machung latenter Kräfte des aka- 
demischen Technikers für die all- 
gemeine Verwaltung und ihre 
Randgebiete. Ihr stehen seitens der 
Staatsbauverwaltung Widerstände ent- 
gegen, deren Größe abhängig ist von 
Gewohnheit und legaler Begrenzung in 
einem Teilgebiete der Verwaltung. Im 
Staatsbeamtentum wird die Bewegung 
länger und stärker bekämpft werden, 
weil hier einerseits die Aenderung 
dauernd würde, dann aber auch weil 
dort, wo Staatseinrichtungen anderen 
Verwaltungskörpern als Vorbild dienen, 
sich ein Gefühl der Beunruhigung her- 
ausbilden dürfte. Furcht davor, daß 
auch bei ihnen gar schnell der Tech- 
niker Einzug hält, wenn er auch tat- 
sächlich wenig mit der Materie zu tun 
hat. 


Man sagt sich dort in trauter Er- 
innerung an das Juristenmonopol nicht 
ganz zu Unrecht: „Den Juristen hat 
man uns allüberall ohne Sinn und Ver- 
stand hingesetzt, nur weil er ‚Jurist‘ 
war, wer bürgt uns dafür, daß nicht 
auch das Gleiche mit dem Techniker ge- 
schieht, wenn er nur einmal als noto- 
rischer Verwaltungsmann ‚festgelegt‘ 
ist 2° 


Es ist nicht mein Wunsch, diesen Ge- 
dankengang weiter zu verfolgen, da er 
eine Sonderbehandlung verlangt. Wir 
wissen sehr wohl, wie viele Kämpfe im 
kleinen wie im großen der Techniker 
noch zu bestehen haben wird, um Vor- 
urteile nach außen und nach innen zu 
besiegen. 


Wenn man an den Feind will, muß 
man zuerst die Vorposten bezwingen. 
Wer die hohen Aemter der Verwaltung 
innehaben möchte, muß sich erst um- 
sehen, ob er auch in der kleineren An- 
klang findet. Ich halte es für recht 
wesentlich, wollte der Ingenieur sein 
Augenmerk zunächst auf kleine 
Verwaltungen richten. 
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Nicht etwa, daß er dabei die größeren 
und großen aufgeben möge. Im Gegen- 
teil. Die Geplänkel seien nur die Ein- 
leitung größerer Treffen. 

Unbedingt wird in Deutschland, wo 
der Buchstabe so viel gilt, der Durch- 
schnittsbürger die Befähigung zum Amte 
der Verwaltung dem Techniker nur all- 
gemein zugestehen, wenn der Gesetzes- 
stempel der Berechtigung ihm auf der 
Stirn steht. Aber nebenher laufen doch 
die verständigen Frager, die nicht nur 
die äußerliche, sondern zunächst die 
innere Berechtigung erwiesen haben 
möchten. Der Techniker ist als all- 
gemeiner Verwaltungsmann zu 
wenig bekannt. Damit muß gerechnet 
werden. Die Vorurteile, daß die Technik 
sich zu wenig oder gar nicht an den 
Menschen, sondern an das tote Objekt 
wende, die wirken wie ein schwerer 
Ballast in der breiten Menge, und sie 
werden von den Vertretern der Universi- 
tätsberufe gern, sehr gern genährt — 
offen oder verschämt. 

Wir wollen an ein konkretes Beispiel 
herangehen: die Bürgermeister der 
kleineren Städte, von denen gewöhn- 
lich nicht ein juristisches Studium 
verlangt wird, wie das durchweg in den 
großen Städten geschieht. Jeder wird 
wohl schon in den Tageszeitungen ge- 
lesen haben, welche Zahl von Bewerbern 
bei jeder. Ausschreibung auftritt und 
wie bunt die berufliche Qualifikation ist, 
wenn — nicht juristische Vorbildung 
verlangt wird. 150 Bewerber sind durch: 
aus keine Ausnahme, und ich übertreibe 
nicht, wenn ich sage, daß oft 20—30 
Berufsarten vertreten sind. 

Am häufigsten finden wir immer 
wieder Subalternbeamte der inneren 
Verwaltung und Justiz, Referen- 
dare a. D. und Offiziere a. D., da- 
neben in ganz kleinen Orten auch 
Bureaubeamte, die niedere Funktionen 
in der Kanzlei versahen oder durch die 
Schreibstube eines Anwaltes gegangen 
sind. Die subalternen Berufe sind die 
erfolgreichsten bei der Bewerbung. Ich 
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habe sehr selten unter den Bewerbern 
Techniker gefunden, und Techniker sind 
zu Bürgermeistern in kleineren Städten 
wohl kaum gewählt worden. Dagegen 
kenne ich einen Mediziner als Bürger- 
meister, der jahrelang die ärztliche 
Praxis ausgeübt hatte. (Landeck in 
Schlesien.) 

Es ist kein Wunder, daß gerade in 
kleineren Städten der Techniker gerin- 
geres Ansehen genießt, daß man ihn für 
weniger geeignet hält, denn hier regiert 


— auch in sog. liberalen Kreisen — die 
rückständige Demut vor Juristen- und 
Universitätsmonopol und seinen An- 
hängseln. 


Was sind hierbei Anhängsel ? 

Anhängsel sind die Offiziere a. D. und 
die subalternen Justiz- und Verwaltungs- 
beamten. 

Die ersteren genießen infolge ihrer 
sonstigen Stellung im Staate auch ein 
hohes Ansehen, wenn sie in die Zivil- 
beamtenberufe treten. Zahlreiche Rück- 
sichten gelten ihnen gegenüber, die dem 
Zivilisten gegenüber nicht gekannt sind. 
Das ist verständlich, aber nicht immer 
gerecht. 

Der deutsche Spießbürger schimpft 
und wettert über den Vorrang des 
Nächsten, aber die äußere gesellschaft- 
liche Stellung suggeriert ihn sofort, be- 
sonders in den Kleinstädten. 

Warum wählt man Offiziere? Nun, 


zum guten Teile für den offiziellen 
Verkehr nach außen hin, für die 
„Festivitäten‘‘ — bei Bade- und Kur- 


orten ist das allerdings oft gerecht- 
fertigt —, dann auch, um sich der 
Fürsorge und des Wohlwollens maß- 
gebender Stellen zu versichern. Die 
Uniform ist dann der Garantie-Stempel 
für die gewünschten Eigenschaften der 
Bürgervertretung. Ich glaube nicht, daß 
man ob der straffen Disziplin, die ein 
Militär gewohnt ist, ob der Menschen- 
kenntnis, die er besitzen soll, einen Offi- 
zier zum Bürgermeister wählt. 
Keineswegs will ich hier die grund- 
sätzliche Ungeeignetheit eines Militärs 
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vertreten, aber es ist doch klar, daß 
sein bisheriger Beruf allein herzlich 
wenig paßt zur Vorbereitung auf die 
kommunale Verwaltung. Ich hörte aber 
einmal die Begründung, daß ein. Haupt- 
mann deshalb so gut zum Bürgermeister 
passe, weil er soviel Soldaten aus allen 
Bevölkerungsschichten einmal unter sich 
gehabt habe und darum — die Bedürf- 
nisse aller Klassen kenne. Na also! — 

Dann die Referendare „a. D.‘ Ihnen 
schwebt ja der Nimbus juristischer Bil- 
dung ums Haupt, die oft noch schnell 
durch den berühmten Dr. jur. ‚cel.‘, den 
Geschwindigkeitsdoktor gewisser kleiner 
Universitäten ..., vermehrt wird. Ein 
„rechtsgelehrter‘‘ Bürgermeister! in 
Krähwinkel gerät man in Aufregung, 
auch wenn nur einige gänzlich verbum- 


melte Juristensemester die Rechtsge- 
lehrtheit dokumentieren. 
Die Subalternbeamten sind am 


häufigsten vertreten. Ehemalige Kanz- 
listen, Gerichtsvollzieher, Kanzlei- und 
Gerichtssekretäre, Rendanten kleiner 
Kassen, Militärintendanturbeamte, Re- 
gierungssekretäre, Anwaltsgehilfen, oft 
auch ‚Kulturträger‘ im Sinne des preußi- 
schen Wahlrechts, d. h. Militäranwärter, 
Magistrats- oder Polizeisekretäre oder 
Assistenten — sie sind besonders be- 
liebt und bevorzugt als Kommunal- 
regenten. 

Als vor zwei Jahren eine kleine Stadt 
in Ostdeutschland sich den Gendarmerie- 
wachtmeister zum Bürgermeister er- 
klärte, rief eine Zeitung aus: „Die Leute 
wissen offenbar, was ihnen frommt.“ 

Die Subalternbeamten wählt man zum 
guten Teile ja wohl, weil der Etat nicht 
für hohe Gehälter reicht; aber viele 
kleinere Städte haben Bürgermeister mit 
6000 bis 10000 Mark Einkommen, die 
doch nur eine recht schematische Aus- 
bildung genossen haben und wenig auch 
im allgemeinen geeignet scheinen. 

Warum wählt man oft Subaltern- 
beamte? Nun, viele Stadtverordneten 
in kleinen Städten lieben es nicht, 
einen höher gebildeten Bürgermeister 
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zu haben, weil sie fürchten, er könne 
sie verdunkeln, andere wieder wollen 


in ihrer Stadtväterrolle das Rößlein der 


Eigeninteressen tummeln, da geniert 
man sich oft vor dem ‚‚feineren‘‘ Bür- 
germeister, dann wieder wünscht 
mancher Landrat es, daß ein Subaltern- 
beamter gewählt werde, weil er dem 
gegenüber ja ohne großen Widerstand 
auftreten könne. 

Bei vielen Leuten sieht man indessen 
in dem „Herrn Sekretär‘, wie vor anno 


‚dazumal, eine hohe Persönlichkeit. Der 


Nimbus der Schreibstube ist auch heute 
in vielen Kreisen noch ein Gegenstand 
der Ehrfurcht. Ich muß da an eine 
Rektoratsrede Prof. Krohns-Danzig 
denken, der erzählt, wie in weniger 
gebildeten Schichten des Volkes die 
Schreibarbeit überschätzt werde. 

Dazu kommt die Hochachtung, die 
man dem Formalismus zollt, dem starren 
Schema der Ausführungsparagraphen, 
der Wichtigtuerei bei elementarer Tätig- 
keit. 

Der Nimbus des Richters, des Land- 
rates, kurz der Verwaltung mit juristi- 
schen Kräften, wird stolz auf die 
subalternen Kräfte übertragen. Die Ver- 
bindung mit Juristen und Kamera- 
listen wird benutzt, um dem dritten 
stets zu zeigen, wie klein dieser 
doch gegen den früheren Vorgesetzten 
ist. Natürlich gilt da der Nebengedanke, 
damit auszudrücken, daß der liebe 
Nächste stets weniger sei als er selbst, 
denn er selbst war ja doch sozusagen 
ein integrierender Bestandteil des hohen 
Herrn. 

Das sind Kleinigkeiten; sie machen 
aber sehr viel aus. In kleinen Städten 
gilt eben diese kurzsichtige Auffassung, 
die noch so viele schöne Bücher und 
Zeitungen nicht so schnell vertilgen. 
Dort will man stets möglichst „an der 
Sonne“ sitzen, will man stets nach dem 
„Ueblichen“ handeln; die starre, schwere 


Masse der Philister war stets der 
Grund, um frische Luftzuführung zu 
verhindern. 
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Wie sicher man sich in den Kreisen 
der Subalternbeamten fühlt, ist aus der 
jetzt häufigen Begründung von ,Ver- 
waltungsschulen‘“ zu sehen. 

W.as unsere mittleren Techniker 
seit Jahrzehnten in Baugewerks- 
und Maschinenbauschulen haben, 
dazu kommen die eingebildeten 
und in Preußen notorisch als sich 
überhebend bekannten Subaltern- 
beamten erst jetzt... 

Aber Jahrzehnte hindurch dünkten sie 
sich nicht nur mehr als die tüchtigen 
deutschen Mittelschultechniker, nein, sie 
stellten sich oft gleich den technischen 
Akademikern und auch über sie! 

Die Zahl der „Verwaltungsschulen‘ 
mehrt sich, wieder werden alle mög- 
lichen Leute sich zum Verwaltungsbe- 
amten geeignet halten und gehalten 
werden, aber der Ingenieur — der mag 
nur ruhig weiter „unser Ingenieur da“ 
bleiben. Während ich dies schreibe, 
kommt mir der „Berliner Börsenkourier“‘ 
zufällig in die Hand, in dem ich fol- 
gende Notiz finde. Sie sei, weil sie be- 
stätigt, was ich oben als bekannte Tat- 
sache und wichtiges Moment bezeich- 
nete, hier wörtlich wiedergegeben: 

Amtsvorsteher-Kurse für Offiziere. Für 
alle aktiven und inaktiven Offiziere, die die 

Absicht haben, sich in Zukunft um Stellun- 

gen als Amtsvorsteher oder Amtsvorsteher- 

Stellvertreter zu bewerben und sich nach ihrer 

Pensionierung einen angenehmen und geeig- 

neten Beruf zu schaffen, wird, wie der „Hup.“ 

aus Reserveoffizierskreisen geschrieben wird, 
der Hinweis darauf von großem Interesse 
sein, daß ihnen jetzt Gelegenheit geboten 
ist, sich die für die Ausübung eines der- 
artigen Amtes unerläßlichen Vorkenntnisse zu 
erwerben. Am 4. Juni d. J. beginnen näm- 
lich Lehrkurse, die den aktiven und inaktiven 
Offizieren gleicherweise offen stehen, und in 
denen die Offiziere mit den Obliegenheiten 
und den Verwaltungsfächern vertraut gemacht 
werden, die für die Stellung eines Amtsvor- 
stehers oder eines Amtsvorsteher-Stellver- 
treters maßgebend sind. Für die Gediegen- 
heit der Lehrkurse spricht der Umstand, daß 
sie vom Minister des Innern für Amtsvor- 
steher usw. empfohlen werden. Die Leitung 


der Kurse liegt in den Händen des ehe- 
maligen Kommandeurs der Gendamerieschule 
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Wohlau, des Obersten v. d. Brincken. Es 
ist noch darauf hinzuweisen, daß diese Amts- 
vorsteherkurse in Berlin abgehalten werden 
und zwar an der „Deutschen Staats- 
bürger- und Beamtenschule‘“, die 
sich Flottwellstraße Nr. 3 befindet. Da die 
oben genannten Stellungen besonders für in- 
aktive Offiziere sehr geeignet (! Der Ver- 
fasser.) sind und diesen aus naheliegenden 

Gründen auch gern überlassen werden (! Der 

Verfasser.), so bietet sich hier den Offi- 

zieren eine sehr günstige Gelegenheit, die 

notwendigen Vorbereitungen für diesen Be- 
ruf zu treffen und sich mit den Anforde- 
rungen der Stellung vertraut zu machen. 

Nicht selten haben es inaktive Offiziere, die 

zu Amtsvorstehern ernannt wurden, äußerst 

unangenehm empfunden, daß sie auf ihr Amt 
nur sehr‘ ungenügend vorbereitet und mit 

Einzelheiten der Stellung wenig vertraut 

waren. Diesem Mangel wird durch die Lehr- 

kurse abgeholfen. 

Ich glaube stark, daß es bald bei 
jedem Armeekorps solch eine Verwal- 
tungsschule geben wird, um ja recht viel 
Militärs dann in die „Verwaltung“ 
schieben zu können. 

Ich möchte vorschlagen, daßauch. 
auf unseren Technischen Mittel- 
schulen die Frage ventiliert werde, 
die Bau- und Maschinentechniker 
zu gründlicheren Kursen in der 
Rechts- und Verwaltungskunde her- 
anzuziehen, natürlich dem durch- 
schnittlichen Bildungsgrade ihrer 
Zöglinge entsprechend. Warum soll 
der gewesene Schreiber denn mehr 
Chancen besitzen dürfen als der gut 
durchgebildete Mittelschultechniker ? Wir 
sehen heute ja allenthalben, wie die 
Bureaubeamten sich über den mittleren 
technischen Beamten erheben, und auch 
bei den Verwaltungen rangiert der aus 
der Kanzleilaufbahn hervorgegangene 
Beanıte vor dem technischen. Er ist so- 
zusagen — „der kleine Jurist“. 


Wir Ingenieure kennen die Gesetze 
der Natur, wir wissen, daß wir großen 
Widerständen größere Kräfte entgegen- 
setzen müssen, um Bewegungen einzu- 
leiten. Wir vermehren diese Kräfte, 
wenn wir nicht nur unter Akade- 
mikern uns die Subsidien holen, 
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sondern auch anderwärts. Am näch- 
sten liegen uns da die mittleren Tech- 
niker der Baugewerk- und Maschinen- 
bauschulen. 


So wie der Jurist wußte, daß er 
Leute, die unter seiner Schulung 
etwas wurden, fördern mußte, um 
sich selbst gegen ebenbürtige Geg- 
ner Hilfstruppen zu holen, so 
müssen wir allmählich technisch ge- 
bildete Leute in die mittleren Ver- 
waltungsstellen oder an die Spitze 
kleinerer Verwaltungen bringen. 


Ich weiß, daß das manche Unannehm- 
lichkeit zeitigen würde insofern, als 
manche solcher Herren gehobene Stellen 
auch dazu benutzen würden, um die 
Unterschiede zwischen Akademiker und 
Mittelschultechniker zu verwischen. Aber 
zunächst ist das noch nicht so arg. 


Der Akademiker bleibt dem mittel- 
schultechnisch gebildeten Bürgermeister, 
Gemeindevorsteher, Amtsvorsteher, Amt- 
mann oder Bureauvorsteher gegenüber 
doch eher eine respektable Größe als 
dem Bureaubeamten, der eben alles tech- 
nische mit ‚juristischer Art‘ mißt. 


Vor allem sollte es keine Verwal- 
tung mit technischen Zielen geben, 
die nicht ihre Bureauvorsteher aus 
technisch gebildetem Personal 
nimmt. Ich glaube, daß ich durch die- 
sen Hinweis unseren Mittelschultech- 
nikern nur einen großen Gefallen tue, 
denn sie wissen wohl allein am besten, 
in welch’ schematischer Weise sie von 
einem aus einer Kanzleilaufbahn her- 
vorgegangenen „Herrn Bureauvor- 
steher‘‘ in der Arbeit behindert werden 
und welches Maß von Arroganz solche 


Herren oft dem Techniker gegenüber 


an den Tag legen. 


Jedenfalls ist mein Vorschlag, daß 
unsere Kollegen mehr als bisher sich 
um Vakanzen von Bürgermeisterstellen 
bemühen, nicht von der Hand zu weisen. 
Er soll, solange er noch in der ver- 
schwindenden Minderzahl in den wich- 
tigen Stellen der Verwaltung bleibt, 
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schon arbeiten an der Eroberung der 
kleineren Gemeinden. 

Ueber sie führen die Wege in die 
Provinziallandtage, die Provinzialaus- 
schüsse, Kreisausschüsse usw. 

Wo der Ingenieur eben noch nicht 
durch die großen Widerstände der 
Ueberlieferung an der gebührenden 
Stelle von vornherein sitzen kann, da 
mag er den Weg einschlagen, an der 
Stätte kleinerer Tätigkeit diese so zu 
gestalten, daß mancher Gegner die 
Fähigkeiten des technisch gebildeten 
Staatswirtes einsehen lernt. 

Auch in kleinen Städten ist dessen Ar- 
beit nicht zu unterschätzen; es kommt 
eben darauf an, wie er sein Amt auffaßt. 
Das Studium der kleinen Gewerbetreiben- 
den, der sozialen Zusammenhänge, das 
geschickte Abwägen der Interessen und 
ihre Vertretung auf Kreis- und Provin- 
zialtagen, Untersuchungen über die Ab- 
hängigkeit der Stadt von der Landwirt- 
schaft usw. sind außer den kommunal- 
technischen Disziplinen recht wichtig. 
Dann dürften m. E. die Kenntnisse eines 
technisch gebildeten Bürgermeisters im 
Kreisausschuß bei Wirtschafts- und Ver- 
kehrsfragen u. a., Heimatschutz usw. 
usw. bald Gehör finden. Abgesehen da- 
von wird der Ingenieur als Verwaltungs- 
mann in einer kleineren Verwaltung 
schneller eine größere Sicherheit er- 
langen als in einer größeren. Ein solches 
Sicherheitsgefühl bleibt aber zum guten 
Teil auch dann noch, wenn der Techniker 
später in eine größere Verwaltung ein- 
tritt. Daß die Erfolge aber sehr stark 


von der Sicherheit des Auftretens den 


Gegnern und Widersachern gegenüber 
abhängt, ist ja bekannt. 

Es wird einem Diplom-Ingenieur, der 
in einer Stadt von 5000 bis 10000 Ein- 
wohnern Bürgermeister ist, manches 
nicht gefallen. Die Juristen — wahr- 
scheinlich auch die ‚liberalen‘ Rechts- 
anwälte — werden ihn gern ignorieren, 
weil ihnen doch der ehemalige Subaltern- 
beamte aus dem juristischen Betriebe 
noch lieber ist, zumal sie ihn doch 
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noch quasi unter sich fühlen. Man wird 
herauskramen, daß der Bürgermeister 
doch nicht für voll“ zu nehmen ist, 
wenn er vielleicht nicht einmal die üb- 
liche Staatsbeamtenqualifikation besitzt. 
In Preußen dürften auch viele Staats- 
baubeamten leider diese Auffassung 
unterstützen. 

Dem Großstädter ist das gleichgültig, 

dem Kleinstädter aber wird das doch 
auf die Nerven fallen, sofern er nicht 
gewohnt ist, rücksichtslos sich durch- 
zusetzen. 
. Daß Diplom-Ingenieure sich so wenig 
in kleinen Städten finden, ist bedauer- 
lich, denn dort weiß man vielfach gar 
nicht, was das ist. Im günstigsten Falle 
stellt man sich darunter einen Absol- 
venten einer „Ingenieurschule‘“ oder 
eines Technikums vor. 


Die geringe Zahl ist zwar erklärlich, 
weil größere technische Unternehmun- 
gen in kleinen Städten seltener sind oder 
wenigstens ihren Sitz in größeren Orten 
haben. Findet also der Diplom-In- 
genieur dort eine einflußreiche, 
allgemeine Tätigkeit, so wird das 
viel zur besseren Schätzung des 
akademischen Technikers über- 
haupt beitragen. Die aus den klei- 
neren Städten oder vom Lande stam- 
menden Diplom-Ingenieure kehren ge- 
wöhnlich nicht nach diesen zurück. 


Für recht wesentlich möchte ich halten 
eine Zusammenstellung der Vorbildung 
bzw. des früheren Berufes der Bürger- 
meister, Gemeindevorsteher, Amtmänner 
usw. in statistischer Form, die den Mit- 
gliedern Auskunft zu geben vermag. 
Empfehlen möchte ich auch eine fort- 
gesetzte Beachtung der Vakanzen und 
eine Bewerbung lediglich schon aus 
Prinzip. 

Ich fasse die Ziele dieser kleinen 
Arbeit nochmals zusammen; ich wünsche 
also: 
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1.Daß dieDiplom-Ingenieure sich 
auch den kleineren Stadtgemein- 
den bei der Verfolgung einer ver- 
waltungsmäßigen Tätigkeit zuwen- 
den, weil die Widerstände zur Er- 
reichung solcher Posten zurzeit 
kleiner sind als in großen Städten; 


2. daß die Diplom-Ingenieure zur 
besseren Kenntnis der Widerstände 
die Art, die Stellung und Tätig- 
keit der jetzigen Inhaber ständig 
und kritisch beobachten, ihre Be- 
obachtungen sammeln und an die 
Zentralstelle einreichen; 


3. daß auch die mittleren Tech- 
niker nach Möglichkeit gefördert 
werden sollen gegenüber den nur 
kanzleimäßig vorgebildeten Be- 
amten, sofern sich daraus eine 
Stützung des technischen Ele- 
mentes im allgemeinen erzielen 
läßt; 

4.daß das Wesen der jetzt schnell 
aufwachsenden sog. Verwaltungs- 
schulen im Auge behalten wird; 


5. daß eine einflußreiche Stel- 
lung der Diplom-Ingenieure auf 
dem Lande und in den kleinen 
Städten dazu benutzt wird, um das 
Ansehen der akademischen Tech- 
niker zu fördern; 


6. daß von seiten des Verbandes 
eine eingehende, und den Zielen 
der Diplom-Ingenieure Rechnung 
tragende Statistik über die Be- 
setzung von Bürgermeisterstellen, 
deren Besoldung einschl. Neben- 
einkünfte, über die Vertretung von 
technisch gebildeten Personen in 
den Stadtverordnetenversammlun- 
gen und ferner über die Beamten 
der städtischen Bauämter gepflegt 
wird. Die Bezirksvereine des Ver- 
bandes sollten hierbei sich syste- 
matisch betätigen. 
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DIE HANDELSSACHVERSTÄNDIGEN IM AUSWÄRTIGEN AMT. 
Von Dipl.-Ing. Dr. Alexander Lang-Berlin. 
(Referat, erstattet an den Vorstand des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure.) 


Schon seit Jahren unterhält das Aus- 
wärtige Amt das Institut der ‚„Handels- 
sachverständigen für das Ausland“. Es 
handelt sich dabei um eine Einrichtung, 
die dazu bestimmt ist, im Auslande 
überall da, wo es sich um die Hebung 
des Warenverkehrs handelt, insbeson- 
dere um den Export unsrer Fertigfabri- 
kate, der heimischen Industrie helfend 
zur Seite zu stehen. Im einzelnen sollen 
diese Handelssachverständigen der deut- 
schen Exportindustrie und ihren in das 
Ausland entsandten Vertretern durch 
praktische Ratschläge und Fingerzeige 
die Wege weisen und ebnen. Sie sollen 
auf die Gefahren aufmerksam machen, 
die dem deutschen Gewerbe durch 
eigene Versäumnisse oder durch das 
Fertschreiten ausländischen Gewerbe- 
fleißes drohen, überhaupt auf wirt- 
schaftliche Erscheinungen des Aus- 
landes hinweisen, die für Deutschlands 
Industrie und Handel von Interesse sein 
können; sie sollen Muster, Preise und 
Verkaufsbedingungen kuranter Artikel 
sammeln, die durch Vermittlung des 
Reichsamtes des Innern den Inter- 
essenten zugänglich gemacht werden. 
Aus der hier gekennzeichneten Aufgabe 
ergibt sich schon, von welch eminenter 
Bedeutung für diese Posten die richtige 
Auswahl der Persönlichkeiten ist. Der 
Handelssachverständige muß prakti- 
scher Volkswirt sein. Um praktischer 
Volkswirt sein zu können, muß er das 
Wesen der jedem volkswirtschaftlichen 
Vorgang zugrunde liegenden techni- 
schen Arbeit zu analysieren vermögen: 
er muß technisch vorgebildet sein. 

Aber die Vorbildung allein genügt 
nicht ; der Handelssachverständige muß 
auch wirtschaftliche und soziale 
Bedingungen erkennen, die sich im 
praktischen Leben der technischen Ar- 
beit hindernd oder fördernd in den Weg 
stellen ; es ergibt sich damit die weitere 


Forderung, daß der Handelssachver- 
ständige auch technisch-industrielle 
Praxis ausgeübt haben muß und zwar 
eine möglichst vielseitige; nicht nur Kon- 
struktionspraxis, sondern auch Praxis 
im Betriebe, in der mündlichen und 
schriftlichen Propaganda. Durch diese 
technisch-industrielle Praxis erhält der 
Techniker jenen sicheren Blick und 
jene Dispositionsgabe, die ihn hoch 
erhebt über den nur nach den Grund- 
sätzen der Handelstechnik und nur 


“nach äußerlichen Merkmalen arbeiten- 


den Kaufmann, der in den meisten 
Fällen die eigentlichen Ursachen wirt- 
schaftlichen Geschehens nicht zu 
ergründen vermag. Der Handelssach- 
verständige muß weiterhin ein guter 
Linguist sein und mindestens eine 
fremde Sprache in Wort und Schrift be- 
herrschen. Zu all diesen Forderungen 
kommt noch, daß der Handelssachver- 
ständige das betreffende Land, für das 
er bestimmt ist, in seinen wirtschaft- 
lichen Verhältnissen, wenigstens soweit 
bestimmte Industriegebiete in Betracht 
kommen, genau kennt und womöglich 
längere Zeit seine Praxis dortselbst aus- 
geübt hat; die Kenntnis des betreffen- 
den Landes aus Büchern und Statistiken 
allein oder aus vorübergehenden Be- 
suchen genügt nicht; eigene prak- 
tische, verantwortliche Arbeit ist 
erforderlich. 

Bezieht ein solcherweise vorgebil- 
deter Handelssachverständiger seinen 
Posten im Auslande, so muß er in der 
Lage sein, in erster Linie das Vertrauen 
der ausländischen Kreise zu gewinnen. 
Die ausländischen Techniker wollen zu- 
verlässige Angaben über deutsche Roh- 
stoffe, Halb- und Fertigfabrikate haben; 
er muß ihr Ratgeber sein können. Durch 
solche Fühlungnahme mit den ausländi- 
schen Interessenten wird der praktisch 
erfahrene, technisch und wirtschaftlich 
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vorgebildete Sachverständige im voraus 
schon durchschauen, wo Entwicklungs- 
möglichkeiten bestehen und damit Neu- 
anschaffungen und Vergrößerungen in 
Frage kommen. Werden für solche 
Neuanschaffungen Reisen ins Ausland 
unternommen, dann ist für den Handels- 
sachverständigen die Zeit gekommen, 
seine Lenkkraft auszuüben. Der Han- 
delssachverständige bildet aber nicht 
nur die ständige Auskunftsstelle für die 
ausländischen Interessenten, sondern 
auch für die deutschen Techniker, die 
zur Propaganda nach dem Auslande 
kommen; er wird dem Spezialfachmann 
— der ja nie zu umgehen sein wird — 


stets die Wege ebnen und Winke für neu 


zu erschließende Absatzgebiete geben 
können. i 

Fragen wir nunmehr nach den Per- 
sönlichkeiten, die den hohen Anforderun- 
gen genügen können, die an den Han- 
delssachverständigen gestellt werden. 

Das Auswärtige Amt hat bisher 
keine festen Grundsätze bei der Aus- 
wahl solcher Persönlichkeiten befolgt. 
Die Handelssachverständigen wurden in 
der Regel aus den Kreisen junger Natio- 
nalökonomen und praktischer Kaufleute 
entnommen. Es ergibt sich aber ohne 
weiteres aus dem Aufgabenbereich, daß 
die Auswahl am zweckmäßigsten aus 
den Kreisen der praktisch erfahrenen 
Techniker getroffen wird, und zwar 
aus den Kreisen jener praktisch erfahre- 
nen Techniker, die gewisse Garantien 
dafür bieten, daß sie den herantretenden 
Aufgaben gewachsen sind. Diesen 
Kreis von Personen bilden in erster 
Linie die praktisch erfahrenen Di- 
plom-Ingenieure. Die Diplom -In- 
genieure verfügen zunächst über die 
für solche Posten absolut unerläßliche 
allgemeine Bildung, sie besitzen abge- 
schlossene akademisch-technische Vor- 
bildung und verfügen über dasjenige 
Maß von volkswirtschaftlicher Bil- 
dung, das erforderlich ist, um die Er- 
fahrungen der Praxis in der Sprache 
des volkswirtschaftlichen Fachmannes 
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wiederzugeben. Ein solcherweise vor- 
gebildeter Techniker mit einigen Jahren 
industrieller Praxis, von der womöglich 
ein Teil im Auslande abgeleistet wurde, 
ist der prädestinierte Handelssachver- 
ständige, und der Verband Deutscher Di- 
plom-Ingenieure mit seinen innigen Be- 
ziehungen zur industriellen Praxis wäre 
die geeignete Stelle, dem Auswärtigen 
Amt bei der Auswahl von Handelssach- 
verständigen dienlich zu sein. Es sollte 
deshalb ständige Praxis des Auswärtigen 
Amtes werden, sich der Dienste des 
Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure 
bei der Auswahl von Handelssachver- 
ständigen zu bedienen, denn aus seiner 
intimen Kenntnis der verfügbaren Kräfte 
wird der Verband in der Lage sein, 
Herren nachzuweisen, die den Forde- 
rungen des Auswärtigen Amtes in fast 
idealer Weise entsprechen. 

Naturgemäß verlangen solche Kräfte 
ein Aequivalent, und deshalb muß 
noch ein zweiter Punkt an dieser Stelle 
erörtert werden. 

Neuerdings ist sowohl in den Parla- 
menten als auch in der Tagespresse die 
Frage der Anstellungsverhältnisse der 
Handelssachverständigen Gegenstand 
lebhafter Erörterungen gewesen. Auch 
Interessen-Verbände und Handelskam- 
mern haben dazu Stellung genommen. 
So hat der „Zentralverband Deut- 
scher Industrieller‘ bereits am 
1. März 1909 eine Eingabe an den 
Reichstag gerichtet, in der gebeten wird, 
das Institut der Handelssachverständi- 
gen so auszubauen, daß die Unsicherheit 
der Existenz für die Zukunft — die Han- 
delssachverständigen werden immer nur 
für die Dauer von fünf zu fünf Jahren 
angestellt — beseitigt wird. In gleichem 
Sinne, aber noch bestimmter, ging die 
„Handelskammer zu Magdeburg“ 
vor. In einer Eingabe an den Minister 
für Handel und Gewerbe machte die 
Handelskammer den Vorschlag, daß die 
ins Ausland zu entsendenden Herren von 
vornherein dauernd in denReichsdienst 
übernommen werden. Es wurde dabei 
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angeregt, den Beruf des Handelssachver- 
ständigen mit anderen Berufen, insbe- 
sondere mit der Konsulatslaufbahn, der- 
art zu verknüpfen, daß ein Hinüber und 
Herüber möglich ist, und der Vorschlag 
der Magdeburger Handelskammer geht 
nun dahin, daß alle Handelssachverstän- 
digen nach Verlauf von fünf Jahren mit 
Pensions- und Reliktenversorgung fest 
angestellt werden und nach weiteren 
fünf Jahren (etwa mit dem Titel Re- 
gierungsrat) Anspruch auf Beschäfti- 
gung in einem Reichsamt erhalten. 
Dieser Vorschlag verdient die tat- 
kräftigste Unterstützung. — Aber es 
läßt sich noch ein weiterer Vorschlag 
machen. Aller Wahrscheinlichkeit nach 
lassen sich aus den Posten für Handels- 
sachverständige in nicht ferner Zukunft 
Handelskammern im Auslande 
schaffen. Es ist sicher, daß das Aus- 
wärtige Amt nicht Männer nach fünf- 
jähriger Tätigkeit von sich weisen wird, 
die sich der wirtschaftlichen Er- 
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schließung eines fremden Landes für die 
heimische Volkswirtschaft unterzogen 
haben. Gerade diese Pioniere des natio- 
nalen Exports sind die geeignetsten 
Persönlichkeiten für die Leitung von 
Handelskammern im Auslande. 

Dem Auswärtigen Amt werden sich 
bei der Besetzung der genannten Stellen 
in Zukunft geringere Schwierigkeiten 
bieten, wenn es sich der Dienste des 
Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure 
bei der Auswahl des Ersatzes bedient 
und den Verband in die Lage versetzt, 
bei der Neueinstellung von Handelssach- 
verständigen jeweils Vorschläge machen 
zu dürfen. 

In einer zusammenfassenden Gesamt- 
darstellung hätten die vorstehend nie- 
dergelegten Gesichtspunkte durch eine 
Eingabe des Vorstandes des Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure zur Kennt- 
nis des Staatssekretärs des Kaiserlichen 
Auswärtigen Amtes gebracht zu werden. 

(Siehe Vorstands-Bericht.) 


DER INGENIEUR UND DIE FLUGTECHNIK. 
Von Dipl.-Ing. Hans H. Keil in Groß-Lichterfelde-Ost. 


Der warme Appell des Herrn Dr. von Par- 
seval, Charlottenburg, an uns akademisch ge- 
bildete Ingenieure wird sicherlich in den wei- 
testen Kreisen unseres Standes bis auf den 
wesentlichsten Teil, nämlich die Befolgung die- 
ses Appells, lebhafte Zustimmung gefunden 
haben; ist doch ein jeder von uns von der 
Ueberzeugung durchdrungen, daß für uns auf 
dem Gebiete der Filugtechnik überhaupt und 
der Aerodynamik im besonderen noch ein über- 
reiches Arbeitsfeld vorhanden ist, auf dem wir 
sowohl die Theorie wie auch die Praxis weiter- 
zubilden haben. 

Insbesondere wird es wohl noch lange Zeit 
für uns eine der wesentlichsten Aufgaben sein, 
durch sorgfältige Beobachtung, geschärft durch 
eingehendste physikalische und mathematische 
Kenntnisse, verbessernd oder bahnbrechend zu 
wirken; denn für die Aerodynamik wird es 
zweifellos noch lange so heißen, wie ein von 
mir hochgeehrter Professor sein Kolleg über 
Hydraulik einleitete: Das beste an der ganzen 


umfangreichen Theorie sind die Erfahrungs- 


Koeffizienten, die das wieder gut machen und 


mit der Praxis in Uebereinstimmung bringen 
müssen, was die Theorie verpfuscht hat. 

Wie ist aber bei alle diesem zu erklären, 
daß sich die akademisch gebildeten Ingenieure 
wie überhaupt die Ingenieure in ihrer Gesamt- 
heit so wenig mit der Flugtechnik beschäftigen ? 

Daran ist ja kein Zweifel, daß reichlich 
viele tüchtige deutsche Ingenieure vorhanden 
sind, die auch auf diesem Gebiete etwas Gutes 
leisten könnten, insofern sie reiche Erfahrung 
auf vielen Gebieten besitzen und sich einen 
freien Ueberblick über die verschiedensten 
Fälle der Praxis bewahrt haben, um diese Er- 
fahrung nutzbringend auch auf anderen Ge- 
bieten verwerten zu können. 

Meines Erachtens liegt der Grund für die 
sonst unerklärliche Zurückhaltung der erfahre- 
nen Techniker, wie ich bereits einmal, frei- 
lich ohne Verständnis zu finden, im Verein 
deutscher Ingenieure kurz angedeutet habe, 
darin, daß sich der Techniker auf diesem Ge- 
biete nicht die für ihn wünschenswerten peku- 
niären Erfolge versprechen kann, die er für 
die anstrengende und nicht gefahrlose Arbeit 
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in der Flugtechnik verlangen kann und ver- 
langen muß, wenn er seine Arbeit richtig 
bewertet. Da noch sehr wenige Ingenieure direkt 
für Flugmaschinenbau angestellt sind, muß unter 
ihnen die Mehrzahl derer, die sich damit be- 
schäftigen wollen, nur die freie Zeit für das 
eingehende Studium der neuen Wissenschaft und 
für die Ausarbeitung einer Konstruktion ver- 
wenden und nach den heutigen meisten Dienst- 
verträgen die Früchte ihrer Arbeit ihrer Firma 
überlassen, ohne auch nur einen noch so ge- 
ringen rechtlichen Anspruch darauf zu haben. 
Ich begrüße es deshalb als ein gesundes 
Zeichen für die akademisch gebildeten Inge- 
nieure, wenn sie, den Wert ihrer Arbeit er- 
kennend, sich nur da betätigen, wo sie wissen, 
daß sie auch eine Entschädigung für ihre Arbeit 
verlangen können. 

Jedem, dem die einschlägigen Verhältnisse in 
der Praxis bekannt sind, wird obiges ohne 
weiteres klar sein, doch dürfte es für eine 
große Zahl von Ingenieuren von großem Inter- 
esse sein, an einem der Praxis entnommenen Bei- 
spiel diese Verhältnisse näher kennen zu lernen. 

Ein Ingenieur, der bei einer großen Firma 
angestellt ist, schlägt dieser eine neue Kon- 
struktion vor, die nicht in den Bereich seiner 
Arbeiten, aber in das Arbeitsgebiet seiner Firma 
gehört. Er wird sofort vor den Oberingenieur 
der zuständigen Abteilung berufen und nach 
allen Richtungen hin über seine Sache und 
Ideen ausgefragt. Sodann wird ihm klar ge- 
macht, daß dieses und jenes und auch das 
nicht mehr neu und patentfähig sei, natürlich 
ohne jeden Beleg, sondern nur kraft der per- 
sönlichen Ueberzeugung; außerdem sei die Vor- 
richtung doch viel zu kompliziert, er solle 
doch deshalb seinen Antrag zurückziehen. Auch 
arbeiteten doch schon seit Jahren die ersten 
Kapizitäten des Faches auf dem Gebiete; er 
(der angestellte einfache Ingenieur) wolle doch 
nicht glauben, daß er, nicht dauernd in der 
Materie stehend, da etwas Besonderes erfunden 
habe. Außerdem sei man in der Firma da- 
mit beschäftigt, auf einem andern Wege das- 
selbe Ziel zu erreichen und hätte deshalb kein 
Interesse an seiner Sache. 

Was soll nun ein Angestellter in einem 
solchen Falle tun? Hat er etwas Rückgrat 
und besteht darauf, daß die Sache der Direk- 
tion zur Entscheidung vorgelegt wird, so hat 
er auf jeden Fall den genannten Ober-Inge- 
nieur gegen sich. Und wie nun, wenn dieser 
Ober-Ingenieur mit seinem Chef gut befreundet 
ist oder gar, wenn er mit seiner Erfindung 
seinem persönlichen Chef zuvorgekommen ist? 

Diese trüben Verhältnisse würden jedenfalls 
bedeutend gebessert, wenn jeder Angestellte 
unbedingt ein bestimmtes Anrecht auf seine 
Erfindung haben müßte und wenn ihm die 
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Firma nicht einfach eine Erfindung nehmen 
oder ihn zwingen könnte, seine Erfindung voll- 
kommen unbenutzt zu lassen. Es dürfte für 
den angestellten Ingenieur daher zurzeit viel 
leichter sein, sich darüber zu trösten, daß er 
eine Erfindung nicht ausgearbeitet hat, die sich 
ihm bei irgend einer Gelegenheit förmlich auf- 
drängte, als darüber, daß er eine Erfindung 
hat fallen lassen müssen, obwohl sie gut war, 
und nachdem er sehr viel Zeit und Mühe auf 
ihre Ausarbeitung verwendet hatte. Daß natür- 
lich ein solches Arbeiten nicht das Ideal ist, 


das dem jungen Mann vorschwebt, wenn er 
sein technisches Studium beginnt, ist wohl 
jedem einleuchtend; nur wird es leider den 


meisten Ingenieuren erst klar, nachdem sie ihr 
Studium beendet haben und die Wahl eines 
andern Berufes kaum noch möglich ist. 

Und noch kurz ein paar Punkte, die bei 
dieser Gelegenheit auch einmal mit erwähnt 
werden möchten. Bei manchen Firmen ist es 
üblich oder wird wenigstens zuweilen so ver- 
fahren, daß man dem erfindenden Angestellten 
eine Belohnung durch außergewöhnliche Ge- 
haltszulage „gewährt“. 

Meiner Ueberzeugung nach ist eine solche 
Abfindung nicht unbedenklich; sie hat für der 
Angestellten nur Wert, wenn er dauernd bei 
der Firma bleiben und, notabene, wenn ihm 
nicht dieser außergewöhnliche Fortschritt im 
Gehalt durch Uebergehen bei späteren Gehalts- 
zulagen wieder genommen wird. Eine . wirk- 
lich einwandfreie Entschädigung des angestellten 
Erfinders kann also nur in einer Entschädigung 
bestehen, die ihm ausgezahlt wird, nachdem sich 
seine Erfindung bewährt hat, und in einer an- 
gemessenen Gewinnbeteiligung, und diese auch 
bei sogenannten „Nicht-Ausführungspatenten‘‘, 
die nur genommen werden, um die Konkurrenz 
davon auszuschließen, und deren Wert für die 
Firma natürlich nicht in dem Ertrag aus die- 
sen Erfindungen selbst besteht. Freilich ist es 
klar, daß die Festsetzung einer gerechten Ent- 
schädigung in den meisten Fällen schwierig 
sein wird; aber darüber jetzt etwas auszu- 
führen, würde zu weit gehen. 

Ferner: Warum sträuben sich die Firmen 
so energisch dagegen, daß in das deutsche 
Patentgesetz ein Paragraph hineinkommt, wie 
im Österreichischen Patentgesetz: 

„Vvertrags- oder Dienstbestimmungen, durch 
welche einem in einem Gewerbeunternehmen 
Angestellten oder Bediensteten der angemessene 
Nutzen aus den von ihm im Dienste gemachten 
Erfindungen entzogen werden soll, haben keine 
rechtliche Wirkung.“ 

Wenn solche Firmen dieses schon von selbst 
tun, ohne daß es Gesetz ist, was kann es sie 
da stören, wenn es dann auch gesetzlich vor- 
geschrieben wird? 
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Man kann doch nur ganz unerfahrenen 
Leuten glauben machen, was von gewisser Seite 
im vorigen Jahre in Druckschriften nieder- 
gelegt wurde, daß nämlich die Aufnahme eines 
solchen Paragraphen in das Patentgesetz ‚eine 
Gefährdung der deutschen Industrie‘ bedeuten 
würde. Man sehe doch, welchen unendlichen 
Schaden der oben angeführte Paragraph der 
österreichischen Industrie gebracht hat! 

In Oesterreich besteht dieser Paragraph seit 
über 10 Jahren, und in dieser kurzen Zeit 
ist bereits ein Prozeß auf Grund dieses 
Paragraphen ausgetragen worden. Und dieser 
Prozeß ist zugunsten — der beklagten Firma 
(also zu Ungunsten des Angestellten) entschie- 
den worden. Man sollte doch meines Erach- 
tens demgegenüber einmal die deutschen Ver- 
hältnisse betrachten! Wir haben hier wohl fast 
jedes Jahr 10 Prozesse dieser Art, weil wir 
eine solche Bestimmung in unseren Gesetzen 
nicht haben, und in Oesterreich hat man in 
10 Jahren einen einzigen Prozeß! Sollte das 
nicht gerade der Zweck eines Gesetzes sein, 
Prozesse zu verhüten, und sollte nicht die 
obige Angabe über den Erfolg des Gesetzes 
in Oesterreich jedem Unbefangenen klar 
und deutlich den Beweis erbringen, daß der 
gefürchtete Paragraph gerade segenbringend ge- 
wirkt hat und noch wirkt? 
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Bericht des Vorstandes. 


Als Mitglieder wurden aufgenommen die 
Herren Dipl.-Ing.: 
Ansel, Hermann, Kleinrosseln-Lothringen. 
Arendt, Erich, Oberingenieur, Saarbrücken, 
Feldmannstraße 39. 
von Baeckmann, Walter, Blankenburg a.H., 
Heinrichsweg 3. 
Beringer, Chr. Aug., Charlottenburg, So- 
phienstraße 18. 
Boose, Fritz, Düsseldorf, Bahnstraße 70. 
Bühler, Paul, Hamburg, Papenhuderstr. 1011. 
Daser, Rudolf, Assistent an der Technischen 
Hochschule, Stuttgart, Danneckerstraße 16. 
Eikan, Philipp, Ingenieur der Bergmann Elek- 


trizitäts-Werke, Berlin W. 15, Knesebeck- 
straße 48. l 

Essich, Otto, Niederschöneweide, Berliner 
Straße 126. 

Falger, Jos., Ingenieur der städt. Elektri- 


zitäts-Werke und Straßenbahn, Münster i. W., 
Königstraße 60. 

Franz, Adolf, Zivilingenieur, Hannover, Voß- 
straße 30. 

Gröber, Heinrich, Dr.-Ing., München, Maß- 
mannstraße 41. 

Groß, W., Kleinrosseln-Lothringen. 

Harth, Alfred, Kleinrosseln-Lothringen. 
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Oder meint man etwa, daß die Angestellten 
in großer Zahl auf Grund eines solchen Para- 
graphen nun bei uns in Deutschland Prozesse 
mit ihren Firmen anfangen und sich der Gefahr 
aussetzen werden, nie mehr in ihrem Leben 
eine Stellung zu finden? 

Alles in allem, wenn sich die technischen 
Angestellten erfinderisch betätigen sollen, sei 
es auf welchem Gebiete es sei, selbst auf dem 
hochinteressanten Gebiete der Luftschiffahrt 
oder der Flugtechnik, wo schon mancher 
seinen Wissensdurst und seine Arbeiten mit 
seinem Leben bezahlt hat, so muß ihnen erst 
die Gewähr geboten werden, daß sie auch von 
den Früchten ihrer Arbeiten einen entsprechen- 
den Anteil haben werden oder, wenn sie nicht 
selbst, so doch ihre Hinterbliebenen. Damit 
ist uns technischen Angestellten nicht gedient, 
daß sich unsere Firmen günstigsten Falles ‚das 
Recht vorbehalten‘, uns in irgend einer Weise 
für unsere erfinderischen Leistungen zu ent- 
schädigen. Und wenn Herr Dr. von Parseval 
uns akademisch gebildete Ingenieure nicht nur 
durch seinen hochinteressanten Artikel in 
unserem Verbandsorgan, sondern auch vor allem 


- dadurch aufmunterte, daß er für entsprechende 


Entschädigung der erfinderisch tätigen Ange- 
stellten eintreten wollte, so wären wir ihm 
zu ganz besonderem Danke verpflichtet. 


Hermel, Bernhard, Regierungsbauführer, Gör- 
litz, Mittelstraße 31. 

Ingrisch, Johannes, Barmen, Obere Lichten- 
platzerstraße 257. 

Klammt, Hugo, Generalbevollmächtigter der 
Baufirma Hermann Klammt, Königsberg i. Pr., 
Vorderroßgarten 51/52. 

Koernert, Friedrich, Georg, Ingenieur der 
A.-G. „Weser“, Bremen, Utbremerstraße 47. 

Kozel, Emil, Ingenieur der Eschweiler-Köln 
Eisenwerke A.-G., Eschweiler, Poststraße 1. 

Kreis, Heinrich, Völklingen-Saar, Kirchen- 
straße 7. 

Lentz, Ernst, Betriebsingenieur bei den Kana- 
lisationswerken, Königsberg i. Pr., Pulver- 
straße 39. 

Lüder, Paul, Königsberg i. Pr., Freystr. 13. 

Mahn, Heinrich, Oberlehrer an der Bau- 
gewerkschule, Lübeck, Friedrich - Wilhelm- 
straße 10. 

Müller, 
allee 75. 

Niemann, Richard, Dr.-Ing., Königsberg i. 
Pr., Haydnstraße 2. 

Paul, Fritz, Frankfurt a. 
straße 4011. 

Pfotenhauer, Henry, Ingenieur des Halber- 
städter Dampfkessel - Ueberwachungsvereins, 
Halberstadt, Sedanstraße 42. 


Karl, Königsberg i. Pr., Luisen- 


Main, Böhmer- 


r“ 
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Rahm, Adolf, stellvertr. Oberingenieur, Ham- 
burg, Wagnerstraße 60l. 

Remak, Hans, J., Mitinhaber der Fa. Zeidler 
& Remak, Metallwaren-Fabrik, Berlin N. 39, 
Lindowerstraße 11. 

Remmel, Ludwig, Ingenieur im Technischen 
Bureau der Reichseisenbahnen, Straßburg i. 
Els., Schiltigheimerplatz 11. 

Riedig, Adolf, Assistent an der Techn. Hoch- 
schule, Hannover, Nelkenstraße 18111, 1. 

Runkwitz, Walter, Kolonie Sandberg bei 
Altwasser i. Schles. 

Sauer, Kurt, Berlin SW. 47, Yorckstraße 62. 

Sieh, Wilhelm, Oberingenieur, Düsseldorf, 
Schnürenstraße 22. 

Sütterlin, Manfred, Ingenieurpraktikant, 
Rastatt, Großh. Bahnbauinspektion. 

Steinbrück, Bernhard, Oberlehrer an der 
Baugewerkschule, Lübeck, Hebenhofstr. 10a. 

Stübinger, Otto, Dr.-Ing., Regierungsbau- 
führer, Straßburg i. Els., Weißenburger Str. 1. 

Tillmann, Richard, Ingenieur der Chemischen 
Fabrik und Zinnhütte Th. Goldschmidt, Essen- 
Ruhr, Franzstr. 5 pt. 

Vieler, Felix, Betriebschef der Röchlingschen 
Eisen- und Stahlwerke Völklingen-Saar, Wehr- 
den a. d. Saar, Saarstr. 16. 

Vogel, Emil, Zivilingenieur, Neapel, via gene- 
rale Parisi 6. 

Wagner, Carl, Dr. phil, Oberlehrer an der 
Kgl. Baugewerkschule, Königsberg i. Pr., Hin- 
tertragheim 66. 

Walcher, Ernst, Ingenieur der Maschinen- 
fabrik Augsburg-Nürnberg, Nürnberg 18. 
Wippermann, Max, Saarbrücken, Eisen- 

bahnstraße 18. 

Wohl, Ernst, Kgl. Oberlehrer, Breslau, Ho- 

brechtufer 17. 


Als Förderer wurden aufgenommen die 
Herren: 


Wasserbauassessor Großh. Baurat Wilhelm 
Becker, Mainz, Raimundistraße 3. 

Dipl.-Ing. Adolf Markus, Inhaber des Oef- 
fentl. chemischen Laboratoriums Dr. E. Kay- 
ser, Dresden, Hauptstraße 32. 

Stadtbauinspektor Wilhelm Wagner, Vor- 
stand des städt. Baupolizeiamtes, Mainz, 
Taunusstraße 23. 


Ferner: 


Freie Verbindung „Suevia‘, Karlsruhe i. B., 

. Schwabenhaus, Zirkel 19a. 

Corp „Teutonia“, Freiberg i. Sa., Corps- 
haus Teutonia. 


Verleihung des Grades „Dipl.-Ing.“ in Stuttgart. 


Durch Bekanntmachung des Rektorats der 
Technischen Hochschule Stuttgart, betreffend 
die Erteilung des Grades eines Di- 
plom-Ingenieurs an württember- 


gische Regierungsbauführer vom 
26. März 1909 kann württembergischen Regie- 
rungsbauführern der Grad eines Diplom-Inge- 
nieurs innerhalb der Zeit bis 1. April 1911 
auf Ansuchen erteilt werden. Da mit dem An- 
trag auf nachträgliche Erteilung eine Gebühr 
von 20 Mk. und 3 Mk. Sportel verbunden ist, 
die Nacherteilung in den anderen Bundes- 
staaten aber völlig kostenlos erfolgt, so sind 
die nachsuchenden Herren in Württemberg 
schlechter gestellt als anderwärts. Der Vor- 
stand des Verbandes hat deshalb Rektor und 
Senat der Technischen Hochschule eine Eingabe 
unterbreitet mit der Bitte, die unentgeltliche Er- 
teilung des Grades beim Kgl. Württem- 
bergischen Ministerium des Kir- 
chen- und Schulwesens beantragen zu 
wollen. 


Städtisches Friedrichs-Polytechnikum zu Cöthen 
in Anhalt. 


Die Veröffentlichungen dieser Anstalt, die 
weder Hochschule ist noch Hochschulcharakter 
besitzt, gaben dem Vorstand des Verbandes 
Anlaß, folgende Eingabe an das Herzoglich 
Anhaltische Staatsministerium in Dessau ge- 
langen zu lassen: 

An den Herrn Staatsminister 
Wirklichen Geheimen Rat von Dallwitz, 
Exzellenz, 
Dessau (Anhalt). 
Ew. Exzellenz! 


Der unterzeichnete Vorstand des Verbandes 
Deutscher Diplom -Ingenieure, Eingetragener 
Verein, Berlin, gestattet sich, Ew.. Exzellenz 
ganz ergebenst folgendes zu unterbreiten: 

Den ehemaligen Polytechniken der deutschen 
Bundesstaaten ist im Laufe der letzten Jahr- 
zehnte der Charakter und Name von Hoch- 
schulen verliehen worden, und den Absol- 
venten dieser Anstalten wurde durch Aller- 
höchste Erlasse der Landesherren die Bezeich- 
nung Diplom-Ingenieur öffentlich-recht- 
lich geschützt. Hiermit war bezweckt, die An- 
stalten sowohl als auch deren Absolventen zu 
kennzeichnen und sie von der großen Zahl der 
nicht akademischen Anstalten und .deren Ab- 
solventen nach außen zu unterscheiden. Von 
der Ueberzeugung geleitet, daß die unserer 
Rechtsordnung zugrunde liegenden Rechts- 
grundsätze auch voll und ganz zur Geltung 
kommen müssen, gestattet sich der Verband 
Deutscher Diplom-Ingenieure, Ew. Exzellenz auf 
einige Mißstände am Friedrichs-Polytechnikum 
Cöthen ganz ergebenst aufmerksam zu machen. 
Diese Mißstände erblickt der Verband darin, 
daß die genannte Anstalt in ihrem Programm 
und in sonstigen Mitteilungen, die für einen 
größeren Kreis von Personen bestimmt sind, 
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Wendungen und Bezeichnungen gebraucht, die 
beim Laienpublikum den Irrtum ermöglichen, 
als handele es sich hier um eine Hochschule 
und bei deren Absolventen um Diplom-Inge- 
nieure. So ist im Programm für Sommer- 
semester 1910 u. a. zu lesen: 


auf Seite 5, unten, von „Cöthener Inge- 
nieuren mit abgeschlossener Hochschulbildung“ ; 

auf Seite 10 heißt es: „Die Prüfungen sind 
in Form der Diplomingenieurprüfungen Tech- 
nischer Hochschulen eingerichtet“; 

auf Seite 11, oben, wird von der bestan- 
denen „Diplomhauptprüfung‘‘ gesprochen und 
ein „Ingenieur-Diplom‘ in Aussicht gestellt; 

auf Seite 14 und 15 werden die Herren 
namentlich aufgeführt, denen im Sommer- 
semester 1909 das „Ingenieur-Diplom“ erteilt 
worden sei; | 

auf Seite 20 und 21 sind unter den Dozen- 
ten und Assistenten der Schule Herren nament- 
lich aufgeführt, die die Bezeichnung ‚‚diplo- 
mierter Elektroingenieur‘“, ‚‚diplomierter Ma- 
schineningenieur‘ offenbar auf Grund der so- 
genannten Diplomhauptprüfung der Cöthener 
Anstalt angenommen haben; 

ferner heißt es in der von dem Leiter der 
Schule herausgegebenen und redigierten Zeit- 
schrift „Das Polytechnikum“, Jahrgang 1910 
No. 13 auf Seite 135: „Das Friedrichs-Poly- 
technikum ist keine technische Mittel- 
schule‘, während in derselben Nummer die- 
ser Zeitschrift auf Seite 137 der Anstaltsleiter 
ausdrücklich als „Hochschullehrer‘‘ bezeichnet 
wird. 

Der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure 
glaubt durch Anführung des Vorstehenden die 
Mißstände genügend dargelegt und sein beson- 
deres Interesse an deren Beseitigung begründet 
zu haben; denn es ist die Gefahr vorhanden, 
daß nach dem Beispiel der Cöthener Anstalt 
auch in anderen Städten Institute entstehen, die 
sich in ähnlicher Weise mit dem Nimbus einer 
Hochschule umgeben, durch ihre Prüfungen die 
Beilegung eines irreführenden Titels veranlassen 
und damit die objektive Wertung des Diplom- 
ingenieurstandes gefährden. 


Es liegt dem Verband Deutscher Diplom- 
Ingenieure fern, festzustellen, inwieweit durch 
obige Wendungen und Bezeichnungen der Tat- 
bestand des $ 3 des Gesetzes gegen den un- 
lauteren Wettbewerb vom 7. Juni 1909 oder der 
des $ 360 Abs. 3 des Strafgesetzbuches als 
gegeben zu betrachten ist; vielmehr wird an- 
genommen, daß ein Hinweis Ew. Exzellenz auf 
die dargelegten Mißstände genügen wird, eine 
Beseitigung derselben im Aufsichtswege herbei- 
zuführen. 


In Erwartung einer gütigen Rückäußerung 
Ew. Exzellenz ehrerbietigster 
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Eine Kopie dieser Eingabe ist an die sämt- 
lichen Technischen Hochschulen der deutschen 
Bundesstaaten abgegangen mit der Bitte um 
Kenntnisnahme und mit der Bitte um Prüfung, 
inwieweit es zweckmäßig erscheint, daß sich 
die Technischen Hochschulen dem Vorgehen des 
Verbandes anschließen. 


Eine an die Verbandsleitung gerichtete Frage 
betr. die Anstellung bei einer Stadtverwaltung 
(im Königreich Preußen) wurde mit folgenden 
Ausführungen beantwortet: 


Die Anstellung auf Lebenszeit und die An- 
stellung auf Kündigung für technische Beamte 
sind zwei ganz verschiedene Vorgänge. 

Bei Anstellung auf Lebenszeit kann eine Kün- 
digung nur von seiten des Stelleninhabers er- 
folgen; die Entfernung des Beamten aus dem 
Amte kann seitens der Stadtverwaltung dagegen 
entweder auf gütlichkem Wege durch einen 
Vergleich oder eventl. im Wege des Disziplinar- 
verfahrens geschehen. 

Bei Anstellung auf Kündigung steht beiden 
Teilen, dem Stelleninhaber sowohl wie der 
Stadtverwaltung, das Recht der Kündigung zu; 
in den meisten Fällen wird eine dreimonatliche 
Kündigung vereinbart. 

Nach dem Kommunalbeamtengesetz (KBG.) 
vom 30. Juli 1899 (GS. S. 141) hat jede Anstel- 
lung eines Beamten, auch die Anstellung auf 
Probe, für den Dienst einer Stadtverwaltung 
durch Aushändigung einer Anstellungsurkunde 
zu erfolgen (vergl. $ 1, Abs. 2 des Gesetzes). 
Diese Vorschrift bezweckt die Regelung der An- 
nahmebedingungen und die Festsetzung der 
Probedienstzeit. Auch finden hierdurch die all- 
gemeinen Vorschriften über Reisekostenentschä- 
digung und Verfolgung vermögensrechtlicher 
Ansprüche Anwendung. 

Diese allgemeinen Bestimmungen gelten für 
alle Beamtenkategorien der in dem Gesetz er- 
wähnten Kommunalverbände mit Ausnahme der 
Mitglieder des Magistrats, auf deren Rechtsver- 
hältnisse besondere Bestimmungen Anwendung 
finden. | 

Die Aushändigung der Anstellungsurkunde ist 
der die Beamteneigenschaft begründende formale 
Akt, andere Momente für diese Eigenschaft 
gibt es nicht mehr. 

Die Form der Anstellungsurkunden wird bei 
Stadtverwaltungen durch das Ortsstatut fest- 
gestellt. Bei Einfachheit der Form darf kein 
Zweifel über den Beamtencharakter des Anzu- 
stellenden obwalten. Neben diesem wesentlichen 
Bestandteil der Anstellungsurkunden wird die 
Aufnahme der beobachteten Bestellungsformali- 
täten, der Anstellungsdauer, der Amtskompeten- 
zen und etwaiger besonderer Verabredungen 
sich empfehlen. 
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Die Anstellung kann erfolgen: 

1. Als Beamter auf Lebenszeit. 

2. Mit Beamtencigenschaft auf Kündigung, 
nach Maßgabe des geltenden Orts- 
statuts. 

3. Ohne Beamteneigenschaft nach Maßgabe 
des geltenden Ortsstatuts. 

Bisher gilt der Grundsatz, daß obrigkeitliche 
Funktionen ausschließlich von Beamten ausge- 
übt werden müssen. Die Stadtverwaltungen sind 
auch nicht verpflichtet, die nicht mit solchen 
Funktionen auszustattenden benötigten Kräfte 
im Wege des öffentlich-rechtlichen Beamten- 
kontrakts anzustellen. 

88 8 und 9 des KBG. lauten: 

§ 8. 

Die Anstellung der städtischen Beamten er- 
folgt auf Lebenszeit. 

Für die Beamten der städtischen Betriebs- 
verwaltungen findet Absatz 1 nur insoweit An- 
wendung, als die Stadtgemeinden dies be- 
schließen. Welche Verwaltungszweige zu den 
städtischen Betriebsverwaltungen zu rechnen 
sind, kann durch Ortsstatut festgesetzt werden. 

§ 9. 

Abweichungen von dem Grundsatze der An- 
stellung auf Lebenszeit (§ 8 Abs. 1) können 
durch Ortsstatut oder in einzelnen Fällen mit 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde festgesetzt 
werden. 

Soweit hiernach eine Anstellung auf Kün- 
digung zulässig ist, darf die Kündigung nur 
auf Grund eines Beschlusses des kollegialischen 
Gemeindevorstandes (Magistrats) erfolgen. 

Nach den §§ 8 u. ff. soll, bei grundsätz- 
licher Festhaltung des in dem größten Teile 
der Monarchie geltenden Prinzips der lebens- 
länglichen Anstellung städtischer Beamten, der 
Kreis der kündbar anzustellenden Beamten er- 
weitert werden. Die Genehmigung von Ab- 
weichungen vom Prinzip der lebenslänglichen 
Anstellung städtischer Beamten unterliegt bei 
ortsstatutarischer Regelung den Bezirksaus- 
schüssen, in Einzelfällen dem Regierungspräsi- 
denten. Für die Zulassung von Abweichungen 
sind insbesondere folgende Gesichtspunkte zu 
beachten: 

1. Dienstleistungen, welche auch von Nicht- 
beamten wahrgenommen werden können, 
insbesondere solche rein technischer, 
wissenschaftlicher, künstlerischer oder 
mechanischer Natur; 

2. Lebensalter. 

Der § 8 Abs. 2 wird seitens der Stadt- 
verwaltungen mit um so größerer Vorsicht ge- 
handhabt, als der Begriff der städtischen Be- 
triebsverwaltungen durch Theorie und Praxis 
bis jetzt noch keine feste Umgrenzung gefunden 
hat, und Meinungsverschiedenheiten zwischen 
städtischen Verwaltungen und der in Streitfällen 


angerufenen Gerichte vielfach vorhanden ge- 
wesen sind. Dies könnte unter Umständen zu 
Schädigungen der Stadtgemeinden führen. In 
Zweifelsfällen über die Eigenschaft einer städti- 
schen Betriebsverwaltung wird seitens der Auf- 
sichtsbehörden auf ortsstatutarische Regelung 
dieser Frage hingewirkt. Zu den Betricbs- 
verwaltungen würden in erster Linie gewerbliche 
Unternehmungen der Stadtverwaltungen zu 
rechnen sein. Gleichgültig ist auch, ob einzelne 
im Betriebe angestellte Beamte obrigkeitliche 
Funktionen auszuüben haben. Dies ist eine Ab- 
weichung von dem bisher geltenden Grundsatz, 
die sich auf Grund des § 8 Absatz 2 recht- 
fertigen läßt. 

Eine städtische Betriebsverwaltung im Sinne 
des § 8 Absatz 2 des KBG. kann im allge- 
meinen dort angenommen werden, wo ein ab- 
gesondertes wirtschaftliches Unternehmen oder 
eine abgesonderte wirtschaftliche Verwaltung 
der Stadt mit eigenem Personal besteht; ins- 
besondere können als Betriebsverwaltungen be- 
zeichnet werden: 


Bahnunternehmungen 

Fuhrparks 

Hafenanlagen 

Lagerhäuser 
Gas-, Wasser-, Elektrizitätswerke 
Markthallen 

Schlacht- und Viehhöfe 
Kurverwaltungen 

Badeanstalten 

Muscen 

Theater- und Konzertunternehmungen 
Zoologische Gärten 

u. a. m. 


In den Anstellungsurkunden der Stadtverwal- 
tungen (siehe oben) werden der Anstellung die 
betreffenden Vorschriften und Bestimmungen des 
maßgebenden Ortsstatuts zugrunde gelegt, und 
es wird in den Anstellungsurkunden darauf ver- 
wiesen. Diese Bestimmungen des Ortsstatuts 
entsprechen dem KBG. vom 30. Juli 1899 und 
enthalten die ausführliche Aufzählung derjenigen 
Beamten, die auf Lebenszeit, und derjenigen, 
welche auf Kündigung angestellt werden. (Ver- 
gleiche §§ 8 u. 9 des KBG.) 

Außerdem sind im Ortsstatut die im Sinne des 
§ 8 des KBG. geltenden Betriebsverwaltungen 
einzeln aufgezählt. Das Ortsstatut betreffend 
die Anstellung von Beamten auf Lebenszeit 
bzw. auf Kündigung kann jeweils nach Erfor- 
dernis geändert werden, bedarf aber der Ge- 
nehmigung der Aufsichtsbehörde (Bezirksaus- 
schuß, in einzelnen Fällen Regierungspräsident) 
und der Bekanntmachung des Magistrats. 

Als Beispiel für ein solches Ortsstatut führe 


ich das der Stadt Altona vom „2*4 J"" 1890 (Nach- 


28. Oktober 1590 
4, Dezember 1899 ; 2 . 
trag IV =i Muz igg ) an. Darin heißt es: 


re A er 
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$ 23. 
A. Anstellung der Beamten. 
a) Auf Lebenszeit werden angestellt: 


1. Stadtschulrat. 

2. Stadtbauräte. 

3. Der Direktor der Gas-, Wasser- und 
Elektrizitätswerke. 

4. Der Stadtsyndikus. 

5. Die Stadtbauinspektoren. 

6. Der Branddirektor. 

7. Der Hafenmeister. 

8. Die Betriebsinspektoren der 
Wasser- und Elektrizitätswerke. 

9. Der Brandinspektor. 

10. Die Polizeiinspektoren. 

11. Der Direktor des statistischen 

12. Die Brandmeister. 

13. Der Polizeirat. 

14. Die Polizeikommissare. 

15. Der Inspektor des Polizeigefängnisses. 

16. Die Polizeiwachtmeister. 

17. Die Sekretäre. 

18. Feuerwehrweldwebel. 


b) Auf dreimonatliche Kündigung werden an- 
gestellt: 

Sämtliche Personen, denen nach Maßgabe des 
$ 1 des KBG. eine Anstellungsurkunde auszu- 
. händigen ist, soweit sie nicht zu den vorstehend 
unter a auf Lebenszeit anzustellenden Beamten 
gehören. (Diese allgemeine Fassung ist wegen der 
zahlreichen Veränderungen der auf Kündigung 
zu besetzenden Beamtenstellen an Stelle der 
einzelnen Aufzählung gewählt worden. In der 
Genehmigungsvorlage für die Aufsichtsbehörde 
waren die betreffenden Stellen einzeln aufge- 
zählt.) 


c) Besondere Anstellungsbefugnisse der 
städtischen Kollegien. 

Den städtischen Kollegien bleibt das Recht 
vorbehalten, einzelnen Beamten, welche auf Kün- 
digung anzustellen sein würden bzw. angestellt 
sind, für ihre Person die Anstellung auf Lebens- 
zeit zu verleihen. 


Gas-, 


Amts. 


d) Angestellte ohne Beamteneigenschaft. 


Alle unter a und b nicht aufgeführten An- 
gestellten, insbesondere solche, welche für 
Dienstleistungen rein technischer, wissenschaft- 
licher, künstlerischer oder mechanischer Natur, 
oder ausschließlich für Dienstleistungen in Be- 
triebsverwaltungen (siehe unter f) angenommen 
sind oder angenommen werden, haben keine 
Beamteneigenschaft und werden lediglich auf 
Grund des mit ihnen abgeschlossenen bzw. ab- 
zuschließenden Privatdienstvertrages beschäftigt. 


e) Anstellungsverhältnisse der vor dem 

1. April 1900 angestellten Beamten. 
Die vor dem 1. April 1990 auf Lebenszeit ange- 
stellten Beamten, deren Stellen fortan auf Kün- 
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digung zu besetzen sind oder fortfallen, blei- 
ben für ihre Person auf Lebenszeit angestellt. 


f) Städtische Betriebsverwaltungen. 


. Eichamt. 
. Von der Armenverwaltung: 
die Armenanstalt, 
das Siechenhaus, 
die Versorgungsanstalt. 
3. Die Badeanstalten. 
4. Von der Bauverwaltung: 
a) Hochbauabteilung, 
b) Straßenbauabteilung, 
c) Sielbauabteilung, 
d) Hafenbauabteilung, 
e) Vermessungsabteilung, 
f) Stadtgärtnerei. 
g) Materialverwaltung. 
. Elektrizitätswerk. 
. Desinfektionsanstalt. 
. Entbindungsanstalt. 
. Feuerlöschwesen. 
. Gas- und Wasserwerke. 
usw. 


N ee 


O 0O NOU 


Zum Schluß sei die eingangs gestellte Frage 
nochmals kurz dahin beantwortet, daß bei 
Anstellung von Beamten auf Lebenszeit bei 
Stadtverwaltungen Preußens das Kommunal- 
beamtengesetz vom 30. Juli 1899 Geltung hat. 
Eine Kündigung seitens der Stadtgemeinde kann 
nicht stattfinden. § 624 des BGB. findet für 
preußische Stadtverwaltungen keine Anwendung. 


Altona (Elbe), 5. Mai 1910. 


Dipl.-Ing. Dewitz, 
Stadtbaumeister. 


——— 


Neue Bezirks-Vereine. 


Am 24. Mai wurde in Münster unter dem 
Vorsitz des Herrn Professor Dipl.-Ing. Koll 
die Gründung des Bezirksvereins Münster 
vollzogen. Zum Vorsitzenden des neuen Be- 
zirksvereins wurde Herr Professor Dipl|.- 
Ing. Koll gewählt. Die Versammlungen fin- 
den am 3. Mittwoch jeden Monats im Hotel 
„Moormann‘ statt. Auskunft erteilt und An- 
schriften sind zu richten an Herrn Professor 
Dipl.-Ing. Koll, Münster, Göben- 
straße 19. 


Weiterhin fand am 26. Mai die Gründung 


des Bezirksvereins Königsberg i. Pr. statt. 
Die Vorstandswahlen hatten folgendes Er- 
gebnis: Dipl.-Ing. Dr. Wagner, Vorsitzen- 


der, Dipl.-Ing. Luder, Kassenführer, Dipl.-Ing. 
Gülke, Schriftführer, Dipl.-Ing. Klammt, Bei- 
sitzer. Die ordentliche Mitgliederversammlung 
findet am ersten Montag jeden Monats im 
Hotel „Berliner Hof‘ statt. Auskunft erteilt 
und Anschriften sind zu richten an Herrn 
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Dipl.-Ing. Dr. Wagner, Kgl. Ober- 
lehrer, Königsberg i. Pr, Hinter- 
tragheim 66. 


Am 4. Juni erfolgte die Gründung des 
Bezirksvereins Saarbrücken. Zu diesem Zwecke 
hatten sich am genannten Tage im „Alten 
Münchener Kindl“ zu Saarbrücken eine große 
Zahl von Mitgliedern des Verbandes Deut- 
scher Diplom -Ingenieure zusammengefunden. 
Bei Beginn der Versammlung verbreitete sich 
der Einberufer der Versammlung, Herr Dr.- 
Ing. Becker in einem kurzen Vortrag über 
die Verhältnisse des akademischen Ingenieur- 
standes und erörterte die Fragen, warum 
sich die Diplom-Ingenieure zusammengeschlossen 
hätten, ob der Verband existenzberechtigt sei, 
welche Stellung der Verband zu ihm nahe- 
stehenden Personen und Körperschaften ein- 
nehme und welche Aufgaben sich derselbe 
gestellt habe. — Anschließend an den Vor- 
trag fand die Gründung des Bezirksvereins 
„Saarbrücken“ statt. Auf der Versamm- 
lung waren 25 Herren erschienen, 18 Herren 
haben schriftlich oder mündlich ihre Beteiligung 
zugesagt, so daß der neue Verein 43 Mitglieder 
zählt. Zieht man den Umstand in Betracht, 
daß die in Diedenhofen und Umgebung (Metz, 
Rombach) wohnenden Mitglieder, auf deren Be- 
teiligung man gerechnet hatte, geschlossen dem 
Bezirksverein Saarbrücken nicht begetreten sind, 
da sie einen eigenen B.-V. gründen wollen, so 
kann der Bezirksverein Saarbrücken mit dieser 
Gründungszahl wohl zufrieden sein. In den Vor- 
stand wurden folgende Herren gewählt: 1. Vor- 
sitzender: Dipl.-Ing. Gascard, Oberingenicur 
bei der Firma Körting-Saarbrücken, 2. Vorsitzen- 
der: Dipl.-Ing. Peucker, Oberingenieur der 
Kgl. Bergwerksdirektion-Saarbrücken, 1. Schrift- 
führer: Dipl.-Ing. Wippermann, Ingenieur 
bei der Firma Ehrhardt u. Sehmer-Saarbrücken, 
2. Schriftführer: Dr.-Ing. Becker, Hochofen- 
assistent bei den Röchlingschen Eisen- u. Stahl- 
werken-Völklingen, 1. Kassenwart: Dipl.-Ing. 
Tobias, Ingenieur bei der Firma Heckel-Saar- 
brücken, 2. Kassenwart: Dipl.-Ing. Harth, Be- 
triebsingenieur der Firma de Wendel-Klein- 
Rosseln (Lothr.), Beisitzer: Dr.-Ing. Drawe, 
Direktor der Firma Ehrhardt u. Schmer-Saar- 
brücken. Als Versammlungslokal wurde das 
„Alte Münchener Kindl“, als Stamm- 
tisch Restaurant Emil Schmidt (jeweils Montags 
von 8 Uhr abends ab) bestimmt. 


Handelssachverständige im Auswärtigen Amt. 


Auf Grund des Referats des Herrn Dipl.-Ing. 
Dr. Lang wurde an den Herrn Staatssekre- 
tär Exzellenz Freiherr von Schön 
folgende Eingabe gerichtet: 


An den 
Herrn Staatssekretär des Auswärtigen Amtes 
Exzellenz Freiheır von Schön 


Berlin W.8 
Wilhelmstraße 75. 


Ew. Exzellenz! 


Der unterzeichnete Vorstand des Verbandes 
Deutscher Diplom - Ingenieure, Eingetragener 
Verein, hat vergangenes Jahr die Frage der 
Handelssachverständigen im Auswärtigen Amt 
in Behandlung genommen und gestattet sich, 
Ew. Exzellenz unter Beifügung des Verbands- 
berichtes ganz ergebenst folgendes zu unter- 
breiten: 


Der unterzeichnete Vorstand erblickt in dem 
Institut der Handelssachverständigen eines der 
wirksamsten Mittel unserer Volkswirtschafts- 
politik. Der Vorstand ist jedoch der Ansicht, 
daß, wenn die Handelssachverständigen ihre 
Mission als eigentliche Pioniere des nationalen 
Exportverkehrs voll und ganz erfüllen sollen, 
es erforderlich ist, daß die für die Posten ge- 
wonnenen Persönlichkeiten durch die Unsicher- 
heit ihrer Zukunft in der Arbeitsfreudigkeit 
nicht beeinträchtigt werden dürfen. Es sollten 
deshalb die Handelssachverständigen dauernd in 
den Reichsdienst übernommen werden und in 
bezug auf den Konsulatsdienst so gestellt wer- 
den, daß ihre Verwendung in dieser Laufbahn 
oder in einem Reichsamt stattfinden kann. 
Neben der Sicherstellung der Handelssachver- 
ständigen unter gleichzeitiger Regelung ihrer 
Anstellungsverhältnisse ist zur Förderung der 
Leistungsfähigkeit des Sachverständigen-Instituts 
ferner nötig, daß die Auswahl der geeigneten 
Persönlichkeiten zur Besetzung dieser wich- 
tigen Posten nach bestimmten Grundsätzen er- 
folgt. Die Beobachtung bestimmter: Grund- 
sätze bei der Auswahl ergibt sich aus der 
Erwägung, daß die wirtschaftliche Erschließung 
eines fremden Landes eine eingehende Kennt- 
nis der technischen Arbeit und ihres Verhält- 
nisses zu den jeweiligen wirtschaftlichen und 
sozialen Bedingungen voraussetzt. Nur auf 
Grundlage einer solchen Kenntnis, die sich auf 
systematischer, technisch-wissenschaftlicher Schu- 
lung und praktischer Erfahrung in der heimi- 
schen oder ausländischen Industrie aufbaut, 
lassen sich die Entwicklungsmöglichkeiten neuer 
Industrien und Absatzgebiete erkennen. Der 
unterzeichnete Vorstand ist deshalb der Ueber- 
zeugung, daß die Handelssachverständigen von 
Hause aus technisch durchgebildet sein müssen 
und daß in der industriellen Praxis erfahrene 
Diplom-Ingenieure infolge ihrer Allgemeinbil- 
dung und ihrer heute auf allen Hochschulen 
lebhaft gepflegten volkswirtschaftlichen Schu- 
lung die gegebenen Handelssachverständigen 
sind. Der Verband Deutscher Diplom-Inge- 
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nieure, der mit dem industriellen Leben unserer 
Nation in inniger Verbindung steht, glaubt in 
der Lage zu sein, gelegentlich geeignete Kräfte 
nachweisen zu können und bittet Ew. Exzel- 
lenz ganz ergebenst, hierauf gütigst zurück- 
greifen zu wollen. 

Ehrerbietigst 


Wirtschaftliche Vergünstigungen für die Ver- 
bandsmitglieder. 


Der Vorstand ernannte eine Kommission, be- 
stehend aus den Herren Dipl.-Ing. Barkow, 
Hoitz und Dr. Lang, die dem Vorstand Vor- 
schläge machen soll über Begünstigungsver- 
träge mit Versicherungsgesellschaften, Konsum- 
vereinen und sonstigen genossenschaftlichen Ver- 
bänden und Instituten. 

Der Vorstand. 


Aus der Geschäftsstelle. 


Es wird wiederholt gebeten, sämtliche Re- 
klamationen bezüglich der Zeitschrift jeweils 
an dass zuständige Postamt gelangen zu 
lassen und nicht an die Geschäftsstelle oder 
die Expedition. 


Verschiedenes. 
Im Jahre 1911 hat die „Association des 
Ingenieurs electriciens sortis de l’Institut elec- 
trotechnique Montefiore‘‘“ in Liege in Belgien 


einen Preis von ca. 20000 fr. zu vergeben. 
© Der Preis soll teilweise oder ganz der 
besten Arbeit über die Fortschritte in der 
technischen Verwendung der Elektrizität auf 


allen Gebieten zuerkannt werden. 

Bis zum 31. März 1911 müssen die Arbeiten 
eingereicht sein. 

Jede weitere Auskunft über die Art und 
die Einreichung der Arbeit usw. erteilt die 
obengenannte Gesellschaft. 


In. den Gesamtausschuß des Hansabundes 
wurde Herr Dipl.-Ing. Reisner-Essen gewählt. 
R. ist Mitglied unseres Verbandes. 


Bei der Beratung des Justizetats im preuß. 
Herrenhaus ist auch dieses Jahr wieder die 
mangelhaft theoretisch-wissenschaftliche Vorbil- 
dung und besonders der Mangel eines geord- 
neten Nachweises der volkswirtschaftlichen 
Kenntnisse bei den Kandidaten der ersten 
juristischen Prüfung berührt worden. 

Exzellenz Prof. Dr. Ad. Wagner sagte dies- 
betreffend: 

„Ich möchte mir die Frage noch einen 
Augenblick anzuschneiden erlauben, die vorhin 
nach einer anderen, mehr formellen Seite be- 
rührt worden ist: diejenige des juristischen 
ersten Staatsexamens. Ich tue es, wie ich gar 
nicht leugne, ein wenig pro domo, vom 
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Standpunkte des Interesses der Fächer, die ich 
seit langen Jahren an der hiesigen Universität 
zu vertreten die Ehre habe, der sogenannten 
Staats-, richtiger Wirtschaftswissenschaften. 
Schon nach Verordnungen, die sehr lange zu- 
rückliegen, und früheren gesetzlichen Bestim- 
mungen soll im ersten juristischen Staats- 
examen wenigstens auch aus den Grundlagen 
der Staatswissenschaften eine Reihe von Fragen 
erfolgen. Dergleichen soll auch gelegentlich 
vorkommen. Aber ernstlich geschieht es nicht. 
Das wird von allen Seiten anerkannt. Es kann 
auch nicht geschehen, weil in der juristischen 
Prüfungskomnmiission, sowohl seitens der Theo- 
retiker wie der Praktiker darin, die eigent- 
lichen Staatswissenschaften nicht vertreten sind, 
und ein ordentliches Examen kann natürlich 
nur von wirklichen Fachvertretern abgehalten 
werden. Ich bin zufällig gerade in diesen 
Tagen vor 40 Jahren hierher berufen worden. 
In den Verhandlungen, die ich damals als junger 
Professor vor meiner Berufung von Freiburg 
aus mit dem Kultusministerium führte, habe ich 
auch die Frage zur Sprache gebracht, ob nicht 
der Nationalökonom bei den juristischen Ex- 
amen, wie es in anderen deutschen Ländern, 
wie es namentlich auch in Oesterreich der 
Fall ist, wo ich selbst schon in einer solchen 
Prüfungskommission als junger Professor ge- 
wesen war, mit als Examinator berücksichtigt 
werden könnte. Darauf wurde mir erwidert, 
dem stehe nichts entgegen, es könnte auch 
geschehen. Ich mußte das natürlich so aus- 
legen, daß das nachher auch tatsächlich ein- 
mal geschehen würde. Es ist jedoch meines 
Wissens nicht in Berlin, noch bei irgend einer 
anderen preußischen Prüfungskommission bisher 
vorgekommen und steht auch zunächst nicht 
in Aussicht. 

Meine Herren, diesen Zustand halte ich doch 
für einen in mancher Beziehung bedenklichen. 
Natürlich muß dann verlangt werden, daß die 
juristischen Studenten die Nationalökonomie 
ernstlicher treiben. Gewiß ist diese gegen- 
wärtig ein beliebtes Fach. Es gehören die 
Hauptvorlesungen der Nationalökonomie mit zu 
den am stärksten belegten und jedenfalls teil- 
weise auch zu den besuchtesten; sie erregen 
Interesse durch ihren Stoff. Das ist natürlich 
ein Nebenpunkt. Darüber kann kein Streit sein: 
wie wir mit Recht verlangen, daß der junge 
Jurist, der in die Praxis tritt, eine theoretische 
juristische Durchbildung hat, daß er in der 
Dogmatik des Rechts zu Hause sei, daß er 
in der Rechtsgeschichte orientiert sei, so müssen 
wir auch mit Recht fordern, daß er nicht 
minder auf staatswissenschaftlichem Gebiete die 
genügende Kenntnis erworben habe. Die Uni- 
versität gibt durch ihre Hauptkollegien, durch 
zahlreiche Spezialkollegien, durch immer um- 
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fassender und besuchter werdende Seminare 
reiche Gelegenheit dazu, und gewiß nimmt auch 
ein Teil der juristischen Studenten daran teil. 
Allerdings, glaube ich, sind das weit mehr Nicht- 
preußen als Preußen; denn für den preußischen 
Studenten der Jurisprudenz kommt beim ersten 
juristischen Staatsexamen das Gebiet der Staats- 
und Wirtschaftswissenschaften so gut wie gar 
nicht in Betracht. 

Meine Herren, ist das nicht unhaltbar? Bei 
der heutigen Bedeutung der Nationalökonomie 
hat man erlebt, daß einfache Arbeiter — ich 
habe selbst Beispiele vor Augen — schwere 
nationalökonomische Werke, wie von Ricardo, 
Rodbertus, Marx und anderen, kennen, daß ein 
juristischer Student dagegen auf diesem Gebiete 
im großen und ganzen nur sehr wenig ernst- 
liche Studien treibt, aus dem einfachen Grunde, 
weil er, wenn er nicht ein Spezialinteresse an 
diesem Gebiete hat, nicht genötigt ist, ein 
Examen darin abzulegen. Ich habe vor langen 
Jahren einen kleinen Fall erlebt, der wenig- 
stens belegend ist. Im Sprechzimmer der Uni- 
versität wandte sich ein jetzt lange verstor- 


bener berühmter juristischer Kollege von mir 


etwas mokant zu mir mit den Worten: „Herr 
Kollege, kann man bei Ihnen nicht einmal 
lernen, was der Unterschied von Schutz- und 
Finanzzöllen ist?“ Ich erwiderte ihm: „Das 
kann man sicher bei mir lernen, wenn man in 
den entsprechenden Stunden, wo ich das be- 
rühre, dagewesen ist; ich kann natürlich nicht 
in jeder Vorlesung von diesem Problem 
sprechen. Im übrigen möchte ich aber be- 
merken: das gehört nicht einmal zur Fachbil- 
dung, sondern zur allgemeinen Bildung, daß 
man den Unterschied kennt. Jeder gewöhnliche 
Arbeiter pflegt ihn heute zu kennen und mit 
ihm in seiner agitatorischen Tätigkeit zu ope- 
rieren. Wenn daher ein Student eine derartige 
Frage nicht beantworten kann, dann ist das 
doch ein unerhörter Zustand!“ Es wurde mir 
dann von dem Kollegen gesagt, ein Student 
habe diese Frage nicht beantworten können, 
die ihm von einem Kammergerichtsrat gestellt 
worden sei: welches ist der Unterschied 
zwischen Schutz- und Finanzzöllen? Ich er- 
widerte ihm, das sei allerdings kaum glaublich; 
aber dann werde der Student doch mindestens 
daraufhin glänzend durchgefallen sein. Nunmehr 
äußerte der verehrte Kollege: „Nein, Herr 
Kollege, so schlimm sind wir doch nicht; durch- 
gekommen ist er, er war auf anderen Gebieten 
ja leidlich beschlagen.*“ Darauf konnte ich nur 
sagen; wenn man das zuläßt, so ist es kein 
Wunder, wenn ein Gebiet wie das der Staats- 
wissenschaften nicht als ernster Gegenstand des 
Studiums betrachtet wird. 

Nun weiß ich: man macht geltend, daß der 
Jurist heute schon ein so großes Pensum zu 


erledigen hat — zugestanden —, daß das nicht 
gehe ohne Ausdehnung des Studiums — eben- 
falls zugestanden. Daß dieser Zustand, der in 
anderen deutschen Staaten, auch in Oesterreich, 
seit lange nicht mehr besteht, bei uns unver- 
ändert bleibt, wird auf die Dauer nicht halt- 
bar sein. Man wird das juristische Studium 
ernstlich auf das staatswissenschaftliche aus- 
dehnen müssen. Das kann man, das muß man! 
Ich will nicht weiter darauf eingehen; ich will 
nur andeuten, welch naher Zusammenhang der 
Nationalökonomie mit allen Gebieten der Juris- 
prudenz, auch gerade mit dem Privatrecht, den 
einzelnen Hauptteilen » desselben, dem Ver- 
mögensrecht, dem Erbrecht, dem Obligationen- 
recht, wie vollends mit allen Teilen des öffent- 
lichen Rechts besteht. Es ist nicht haltbar, daß 
diese Seite der Sache ganz unbeachtet bleibt, 
wie es gegenwärtig wirklich geschieht. Können 
wir nicht verlangen, daß ein junger Jurist, der 
später Richter wird, auch einigermaßen in den- 
jenigen Gebieten zu Hause ist, mit denen er 
in Prozessen so viel zu tun hat, wo auf Schritt 
und Tritt Fragen aus dem Gebiete der Na- 
tionalökonomie zur Sprache kommen, zum Bei- 
spiel Fragen aus dem Gebiete des Geld- und 
Kreditwesens, bei denen sich sehr oft bei 
unseren praktischen Juristen — Richtern sowohl 
wie Anwälten — gezeigt hat, daß sie auf die- 
sem Gebiete, in den Tatsachen und in den 
theoretischen Grundlagen dieser Tatsachen, eben 
der Nationalökonomie als Wissenschaft, gar nicht 
genügend orientiert sind? Das liegt nicht an 
uns Lehrern. Wir tun das Unsere. Wir können 
aber nicht entsprechend wirken, wenn nicht ein 
solcher äußerer Zwang wie ein Examen besteht. 

Und nun frage ich: was in anderen deutschen 
Staaten längst geschieht, daß dieses Gebiet in 
das erste juristische Examen aufgenommen ist, 
wie es in Sachsen und Bayern, wie es in Oester- 
reich der Fall ist — und, nebenbei bemerkt, 
die österreichischen Juristen sind auf dem Ge- 
biete der Nationalökonomie ganz vorzüglich 
unterrichtet, davon habe ich mich selbst über- 
zeugen können —, das sollte doch auch in 
Preußen, dem ersten, leitenden deutschen Staate, 
nicht unterbleiben. Das geht auf die Dauer 
nicht, das geht am allerwenigsten gegenüber 
unserer heutigen sozialen Bewegung. Schließ- 
lich sind doch alle die sozialen Fragen, die 
jetzt in der Oeffentlichkeit so lebhaft erörtert 
werden, Fragen der Eigentumsordnung. Diese 
ist doch der Grundstein des ganzen Privatrechts. 
Diese Fragen der Eigentumsordnung können 
nicht rein formal juristisch, auch nicht rein 
rechtshistorisch behandelt werden; sie können 
nur genügend behandelt werden, wenn sie auch 
gleichzeitig nationalökonomisch aufgefaßt wer- 
den, wobei wir z. B. beim privaten Grund- 
eigentum auf dessen große Zweckkategorien uns 
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in der Betrachtung mit einlassen müssen. Kurz: 
wir müssen die wirtschaftlich-soziale Seite 
gegenüber der formalrechtlichen und rechts- 
historischen mit berücksichtigen. Das wird aber 
nicht durchgeführt werden können, wenn es 
nicht endlich gelingt, das juristische Studium 
entsprechend auszubilden und dann natürlich die 
Voraussetzungen zu erfüllen, daß das Studium 
ausgedehnt und verlängert wird. Das kann auf 
die Dauer in einem sozial so bewegten Zeit- 
alter wie dem 20. Jahrhundert durchaus nicht 
ausbleiben. 

Ich möchte daher den Wunsch aussprechen, 
daß vielleicht eine Aeußerung seitens des Herrn 
Justizministers darüber erfolgt, wie es mit der 
Erfüllung solcher Wünsche steht.“ 

Darauf erwiderte der Herr Justizminister 
` Dr. Beseler: „Ich stehe vollständig auf dem 
Standpunkt, daß eine weitgehende allgemeine 
wissenschaftliche Bildung für die jungen Stu- 
denten der Jurisprudenz im höchsten Grade er- 
wünscht ist. Ich verkenne auch in keiner Weise, 
daß gerade die Lehren der Nationalökonomie 
auch für diejenigen von allergrößter Bedeutung 
und Wichtigkeit sind, die sich dem Rechts- 
studium widmen und später in dem Staatsdienst 
angestellt zu werden wünschen. Wir haben das 
auch jetzt bereits im Prinzip anerkannt, denn 
es werden im Gesetz und im Regulativ die 
Grundlagen der Staatswissenschaft als ein Teil 
derjenigen Materien bezeichnet, die den Gegen- 
stand der Prüfung bilden sollen. Aber es mag 
wohl sein, daß dieser Gedanke nicht überall 
im Examen praktisch genügend durchgeführt 
wird. Sie sehen auch aus dieser Anregung des 
Herrn Vorredners, daß die Abkürzung des Stu- 
diums wohl nicht zu erreichen sein wird. Ich 
könnte mir denken, daß die jetzt schwebenden 
Erwägungen dahin ausliefen, daß man sagte: 
das Universitätsstudium als solches soll voll- 
kommen freigegeben werden, es soll dem 
Studenten nach jeder Richtung hin überlassen 
bleiben, sich auf der Universität eine Bildung 
zu verschaffen, wie er sie für richtig hält, und 
wir haben nur in dem Examen nachher die 
Möglichkeit, festzustellen, ob das, was er für 
richtig gehalten hat, auch für den Staat ge- 
nügend sein wird. Wir werden auf ein strenges 
Examen hinkommen, und wenn wir in dem 
Examen nachher die Staatswissenschaften, 
namentlich Nationalökonomie mehr in den Vor- 
dergrund rücken werden, als es bisher ge- 
schieht, so würde ich das begrüßen. In welcher 
Weise es möglich sein wird, den Wünschen zu 
entsprechen, das kann ich heute nicht sagen, 
aber daß sich die Wünsche des Herrn Vor- 
redners mit den meinigen in vieler Hinsicht 
begegnen, das kann ich bestätigen.“ 

Weshalb — so muß man immer wieder 
fragen — werden zur Laufbahn der „höheren 
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Verwaltung‘ (d. i. Staatswirtschaft) nur solche 
Kandidaten zugelassen, welche die erste juristi- 
sche Prüfung bestanden haben? Weshalb nimmt 
man nur solche jungen Leute, die einen Nach- 
weis staatswissenschaftlicher Kenntnisse gar 
nicht erbracht haben? Weshalb schließt man 
die Diplom-Ingenieure, die in ihren Prüfungen 
staatswissenschaftliche Kenntnisse gezeigt haben, 
grundsätzlich von der Laufbahn aus? 


Die Beschränkung des Verwaltungsbeamten- 
ersatzes auf die jungen Justizbeamten ist ein 
Unrecht, das nur damit erklärt werden kann, 
daß die maßgebenden Männer gar nicht wissen, 
daß geeignete Kräfte auch an anderer Stelle 
zu gewinnen wären. 


Die Diplom-Ingenieure müssen noch vor- 
nehmlicher fordern, den Gerichtsreferendaren 
gleichgestellt zu werden: Wir verlangen eben- 
falls als Anwärter zu der Laufbahn der höheren 
Verwaltung zugelassen zu werden, weil wir 
eine für diesen Beruf mindestens gleichwertige 
Vorbildung genossen haben, als sie die jungen 
Juristen aufweisen können. 


Wir verlangen die Zulassung, und wir wer- 
den dieses Verlangen unausgesetzt stellen. Das 
Juristenmonopol ist eine Gefahr für unser Land 
— das zeigt auch die Rede Adolf Wagners. 


In der April-Nummer einer unserer ange- 
sehensten und gelesensten Bau-Zeitschriften 
findet sich die nachfolgende Anzeige: 


Maurermeister! Techniker! 


Neuer Abendkursus im Entwerfen von 
Wohnhausfassaden u. Landhäusern 
beginnt 1. Mai. 3 mal wöchentl. Beste Er- 
folge. Dauer 2 Mte. Jed. Teiln. ist her- 
nach fähig, hochkünstlerische Entwürfe 
zu fertig. Ausk. ert. Songe, Regie- 
rungs-Baumeister, Charlottenburg, 
Kaiser-Friedrich-Straße 76. 


Liest man eine derartige Reklame, so muß 
man sich unwillkürlich fragen, ob es nicht eine 
Torheit gewesen ist, acht lange Semester und 
mehr in heißem Bemühen den Versuch gemacht 
zu haben, in die Geheimnisse deutscher Bau- 
kunst einzudringen, oder aber man muß zu 
dem Schlusse gelangen, daß die Lehrbefähigung 
unserer Professoren oder ihre Lehrmethode eine 
recht zweifelhafte gewesen ist, wenn man nicht 
als ein zweiter Michel Angelo die Hochschule 
verlassen hat. 

In zwei Monaten soll hier in wöchentlich 
3 maligem Abendunterricht, demnach in 24 
Abenden zu etwa je 3—4 Stunden, also in 
24.3 — 24.4 = 72 — 96 Unterrichtsstunden, 
die Fähigkeit erlangt werden „hochkünstlerische 
Entwürfe zu fertigen.‘ Ist es da nicht hohe 
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Zeit, unsere Hochschulen — wenigstens die 
Architektur-Abteilungen — zu schließen und 
neuartige Institute zu gründen, in denen nach 
dieser neuen Methode deutsche Kunst verzapft 
wird ? 

Wenn nun auch nach der Anzeige zu dem 
Kursus nur Maurermeister und Techniker, also 
bereits technisch Vorgebildete, zugelassen wer- 
den sollen, so muß doch wohl mit Fug und 
Recht bestritten werden, daß auch nur die 
allergeringste Wahrscheinlichkeit besteht, daß 
der Instituts-Inhaber sein Versprechen einlösen 
kann? 

Und nun eine andere Seite der Sache: Heißt 
es nicht deutsche Kunst und die, welche sich 
ihrem Dienste gewidmet haben, in den Staub 
ziehen, wenn man Reklamen in die Welt schickt, 
die geeignet sind, in Unkundigen ganz falsche 
Vorstellungen zu erwecken? Führwahr, die 
Vertreter der alten Fakultäten hätten ein 
Recht, stolz und überlegen auf die Vertreter 
der Technik und insbesondere auf die Archi- 
tekten herabzublicken, wenn das möglich wäre, 
was in der mitgeteilten Anzeige versprochen 
wird! Welcher Jurist, welcher Arzt fände sich 
im deutschen Vaterlande, der sich in einer 
Fachzeitschrift anheischig machte, seine Wissen- 
schaft, seine Kunst in zwei Monaten einem 
Rechtskonsulenten oder Gerichtsschreiber bzw. 
einem Heilgehilfen beizubringen, obwohl der 
juristische wie auch der ärztliche Beruf — ge- 
nau wie der unsere — auch diese und jene 
handwerksmäßige Seite hat! 

Mehr Selbstbewußtsein, mehr Achtung vor 
dem Berufe, vor den Standesgenossen, vor sich 
selbst, das ist’s, was dem Techniker bitter not 
tut! Erst wenn wir selbst uns dazu durch- 
gerungen haben, werden wir unseren Gegnern 
die Achtung abzwingen, die uns gebührt. 

Rusticus. 


Diplomingenieur-Kammern. 


Sachkundige, die die Verhältnisse der tech- 
nischen Angestellten so nehmen „wie sie 
sind“, und nicht, wie sie gewisse Kreise 
„haben möchten‘, haben stets darauf hin- 
gewiesen, wie verfehlt es ist, alle Angestellten, 
unbekümmert um Bildungsstand, Ein- 
kommensverhältnisse und Charak- 
ter der Tätigkeit, zusammenwerfen zu 
wollen. Da der Inhalt stets eine Form 
haben muß, so entspringt die soziale Diffe- 
renzierung gleichsam einem Naturgesetz, 
das man nicht künstlich ausschalten kann. Es 
ist deshalb ganz verfehlt, die höher entwickelten 
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sozialen Gruppen unter die Organisationsformen 
der minder entwickelten Gruppen zwingen zu 
wollen. Diese für alle Sachkundigen selbst- 
verständliche Auffassung kommt bezüglich der 
kaufmännischen Angestellten in einer Gerichts- 
entscheidung zum Ausdruck, die wir der Frank- 
furter Zeitung vom 27. Mai entnehmen und in 
der den höher bezahlten kaufmännischen Ange- 
stellten das Recht zugesprochen wird, sich den 
Kaufmannsgerichten zu entziehen, da ‚die Ver- 
hältnisse der höher bezahlten Angestellten in 
der Regel verwickelter seien, und weil die 
Kaufmannsgerichte ihrer Zusammensetzung nach 
das Vertrauen höher bezahlter Angestellter nicht 
immer hinreichend genössen‘“. Die Frankfurter 
Zeitung schreibt: 

„Das Kammergericht hat nach der „Recht- 
sprechung der Oberlandesgerichte auf dem Ge- 
biete des Zivilrechts‘ ein interessantes Erkennt- 
nis zu § 4 des Kaufmannsgerichtsgesetzes ge- 
fällt. Danach findet dieses Gesetz auf Hand- 
lungsgehilfen, deren Jahresarbeitsverdienst an 
Lohn oder Gehalt den Betrag von 5000 Mk. über- 
steigt, nur dann keine Anwendung, wenn der 
Angestellte für mehr als einen Prinzipal kauf- 
männische Dienste verrichtet, und die aus allen 
Dienstverhältnissen bezogenen Einkünfte zu- 
sammengerechnet mehr als 5000 Mk. jährlich 
betragen. Der § 4 des Gesetzes, so führt das 
Urteil zur Begründung aus, habe seinen Grund 
darin, daß Angestellte mit mehr als 5000 Mk. 
Arbeitsverdienst in der Regel wirtschaftlich und 
sozial auf höherer Stufe stünden und deshalb 
einer billigen und schnellen Rechtspflege nicht 
in gleichem Maße bedürftig seien wie Ange- 
stellte geringeren Grades. Das Kammergericht 
zieht auch in Betracht, daß die Verhältnisse 
höher bezahlter Angestellten in der Regel ver- 
wickelter seien, und daß die Kaufmannsgerichte 
ihrer Zusammensetzung nach das Vertrauen 
höher bezahlter Angestellter nicht immer hin- 
reichend genössen. In allen diesen Beziehungen 
sei es gleichgültig, ob der Angestellte nur von 
einer Stelle Diensteinkommen bezöge, oder ob 
er für mehrere Prinzipale arbeite.‘ 


Hochschulnachrichten. 


Unser Verbandsmitglied Herr Dipl.-Ing. Dr. 
phil. und Dr.-Ing. Heinz Eger er -München ist 
als ordentlicher Professor an die Technische 
Hochschule zu Trontheim berufen worden und 
wird diesem Rufe Folge leisten. 


Verantwortlicher Schriftleiter: Wilh. Franz, Charlottenburg, Kantstraße 10. 
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I. 

Die Unzuträglichkeiten bei techni- 
schen Rechtsstreiten und im Sachver- 
ständigenwesen sind bekannt. Zu ihrer 
Beseitigung sind mancherlei Vorschläge 
gemacht worden, jedoch verstummen die 
Klagen nicht und Vorschläge zur Ab- 
änderung sind an der Tagesordnung. 
Der preußische Justizminister selbst hat 
in eingehender Weise in seinen Ver- 
fügungen vom 25. November 1904 und 
11. Oktober 1907 zu diesen Fragen 
Stellung genommen. In dem Erlaß vom 
25. November 1904 wird angeregt, die 
Rechtsstreitigkeiten betreffend das ge- 
werbliche und geistige Eigentum be- 
stimmten Kammern zuzuweisen, damit 


sich die Richter in dieses Gebiet ein- 


arbeiten. Der Erlaß vom 11. Oktober 
1907 erläutert und erweitert den ersten 
Erlaß. Er bezieht sich auf die Ge- 
schäftsverteilung und betont, daß die 
Spezialkammern mit der übrigen Zivil- 
rechtsprechung in Fühlung bleiben 


Von Dipl.-Ing. Adolf Springe, Ingenieur und Gewerbeanwalt, Neumünster. 


müßten. Dann befaßt er sich mit der 
Auswahl der Richter und der Heran- 
bildung geeigneter Kräfte. Besonders 
wird aber auf die Mängel des Sachver- 
ständigenwesens hingewiesen. Es wird 
ausgeführt, daß der Sachverständige 
nach den gesetzlichen Bestimmungen, 
§ 3591), § 403?) ZPO., von der eigent- 
lichen Streitentscheidung ferngehalten 
und auf tatsächliche Angaben beschränkt 
werden solle. Der Beweisbeschluß solle 
nur die Bezeichnung der streitigen Tat- 
sachen, der zu begutachtenden Punkte, 
enthalten, über welche Beweis zu er- 
heben sei. Bei der Besprechung über 
die Handhabung des Verfahrens wird 
betont, daß sich die Richter durch Stu- 
dium der Akten (Patentschriften usw.) 
Augenscheinseinnahme und Aufklärung 
durch Sachverständige in das betreffende 
Gebiet der Technik einführen müßten, 
da die Richter die zu entscheidende 
Frage in ihre tatsächlichen Bestandteile 
und rechtlichen Elemente aufzulösen und 
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durch Interpretation des Patentes oder 
Gebrauchsmusters selbst festzustellen 
hätten, welches die wesentlichen Merk- 
male des Schutzes seien. Daher habe 
das Gericht sich grundsätzlich vollkom- 
men Klarheit darüber zu schaffen, 
welche technischen Fragen für die dem- 
nächst zu treffende Entscheidung von 
Erheblichkeit seien, und welche recht- 
lichen Folgen aus der Beantwortung der 
den Sachverständigen vorgelegten Fra- 
gen gezogen werden sollten. Der Sach- 
verständige sei zu instruieren, was nach 
Ansicht des Gerichts die wesentlichen 
Punkte seien, und in dieser Beziehung 
könnten die Parteien selbst dem Sach- 
verständigen wichtige, tatsächliche Auf- 
schlüsse erteilen, und seitens der Par- 
teien sei auf die Fassung der Klage- 
anträge zu achten. Neben der meistens 
nicht zu vermeidenden schriftlichen Be- 
gutachtung sei der mündlichen Begut- 
achtung grundsätzlich der Vorzug zu 
geben, und: von der Vernehmung eines 
Sachverständigen durch einen ersuchten 
Richter sei überhaupt abzusehen. Be- 
tont wird dann, daß die Klagen 
über die bei der Beweisaufnahme durch 
Sachverständige herrschenden Mängel 
begründet seien, besonders infolge der 
oft verfehlten Beweisbeschlüsse. — Die 
Klagen sind noch nicht verstummt, und 
die Mißstände bestehen noch jetzt, und 
nicht nur für das Gebiet des gewerb- 
lichen Rechtsschutzes, sondern in Sachen 
aller technischen Rechtsstreite. 

Da das Gericht selbst ‚klar sehen 
muß, welche technischen Fragen für die 
Entscheidung von Erheblichkeit sind‘“, 
so sind, um die Sachkunde des Gerichtes 
bei technischen Rechtsstreiten zu ge- 
währleisten, die Errichtung von Sonder- 
gerichten und Schiedsgerichten?) 5) 6) 
empfohlen. Gegen dieselben wird aber 
geltend gemacht, daß sie eine Einheit- 
lichkeit der Rechtssprechung nicht ge- 
währleisten, was für Schiedsgerichte, die 
ja auch als Sondergerichte angesprochen 
werden müssen, besonders Geltung be- 
sitzt. Ein anderer Vorschlag geht von 
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Herrn Geh. Regierungsrat Dr. Damme‘), 
Direktor im Kaiserlichen Patentamt, aus, 
der das Gericht selbst durch sachkundige 
Richter sachkundig machen will. Aber 
diese Vorschläge dürften wohl noch 
lange auf ihre Verwirklichung warten 
lassen, und es bleibt vorläufig nichts 
übrig, als das Gericht von Fall zu Fall 
soweit als möglich sachkundig zu 
machen. Zu diesem Zwecke wird 
meistens entsprechend der Verfügung 
vom 21. Oktober 1907 ein Sachver- 
ständiger gemäß § 35), § 1447), § 3728) 
von Amts wegen „zur Aufklärung be- 
stimmter technischer Ausdrücke und zur 
Einführung in das betreffende Gebiet 
der Technik zur mündlichen Verhand- 
lung“ herangezogen. Neben diesem be- 
lehrenden Sachverständigen kennt 
aber das Gesetz noch den beweisenden 
Sachverständigen, der gemäß $ 3!?), 
$ 3591), § 3728), § 404°) ZPO. von Amts 
wegen oder auf Antrag zugezogen wird. 

M. E. liegt nun in dem Umstand, daß 
die Aufgaben des belehrenden und des 
beweisenden Sachverständigen nicht ge- 
nügend auseinandergehalten werden, 
eine wesentliche Ursache für die Miß- 
stände des Sachverständigenwesens und 
für die Klagen, „daß der Sachverstän- 
dige oftmals der Vater des Urteils sei‘. 
Es erscheint unzulässig, daß ein be- 
lehrender Sachverständiger in derselben 
Sache gleichzeitig zur Abgabe eines als 
Beweismittel dienenden Gutachtens her- 
angezogen wird; unter Umständen 
dürfte hierin sogar ein Revisionsgrund!®) 
zu erblicken sein. Selbst dann scheint 
es untunlich, einen belehrenden Sachver- 
ständigen gleichzeitig als beweisenden 
Sachverständigen zu verwenden, wenn 
sich die Parteien selbst auf ihn gemäß 
8 404°) ZPO. einigen sollten, da nach 
§ 4111) ZPO. der Sachverständige grund- 
sätzlich von der Richtertätigkeit ausge- 
schlossen ist; d. h. also, es soll weder 
der belehrende noch der beweisende 
Sachverständige Einfluß auf das Urteil 
haben. — Der belehrende Sachver- 
ständige soll die technischen Fragen er- 
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läutern, damit das Gericht erkennen 
kann, welche Zustände für die Entschei- 
dung von Erheblichkeit sein können. 
Durch seine Belehrung beeinflußt aber 
der Sachverständige in mehr oder 
minder erheblichem Maße die Beweis- 
fragen des Richters und gegebenenfalls 
die Fassung des Beweisbeschlusses; er 
legt dem Richter die Fragen mehr oder 
weniger in den Mund. Wenn dann der 
belehrende Sachverständige gleichzeitig 
als beweisender Sachverständiger die 
von ihm inspirierten Beweisfragen be- 
antworten würde, dann würde er in die 
Streitentscheidung eingreifen und eine 
Richtertätigkeit ausüben, da diese doch 
wohl als Fragestellung und Antwort- 
geben aufgefaßt werden muß. — Der 
beweisende Sachverständige dagegen 
soll einen Zustand feststellen, und daher 
darf er selbstgestellte Beweisfragen 
nicht beantworten; er hat sich vornehm- 
lich an den gemäß § 359:) ZPO. aufge- 
stellten Beweisbeschluß zu halten; an- 
derseits dürfte aber der beweisende 
Sachverständige durch seinen Eid ver- 
pflichtet sein, auf einen falschen Beweis- 
beschluß hinzuweisen, der ihm etwa aus 
dem Studium der Akten bekannt ge- 
worden wäre; in solchem Falle müßte 
unter Umständen ein anderer beweisen- 
der Sachverständiger ernannt werden. 
Da es in Wirklichkeit aber bei den 
bisherigen Gepflogenheiten sehr schwie- 
rig sein wird, die Tätigkeit des belehren- 
den Sachverständigen von der des be- 
weisenden Sachverständigen ausein- 
anderzuhalten, so dürfte es sich emp- 
fehlen, die Vernehmung von Gerichts- 
sachverständigen möglichst einzuschrän- 
ken und den Parteien die Aufklärung 
und Erläuterung der Sachlage in der- 
selben Weise durch technische Partei- 
beistände (Gewerbeanwälte) zu über- 
lassen, wie die Rechtslage durch die 
Rechtsbeistände (Rechtsanwälte) vorge- 
tragen und erläutert wird. Und die Zu- 
ziehung und Zulassung von technischen 
Parteibeiständen erscheint für technische 
Rechtsstreite schon dadurch geboten, 


273 


weil es für zweckdienlich bezeichnet 
wird, die Streitfrage in ihre „tatsäch- 
lichen Bestandteile und rechtlichen Ele- 
mente aufzulösen‘, so daß es doch na- 
türlich erscheint, daß bei Feststellung 
des Tatbestandes die Interessen der 
Parteien ebenso durch technische Par-. 
teibeistände gewahrt werden müßten, 
als wie es für notwendig befunden wor- 
den ist, den Rechtsstandpunkt der Par- 
teien durch Rechtsanwälte vertreten zu 
lassen. Die Gewerbeanwälte hätten 
nicht etwa als Gutachter zu wirken, 
sie hätten die Parteien zu vertreten 
und die technischen Fragen des Streit- 
gegenstandes vom Standpunkt der Par- 
tei zu erläutern, Beweiserbieten einzu- 
bringen und bei der Beweisaufnahme 
und, soweit zulässig, bei der Fassung 
des Beweisbeschlusses mitzuwirken. 
Denn die Parteien selbst sind nicht 
immer oder sogar selten sachverständig, 
selbst wenn sie Gewerbe- oder Industrie- 
kreisen angehören, da diese meistens 
nur Spezialisten sind und allgemeines 
technisches Verständnis nicht besitzen, 
und daher nicht selbst das für die 
Streitfrage Entscheidende erkennen und 
die erforderlichen Beweismittel angeben 
können. Sie können also dem Gericht 
und dem Gerichtssachverständigen nicht 
genügend Erläuterungen geben und 
nicht irrtümliche Ansichten derselben 
berichtigen. Tatsächlich bedienen sich 
die Parteien bei technischen Rechts- 
streiten auch jetzt schon oftmals eines 
technischen Parteibeistandes, der aber 
meistens vollständig außerhalb des Ver- 
fahrens steht, obgleich seine Tätigkeit 
sich auf die eigentliche Streitfrage er- 
streckt, während der Rechtsanwalt nur 
das formelle Recht zu wahren hat. Ueber 
die Notwendigkeit der Mitwirkung von 
technischen Parteisachverständigen über- 
haupt auf Grund gesetzlicher Bestim- 
mungen hat Verfasser ausführlich in 
dieser Zeitschrift (1910, 2, 29 [„Tag“ 
1909, 30 Sept.]) gesprochen (s. auch 
a. a. O. 1910, S. 71, 88, 164). 

Bei technischen Rechtsstreiten dreht 
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sich der ganze Streit oftmals nur um 
Tatfragen, und die Entscheidung ist 
lediglich abhängig von der Feststellung 
des Zustandes, Eigenschaft und Be- 
schaffenheit, des Streitgegenstandes, 
während Rechtsfragen überhaupt nicht 
strittig sind. Daher muß es als Nach- 
teil bezeichnet werden, daß der tech- 
nische Parteibeistand nur auf Umwegen 
und nur schriftlich oder durch den 
Mund des Rechtsanwaltes seine Meinung 
äußern kann, und daß das überzeugende 
„verba vera“ der Partei nicht zur Ver- 
fügung steht, während doch auf die Be- 
deutung des mündlichen Vortrags für 
die Gerichtssachverständigen in dem 
Ministerial-Erlaß vom 11. Oktober 1907 
hingewiesen ist. Es dürfte zur erheb- 
lichen Vereinfachung und Verkürzung 
des Verfahrens beitragen, wenn tech- 
nische Parteibeistände zu den münd- 
lichen Verhandlungen zugelassen wür- 
den. Aus den Vorträgen oder Schrift- 
sätzen der Gewerbeanwälte könnte sich 
das Gericht die erforderlichen Kennt- 
nisse darüber verschaffen, was für die 
Entscheidung erheblich ist, und dabei 
würden die Vorträge oder Schriftsätze 
der Parteisachverständigen den nicht zu 
unterschätzenden Vorteil bieten, daß das 
Gericht dieselben in ganz andrer Weise 
kritisch betrachten würde, als die Aus- 
sagen eines Gerichtssachverständigen. 
Auch ist zu erwarten, daß durch die 
Schriftsätze und Vorträge der Gewerbe- 
anwälte Mißverständnisse unter den 
Parteien aufgeklärt und Streitpunkte 
fallen gelassen würden. Beweiserbieten 
und Gegenbeweiserbieten könnten so- 
fort im Termin erledigt werden, ohne 
daß dann die Parteien gezwungen 
wären, ihren außerhalb des Verfahrens 
stehenden Sachverständigen zu be- 
fragen. Die technischen Fragen, die 
strittig blieben, müßten allerdings durch 
Gutachten von Gerichtssachverständigen 
entschieden werden; aber auch hierbei 
können die Gewerbeanwälte durch Vor- 
schlag erfahrener und zuverlässiger 
Sachverständiger vorteilhaft mitwirken. 
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Ein andrer Vorteil bei Mitwirkung 
technischer Parteisachverständiger würde 
sich in bezug auf die Gutachten der 
Gerichtssachverständigen ergeben. Denn 
vielfach sind gerichtliche Gutachten 
keine Gutachten, sondern „Gutdünken‘“‘, 
die durch Begründungen und Beweise 
nicht getragen werden. Es herrschen 
über gerichtliche Gutachten innerhalb 
der Parteien und der Sachverständigen- 
kreise vielfach sonderbare Auffassungen. 
Es soll vorkommen, daß die Parteien 
Sachverständige auf Grund oberfläch- 
licher Information nach ihrer Meinung 
fragen, und wenn die Antwort günstig 
lautet, wird der betreffende Sachver- 
ständige von der Partei vorgeschlagen. 
Der Sachverständige fühlt sich dann 
aber doch in einem gewissen Maße der 
Partei gegenüber gebunden, und beson- 
ders dann, wenn er von der Partei ge- 
schäftlich abhängig ist, da er damit 
rechnen muß, daß die Partei die 
Geschäftsverbindung löst, wenn er un- 
günstig für sie aussagen muß. Hier- 
durch erklärt sich der Widerwille, be- 
sonders bei Gewerbetreibenden, als 
Sachverständiger zu wirken. Auch soll 
es sogar vorkommen, daß Sachverstän- 


dige von der Partei belehrt werden, daß 


sie nur einen „Glaubenseid‘“ zu leisten 
hätten. Unter Sachverständigen selbst 
besteht in einzelnen Kreisen die Mei- 
nung, daß man möglichst kurze und 
knappe Antworten geben müsse, ohne 
Begründung und Beweis. Diesem Ge- 
bahren müßte das Gericht entgegen- 
treten und Begründung und Beweis für 
die Behauptungen des Sachverständigen, 
vielleicht in einer Anlage, fordern, damit 
das Gutachten auf seine Grundlage ge- 
prüft werden kann. Es ist ja auch sonst 
üblich, daß vor Gericht Behauptungen 
glaubhaft gemacht werden, und darum 
dürfte es notwendig sein, daß der Sach- 
verständige mindestens den Weg an- 
gibt, auf dem er zu seinem Gutachten 
gelangt ist. Der Ministerial-Erlaß vom 
11. Oktober 1907 empfiehlt auch ‚„Ver- 
suche und Vorführungen durch den 
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Sachverständigen vor dem Gerichte 
wiederholen zu lassen‘. — Den hier ge- 
kennzeichneten Mißständen ungenügen- 
der Gutachten würden technische Partei- 
beistände sofort entgegentreten können 
und die Gutachter zur Begründung ihrer 
Aussagen zwingen können, und es ist 
tatsächlich möglich, mehr mit Hilfe der 
technischen Wissenschaft zu beweisen, 
als allgemein angenommen wird. Leute, 
die sich nur auf persönliche Erfahrung 
berufen und etwas als Ansichtssache be- 
zeichnen, besitzen vielfach keine voll- 
wertigen Kenntnisse; denn dieselben Er- 
fahrungen werden auch von anderen ge- 
wonnen und in vielen Fällen schon der 
Allgemeinheit zugänglich gemacht sein. 

Die Befürchtung, daß die Zulassung 
von Gewerbeanwälten nicht durchführ- 
bar sei, weil sie die Streitfrage nur ver- 
wirren würden, ist nicht begründet, da 
die Erfahrung bei Schiedsgerichten, bei 
Festsetzung von Feuerschäden usw. das 
gedeihliche Zusammenarbeiten techni- 
scher Parteisachverständiger bewiesen 
hat. Jedoch müßte Vorsorge getroffen 
werden, damit auf dem Gebiete der Ge- 
werbeanwälte von vornherein keine Miß- 
erfolge auftreten, daß ungeeignete Ele- 
mente von demselben ferngehalten wer- 
den. Von den Gewerbeanwälten wäre 
natürlich zu fordern, daß sie einander 
gleichwertig seien, und diese Forderung 
führt dazu, daß nur wissenschaftlich aus- 
gebildete Ingenieure zu Gewerbeanwäl- 
ten zuzulassen seien. M. E. wäre von 
den Gewerbeanwälten weniger zu ver- 
langen, daß sie Kapazitäten auf Spezial- 
gebieten seien, als daß sie möglichst 
umfassende Kenntnisse und genügend 
technische Intelligenz besitzen, um die 
einzelnen Streitpunkte und das für die 
Entscheidung Wichtige erkennen und 
mitteilen zu können, und sie müßten 
sich möglichst einer allgemein verständ- 
lichen Sprache befleißigen und die An- 
wendung von Fachausdrücken auf das 
notwendigste Maß beschränken. Sie 
müßten sich auch einige juristische 
Kenntnisse aneignen, ohne jedoch gleich 
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Juristen sein zu wollen. Technisches 
Können und technische Intelligenz muß 
für den Gewerbeanwalt Grundlage und 
Vorbedingung bleiben, und mit Hilfe 
derselben muß er sich in die mit seinem 
Fachgebiet zusammenhängenden Teile 
anderer Fachgebiete einarbeiten können, 
um mit andern Berufen gemeinsam ar- 
beiten zu können. Solche Kenntnisse 
werden ja schon von den Patentanwäl- 
ten verlangt, und es dürfte fraglos sein, 
daß sich Gewerbeanwälte bei techni- 
schen Rechtsstreiten auf dem geschilder- 
ten Gebiete ebenso bewähren werden, 
wie dies die Patentanwälte bewiesen 
haben; eine Verschmelzung beider 
Gruppen würde natürlich sein und zwei- 
fellos erfolgen. 

Um zu erreichen, daß sich dem Stande 
der Gewerbeanwälte tüchtige Kräfte zu- 
wenden, wären - denselben gewisse 
Rechte einzuräumen. Eine gesetzliche 
Gleichstellung der Gewerbeanwälte mit 
den Rechtsanwälten kann natürlich vor- 
läufig noch nicht verlangt werden, da 
sich erst ein Stand derselben bilden und 
seine Bedeutung beweisen muß. Es 


würde wohl vorläufig genügen, daß auf 


Grund der bestehenden Gewerbebestim- 
mungen insbesondere den Diplom-In- 
genieuren als Gewerbeanwälten das Ver- 
handeln vor Gericht bei technischen 
Rechtsstreiten in technischen Fragen ge- 
stattet würde, ebenso wie bereits 
technische Beistände bei Patentstreitig- 
keiten vor dem Reichsgericht zugelassen 
werden. Wenn die hierauf bezügliche 
Bestimmung - des § 141+), Abs. 2 der 
Kaiserlichen Verordnung vom 6. Dezem- 
ber 1891, „den Parteien und deren Ver- 
tretern ist es gestattet, mit einem tech- 
nischen Beistande zu erscheinen“, allge- 
meine Anwendung bei technischen 
Rechtsstreiten finden würde, so dürfte 
das einen erheblichen Fortschritt dar- 
stellen. Nach § 78:3), 8 7914) und § 157:5) 
ZPO. können Gewerbeanwälte schon 
jetzt vor Amtsgerichten und beauftrag- 
ten Richtern auftreten, doch können sie 
jederzeit ohne Begründung zurückge- 
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wiesen werden, wenn sie nicht aus- 
drücklich eine Genehmigung zum münd- 
lichen Verhandeln vor Gericht von der 
Justizverwaltung erhalten haben, die 
gemäß der allgemeinen Verfügung des 
Justizministers vom 25. September 1899 
erteilt wird. Es ist aber fraglich, ob 
solche Tätigkeit der Gewerbeanwälte 
nicht unter die Bestimmungen der Ge- 
werbeordnung betreffend die gewerbs- 
mäßige Besorgung fremder Rechtsange- 
legenheiten (§ 35 GO.) fallen und ge- 
mäß $ 38 GO. die Geschäftsführung der- 
selben der polizeilichen Kontrolle unter- 
stehen; es kämen gegebenenfalls die 
Bestimmungen des Ministerial-Erlasses 
vom 28. November 1901 in Anwendung, 
nach denen Geschäftsbücher zu führen 
sind, in die alle Geschäftshandlungen 
eingetragen werden müssen. Anderseits 
ist aber künstlerische und wissenschaft- 
liche Tätigkeit kein Gewerbe (Parey, 
Verwaltungsrecht, Bd. II, S. 170), und 
daß die hier geschilderte Tätigkeit eines 
Gewerbeanwaltes eine wissenschaftliche 
ist, muß wohl zweifellos zugegeben wer- 
den; trotzdem empfiehlt es sich, auch 
über die verwaltungsrechtliche Frage 
betreffend ‚„Gewerbeanwälte‘“ Klarheit 
zu schaffen. 

Auch in bezug auf die den Gerichtssach- 
verständigen zustehenden Gebühren gibt 
der Ministerialerlaß vom 11. Oktober 
1907 folgende Erläuterung: „... Es 
käme in Frage, ob nicht die Gerichte 
— unter voller Wahrung der finanziellen 
Rücksichten —, soweit eine Verein- 
barung über die Gebühren nicht statt- 
finden kann, Anlaß finden möchten, 
häufiger von der Bestimmung des § 4 
des Gesetzes Gebrauch zu machen und 
namentlich auch die auf das Akten- 
studium verwendete Zeit dem Sachver- 
ständigen zu vergüten. Da nach den 
Bestimmungen des § 4 (der Gebühren- 
ordnung für Zeugen und Sachverstän- 
dige vom 30. Juni 1878 in der Fassung 
vom 20. Mai 1898) dem Sachverständi- 
gen bei schwierigen Unternehmungen 
und Sachprüfungen eine Vergütung 
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„nach dem üblichen Preise“ auf Ver- 
langen zugebilligt werden kann, dürfte 
es möglich sein, in Zivilsachen nach 
Anhörung der Parteien das Honorar des 
Sachverständigen festzustellen, ohne von 
ihm eine bis ins einzelne gehende Be- 
rechnung zu verlangen, wie sie mit 
Rücksicht auf die wissenschaftliche und 
soziale Stellung der Sachverständigen 
meist als ebenso lästig wie unan- 
gemessen empfunden wird. So geht z.B. 
auch der Beschluß des Oberlandes- 
gerichts Hamburg vom 24. Oktober 1905 
(Rechtsprechung der Oberlandesgerichte, 
Bd. 11, S. 345) von dem Satze aus, daß 
es bei Anwendung des $ 4 darauf an- 
kommt, „wie hoch nach den verkehrs- 
üblichen Anschauungen die Zeit des 
Sachverständigen in Geld zu bewerten 
ist‘“‘““ — Dieser Erlaß trägt also den 
Wünschen der Ingenieure Rechnung, und 
bei Einreichung einer Gebührenrechnung 
dürfte sich ein Hinweis auf denselben 
empfehlen; es ist dann zu erwarten, daß 
die Gerichte die Gebührenordnungen der 


technischen Verbände überall aner- 
kennen werden. 
% * 


% 


Nach Erledigung der Korrektur fällt 
mir ein Zeitungsausschnitt (Z. f. Lüftung 
und Heizung, 1907, 4, II) in die Hand, 
in dem die Antwort des Herrn Senats- 
präsidenten am Reichsgericht a. D. Dr. 
Bolze auf eine Anfrage des Deutschen 
Vereins für den Schutz des gewerblichen 
Eigentums wiedergegeben ist: „Daß den 
Patentanwälten der Zutritt zu den 
ordentlichen Gerichten bis in die höchste 
Instanz eröffnet wird, halte ich für 
selbstverständlich. Das sind Herren, 
welche auch den Richtern die technischen 
Fragen, soweit sie für die Entscheidung zu 
beantworten sind, klar zu machen haben. 
Sie haben den Trumpf in der Hand, wenn 
sie betonen, daß die mancherlei Unklar- 
heiten, welche bisher in den Verhand- 
lungen zurückgeblieben sein mögen, zum 
großen Teil darauf zurückzuführen seien, 
daß man die technisch gebildeten Ver- 
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treter der Parteien nicht hat hören 
können. Die Sachverständigenfrage würde 
dann in vielen Fällen gar nicht aufgerollt 
werden.“ — 


1) 8 359 ZPO.: Der Beweisbeschluß enthält: 

1. die Bezeichnung der streitigen Tat- 
sachen, über welche der Beweis zu 
erheben ist; 

2. die Bezeichnung der Beweismittel unter 
Benennung der zu vernehmenden Zeu- 
gen und Sachverständigen. 

2) 8 403 ZPO.: Die Antretung des Beweises 
erfolgt durch die Bezeichnung der zu begut- 
achtenden Punkte. 

3) Reichsgerichtssenatspräsident a. D. Dr. 
Bolze, Deutsche Juristenzeitung 1907, S. 1232. 

4) Geh. Regierungsrat Dr. Damme, ebenda 
1908, S. 394. 

5) Praktischer Jurist, Mitteilungen des Ver- 
bandes Deutscher Diplom - Ingenieure, 1909, 
S. 66. 

6) Dr. jur. Dipl.-Ing. Runkel-Langsdorff, Zeit- 
schrift des Verbandes Deutscher Diplom-Inge- 
nieure, 1910, 5, 91. 

1) 8 144 ZPO.: Das Gericht kann die Ein- 
nahme des Augenscheins sowie die Begutach- 
tung durch Sachverständige anordnen. 

8) 8 372 ZPO.: Das Prozeßgericht kann an- 
ordnen, daß bei der Einnahme des Augenscheins 
ein oder mehrere Sachverständige zuzuziehen 
seien. 

9) 8 404 ZPO.: Die Auswahl der zuzu- 
ziehenden Sachverständigen und die Bestimmung 
ihrer Anzahl erfolgt durch das Prozeßgericht. 
Dasselbe kann sich auf die Ernennung eines 
einzigen Sachverständigen beschränken. Es kann 
an Stelle der zuerst ernannten Sachverständigen 
andere ernennen. 
Sind für gewisse Arten von Gutachten Sach- 
verständige Öffentlich bestellt, so sollen andere 
Personen nur dann gewählt werden, wenn be- 
sondere Umstände es erfordern. 

Das Gericht kann die Parteien auffordern, 
Personen zu bezeichnen, welche geeignet sind, 
als Sachverständige vernommen zu werden. 
~ Einigen sich die Parteien über bestimmte 
Personen als Sachverständige, so hat das Ge- 
richt dieser Einigung folge zu geben; das Ge- 
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richt kann jedoch die Wahl der Parteien auf 
eine bestimmte Anzahl beschränken. 

10) Vergl. R.-G.-Entsch. Z., V. 394 09 — 
11. Mai 1910. Die Stadt Charlottenburg hatte 
Revision eingelegt, weil ein Geologe sein Sach- 
verständigen-Öutachten zu weit ausgedehnt 
hatte; die Revision wurde wegen „nichtrevisibler 
Tatsachenwürdigung‘‘ zurückgewiesen! 

1) 8 41 ZPO.: Ein Richter ist von der 
Ausübung des Richteramtes kraft Gesetzes aus- 
geschlossen: 

5. in Sachen, in welchen er als Zeuge oder 
Sachverständiger vernommen ist. 

12) 8 3 ZPO.: Der Wert des Streitgegen- 
standes wird vom Gerichte nach freiem Er- 
messen festgesetzt; dasselbe kann eine bean- 
tragte Beweisaufnahme sowie von Amts wegen 
die Einnahme des Augenscheins und die Begut- 
achtung durch Sachverständige anordnen. 

13) 8 78 ZPO.: Vor den Landgerichten und 
vor allen Gerichten höherer Instanz müssen die 
Parteien sich durch einen bei dem Prozeß- 
gerichte zugelassenen Rechtsanwalt als Bevoll- 
mächtigten vertreten lassen. (Anwaltsprozeß.) 

Diese Vorschriften finden auf das Verfahren 
vor einem beauftragten oder ersuchten Richter 
sowie auf Prozeßhandlungen, welche vor dem 
Gerichtsschreiber vorgenommen werden können, 
keine Anwendung. 

14) 8 79 ZPO.: Insoweit eine Vertretung 
durch Anwälte nicht geboten ist, können die 
Parteien den Rechtsstreit selbst oder durch 
jede prozeßfähige Person als Bevollmächtigten 
führen. 

15) 8 157 ZPO.: Das Gericht kann Par- 
teien, Bevollmächtigten und Beiständen, denen 
die Fähigkeit zum geeigneten Vortrag mangelt, 
den weiteren Vortrag untersagen. 

Das Gericht kann Bevollmächtigte und Bei- 
stände, welche das mündliche Verhandeln vor 
Gericht geschäftsmäßig betreiben, zurück weisen. 

Eine Anfechtung dieser Anordnung findet 
nicht statt. 

Die Vorschriften der Abs. 1, 2 finden auf 
Rechtsanwälte, die Vorschrift des Abs. 2 findet 
auf Personen, denen das mündliche Verhandeln 
vor Gericht durch eine seitens der Justizver- 
waltung getroffene Anordnung gestattet ist, 
keine Anwendung. 


Von Dipl.-Ing. Mierisch- Wiesbaden. 


ST. BUREAUKRATIUS IM KOMMUNALDIENST. 


In der von den HerrenGch.Baurat Prof. 
Dr.-phil. u. Dr.-Ing. E. Schmitt und Dr.- 
Ing. Th. Heyd, Darmstadt neu heraus- 


gegebenen Zeitschrift „Der städtische 
Tiefbau‘ ist im 6. Heft eine kleine Mit- 
teilung über Bureaukratismus in städti- 
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schen Betrieben enthalten. Durch Schil- 
derung einer wirklichen Begebenheit ist 
dargestellt, wie St. Bureaukratius es ver- 
standen hat, sich auch im städtischen 
Tiefbau ein recht warmes Plätzchen zu 
verschaffen. Es handelt sich dabei um 
Tatsachen, welche sich auch heute noch 
in den städtischen Verwaltungen täglich 
abspielen und auch hier wäre eine „Ver- 
waltungsreform‘ am Platze. 

Die im Nachfolgenden geschilderten 
Handlungen drehen sich um die Auf- 
stellung eines „Tünchergerüstes“. 
Dieselben sind der Zeitfolge nach auf- 
gezählt und wörtlich einem bestimmten 
Falle entnommen. Der Leser wird ge- 
beten, besonders auf die Daten der 
einzelnen Handlungen zu achten. 

„Die Stadt, deren Name nichts zur 
Sache tut, heißt „A“. Dieselbe hat eine 
keinere Nachbarstadt „B“ eingemeindet, 


welche (als Stadtteil) nun den Namen 


A-B führt. 
Die handelnden Personen oder Be- 

hörden sind: 

. Die Bürgermeisterei in A. 

Die Ortsverwaltung in A-B. 

Das Polizeiamt in A. 

Der Polizeibezirk A-B. 

. Das Tiefbauamt in A. 

. Das Baubureau des Tiefbauamtes 
in A-B. 

7. Ein Bauunternehmer in A-B, und 
endlich 


aupwun.- 


I. 

A-B., 21. Juli 1908. 

An die Ortsverwaltung in A-B. 

Hiermit ersuche ich höflichst, mir die 
Genehmigung zum Stellen eines Tüncher- 
gerüstes auf dem Grundstück des Herrn 
N. N. hierselbst baldgef. erteilen zu 
wollen. 

Hochachtungsvollst 


Der Bauunternehmer in A-B. 


II. 
A-B., 23. Juli 1908. 
An den Polizeibezirk A-B. zur gefi. 
Acußerung. 
Die Ortsverwaltung A-B. 


Dipl.-Ing. Mierisch, St. Bureaukratius im Kommunaldienst 


II. 


A-B., 24. Juli 1908. 

An die Ortsverwaltung A-B. zurück- 
gereicht. Der Aufstellung des Gerüstes 
unter den üblichen Bedingungen stehen 
diesseits Bedenken nicht im Wege. 

Der Polizeibezirk A-B. 


IV. 


A-B., 25. Juli 1908. 
An die Bürgermeisterei A. zur gefl. 
weiteren Veranlassung. 
Die Ortsverwaltung in A-B. 


V. 
A., 27. Juli 1908. 
An das Tiefbauamt in A. zur Aeuße- 
rung. Bürgermeisterei in A. 


VI. 


Das Tiefbauamt in A. gibt nun die 
vorangehenden Schriftsätze an sein Bau- 
bureau in A-B. ab, welches dann nach- 
stehendes Schreiben fertigt und an das 
Tiefbauamt in A. zurückreicht. 


VII. 


Betreff: Aufstellung eines Tüncher- 
gerüstes vor dem Hause Nr. ... Straße 
in A-B. 

1. An den Bauunternehmer N. N. in A-B. 

Zur Aufstellung eines Tünchergerüstes 
vor dem Grundstücke Nr. .... Straße 
...., dem Herrn N. N. gehörig, erteilen 
wir auf Grund des $... der Baupolizei- 
Ordnung für den Stadtteil A-B. vom 15. 
Il. 1906 die nachgesuchte Genehmigung 
unter der Bedingung, daß das Trottoir 
sowie die Fahrbahn vor dem genannten 
Grundstücke, soweit dasselbe in An- 
spruch genommen wird, nach Beseitigung 
des Tünchergerüstes wieder zu den ur- 
sprünglichen Zustand versetzt wird. 

Die Feststellung des Zustandes des 
durch das Tünchergerüst beanspruchten 
Geländes wird Montag, den 3. August, 
vormittags 8 Uhr, vom städtischen Tiet- 
bauamte vorgenommen. Wir laden Sie 
ein, diesem Termin beizuwohnen. 


2. An das Tiefbauamt z. K. 
A., 31. Juli 1908. 


Bürgermeisterei in A. 


Dipl.-Ing. Mierisch, St. Bureaukratius im Kommunaldienst 


VIII. 


Das Tiefbauamt in A. macht von die- 
sem Schreiben eine weitere Ausfertigung 
und schickt diese letztere an die Bürger- 
meisterei in A. 


IX. 

Die Bürgermeisterei in A. fertigt das 
Schreiben (VH, 1) aus und schickt es 
an den Bauunternehmer in A-B. Das 
Original selbst geht an das Tiefbauamt 
in A. zurück. 


X. 


Das Tiefbauamt in A. schickt das 
Original an sein Baubureau in A-B., 
welches nun folgendes Protokoll auf- 
nimmt und an das Tiefbauamt über- 
mittelt: Ä 
XI. 

Geschehen, A., 3. August 1908. 
Zu dem heutigen Termin haben sich 


eingefunden : 

a) von seiten des Tiefbauamtes: Herr 
N. N. | 

b) der Bauunternehmer in A-B.: Herr 
N. N. 


Die Besichtigung des von dem Tüncher- 
gerüste beanspruchten Geländes ergab, 
daß die Fahrbahn sowie das Trottoir vor 
dem betr. Grundstück bis auf einige be- 
schädigte Trottoirkanten sich sonst in 
ordnungsmäßigem Zustande befunden. 

Mit Beziehung auf vorstehendes Pro- 
tokoll der Bürgermeisterei A. vorgelegt. 


A., 5. August 1908. 
Das Tiefbauamt in A. 


XII. 


Dieses Protokoll wird nun vom Tief- 
bauamt in A. unterfertigt und der Bür- 
meisterei in A. vorgelegt. 

XII. 
A., 7. August 1908. 

An das Polizeiamt in A. zur Einsicht 
mit der Einladung, dem Gesuchsteller vom 
obigen Protokolle Kenntnis zu geben, 
und sodann die Akten an das Tiefbau- 
amt zurückgelangen zu lassen. 


Bürgermeisterei in A. 
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XIV. 
A., 10. August 1908. 


An den Polizeibezirk in A-B. zur Ver- 
anlassung ! | 
Das Polizeiamt in A. 


XV. 


Der Polizeibezirk A-B. teilt nun dem 
Bauunternehmer in A-B. den Inhalt des 
Protokolls mit und läßt die Akten wie- 
der ans Polizeiamt zurückgehen (siehe 
XVI). 

XVI. 
A-B., 12. August 1908. 


Nach Kenntnisnahme und Bedeutung 
des Gesuchstellers dem Polizeiamt zu- 
rück. ; 
Der Polizeibezirk A-B. 


XVII. 
A., 13. August 1908. 
Dem Tiefbauamt! 
Das Polizeiamt. 
XVIII. 
Das Tiefbauamt gibt die Akten weiter 
an das Baubureau in A-B. 
XIX. 


"Das Baubureau in A-B. besichtigt nun 
gelegentlich die Stelle, worauf das 
Tünchergerüst gestanden. Wenn der Zu- 
stand ordnungsgemäß, wird auf die 
Akten geschrieben: 

Nach Erledigung der Bürgermeisterei 
zurückgereicht. 


- A., 30. März 1909. 


Das Tiefbauamt in A. 


XX. 


Die Akten werden nun an das Tief- 
bauamt in A. und von da nach voll- 
zogener Unterschrift an das Bürger- 
meisteramt gesandt, wo sie endlich zur 
Beruhigung der aufgeregten Gemüter im 
Aktengewölbe eingeschlossen werden. 


„Dieses also“, so schreibt der Ein- 
sender weiter, „ist der „einfache“ 
Geschäftsgang beim Aufstellen eines 
Tünchergerüstes. Selbstverständlich wird 
von jeder Geschäftsstelle auch der Ein- 
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und Auslauf des Aktenstückes in das 
Journal eingetragen. Es ist ganz er- 
staunlich, mit welcher Liebe und Hin- 
gabe in dieser Stadt die geringfügigsten 
Dinge behandelt werden. Ob da auch 
noch Zeit für wirklich wichtige Geschäfte 
übrig bleibt? Doch was versteht ein 
gewöhnlicher Sterblicher von ,„Verwal- 
tung‘! Er weiß ja nicht, daß hier die 
Arbeit am Schlusse des Jahres oft nur 
nach der Höhe der Journalnummern ein- 


Im Anschluß an den Artikel des Herrn 
Kollegen Ludwig in Nr. 9 unserer Zeitschrift 
möchte ich, gewissermaßen als Ergänzung dazu, 
die Stellung der Diplom-Ingenieure des Hoch- 
baues in der Privatpraxis betrachten. Mögen auch 
die obenerwähnten Schilderungen schwarzgefärbt 
sein, so sind sie doch zutreffend für die vor- 
liegende Fachrichtung. Während in den anderen 
technischen Berufen höhere mathematische und 
sonstige rein wissenschaftliche Kenntnisse!) den 
Diplom-Ingenieur über die Masse der übrigen 
Techniker herausheben und ihn von vornherein 
zu Positionen berechtigen, die andere gar nicht 
ausfüllen können, ist dies bei den Architekten 
der Privatbetriebe nicht der Fall. 


Deshalb erklärt es sich auch, daß die 
Diplom-Ingenieure in ihren Stellungen in der 
Privatpraxis sich nicht wohl fühlen, und daß 
sie auch so schwer eine entsprechende An- 
fangsstellung erhalten. 


Die Privatbetriebe zerfallen in zwei Grup- 
pen; erstens solche, die die architektonischen 
Entwürfe anfertigen, gewöhnlich Ateliers ge- 
nannt, und zweitens Geschäfte, die neben der 
Projektierung vor allem die Ausführung von 
Bauten unternehmen, die sogenannten Bauge- 
schäfte. Beim Verlassen der Hochschule hat 
man nun die Wahl, welchem Zweige man sich 
zuwenden will; entweder rein zeichnerische, ent- 
werfende Tätigkeit am Reißbrett oder Bauaus- 
führung, d. h. die technische Bearbeitung der 
Projekte, verbunden mit kaufmännischer Kon- 
torarbeit. 


In Bezug darauf muß nun gesagt werden, 
daß der junge Diplom-Ingenieur, seiner Aus- 


1) Ich denke hierbei an statische Berechnungen schwierigerer 
Art, kinematische Theorien etc. etc. 


Dr.-Ing. Heinemann, Der Architekt in der Privatpraxis 


geschätzt wird, und nicht nach dem tat- 
sächlich aufweisbaren Erfolg!“ 


Es wird wirklich Zeit, daß den tech- 
nischen Verwaltungsstellen mehr Selbst- 
ständigkeit gegeben wird; denn wir 
Techniker, die wir im städtischen Dienst 
tätig sind, wissen leider zu genau, daß 
derartige Fälle, wie oben, täglich vor- 
kommen und unsere kostbare Zeit viel 
zu sehr in Anspruch nehmen. 


DER ARCHITEKT IN DER PRIVATPRAXIS. 


Von Dr.-Ing. Heinemann-Berlin. 


bildung nach, nicht für beide Fachrichtungen 
befähigt ist, und der Konkurrenz der übrigen 
Techniker nicht standhalten kann. Man ver- 
läßt die Hochschule mit einer Fülle kunst- 
historischer Kenntnisse und ist trotzdem nicht 
imstande, vorliegende Projekte so zu bearbeiten, 
wie es ein Techniker von der Baugewerkschule 
gelernt hat; denn trotz aller Fachausbildung 
fehlen uns gerade diese Kenntnisse, die in 
erster Reihe von einem Angestellten gefordert 
werden. Der Einwand, der hierbei gemacht 
werden könnte, das seien keine Arbeiten für 
einen Diplom-Ingenieur, ist hinfällig. Denn die 
wenigsten Ateliers üben nur ein rein künst- 
lerisches Entwerfen aus. Abgesehen davon, daß 
ein Projektieren ohne genaues Beherrschen der 
technischen Grundlagen stets fehlerhaft bleiben 
muß. Wer ist beim Verlassen der Hochschule ge- 
übt in statischen Berechnungen, im Anfertigen 
eines Baupolizeiprojektes, verbunden mit an- 
schließendem ausführlichen Kostenanschlage ? 
Das kann niemand, der nicht während der 
Studienzeit auf irgend eine Weise sich mit der 
Bureaupraxis vertraut gemacht hat. 


Alles dieses aber lernt der Techniker auf 
der Baugewerkschule, und so kommt es denn, 
daß bei Stellungsbewerbungen der Techniker 
dem Diplom-Ingenieur vorgezogen wird. Selten 
kommt es vor, daß bei Inseraten ausdrück- 
lich ein Diplom-Ingenieur verlangt wird. 


Im ausführenden Baugeschäfte wird es dem 
Diplom-Ingenieur ebenso schwer fallen, passende 
Positionen zu finden, da diese Firmen kaum 
Anfänger beschäftigen können aus dem Grunde, 
weil ihnen die Praxis fehlt, oder sie erhalten 
dort anfangs so minimal dotierte und so wenig 
lohnende Posten, daß viele überhaupt darauf 


Dipl.-Ing. Springe, Akademische Ingenieur-Titel 


verzichten. Im Hochbau, wo nicht solche großen 
wissenschaftlichen Anforderungen an den ein- 
zelnen gestellt zu werden brauchen, entscheidet 
zunächst einmal die künstlerische Begabung, 
die durch kein Hochschulstudium ersetzt werden 
kann. Es kann daher ein ausgebildeter Tech- 
niker ein hervorragender Zeichner und Archi- 
tekt sein, wohingegen beispielsweise im Ma- 
schinenbau kein Zeichner oder Techniker einen 
Chefkonstrukteur oder Betriebsleiter ersetzen 
kann, wie es im Hochbau unter gleichen 
Voraussetzungen der Fall ist. 

Alle diese Gründe genügen wohl, die Auf- 
merksamkeit unseres Verbandes auf diese Zu- 
stände zu lenken, da es mit unsere Hauptauf- 
gabe ist, dahin zu wirken, daß unser Stand 


Die Ausführungen des Herrn Prof. Dr.-Ing. 
Dipl.-Ing. Nachtweh in Heft 11 dieser Zeit- 
schrift sind meines Erachtens nicht ganz zu- 
treffend. Die Erläuterungen über Schreibweise 
und Anwendung des „Dipl.-Ing.“ sind dankbar 
zu begrüßen; aber es wird zwischen Ä„Dipl.- 
Ing.“ und „Dr.-Ing.“ besonders durch den Ver- 
gleich mit „Regierungsbaumeister‘‘ und „Regie- 
rungsbauführer‘‘ eine Abstufung konstruiert, die 
tatsächlich nicht besteht. Die Unterdrückung 
des Titels „Dipl.-Ing.“ bei Führung des „Dr.- 
Ing.‘ würde ersterem eine untergeordnete Stel- 
lung zuweisen, und es liegt dann die Gefahr 
nahe, daß die Titel „Dr.-Ing.“ und „Dipl.-Ing.“ 
als Maßstab technischen Wissens und Könnens 
angesehen würden; der „Dipl.-Ing.“ würde als 
minderwertig angesehen und, was das Bedenk- 
lichste ist, auch wohl gegenüber jenem „Dr. 
phil.‘“‘, der diesen, ohne eine abgeschlossene 
Ausbildung zu besitzen, nur als Aushängeschild 
benutzt. Eine solche unterscheidende Bedeutung 
wohnt aber diesen Titeln nicht inne; und es 
fehlt jede Grundlage, welche dem „Dr.-Ing.“ 
eine höhere berufliche Stellung zuweist, als dem 
„Dipl.-Ing.“. Dieser Meinung hat auch der Ge- 
setzgeber Ausdruck gegeben anläßlich der Be- 
ratung über das Gesetz betreffend die Patent- 
anwälte, vergl. d. Z. Jahrg. 1, Heft 2, S. 22, 
in der die Bedeutung der akademischen Fach- 
prüfung im Gegensatz zur Doktorprüfung her- 
vorgehoben wird. 

Der Vergleich Nachtwehs zwischen „Dr.- 
Ing.“ und „Dipl.-Ing‘“‘“ mit „Regierungsbau- 
führer“ und „Regierungsbaumeister‘ hinkt, 
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den anderen Beamtengruppen gegenüber kon- 
kurrenzfähig bleibt. Es müssen daher Mittel 
und Wege gefunden werden, den Diplom- 
Ingenieur beim Eintritt in die Privatpraxis 
auf Stellungen hinzuweisen, die er seiner Vor- 
bildung nach ausfüllen kann. 

Geht dies aber nicht, so müssen wir im 
Verbande die Frage aufwerfen: sind die Hoch- 
bauabteilungen unserer Hochschulen so einge- 
richtet, daß sie ihre Studierenden in ange- 
messener Weise für die Praxis vorbereiten ? 
Lautet die Antwort verneinend, so ist es 
wiederum Pflicht des Verbandes, darauf hin- 
zuarbeiten, daß unsere jungen Kollegen zu dem 
schweren Konkurrenzkampf in angemessener 
Weise vorbereitet werden. 


AKADEMISCHE INGENIEUR-TITEL. 
Von Dipl.-Ing. Adolf Springe-Neumünster. 


denn dieses sind Amtsbezeichnungen, und es 
ist nicht möglich, daß jemand gleichzeitig zwei 
nachgeordnete Aemter bekleidet und nachgeord- 
nete Amtsbezeichnungen führt. Ebenso ist auch 
der Vergleich mit „licentiatus theol.“ nicht zu- 
treffend; denn soweit ich unterrichtet bin, 
nimmt oder vielmehr nahm dieser Titel bei den 
Theologen die Stellung des „Doktor‘-Titels der 
anderen Fakultäten ein, und mit ihm war die 
Erlaubnis zum Predigen und Lehren verbunden. 


Da zurzeit der Doktortitel ein reiner aka- 
demischer Ehrentitel ist, der von einem wissen- 
schaftlichen Verdienst Zeugnis geben soll, wäh- 
rend der „Dipl.-Ing.‘‘ den Nachweis der abge- 
schlossenen wissenschaftlich-technischen Ausbil- 
dung erbringt, so dürfte es im begründeten 
Interesse der Diplom-Ingenieure liegen, wenn 
unsere mit höheren Titeln begabten Kollegen 
sich bei offiziellen Anlässen auch des „Dipl.- 
Ing.“ bedienen würden, zumal ja fast nur die 
Druckerschwärze der leidende Teil ist, wenn 
die Visitenkarte etwa folgenden, allerdings 
etwas langen Aufdruck zeigen sollte: 


Wirkl. Geh. Ober-Baurat Prof. Dr.-Ing. 
Dipl.-Ing. N. N. 


Wenn auch wohl immer Unklarheiten über 
„Dr.-Ing.“ und „Dipl.-Ing.“ bestehen bleiben, so 
mögen die sich die Köpfe darüber zerbrechen, 
die dieses Kukuksei gelegt haben. Unsere Sache 
muß es sein, den „Dipl.-Ing.“ ebenso zu Ehren 
zu bringen, wie die deutschen Ingenieure das 
„Made in Germany“ zum Ehrenzeichen ge- 
macht haben. 
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: Verbandsnachrichten. . 


Vorstandsbericht. 


Aufnahme von Mitgliedern und 
Förderern. 


Seit dem letzten Bericht wurden aufgenom- 
men als Mitglieder die Herren Dipl.-Ing.: 


Anschütz, Paul, Chemiker und Betriebsleiter 
der Badischen Anilin- und Soda-Fabrik, Lud- 
wigshafen a. Rh., Friesenheimerstraße 52a. 

Baumsteiger, Arthur, Reiseingenieur der 
Fa. H. Flottmann & Co.-Herne, Verkaufsstelle 
Saarbrücken, Saarbrücken, Cecilienstraße 10. 

Bergmann, Arnold, Ingenieur des Georgs- 
marienbergwerks und Hüttenverein, Abteilung 
Hüttenwerk, Oesede bei Osnabrück No. 128. 

von Bienkowski, Stanislaw, Direktions- 
assistent, Niederschöneweide, Spreestraße 2. 

Blickle, Arnold, Assistent am Metallhütten- 
männischen Institut der Techn. Hochschule, 
Breslau 16, Tiergartenstraße 46, pt. 

Bopp, Gustav, Ludwigshafen a. Rh., Prinz- 
regentenstraße 46. 

Bückner, Karl, Ingenieur der Fa. Buchheim 
& Heister, Frankfurt a. M., Ludwigstr. 39, pt. 

Busse, Hans, Regierungsbauführer, Halle a. 
S., Königstraße 61 I. 

Cromback, Lucian, Kaiserl. Regierungsbau- 
führer, Straßburg i. Els., Züricher Straße 4. 
Dommer, Friedrich, Regierungsbauführer, 
Frankfurt a. M., Wittelsbacher Allee 1171. 
Ellon, Kurt, Dr.-Ing., Geschäftsführer des 
Internat. Instituts für Technobibliographie, 
Berlin W. 50, Fürther Straße 12, Ghs. 1. 
Feltmann, Fritz, Unna, Bahnhofstraße 8. 
Friedmann, Ignatz, Dr.-Ing, Wilmersdorf, 

Münchener Straße 8. 

Gerach, Otto Heinrich, Architekt im städt. 
Hochbauamt, Mannheim, Seckenheimerstr. 49. 

Geyer, Philipp, Ingenieur der Fa. Ph. Holz- 
mann & Co. Frankfurt a. M., Wolfgangs- 
straße 1411. | 

Gravius, Fritz, Ludwigshafen a. Rh., Von 
der Tannstraße 1611. 

Haug, Walther, Hochofenchef, Diedenhofen, 
Hüttenstraße 15. 

Helmrich, Fritz, Grevenbroich-Niederrhein, 
Hotel Esser. 

Hinlein, Erwin, 
straße 19111. 

Imhoff, Hans, Ingenieur der Badischen Ani- 
lin- und Soda-Fabrik, Ludwigshafen a. Rh. 

Kanoffsky, G. W., Ingenieur der Badischen 
Anilin- und Soda-Fabrik, Ludwigshafen a. Rh. 

Klein, Adolf, Ingenieur der Wilhelm-Luxem- 
burg-Eisenbahn, Luxemburg (Gare), Adolf 
Avenue 311. 


Dr.-Ing., München, Holz- 
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Krull, Josef, Ingenieur der Siemens-Schuckert- 
Werke, Berlin W. 50, Marburger Straße 8. 
Ledschbor, Emil, Ingenieur der Emscher- 
Genossenschaft, Essen-Ruhr, Michaelstr. 62. 
Lorinser, Baptist, Betriebsingenieur der 
Badischen Anilin- und Soda-Fabrik, Ludwigs- 

hafen a. Rh., Prinzregentenstraße 17. 

Martin, Robert, Ingenieur der Provinzial- 
Verwaltung von Schlesien, Flußamt Liegnitz, 
Liegnitz, Jochmannstraße 11. 

Matheis, Georg, Georgsmarienhütte bei 
Osnabrück, Südstraße 5. 

Mau, Wilhelm, Kiel, Kaiserliche Werft R. II. 

Mayer, Friedrich, Dr.-phil., Handelschemiker, 
Mannheim C. 4. 20. 

Meyer, Ludwig, Ingenieur der 
Beton- und Monierbau Stuttgart, 
Eugenstraße 1 Ill, L. 

Pichler, Moritz, Ingenieur der Badischen 
Anilin- und Soda-Fabrik, Ludwigshafen a. Rh. 

Pirlet, Josef, Dr.-Ing., Zivilingenieur, Assi- 
stent an der Techn. Hochschule, Aachen, 
Wallstraße 15. 

Purper, Emil, 
Nassauerstraße 5. 

Rappold, Karl, Ingenieur der Badischen 
Anilin- und Soda-Fabrik, Ludwigshafen a. Rh., 
Marienstraße 14. 

Rummier, Otto, Dr.-Ing, Regierungsbau- 
führer, Coesfeld i. W., Kuchenstraße. 

Scholler, Wilhelm, Assistent des Bezirksbau- 
meisters, Ludwigshafen a. Rh., Parkstraße 40. 

Schultz, Arnold, Technischer Hilfsarbeiter 
der Kaiserlichen Werft, Danzig, Frauen- 
gasse 24. ° 

Schulze, Heinrich, Chemiker der Badischen 
Anilin- und Soda-Fabrik, Ludwigshafen a. Rh., 
Brunckstraße 2a. 

Sieveking, Wilhelm, Baumeister der Bau- 
deputation, Hamburg, Tarpenbeckstraße 114. 

Splitgerber, Otto, Regierungsbaumeister, 
Münster i. W., Kgl. Eisenbahndirektion. 

Vogt, Curt, Leiter der Geldzähl-Maschinen — 
System Batdorf — G. m. b. H., Berlin W. 35, 
Genthinerstraße 24. 

Weidlich, Curt, Regierungsbauführer, Magde- 
burg, Jakobsstraße 421. 

Werner, Ernst, Zivilingenieur, Wilmersdorf, 
Trautenaustraße 91. 

Wichert, Ernst, Assistent an der Techn. 
Hochschule, Hannover, Bandelstraße 29. 

Zimmermann, Ernst, Ludwigshafen a. Rh., 
Zollhofstraße 11. 


A.-G. für 
Stuttgart, 


Dr.-Ing., Saarbrücken 3, 


In die Liste der Förderer wurden ein- 
getragen die Herren: 
Patentanwalt Dr. B. Alexander-Katz, 
Berlin SW. 68, Neuenburgerstraße 12. 
Stadtrat C. Brüggemann, Bielefeld. 
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Geh. Regierungsrat Professor Dr. phil., Dr. ing 
et med. h. c. C. Duisberg, Direktor der 
Farben-Fabriken vorm. Friedrich Bayer & 
Co., Elberfeld, Platzhoffstraße 25. 

Dipl.-Ing. Max Enzweiler, (Luxemburg.) In- 
genieur der Fa. Siemens & Halske, Elek- 
trische Bahn-Abteilung, Charlottenburg 1, 
Charlottenburger Ufer 41. 

Dr.-Ing. h. c. Gisbert Gillhausen, Mitglied 
des Direktoriums der Fa. Friedrich Krupp 
A.-G., Essen-Ruhr. 

Exzellenz Dr., Dr.-Ing. h. c. Gnauth, Großh. 
Hess. Minister a. D., Generaldirektor der 
Felten & Guilleaume-Lahmeyerwerke Aktien- 
Gesellschaft, Mülheim-Rhein, Carlswerk. 

Dr. Friedrich von Gottl-Ottlilienfeld, ord. 
Professor der Staatswissenschaften an der 
Kgl. Techn. Hochschule in München, Starn- 
berg bei München. 

Kgl. Kommerzienrat Dr.-Ing. h. c. Emil Guil- 
leaume, Mülheim-Rhein. 

Generaldirektor Dr.-Ing. h. c. G. Hilgen- 
stock, Dahlhausen a. d. Ruhr. 

G. Hilliger, Direktor des Dampfkessel- 
Revisions-Vereins ‚Berlin‘, Berlin NW. 23, 
Lessingstraße 34. 

Dr. phil. Max Joseph Jacobi, 
schaftlicher Beirat, München, 
straße 37 11. 

Dr.-Ing. h. c. Matias Koenen, Regierungs- 
baumeister a. D., Direktor der A.-G. für 
Beton- und Monierbau, Berlin W. 9, Belle- 
vuestraße 5. 

Dr.-Ing. h. c. Fritz W. Lürmann, Zivil- 
Ingenieur, vorm. Hütten-Direktor, Charlotten- 
burg 2, Kantstraße 4. 

Wirklicher Geheimer Oberbaurat Dr.-Ing. h. c. 
Rudolph Veith, Abteilungschef im Reichs- 
marineamt, Berlin W. 50, Spichernstraße 23. 

Bernhard Winter-Günther, Oberingenieur 
der Siemens-Schuckert-Werke A.-G., Nürn- 
berg, Vesterthorgraben 69. 


Volkswirt- 
Lindwurm- 


Neue Bezirks-Vereine. 


Kiel. In Kiel ist ein Bezirks-Verein ge- 
gründet worden. Vorl. Adresse: Dipl.-Ing. Ma- 
rung, Kiel, Waitzstr. 22. 


Mannheim-Ludwigshafen. In Mannheim-Lud- 
wigshafen ist ein Bezirksverein mit 24 Mit- 
gliedern gegründet worden. Vorl. Adresse: 
Dipl.-Ing. Hanser, Mannheim, Parkring 2a. 


Institut für . Gärungsgewerbe.. Die Unter- 
richtsanstalten des Instituts für Gärungsgewerbe 
in Berlin N. 65, Seestraße, halten ihrem Pro- 
gramm gemäß „Diplom -Ingenieur- 
Prüfungen‘ ab, obwohl diese Anstalten nie- 
mals durch Allerhöchste Erlasse ermächtigt 
wurden, die akademischen Titel der Techni- 
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schen Hochschulen zu verleihen. Dazu kommt, 
daß die Anforderungen, die bei diesen Insti- 
tuts-Prüfungen gestellt werden (es genügt der 
Besitz des Einjährigenzeugnisses!),, in gar 
keinem Verhältnis stehen zu den Prüfungen 
der Technischen Hochschulen. Infolgedessen 
hat der Vorstand folgendes Schreiben an den 
Vorsteher des genannten Instituts gelangen 
lassen: 

„In der Druckschrift: Die Unterrichtsanstalten 
der Versuchs- und Lehranstalt für Brauerei, 
Berlin N. 65, Institut für Gärungsgewerbe, 
Berlin 1910, ist wiederholt die Bezeichnung 
„Diplom-Brauerei-Ingenieur, Diplom-Brennerei- 
Ingenieur‘ angewandt. 

Da weder der Landwirtschaftlichen Hoch- 
schule, noch dem Institut für Gärungsgewerbe, 
noch den Unterrichtsanstalten der Versuchs- und 
Lehranstalt für Brauerei das Recht erteilt ist, 
den akademischen Grad Diplom-Ingenieur bzw. 
Diplom-Brauerei-Ingenieur oder Diplom-Bren- 
nerei-Ingenieur zu verleihen, machen sich In- 
haber des Diploms obiger Anstalten strafbar, 
wenn sie sich eine der genannten Bezeich- 
nungen beilegen. (Entscheidung Landgericht 
Köln, 4. Strafkammer vom 28. November 1908; 
vgl. auch Seite 4 des beigelegten Heftes 1 der 
„Mitteilungen des Verbandes Deutscher Diplom- 
Ingenieure‘, Jahrgang 1909.) 

Wir bitten Ew. Hochwohlgeboren sehr er- 
gebenst, veranlassen zu wollen, daß 

1. derartige Bezeichnungen in Zukunft in 
Druckschriften der Unterrichtsanstalten unter- 
bleiben, 

2. den bisherigen Inhabern, so weit dies 
möglich ist, mitgeteilt wird, daß sie nicht be- 
rechtigt seien, den Titel Diplom-Brauerei-, Bren- 
nerei-Ingenieur zu führen.“ 


Reichsversicherungsordnung. Auf Grund 
einer Unterredung mit dem Herrn Abgeord- 
neten Trimborn hat der Vorstand beschlossen, 
folgende Eingabe an die 16. Kommission des 
Reichstages gelangen zu lassen: 

„Der unterzeichnete Verband Deutscher Di- 
plom-Ingenieure, Eingetragener Verein, ge- 
stattet sich als Organisation zur Vertretung der 
Interessen des Diplom-Ingenieurstandes, den 
verehrlichen Mitgliedern der 16. Kommission 
ganz ergebenst folgendes Gesuch um Gleich- 
stellung der akademischen Techniker, der Di- 
plom-Ingenieure, mit den Angehörigen der an- 
deren akademischen Stände in der Reichsge- 
setzgebung und besonders in den behördlichen 
Ausführungsbestimmungen zu unterbreiten. 

Durch die Initiative Sr. Majestät des Deut- 
schen Kaisers und Königs von Preußen wurde 
vor 10 Jahren allen Technischen Hochschulen 
der Bundesstaaten durch landesherrliche Er- 
lasse das Recht der Erteilung der akademischen 
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Grade Doktor-Ingenieur (Dr.-Ing) und Di- 
plom-Ingenieur (Dipl.-Ing) auf Grund festge- 
legter Prüfungsbestimmungen veriiehen. 

- Die hierin liegende Anerkennung der deut- 
schen Technischen Hochschulen als den Uni- 
versitäten gleichwertige wissenschaftliche Bil- 
dungsanstalten ist den Absolventen dieser Bil- 
dungsanstalten, den . Diplom-Ingenieuren, im 
öffentlichen Recht und besonders in der Hand- 
habung dieses Rechtes seither noch nicht zu- 
teil geworden. 

Dies tritt besonders in der Arbeiterschutz- 
gesetzgebung hervor, deren Personenbereich 
sich auf den Titel VII der Gewerbeordnung 
für das Deutsche Reich stützt, in welcher unter 
dem Begriff Techniker alle Personen zusammen- 
gefaßt sind, die sich gemeinhin mit technischen 
Arbeiten beschäftigen und vermöge ihrer Aus- 
bildung oder Berufstätigkeit allgemein als 
„Techniker‘‘ bezeichnet werden. 

Nachdem durch die oben erwähnten Erlasse 
die Technischen Hochschulen den älteren 
wissenschaftlichen Bildungsstätten gleichgestellt 
wurden und die Absolventen dieser Anstalten 
durch die Verleihung des akademischen Grades 
„Diplom-Ingenieur‘‘ (Dipl.-Ing.) von der großen 
Masse der Techniker auch rein äußerlich ge- 
trennt sind, handelt es sich nicht mehr um 
einen rechtlich nicht faßbaren oder für Be- 
hörden schwierig zu unterscheidenden Per- 
sonenkreis, wie dies vordem der Fall war, son- 
dern um einen rechtlich scharf umgrenzten 
neuen Stand akademischer Bürger, dem aus 
Billigkeitsgründen die gleiche Stellung im 
öffentlichen Recht und seiner Auslegung zuteil 
werden muß, wie sie den Angehörigen der 
alten akademischen Stände gewährt ist. 

Der in dem Entwurf zur Reichsversicherungs- 
ordnung gewählte Personenbereich ist unver- 
ändert aus den zu einem Bande vereinigten 
Gesetzen: dem Krankenversicherungsgesetz vom 
15. Juni 1883, 10. April 1892, dem Unfallver- 
sicherungsgesetz vom 30. Juni 1900 und dem 
Invalidenversicherungsgesetz vom 13. Juli 1899 
übernommen worden. Techniker ohne nähere 
Bestimmung oder Einschränkung des Begriffes 
bis zu einem Jahresarbeitsverdienst von 2000 
bzw. 3000 Mark sind der Versicherungspflicht 
unterworfen. 

Damit ist der alte, nach der heu- 
tigenSachlageinkeiner Weise mehr 
gerechtfertigte Zustand aufs Neue 
geschaffen und es wird auch künf- 
tighindas Wort Technikerinseiner 
umfassendsten Bedeutung der je- 
weiligen Auslegung des Gesetzes 
nicht entrückt sein. 

Die früheren Unklarheiten im technischen 
Bildungswesen, der Mangel einer staatsrecht- 
lichen Titelurkunde (Diplom) und die dadurch 
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bedingte schwierige Unterscheidung, die den Ge- 
schäftsgang der Behörden erheblich erschwert 
hätte, rechtfertigen die damalige umfassende 
Auslegung des Wortes und demgemäß die Hand- 
habung der Gesetze. 

Bei der heutigen Sachlage ist dieser ein- 
zige, ehedem geltend gemachte Grund für die 
unterschiedslose Einbeziehung aller Techniker 
in den Kreis der Versicherungspflichtigen hin- 
fällig, und andere Gründe, die diese Einbe- 


.ziehung rechtfertigen könnten, bestehen nach 


wie vor nicht. 

Die sozialpolitischen Gesetze erfassen nur 
untere und Mittelschichten der Bevölkerung, 
und auch der Entwurf der Reichsversicherungs- 
ordnung sieht nur eine Erweiterung des Per- 
sonenbereichs innerhalb dieser Schichten vor, 
ohne auf die sozial höher entwickelten Schich- 
ten der Bevölkerung überzugreifen. 

Alle Berufsstände mit voller akademischer 
Bildung sind auch durch diesen Entwurf von 
der Versicherungspflicht ausgeschlossen, und das 
Bestreben, nur die in der Kaiserlichen Bot- 
schaft vom 17. November 1881 vorgezeichneten 
Personenkreise zu erfassen, tritt auch aus 
diesem Gesetzentwurf deutlich genug hervor. 
Nur ein Kennzeichen dieses Bestrebens möge 
hier Erwähnung finden. 

Der § 584 im Ill. Buch (Unfallversicherung) 
des Entwurfs der Reichsversicherungsordnung 
lautet: „Die Rente wird nach dem Jahres- 
arbeitsverdienst berechnet, den der Verletzte 
während des letzten Jahres im Betriebe be- 
zogen hat. Soweit der Jahresarbeitsverdienst 
1500 Mark übersteigt, wird er nur mit !/, an- 
gerechnet.“ 

Aus dem letzten Satz dieses Paragraphen 
geht deutlich hervor, daß man gewillt ist, nur 
Personen zu entschädigen, deren Lebenshaltung 
der des gewerblichen Arbeiters gleich steht oder 
doch nicht wesentlich von dieser verschieden ist. 

Keinesfalls können in diese Versicherung 


Personenkreise einbezogen werden, die auf 
Grund ihrer höheren wissenschaftlichen und 
akademischen Ausbildung zu den leitenden 
Stellen in den Staats, Kommunal- und 
Privatwirtschaftsbetrieben berufen sind und 


sich nur während einer kurzen, allen wissen- 
schaftlichen Berufen eigentümlichen, Vorberei- 
tungszeit für die eigentliche Berufstätigkeit 
in gering besoldeter Stellung befinden. 

Das Gesuch des unterzeichneten Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure geht nun dahin: 

Die 16. Kommission des Reichstags wolle 
beschließen, daß in Verfolg der landesherrlichen 
Erlasse, die den Technischen Hochschulen auf 
Grund festgelegter Prüfungsordnungen das Recht 
der Zuerkennung des akademischen Grades 
Diplom-Ingenieur (Dipl.-Ing.) verlichen haben, 
die Diplom-Ingenieure den Angehörigen der 
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anderen akademischen Berufsstände gleichzu- 
rechnen und nicht mehr unter dem Begriff 
Techniker im Sinne des Titels VII der Gewerbe- 
ordnung für das Deutsche Reich zusammen zu 
fassen sind, somit auch nicht mehr der hier- 
aus gefolgerten Versicherungspflicht unterliegen. 

Die Kommission wolle ferner beschließen, daß 
in die Reichsversicherungsordnung eine die Di- 
plom-Ingenieure von der Versicherungspflicht 
ausschaltende Bestimmung aufgenommen wird.‘ 

Dieselbe Eingabe ist an den Herrn Staats- 
sekretär des Reichsamts des Innern gerichtet 
worden. 

Neues Mitgliederverzeichnis des Verbandes. 
Der Vorstand hat beschlossen, das neue Mit- 
gliederverzeichnis des Verbandes Ende Sommer- 
Semester erscheinen zu lassen. 


Eisenbahn-Diplomingenieure. In Ueberein- 
stimmung mit der Eisenbahnerkommission des 
Verbandes beschloß der Vorstand, eine Ein- 
gabe an den Herrn Minister der öffentlichen 
Arbeiten zu richten, in der gebeten wird, der 
Herr Minister möge die Anstellungs- und Be- 
schäftigungsverhältnisse der bei den Preußisch- 
Hessischen Staatsbahnen tätigen Diplom-Inge- 
nieure einer grundsätzlichen und allgemeinen 
Regelung unterziehen. 


Stellung zu dem Antrag des Verbandes deut- 
scher Architekten- und Ingenieurvereine auf 
Schaffung des Titels „Diplom-Architekt‘. Ohne 
sich mit unserem Verbande in Verbindung zu 
setzen, hat der Verband deutscher Architekten- 
und Ingenieurvereine an die deutschen Unter- 
richtsverwaltungen eine Eingabe gerichtet, in 
der beantragt wird, für die Absolventen der 
Abteilung für Hochbau der Technischen Hoch- 
schulen an Stelle des Titels Diplom-Ingenieur 
den Titel Diplom-Architekt einzuführen. Der 
Vorstand hat dieserhalb folgende Eingabe an 
die deutschen Unterrichtsminister abgehen 
lassen: 

„Der unterzeichnete Vorstand des Verbandes 
Deutscher Diplom - Ingenieure, Eingetragener 
Verein, erlangte Kenntnis von einer Denkschrift, 
die der Verband Deutscher Architekten- und 
Ingenieur-Vereine unlängst den Unterrichtsver- 
waltungen der Bundesstaaten eingereicht hat. In 
dieser Denkschrift ist u. a. ein Antrag enthalten, 
in welchem der genannte Verband bittet, für 
die Absolventen der Abteilung für Hochbau der 
Technischen Hochschulen an Stelle des Titels 
Diplom-Ingenieur den Titel Diplom-Architekt 
einzuführen. 

In der Bezeichnung „Diplom-Ingenieur“ — 
welche gleichmäßig für alle Akademiker der 
Technischen Hochschulen verlichen wird — ist 
die Einheitlichkeit der technischen Wissen- 
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schaften und die Zusammengehörigkeit aller 
an den Technischen Hochschulen vertretenen 
Zweige zum Ausdruck gebracht. Durch das 
Wort ‚Ingenieur‘ ist dabei gleichzeitig das 
allen Gemeinsame der schaffenden, ausführenden, 
die Wissenschaft anwendenden Tätigkeit wieder- 
gegeben; es ist hiermit dasselbe erreicht, was 
das Ausland (England, Amerika) durch die Zu- 
sammenfassung der technischen Wissenschafts- 
zweige in einer einzigen Fakultät der Univer- 
sitäten erreicht hat. Auch im Ausland führen 
die Akademiker der technischen Wissenschaften 
ein und denselben akademischen Grad. | 

Wenn die durch die Allerhöchsten Erlasse 
des Jahres 1899 gewollte und endlich erreichte 
Einheitlichkeit wieder vernichtet würde, so 
würde voraussichtlich eine weitere Zersplitte- 
rung eintreten; es würden dann auch die 
Chemiker und andere eine besondere Benennung 


‚und einen besonderen akademischen Grad an- 


streben müssen. Hierzu kommt noch die Er- 
wägung, daß die ökonomischen und sozialen 
Bedingungen, unter denen die akademisch ge- 
bildeten Techniker im praktischen Leben stehen, 
stets dieselben und ganz unabhängig davon sind, 
ob sich der Einzelne als Hochbauer, Tief- 
bauer, Elektrotechniker, Maschinentechniker 
usw. betätigt. Die Bedeutung, die der gemein- 
samen Bezeichnung aller Angehörigen ein und 
derselben sozialen Berufsgruppe für die Er- 
starkung im Kampfe ums Dasein und für die 
Herausbildung eines berechtigten Standes- 
bewußtseins zukommt, braucht nicht hervor- 
gehoben zu werden. 

Gegenüber den vorstehend dargelegten 
Gründen ist der Einwand, daß es bisweilen 
zweckmäßiger sei, die einzelnen technischen 
Fachrichtungen aus dem Titel ohne weiteres 
erkennen zu können, ohne jede Bedeutung. 

Wenn der unterzeichnete Verband Ew. Ex- 
zellenz bittet, es bei dem derzeitigen Zustande 


zu belassen, so glaubt er hierzu in beson- 
derm Maße legitimiert zu sein. Der Verband 
Deutscher Diplom-Ingenieure ist die einzige 


Organisation in Deutschland, deren Mitglieder 
alle ohne Ausnahmen Diplom-Ingenieure sind, 
während die Mitglieder des Verbandes Deutscher 
Architekten- und Ingenieur-Vereine die verschie- 
denartigste Vorbildung besitzen, zum Teil über- 
haupt keine Akademiker sind und nur zum 
kleineren Teile dem Stande der Diplom-In- 
genieure angehören.“ Ä 

Von dieser Eingabe ist sämtlichen Tech- 
nischen Hochschulen Kenntnis gegeben worden 
mit der Bitte, ebenfalls gegen den Antrag des 
Verbandes Deutscher Architekten- und Ingenieur- 
vereine Stellung nehmen zu wollen. 


Der Vorstand. 
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Verschiedenes. 


Gewerbliches Schulwesen in Preußen. In 
Heft 22, Jahrg. 1910 der „Deutschen Techniker- 
Zeitung‘‘ lesen wir: 

Diesen Titel führte eine Zeitungs-Korrespon- 
denz, die vermutlich von Amts wegen verbreitet 


worden ist und einen Rückblick auf die 25- 
jährige Tätigkeit des preußischen Handels- 
ministeriums auf dem Gebiete des gewerb- 


lichen Schulwesens darstellen soll. In dieser 
Mitteilung ist ein Satz enthalten, der unseren 
Widerspruch herausfordern muß, weil diese Auf- 
fassung den Tatsachen widerspricht. In der 
Korrespondenz heißt es: „Am Schlusse einer 
25 jährigen Periode, in der mehr als je zuvor 
von „Klassengegensätzen‘ und 
fen‘ die Rede gewesen ist, möge es erlaubt 
sein, darauf hinzuweisen, daß dank den Wir- 
kungen des mittleren technischen Unterrichts- 
wesens beständig — freilich still und unbe- 
merkt — ein Aufstieg von unten her zu bessern 
Lebensbedingungen stattfindet, daß zahlreiche 
ganz vermögenslose Leute mit allerbescheiden- 
ster Vorbildung auf den Maschinenbau-, Bau- 
gewerk- und anderen Fachschulen, wenn auch 
oft unter schweren Opfern, technisches Wissen 
und Können sich aneignen, das ihnen um das 
vielfache lohnendere Erwerbsstellen erschließt 
und nicht selten sie zu wirtschaftlicher Selbst- 
ständigkeit führt.‘ 
Wir sagen an dieser Stelle nichts gegen die 
Verbesserung im Schulwesen, wohl aber müssen 
wir uns dagegen wenden, daß ein allgemeiner 
Aufstieg zu besseren Lebensbedingungen in den 
Kreisen festzustellen ist, die die Maschinenbau- 
und Baugewerkschulen verlassen. Die vergan- 
genen Statistiken unserer Organisation und auch 
die, die wir gegenwärtig in Arbeit haben, be- 
weisen uns das Gegenteil. Deshalb sollte eine 
solche Korrespondenz etwas vorsichtiger mit 
den Worten umgehen, weil leider auch durch 
diese Veröffentlichung ein Anreiz auf gewisse 
Kreise ausgeübt wird, Maschinenbau- und Bau- 
gewerkschulen zu besuchen, um selbst mit 
„allerbescheidenster Vorbildung zu besseren 
Lebensbedingungen‘“ zu gelangen. 


Deutscher Ausschuß für technisches Schulwesen. 


Vor anderthalb Jahren hat sich durch die 
Initiative des Vereines deutscher Ingenieure ein 
Deutscher Ausschuß für technisches Schulwesen 
gebildet, an dessen Arbeiten sich die maß- 
gebenden technischen Vereine und Verbände 
beteiligt haben. Die Tätigkeit des Deutschen 
Ausschusses erstreckte sich zunächst auf das 
technische Mittelschulwesen, wobei in erster 


„Klassenkämp- 
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Linie die staatlichen technischen Mittelschulen 
Berücksichtigung fanden. Die Ergebnisse 
dieser ausgedehnten Arbeiten liegen jetzt in 
einem bei B. G. Teubner in Leipzig erschienenen 
Bande der Oeffentlichkeit vor. Man ersieht 
daraus, daß der Deutsche Ausschuß sich ein- 
gehend mit diesen Fragen beschäftigt hat. Aus- 
gedehnte Studienreisen wurden veranstaltet, 
maßgebende Persönlichkeiten zu Berichten her- 
angezogen, und in großem Umfange eine sehr 
ausführliche Umfrage bei der Industrie veran- 
staltet, die den Zweck hatte, den Männern der 
Praxis Gelegenheit zu geben, sich über die 
Anforderungen, die sie an die Fachbildung ihrer 
mittleren und niederen Beamten stellt, zu 
äußern. In einem besonderen Bericht hat dann 
der Deutsche Ausschuß die Ergebnisse dieser 
Arbeiten kurz zusammengefaßt. Auf einige 
dieser aufgestellten Grundsätze sei hier etwas 
näher eingegangen. Der Deutsche Ausschuß 
teilt das gesamte technische Schulwesen, wie 
es sich in Deutschland herausgebildet hat, in 
drei große Gruppen: Die Technischen 
Hochschulen, die Technischen Mit- 
telschulen (Fachschulen) und die 
Technischen Arbeiterschulen. Mit 
Recht hält er eine klare Abgrenzung der drei 
Schulgattungen im allseitigen Interesse für drin- 
gend notwendig. Zu den Technischen Hoch- 
schulen werden naturgemäß nur diejenigen An- 
stalten gerechnet, die zur Aufnahme als ordent- 
liche Studierende das Reifezeugnis einer neun- 
klassigen Lehranstalt verlangen und im allge- 
meinen eine Studiendauer von acht Semestern 
zur Erreichung des Lehrzieles fordern. Es 
heißt dann weiter: „Alle diejenigen Schulen, 
die, aus welchen Gründen immer, sich als Ge- 


werbeakademie, Ingenieurakademie, Polytech- 
nische Lehranstalt usw. bezeichnen, den vor- 
bezeichneten Anforderungen aber nicht ent- 


sprechen, sind als Technische Mittel- 
schulen anzusehen.‘ 

„Wenn es auch nicht als notwendig er- 
scheint, die Verschiedenartigkeit der Bezeich- 
nungen der Technischen Mittelschulen zu be- 
seitigen, so muß doch im allgemeinen Interesse 
jede Irreführung vermieden werden, und 


deshalb ist zu fordern, daß über- 
allda, wo durch Bezeichnungen 
wie Polytechnikum, Ingenieur- 


akademie usw. eine Verwechslung 
mit Technischen Hochschulen in 
nicht unterrichteten Kreisen mög- 
lich ist, diese Schulen wenigstens 
in einem Zusatz deutlich zum Aus- 
druck bringen, daß sie zu den Tech- 
nischen Mittelschulen gehören.“ 
Die Technischen Mittelschulen sind Fach- 
schulen. Sie gliedern sich nach der Anfor- 
derung an die Vorbildung und nach den Lehr- 


Zuschrift an die Schriftleitung 


zielen in höhere und niedere Schulen. Zu der 
dritten großen Gruppe, den Technischen Ar- 
beiterschulen, werden gewerbliche Fortbildungs- 
schulen, Fabrikschulen, Lehrlings-, Sonntags- 
und Abendschulen gerechnet. Sie sollen dem ge- 
lernten gewerblichen Arbeiter und dem Lehr- 
ling die Gelegenheit zur fachlichen Fortbildung 
gewähren. 

Großen Wert legt der Deutsche Ausschuß 
auf die praktische Vorbildung, die bei den 
höheren Fachschulen mindestens zwei Jahre, bei 
den niederen mindestens vier Jahre betragen 
soll. Bei den Ausführungen, die sich mit Lehr- 
plan und Lehrziel beschäftigen, wird besonderer 
Wert auf den Zeichenunterricht gelegt. Ueber 
den mathematischen Unterricht an den Tech- 
nischen Mittelschulen wird gesagt, daß hier 
nicht die Mathematik um ihrer selbst willen, 
sondern als Mittel zum Zweck betrieben wer- 
den soll. Im Fachunterricht ist auf die Pflege 
der grundlegenden Fächer der größte Nach- 
druck zu legen. Die Laboratorien erkennt man 
auch für den Unterricht an den Technischen 
Mittelschulen als unentbehrlich an. Grundsätz- 
lich aber soll der Unterrichtsbetrieb an den 
Laboratorien dieser Schulen von dem an den 
Technischen Hochschulen verschieden sein. 
Der Unterricht hat hier nicht der Erziehung 
zur wissenschaftlichen Forschung zu dienen, 
sondern er soll dem Techniker die Möglich- 
keit geben, sich in einfachen technischen Ver- 
suchen und fortlaufenden Betriebsbeobachtungen 
zu üben. 

Von einer weiteren Verlängerung der Unter- 
richtsdauer will der Deutsche Ausschuß nichts 
wissen. Er erklärt es als ein dringendes Be- 
dürfnis, die jungen Leute nach vollendetem 
Schulbesuch tunlichst jung in die Praxis zu- 
rückzuschicken. 

Bei dem Prüfungswesen wird verlangt, daß 
die Prüfungen auf das Unentbehrliche be- 
schränkt werden sollten. Er wendet sich 
auch hier gegen die irreführende 
Benutzung des Wortes „Diplom“ und 
führt aus: „Es ist zu mißbilligen, daß Reife- 
zeugnisse erteilt werden, die nach Form und 
Bezeichnung, z. B. durch Anwendung des 
Wortes „Diplom‘ die Möglichkeit geben, mit 
dem Diplom der Hochschulen verwechselt zu 
werden.‘ 

Ueber die Ausbildung der Fachlehrer wird 
gesagt, daß der Unterricht in den technischen 
Fächern nur durch Ingenieure erteilt werden 
soll, die ein vollständiges akademisches Studium 
an einer Technischen Hochschule erledigt haben 
und längere Zeit in der Praxis gewesen sind. 
Besondere Einrichtungen an den Technischen 
Hochschulen zur Ausbildung von Lehrern an 
Technischen Mittelschulen zu treffen, wird nicht 
empfohlen. 
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Der Deutsche Ausschuß beabsichtigt, sich 
nunmehr auch um die technischen Arbeiter- 
schulen eingehend zu kümmern und, soweit 


das Bedürfnis dazu vorliegt, auch Fragen des 
Hochschulunterrichts in sein Arbeitsgebiet mit 
hineinzuziehen. 


Zuschrift an die Schriftleitung. 


Unter der Ueberschrift „Städtisches Fried- 
richs-Polytechnikum zu Cöthen in Anhalt‘ wird 


in Nr. 12 der Zeitschrift des Verbandes Deut- 
scher Diplom-Ingenieure eine Eingabe des Vor- 
standes an das Staatsministerium zu Dessau 
veröffentlicht. Es scheint mir höchste Zeit ge- 
wesen zu sein, daß einmal durch eine Aus- 
lese aus dem Programm des besagten Poly- 
technikums die Aufsichtsbehörde auf den Un- 
fug hingewiesen wurde, der dort seit Jahren 
mit dem „Diplom“ und dem ‚„Diplomexamen“ 
getrieben wird. Man weiß in Cöthen jeden- 
falls eben so gut wie überall im Reiche, daß 
„Diplom“ und ‚„Diplomexamen‘“ nur auf der 
Technischen Hochschule vorkommen, aber man 
möchte doch zu gern — wenigstens in den 
Augen der Nichteingeweihten — auch als Hoch- 
schule gelten. Wer einen Begriff von der 
außerordentlich großen Selbsteinschätzung, die 
man sich in Cöthen angewöhnt hat, bekommen 
will, braucht nur eine Nummer der von dem 
Leiter des Polytechnikums redigierten Zeit- 
schrift „Das Polytechnikum“ in die Hand zu 
nehmen. 

Indessen finden wir für die Auswüchse mit 
dem „Diplom“ auch für Cöthen Entschuldi- 
gungsgründe. Die anderen Technischen Fach- 
schulen machen es nämlich zum Teil auch nicht 
viel besser; da kann doch Cöthen, das sich so 
gern den Anschein einer „Hochschule“ geben 
möchte, nicht zurückstehen. Man kann frei- 
lich einwenden, daß die von den Techniken, 
Polytechniken, Akademien usw. ausgegebenen 
Diplome durchaus nicht zu verwechseln seien 
mit dem Diplom eines wirklichen „Dipl.-Ing.“. 
Das ist zweifellos richtig, aber der Laie fragt 
nicht nach dem Ausfertiger des „Diploms‘, 
sondern sieht eben den Inhaber als „Diplom- 
Ingenieur‘ an. Mit oder ohne Absicht des In- 
habers eines solchen ‚Diploms‘“ sind unlieb- 
same Verwechslungen und Täuschungen leicht 
möglich. Die Verantwortung für üble Folgen 
tragen nicht allein die betreffenden Techni- 
schen Fachschulen, sondern zu einem 
guten Teil auch deren Aufsichts- 
behörden. Um dem Uebel wenigstens im 
Verantwortungsbereich ihrer Ministerien zu be- 
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gegnen, haben die thüringischen Staaten nach 
einer Vereinbarung unter sich schon vor fast 
Jahresfrist den Techniken, Polvtechnischen In- 
stituten usw. in ihren Landen untersagt, den 
Absolventen noch ferner „Diplome“ auszustellen. 
Diese Maßnahme dürfte wenigen Lesern dieser 
Zeitschrift schon bekannt sein. Sie ist im 
Sinne der Bestrebungen des Verbandes Deutscher 
Diplom-Ingenieure mit Dank und Freuden zu 
begrüßen. Leider erstreckt sie sich nur auf 
die thüringischen Staaten und das Großherzog- 
tum Mecklenburg; die Ingenieur-Akademie zu 
Wismar hat in ihrem Programm nachträglich — 
vermutlich nicht ganz freiwillig — aus dem 
„Diplom“ ein „Anerkennungs-Diplom‘‘ ge- 
macht. Dagegen verkünden das Technikum 
Konstanz, die Gewerbe-Akademie zu Berlin (!) 
u. a. der Welt noch immer, daß die Absol- 
venten „Diplome“ erhalten. Es dürfte sich da- 
her empfehlen, daß sich der Vorstand des 
Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure mit 
seiner Klage auch an die anderen in Frage 
kommenden Ministerien wendet. 


Dipl.-Ing. T. Glatz. 
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Technisches Wörterbuch für Werkzeugmaschinen 
und Maschinenwerkzeuge in deutsch, franzö- 
sisch, englisch, italienisch, spanisch. Heraus- 
gegeben von Ing. M. Chr. Elsner und Hugo 
Kriegeskotte. Verlag M. Krayn, Berlin W. 


Die elektrischen Meßinstrumente. Darstellung 
der Wirkungsweise der gebräuchlichsten Meß- 
instrumente der Elektrotechnik und kurze 
Beschreibung ihres Aufbaues von Dipl.-Ing. 
J. Herrmann a. o. Professor der Elektro- 
technik an der Kgl. Technischen Hochschule 
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Grundzüge des preußischen Baurechtes 
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Die Techniker in der modernen Staatswirt- 
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waltungs-Ingenieur“. Von Prof. W. Franz- 
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matische Laufbahn. Von J. Franz, Reg.- 
und Baurat, Straßburg. 
Wer ist Diplom-Ingenieur? Von Dipl.-Ing. 
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Mensch und Maschine. Von Geh. Reg.-Rat Prof. 
Kammerer-Charlottenburg. 


Versicherungs-Ingenieure.. Von Dipl.-Ing. R. 
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Wer ist Diplom-Ingenieur? Von Dipl.-Ing. 
A. Springe, Gewerbeanwalt, Neumünster. 


Die Diplom-Ingenieure in der Arbeiterschutz- 
gesetzgebung. Von Dipl.-Ing. v. Pasinski- 
Düsseldorf. 


Technisch-wirtschaftliche Verwaltungsprobleme. 
Von Prof. Dr.-Ing. Schlesinger-Charlottenburg. 


Das Geschichtsstudium an Technischen Hoch- 
schulen. Gedanken eines alten Studenten. 


Der Bureaukratismus. Von Plautus. 


Die Berechtigung der Standesorganisation. 


Diplom-Ingenieure als Feuerwehr-Offiziere. Von 
Dipl.-Ing. Hüpeden Nürnberg. 


Gericht und Technik. Von einem praktischen 
Juristen. 


Der Diplom-Ingenieur in der Bremer Staats- 
verfassung. Von Roland. 


Die Techniker im Kommunaldienste. Von Dipl.- 
Ing. H. Horn-Düsseldorf. 
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keit, Erfolge und Ziele. Von Dr.-Ing. E. Bar- 
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Die Elektrizität, Gesetzgebungskunst und römi- 
sches Recht. Von O. Schleicher, Regierungs- 
baumeister, Heilbronn. 


Der akademisch gebildete Ingenieur und die 
Aviatik. Von Dr. A. von Parseval-Char- 
lottenburg. 


Die deutschen Technischen Hochschulen nach 
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Ing. Reisner-Essen. 


Diplom-Ingenieur-Kammern. Von Dipl.-Ing. von 
Pasinski-Düsseldorf. 
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Wie stellt sich jetzt die Laufbahn der Tech- 
nischen Hochschulabsolventen (Dipl.-Ing.) ? 
Wie stellen sich die Diplom-Ingenieure zu den 
Reg.-Bauführern a. D.; Reg.-Baumeistern a. 
D. (ohne akademischen Grad) und den tech- 
nischen Vereinen? Von Dr.-Ing. H. Sidow- 
Düsseldorf. 


Solange die römischen Pandekten zu viel be- 
deuten an unsern Universitäten, werden wir 
zu wenig bedeuten in Europa. Von O. 
Schleicher, Reg.-Baumeister, Heilbronn. 


Die Techniker im Kommunaldienst. Von Dipl.- 
Ing. H. Horn-Düsseldorf. 


Eigentumsvorbehalt an Maschinen im deutschen 
BGB. und im schweizerischen ZGB. eine 
juristische Betrachtung. Von O. Schleicher, 
Reg.-Baumeister, Heilbronn. 


Ingenieurstudium und Verwaltungsreform. Von 
Reg.-Baumeister a. D. Ed. Jobst, Siedler, 
Charlottenburg. 


Gericht und Technik. Von einem praktischen 
Juristen. 


Die Stellung der erfindenden Angestellten im 
deutschen und ausländischen Recht. Von Dipl.- 
Ing. W. Stern, Frankfurt a. M. 


Unsere Technischen Hochschulen. Von Tg. 
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Organisationen zu deren Vertretung. Von 
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Charlottenburg. 
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der eines Juristen. 
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praktischen Juristen.) 


Ueber den richtigen Gebrauch der akademi- 
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Dr. jur. Runkel-Langsdorff, Freiburg i. B. 


Ingenieure und kleinere Verwaltungen. Von 


Dipl.-Ing. Reisner-Essen a. R. 
im Auswärtigen 
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A. Dipl.-Ing. A. Winkel, 
Aachen. Rochusstr. 44. 
M.-V. dritt. Mittwoch jed. Mon. Hotel Inter- 
national am Hauptbahnhof. — G. Z. erst. 
Dienstag jed. Mon. ebendaselbst. 


Berlin. A. Dipl.-Ing. M. Grimm, 
Charlottenburg 4, Krummestr. 26. 


M.-V. zweit. Dienstag jed. Mon. Motivhaus, 
Hardenbergstr., oder Techn. Hochschule, 


A. Dipl.-Ing. Kalisch, 
Breslau. Breslau XVI, Elektrotechn. Inst. 
der Techn. Hochschule. — M,-V. erst. Mon- 
tag jed. Mon. Restaurant Paschke, Taschen- 


straße. — G. Z. 2. u. 4. Sonnabend i im Mon. 
Hackerbräu, Ohlauer Straße. 


Cöln. "A. Dipl.-Ing. Dott, Klapperhof 22. 
M.-V. dritt. Montag jed. Mon. 81/2 Uhr 
‘ Restaurant Kraenkel, Martinstr. 24. — 
G. Z. jed. Montag nach 9 Uhr Restaurant 


.. Ewige Lampe. 
A. Dipl.-Ing. Walther Lentz 
Darmstadt. P laser 0, i 
M.-V. erst. Samstag jed. Monats 8!/a Uhr 
Restaurant Sitte, Karlsstr. — G.Z. jed. Freitag 
8t/2 Uhr Restaurant Sitte, Karlsstr. 


A. Dipl.-Ing. F. Riechers, 
D ortmund. Patentanwalt ‚Ostenhellweg 51. 
M.-V. jed. zweit. Freitag jed. Mon. mit Aus- 
nahme Juli—September 8 Uhr abends 
Unionbräu, Nordsternhaus, Markt. — G. Z. 
jed. Freitag Kronenburg. 


Düsseldorf. | A. Dipl.-Ing. H. Horn, 


Pionierstr. 83. 

M.-V. zweit. Dienstag jed. Monats Hotel 
Zweibrücker Hof. — G.Z. jed. Dienstag 
81/2 Uhr Zweibrücker Hof. 


A. Kgl. Oberlehrer Dipl.-Ing. 
Essen (Ruhr). C. E. Böhm, Christinenstr. 11. 


M.-V. auf Einladung. — G. Z. jed. Freitag 
8!/2 Uhr „Zwölfling“, Steelerstr, Essen. 


Hamburg-Altona. 


A. Dipl.-Ing. Kern, 
F rankfurt à. M. Eschersheimer Land- 
straße 89 Ill. — M.-V. zweit. Dienstag jed. 
Mon. Steinernes Haus, Braubachstr. (Einl.) 
— G. Z. wie vor. 
A. Dipl.-Ing. Baritsch, 
Hamburg 23, Max- 
straße 50 Ill. — M.-V. jed. erst. Donnerstag 
jed. Mon., Lokal versch. — G. Z. wird später 
bekannt gegeben. 


A. Prof. Dr.-Ing. A. Nacht- 
Hannover. "_.r ur. r® n 


weh, Herrenhäuser Kirch- 
weg 17. — M.-V. u. G.Z. erst. u. dritt. Mon- 
tag jed. Monats Rheinischer Hof. 


À. 1. Oberlehrer 
Königsberg İ. PP. Siping Dr. Carl 


Wagner, Hintertragheim 66. — M.-V. am 
1. Montag jed. Mon. im Hotel „Berliner Hof“. 


inyi A. Patentanwalt Dipl.-Ing. 
Leipzig. Hentschel, Nordstr. 1. 


N.-V. u. G. Z. Mittwoch Abend „Stadt 
Freiberg“. 
i | A. Dipl.-Ing. 
Mainz-Wiesbaden. Kronevach, 


Mainz, Rheinallee 93. — M.-V. jed. dritten 
Samstag jeden Mon. in den ungeraden 
Mon. Mainz, Kaffee Wocker, in den geraden 
Mon. Wiesbaden, Wiesbadner Hof. 


A. Dipl.-Ing. Alexander 
München. Winkhaus, Hasenstr. 221. 


M.-V. u. G. Z. Restaurant Deutsches Haus, 


Lenbachplatz. 
A. Prof. Dipl.-Ing. 
Münster i. W. Gottfried Koll, 
Goebenstr. 19. — M.-V. am 3. Mittwoch jed. 
Monats im Hotel Moormann. 


Osnabrück A. Dipl.-Ing. W. Knüfer, 


Osnabrück, Bessemerstr. 1a. 
M.-V. zweit. Dienstag jed. Monats Central- 
hotel Osnabrück, abends 9 Uhr. 
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: ZWECK UND ANWENDBARKEIT DES TITELS „DIPLOM-INGENIEUR“ 
Von Dipl.-Ing. Stamm-Frankfurt a. M. 


Untersuchen wir den Volkskörper auf 
seine soziale Zusammensetzung hin, so 
finden wir ihn bestehend aus zahlreichen 
Gruppen, die neben- und übereinander 
existieren. Durch vertikale Teilung wird 
die Gesamtheit des Volkes getrennt nach 
Berufen, durch horizontale Teilung ge- 
trennt nach Ständen. Wir finden einen 
kaufmännischen, einen landwirtschaft- 
lichen, einen militärischen und einen ge- 
werblichen Beruf, ferner einen solchen 
der Rechtspflege, der Krankenpflege 
usw. usw., und innerhalb dieser Berufe 
erkennen wir den Arbeiterstand, den 
Mittelstand und den Stand der Führer 
des Volkes. So gehören zum Arbeiter- 
stand u. a. die gewerblichen und land- 
wirtschaftlichen Arbeiter, zum Mittel- 
stand die Techniker mit Mittelschulbil- 
dung, die Handlungsgehilfen und kleinen 
Kaufleute, Handwerker, Rechtskonsu- 
lenten, Heilgehilfen usw. und zum füh- 
renden Stand die Offiziere, die Leiter 
größerer Unternehmungen und last not 
least die Akademiker aller Berufsarten. 


Selbstverständlich könnte man die 
Vertikal- und Horizontal-Teilung auch 
noch nach andern Gesichtspunkten vor- 
nehmen, aber zur Charakterisierung der 
sozialen und gesellschaftlichen Stellung 
der einzelnen Gruppen scheint mir ge- 
rade die hier gewählte Einteilung nach 
dem Kulturwert der Leistungen der ein- 
zelnen Gruppen das klarste Bild zu 
geben. 

Man erkennt ohne weiteres, daß die 
Akademiker aller Berufsarten zu dem 
führenden Stand bereits seit Jahrzehnten 
und Jahrhunderten gezählt wurden, nur 
wir Akademiker des gewerblichen oder 
technischen Berufes machen noch eine 
unrühmliche Ausnahme. 

Die Ursachen sind zur Genüge be- 
kannt; der Akademikerstand, der früher 
nur bei einigen von Alters her vorhan- 
denen Berufsarten existierte — der tech- 
nische Beruf ist neueren Datums — 
konnte dem akademisch gebildeten Tech- 
niker nicht ansehen, ob dieser die Be- 
dingungen erfüllt habe, die nun ein- 
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hil die, Voradidrläueg für den Eintritt 
in den- Akattemiker- Stand bilden. 

Unter „Ingenieuren“ stellte man sich 
bei uns keinesfalls nur Herren mit abge- 
schlossener Hochschulbildung vor, son- 
dern bezeichnete mit diesem Wort auch 
eine große Anzahl Personen, die nur 
Mittelschulbildung oder unvollständige 
Hochschulbildung genossen hatten. 
Diese konnten aber auf die Einbezie- 
hung : in den Stand der Akademiker 
keinen Anspruch machen, da tatsächlich 
die Akademiker aller anderen Berufe ein 
durch ein Examen abgeschlossenes 
Hochschulstudium nachweisen können 
und müssen. Benachteiligt waren also 
durch diesen Zustand nur die Inge- 
nieure, welche das Abschlußexamen 
einer technischen Hochschule bestanden 
hatten. Wenn diese sich nicht in einen 
Stand einrangieren lassen wollten, den 
sie vermöge ihrer Bildung und kul- 
turellen Leistungsfähigkeit überragen, 
blieb ihnen nur das eine Mittel übrig, 
sich nach außen hin deutlich als Inge- 
nieure mit abgeschlossener Hochschulbil- 
dung kenntlich zu machen, d. h. also 
einen geeigneten Titel zu suchen. 

Dieses Bedürfnis nach einem Titel, der 
deutlich die Zugehörigkeit zum techni- 
schen Akademiker-Stand charakterisiert, 
wurde wohl zuerst Mitte der 90er 
Jahre empfunden, als nicht nur der 
Staat, sondern auch die Kommunen und 
die Privatindustrize immer mehr Inge- 
nieure mit der denkbar besten Ausbil- 
dung benötigten, und die Zahl der in 
der Staatskarriere ausgebildeten akade- 
mischen Techniker hierfür bei weitem 
nicht mehr ausreichte. Die infolgedessen 
immer größer werdende Zahl der 
Herren, die zwar die Hochschule absol- 
vierten, aber nicht wie die staatlichen 
technischen Beamten einen charakteri- 
stischen Titel erhielten, empfand diesen 
Mangel als den Hauptgrund ihrer gesell- 
schaftlichen Zurücksetzung, da sie eben 
als Vollakademiker äußerlich nicht ge- 
kennzeichnet waren und mit der großen, 
sehr wenig homogenen Masse der Inge- 


nieure mit Mittelschul- oder halber 
Hochschulbildung zusammen geworfen 
wurden. 

Im Jahre 1897 richtete der Verband 
der Studierenden der deutschen techni- 
schen Hochschulen eine Petition an den 
Reichstag, daß „grundsätzlich nur dieje- 
nigen durch einen noch näher zu be- 
stimmenden staatlich geschützten Titel 
ausgezeichnet werden sollen, welche 
nach bestandenem Abiturientenexamen 
die Staats- oder Diplom-Prüfung abge- 
legt haben‘. Im gleichen Sinne sprachen 
sich der Verein Deutscher Ingenieure 
und die Rektorenkonferenz aus. Die Be- 
dingungen für die Erwerbung des Titels 
sollten also mindestens ebenso schwierig 
sein, wie diejenigen für die Erwerbung 
älterer akademischer Titel. Schwierig- 
keiten machte der Vorschlag eines ge- 
eigneten Titels (Vollingenieur, Ober- 
ingenieur, Technologe usw.), aber nach 
nicht allzulanger Zeit war man der recht 
lebhaften Diskussion enthoben. Anläß- 
lich des Jubiläums der Technischen 
Hochschule Charlottenburg schuf unser 
Kaiser den Grad eines Dislom-Ingenieurs 
und die Würde eines Doktor-Ingenieurs 
und sprach hohe Worte der Anerken- 
nung für den akademischen Techniker- 
stand. Beide Titel wurden unter den 
Schutz derGesetze gestellt und zwar, wie 
Kollege Springe in Heft 2 der Ver- 
bandsmitteilungen nachweist, auf durch- 
aus gleicher rechtlicher Basis. 

Vertreter der Technischen Hoch- 
schulen wurden, wie diejenigen der Uni- 
versitäten, ins Herrenhaus berufen und 
die Gleichheit beider Bildungsanstalten 
proklamiert. 

Es kann also keinem Zweifel unter- 
liegen, daß der Titel Diplom-Ingenieur 
geschaffen wurde auf das zielbewußte 
Drängen der beteiligten Kreise hin und 
in der ausgesprochenen Absicht, die Ab- 
solventen der Technischen Hochschulen 
als solche äußerlich zu kennzeichnen. Es 
war sicher der Wille des Gesetzgebers, 
daß der Titel mündlich und schriftlich 
angewendet werden solle; ist doch in 
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dem kaiserlichen Erlaß vom Oktober 
1899 bereits die abgekürzte (sic!) 
Schreibweise ausdrücklich angegeben. 
Es sollte die Gesamtheit der technischen 
Akademiker des Titels teilhaftig werden 
— denn dieser wurde nicht nur für die 
Bau- und Maschinen-Ingenieure, sondern 
auch für die Architekten, Chemiker, 
Schiffbauer und Forstbeflissenen be- 
stimmt. Der Titel Diplom-Ingenieur ist 
also umfassender wie etwa der Titel 
„Approbierter Arzt“, er soll die Voll- 
akademiker aller technischen Berufs- 
zweige als solche kennzeichnen. Hatten 
doch nicht nur die Ingenieure, sondern 
auch die Architekten unter dem Miß- 
brauch ihrer Berufsbezeichnung zu 
leiden. 

Der Zweck des Titels ist hiermit wohl 
zur Genüge gekennzeichnet; wenn dieser 
Zweck in dem abgelaufenen Jahrzehnt 
nicht erreicht worden ist, so liegt das 
m. E. nicht an dem Titel, über dessen 
Wohlklang man vielleicht streiten kann, 
sondern in der Natur der Dinge. Bevor 
ein Titel Allgemeingut und Sprachge- 
brauch wird, muß er zunächst einer 
größeren Anzahl von Personen verliehen 
sein und vor allem von diesen selbst auch 
gebraucht werden. So lange die Zahl 
der Diplom-Ingenieure naturgemäß eine 
kleine war, scheute sich der Einzelne, 
immer wieder Aufklärung über seinen 
Titel geben zu müssen und gebrauchte 
ihn lieber nicht, zumal die in der Ma- 
jorität befindlichen Ingenieure ohne 
Diplom und andere Titellose ihn schief 
ansahen, oder gar verspotteten. 

Diese Uebergangszeit dürfte aber nun- 
mehr vorbei sein; wir sind heute in 
Deutschland unserer etwa 12000, und 
unsere Zahl vermehrt sich jährlich um 
etwa 10%. Wenn wir heute den festen 
Entschluß fassen, dann haben wir auch 
die Macht, den Gebrauch des Titels 
durchzusetzen. 

Man könnte nun einwenden, 
Streben sei engherzig, rücksichtslos und 
eitel— das ist es nicht. Wir wollen nicht 
mehr scheinen, als wir sind, sondern nur 


dieses‘ 
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die gesellschaftliche Anerkennung: finden, 
die uns wegen unserer Bildung und kul- 
turellen Bedeutung zukommt und die 
unsere Kollegen in England und Frank- 
reich sowie vielen anderen Ländern 
längst genießen. Wir wollen in den 
großen Stand der Akademiker aufge- 
nommen werden, der sich nun einmal 
nur aus Leuten mit Titeln zusammen- 
setzt. Welcher Akademiker der älteren 
Berufe hat keinen Titel und hält nicht 
stolz auf dessen Anwendung? Wir sind 
also nicht eitler und reaktionärer wie 
die Oberlehrer, die sich scharf von den 
Volksschullehrern trennen, wie die 
Aerzte und Juristen, die mit den Heilge- 
hilfen und den Rechtskonsulenten gesell- 
schaftlich nichts gemein haben. Diese 
Gliederung der Berufe in Führer, Unter- 
führer und Arbeiter ist im Interesse der 
Ordnung und eines friedlichen und er- 
sprießlichen Zusammenarbeitens inner- 
halb des Berufes so notwendig, wie die 
Gliederung beim Militär, bei der Ver- 
waltung und in jedem großen kaufmänni- 
schen oder gewerblichen Betriebe. 

Streng durchgeführt ist eine derartige 
Gliederung der einzelnen Stände auch in 
den staatlichen Betrieben und zwar auch 
bezüglich der technischen Beamten. Der 
junge Diplom-Ingenieur, der als Regie- 
rungsbauführer in den Staatsdienst tritt, 
wird von vornherein den höheren Be- 
amten zugerechnet, obwohl er in seinen 
praktischen Leistungen zunächst noch 
hinter manchem technischen Eisenbahn- 
Obersekretär ebenso zurücksteht, wie 
der junge Diplom-Ingenieur in der 
Privat-Industrie älteren Beamten gegen- 
über. Es läßt sich an diesem Beispiel 
die Wirkung eines Titels sehr gut be- 
obachten. 

Ueberall sind also Scheidelinien inner- 
halb der einzelnen Berufe erkennbar, 
und auch bei uns sind sie berechtigt, seit- 
dem es eine technische Wissenschaft 
gibt, deren Träger die Diplom-Inge- 
nieure heute sind. Sie sind infolge ihrer 
wissenschaftlichen Bildung befähigt, füh- 
rende Stellungen einzunehmen, sie wer- 
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den sich in vielen Fällen über die 
scharfe horizontale Scheidelinie erheben 
können, welche die Angehörigen eines 


und desselben Berufes in die Klasse der 


Arbeitgeber und Arbeitnehmer teilt; sie 
können daher unmöglich eine Politik 
mitmachen, die wie diejenige des Bundes 
industrieller Beamten eine rein gewerk- 
schaftliche Arbeitnehmerpolitik _ ist. 
Unser Stand hat zweifellos die Aufgabe, 
die natürlichen Geg ensätze zwischen 
Arbeitgeberklasse und Arbeit- 
nehmerklasse mildern und ausglei- 
chen zu helfen. Durch unsere Bildung 
stehen wir der Arbeitgeberklasse gleich 
und sind doch zugleich vielfach Arbeit- 
nehmer. Wir sind aber genötigt, gute 
Beziehungen zu beiden Klassen zu halten 
und daher zu einer vermittelnden 
Tätigkeit bestimmt. Der Kaiser 
sagte bei der Einführung unseres Titels, 
daß wir nicht bloß große technische, son- 
dern auch große soziale Aufgaben zu 
lösen berufen seien. Dazu gehört aber 
die Erreichung von Ansehen und Macht, 
welche beide nur durch straffe Organi- 
sation und zielbewußtes Auftreten zu er- 
ringen sind. 

Vor Ueberhebung werden wir uns be- 
wahren, denn der wirklich Gebildete 
kennt sie nicht. Wir sind entfernt da- 
von, die Leistungen der Techniker mit 
Mittelschulbildung gering zu schätzen, es 
gibt und wird unter ihnen stets intelli- 
gente Leute geben, die sich über den 
Durchschnitt erheben, aber deswegen 
darf man den Wert der vollen akade- 
mischen Bildung nicht unterschätzen. 
Der Staat weiß auch sehr wohl, was er 
an uns hat, sonst würde er nicht jähr- 
lich große Summen für Technische Hoch- 
schulen ausgeben, wenn mit Mittel- 
schulen dasselbe erreicht werden könnte. 

Eine allzugroße Rücksicht auf die- 
jenigen Herren, welche zwar Hochschul- 
bildung, aber kein Diplom haben, 
braucht m. E. heute nicht mehr ge- 
nommen zu werden, denn viele haben be- 
reits eine leitende Stellung mit ent- 
sprechendem Titel, und der Nachwuchs 


Dipl.-Ing. Stamm, Zweck und Anwendbarkeit des Titels „Diplom-Ingenieur“ 


dieser Kategorie wird und muß von Jahr 
zu Jahr kleiner werden. Der einsichtige 
Teil unter ihnen wird unseren Bestre- 
bungen Verständnis entgegen bringen. 

Mit dem höheren Wert des Titels 
„Diplom-Ingenieur“ wird auch der Pro- 
zentsatz der Examens-Kandidaten zu- 
nehmen; er ist bereits von 10% im 
Jahre 1892 auf über 50% im Winter- 
semester 1908-09 gestiegen. Uns gehört 
also die Zukunft. | 

Die Regierungsbaumeister sollten 
unsere Bestrebungen im eigenen Inter- 
esse unterstützen, denn sie gehen ja aus 
den Diplom-Ingenieuren hervor und 
können durch die Anerkennung unseres 
Standes als eines gleichberechtigten aka- 
demischen Standes nur mit uns ge- 
winnen. Ein Kampf um leitende Stellen 
in den Kommunalverwaltungen und in 
der Industrie wird zwischen den Regie- 
rungsbaumeistern und uns um so 
seltener werden, als der Staat sich auf 
die Ausbildung der von ihm selbst 
benötigten Baubeamten be- 
schränkt. Früher waren bekanntlich 
infolge des Mangels eines akademischen 
Titels die maturen Studenten der Tech- 
nischen Hochschulen vielfach gezwungen, 
das Bauführer- und Baumeisterexamen 
abzulegen, um dann den Staatsdienst zu 
verlassen. 

Herr Prof. A. Riedler von der Tech- 
nischen Hochschule in Charlottenburg 
sagt in seiner Broschüre: ‚„Uisere Hoch- 
schulen und die Anforderungen des 20. 
Jahrhunderts‘ bereits im Jahre 1898: 
„Die Wertschätzung, der Einfluß der In- 
genieurarbeit und des Ingenieurberufes 
müssen sich ändern. Bei dem starren 
Festhalten von doktrinärer Einseitig- 
keit und bei geringer Schätzung der 
Technik ist ein unheilvoller Rückgang 
die unabwendbare Folge und das ver- 
diente Schicksal der Nation.“ 

Es kann also kein Mensch gegen 
unsere Bestrebungen und den intensiven 
Gebrauch des Titels Diplom-Ingenieur 
berechtigte Einwendungen erheben, und 
wenn wir den unwürdigen Zustand der 
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Zurücksetzung unseres Standes, der 
heute noch so wie vor 15 Jahren be- 
steht, beenden wollen, wenn wir uns in 
dem Stande der Akademiker den ge- 
bührenden Platz sichern wollen, müssen 
wir den Gebrauch des Titels durch- 
setzen. „Nur die überlieferte Form‘, 
sagt Riedler, „drückt die Gleichwertig- 
keit wissenschaftlichen Studiums aus, die 
Form in diesem Sinne gering zu achten, 
wäre verfehlt. 

Nachdem die oberste Baubehörde den 
Ingenieur - Titel an Unterbeamte mit 
bloßer Fachschulbildung verliehen hat, 
kann es im Interesse des wissenschaft- 
lich gebildeten Ingenieurs kein anderes 
Bestreben geben, als den akademischen 
Studienabschluß zu möglichst hohem 
Ansehen zu bringen.“ 

Die Diplom-Ingenieure müssen, wie in 
Heft 2 der Verbandsmitteilungen vom 
Oktcber 1909 sehr richtig gesagt ist, 
dafür sorgen, daß die für eine richtige 
Wertung der technischen Intelligenz be- 
sonders wichtigen Stellen und Personen 
den Begriff Diplom-Ingenieur in sich 
aufnehmen. 

Wir müssen den Titel selbst anwen- 
den, schriftlich im Verkehr mit Behör- 
den, Geschäftsleuten und Bekannten, bei 
Wohnungsangaben im Adreßbuch und 
Vereinsverzeichnissen, auf Visitenkarten, 
Türschildern, Briefköpfen, bei Leistung 
von Unterschriften, bei literarischer Be- 
. tätigung und insbesondere auch mit an- 
deren Titeln zusammen. Ferner müssen 
wir auch jüngere Herren mit dem Wort 
Kollege anreden und auf den Gebrauch 
des Titels als Anrede achten, insbeson- 
dere bei Vorstellungen, Adressenan- 


An der Vollkommenheit der akade- 
mischen Lehrmethode sind mir seit ge- 
raumer Zeit Zweifel aufgestiegen. Ich 
habe die Beobachtung gemacht, daß viele 
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gaben, im Verkehr mit anderen Aka- 
demikern und Nichtakademikern mit 
Titeln. Im mündlichen Verkehr haben 
höhere Titel den Vorzug, während im 
schriftlichen Verkehr der Titel „Dipl.- 
Ing.“ gerade von Leuten mit anderen 
bereits anerkannten Titeln nicht ver- 
gessen werden sollte. | 

Es ist selbstverständlich, daß unser 
Taktgefühl uns vor Uebertreibungen be- 
wahren muß, denn vom Erhabenen zum 
Lächerlichen ist nur ein Schritt; aber 
den Kampf aufnehmen mit den veralte- 
ten Vorurteilen müssen wir; wir wären 
sonst der Waffe, die uns unser Kaiser in 
Gestalt des Titels in die Hand gegeben 
hat, nicht würdig. Die Zeit der Klagen 
über unsere Zurücksetzung muß endlich 
vorüber sein, wir haben nun ihre Ur- 
sachen erkannt und müssen sie besei- 
tigen, zur Hebung unseres Standes und 
unserer Berufsfreudigkeit und zur Be- 
kämpfung des unlauteren Wettbewerbes, 
den städtische und private technische 
Mittelschulen durch Verleihung ähnlich 
lautender Titel treiben. Wir dürfen uns 
den Titel Dipl.-Ing. nicht länger dis- 
kreditieren lassen! 

Bis zum Studium der Titelfrage für 
diese Ausführungen habe ich nie an die 
hohe Bedeutung der Benutzung des 
Titels im mündlichen und schriftlichen 
Verkehr geglaubt, erst bei dieser Ge- 
legenheit bildete sich meine heutige An- 
sicht mit zwingender Logik. Ich bin mir 
bewußt, daß sich der allgemeine Ge- 
brauch des Titels, ohne den er seinen 
Zweck verfehlt hätte, nur durch Kampf 
durchsetzen lassen wird — aber ohne 
Kampf gibt es keinen Sieg! 


HOCHSCHULUNTERRICHT. 


(Gedanken eines Studenten.) 2 
Von Ewald Kohn, cand. rer. techn. i 


meiner Kommilitonen, die ich zum guten 
Durchschnitt rechnen muß, einen großen 
Teil ihrer Jugendkraft und Schaffens- 
freude unnütz verausgaben und trotz ge- 
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waltigen Kraftaufwandes nur ein verhält- 
nismäßig geringes Können mit in das 
Leben hinausnehmen. 

Eine Quelle des Uebels scheint mir 
schon in den Schulen zu liegen. Abge- 
sehen von dem Zweck, den mit dem 
„Einjährigen‘ abgehenden Schülern ge- 
nügende Kenntnisse zu vermitteln, haben 
die Mittelschulen den Zweck, eine größere 
Allgemeinbildung zu schaffen und zum 
Studium vorzubereiten. Diesen Zweck 
erfüllen sie m. E. in so geringem Maße, 
daß man, um eine Hochschulreform 
durchführen zu können, erst einmal an 
eine Reform der Mittelschulen denken 
muß. Reformbedürftig sind bei beiden 
Schularten der Lernstoff und die Art, 
wie er übermittelt wird. Im folgenden 
soll nur von der Reform der Unterrichts- 
methoden die Rede sein. 

Welche Kluft liegt zwischen Schule 
und Hochschule ! Dort der größte innere 
und äußere Zwang, hier die größte 
äußere Freiheit; dort Unterdrückung 
jeden originellen Denkens und Einklam- 
merung in einen engen Arbeitsrahmen, 
hier Loslassung des überschäumenden 
Jugenddranges. Meiner Ansicht nach ist 
das schablonenhafte Zwingen zur Arbeit, 
wie es auf manchen Schulen noch in den 
obersten Klassen gebräuchlich ist, der 
menschlichen Psyche genau so wenig an- 
gepaßt und der Entwicklung des Durch- 
schnittsschülers genau so schädlich wie 
das Aufhören jeglichen Lernzwanges auf 
der Hochschule. Teils Folge, teils Ur- 
sache dieser Methode ist die Abitu- 
rientenprüfung. 

Welche Gründe sprechen für und 
welche wider die Beibehaltung der Ab- 
schlußprüfung ? 

Man sagt, es sei nötig, daß die 
Schüler zum Schlusse ihrer Schulzeit 
einer objektiv prüfenden, von keiner per- 
sönlichen Stellungnahme beeinflußten Be- 
hörde den Beweis ihrer Reife liefern. 
Ferner könne die Prüfung dem etwas 
zurückgebliebenen Schüler durch großen 
Fleiß das Studium ermöglichen. Dann er- 
zwinge sie eine Wiederholung des ge- 
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samten Stoffes, und die letzte große An- 
strengung sei eine treffliche Schulung 
des Gehirns und eine gesunde Vorarbeit 
für. das Studium. 

Die Frage ist aufzuwerfen: Soll die 
Prüfung den Beweis liefern, daß der 
Schüler ein genau vorgeschriebenes 
Wissen besitzt, oder daß er über eine 
gewisse Allgemeinbildung verfügt und 
seine spezifischen Anlagen so ausgebildet 
hat, daß er für das Weiterstudium als 
befähigt anzusehen ist? Wird das erstere 
mit ja beantwortet, wäre im Prinzip die 
Prüfung berechtigt, nur blieben noch 
praktische Bedenken bestehen. Jede Prü- 
fung, schriftliche wie mündliche, hat 
große Fehlerquellen, im Zufall der Frage- 
oder Aufgabestellung und in körperlichen 
Indispositionen, ganz zu schweigen von 
absichtlicher oder unabsichtlicher Vorein- 
genommenheit gegen den Prüfling. Auch 
der Einwand ist hinfällig, die Beurteilung 
der Schlußprüfung sei keinen Täuschun- 
gen von seiten der Schüler unterworfen; 
denn wie die Prüfung eine konzentrierte 
Arbeitsanstrengung darstellt, werden bei 
ihr auch mit großer Kraftanstrengung 
Täuschungen versucht. 

Steht man aber auf dem Standpunkt, 
die Prüfung solle zeigen, ob der Schüler 
wirklich reif fürs Leben ist, d. h. ob 
die Entwicklung seiner Fähigkeiten in die 
richtigen Bahnen gelenkt ist, in denen sie 
sich frei entfalten können, dann muß 
man erkennen: Das Maturitätsexamen 
kann diesen Beweis nicht erbringen, ja 
behindert die Reife geradezu. Sollten 
nicht die Lehrer, die zwei oder noch 
mehr Jahre hindurch die Leistungen und 
die Entwicklung des einzelnen Schülers 
vor sich gesehen haben, allein und am 
besten imstande sein, die Reife ihrer 
Schüler zu beurteilen? Genau so, wie 
man heute die wissenschaftliche Reife 
für die Berechtigung zum einj.-freiw. 
Dienst mit der regelmäßigen Versetzung 
nach Obersekunda anerkennt, müßte 
doch die Beurteilung der Leistungen des 
letzten Jahres für die Schlußbeurteilung 
genügen können, um so mehr als man 
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mit der Versetzung in die Oberprima 


eine ausreichende Gelegenheit zum 
Durchsieben hat. 
Die Wiederholung des gesamten 


Stoffes kann ich ebenfalls als einen Vor- 
teil nicht ansehen; denn man kann doch 
keineswegs verlangen, daß alle Einzel- 
heiten aus früheren Stunden noch so 
vollkommen im Gedächtnis haften. Mit 
dem notwendigen Auffrischen des früher 
Durchgenommenen, das nur allzu häufig 
in ein schablonenhaftes Eindrillen aus- 
artet, wird kostbare Zeit verschwendet, 
die mit anderen Dingen weit besser aus- 
gefüllt wäre, nämlich mit Arbeiten, die 
einen eigentlichen Uebergang zum aka- 
demischen Lernen darstellen. So sollten 
die Schüler lernen, aus dem Vortrag des 
Lehrers das Notwendige herauszuziehen 
und es dispositionsartig oder in Form 
von Schlagwörtern niederzuschreiben 
und dies als Unterlage zu Aufsätzen und 
mündlichen Vorträgen zu benutzen. 

Auch den oben als Vorzug ange- 
gebenen Zweck der Prüfung, dem 
weniger Begabten durch Fleiß den Be- 
such der Universität zu ermöglichen, muß 
ich als verkappten- Nachteil bezeichnen. 
Denn was wird damit erreicht? Die 
Schüler ohne die Begabung der selbst- 
ständigen Gedankenfassung und ohne 
aktive Schaffenskraft, aber mit streber- 
haftem Fleiß, werden höher bewertet als 
sie es verdienen. Sie werden in der 
eigenen Beurteilung ihrer Fähigkeiten 
getäuscht und in ein Studium hinein- 
gedrängt, das dann Anforderungen an sie 
stellt, denen sie nicht gewachsen sind. 
Zu spät kommt die Einsicht. Durch 
fortgesetzte Mißerfolge in ihrem Selbst- 
bewußtsein aufgeschreckt, schwanken sie 
in ihren kostbarsten Jahren zwischen den 
Berufen hin und her, verlieren den 
ruhigen Halt zur gesunden Entwicklung 
unter ihren Füßen oder ergattern mit 
Mühe ihr Diplom und vermehren das 
zahlreiche Heer der akademisch „Ge- 
bildeten‘. 

Mit jeder möglichen Schärfe sollten 
solche Schüler am Studium - verhindert 
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werden, zu ihrem und aller Nutz und 


:Frommen. Das echte und gesunde Hand- 


werk, dessen Boden immer noch golden 
ist, wird aber hochmütig verschmäht. 
Und der Staat bietet durch die Abi- 
turientenprüfung noch seine Hand da- 
zu, und die Schule durch den Zwang 
der ganzen Schulzeit. 

Natürlich bin ich nicht für das Auf- 
heben jeglichen Zwanges; eine gewisse 
Zucht ist für die draufgängerische 
Jugend sehr wohl am Platze. Sie sollte 
aber langsam zur Selbstzucht hin- 
führen, deren keiner entraten kann, und 
auf den höheren Klassen allmählich ver- 
schwinden. Nur so können im Rahmen 
einer wahren Allgemeinbildung die indi- 
viduellen Fähigkeiten ausreifen, die im 
Kleinkinderzwange kurzsichtig an der 
freien Entwicklung gehindert werden. 
Dem originell und aktiv begabten 
Schüler wird oft genug die Lust und 
Liebe am Lernen genommen. Der Typus 
des intelligenten aber leistungsunfähigen 
Schülers ist die Folge. Der wenig aktiv 
begabte dagegen, der den Zwang nicht 
nur gut verträgt, sondern nötig hat, 
kommt über Gebühr glatt voran. Dazu 
gehören wenig begabte Söhne reicher 
Eltern, die durch ihr Geld ihren Söhnen 
Hilfe genug kaufenkönnen, um siebis indie 
gesellschaftlich so geachteten akademi- 
schen Berufe hineinzubringen, und viele 
Stipendiaten, die durch ihren enormen 
Fleiß über die Lücken in ihrer Begabung 
hinwegtäuschen können. Statt dessen 
sollte man die unbemittelten Schüler 
unterstützen, deren starke spezielle Be- 
gabung eine glatte Entwicklung zum 
echten Akademiker gewährleistet. Aber 
die sollte man dann auch vernünftig 
unterstützen, nicht so, daß sie vor 
körperlichem und geistigem Hunger an 
Leib und Seele erkranken, oder — um 
Geld zu verdienen — viel Unterricht 
geben müssen, was besonders für die 
späteren Philologen meist keine gute 
Vorübung ist, weil sie sich pädagogische 
Fehler anlernen. 

Die Anhäufung von Arbeit zum Schluß 
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der Schulzeit ist auch von großem Uebel. 
Das Gehirn muß eine übergroße Menge 
von auswendig gelernten Gegenständen 
aufnehmen, die keinen bleibenden, 
wahren Bildungswert haben und für den 
Beruf nur Ballast sind, der nach dem 
Examen so rasch wie möglich über Bord 
geworfen wird. l 

Zwischen den Systemen auf Mittel- 
schulen und Hochschulen besteht äußer- 
lich ein großer Unterschied, innerlich 
aber eine große Aehnlichkeit: Der 
äußere Zwang ist gewichen, der innere 
jedoch zum großen Teil geblieben. 

Die Hochschulen werden von zwei 
Studentenkategorien mit großem Erfolg 
besucht, von einer Kategorie mit viel zu 
geringem. 

Die erste, schwächste Gruppe der 
„Erfolgreichen‘“ bilden die außerordent- 
lich Begabten, die auch schon auf der 
Schule auf jeden Fall glänzend voran- 
kamen. .Sie sind frühzeitig über ihr Ziel 
im klaren, sie wollen auf der Hoch- 
schule in der Hauptsache die wissen- 
schaftlichen Methoden kennen lernen. 
Die größte Freiheit gibt ihnen die beste 
Möglichkeit, ihre besonders starken An- 
lagen nach Belieben zu entwickeln, und 
der innere Zwang hindert sie nicht son- 
derlich. Mit ihnen wollen wir uns des- 
halb nicht weiter befassen. 

Die zweite Gruppe der „Glücklichen‘“, 
an Zahl der dritten fast gleich, setzt 
sich aus denen zusammen, die den kor- 
rekten aber nicht tief eindringenden 
Strebern der Schule entsprechen. Sie 
schreiben jedes Wort in jedem Kolleg mit, 
begnügen sich nicht mit den verlangten 
Experimenten, Zeichnungen oder Auf- 
sätzen, sondern haben den Ehrgeiz, mög- 
lichst viel davon anzufertigen. Wunder- 
bar rasch begreifen sie, welche Farben 
man beim Auszeichnen für wagerechte 
und welche man für senkrechte Striche 
zu nehmen hat. Aengstlich wird jeder 
orientierende Blick über die Grenzpfähle 
ihres kleinen Gebietes hinaus in Nach- 
bargebicete vermieden. Dagegen klam- 
mern sie sich zaghaft an das an, was 
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ihnen der Professor sagt und diktiert, 
ohne es selbst zu durchdenken oder 
etwa zu kritisieren; denn das Ziel ist 
das Examen. Dafür werden die Kolleg- 
hefte peinlich studiert oder gar aus- 
wendig gelernt. Nach einem glänzenden 
Schlußexamen werden sie in der Praxis 
gute Techniker oder auch Spezialkon- 
strukteure, wenn sie gezwungen sind, in 
gewisse Probleme tiefer einzudringen, 
aber sehr selten richtige Ingenieure. 

Die dritte Gruppe, die einzige ohne 
genügende Erfolge, umfaßt die eigentlich 
zum Ingenieur berufenen Studenten. Sie 
besitzen außer ihrer guten technischen 
Begabung meist eine große Allgemein- 
begabung!). Sehr bald, oft schon im 
ersten Semester, beginnt die scharfe, 
immer schärfer werdende Eigenkritik 
und die Kritik an den Dozenten. Die 
Kollegien, die nicht mehr so neu und 
interessant wie im Anfang sind, werden 
lückenhaft besucht; die Hefte zeigen die 
bekannten weißen Blätter, zwischen eini- 
gen beschriebenen. Die Jagd nach den 
Zeichnungen mißfällt ihnen, weil sie 
nicht genügend dabei zu lernen glauben; 
sie müssen ihre „Bögen“ aber wohl oder 
übel, natürlich verspätet, machen, was 
oft einem „Abhauen‘ gleichkommt, und 
sind damit schon im Hintertreffen. 

Sie hatten sich das Studium früher 
ganz anders vorgestellt. Man hatte ihnen 
etwas von Lernfreiheit erzählt; deshalb 
hatten sie geglaubt, nun endlich nach 
dem Schulzwang ihren Neigungen folgen 
zu können. Aber siehe da, plötzlich 
scheint ihre Veranlagung nicht mehr 
auszureichen. So vieles, dessen Bedeu- 
tung sie nicht einsehen können und das 
sie gar nicht interessiert, muß ange- 
fertigt werden. Sie machen es infolge- 
dessen schlecht oder doch nicht zur Zu- 


1) Es ist nicht richtig, zu behaupten, nur der sei 
zum Ingenieur geboren, der eine außergewöhnliche 
Kombinationsgabe und Ideenphantasie besitzt. Ueber 
ein gewisses Maß davon muß er freilich verfügen, 
wie das Prof. Kammerer in der Broschüre: „Zur Ein- 
führung ins akademische Leben“ kurz und deutlich 
dargestellt hat. 
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friedenheit des Assistenten und werden 
damit zurückgewiesen. Bewegen sie sich 
auf eigenen Bahnen, weist man sie 
auf die ausgetretenen Geleise zurück. 
Examensnöte beginnen. Mit Mühe und 
Not wird beim Einpauker der verlangte 
Wissensstoff eingedrillt. 
atmen sie endlich auf, aber o weh! Sie 
wissen nichts recht anzufassen und 
durchzuführen: Die tüchtigen theoreti- 
schen Grundlagen fehlen. 

Der Grund zu diesen Zuständen liegt 
in dreierlei: in den Studenten selbst, in 
dem Hochschulsystem und in den öko- 
nomischen Zuständen der Praxis. 

Es wird immer die drei geschilderten 
Gruppen von Studenten geben: Die 
Genies, die Fachmenschen und die Men- 
schen mit dem Streben, sich nicht nur 
technisch, sondern allseitig zu bilden. 
Hiermit muß gerechnet werden. Natur- 
gemäß ist es nicht leicht, allen Wünschen 
zu entsprechen; aber die Hochschule 
trifft die Schuld, durch ihr Lehrsystem 
die Fachstudenten zu unterstützen auf 
Kosten der Humanitätsstudenten. Daß 
und wie diesem Uebel abzuhelfen ist, 
will ich später zeigen. Den übrigen Teil 
der Schuld trifft die traurige Lage der 
Ingenieure in der Praxis. Die Ursache 
hiervon ist das erklärliche Bestreben der 
Werksleitungen, die Kenntnisse der In- 
genieure in einem Spezialgebiet so weit 
als möglich auszunützen, also Spezialisten 
heran- und vorzuziehen, und das wirft 
seine Schatten in die Hochschule 
voraus. Eine weitere Ursache ist bei 
den Ingenieuren der Mangel an Solidari- 
tätsgefühl und an Einsicht, wie unvoll- 
kommen ihre technische und Allgemein- 
bildung ist. Die Besserung dieses Teils 
kann auch nur aus der Praxis kommen, 
indem die Fabrikleitungen einsehen, daß 
tiefer gebildete Ingenieure schließlich 
doch Besseres leisten, und indem die 
Ingenieure sich auf sich selbst besinnen 
und den Mangel der Bildung und ihre 
Stärke im Zusammenhalt erkennen. 

Also nur zu einem, allerdings 
großen, Teile liegt die Schuld an der 


In. der Praxis. 
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Hochschule selbst. Und zwar haupt- 
sächlich darin, dem Drängen der Praxis 
allzusehr nachgegeben zu haben. Aber 
die Studenten mit humanem Bildungs- 
drang müssen endlich danach streben, zu 
ihrem Recht zu kommen und nicht mehr 
wie bislang unter dem Drucke eines 
Systems, das nur auf die Fachstudenten 
zugeschnitten ist, ihre besten Jahre zu 
verlieren. 

Das können sie nur unter Preisgabe 
eines an sich sehr wertvollen Vorteils, 
nämlich der Ungebundenheit im Arbeiten. 
Mit einem Wort: Ein falsch verstan- 
dener Teil der Lernfreiheit muß 
aufgegeben werden, um den tiefer 
liegenden erst zur Wirkung kom- 
men zu lassen. | 

Wohl hat man bei der Immatrikulation 
die Mahnung bekommen, die Lernfreiheit 
nicht falsch aufzufassen, nicht zu bum- 
meln, sondern aus Freiheit zu lernen. 
Um das aber fertig zu bringen, fehlt es 
an der gehörigen Vorbildung und An- 
leitung. 

Die Vorlesung kann uns Verständnis, 
Arbeitsmethode und wertvolle Angaben 
für die Praxis geben. Das letztere wird 
allemal glänzend erreicht, entsprechend 
dem absoluten wissenschaftlichen Wert 
der Vorlesung. . 

Bezüglich des Verständnisses aber hat 
die Vorlesung bisher nicht immer den 
Erfolg, der ihr nach ihrem wissenschaft- 
lichen Wert zukommt. Obwohl wissen- 
schaftlich Durchforschtes in oft form- 
vollendeter Abrundung vorgetragen 
wird, wirkt es nicht nachhaltig und tief 
genug. Daran ist wohl das vorwiegend 
plastische Raumvorstellungsvermögen der 
Techniker mit Schuld, das mehr sehen 
als hören will, mehr aber noch die 
mangelhafte Vorbildung. Was bei der 
Wissenschaft an sich die höchste Stufe 
der Vollkommenheit darstellt, die reinste 
Objektivität, hat hier eine nicht ge- 
wünschte Wirkung. Ohne starke sub- 


jektive Beeinflussung läßt der rein 
wissenschaftlich theoretische Vortrag 
meist kalt. 
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Ferner leidet das Verständnis unter 
dem oft sehr zeitraubenden Mitschreiben 
nach Diktat oder freiem Vortrag. 
Schreibt man gegen das ausdrückliche 
Verlangen mancher Professoren nicht 
mit, dann hat man für das Pauken zum 
Examen nicht genügende Unterlagen. 
Denn manche Professoren verlangen in 
den Prüfungen gerade das, was sie ge- 
sagt haben. Erhält der Student jedoch 
soweit wie möglich gedruckte Angaben 
in systematischer Folge und Hinweise 
auf Stellen aus der Literatur, dann kann 
er dem Vortrag, der von allem toten 
Material entlastet ist, weit besser folgen. 

Um das Verständnis zu unterstützen 
und um die Arbeitsmethoden selbst an- 
wenden zu lernen, sind die Uebungen 
da. Aber viel zu wenig Stunden sind 
der Uebung gewidmet. Ihnen sollte ein 
weit größerer Platz eingeräumt werden; 
denn der bisherige rein theoretische Vor- 
trag genügt keineswegs zum Verständ- 
nis, und die wenigen Uebungsstunden in 
einigen Fächern genügen für die prak- 
tische Erlernung ebensowenig. 

In allen Hauptfächern sollte kein 
theoretischer Unterricht mehr ohne 
praktische Uebung stattfinden. In min- 
destens ebenso viel Uebungsstunden als 
Vortragsstunden müßte allen Studenten 
Gelegenheit gegeben werden, an Hand 
von zahlreichen praktischen Uebungs- 
beispielen ein selbständiges, sachgemäßes 
Arbeiten zu erlernen. In Mathematik 
z. B. finden an der Charlottenburger 
Hochschule nach der sechsten Stunde, in 
Mechanik nach der vierten Stunde zwei 
Uebungsstunden statt. Das genügt bei 
weiten nicht. Der Stoff geht nicht in 
Fleisch und Blut über, sondern wird 
rasch wieder vergessen; denn die schwe- 
reren Aufgaben werden meist von Pro- 
fessoren oder Assistenten gerechnet, 
weil man sie nicht verstanden hat, und 
in der nächsten Uebungsstunde kommt 
etwas Neues dran, um mit dem rasch 
fortschreitenden Vortrag im Zusammen- 
hang zu bleiben. Auch in Volkswirt- 
schaftslehre und verwandten Gebieten 
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müßte nach jeder Vorlesungsstunde eine 
Uebungsstunde stattfinden, in der durch 
Frage und Antwort das Vorgetragene 
zum geistigen Eigentum des Studenten 
gemacht wird. Mit den Seminaren für 
die späteren Semester ist das nicht zu 
verwechseln. Die Arbeit in ihnen ist 
mehr dem selbständigen Konstruieren 
gleichgeordnet und wie dieses durch die 
Uebungen gut vorbereitet. 

Wegen der sich jetzt schon stark 
fühlbar machenden Ueberlastung ist es 
unmöglich, mehr Uebungsstunden als 
bisher zwischen die Vortragsstunden 
einzuschieben. Die Gesamtzahl der 
Stunden dürfte nicht vermehrt, sollte so- 
gar vermindert werden. Die notwendige 
Zeit wäre gewonnen, wenn man für die 
Uebungen die Vorlesungen etwas ein- 
schränkte, indem soviel wie möglich auf 
Bücher und so wenig Zeit wie möglich 
auf das Diktieren verwandt wird. 

Vielerlei wäre durch solche, hier nur 
schematisch umrissene, Methode ge- 
wonnen. Der Student wäre über grund- 
legende Begriffe in allen Gebieten früh- 
zeitig im klaren, müßte sich nicht noch 
in späteren Semestern mit der Aufklä- 
rung falsch verstandener Grundbegriffe 
abquälen, was ihn am raschen Arbeiten 
hindert. Bis auf bestimmte häusliche 
Aufgaben und sofortige theoretische 
Durcharbeitungen nach Büchern und ge- 
druckten Belegen wäre ein besonderes 
häusliches Studium damit überflüssig. 
Die frei werdende Zeit könnte auf eine 
bessere wissenschaftliche und sonstige 
Allgemeinbildung und auf eine theo- 
retische Vertiefung der Spezialanlagen 
verwandt werden, wozu bisher nicht 
genügend Zeit blieb. Der Drill für die 
Examina fiele weg, und die dazu ver- 
wandte Zeit wäre ebenfalls gewonnen. 

Noch einen andern Vorteil bietet dies 
System. Bisher stand der Professor — 
auf der Charlottenburger Hochschule 
wenigstens, auf andern kleineren mag 
es damit besser sein — unerreichbar 
weit vom Studenten entfernt. Manche 
Professoren sagen ja in ihren Vorlesun- 
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gen, man solle nur, wenn man etwas 
nicht verstände, zu ihnen kommen und 
fragen. Aber nur sehr wenige Studenten 
sind imstande, dieses dankenswerte Ent- 
gegenkommen zu nützen; denn die 
meisten haben nur die Empfindung, vieles 
nicht zu verstehen, weil gewöhnlich 
schon die Begriffe der ersten Grund- 
lagen schwankten, können das aber 
nicht klar angeben. Eine gewisse Scheu 
mag hinzukommen. 

In den Uebungen kommen in vielen 
Fällen die Studenten mit. den Pro- 
fessoren bisher gar nicht in Berührung, 
nicht nur in den besonders stark be- 
suchten. Natürlich können auf den 
großen Hochschulen in einzelnen Fächern 
die Professoren selbst oder ihre Haupt- 
stellvertreter die Einzel- und Gruppen- 
unterweisung nicht allein geben. Aber 
der Student müßte dann wenigstens die 
Lehrmethode und die Persönlichkeit des 
Professors dahinter spüren. Die beste 
Abhilfe wäre freilich, eine genügende 
Anzahl Professuren zu schaffen oder be- 
sondere Unterweisungsdozenten anzu- 
stellen, die dann auch standesgemäß be- 
soldet werden müßten, damit sie sich 
vollständig ihrem pädagogischen Beruf 
widmen könnten. Aehnliches wurde ja 
auf dem letzten Hochschullehrertag an- 
geregt. Ich habe die Beobachtung ge- 
macht, daß die Assistenten weit größere 
Anforderungen an die Studenten stellen 
als die Professoren. Diese begnügen 
sich mit der Feststellung, daß der Stu- 
dent die Prinzipien der Lösung klar er- 
kannt hat und lassen ihm in Einzel- 
heiten größere Freiheit. Die Assistenten 
dagegen verlangen von jedem einzelnen 
Blatt, daß es so vollkommen nach ein- 
mal als richtig erkannten Prinzipien ist, 


.„ daß es ohne weiteres in der Praxis ver- 


wendet werden könnte, und lassen dem- 
gemäß die eigene Auffassung des Stu- 
denten in weit geringerem Maße zu. Das 
geschieht wohl nur in der besten Absicht, 
und das Dwurchkonstruieren einzelner 
Teile ist sicherlich zum Verständnis des 
Ganzen oft nötig. Aber es scheint mir 
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diese peinliche Genauigkeit des öfteren 
übertrieben zu werden. Und darin liegt 
für den Studenten eine übergroße Härte, 
die nicht immer der Erziehung zum 
wissenschaftlichen, exakten Arbeiten führt 
und dem rechten Verständnis dient. Diese 
unerwünschte Wirkung ist aber von dem 
Professor selbst unschwer zu mildern. 
Wenn mich nicht alles täuscht, ist man 
auf dem Wege dahin und teilweise schon 
am Ziel. Meine Vorschläge beziehen sich 
auch mehr auf die ersten 4—6 Semester. 


Bevor ich auf den schon jetzt auf- 
tauchenden Einwand entgegne, ein 
solches System würde erst recht zur 
Fachschule führen, will ich noch einen 
weiteren Vorstoß gegen die Lernfreiheit 
unternehmen, um erst dann den Beweis 
anzutreten, daß mit dem hier umrissenen 
System viel gewonnen würde. 


Dies System würde nämlich erst dann 
vollkommen berechtigt und nutzbringend 
sein, wenn man die beiden Examina ab- 
schaffte. Auf Grund anderer, weit 
größerer Sicherheiten könnte das Diplom 
erteilt werden. 


Die oben beschriebene Methode des 
mehr praktischen Unterrichts würde per- 
sönlichere Beziehungen zwischen Student 
und Dozent zur Folge haben. Der Pro- 
fessor mit seinen Assistenten kennt nun 
die Leistungen und Fähigkeiten seiner 
Studenten weit genauer als bisher. Dies 
könnte unterstützt werden durch all- 
monatliche Prüfungen, die in Semester- 
prüfungen ihren Abschluß finden. Bei 
zu geringen Leistungen in einem Fach 
müßte dasselbe noch einmal belegt oder, 
wenn die Leistungen in mehreren Fächern 
ungünstig beurteilt werden, das ganze 
Semester wiederholt werden. Am Schlusse 
der vorgeschriebenen, mit Erfolg durch- 
laufenen Semester werde eine Diplom- 
arbeit abgegeben, an der beliebig lang 
gearbeitet werden kann. Auf Grund der 
schriftlichen Semesterzeugnisse, der 
Diplomarbeitszensur und der persön- 
lichen Ansichten der Professoren ließe 
sich mit genügender Sicherheit die Zu- 
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 erteilung gewinnen. 

Ich bin auf den Vorwurf gefaßt, das 
Ganze käme dann schließlich auf den 
Schulzwang hinaus, und die gepriesene 
Lernfreiheit wäre ganz und gar verloren. 
Ich will zeigen, daß beides durchaus 
nicht der Fall ist. Ich denke mir den 
gewissen Zwang der ersten Semester als 
Uebergang zur Lernfreiheit der höheren 
und letzten. Mathematik, Mechanik, die 
elementare Maschinen- und Materialien- 
lehre, Nationalökonomie u. a. sind die 
für jeden Ingenieur unbedingt notwen- 
digen Grundlagen. Wer hierfür keine 
Begabung hat, kann kein Ingenieur wer- 
den. In diesen Gebieten ist die bisherige 
Lernfreiheit doch überflüssig, ja sogar 


gefährlich; denn die Auswahl ist ge- 
geben, und die Freiheit des Tempos 
wirkt allzu verführerisch. In höheren 


Semestern lernen die Professoren in den 
Uebungsstunden außer den Leistungen 
auch die spezielle Begabung der Stu- 
denten genau kennen und müssen Auf- 
gaben und Beurteilung danach richten. 
Ich verstehe die Lernfreiheit so, daß die 
Studenten nach Schaffung einer festen 
Grundlage ihre spezifischen Fähigkeiten 
ausbilden können, und daß man ihnen 
darin auf das weiteste entgegenkommt. 
Läßt man ihnen in der Wahl ihrer Auf- 
gabe und in der Art der Durchführung 
die größte Freiheit, dann werden sie den 
Zwang durch die monatliche und se- 
mestrale Schlußbeurteilung nicht lästig, 
sondern wohltuend empfinden, und wer- 
den frühzeitig zum selbständigen Ar- 
beiten gezwungen sein, während sie 
bislang zum unselbständigen Arbeiten 
vollste Freiheit hatten. 

In mancher Hinsicht spricht dasselbe 
für den Wegfall der Examina, was schon 
für den Wegfall der Reifeprüfung ge- 
sprochen hat. Das auf einen kurzen Zeit- 
raum konzentrierte Einpauken einer 
riesigen Menge von Wissensstoff fiele 
weg, das doch über die eigentliche Reife 
des Prüflings täuscht, da sehr vieles nur 
für den Prüfungstermin eingedrillt ist 
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und rasch wieder vergessen wird. Auch 
die Bedenken, die beim Wegfall der 
Prüfung in der Psyche der Professoren 
liegen sollen, kann ich nicht anerkennen. 
Daß sie unparteiisch urteilen, ist doch 
dadurch zu erreichen, daß jeder Pro- 
fessor mit den Assistenten und alle Pro- 
fessoren wieder zusammen die Leistun- 
gen des Studenten zu beurteilen haben. 
Freilich würden die Professoren nur 
widerstrebend die Urteile von andern 
Hochschulen anerkennen. Möglicherweise 
könnten auch die Hochschulen, deren 
Professoren als besonders milde Beur- 
teiler bekannt würden, vorgezogen wer- 
den. Diese Nachteile fielen weg, wenn 
der Student der Technischen Hochschule 
nur an einer Anstalt seine Studien 
macht. In der Praxis geschieht es ja 
größtenteils auch so. Gewiß, der Stu- 
dent soll andere Industrieen, Städte- 
bilder, Kulturzentren kennen lernen. Da- 
zu aber lassen die großen Ferien Zeit 
genug. Viel stärker sind die Bedenken, 
die man bei der Beibehaltung der Prü- 
fung in der Psyche der Studenten findet. 
Sie können bei der Prüfung körperlich 
indisponiert sein und vor fremden Pro- 
fessoren, die seine typische Begabung 
nicht kennen, in Verwirrung geraten. So 
können recht tüchtige, gut begabte Stu- 
denten schlechter, und mäßig begabte 
besser beurteilt werden, als sie ver- 
dienen. Das käme bei der fortwährenden 
Beurteilung weit seltener vor. Ganz ver- 
meiden wird es sich ja wohl niemals 
lassen. 

Noch ein Grund gegen diesen Zwang 
muß widerlegt werden. Hat nicht, wird 
man fragen, unsere deutsche Kultur von 
der vollsten Lernfreizügigkeit große Vor- 
teile gehabt? Ich muß es bejahen. Ge- 
rade unser deutsches Studentenleben 
unterscheidet sich in seiner Weltauf- 
fassung von dem des Auslandes und hat 
ein eigenartiges Gepräge. Aber mir 
scheint die Zeit gekommen, von dieser 
Freizügigkeit einen Teil abzugeben, um 
den verborgen liegenden dafür einzu- 
tauschen; denn die Beobachtungen, die 
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man an einem großen Teil der heutigen 
Studenten nach einem langen Studium 
macht, sind nicht geeignet, einem ein 
hohes Bild von den kulturellen Vorzügen 
des jetzigen Systems zu geben. Schon 
das Gebahren auf der Hochschule läßt 
dies erkennen. Nur die Kollegien und 
Uebungen werden meist besucht, die ver- 
langt sind und deren Wert für das 
Examen und die spätere Haupttätigkeit 
in die Augen fällt. Man hört Ansichten 
wie: „Warum hörst du das Kolleg, das 
wird ja gar nicht zum Examen ver- 
langt?“ Oder: „Was geht denn dich als 
Maschinenbauer das mikrokosmische 
Leben im Wassertropfen an?“ Es ist 
eben bei vielen Studenten kein genügen- 
des Verständnis für den Wert der natur- 


Bei der scharf ausgesprochenen Ten- 
denz der Technischen Hochschulen zu 
spezialisieren und jedes neu sich ent- 
wickelnde Gebiet als ein Sonderfach in 
die Lehrpläne aufzunehmen, mag es 
merkwürdig erscheinen, daß nicht auch 
das so wichtige Fach der Gasbereitung 
(Leuchtgas) aufgenommen ist. Wie 
früher schon einmal in unserer Zeit- 
schrift ausgeführt wurde (,Diplom-In- 
genieure und die Selbstverwaltung, von 
einem Stadtbaumeister‘‘, Heft 2), haben 
die Hochschulen auf die Bedürfnisse der 
Kommunalverwaltungen wenig Rücksicht 
genommen. Und bei der Herstellung 
von Leuchtgas handelt es sich vor- 
wiegend um eine nur im städtisch-tech- 
nischen Dienste, nicht im Staatsdienste, 
auftretende Aufgabe. Aber trotzdem ist 
es doch auffallend, daß nur an zwei oder 
drei Hochschulen überhaupt die Möglich- 
keit besteht auf diesem Gebiet Studien 
zu betreiben. Karlsruhe ist die einzige 


Hochschule, die einen ausreichenden 
Unterricht in dem Fache gewährt. Die 
preußischen Hochschulen stehen am 
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wissenschaftlichen und kulturellen Allge- 
meinbildung vorhanden. Daran, ich 
wiederhole es, ist zum Teil die Praxis 
schuld, die einen zwingt, sich möglichst 
zu spezialisieren, aber zum andern Teil 
auch die Hochschule mit dem Zwang in 
der Auffassung und mit der Freiheit im 
Tempo. Genau umgekehrt sollte es sein, 
wie wir ja auch Liberalismus nicht als 
völlige Freiheit, Ungebundenheit, Ge- 
setzlosigkeit auffassen, sondern selbst die 
freiheitlichst Gesinnten gewisse Schran- 
ken als notwendig anerkennen, die erst 
die echte Freiheit schaffen. Zwang im 
Tempo, aber Freiheit in der Art der Aus- 
führung, das wird die echte Individualität 
am besten wecken und ausreifen lassen. 


DIPLOM-INGENIEURE ALS GASWERKSLEITER. 


Von einem Stadtbaumeister. 


weitesten zurück. Diese Tatsache, der 
Mangel an Studiengelegenheit, ist für 
uns Diplom -Ingenieure insofern von 
weitgehender Bedeutung, als die Tech- 
nischen Mittelschulen eine viel bessere 
Vorbildung ermöglichen und als damit 
die Städte (besonders die vielen Klein- 


. städte) bei ihrem Bedarf an leitenden 


Beamten auf die Mittelschüler ange- 
wiesen sind. Es gibt in Deutschland 
eine größere Zahl von Städten, deren 
erster technischer Beamter der Leiter 
des städtischen Gaswerkes ist. Das Be- 
dürfnis nach einem Techniker ist im 
Gaswerk entstanden. Aus dem Gas- 
werksleiter hat sich der Stadtbaumeister 
entwickelt. Es mußte ein Techniker der 
Mittelschule sein; schon deshalb, weil 
Hochschüler keine Ausbildung in dem 
Gasfach erhalten können. 

Die fachwissenschaftliche Ausbildung 
für die hier in Frage kommenden Stellen 
hat mit der maschinen-technischen Aus- 
bildung die nächste Berührung. Es wäre 
deshalb erwünscht, wenn den Studieren- 
den der betreffenden Abteilungen Ge- 
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legenheit geboten werden könnte, sich 
auf diesem Fachgebiet soweit zu orien- 
tieren, daß sie später eine Anstellung 
bei einem der Werke finden, die zu 
weiterer Ausbildung führen könnte. Un- 
sere Verbandsleitung hat sich zur Auf- 
gabe gestellt, das „Verwendungsgebiet 
der Diplom-Ingenieure zu erweitern‘. 
Hier wäre eine solche Erweiterung sehr 
gut denkbar. Deutschland zählt zurzeit 
zirka 1300 städtische Gaswerke; die 
Zahl ist fortwährend im Wachsen. Und 
gerade die Kleinstädte und Mittelstädte 
bauen neue Werke und brauchen neue 
Gaswerksdirektoren. Seit den 90er Jahren 
sind zu den damals vorhandenen 900 
Gaswerken 400 neue entstanden, die (mit 
wenigen Ausnahmen) alle von Städten 
mit weniger als 10000 Einwohnern ge- 
baut wurden. Diese Kleinstädte können 
nicht gleichzeitig einen Stadtbaumeister 
und daneben einen Gaswerksleiter be- 
besolden. Der zunächst nötige Beamte 
ist der Leiter des Gaswerks. 

Die Stellung dieser Beamten ist für 
einen Diplom-Ingenieur um so erstre- 
benswerter als gerade die aus technischer 


Die „leitenden“ Stellen 


und kaufmännischer Arbeit bestehende 
Berufstätigkeit die höhere Allgemeinbil- 
dung des Akademikers zur Geltung 
kommen läßt. Es wäre auch im Inter- 
esse der Gemeinden gelegen, wenn sie 
für diese Stellungen höher und viel- 
seitiger gebildete Kräfte gewinnen könn- 
ten. Besonders erwünscht für kleinere 
Gemeinden ist es, einen Werksleiter zu 
haben, der auch einige andere Verwal- 
tungsaufgaben mit übernehmen könnte, 
die seiner technischen Vorbildung ent- 
sprechen. Auch hier zeigt sich wieder 
die Notwendigkeit, der Anpassung an 
die praktischen Bedürfnisse des Berufs- 
lebens, die immer flüssig sind und sorg- 
sam beachtet sein wollen. Wie man- 
cher Diplom-Ingenieur, der jetzt in 
untergeordneten Stellungen bei der Ma- 
schinen -Industrie sein Unterkommen 
suchen muß und dann nicht weiter 
kommt, würde auf dem vorstehend an- 
gedeuteten Wege weiter kommen können 
— wenn er als Student auf dieses Be- 
rufsfeld hingewiesen würde. Diesen Hin- 
weis wollte ich anregen. Das ist eine 
Aufgabe unseres Verbandes. 


: DIE „LEITENDEN“ STELLEN. 


Mit steigendem Interesse verfolge ich seit 
Jahren die Forderungen, welche der „techni- 
schen Intelligenz‘ einen höheren Anteil an der 
Führung des öffentlichen Lebens bringen 
sollen. Darunter kehrt eine besonders häu- 
fig wieder: Die richtigen Männer an die rich- 
tige Stelle! Mir erscheint diese Forderung 
immer als ein Wollen ohne klaren Willen. 
Wer sind die richtigen Männer? Wo sind die 
richtigen Stellen? Zuerst denkt man natürlich 
an die „leitenden Stellen“ Auch diese For- 
derung — die Techniker sollten in die ,‚lei- 
tenden Stellen‘ berufen werden — ist nur zu 
oft ausgesprochen worden — wie mir scheint, 
ohne klare Vorstellung des Zieles. Was ist 
eine leitende Stelle oder richtiger: welche ‚‚lei- 
tenden Stellen‘ wollen die Techniker haben? 
Alle Stellen können sie doch nicht haben 
wollen und ganz gewiß auch nicht bean- 
spruchen, denn außer den Technikern gibt es 
doch auch andere Intellektuelle, andere Sach- 


verständige, andere Berufsstände, die auch 
„leitende Stellen‘ haben wollen. Die Offi- 
ziere, die Pädagogen, die Mediziner, die Ju- 
risten — sie alle wollen dort leiten und re- 
gieren, wo der Offizier, der Lehrer, der Arzt, 
der Rechtskundige an der „richtigen Stelle‘ 
ist. Die Techniker werden also diesen Be- 
rufsständen doch auch einige leitende Stellen 
übrig lassen müssen. Das müßte klar ge- 
sagt werden. Es wird sich also doch 
wohl zunächst immer fragen, wo der eine, wo 
der andere an der richtigen Stelle ist. Mit 
dem Satz ‚der richtige Mann an der richtigen 
Stelle‘ läßt sich nichts anfangen, wenn nicht 
gleichzeitig mit dem richtigen 
Mann die richtige Stelle bezeich- 
net wird. Die ganze Forderung erscheint 
sonst leicht als eine Utopie. 

Ich hatte mir gedacht, daß unter den 
häufigen Ministerernennungen in den vielen 
deutschen Bundesstaaten auch zahlreiche neue 


Die „leitenden“ Stellen 


Männer aus den Kreisen der Techniker auf- 
tauchen würden oder doch, daß die Techniker 
Deutschlands in hellen Haufen zu dem Reichs- 
kanzler und den Ministerpräsidenten gehen und 
ihre Männer für die leitenden Stellen präsen- 
tieren würden. Denn das sind doch wichtige 
leitende Stellen, die da immer wieder mit 
neuen Männern besetzt werden. Sind es nicht 
die richtigen Stellen? Eine andere Frage liegt 
besonders nahe: Haben die Techniker wirklich 
auch Männer, die an diese Stellen gehören; 
wären zurzeit für diese richtigen Stellen über- 
haupt die richtigen Männer unter den Tech- 
nikern zu finden? Ich habe einige Zweifel. 
Und diese Zweifel werden immer wieder ge- 
stärkt, wenn ich beobachte, daß da, wo ein- 
mal ein Techniker als der richtige Mann an 
die richtige Stelle gestellt wurde, diese Stelle 
immer wieder mit einem Nichttechniker be- 
setzt wurde, sobald der ‚richtige‘‘“ Mann die 
Stelle verlassen hatte. Auch vom Kaufmann, 
dem man neuerdings ebenfalls leitende Stellen 
geben will, gilt dasselbe. Ist der Nachfolger 
eines Dernburg auch ein Kaufmann, sind die 
Stellen eines Gnauth, eines Honsell zum zweiten 
Male mit Technikern besetzt worden? Wenn 
die Techniker in der Person von technisch Ge- 
bildeten Einfluß gewinnen wollen und wenn 
dieser Einfluß im allgemeinen fühlbar werden 
soll, so genügt es überhaupt nicht, ein paar 
Ministersessel zu besetzen und dann ein paar 
Techniker zu Ministerialdirektoren zu machen. 
Das wäre gerade der verkehrte Weg, um 
dauernden Einfluß zu gewinnen. Minister 
und selbst Ministerialdirektoren gehen. Wenn 
dann kein Nachswuchs da ist, nützt die Arbeit 
des einzelnen, der als Techniker in die hohen 
„leitenden‘‘ Stellen kommt, der technischen In- 
telligenz so gut wie gar nichts. Denn dem 
zeitweiligen Nutzen steht der Verlust an 
Prestige entgegen, der immer eintritt, sobald 
der richtige Mann keine Nachfolger aus den 


Reihen der Techniker erhalten hat. Man sagt 
dann: das war doch verfehlt, einen Außen- 
seiter zu berufen, oder aber — was noch 


schlimmer ist — das war eine Ausnahme. 
Unter dem Nachwuchs der Techniker war 
kein Nachfolger. Wenn es gilt, sind die Nach- 
folger (die richtigen Männer) nur unter den 
— Juristen zu finden. Das beste Vorbild geben 
deshalb auch die Juristen. In den letzten 
Wochen haben wir wieder reichlich Gelegenheit 
gehabt, zu ergründen, wie und auf welchen 
Wegen die richtigen Männer heranwachsen, wie 
sie in die richtigen Stellen hineinwachsen. Bei 
all den Männern, welche im letzten Jahre (und 
das gleiche läßt sich auf Jahrzehnte zurück 
verfolgen) in die obersten leitenden Stellen 
berufen wurden, ist ein Teil des Lebenslaufes 
ganz der gleiche. Sie studierten die Rechte 


305 


und traten als Gerichtsreferendare meist in 
jungen Lebensjahren in die höhere Verwal- 
tung ein. Sie wurden Regierungsreferendare, Re- 
gierungsassessoren und Landräte (die Süddeut- 
schen traten in ein entsprechendes Amt ihrer 
Landesverwaltungen). Dieser Lebenslauf ist für 
die überwiegende Zahl aller Minister in Deutsch- 
land typisch. Dabei haben diese Männer — 
das wird man ohne weiteres zugeben müssen 
— eine gute Kenntnis dessen erlangt, was die 
Regierung und die oberste Leitung eines Landes 
wissen muß. Es gibt trotz aller gegenteiligen 
Behauptungen für die leitenden Beamten un- 
serer Staaten keine bessere Schulung als die- 
jenige, welche in der Berufsarbeit des Re- 
gierungsreferendars, des Assessors und des 
Landrates gewonnen wird. Hierbei ist bisher 
nur das eine verfehlt, daß dieser Tätigkeit 
ein ausschließlich juristisches Universi- 
tätsstudium vorausgehen muß. Würde diese 
Einseitigkeit aufgehoben, würden auch Aka- 
demiker der Ingenieurschule zu der Laufbahn 
in der höheren Verwaltung zugelassen, so wür- 
den ganz zwangläufig und ganz selbstverständ- 
lich die Stellen der leitenden Männer nicht 
nur aus den „Juristen‘, sondern auch aus den 
„Technikern“ ergänzt. Dann würde auf der 
ganzen Linie von unten auf technischer 
Geist, technische Intelligenz in die führenden 
Schichten des Landes aufsteigen. Dann könnte 
es gar nicht mehr vorkommen, daß die rich- 
tige Stelle nicht auch von dem richtigen 
Manne besetzt werden müßte, dann stünde auf 
allen Stufen für alle abgehenden Techniker auch 
der geeignete Nachwuchs zur Verfügung. 
Jetzt lesen wir, daB ein neuer Finanz- 
minister berufen ist, der seine akademischen 
Studien mit der Gerichtsreferendarprüfung ab- 
geschlossen hat, als Assessor bei einer Eisen- 
bahndirektion tätig war und dann seine 
Laufbahn durch mehrere Stadtverwaltungen ge- 
nommen hat. Ist das nicht auch ein Weg für 
Akademiker der Ingenieurschule? Wenn eine 
Wendung in dem jetzigen Zustande nur aus- 
schließlich von den Fachtechnikern erwartet 
werden müßte, so würde die Wandlung nie- 
mals kommen. Nicht von oben her, von unten 
auf müssen die neuen Männer einrücken. Die 
neuen Ernennungen von leitenden Beamten 
zeigen immer wieder, wie wir dafür sorgen 
müssen, daß neben den aus der Juristenschule 
kommenden jungen Gerichtsreferendaren auch 
Diplom-Ingenieure in jungen Jahren mit 
denjenigen Stellen anfangen müssen, die — trotz 
aller Einwendungen Anfangspunkte der 
Laufbahn sind. Was nutzen uns denn alle 
Klagen über die Zurücksetzung der Techniker, 
was sollen die theoretischen Erörterungen über 
die Notwendigkeit einer Reform helfen? Berg- 
steigen hat noch keiner hinter dem Ofen ge- 
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lernt; Leiten, Verwalten, Regieren wird kein 
Techniker am Reißbrett lernen. 

Es unterliegt gar keinem Zweifel, daß unter 
den technisch Gebildeten unseres Landes zahl- 
reiche Kräfte stecken, die eine ergiebige Aus- 
lese von führenden Männern (auch in den 
obersten Stellen) schon längst ermöglicht hätten, 
wenn diese Kräfte nicht — stecken geblieben 
wären. Auch Bergsteiger sind schon stecken 
geblieben. Den Gipfel erreichen mit seltenen 


: Verbandsnachrichten. 


Vorstandsbericht. 

Aufnahme von Mitgliedern und 

Förderern. 

Seit dem letzten Bericht wurden aufgenom- 
men als Mitglieder die Herren Dipl.-Ing.: 
Be- 
Deutscher 


Arauner, Rudolf, 
amtenkasino der 
Kaiser. 

Bamberger, 
straße 791. 

Baeskow, Alfred, 
Schuckert-Werke, 
straße 67. 

Blank, Gustav, Ingenieur der Fa. Karl Brandt, 
Betonbau, Breslau 2, Grünstraße 4 I. 


Bruckhausen-Rhein, 
Gewerkschaft 
Heinrich, Stettin, Barnim- 
Ingenieur der Siemens- 
Charlottenburg, Schlüter- 


Friedländer, Max, Assistent, Aachen, 
Bergdrisch 38. 
Gerkrath, Franz, Zivilingenieur, Saar- 


brücken 1, Waterloostraße 13. 
Gresbeck, Friedrich, Beamter des Stettiner 
Vulkan, Stettin, Wrangelstraße 5. 
Guckes, Adolf, Mannheim, K. 2. Nr. 15. 
Haggenmüller, Theodor, Betriebsdirigent 


der Kaiserlichen Werft Kiel, Kiel, Lehm- 
berg 20. 

Hansmann, Otto, Reg.-Baumeister, Han- 
nover, Münzstraße 2 II. 

Held, Adolf, Ludwigshafen a./Rh., Jäger- 
straße 20. 


Henneberger, Hans, Berechnungsingenieur, 
Soden i./Taunus. 

Knörlein, Michael, Ingenieur 
Stettin, Löwestr. 5 II r. 

Küntzel, Willy, Konstrukteur bei der A.-G. 
Weser, Bremen, Nordstraße 1a, I. 

Martine, Arnold, Saarbrücken 3, Rotenberg- 
straße 1. 

Mayer, Adolf, Betriebsassistent, Klein-Rosseln 
(Lothr.). 

Meyer, Erich, Ingenieur der Fa. F. Schichau, 
Elbing, Wilhelmstr. 51 H. 

Motz, Alfred, Walzwerksingenieur, Quint bei 
Trier. 


am Vulkan, 
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Ausnahmen nur die, die den Anstieg richtig 
gewählt haben. 

Die Diplom-Ingenieure werden zu den 
Spitzen (den kleinen und den großen) nur 
dann gelangen, wenn sie den richtigen Weg 
einschlagen, wenn sie den richtigen Anstieg 
finden. Lest den Lebenslauf der neuen Männer, 
der richtige Anstieg ist dann nicht mehr zu 


verfehlen. F. 

Otto, Alfred, Frankfurt a./M., Blücher- 
straße 11 IHI. 

Römer, Paul, Ingenieur der Siemens- 


Schuckert-Werke, Berlin SW. 47, Kreuzberg- 
straße 37/38 II, 1. 

Rou bach, Ludwig, Saarburg i./Lothr. 

Saling, Artur, Mannheim, Sophienstraße 16. 

Schmitt, Heinrich, Architekt, Schlebusch- 
Manfort, Manforter Straße 80. 

Schütte, Johannes, Professor an der Techn. 
Hochschule Danzig, Danzig-Langfuhr, Jäsch- 
kentaler Weg 47. 

Seidel, Karl Julius, Bauleiter der Geigen- 
bachtalsperre, Rittergut Werda bei Falken- 
stein i./V. 

Stendell, Karl, Schiffbauingenieur im techn. 
Bureau für Kriegsschiffbau am Stettiner Vul- 
kan, Stettin-Grabow, Blumenstraße 8 I. 

Stern, Richard, Berechnungsingenieur, Frank- 
furt a./M., Bockenheimer Landstraße 111. 


In die Liste der Förderer wurden einge- 
tragen die Herren: 

Professor Hugo Behr, Direktor der Kgl. Bau- 
gewerkschule, Stettin, Schinkelstraße 10. 

Dr.-Ing. h. c. Rudolf Diesel, München, Maria 
Theresiastraße 32. 

Architekt Tr. Hirsch, Kgl. Baugewerkschul- 
direktor, Eckernförde. 

Oberingenieur Johannes Krone, Oberingenieur 
und Prokurist der Fa. Friedrich Krupp A.- 
G., Essen-Ruhr, Bismarckstr. 56. 

Dr.-Ing. h. c. J. Massenez, Generaldirektor, 
Wiesbaden, Humboldtstraße 14. 

Geh. Kommerzienrat Dr.-Ing. h. c. Richard 
Pintsch, Berlin W. 10, Tiergartenstr. 4a. 

Professor Dr.-Ing. h. c. A. Prinzhorn, Di- 
rektor der Kontinental Gummi- und Gutta- 
percha-Fabrik, Hannover, Königsworther 
Straße 46. 

Professor Dr. Dr.-Ing. h.c. A. Raps, Di- 
rektor der Siemens & Halske A.-G., Berlin- 
Nonnendamm. 

Geh. Kommerzienrat Dr.-Ing. h. c. 
Wolf, Magdeburg-Buckau. 

Ferner: 

Freiberger Burschenschaft „‚Glückauf“, Frei- 

berg i./Sa., Glückaufer Haus. 


Rudolf 


Aus den Bezirksvereinen — Literatur 


Neue Bezirks-Vereine. 

Am 5. Juli ist der Bezirks-Verein Bremen 
gegründet worden. Der Vorstand setzt sich 
zusammen aus den Herren: Dipl.-Ing. Dr.-Ing. 
Rudolf Schmidt, Vorsitzender, Dipl.-Ing. 
Friedrich Doden, Vorsitzender-Stellver- 
treter, Dipl.-Ing. Georg Koernert,Schrift- 
führer, Dipl.-Ing. Heinrich Ahrens, Schrift- 
führer-Stellvertreter, 


winkel, Kassenführer, Dipl.-Ing. Karl 
Dressel, Beisitzer, Dipl.-Ing. Friedrich 
Wolf, Beisitzer, sämtlich in Bremen. Die 


nächste Mitgliederversammlung findet am Mitt- 
woch, den 3. August, im Restaurant „Senator“, 
Bremen, Fedelhorn, statt. Zuschriften sind zu 
richten an Herrn Dipl.-Ing. Georg Koernert, 
Bremen, Utbrennerstraße 47. 


Auch in Stettin ist Anfang Juli der Be- 
zirksverein Stettin gegründet worden. Vor- 
sitzender des neuen Bezirksvereins ist Herr 


Dipl.-Ing. Bamberger, Oberlehrer an der Kgl. 
Baugewerkschule; Zuschriften sind zu richten 
an den Schriftführer Herrn Dipl.-Ing. Simon, 
Pölitzer Str. 25, Stettin. 


In Dresden ist die Gründung eines Be- 
zirksvereins in Vorbereitung. Es fand am 29. Juni 
eine Versammlung von Mitgliedern und Förderern 
des Verbandes statt, in der der Beschluß gefaßt 


wurde, im nächsten Oktober eine Orts- 
gruppe Dresden zu gründen. Vorläufig 
findet am dritten Mittwoch jeden Monats 


1/9 Uhr eine Zusammenkunft im Viktoriahaus 
I. Etage statt, zu der die Mitglieder und 
Förderer eingeladen sind. Mit der Führung 
der Geschäfte sind bis auf weiteres beauf- 
tragt die Herren Dipl.-Ing. W. Voigt und Reg.- 
bauführer Dipl.-Ing. W. Bastänier. Zuschriften 
sind zu richten an Herrn Dipl.-Ing. W. Voigt, 
Dresden A. 7, George Bährstr. 20 I. 


Städtisches Friedrichs-Polytechnikum Cöthen. 


Der Vorstand erhielt ein Schreiben des 
Herzoglich Anhalt. Staatsministeriums, in wel- 
chem mitgeteilt wird, daß die von unserem 
Verbande verfolgte Angelegenheit (vgl. Vor- 
standsbericht in Nr. 12) zum Gegenstand der 
Erwägungen gemacht worden ist, welche noch 
nicht abgeschlossen sind. 


Nachverleihung des Grades „Dipl.-Ing.“ in 
Württemberg. 

Rektor und Senat der K. Technischen Hoch- 
schule Stuttgart konnte der Bitte unseres Ver- 
bandes, die Gebühr von 23 Mark für die nach- 
trägliche Erteilung des Grades „Dipl.-Ing.“ an 
württembergische Regierungsbauführer zu be- 
seitigen, nicht entsprechen. Der Vorstand 
glaubt, daß der Widerstand beim K. Ministerium 
des Kirchen- und Schulwesens liege und hat 
demzufolge beschlossen, an den Herrn Minister 


Dipl.-Ing. Hans Moh-. 
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des Kirchen- und Schulwesens, Exzellenz Staats- 
minister von Fleischhauer, folgende Eingabe 
zu richten: 

„Laut Bekanntmachung des Rektorats der K. 
Technischen Hochschule Stuttgart betreffend die 
Erteilung des Grades eines Diplom-Ingenieurs 
an württembergische Regierungsbauführer vom 
29. März 1909 wird an württembergische Re- 
gierungsbauführer der Grad eines Diplom-In- 
genieurs bis zum 1. 4. 1911 auf Ansuchen nur 
dann erteilt, wenn der Betrag von 20 Mark 
zur Deckung der Kosten — und 3 Mark Spor- 
teln beigefügt sind. 

Wie uns aus den Kreisen unseres Verbandes 
mitgeteilt wird, hat die Erstattung einer solchen 
Gebühr bisher bewirkt, daß nur ein verhältnis- 
mäßig geringer Prozentsatz von württembergi- 
schen Regierungsbauführern von der getroffenen 
Einrichtung Gebrauch machte. Der Verband 
Deutscher Diplom-Ingenieure möchte sich des- 
halb gestatten, Ew. Exzellenz die ganz er- 
gebene Bitte zu unterbreiten, gütigst verfügen 
zu wollen, daß diese Gebühr beseitigt wird. 
Zur Begründung dieser Bitte möge erwähnt 
werden, daß in allen anderen Bundesstaaten die 
Nacherteilung unentgeltlich erfolgt, und es die 
württembergischen Regierungsbauführer deshalb 
als eine Ungerechtigkeit empfinden müssen, 
hierin schlechter gestellt zu sein, als ihre 


Kollegen in den anderen Bundesstaaten.‘ 
Der Vorstand. 


. Aus den Bezirksvereinen. : 


Bezirksverein Hamburg - Altona. Die Ver- 
sammlung vom 2. Juni, die im Patriotischen 
Gebäude (Börsenbrücke 10, Hamburg) stattfand, 
hat zum 1. Vorsitzenden Herrn Edm. Kopff, 
an dessen Stelle zum Schriftführer Herrn 
Drubba und für diesen Herrn Devautier zum 
Beisitzer gewählt (vergl. Nr. 11 der Ztschr.). 
Des weiteren wurden die Satzungen des Be- 
zirksvereins in vorläufiger Fassung genehmigt. 
Dem bisherigen Arbeitsausschuß wurde unter 
Dankeserstattung Entlastung erteilt; endlich 
nahm die Versammlung den Bericht des Herrn 
Dewitz über die Ausschußsitzungen und die 
Hauptversammlung des Verbandes entgegen. Es 
wurde beschlossen, die Mitgliederversammlungen 
auch fernerhin im Patriotischen Gebäude ab- 
zuhalten, dieselben jedoch zunächst bis zum 
Beginn des Oktobers auszusetzen. 


. Literatur. l 


Buchbesprechungen. 
Der wirtschaftliche Charakter der techni- 
schen Arbeit. Von Dr. Friedrich v. Gott!- 
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Ottilienfeld, o. Professor der 
wissenschaften an der Königlichen Tech- 
nischen Hochschule in München. Vor- 
trag, gehalten im Polytechnischen Ver- 


ein in München am 8 November 1909. 
Berlin, Verlag von Julius Springer, 
1910. Professor Dr. Friedrich v. Gottl- 


Ottilienfeld, der Nachfolger des verdienst- 
vollen Max Haushofer auf dem Lehrstuhl der 
Münchener Hochschule, 
chen eine geistreiche Studie veröffentlicht. Der 
Verfasser stellt sich mit seiner Arbeit in die 
Reihe jener Vertreter der Systematik, die sich 
die Erforschung der Wechselbeziehungen zwi- 
schen Technik und Wirtschaft zur Aufgabe ge- 
macht haben. Dieses Forschungsgebiet ist von 
der deutschen Nationalökonomie bisher nur 
stiefmütterlich behandelt worden; eine weit 
bessere Pflege erfuhr es seitens der engli- 
schen Schriftsteller: Ricardo, John Stuart 
Mill, Mac Calloch. Der Rechenmaschinen- 
erfinder Babbaye, Ure und der Bevölkerungs- 
theoretiker Malthus haben sich verhältnismäßig 
umfassend mit der „Technischen Oekonomik“, 
wie man diese Wissenschaft als Zug der syste- 
matischen Nationalökonomie neuerdings nennen 
möchte, beschäftigt; von neueren Schrift- 
stellern sind zu nennen Nicholson, Hobsen 
und William Ripper. Die deutsche Schule 
der Technischen Oekonomik wurde von F. B. 
W. Hermann eröffnet; seine ‚Staatswissen- 
schaftlichen Untersuchungen‘ reichen in die 30er 
Jahre des vorigen Jahrhunderts zurück. Ihm 
gesellten sich Lehr, Einwächter und Ro- 
scher zu. Alsdann trat eine Pause ein bis 
zu dem epochemachenden Auftreten des Tech- 
nikers Franz Runfenz. Die grundstürzen- 
den Arbeiten dieses Mannes gaben einer gan- 
zen Generation von Nationalökonomen 
Gelegenheit, sich mit technisch-ökonomischen 
Gegenständen, insbesondere mit den Maschinen- 
problemen zu beschäftigen. Namen wie 
Grothe, Albrecht, Emanuel Hermann, 
Reinhold, Körner Schmoller, Dietzel, 
Voigt, Sombart, von Halle mögen aus 
dieser Epoche genannt werden. Die Lektion 
dieser Schriftsteller gibt ein Bild von der Un- 
geklärtheit selbst der Grundbegriffe. Außer- 
gewöhnliche Verdienste hat sich Emanuel Her- 
mann, der Erfinder der Postkarte, Professor 
der Nationalökonomie an der Wiener Techni- 
schen Hochschule, erworben; er hat zum ersten 
Male die ökonomischen Entwicklungsprinzipien 
der Technik in zusammenfassender Weise auf- 
gestellt. Sombart gebührt das Verdienst 
das historisch-konstruktive Moment der tech- 
nisch-ökonomischen Entwicklung in den Vorder- 


Staats- 


hat in diesem Werk- - 


Literatur 


grund gerückt und den vorhandenen Stoff in 
meisterhafter Gruppierung und Uebersichtlich- 
keit zur Darstellung gebracht zu haben. Hein- 
rich Dietzel hat zuerst in geistreicher Weise 
den schon von F. B. W. Hermann verkün- 
deten und auch von Emanuel Hermann über- 
nommenen grundsätzlichen Irrtum widerlegt, 
daß das Prinzip der Wirtschaftlichkeit hier bei 
der Technik ausgeschaltet sei. Nach Hermanns 
Ansicht besteht das Ziel der Technik in der 
absoluten Vollendung; das ökonomische 
Prinzip das Merkmal der Wirtschaft sei. Dieser 
Ansicht gegenüber weisen Dietzel und auch 
Sombart nach, daß das ökonomische Prin- 
zip als generelles Vernunftprinzip jeder Art 
menschlichen Handelns, also auch der Technik, 
erhofte. Trotzdem diese Tatsache dem Tech- 
niker ganz selbstverständlich erscheint, gibt es 
auch heute noch Kreise — und zu denen ge- 
hört auch Ehrenberg und der jüngst ver- 
storbene Ernst von Halle —, die das „Wirt- 
schaftliche‘ dem „Technischen“ gegenüber- 
stellen. In Uebereinstimmung mit Dietzel und 
Sombart aber in origineller Weise zeigt der 
Verfasser der vorliegenden Schrift, daß die 
Wirtschaft nicht bloß die Probleme der Tech- 
nik stellt, sondern auch den Geist der Lösun- 
gen beherrscht. Der Verfasser führt diesen 
Nachweis in fein analysiertem Aufbau, indem 
er die Begriffe Arbeit, empirische und mo- 
derne Technik, technische Arbeit und technische 
Wissenschaft der Wirtschaft vorführt, das Ver- 
hältnis von Preisgebundenheit, Rentabilität, Pro- 
duktivität und Wirtschaftlichkeit erörtert, um 
im Anschluß die „Prinzipien des ratio- 
nellen Handelns“ darzulegen, als geistiger 
Träger der Techniker erscheint. Es erscheint 
naturgemäß verfehlt, die Gedankenfolge des 
Verfassers hier in zusammenfassender Kürze 
wiedergeben zu wollen, denn es handelt sich 
dabei um die schwierigsten Probleme mensch- 
lichen Denkens und deskriptiver Darstellung. 
Alle diejenigen Techniker, die Interesse nehmen 
an der begrifflichen Formulierung der Prin- 
zipien, nach denen sich ihr berufliches All- 
tagshandeln vollzieht, werden in der Studie des 
Verfassers schätzenswerte Anregungen finden. 
Die Schlußforderung des Verfassers, den geisti- 
gen Träger des rationellen Handelns an der 
Führung von „Wirtschaft, Volk und Staat‘ zu 
sehen, liegt ganz im Sinne des Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure, der sich die Be- 
seitigung der Hindernisse, die dem wirtschaft- 
lich gebildeten Techniker heute den Weg ver- 
schließen, zur programmatischen Aufgabe ge- 
stellt hat. 
Dipl.-Ing. Dr. Alexander Lang. 


Verantwortlicher Schriftleiter: Wilh. Franz, Charlottenburg, Kantstraße 10. 
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Nachstehend finden sich Tabellen über 
die Zahl der Diplom-Ingenieure der ein- 
zelnen Hochschulen, getrennt nach Fach- 
richtungen und Jahren. 

Die Tabellen sind aufgestellt nach 
den Veröffentlichungen der Hochschulen 
in den Chroniken der Programme bzw. 


1. Aachen. 


Hütten- 
leute 


nach- 
träglich 


05/06 u1 | 20 | 7 |12 

FRANCE asais |3 |7 |16| 6 
07/08 FE 12 12 | 2 Jazlan 6 
C e a 2 || 83 


Summeļ| 42 | 83 | 115 | 69 | 73 |174 133+6°|=595 


* Elektrochemiker. 


STATISTIK DER DEUTSCHEN DIPLOM-INGENIEURE 1899 — 1909. 


Von Dipl.-Ing. Schwarz-Düsseldorf. 


Verbandsnachrichten. 

Literatur. 

Verschiedenes. 

Anfragen aus dem Leserkreis. 
Zuschriften an die Schriftleitung. 


nach den Jahresberichten, jedoch erwies 
sich leider dies Material nicht als voll- 
ständig und es mußten vielfach bei den 
Hochschulen Rückfragen gehalten wer- 
den, die, dafür sei hier der Dank aus- 
gesprochen, stets bereitwilligst beant- 
wortet wurden. 


nach- ! 
träglich 9 |49 
01 5 |43 1 
02 3 | 39 2 
03 19 | 77 3 
04 68 ! 110 | 36 
T O Chemi- Hätten- 
05 74 |162| 49 ker | leute 
7 | 15 
06 118 | 160 | 42 13 | 31 
07 || 78 101 | 144 | 52 e | 
08 || 80 E 79 124 o Eu 
o9 | 73 | 84 | 9 | 39 12 | 14 


27 


Summe) 427 | 560 | 1007 | 279 5 ar 
l 
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3. Braunschweig. 
Bau- Ma- 
tekton | dagor |“inger | ker || Samme 
1902/03 | — _ = = | 6 
03/04 | — 7 13 2 22 
ao | 2 | 23 | 17 11 53 
05/06 | 5 19 18 2 | 4 
06/07 | 9 22 21 6 58 
07/08 9 9 11 o | 38 
ze | 7 13 21 12 53 
Summe | 32 | 93 | 101 | a2 || 274 
° Fachrichtung nicht veröffentlicht. 
4. Danzig. 
Masch.- ` Schiffe- i 
ein RES, Hlino seui | tert Sum 
echn. bau-Ing. 
05/06 | 4 e nr |3 ]- i5 
08/07 | 11 | 17 8 a | ı a 
za 14 | 16 1 7 | 2 | 1 ao 
opel 9 | 2a | 4 12 | 3 | 49 
Summe, 38 | 60 , 31 | 21 :5 |=15 
5. Darmstadt. 
ee, uda E 
guoj aus ge ggg Es SE oo g 
Aasa aT atajo agl 
ahd io | 20 |30 |38 |1 |= _® 
oa 3 241| 11 |391 — 1 | 57 
ooz] 3 jam] a 36| 1j s || 9 
02/03! 10 | 13 | a 55 2 | 3 | 114 
03/04! 7 | 29 44 "| 9 i5 en 
04;05 17 | 13 | 33` 75 5 |10| 153 
w sae | m 
06/07] 20 34 | 70 27:11 | 4 | 166 
07,08 44 7773". 168| 88 | 29 |10| 419 
08,09, 36 | 36 ` 93 43 |15 | 1 || 224 
Summe, 165 | 262 | 563 , 545 78 ; 40 |=1653 
* Nach einer namentlichen Liste sind die Zahlen: 10 18 30 


38 8, davon 6 in den späteren Zahlen enthalten. 


* Kulturingenieure. 
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6. Dresden. i 


l 


Bauinge- 
nieure 
Fabrik- 

Ing. 
Summe 


m mn mm an 


m) mn | nn | menu | mn | U 


° Wer in Dresden eine Diplomprüfung bestanden hat, ist ohne 
weiteres zur Führung des Orades Diplom-Ingenieur berechtigt. 


7. Hannover. 


Archi- |Bauinge- Masch.- nn Te 
tekten| nieure Ing. tech Pu 
niker | 
vial 9 j 20 | a |u | | or 
01/02, 4 5 23 | 3 | 25 Ü 60 
FE aN 
03/04); - | 4 | 42 | 22 | 34 | 102 
04/05 T a | 92 | 9 ; 31 | as 
05;06' 22 | 6o | 99 | 11 | 35 | 227 
08/07 | 35 us” 6 | 25 | 178 
0708| 25 | 55 | 69 | 7 | 10 | 166 
oa 22 | 6 | s6 | 18 | 14 |17 
Summe, 158 | 292 | 529 ı 93 | 225 ||=1297 
8. Karlsruhe. 
' i ' | 
EEE: -E 
E 3 | 2 | | Ä 
äglich | I 10 1 
99/00 | a 1 Ea 5| 
a a a 
01/02] 5 15| u1; 1 | 
o2z03| 11 8 |15} 8 | 
0304| 9 |! 5 | 32 | 32! 
04,05 | 32 10! a 27 
05.061 36 ı 8 ı 57 ° 48 | 36 
06/07 | 51 | 32 80 | 54 | 74 
07;08 23 į 31 | 53 | 13 | 57 | — 
o8/09 | 16 ' 28 15 7 


Summe| 193 134 


Dipl.-Ing. Schwarz, Statistik der deutschen Diplom-Ingenieure 1899—1969 


9. München. 

en 3 ; z 

PEETHOENE HETE 

|42 3 373i 27 855l gn 3 
ae 56 |77 5| — |188 | se | 62 | 443 
02/03" 30 | 44 |2| — | se | 20 | 11 | 163 
03/04 r je a ae 197 
04/05 | 40 | 49 |10! — | 93 | 24 | 17 | 233 
0s ae |70 [29 ae Cee ao | an [aoo 
06'07 | 49 | 23 | 43 || 351 
07/08 | 53 AETA. 323 
g0 | 08 |30 [15] 2 f er [i zi 249 

10. Stuttgart. 

TA asla liel è 

| ; paari 
A ee -- -I-!-|-|_ 8 
2 Don Bene DE 
Da JE ja nn se; 2 | 10 
030413 HEEE 11 
0405| 1 2-11 En, 9 
00613 |8i3l2|-;3 | TE 22 
I EIESEIESFIEN w= 28 
mu 21 —'1ı8!ı1 j5 DE 37 
08,09°%| 42 32 Ija. 4 4 |10; — | 114° 

Summel 54 |45| 7 | 43| 5 | 17 |46 | 8 |=2 


* Außerdem erhielten 136 Regierungsbauführer den akademischen 
Orad Diplom-Ingenieur. Diese Zahl ist nicht eingesetzt, da bei 
Abschluß der Arbeit mir das Prüfungsjahr noch nicht bekannt war. 


11. Bergakademie | 12. Bergakademie 


__ Berlin. _Clausthal. 
Borg- | Hätten- | E |» Berg- | Hätten- a 
lag. Ing. 3 Ing. Ing. g 
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13. Bergakademie Freiberg. 
B Pe N 
[aa u "ige ai. [summe 
| — 1% 


1861/71 "| 45 4 | 26 


| 
| 667 | 


* Wie in Dresden. 


282 | 260 | 125 ||=1334 


Soweit das Material nicht veröffent- 
licht ist, ist zu bemerken: 


Aachen, die nachträglichen Ver- 
leihungen sind nach einer namentlichen 
Liste zusammengestellt. 


Berlin, alle Zahlen beruhen auf einer 
namentlichen Liste. 


Braunschweig, desgl. 


Darmstadt, vergl. hierüber die Be- 
merkung bei Darmstadt. 


Hannover und Karlsruhe, es liegen 
teilweise namentliche Listen zugrunde. 


Bergakademie Berlin, Clausthal, 
Freiberg, die Zahlen sind namentlichen 
Listen entnommen. 


Die namentlichen Listen sind im Be- 
sitze des Verbandes Deutscher Diplom- 
Ingenieure. Als Jahr gilt stets das Jahr 
der Prüfung. 


“ Bei den preußischen Bergakademien 
ist daran zu erinnern, daß ihnen zwar 
vom Landesherrn nicht das Recht er- 
teilt ist, akademische Grade zu ver- 
leihen, daß sie aber trotzdem seit 1903 
Diplom-Ingenieure ernennen. 


Dieses hier erstmalig vollständig ver- 
öffentlichte Material’ ist in Schaulinien 
nach bestimmten Gesichtspunkten zu- 
sammengestellt. 
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Die Höchstzahl zeigt 1907/08 mit 1852 


7900 
Diplom-Ingenieuren; Berlin entließ 1906 

RAR 443 Diplom-Ingenieure. 

ee Das Jahr 1908/09 zeigt einen Rück- 
gang, der insbesondere auf Rückgang in 

7600 Summe Darmstadt, Karlsruhe, München zurück- 
zuführen ist. 

1500 

7000 

1300 


l N 
SS 


k 


Berhan 


Munchen 
Darmstaot 


300 1750 
Stutgart 
200 700 Dresden 
ar/sruhe 
\Yrerberg 
mo 50 En ana = = = pe U SL BEER ER. Aachen 


A Braunschweig 
Janz 


Aachen 
Berlin 
RR Braunschweig 
Claustal 
pjt DANZIG 
en0000-Jarmstadt 


waana DPF ESÄEN 
0000000 freiderg 


=... 0... Harmover À Be 
ul Karlsruhe 4. Maschineningenieure. 


39/00 00/701 01O 02403 0208’ 


— — — Munchen 
----- - -- Stuttgart 


Diagramm 1 zeigt die Gesamtzahl 
der Diplom-Ingenieure jeder Hochschule 
und jeden Jahres und ferner die Gesamt- 
zahlen aller Hochschulen jeden Jahres. 5. Elektrotechniker. 


9900 00/01 OTOZ 0E/0I OSOU OLOS OSOE ON 00/08 0809 
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IYOO 00701 0WOE 02/03 03/09 OLIS 05/06 06/07 01/08 08/09 


7. Chemiker. 


8. Hüttenleute. 


33/00 00/01 01/02 02/03 03/04 08/05 03/06 06/07 00/08 Ti 


9. Bergingenieure. 


i Diagramm 2—9 zeigen die Gesamt- 
| zahlen der Diplom-Ingenieure jeden 
Jahres, getrennt nach Fachrichtungen. 
Die ersten drei Jahre sind punktiert 
gezeichnet, weil in dieser Zeit erst 
einige Hochschulen den Grad verliehen. 
Bei den Maschinen-Ingenieuren sind die 
Elektrotechniker der Hochschulen ein- 
geschlossen, die besondere Zahlen für 
Elektrotechniker nicht veröffentlichen ; 
dieselben Zahlen fehlen bei Elektrotech- 
nikern. Bei den Chemikern sind bis 1904 
die Hüttenleute von Berlin mit enthalten. 
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73000 IEP 
. Fan a w. — 
72000 — - + 
77000 — EEE wie ES O 
70000 _ 4 —- BER 
9000 ah ah li he de A EN 
6000 - — _ ——-— + + 
Tu 7 t- T a u Maschinemmg. 
| Pai 
7000 ISOC E D — —— —— — — 
| | |7 
BF 
acc Acs — u + — N 
| f | 
F 
6000 3000 ash ale ine eu 
| 
4 
ib e (PER ne 
1 
Í s. | . 
VA. Bauingenieure 
Q 2500 Se 5 En 
5000 2 +47 “ 
/ 
d | 
z we Fe I 3 
La 
4 '} 
4000 2000 — 5 r nr A A 
; "a 
/ 
4 E u =y =: 
| Pr / Architekten 
3000 7500 g T e we + t e 1 Z— 0 I — + 2m a 
ar Fó 74 Chemiker 
, y | | Elektrotechn. 
j } , U £ 
/ | BER Berging. 
ut 
2000 1000 FA —! Bm n 
y i | 
i SE m u | | oA ittenleute 
7000 500| — gr EJA Le À 


Schifbauer 


IH OVOZ 


72/772 


IOO å PU MLALE, 


PAO 7 PHOS (ii AS, OSE 


—- — - — Architekten 
— — Bauıngemreure 
t-00 tmt Bergingemeure 
— -- —  CHENMUKEr 
——eoo0000 S/ehrtrotrechmiker 
000000- HufFemleulte. 
=. Maschineningemeure' 


Schfbauer 
10. 
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In Diagramm 10 ist die Summe 
aller Diplom-Ingenieure nach Fachrich- 
tungen und in der Gesamtzahl zusam- 
mengestellt. 

Die Anfangspunkte der Kurven stellen 
die Zahl der auf Grund einer Prüfung 
nachträglich verliehenen Grade dar, die 
vor Einführung der Verleihung abgelegt 
ist. Der Verlauf der Kurven in den ersten 
drei Jahren ist nur annähernd richtig. 

Bei diesen Zusammenstellungen wurde 
bei den Hochschulen, über die das Ma- 
terial nur nach Kalenderjahren vorliegt, 
das Kalenderjahr zu dem Hochschuljahr 
(1. Oktober bis 30. September) gerech- 
net, mit dem es dreiviertel Jahr gemein- 
sam hat. | 

Die Gesamtzahl der Diplom-Ingenieure 
beträgt 12930, eingeschlossen sind 972 
Herren, die in Dresden seit 1884 bzw. 
in Freiberg seit 1861 Diplomprüfungen 


Die technischen Unterrichtsanstalten 
stehen in einer wichtigen Phase ihrer 
Entwicklung. Wohin — die Frage wird 
bald kommen — wohin geht der Weg? 

Ich will die Frage nicht beantworten; 
ich will nur auf einige Erscheinungen 
hinweisen, die zu denken geben. 

Das sind zuerst die ungewöhnlich 
rasche Ausbreitung der Technischen 
Mittelschulen und die ganz seltsamen 
Auswüchse an diesen Anstalten. 

Der Bedarf an mittleren technisch 
vorgebildeten Hilfskräften ist im Wach- 
sen. Mittelschultechniker werden in 
allen Zweigen der Gewerbe, der Roh- 
stoffgewinnung und der Industrie in 
steigender Zahl verlangt; die Mittel- 
schultechniker finden auch in großer 
Zahl Zutritt zu den Verwaltungsstellen 
der staatlichen Betriebe, der Gemeinden 
und der Korporationen; sie werden Be- 


Die technischen Unterrichtsanstalten 


bestanden und zur Führung des Grades 
Diplom-Ingenieur berechtigt sind; ferner 
sei darauf hingewiesen, daß einzelne 
Herren, die Diplomprüfungen in meh- 
reren Fachrichtungen abgelegt haben, 
doppelt gezählt sind. 

Die ganz genaue Zahl ist nach der 
namentlichen Liste aller Diplom-Inge- 
nieure, die der Verband Deutscher Di- 
plom-Ingenieure angelegt hat, festzu- 
stellen. Nach dieser Liste ließ sich 
auch die sehr interessante Aufstellung 
machen, welcher Staatsangehörigkeit die 
Diplom-Ingenieure deutscher Hoch- 
schulen sind*). Hoffentlich unterzieht 
sich jemand dieser Arbeit. 

Es ist zu wünschen, daß in Zukunft 
die Hochschulen in ihren Chroniken alle 
neu ernannten Diplom-Ingenieure mit 
Namen, Geburtsort und Fachrichtung 
der Prüfung aufführen. 


DIE TECHNISCHEN UNTERRICHTSANSTALTEN. 
(Ein Mahnwort.) x 
Von Plautus. e 


triebsleiter, Direktoren, Stadtbaumeister. 
Dabei ist überall ein deutliches Hinauf- 
steigen auf der Stufenleiter zu beob- 
achten. Die Staatsbehörden wetteifern 
mit Stadtverwaltungen und Industriellen 
in der Anerkennung und der Heran- 
ziehung von Fachschultechnikern. Es sei 
geboten — so wird gesagt — statt der 
teuren anspruchsvollen Hochschultech- 
niker, Mittelschultechniker aufrücken zu 
lassen. Die preußische Staatseisenbahn- 
verwaltung will neuerdings sogar In- 
spektionsstellen mit Mittelschultech- 
nikern besetzen. Diese auffällige Gunst- 
beweisung, die an vielen Stellen be- 
rechtigt und aus wirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten oftmals geboten sein mag, 
ist auch auf die Technischen Mittel- 
schulen ausgedehnt worden. Auch sie 


*) Ich schätze-7—8000 deutsche Diplomingenieure 
deutscher Reichsangehörigkeit. 
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haben eine weitgehende Förderung von 
allen Seiten erfahren, von den Staaten, 
den Städten und vielen Privatpersonen; 
es sind in den letzten Jahrzehnten zahl- 
reiche Anstalten gegründet worden, die 
immer reicher ausgestattet wer- 
den. Einige dieser Schulen reichen in 
ihrer Ausstattung mit Lehrmitteln an die 
Hochschulen heran, ja, sie sind z. T. 
besser ausgestattet und haben reichere 
Mittel als diese. Auch diese Entwick- 
lung kann eine gesunde sein, soweit 
das Bedürfnis des praktischen Berufes 
der mittleren Techniker die Verbesse- 
rungen ihres Unterrichtes und die He- 
bung der Unterrichtsanstalten verlangen. 
In Preußen sind die staatlichen Mittel- 
schulen der Fürsorge des Handelsmini- 
steriums anvertraut, das in der Flüssig- 
machung reicher Mittel für seine Schulen 
großes Geschick gezeigt hat und unab- 
hängig von der Verwaltung des gesam- 
ten anderen Schulwesens sein Interesse 
nur nach der Richtung hin betätigt hat, 
daß es die Mittelschulen möglichst hoch 
stellte. 

Nach dem Maßstabe, den die Hoch- 
schulen geben und mit Rücksicht auf 
diese, läßt sich die Berechtigung dieser 
weitgehenden Förderung der Mittel- 
schulen nicht beanstanden. Soll die eine 
Stelle ihre Mittelschulen rückständig 
werden lassen, weil die andere die Hoch- 
schulen nicht höher stellen kann ? 

Wenn anerkannt werden soll, daß die 
weitgehende Förderung der Mittel- 
schulen und ihrer Techniker in den Zeit- 
umständen ihre Erklärung und ihre Be- 
rechtigung findet, so ist doch eine Be- 
gleiterscheinung dieser Entwicklung sehr 
bedenklich und muß geradezu als ge- 
fährlich bezeichnet werden. Das ist 
die Nachahmung der Technischen Hoch- 
schulen seitens der Technischen Mittel- 
schulen. Es gibt eine größere Zahl von 
Technischen Mittelschulen, die in ihrem 
ganzen Gebahren bis in unbedeutende 
Aeußerlichkeiten hinein die Formen der 
Hochschulen anzunehmen trachten und 
damit bewußt oder unbewußt einen 
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großen Kreis von Interessenten täuschen 
und schädigen. Diese Anstalten führen 
gut klingende Namen — Gewerbeakade- 
mie, Ingenieurakademie, Polytechni- 
kum, Polytechnisches Institut — und 
künden oftmals mit stolzer Ueberhebung 
über die Technischen Hochschulen ihren 
Unterricht und ihre Lehrmethoden in 
zahlreichen Prospekten an. Sie haben 
Abteilungen für „Maschinenbau“ und 
„Elektrotechnik“, für „Bauingenieur- 
wesen‘ und „Architektur“. Ihre Schüler 
sind „Studierende“, die Lehrer ,Do- 
zenten‘, sie halten „Diplomvorprüfun- 
gen“ und „Diplemhauptprüfungen‘‘ ab 
und erteilen den „Ingenieurgrad‘. Diese 
„Studierende‘‘ werden schon mit dem 
16. Lebensjahr aufgenommen (bei noch 
jüngeren wird ein „Vorsemester‘‘ ein- 
geschaltet), ihre Vorbildung erhebt sich 
nicht über die durch die Reife zum Ein- 
jährigendienst gekennzeichnete unvoll- 
kommene Allgemeinbildung, sie bleibt 
aber bei einem sehr großen Teile 
der Studierenden unter diesem Maße, 
ja, ein nicht unerheblicher Teil der „Stu- 
dentenschaft“ hat nur Volksschulbildung. 

Die hier zu beanstandenden Ver- 
hältnisse finden sich vorwiegend bei 
Privatanstalten und einigen im Besitz 
von Städten befindlichen. Schulen, die 
gerade wegen ihrer hohen Schülerzahl 
(„Semesterfrequenz“ heißt es in den Pro- 
spekten) von größerer Bedeutung sind. 
Ich führe zur Kennzeichnung dieser von 
1000 und mehr „Studenten“ besuchten An- 
stalten und ihres Treibens einige Stellen 
aus den : Unterrichtsverzeichnissen und 
anderen Veröffentlichungen an. 

Ein Technikum (das 1200 Besucher 
hat) schreibt: „Als theoretische Vorbil- 
dung genügt, was eine gute Volksschule 
bietet. Jede weitere Vorbildung kürzt 
die Studiendauer.‘“ Die Studenten wer- 
den hier schon mit einem Lebensalter 
von 15 Jahren aufgenommen, „studieren“ 
24 Monate (mit Vorkursus 27 Monate), 
hören höhere Mathematik I und II und 
konstruieren „Verbrennungskraftmaschi- 
nen‘, „Pumpen“ und „Turbinen‘. „Den 
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Mitgliedern von einigen Vereinen ist es 
erlaubt, Mütze und Band zu tragen, so- 
lange sie ein durchaus tadelloses und 
arbeitsfreudiges Behaben bekunden.“‘ 


Eine „Ingenieurakademie‘ verlangt 
von ihren „Studierenden‘ eine höhere 
Bürgerschulbildung oder sonstige bessere 
Allgemeinbildung. „Wenn aber die Vor- 
bildung noch etwas lückenhaft ist, so 
wird durch Absolvierung eines Vor- 
semesters oder auch sonst während der 
Studienzeit vor Ablegung der Hauptprü- 
fung Gelegenheit zur Ergänzung ge- 
geben, um dazu den Erfolg durch eine 
sogenannte humanistische Vorprüfung 
nachzuweisen.“ 


. Besonders zu beachten ist hier der 
überhebende Ton, in dem von den Hoch- 
schulen gesprochen wird. „Entsprechend 
dieser Vorbildung der Studierenden 
wird hier die akademische Lehrweise 
beachtet, ohne daß damit die soge- 
nannte akademische Bummelfrei- 
heit mancher Hochschulen oder an- 
dere Ausartungen bei den Studierenden 
geduldet werden. Studentische For- 
men sind hier insoweit statthaft, als 
dieselben sich mit dem Ziele der An- 
stalt, der guten. Sitte sowie den Lan- 
desgesetzen und polizeilichen Verord- 
nungen vereinigen lassen.‘ 


Eine andere Anstalt, die sich ‚„Städti- 
sches Friedrichs-Polytechnikum‘“ nennt, 
zählt 500 „akademische Bürger‘. Diese 
Bürger (von denen annähernd die Hälfte 
aus dem Ausland kommen) werden mit 
18 Jahren aufgenommen. Ihr „akademi- 
sches Leben ist ungemein rege‘. Es „exi- 
stieren 13 farbentragende und 9schwarze 
Korporationen‘. „Es klingen die Straßen 
und Gassen von Jugendlust und fröh- 
lichem Studententreiben.‘“ ‚Fünf Stu- 
dentenhäuser helfen das Stadtbild be- 
leben.“ Zu 


Diese Erscheinungen sind — so fröh- 
lich auch das Studententreiben in den 
Gassen sein mag — durchaus unerfreu- 
lich. Und das aus mancherlei Rück- 
‚sichten. | 
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Wir haben alle Ursache, die wahre 
akademische Freiheit, die geistig 
höher geschulte junge Leute an un- 
seren Hochschulen genießen sollen, 
gegen Auswüchse zu sichern. Wir können 
diese Freiheit aber auch nur gewähren, 
wenn ein Korrelat, eine hochwertige 
Geistesschulung, vorhanden ist. Ohne 
diese paßt die akademische Freiheit nicht 
in unsere Zeit, ohne diese ist sie un- 
sinnig. Das Mindestmaß der Schu- 
lung ist durch das Abiturienten- 
examen nachzuweisen. Und diese 
Schulung, diese Geistesschulung, muß 
auf der Hochschule während der Stu- 
dienzeit vervollkommnet werden. 
Nur unter. dieser Bedingung — das 
zeigen viele Ergebnisse der neuesten 
Zeit — können wir die akademische Frei- 
heit in unserem Volkskörper erhalten. 

Ich sehe in dem Talmistudententum eine 
Gefahr für echtes akademisches Wesen. 
Ich meine aber auch noch aus einem 
anderen Grunde müßten wir energisch 
Front machen. Wir brauchen in Deutsch- 
land bei dem Umstande, daß viele Be- 
rufe akademische Bildung verlangen, und 
daß auch der Ingenieurberuf nur als 
akademischer Beruf zu voller An- 
erkennung kommen kann, einen 
klaren deutlichen Abstand zwischen 
technischer Mittelschulbildung und tech- 
nischer Hochschulbildung. Für den In- 
genieurstand ist zurzeit nichts so nötig, 
als diese Scheidelinie. Die Technischen 
Mittelschulen sollen in ihrer Entwick- 
lung nicht gehemmt werden, wir müssen 
ihnen volle Freiheit gewähren — aber 
eine Grenze muß es doch geben. Die 
Eigenart der akademischen Erziehung 
muß den Hochschulen bewahrt bleiben. 
Auch die äußeren Kennzeichen akademi- 
scher Bildung müssen blank erhalten 
werden. Wenn den Akademikern der 
Technischen Hochschulen ein Titel oder 
ein akademischer Grad zugestanden wor- 
den ist, so muß die Staatsgewalt auch 
dafür einstehen, daß derselbe erhalten 
und auf die einzig Berechtigten be- 
schränkt bleibt. Es ist widersinnig, daß 
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die Staaten den Titel gewähren, ihn aber 
nicht schützen. 

Der Verband Deutscher Diplom-In- 
genieure wird noch schärfer gegen den 
Mißbrauch, wie er sich an den Tech- 
nischen Mittelschulen breit zu machen 
beginnt, vorgehen müssen. Ich empfehle 
dieserhalb die „Gewerbeakademie Ber- 
lin‘, die der Verbandsleitung so nahe 
liegt, und die unter den Augen der 
obersten Unterrichtsverwaltung das den 
Technischen Hochschulen gewährte 
Recht geradezu ignoriert, einer beson- 
deren Beachtung. 

Aber auch bezl. der Technischen Hoch- 
schulen sind Erscheinungen zu beachten, 
die nicht ganz unbedenklich sind, die also 
zu einigem Nachdenken anregen müßten. 

Unsere Technischen Hochschulen 
haben einen Fehler, der aus ihrer Ver- 
fassung entstanden ist. Das ist die 
Teilung nach Unterrichtsgebieten und die 
damit eingeleitete Spezialistenbildung. 
Die Technischen Hochschulen pflegen 
die technischen Wissenschaften, sie er- 
schweren aber gleichzeitig das Studium 
der technischen Wissenschaften dadurch, 
daß sie jeden Studierenden, der zu ihnen 
kommt, zwingen, vom ersten Semester 
an sich einem Spezialfach zuzuwenden, 
sich zu spezialisieren. Der Studierende 
der Technischen Hochschulen studiert 
nicht die technischen Wissenschaften, 
sondern immer nur ein kleines Teilge- 
biet. Sein Studium ist von vornherein 
beengt. Man vergleiche dieserhalb nur 
die Medizin mit der Technik, um den 
großen Unterschied zu erkennen, der 
zwischen dem „Studium der Technik“ 
und der Art besteht, wie unsere Tech- 
niker auf den Technischen Hochschulen 
studieren. Das Schlimmste ist, daß die 
Teilungen, welche nach der Verfassung 
der Hochschulen bestehen, heute schon 
nicht mehr dem Bedürfnis des prakti- 
schen Berufslebens entsprechen. Diese 
Teilungen sind das Produkt einer über- 
aus weitgehenden Rücksicht auf das 
staatliche Bedürfnis an höheren Fach- 
technikern, die sich jetzt rächt. Man 
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hat nach Hochbau, Bauingenieurwesen 
und Maschinenbau geteilt — nicht weil 
das im Wesen und der Eigenart der 
technischen Wissenschaften begründet 
war, sondern in erster Linie, weil die 
Staatsbauverwaltung nach Hochbau, In- 
genieurbau und Maschinenbau geteilt 
war, und weil die Staatsverwaltung vor 
allem ihre Fachtechniker so vorgebildet 
haben wollte, wie sie dieselben braucht. 
Das läßt sich auch in den Unterrichts- 
stoffen der einzelnen Abteilungen der 
Hochschulen verfolgen, und noch deut- 
licher in den Prüfungsordnungen, die na- 
türlich ganz von den Staatsbauverwal- 
tungen diktiertt wurden. In die Prü- 
fungsordnungen wurde in erster Linie 
das aufgenommen, was der junge Staats- 
baubeamte der betreffenden Ressorts 
gelernt haben sollte, und nach den Prü- 
fungsordnungen richtete sich der ganze 
Unterrichtsbetrieb — es wurde in erster 
Linie das gelehrt, was geprüft wurde. 


. Die Abhängigkeit der Technischen Hoch- 


schulen von der Staatsbauverwaltung 
und deren Aufgabenkreis ist so eklatant, 
daß es genügt, hier nur auf ein Teil- 
gebiet der technischen Wissenschaften 
hinzuweisen, das lange Zeit aus dem ge- 
samten Unterricht aller Technischen 
Hochschulen ausgefallen war, weil es 
nicht in den Prüfungen der Staatsbau- 
beamten gefordert wurde: der Städte- 
bau. In dem Aufgabenkreis der Staats- 
baubeamten war der Städtebau nicht 
vorhanden. Der Staat beschäftigte sich 
nicht mit dieser Materie. Städtebau war 
Sache der Städte und ihrer Stadtbau- 
verwaltungen. Die größte Hochschule 
des Reiches hat den Städtebau erst vor 
wenigen Jahren in ihren Unterricht auf- 
genommen. Bis zum Schlusse des vori- 
gen Jahrhunderts haben die Techniker 
auf ihren Hochschulen von Städtebau 
nichts gehört. Daß aber hierfür doch 
ein Bedürfnis vorgelegen hat, ist ange- 
sichts der Verunstaltungen unserer 
Städte und der vielfachen Mißgriffe auf 
diesem Gebiete nicht zu bestreiten. In 
den Verfassungsstatuten steht ausdrück- 


318 


lich, allerdings erst an zweiter Stelle, 
daß die Technischen Hochschulen auch 
bestimmt sind, Techniker für die Zwecke 
der Kommunalverwaltungen vorzubil- 
den. Dazu ist es nicht gekommen. 
Aber heute noch erschwert ja die 
Technische Hochschule eine geordnete 
Vorbildung für den Beruf eines Stadt- 
baumeisters, weil sie den Studierenden 
zwingt, in einer bestimmten Abteilung 
zu studieren. Die Abteilungen aber 
können nach der Verfassung nicht über 
den Rahmen dessen hinaus, was vor 
einem halben Jahrhundert aus den Be- 
dürfnissen der Staatsbauverwaltung fest- 
gelegt worden ist. An der Universität 
(um eine Parallele zu ziehen) gibt es 
für den Abschluß des Studiums mit der 
Doktorprüfung doch zahlreiche Kombi- 
nationen von Unterrichtsfächern. Hier- 
mit kann der einzelne Studierende sein 
Studium oft ganz seinen Fähigkeiten, 
Neigungen und seinen Berufszielen an- 
passen. An der Technischen Hochschule 
ist das ausgeschlossen. Der Studiumab- 
schluß ist in engen Grenzen festgelegt 
und damit natürlich auch das Studium 
selbst. Wer z. B. Stadtbaumeister wer- 
den will (Stadtbaumeister der zahl- 
reichen Klein- und Mittelstädte), kann 
das nur in der Weise erreichen, daß er 
in einer der Abteilungen studiert und 
die Diplomhauptprüfung in dieser Ab- 
teilung ablegt, die ihn zwingt, minde- 
stens die Hälfte seiner Studienzeit auf 
Materien zu verwenden, die weder seiner 
Allgemeinbildung nützen noch in seiner 
späteren Berufstätigkeit zu verwenden 
sind. Dabei versäumt er aber gleich- 
zeitig ganz wichtige Disziplinen, weil 
diese nur in der anderen Abteilung ge- 
lehrt und in der Prüfung von ihm nicht 
verlangt werden. Ein Stadtbaumeister 
kann auf den Technischen Hochschulen 
im normalen Studienlauf immer nur eine 
halbe Berufsbildung erlangen. Die Be- 
rufstätigkeit der großen Mehrzahl der 
Stadtbaumeister verlangt Kenntnisse aus 
dem Gebiete der Energieumsetzung und 
der Maschinentechnik. Diesem Bedürf- 
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nisse trägt die Hochschule nicht Rech- 
nung, weil ihre Verfassung dies nicht 
zuläßt. Und das ist ein großer Nach- 
teil, sowohl für die Städte als auch für 
die Akademiker selbst, die durch die auf 
der Hochschule erzwungene Spezialisie- 
rung immer weiter eingeengt werden. Un- 
ter der frühzeitig einsetzenden Spezialisie- 
rung — die nirgends in dem Maße be- 
trieben wird, wie an Technischen Hoch- 
schulen — leidet die ganze geistige Aus- 
bildung der Techniker. Dieser Einfluß 
erstreckt sich bis zu den Lehrkräften 
der Hochschule, die fast ausschließlich 
aus dem Gesichtspunkte des Spezial- 
faches berufen werden und in ganz über- 
wiegender Zahl nur als Fachtechniker 
tätig sind. Auch hier muß man den 
Vergleich mit der Universität ziehen, um 
die grundsätzliche Verschiedenheit zu 
erkennen. Unter den Lehrern der Uni- 
versitäten ist immer eine größere Zahl 
von Männern, die aus dem engeren Fach- 
gebiet hinaustreten. Die Lehrerschaft 
der Technischen Hochschulen bekundet 
im allgemeinen ein viel geringeres Inter- 
esse an den Vorgängen ihrer Umgebung 
und am Öffentlichen Leben ihrer Städte 
und Staaten. Mir will scheinen, daß sich 
diese Kreise an den Technischen Hoch- 
schulen immer enger schließen. Je 
weiter und größer die Technik wird, um 
so mehr wird spezialisiert, um so enger 
wird das Gesichtsfeld des einzelnen (des 
Lehrers und des Schülers). Diese Spezi- 
alisierung geht in letzter Zeit sehr rasch 
vorwärts; es entstehen immer neue 
Spezialfächer. Als das Automobil häufi- 
ger wurde, mußten Lehrkräfte für Auto- 
mobilbau angestellt werden, die Dampf- 
turbine verlangte wiederum eine Unter- 
richtsteilung; heute will jede Hoch- 
schule ihren Luftschiffprofessor haben, 
morgen werden Tauchbootprofessoren 
verlangt usw. Ueberall wird der Unter- 
richt breit auseinandergezogen. Die Zahl 
der Unterrichtsfächer wächst, und jeder 
neue Lehrer hält sein Fach natürlich für 
so wichtig, daß die Materie auch in die 
Prüfungsordnungen Eingang findet. Da- 
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mit wachsen die Prüfungsanforderungen. 
Diese zentrifugalen Bestrebungen äußern 
sich wiederum ungünstig auf die ganze 


Schulung der jungen Leute. Das 
Schlimmste ist, daß kein Ende abzu- 
sehen ist. 

Zu alledem kommt nun das neuer- 


dings so ostentativ gezeigte Verlangen 
außerhalb der Hochschule stehender 
Kreise, neue Unterrichtsfächer in die 
Prüfungsordnungen aufzunehmen, die 
den Studierenden zwingen sollen, sich 
auch mit Materien zu beschäftigen, die 
— wie die Nationalökonomie und Juris- 
prudenz — mit den technischen Wissen- 
schaften nicht immer in engem Zusam- 
menhang stehen und als Sondergebiet 
von vielen Studierenden nur zwangs- 
weise gehört werden. Der Verband der 
Architekten- und Ingenieur-Vereine geht 
hierbei so weit, die Zahl der Stunden 
vorzuschreiben, die bei den einzelnen 
Abteilungen eingeschoben werden müß- 
ten. Auch dieses Verlangen halte ich für 
bedenklich. Nach der formalen Seite 
scheint mir die Einmischung in die Auf- 
stellung der Studienpläne zu weitgehend. 
Man stelle sich vor, der Juristentag 
würde den juristischen Fakultäten emp- 
fehlen wollen, eine bestimmte Zahl von 
Physik- oder Mathematikvorträgen in 
ihrem Unterrichtsprogramm aufzuneh- 
men. Sachlich halte ich das Verlangen, 
alle Studierenden aller Abteilungen der 
Technischen Hochschulen zu juristischen 
Studien zu zwingen, für ebenso bedenk- 
lich. Ein junger Student, der Baukünst- 
ler werden will, darf nicht gezwungen 
werden, seine Zeit mit juristischen De- 
duktionen zu verschwenden. Ganz an- 
ders wäre der Erfolg, wenn man den 
Hinweis auf die rechtlichen und wirt- 


Im Geltungsbereich der Rheinischen 
Städteordnung sind seit etwa 15 Jahren 


319 


schaftlichen Beziehungen in jedem ein- 
zelnen Unterrichtsgebiet in die vorge- 
tragenen und zu bearbeitenden Materien 
unmittelbar aufnehmen würde Die 
Lehrer der einzelnen technischen Fach- 
gebiete müssen selbst so weit mit diesem 
Wissensstoff vertraut sein, daß sie ihn 
überall in leicht verständlicher Form und 
in vollständiger Durchdringung mit den 
technischen Disziplinen zum Vortrag 
bringen können. Die jetzt vorgeschlagene 
Form führt — ganz abgesehen von der 
zweifellos folgenden Belastung — zu 
einer bedenklichen Oberflächlichkeit. Man 
denke sich, daß jeder Student, jeder Ab- 
teilung jahraus, jahrein mit Rechtsstoffen 
— vorgetragen natürlich von einem Ju- 
risten — gefüttert werden soll. Und 
das ganz gleichgültig, ob es sich um 
einen späteren Baukünstler oder einen 
späteren Hochofeningenieur handelt. 
Ganz ohne Rücksicht auch auf die Ver- 
anlagung und die Neigungen der Stu- 
denten. Der Student der Technischen 
Hochschule soll nicht Diplom-Ingenieur 
werden können, wenn er nicht die — 
natürlich wieder von einem Juristen ab- 
zunehmende — Prüfung in der Rechts- 
wissenschaft besteht! Das geht zu weit. 
Diese Einmischung werden die Techni- 
schen Hochschulen hoffentlich ablehnen. 

Wer die beiden technischen Unter- 
richtsanstalten genau beobachtet, wird 
erkennen, wie von unten her ein stür- 
mischer Aufstieg erfolgt und wie gleich- 
zeitig oben die Erweiterung und da- 
mit eine Verflachung deutlich wird, 
Die umgekehrte Entwicklung wäre rich- 
tiger — unten in die Breite gehend, 
oben nach den Höhen. Caveant con- 
sules. 
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DER TECHNISCHE BEIGEORDNETE. 
Von Prof. W. Franz-Charlottenburg. 
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vereinzelt (und ‚mit steigender Zahl) die 
obersten Bau- : und Maschinentechniker 


320 


der Gemeinden zu Beigeordneten ge- 
wählt und bestätigt worden!). Diese Be- 
amten werden jetzt vielfach „technische 
Beigeordnete‘‘ genannt — um damit auf 
ihren Beruf als Techniker hinzuweisen, 
und auch äußerlich ihre Tätigkeit auf 
das Technische zu beschränken?). 

In dieser Beschränkung liegt eine Ge- 
fahr für die Wertung der technischen 
Intelligenz und besonders für das An- 
sehen der in Stadtverwaltungen tätigen 
Techniker. 

Die Rheinische Städteordnung kennt 
keinen „technischen‘‘ Beigeordneten, 
sondern nur den dem Bürgermeister, dem 
obersten Verwaltungsbeamten, beige- 
ordneten und zu dessen Stellvertretung 
bestimmten Beamten — den Beigeord- 
neten. Der Beigeordnete kann (ebenso 
wie der Bürgermeister) im Ehrenamt 
angestellt oder als besoldeter Beamter 
berufen sein. Kleine Städte haben oft 
einen besoldeten Bürgermeister und 
einige (1—5) Beigeordnete im Ehren- 
amt. Es kann auch ein besoldeter Bei- 
geordneter mit ehrenamtlich tätigen Bei- 
geordneten gemeinschaftlich angestellt 
sein. Zur Stellvertretung des Bürger- 
meisters ist eine gesetzliche Reihenfolge 
aufgestellt. Es gibt einen ersten, zweiten 
usw. Beigeordneten. In Abwesenheit 
oder in Verhinderung des Bürger- 
meisters führt der erste Beigeordnete 
die Geschäfte, in dessen Verhinderung 
der zweite usw. Damit ist eine Rang- 
ordnung festgelegt. Der Bürgermeister 
kann jeden Beigeordneten vorüber- 
gehend oder dauernd mit seiner Ver- 
tretung in bestimmten Geschäften 
(Steuer-, Polizei-, Bauverwaltung) be- 
auftragen, die Stellvertretung in der 
Geschäftsleitung aber bleibt an die 


1) In einem Falle, Cöln anfangs der 90er 
Jahre, war die königliche Bestätigung versagt 
worden. 


2) Die Technischen Beigeordneten bezeich- 
nen sich vereinzelt auch selbst als „Beigeord- 
neter und Stadtbaurat‘‘ — anscheinend, um 
nicht mit einem gewöhnlichen Beigeordneten 
auf gleiche Linie gestellt zu werden. 
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festgestellte Reihenfolge gebunden — 
während der Abwesenheit des Bürger- 
meisters ist der erste Beigeordnete 
Bürgermeister. Die Stellung des ersten 
Beigeordneten entspricht derjenigen des 
zweiten Bürgermeisters in den anderen 
preußischen Provinzen. 

Wenn jetzt die aus der Schule der 
Technik (aus dem Studium der tech- 
nischen Wissenschaften und der Berufs- 
praxis der Bau- und Maschinentechnik) 
kommenden Beamten als „technische 
Beigeordnete‘“ bezeichnet werden, und 
wenn sie selbst nur als „technische“ 
Beigeordnete tätig und von den übrigen 
Beigeordneten unterschieden sein wollen, 
so muß dies in mancherlei Hinsicht 
auf die Stellung der Techniker im 
Kommunaldienst ungünstig einwirken. 
Eine ganz besonders ungünstige Ein- 
wirkung fürchte ich hinsichtlich der 
Wertbemessung der technischen Schu- 
lung in der öffentlichen Meinung. Es 
kann nicht ausbleiben, daß die „tech- 
nischen‘‘ Beigeordneten in der Folge 
immer mehr als Beamte mit speziali- 
siertem und genau begrenztem Berufs- 
felde erscheinen. In den großen Städten 
ist dies ja jetzt schon ganz deutlich da- 
durch, daß nebeneinander je ein Beige- 
ordneter für den Hochbau und den Tief- 
bau tätig ist; selbst für Maschinentech- 
nik ist daneben noch ein Beigeordneter 
angestellt. Daß in solchen Städten der 
„technische‘‘ Beigeordnete wirklich nur 
als Fachtechniker erscheint, ist sehr zu 
fürchten. Von den großen Städten wird 
sich die Ansicht auf die kleineren Städte 
übertragen, daß der Techniker (der in 
technischem Geiste geschulte Aka- 
demiker) nur als Techniker im Sinne 
der Beschränkung auf ein technisches 
Sondergebiet verwendbar sei. Diese 
Ansicht ist seit langem vorhanden und 
erhält durch die Vorgänge ihre schein- 
bare Bestätigung. Und das wird gerade 
in der Parallele mit Beamten aus an- 
derer Schule besonders auffällig und 
schädlich. Die Mehrzahl der akademisch 
gebildeten Beigeordneten ist durch die 


Prof. Franz, Der technische Beigeordnete 


Schule der Jurisprudenz gegangen. Diese 
„Juristen“ haben es immer wieder ver- 
standen, sich in selbständiger Fortbil- 
dung vielseitige Kenntnisse auf allen 
Gebieten der kommunalen Tätigkeit zu 
erwerben. Sie haben sich aber auch 
— das ist besonders zu beachten — auf 
allen diesen Gebieten betätigt — und 
zwar erfolgreich betätigt. Diese ‚Ju- 
risten‘‘ haben sich eingearbeitet auf dem 
Gebiete der Schule (und der Volksbil- 
dung), des Armenwesens, der Ge- 
sundheitspflege, der Wohlfahrts- und 
Sicherheitspolizei, der Steuer- und Ver- 
mögensverwaltung und vieler anderer 
Gebiete. Der eine ist hier, der andere 
dort schaffend und fördernd tätig ge- 
wesen. Niemals aber haben sie sich auf 
das Juristische beschränkt. Was ist in 
der Schulverwaltung, was in der Wohl- 
fahrtspflege juristisch ? 


Sie haben sich selbst deshalb auch 
niemals als ‚juristische‘‘ Beigeordnete 
bezeichnet — sie wollten sich nicht auf 
juristische Angelegenheiten beschränken. 


Mir scheint die Vermeidung der Fach- 
bezeichnung sehr förderlich für das An- 
sehen dieser Beamten gewesen zu sein, 
weil hierdurch die Meinung befestigt 
worden ist, daß gerade die juristisch 
vorgebildeten Beamten bereit sind, ihre 
Intelligenz für alle Aufgaben der Ge- 
meinde, nicht nur für die juristischen, 
einzusetzen. Und in Verfolg der Tat- 
sache, daß überall gerade diese Beamten 
zu Bürgermeistern gewählt wurden, ist 
weiter dann auch die Ansicht bestätigt 
worden, daß es die Juristen seien, die 
die beste Vorbildung für die leitenden 
Stellen der Gemeinden besitzen. 


Aus diesem Gesichtspunkt erscheint 
mir die Begrenzung der beruflichen 
Tätigkeit eines Beigeordneten, der nicht 
aus der Schule der Jurisprudenz hervor- 
gegangen ist, gerade jetzt so bedenk- 
lich; nicht nur in Hinsicht auf die öffent- 
liche Meinung, sondern auch mit Rück- 
sicht auf das Weiterkommen der tech- 
nisch vorgebildeten Beamten selbst. 
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Deutlicher, als in der großen fast un- 
übersehbaren Staatsverwaltung, läßt 
sich in den Stadtverwaltungen verfolgen, 
wie unaufhörlich neue Aufgaben ent- 
stehen, die neue Beamte zu ihrer Er- 
ledigung erfordern. Neue Geschäfts- 
zweige wachsen, aus ihnen entwickeln 
sich neue Verwaltungsabteilungen, und 
an deren Spitze treten — Juristen. Man 
fragt oft gar nicht mehr, ob ein Be- 
amter anderer Vorbildung für die lei- 
tende Stelle vorhanden wäre — der Ju- 
rist hat als solcher das Vertrauen, daß 
er sich hier einarbeiten wird. Von allen 


anderen weiß man, daß sie in ihrem 


Fach bleiben wollen (daß sie „technisch“ 
bleiben wollen), zu ihnen hat man 
kein Vertrauen. Man nimmt keinen 
Lehrer, keinen Arzt, keinen Baumeister, 
weil man weiß (oder als selbstverständ- 
lich annimmt), daß diese Lehrer, Arzt, 
Baumeister bleiben wollen. 

Das ist besonders für die zahlreichen 
Techniker in den Stadtverwaltungen 
nachteilig. Wie im Staat, staut sich 
auch hier die unaufhörlich heranströ- 
mende technische Intelligenz an, um 
schließlich in untergeordneten Stellen 
die wertvollsten Jahre zu versäumen 
oder ganz stehen zu bleiben. 

Die Unstimmigkeiten in dem Verhält- 
nis von Technikern und Juristen sind 
letzten Endes nichts anderes, als der 
Unmut der Techniker über ihre Zurück- 
setzung — nicht des Einzelnen, der ver- 
letzend behandelt wurde, sondern der 
Gesamtheit aller Techniker, die fast aus- 
nahmslos und in jeder Stellung diese 
Zurücksetzung empfinden müssen. Im 
engeren Bereiche irgendeiner Verwal- 
tung weiß jeder Bureaubeamte, daß 
der jüngste Referendar einmal an die 
Spitze gelangen kann, daß aber 
von den älteren Regierungsbaumeistern 
keiner einen Marschallstab im Tornister 
trägt. In einer Stadtverwaltung weiß 
jeder Stadtverordnete, daß der Herr 
Assessor, der jetzt als Hilfsarbeiter im 
Rathaus sitzt, dereinst einmal Bürger- 
meister der Stadt werden könnte. Von 
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einem Techniker kann er das nicht an- 
nehmen. Es ist längst aus dem Rathaus 
in alle Bürgerkreise hineingedrungen: 
nur Juristen können Bürgermeister wer- 
den — Techniker nicht. Das wirkt ganz 
im stillen, ganz unmerklich im einzelnen. 
Zusammengenommen aber erzeugt diese 
Anschauung jene Mißachtung der Tech- 
nik und der Techniker, die uns allen 
(wahrscheinlich ohne Ausnahme) schon 
oft die Berufsfreudigkeit genommen hat. 

Wenn ich mich frage, wie dem Zu- 
stande ein Ende gemacht werden kann, 
so komme ich immer wieder zu der 
Ueberzeugung, daß wir das Vorbild der 
Juristen beachten müssen. Das allein 
hilft nichts, daß wir den einzelnen Tech- 
niker als solchen — wenn er als win- 
ziger Bruchteil der gesamten Techniker- 
schaft an die Spitze einer technischen 
Verwaltung kommt — herausheben und 
ehren; es hilft nicht, immer wieder die 
gewaltige Arbeit der Techniker in ein- 
zelnen hervorragenden Werken zu 
feiern. Wir müssen vielmehr auch dar- 
auf hinarbeiten, den Begriff „Techniker“ 
(technisches Wissen, technisches Kön- 
nen) zu erweitern, damit sich die Ueber- 
zeugung Bahn bricht, daß der Tech- 
niker nicht nur da zu verwenden ist 
und nicht nur da seine Lebensar- 
beit finden will, wo Stein auf Stein 
gesetzt und Eisen mit Eisen verbunden 
wird. Es muß auch die Bezeichnung 
„Techniker“ jenen universellen Cha- 
rakter bekommen, der im Worte ‚„Ju- 
rist‘ liegt. Eine solche Umwertung des 
Begriffes muß methodisch gefördert 
werden — nicht nur durch die Höher- 
stellung des einzelnen Technikers in Per- 
son, sondern auch und daneben durch 
die Ausdehnung der Verwertbarkeit der 
auf technischer Grundlage gewonnenen 
Bildung. Aus dieser Erwägung würde 
ich es für richtiger halten, nicht 
von technischen Beigeordneten zu 
sprechen; ich glaube auch, daß diese 
Beigeordneten selbst der gesamten 
Technikerschaft mehr nutzen werden, 
wenn sie das Wörtchen ‚technisch‘ vor 
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ihrer Amtsbezeichnung streichen und 
dafür um so mehr im Innern „technisch“ 
bleiben. Ehemalige Techniker müssen 
sich — ebenso wie ehemalige Ju- 
risten, auf allen Gebieten der Ge- 
meindeverwaltungen betätigen, um so 
allmählich das Vertrauen zu der techni- 
schen Intelligenz zu stärken, und um 
dem Nachwuchs ein größeres Be- 
tätigungsgebiet zu erschließen. Wir 
müssen — um mich „technisch‘‘ auszu- 
drücken — das Absatzgebiet erweitern. 
Damit wäre zugleich ein wichtiger Teil 
der Technikerfrage gelöst. Zugleich aber 
wäre damit das Ansehen der ganzen 
Technikerschaft wieder merklich ge- 
hoben. (Die Maßnahmen wirken alle 
wechselseitig.) 
Vor wenigen Monaten ist eine große 
Stadteinheit durch Vereinigung von drei 
dicht nebeneinander liegenden (rheini- 
schen) Einzelstädten entstanden. Die 
bisher leitenden Bürgermeister und Bei- 
geordneten waren zurückgetreten oder 
ausgeschieden. Es waren auf einmal 
alle leitenden Stellen neu zu besetzen. 
Ein großer Teil der Bürgerschaft ver- 
langte Beamte technisch-wirtschaftlicher 
Schulung an erster oder doch an zweiter 
Stelle; es war schließlich die einheit- 
liche Forderung aufgestellt, die Stelle 
des ersten Beigeordneten mit einer tech- 
nisch geschulten Kraft zu besetzen. 
Diese Forderung konnte aber nicht er- 
füllt werden. Es mußte neben der Bür- 
germeisterstelle auch die erste Beige- 
ordnetenstelle mit (ehemaligen) Juristen 
besetzt werden, weil angeblich keine ge- 
eignete technisch vorgebildete Kraft zu 
finden war. 
Aehnliche Vorgänge habe ich wieder- 
holt beobachtet. Sie schaden — ganz 
abgesehen von der Zurücksetzung des 
einzelnen Technikers im einzelnen Falle 
— dem Ansehen der ganzen Techniker- 
schaft innerhalb des betreffenden Krei- 
ses. „Sehen Sie‘, hörte ich sagen, „daß 
es doch noch nicht möglich ist, auch 
bei dem besten Willen, die Forderungen 
der Techniker durchzusetzen.‘ „Wo sind 
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denn die geeigneten Kräfte, die es mit 
den Juristen aufnehmen können ?“ „Un- 
ser Bürgermeister wird voraussichtlich 
in das Herrenhaus berufen werden, — 
dann liegt die langfristige Vertretung 
ganz in den Händen des ersten Beige- 
ordneten. An dieser Stelle können wir 
deshalb nur einen Techniker ge- 
brauchen, der langjährige Erfahrungen 
und Uebung in allen Geschäften der 
Gemeindeverwaltung erworben hat. Und 
wenn er ein noch so begabter und er- 
folgreicher Baumeister ist — das nutzt 
uns nichts. Wir wollten einen Tech- 
niker, der die Kommunalverwaltung 
in allen ihren Zweigen kennt.“ 

Daran fehlt es zurzeit — an Tech- 
nikern mit guter Allgemeinbildung, die 
frühzeitig in den Geschäften der ver- 
schiedenen Verwaltungen Erfahrung ge- 
wonnen und sich in verschiedenen (nicht 
nur technischen) Zweigen dieser Ver- 
waltungen fortbilden konnten. Es fehlt 
an einer geeigneten, das ganze Ge- 
biet der höheren Verwaltung um- 
fassenden Fortbildung. 

In den kleinen und mittleren rheini- 
schen Städten sind schätzungsweise min- 
destens 100 „Fortbildungsschulen‘“ für 
diejenigen jungen Techniker vorhanden, 
die sich in der Verwaltung der Gemein- 
. den ausbilden und fortbilden wollen. 

Diese Gemeinden würden Diplom-In- 
genieure, die nicht Fach-Ingenieure wer- 
den wollen, gern als Hilfsarbeiter und 
demnächstige Beigeordnete aufnehmen 
— nur nicht als technische Beigeord- 


nete. Dazu sind die Gemeinden zu 
. Verbandsnachrichten. —— : 
Vorstandsbericht. 


Eisenbahn-Diplom-Ingenieure. 
Entsprechend den von der Eisenbahnerkom- 
mission unter Vorsitz des Herrn Professor Dipl.- 
Ing. Obergethmann-Berlin gegebenen Richtlinien 
hat der Vorstand beschlossen, folgende Eingabe 
an den Chef des Ministeriums der öffentlichen 
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klein. Sie brauchen einen wissenschaft- 
lich gebildeten Vertreter ihres Bürger- 
meisters — aber nicht nur für ma- 
schinentechnische oder bautechnische 
Verwaltungsangelegenheiten. Das sind 
auch Arbeiten, die technisches Verstehen 
voraussetzen, die im Geiste der In- 
genieurarbeit ausgeführt werden können 
— nur nicht am Reißbrett und nicht mit 
dem Rechenschieber. Wenn auch hier 
unser junger Nachwuchs eindringen 
würde (die anderen Wege zu technischem 
Wirken bleiben dabei alle offen), so 
würden wir wieder einen Schritt vor- 
wärts kommen zur Höherwertung der 
technischen Intelligenz. Aus den Bei- 
geordneten der Kleinstädte würden vor- 
aussichtlich eine Reihe von Bürger- 
Meistern der Mittelstädte und der Groß- 
städte hervorgehen, die in ihrer Per- 
son dazu beitragen könnten, das An- 
sehen der technischen Schulung und da- 
mit der gesamten Technikerschaft zu 
heben. Selbstverständlich bezweifle ich 
nicht, daß unter den ausgezeichneten 
Männern, die jetzt als „technische“ Bei- 
geordnete tätig sind, sehr wohl auch 
geeignete Kräfte für die Bürgermeister- 
stellen vorhanden wären; auch die vor- 
erwähnte Großstadt hätte sicher eine 
geeignete Persönlichkeit gefunden — 
wenn sich eine solche nur gemeldet 
hätte. Es scheint, als ob die Ausübung 
der Tätigkeit eines „technischen‘ Bei- 
geordneten die Lust und die Neigung zu 
der etwas abweichenden Tätigkeit eines 
Bürgermeisters nicht gerade begünstigt. 


Arbeiten, Herrn Staatsminister von Breitenbach, 
gelangen zu lassen: 


Ew. Exzellenz! 

Der unterzeichnete Verband Deutscher Di- 
plom-Ingenieure, dem eine große Zahl der bei 
den Königlichen Eisenbahndirektionen der 
preußisch-hessischen Staatsbahnen auf Privat- 
dienstvertrag beschäftigten Diplom-Ingenieure 
angehört, gestattet sich Ew. Exzellenz ganz er- 
gebenst zu bitten, die Anstellungs- und Beschäf- 
tigungsverhältnisse der Diplom-Ingenieure erter 
allgemeinen und grundsätzlichen Regelung 
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gütigst unterziehen zu wollen. Auf Grund der 
von den betreffenden Verbandsmitgliedern ge- 
äußerten Wünsche möchte der Verband die Re- 
gelung der in Frage stehenden Verhältnisse 
etwa in der Richtung erblicken, daß die Di- 
plom -Ingenieure der Eisenbahnverwaltung sich 
als Spezialisten eines der in Betracht kom- 
menden technischen Gebiete, z. B. Eisen- 
bahnbau, Brückenbau, Sicherungswesen, Lo- 
komotivbau, Elektrische Anlagen, Hochbau 
betätigen und daß ihnen solcherweise als 
wissenschaftliche Hilfsarbeiter der Direktion 
eine bestimmte Laufbahn eröffnet wird. Der 
Verband glaubt es als durchaus notwendig be- 
zeichnen zu müssen, daß die Angehörigen dieser 
neuen Laufbahn als „angegliederte Oberbeamte“ 
geführt werden, um ihnen als Männer mit ab- 
geschlossener akademischer Bildung dieselbe so- 
ziale Stellung zu sichern, deren sich die eigent- 
lichen Oberbeamten erfreuen. 

Der Verband bittet sehr ergebenst um ge- 
neigte Berücksichtigung der angeführten Gründe 
und um Bekanntgabe Ew. Exzellenz Meinung. 

Ehrerbietigst: 


Die Bezeichnung „Dipl.-Ing.“ im amtlichen 
Verkehr. 


Um die Bezeichnung „Dipl.-Ing.“ im amtlichen 
Verkehr zur Anerkennung zu bringen, hat der 
Vorstand beschlossen, folgende Eingabe an die 
Finanzministerien, die Ministerien des Innern, 
das Preußische Ministerium für Handel und Ge- 
werbe, das Preußische Ministerium der öffent- 
lichen Arbeiten, die Justizministerien der deut- 
schen Bundesstaaten, das Preußische, Sächsische, 
Württembergische und Bayrische Kriegsmini- 
sterium, sowie an einige in Betracht kommende 
technische Verbände gelangen zu lassen: 

Ew. Exzellenz! 

Durch die Landesherren der deutschen Bun- 
desstaaten ist vor 10 Jahren den Technischen 
Hochschulen das Recht verliehen worden, aka- 
demische Grade zu erteilen, insbesondere auch 
den Grad eines „Diplom-Ingenieurs“. 

Diesen landesherrlichen Verordnungen lag, da 
sie Titel und nicht irgend eine andere Form von 
Auszeichnungen einführten, der Wille und die Ab- 
sicht zugrunde, die Bedeutung des abge- 
schlossenen technisch - wissenschaftlichen Stu- 
diums zum Ausdruck zu bringen und die absol- 
vierten Ingenieure durch Verleihung des Titels 
„Dipl.-Ing.“ nach außen zu kennzeichnen. 

Da bisher — wohl infolge des kurzen Be- 
stehens der Institution des „Diplom-Ingenieurs“ 
— die Anwendung dieses Titels nur in geringem 
Maße und in nicht geregelter Weise erfolgte, so 
unterbreiten wir cehrerbietigst die Bitte, ver- 
fügen zu wollen, daß der Titel „Dipl.-Ing.“ in 
dem Geschäftsbereich des (Kgl. Ministeriums für 

. usw.) ebenso als zum Namen gehörig be- 


trachtet und behandelt wird, wie die übrigen 
akademischen Titel. 

Insbesondere bitten wir geneigtest zu be- 
rücksichtigen, daß nach den landesherrlichen 
Verordnungen, auf Grund deren den Technischen 
Hochschulen das Recht verliehen worden ist, aka- 
demische Grade .zu erteilen, zwischen den aka- 
demischen Titeln „Dipl.-Ing.“, „Dr.-Ing.“ und 
„Dr.“ irgendwelcher Unterschied in öffentlich- 
rechtlicher Beziehung nicht besteht. 

Ehrerbietigst: 


Die Diplom-Ingenieure in der Kommunal- 

verwaltung. 

Um ein planmäßiges Vorgehen des Verbandes 
in der Frage der Regelung des Beschäftigungs- 
und Anstellungsverhältnisses der in Diensten der 
Kommunen tätigen Diplom-Ingenieure zu ermög- 
lichen, hat der Verband zum Zweck einer sta- 
tistischen Darstellung und Verarbeitung der heute 
bestehenden Verhältnisse eine diesbezügliche Ein- 
gabe zunächst an 20 Kommunalverwaltungen ge- 
richtet. 


Amtliche Sachverständige für Kraftfahrzeuge. 


Der Vorstand hält es für angezeigt, dahin zu 
wirken, daß die Uebergangsbestimmungen betr. 
Zulassung von Nichtakademikern als Sachver- 
ständige bei dem ausreichenden Angebot von 
Diplom-Ingenieuren, nicht zur Ausführung ge- 
langen. Demgemäß hat der Vorstand folgende 
Eingabe an den Reichskanzler, die Ministerien 
des Innern und die Kriegsministerien gelangen 
lassen: 

„Es hat sich als ein zwingendes Bedürfnis 
herausgestellt, Sachverständige für Kraftfahr- 
zeuge aus dem Kreise von Personen zu wählen, 
die ein geordnetes Studium auf einer Technischen 
Hochschule absolviert haben. An maßgebender 
Stelle ist diesem Umstand dadurch Rechnung ge- 
tragen worden, daß in den Ausführungsbestim- 
mungen zur Verordnung des Bundesrates vom 
3. Februar 1910 über den Verkehr mit Kraft- 
fahrzeugen vom 21. März 1910 der Nachweis 
eines abgeschlossenen Studiums auf einer Tech- 
nischen Hochschule an erster Stelle für die amt- 
lich anerkannten Sachverständigen verlangt 
wurde. Auch die Sachverständigen für die Prü- 
fung der Führer haben diese Bedingung zu er- 
füllen. Nun können jedoch die gegenwärtig von 
den Polizeibehörden anerkannten Sachverständi- 
gen bis zum 1. Oktober 1910 von den höheren 
Verwaltungsbehörden auch dann noch als Sach- 
verständige zugelassen werden, wenn sie die For- 
derung in bezug auf abgeschlossene Hochschul- 
bildung nicht erfüllen. Ihre Anerkennung als 
Sachverständige ist auch späterhin noch möglich, 
wenn die Genehmigung der Landeszentralbehörde 
und die Zustimmung des Reichskanzlers vorliegt. 
Der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure ist 
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der Ueberzeugung, daß es nicht richtig ist, solche 
Ausnahmefälle noch nach dem 1. Oktober 1910 
zuzulassen; denn nach Lage der Verhältnisse 
reicht die Zahl der verfügbaren Diplom-In- 
genieure vollkommen hin, alle Stellen von Sach- 
verständigen für den vorliegenden Zweck zu be- 
setzen. 

Der Verband gestattet sich dabei zu be- 
merken, daß es keineswegs im Interesse der 
beteiligten Kreise liegt, eine sehr große Zahl 
von Sachverständigen zu besitzen. Eine so 
große Zahl von Sachverständigen, wie sie vor 
der Verordnung gewählt war, ist der beab- 
sichtigten Ausübung der Gesetzespflichten jeden- 
falls nicht besonders dienlich. Bei allzuvielen Sach- 
verständigen mit verschiedener Ausbildung wird 
man bald bemerken, daß diejenigen, die sich am 
gewissenhaftesten an die Gesetzesbestimmungen 
halten, am wenigsten um ihr Gutachten er- 
sucht werden. Ebenso müssen sich die bereits 
eingetretenen Fälle häufen, bei welchen ein Gut- 
achten von mehreren Sachverständigen nachein- 
ander eingefordert wird, bis ein solches dem 
Nachsuchenden genehm ausfällt. Es erscheint 
zweckmäßig, wie in Berlin (8 Sachverständige 
auf 2 Millionen Einwohner), für je 250000 Ein- 
wohner eines Bezirkes einen Sachverständigen 
zuzulassen. | 

Auf Grund der vorstehenden Darlegungen 
gestattet sich der ergebenst unterzeichnete 
Verband, Ew. Exzellenz ganz ergebenst die Bitte 
auszusprechen, von den Ausnahmebestimmungen 
in bezug auf abgeschlossener Hochschulbildung 
keine Anwendung machen zu wollen.“ 


Ersatzwahl für Kassenführer-Stellvertreter. 


Da Herr Patentanwalt Dipl.-Ing. Adolf 
Münch nach Mannheim, L. 11. 27. Schloß- 
gartenstraße, verzogen ist, ist die Wahl eines 
neuen Kassenführer-Stellvertreters notwendig. 
Der Vorstand beschließt einstimmig, dem Aus- 
schuß Herrn Dipl.-Ing. Hans Caminer, Ber- 
lin SW. 63, Lindenstraße 15, in Vorschlag zu 
bringen. Zu 


Neue Bezirks-Vereine. 


Am Donnerstag, den 21. Juli 1910, fand in 
Karlsruhe die Gründung des „Bezirks-Vereins 
Karlsruhe“ statt. Die Gründungsversammlung 
war von den Herren Dipl.-Ing. F. Renner 
und Martin W. Neufeld einberufen wor- 
den; Referate hatten die um den Verband hoch- 
verdienten Herren Dipl.-Ing. Patentanwalt 
Münch-Mannheim und von Pasinski- 
Düsseldorf übernommen. In den Vorstand wur- 
den gewählt die Herren Dipl.-Ing. Philipp Fach, 
Bunsenstr.: 3, Vorsitzender; Martin W. Neu- 
feld, Waldstr. 8, Schriftführer; Ernst Unger, 
Yorkstraße 28, Kassenführer und Adolf Vie- 
hoff, Schönfeldstraße 5, Beisitzer. Auskunft er- 
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teilt und Zuschriften sind zu richten an Herrn 
Dipl.-Ing. Martin W. Neufeld, Wald- 
straße 8, Karlsruhe. Die regelmäßigen 
Sitzungen finden von August ab stets am ersten 
Donnerstag des Monats im Restaurant Hilden- 
brand, Waldstr. 8, jeweils 8'!/, Uhr abends statt. 


Der Vorstand. 


- Literatur. 


Buchbesprechungen. 


Sondergerichtshöfe für gewerblichen Rechtsschutz. 
Von Dr. Fritz Rathenau, Regierungsrat. 


„Wir haben den gelehrten Richter und wir 
wollen ihn haben; denn der gelehrte Richter 
und nur er ist die Säule der ohne Ansehen 
der Person objektiv waltenden Gerechtigkeit. 
Wir wollen den deutschen Beamten-Richter, 
dessen echt deutsches Pflichtgefühl seine Ehre, 
sein Ruhm, seine Macht ist.“ R. Sohnn, Deutsche 
Juristen-Zeitung, 1909, S. 1022, 

Unter diesem Motto behandelt Rathenau die 
Frage der Mitwirkung von Technikern im Ge- 
richtswesen in einem 144 Seiten umfassenden 
Referate für den XXX. Deutschen Juristentag 
in umfassendster und eingehendster Weise unter 
Benutzung und Anführung einer wohl lücken- 
losen Literaturangabe. 

In der Einleitung wird auf die allgemeine 
Ursache und die geschichtliche Entwicklung der 
technischen Sondergerichtsbestrebungen einge- 
gangen. In besonderen Kapiteln werden dann 
die Bedürfnisfrage, die Nachteile von Patent- 
sondergerichten, Vorschläge zur Besserung der 
bestehenden Zustände und das ausländische 
Recht erläutert. Das Endurteil ist: Sonder- 
gerichte in Streitigkeiten aus dem Gebiete des 
gewerblichen Rechtsschutzes empfehlen sich 
nicht! 

Wenn ich auch in dem Endurteil im großen 
und ganzen mit dem Verfasser übereinstimme 
und im besonderen der Meinung bin, daß die 
Frage der Patent-Sondergerichtte noch nicht 
spruchreif sei und nur in Zusammenhang mit 
Fragen des allgemeinen technischen Gerichts- 
verfahrens gelöst werden könne, so kann ich 
doch nicht allen Begründungen und nicht der 
in dem Referat enthaltenen Beur- 
teilung der Techniker zustimmen. 

Mißstände bestehen unbestritten auf dem 
Gebiete technischen Gerichtswesens, und Ab- 
hilfe kann nur dadurch geschaffen werden, daß 
technische Erkenntnis und technisches Verständ- 
nis im Gericht zur Geltung gelangt und ge- 
würdigt wird. Die Abhandlung dürfte mit 
Recht (in ihrer Einleitung S. 304) darauf hin- 
weisen, daß vorliegende Frage nur einen Sonder- 
fall der allgemeinen Standesbewegung der In- 
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genieure, der Vertreter technischer Intelligenz 
berührt; und aus diesem Grunde müssen wir 
auch näher auf diesen Gegenstand eingehen. 
Wenn „der Gegensatz zwischen Juristen und 
Technikern im Laufe der Jahre leider immer 
schärfere Formen angenommen hat und droht, 
zu einer Gefahr für Staat und Gesellschaft zu 
werden‘, so liegt.das nicht allein an der 


„Ueberproduktion von akademisch gebildeten 


Technikern‘‘, sondern im Grunde daran, daß 
das Potential und das Arbeitsvermögen der In- 
genieure dieselben auf wirtschaftlichem und 
staatlichem Gebiete gleichberechtigt neben an- 
dere führende Berufe stellt; die „technische In- 
telligenz‘‘ vermittelt nicht nur technische 
Spezialkenntnisse, sondern sie führt auch zu 
. allgemeiner Erkenntnis und Verständnis der 
Lebensvorgänge. 

Wertlos und unfruchtbar sind aber bloße 
theoretische Erörterungen der Streitfrage über 
Gleichberechtigung und Gleichstellung von Ju- 
risten und Technikern.. Wir müssen unum- 
wunden zugestehen, daß die Juristen sich ihre 
„erste Hypothek“ auf Grund von Leistungen 
mit einer gewissen Berechtigung erworben 
haben. An uns Ingenieuren ist es, zu be- 
weisen, daß wir in Einzelfällen ein höheres 
Potential besitzen und die bestehenden Ver- 
hältnisse auf Grund der überall gültigen Na- 
turgesetze in Bewegung zu setzen vermögen 
und auf besonderen Gebieten mehr leisten 
können als die Juristen. Wir müssen beweisen, 
daß die „technische Intelligenz‘ auf neuen 
Wegen die Aufgabe des Staates und der Volks- 
wirtschaft zu lösen und unmittelbarer die trei- 
benden Kräfte, das Arbeitsvermögen des Stoffes, 
des Individuums und der Gesellschaft zu er- 
kennen und in geordnete Wege zu weisen ver- 
mag, und daß sie daher mit höherem Nutz- 
effekt arbeiten kann, als es auf dem Um- 
wege juristischer Erkenntnis mög- 
lich ist. Auf Grund ihres Arbeitsvermögens 
verlangt und kann die „technische Intelligenz“ 
nur Anerkennung und Würdigung und Zu- 
weisung eines geeigneten Arbeitsgebietes ver- 
langen. 

Anerkannt und bewundert werden die 
Leistungen der Technik, die früher ungeahnte 
Kräfte auszulösen und zu nutzbringender Ar- 
beit zu zwingen vermag; aber die Urheberin 
dieser Leistungen, die „technische Intelligenz‘, 
wird kaum beachtet, und dennoch scheint es 
nicht ausgeschlossen, daß der durch sie in Er- 
scheinung getretene Kulturfortschritt auch neue 
Geisteskräfte auslöst oder doch durch eine ein- 
fachere und unmittelbarere Erkenntnis fördert 
und dadurch den Nutzeffekt und die Kapazität 
des Menschengeistes erhöht. Vielleicht erobert 
die „technische Intelligenz“ kraft ihres Ar- 
beitsvermögens sich ganz oder teilweise die 


jetzt im Besitze der „juristischen Intelli- 
genz“ befindliche „erste Hypothek‘ im Staats- 
leben. Im Grunde genommen ist es gleich- 
gültig ob das ‚„Fluidum‘“ der „technischen 
Intelligenz‘ durch einen ‚Ingenieur‘ oder durch 
„Juristen‘ oder durch sonst wen wirkt; Haupt- 
sache ist, daß die neu entstandene ‚technische 
Intelligenz“ Einfluß auf das Wirtschafts- und 
Staatsleben erhält und daß ihre Gestaltungs- 
kraft ausgenutzt wird. 

Zugeben müssen wir Ingenieure, wenn auch 
die „technische Intelligenz‘ für das Staatsleben 
erforderlich ist, daß der konkrete Ingenieur 
noch manche Mängel besitzt und noch viel an 
sich arbeiten muß, um die „technische In- 
telligenz‘‘ im Staatsleben verwerten zu können. 
Ihn muß aber Gelengenheit zur Be- 
tätigung und Anpassung seines 
Könnens gegeben werden. 

Alle abstrakten Erscheinungen können nur 
mit Hilfe konkreter Mittel wirken, und um 
die „technische Intelligenz“ im Staate wirken 
lassen zu können, müssen doch wohl die be- 
rufenen Träger derselben, die Ingenieure, her- 
angezogen werden, denn es ist fraglich, daß 
die „technische Intelligenz“ auf andere Weise 
wirken könne; es ist auch fraglich, ob der 
Träger „juristischer Intelligenz‘‘ auf Grund 
dieser sich gleichzeitig und unter wirtschaft- 
lichen Bedingungen zum Träger „technischer 
Intelligenz‘ machen kann, zumal die „juristische 
Erkenntnis‘ sich schwerlich in die ‚„naturwissen- 
schaftlich-technische Erkenntnis‘ wird einreihen 
lassen, während es dagegen nicht ausgeschlossen 
erscheint, daß bei weiterer Kulturentwicklung 
sich „Rechtsgrundsätze‘ mit Hilfe „naturwissen- 
schaftlich-technischer Erkenntnis‘ finden lassen, 
da Naturgesetz über Menschengesetz steht. 

Diesen allgemeinen Betrachtungen mußten 
wir uns unterziehen, um überhaupt die Stan- 
desbewegung der Ingenieure, der Träger der 
technischen Intelligenz, zu begründen; auch 
Rathenau hat dieselbe ja verschiedentlich ge- 
streift (S. 304, 449), und er scheint sie nicht 
für berechtigt zu halten, wenn er auch eine 
„Voreingenommenheit gegen die Techniker“ 
leugnet (S. 304). Das Bedürfnis der Berück- 
sichtigung „technischer Intelligenz‘ im Gerichts- 
wesen erkennt selbst Rathenau an; er ver- 
meint aber, daß sich die Juristen diese „tech- 
nische Intelligenz‘ in genügender Weise an- 
eignen können, während er zugibt, daß die 
Juristen z. Z. noch nicht die erforderliche Voll- 
kommenheit als technische Richter besitzen. 
Die Ausführungen Rathenaus beziehen sich 
größtenteils auf Patentrichter; doch weist auch 
er darauf hin, daß technische Intelligenz auch 
bei andersartigen Rechtsstreiten, Bauprozessen, 
Gewährleistungsklagen wegen Mängel an Ma- 


schinen, Haftpflicht- und Unfallsachen und an- 
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deres mehr (S. 399), erforderlich ist (vgl. die 
Artikel in Z. d. Vb. D. Diplom-Ingenieure 
1910, Heft 2, Heft 4, Heft 5, Heft Heft ). 
Unter der Voraussetzung, daß die Regelung des 
Gerichtswesens sich auf alle technischen Rechts- 
streite erstrecken muß, möge nachstehendes 
beachtet werden; unter dieser Annahme ge- 
winnt naturgemäß der Einfluß der technischen 
Intelligenz, und diese Besprechung tritt in- 
sofern aus dem Rahmen der Rathenauschen 
„Sondergerichtshöfe für gewerblichen Rechts- 
schutz“. 

Rathenau scheint die Bedeutung des Rechts, 
das als „öffentliches und privates Recht immer 
mehr die Lebensbeziehungen des Menschen 
durchdringt“ (S. 333), hoch über alle an- 
deren Faktoren des Lebens und insbesondere 
über die Bedeutung der Technik zu stellen. 
Kein Wort davon, daß in genau demselben, 
wenn nicht in noch viel stärkerem Maße die 
Technik nicht nur die Lebensbeziehungen durch- 
dringt, sondern sie direkt über den Haufen 
geworfen hat. Wenn das Referat gegen die 
technischen Sondergerichte, insbesondere Patent- 
gerichte, deren Berechtigung dahingestellt sein 
mag, anführt, daß dieselben „die entsprechende 
Forderung weiterer Fach- und Berufungsge- 
richte nach sich führen würde‘‘ (S. 486, 397, 
350), so wird dabei verkannt, daß die Tech- 
nik die Ursache der Umwälzung ist, und daß 
sie die andern Gebiete der menschlichen Tätig- 
keit zwingt, sich ihr anzupassen. Die Tech- 
nik hat Erwerb, Wissenschaft und Verwaltung 
und sogar das Recht (Diebstahl von Elektri- 
zität!) beeinflußt und wird dieselben weiter 
beeinflussen; aber nicht umgekehrt wirken diese 
auf die Technik; darum ist auch die oft ge- 
hörte Parallele anderer Gebiete mit der Tech- 
nik eine schiefe. 

Die Bedeutung der Technik in der Recht- 
sprechung erkennt Rathenau an, und er weist 
auf die Schwierigkeit der Erkennung des tech- 
nischen Inhaltes von Streitfragen hin; „viel- 
leicht auf keinem anderen Gebiete der Rechts- 
pflege ist das Bedürfnis eines eingehenden, 
durch Vorführungen, Zeichnungen usw. unter- 
stützten Vortrags so groß wie gerade 
hier“ (454). Von weittragendster Bedeutung 
ist aber die Aeußerung Rathenaus, der die 
Möglichkeit der Trennung von Tat- und Rechts- 
frage bejaht (S. 353), daß der Richter „eine 
auf technischem Gebiete basierende logische 
Denkoperation vorzunehmen hat, die eine auf 
technischem Boden erwachsene Rechtsfrage be- 
trifft“ (S. 355); damit gibt Rathenau doch zu, 
daß es technische Rechtsfragen gibt, daß also 
Recht und Technik verquickt sein können; es 
müssen also bei der Findung des Rechts ‚tech- 
nische und juristische Intelligenz‘‘ zusammen- 
wirken. Und selbst wenn : Tat- und Rechts- 
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frage getrennt werden können, so wird dadurch 
die „technische Intelligenz‘ im Gerichtshof nicht 
überflüssig; denn die Feststellung auch des 
technischen Tatbestandes unterliegt dem Richter. 


Die Klagen über die Mißstände bei tech- 
nischen Rechtsstreiten gründen sich auf den 
Mangel „technischer Intelligenz‘ im Gerichts- 
hof, und hierzu führt Rathenau die Worte des 
verstorbenen Direktors v. Schütz an: „Es ver- 
ursacht eine unendliche Bitterkeit, wenn die 
Partei sich sagen muß, „die Richter haben 
mich überhaupt nicht verstanden‘ (330). Wenn 
Rathenau das Versagen des juristischen Richters, 
wie es z. B. nach ihm „ausnahmsweise“, nach 
andern „üblich“, sich in falschen Beweisbe- 
schlüssen ausprägt, auf Denkfaulheit und Un- 
erfahrenheit der betreffenden Juristen zurück- 
führt (S. 354), so dürfte dieses Urteil doch 
nicht ganz zutreffend sein; tatsächlich liegt 
dieser Uebelstand wohl an Schwierigkei- 
ten, welche technische Rechts- 
streite allgemein den juristischen 
Richtern bieten; als Beispiel können die 
Entscheidungen des Reichsgerichts betreffend 
„Maschinen als wesentliche Bestandteile von 
Grundstücken“ angeführt werden, die anfäng- 
lich arge Zerfahrenheit zeigten. 


Nach Ansicht Rathenaus können die juristi- 
schen Richter aus sich heraus diese Mißstände 
beseitigen; „die Materie des gewerblichen 
(technischen) Rechtsschutzes ist verhältnismäßig 
jung, und sie ist vielleicht lange Zeit ein 
Stiefkind vieler Richter gewesen“ (S. 332). 
„Auch rechtsgelehrte Gerichte werden unschwer 
zu einer sachgemäßen Behandlung (Fragestel- 
lung) gelangen, wenn sie sich logisch in 
den Streitstoff hineinversenken‘ (354). Die Er- 
fordernisse und Eigenschaften eines Richters 
kennzeichnet Rathenau folgendermaßen: „Die 
Ausbildung muß in ihn einen Grundstock ge- 
diegener allgemeiner Rechtskenntnisse, schneller 
Auffassungs- und Beobachtungsgabe, logischen 
Denkens und Erkennens, gerechten Fühlens 
und unabhängiger Gesinnung sowie einen 
offenen Blick für die Bedürfnisse des Lebens 
pflanzen‘‘ (S. 446). „Der Richter muß für 
Patentprozese auch technisches Verständnis 
und gewisse technische Fähigkeiten und Kennt- 
nisse besitzen (S. 337), um die technischen 
Fragen für die Sachverständigen richtig stellen, 
die Vorträge der Parteien und der zuge- 
zogenen Sachverständigen richtig verstehen, 
die Sachverständigen in gewissem Sinne kon- 
trollieren und die Zuverlässigkeit ihrer Gut- 
achten und deren Begründung prüfen zu können. 
Dieses Maß technischer Kenntnisse sowie eine 
gewisse Routine wird aber eir Richter sich 
verschaffen müssen und können, — —“ (S. 341). 
Um die zurzeit noch mangelhafte Befähigung der 
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Richter für technische Rechtsstreite zu vervoll- 
kommnen, soll sich der Richter nach 
vollendeter juristischer Ausbil- 
dung für das Sonderfach weiter 
vorbereiten. „Der Jurist soll und kann 
sich nicht zum Techniker ausbilden, sondern 
nur die Grundzüge der Physik, Chemie, Me- 
chanik, Elektrizität und Wärmelehre in sich 
aufnehmen‘; wenn auch hervorragende Hoch- 
schullehrer gesagt haben sollen, daß der Jurist 
sich die technologische Allgemeinbildung in ein 
bis zwei Jahren aneignen könne (S. 448), so 
muß doch ausgesprochen werden, daß die hier 
angeführten Disziplinen der exakten Wissen- 
schaft nur die Grundlage der wissen- 
schaftlichen Technik darstellen, und daß diese 


ein besonderes und unabhängiges Wissensgebiet. 


bildet; Grundzüge der Grundlage geben keine 
Befähigung für die Anwendung technischer 
Wissenschaft. Ich halte es aber mit Rathenau 
für ausgeschlossen und auch nicht für not- 
wendig, daß ein Richter ‚alle Erscheinungen, 
über die er ein Urteil fällen soll, nicht bloß 
kennt, sondern souverän beherrscht‘ (S.337); 
das würde auch ein technischer Richter nicht 
können. 

Was von einem Richter zu verlangen ist, 
das ist Verständnis und Urteilsfähigkeit; die 


Kenntnisse über den Einzelfall braucht er nicht- 


von vornherein zu besitzen, denn ‚„was man 
zum ersten Male ersieht, weiß selber auch der 
Klügste nicht“, er muß sich diese Kenntnisse 
aber aus sich heraus aneignen können durch 
Fragestellung usw. Der Richter in technischen 
Rechtsstreiten muß Verständnis und Urteils- 
fähigkeit in Rechts- und technischen Fragen 
besitzen; Verständnis und Urteilsfähigkeit kann 
aber nur auf Grund von Kenntnissen und der 
Anwendung derselben gewonnen werden. Und 
wenn Rathenau sagt, daß ein Jurist sich eben- 
sogut „technische Intelligenz‘ aneignen könne, 
wie ein Mulus (S. 336), so ist dem beizu- 
pflichten; aber auch die Fähigkeit des 
Ingenieurs, sich „juristische In- 
telligenz““ aneignen zu können, muß 
aus demselben Grunde zugestan- 
den werden. Die alleinige Streitfrage bleibt 
demnach, was ist der wirtschaftlichste Weg, der 
das erforderliche Zusammenarbeiten von „ju- 
ristischer und technischer Intelligenz“ bewirken 
kann. Ich glaube, es ist allgemein anerkannt, 
daß zur Erlangung „technischer Intelligenz“ 
mehr technische Kenntnisse erforderlich sind, 
als juristische Kenntnisse für die „juristische 
Intelligenz“; wenn wir den fertigen Juristen 
und den fertigen Ingenieur als gleichwertig 
nebeneinander stellen, so würde demnach der 
Jurist, um zu einem gemeinsamen gleichwertigen 
Ziele zu gelangen, mehr leisten müssen als 
der Ingenieur. 


Rathenau scheint aber die Gleichwertigkeit 
(nicht Gleichheit) des Ingenieurs und des 
Juristen zu bezweifeln: ‚ob der Techniker 
einen technischen Prozeß objektiv entscheiden 
kann; es würde mangelnde Gewohnheit, von 
Personen und Sachen genügenden Abstand zu 
nehmen, dem Techniker als Richter nicht ge- 
ringe Schwierigkeiten bereiten“ (S. 343). In 
diesem Ausspruch können wir den Schlüssel 
erblicken, der zu der allzuoft angetroffenen, 
wenig günstigen Beurteilung der Techniker 
führt. Diese Auffassung, daß die Tätigkeit des 
Ingenieurs an kontrete Dinge gebunden sei, 
und er sich nur mit „Sachen‘ befasse, er- 
klärt die falsche oft geringschätzende Beurtei- 
lung des Ingenieurs. Die vornehmste Aufgabe 
des Ingenieurs, Kraft und Stoff mit möglichst 
hohem Nutzeffekt zu verwerten, die unsicht- 
baren Kräfte zu fassen und sie zu leiten, um 
mit ihnen Werte zu schaffen, wird nicht er- 
kannt, und das Mittel, der Stoff, das Bauwerk 
wird als alleiniger Zweck angesprochen. Der 
Ingenieur, welcher mit unsichtbaren Kräften 
arbeitet und diese „Imponderabilien‘‘ be- 
stimmt und mißt und ihren Wert durch Zahlen 
auszudrücken vermag, dessen Denkweise soll 
„mehr konkretisierend, plastisch“, die des 
Juristen ‚mehr abstrakt, analytisch‘ sein (S. 
335); nein, die Denkweise des Ingenieurs ist 
beides, er versteht sogar ‚abstrakte Erschei- 
nungen‘ in „konkrete Formen‘ zu zwingen. 

Wenn Rathenau fordert, daß der Richter 
juristisch denken muß (S. 344), so halte ich 
das für den technischen Richter nicht nur für 
nicht notwendig, sondern für eine falsche For- 
derung; Rathenau selbst unterscheidet juristische 
Denkweise und richterliche Denkweise (335), 
und ferner sagt er: „Ein glänzender Jurist 
kann ein schlechter Richter sein; der Richter- 
beruf erfordert eben seine eigene Qualitäten‘‘ 
(342). Damit gibt Rathenau doch den Unter- 
schied zwischen Jurist und Richter zu; die 
Richtertätigkeit bezeichnet er als logische Denk- 
operation (S. 355), und man sollte daher meinen, 
daß der, welcher logisch denken kann und die 
notwendigen Kenntnisse und Routine besitzt, 
zum Richter befähigt wäre und daß diese Be- 
fähigung nicht von „juristischer Denkweise‘ ab- 
hängig wäre, und daß selbst ein Techniker 
mittels seiner ‚technischen Denkweise‘, wenn 
sie ihn nur zum „logischen Denken‘ befähigt, 
sich Richtereigenschaften erwerben könne. Es 
dürfte auch gar nicht die Absicht sein, tech- 
nische Richter zu erhalten, die mittels ‚‚ju- 
ristischer Denkweise“ das Recht finden, das 
würde ja an den bestehenden Verhältnissen 
wenig ändern können, sondern die technischen 
Richter sind doch wohl nur wegen ihrer Eigen- 
art und ihres Vermögens, mittels ‚technischer 
Denkweise‘ das Recht finden zu können, zu 
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fordern; wir Ingenieure wollen überhaupt nicht 
die Wege anderer nachtreten, wir wollen unsere 
eigenen, aber zum gemeinsamen Ziel führenden 
Wege gehen. Selbst die von Rathenau ange- 
führte Ueberlegenheit des juristischen Richters 
über den technischen Richter, weil jener das 
Recht (Rechtsnormen) kenne (S. 345), be- 
darf einer Einschränkung; denn besonders bei 
technischen Rechtsstreiten kommen neben ge- 
werblichen Spezialgesetzen eine sehr große Zahl 
von Verordnungen und Gewohnheitsrechten in 
Frage, mit denen sich der Jurist kaum, der 
Techniker als Ingenieur aber ständig befassen 
muß. Die Ausführungen Rathenaus, daß der 
Techniker nicht zum technischen Richter be- 
fähigt sei, treffen daher ebensowenig zu, als 
dies für den Juristen gilt; beide aber müssen 
eine weitere Ausbildung genießen. | 
Wie die Frage der Berücksichtigung der 
„technischen Intelligenz‘ zu lösen ist, ob durch 
Sondergerichte, durch technische Richter oder 
durch technische Ausbildung juristischer Richter, 
muß wohl der Zeit überlassen werden. Rathenau 
befürwortet die weitere Ausbildung juristischer 
Richter, und da er gleichzeitig nicht gegen die 
Zulassung von technischen Parteibeiständen ist 
(S. 461, 462), so dürfte ein solcher Schritt 
zu begrüßen sein; ob er aber eine volle Lösung 
der Frage bringt, möge dahingestellt bleiben. 
Die Sondergerichte lehnt Rathenau ab, weil sie 
die Einheitlichkeit der Rechtsprechung stören 
würden, und weil den Richtern die Kenntnis 
weiter Lebensgebiete entzogen würde. Gegen 
die technischen Richter ist Rathenau aus den 
oben angeführten Gründen und als Laienrichter. 
Diese will Rathenau überhaupt nur zulassen, 
wenn „Kulturnormen‘‘ berücksichtigt werden 
müssen (S. 338, 344, 392, 395, 396); bei tech- 
nischen Rechtsstreiten befürchtet er ihre Be- 
fangenheit (S. 414), was besonders in bezug 
auf Konstruktions- und Fabrikationsgeheimnisse 
wohl auch zutreffend ist, und darum spricht 
er für Beamten-Richter. Die Vorzüge der Be- 
amten-Richter sprechen aber an sich nicht gegen 
Techniker als Richter. Ferner führt Rathenau 
gegen die technischen Richter an, daß der 
Sachverständige doch nicht aus dem Gerichts- 
wesen verschwinden werde. Das wird er aller- 
dings nicht, aber seine Tätigkeit und vor allen 
Dingen sein Einfluß sollte verringert werden; 
denn die Mißstände des Sachverständigenwesens 
haben gerade diese Streitfrage in Fluß ge- 
bracht. Besonders der belehrende Sachverstän- 
dige aus $ 144 ZPO. müßte möglichst ver- 
schwinden. Rathenau empfiehlt dagegen die 
rechtzeitige Heranziehung desselben (S. 340, 
350, 453, 458), so daß unsere Anschauungen 
sich gerade gegenüberstehen (vergl. Z. d. V. 
D. Diplom-Ingenieure 1910, Heft 13 u. Z. f. In- 
dustrierecht 1910, Heft 13). 
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Wenn der juristische Richter trotz seiner 
technischen Ausbildung nicht das Sachverstän- 
digenwesen einschränken soll und nicht kann, 
es sogar noch erweitern soll, warum will er 
sich dann. erst weiter ausbilden, da er an den 
jetzigen schlechten Verhältnissen doch nichts 
ändern würde. Die Aufgabe des technischen 
Richters soll es aber gerade sein, die Tätig- 
keit des Sachverständigen zu vermindern; da- 
zu braucht der technische Richter nicht von 
vornherein den Kern der Streitfrage zu er- 
kennen, ebensowenig wie Rathenau dieses von 
dem juristischen Richter verlangt; er soll auch 
nur aus dem Vortrag der Parteien die wesent- 
liche Streitfrage herausschälen (S. 339); das 
soll er aber aus eigenem Verständnis können 
und sich hierzu nicht eines Sachverständigen 
bedienen müssen; denn mit Erkennung der 
Streitfrage ist dieselbe auch oft schon ent- 
schieden. Daß der technische Richter, beson- 
ders wenn sich der Ingenieur von vornherein 
für die richterliche Tätigkeit ausbildet, sich 
bewähren wird, ist anzunehmen, auch wenn 
er nur über eine allgemeine technische 
Vollbildung verfügt, da nach Rathenau 
„schwierige technische Fragen höchst selten 
vorkommen‘‘ (344). Den Umstand, daß die 
Fragestellung sachgemäßer erfolgen würde, und 
daß zweitens die Sachverständigen besser ver- 
standen würden (S. 352, 353), halte ich für 
völlig genügend, um die Zuziehung von tech- 
nischen Richtern zu rechtfertigen, da diese Vor- 
teile andere Vorteile bedingen. 


Die endgültige Lösung der Frage wird. sich 
wohl dahin ergeben, daß juristischer Richter 
und technischer Richter zusammenwirken, nach- 
dem beide: ihre Fachbildung für die Tätigkeit 
in technischen Rechtsstreiten entsprechend er- 
weitert haben, um gemeinsam arbeiten zu 
können. Da wir dazu aber nicht mit einmal 
übergehen können, so möge vorerst die 
Notwendigkeit technischen allge- 
meinen Wissens in immer weitere 
Kreise der Juristen dringen (450) 
und technische Parteibestände zu- 
gelassen werden. Aus diesen letzteren 
können dann später die technischen. Richter 
entnommen werden, und die Befürchtung Rathe- 
naus, daß nicht genügend Auswahl für tech- 
nische Richter vorhanden wäre, wird gegen- 
standslos. 


Die Arbeit Rathenaus müssen wir wohl als 
bedeutungsvoll bezeichnen; aber wir ‘können 
der Beurteilung der Ingenieure nicht zustim- 
men. Der „juristische‘‘ Verfasser hat die Be- 
deutung der Technik für alle Lebensbeziehungen 
nicht genügend gewürdigt und die „abstrakte“ 
Erscheinung der „technischen Intelligenz‘, die 
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als Kulturerscheinung gewertet werden muß, 
nicht erkannt. 


Dipl.-Ing. Adolf Springe, Neumünster. 


*, Der wirtschaftliche Charakter der techni- 
schen Arbeit. Von Dr. Friedrich v. Gott!- 
Ottilienfeld, o. Professor der Staats- 
wissenschaften an der Königlichen Tech- 
nischen Hochschule in München. Vor- 
trag, gehalten im Polytechnischen Ver- 


ein in München am 8 November 1909. 
Berlin, Verlag von Julius Springer, 
1910. Professor Dr. Friedrich v. Gottl- 


Ottilienfeld, der Nachfolger des verdienst- 
vollen Max Haushofer auf dem Lehrstuhl der 
Münchener Hochschule, hat in diesem Werk- 
chen eine geistreiche Studie veröffentlicht. Der 
Verfasser stellt sich mit seiner Arbeit in die 
Reihe jener Vertreter der Systematik, die sich 
die Erforschung der Wechselbeziehungen zwi- 
schen Technik und Wirtschaft zur Aufgabe ge- 
macht haben. Dieses Forschungsgebiet ist von 
der deutschen Nationalökonomie bisher nur 
stiefmütterlich behandelt worden; eine weit 
bessere Pflege erfuhr es seitens der engli- 
schen Schriftsteller; Ricardo, John Stuart 
Mill, Mac Colluch, der Rechenmaschinen- 
erfinder Babbage, Ure und der Bevölkerungs- 
theoretiker Malthus haben sich verhältnismäßig 
umfassend mit der „Technischen Oekonomik‘“‘, 
wie man diese Wissenschaft als Zweig der syste- 
matischen Nationalökonomie neuerdings nennen 
möchte, beschäftigt; von neueren Schriftstellern 
sind zu nennen Nicholson, Hobson 
und William Ripper. Die deutsche Schule 
der Technischen Oekonomik wurde von F. B. 
W. Hermann eröffnet; seine „Staatswissen- 
schaftlichen Untersuchungen“ reichen in die 30er 
Jahre des vorigen Jahrhunderts zurück. Ihm 
gesellten sich Lehr, Einwächter und Ro- 
scher zu. Alsdann trat eine Pause ein bis 
zu dem epochemachenden Auftreten des Tech- 
nikers Franz Reuleaux. Die grundstürzen- 
den Arbeiten dieses Mannes gaben einer gan- 
zen Generation von Nationalökonomen 
Gelegenheit, sich mit technisch-ökonomischen 
Gegenständen, insbesondere mit dem Maschinen- 
problem zu beschäftigen. Namen wie Grothe, 
Albrecht, Emanuel Hermann, Rein- 
hold, Körner Schmoller, Dietzel, 
Voigt, Sombart, von Halle mögen aus 
dieser Epoche genannt werden. Die Lektüre 
dieser Schriftsteller gibt ein Bild von der Un- 
geklärtheit selbst der Grundbegriffe. Außer- 
gewöhnliche Verdienste hat sich Emanuel Her- 
mann, der Erfinder der Postkarte, Professor 
der Nationalökonomie an der Wiener Techni- 


°) Anmerk. der Schriftleitung: Dieser Artikel, der in 
der vorigen Nummer mehrere sinnentstellende Druckfehler ent- 
hielt, wird hiermit richtig gestellt. 
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schen Hochschule erworben; er hat zum ersten 
Male die ökonomischen Entwicklungsprinzipien 
der Technik in zusammenfassender Weise auf- 
gestellt. Sombart gebührt das Verdienst 
das historisch-konstruktive Moment der tech- 
nisch-ökonomischen Entwicklung in den Vorder- 
grund gerückt und den vorhandenen Stoff in 
meisterhafter Gruppierung und Uebersichtlich- 
keit zur Darstellung gebracht zu haben. Hein- 
rich Dietzel hat zuerst in geistreicher Weise 
den schon von F. B. W. Hermann verkün- 
deten und auch von Emanuel Hermann über- 
nommenen grundsätzlichen Irrtum widerlegt, 
daß das Prinzip der Wirtschaftlichkeit bei 
der Technik ausgeschaltet sei. Nach Hermanns 
Ansicht besteht das Ziel der Technik in der 
absoluten Vollendung, während das ökono- 
mische Prinzip das Merkmal der Wirtschaft sei. 
Dieser Ansicht gegenüber weisen Dietzel und 
auch Sombart nach, daß das ökonomische 
Prinzip als generelles Vernunftsprinzip jeder Art 
menschlichen Handelns, also auch der Technik, 
anhafte. Trotzdem diese Tatsache dem Tech- 
niker ganz selbstverständlich erscheint, gibt es 
auch heute noch Kreise — und zu denen ge- 
hört auch Ehrenberg und der jüngst ver- 
storbene Ernst von Halle —, die das „Wirt- 
schaftliche‘ dem „Technischen“ gegenüber- 
stellen. In Uebereinstimmung mit Dietzel und 
Sombart, aber in durchaus origineller Weise zeigt 
der Verfasser der vorliegenden Schrift, daß die 
Wirtschaft nicht bloß die Probleme 
der Technik stellt, sondern auch 
den Geist der Lösungen beherrscht. 
Der Verfasser führt diesen Nachweis in fein 
analysiertem Aufbau, indem er die. Begriffe Ar- 
beit, empirische und moderne Technik, tech- 
nische Arbeit und technische Wissenschaft, Wirt- 
schaft usw. vorführt, das Verhältnis von Preis- 
gebundenheit, Rentabilität, Produktivität und 
Wirtschaftlichkeit erörtert, um im Anschluß da- 
ran die „Prinzipien des rationellen 
Handelns‘ darzulegen, als dessen geistiger 
Träger der Techniker erscheint. Es wäre 
naturgemäß verfehlt, die Gedankenfolge des 
Verfassers hier in zusammenfassender Kürze 
wiedergeben zu wollen, denn es handelt sich 
dabei um die schwierigsten Probleme mensch- 
lichen Denkens und deskriptiver Darstellung. 
Alle diejenigen Techniker, die Interesse nehmen 
an der begrifflichen Formulierung der Prin- 
zipien, nach denen sich ihr berufliches All- 
tagshandeln vollzieht, werden in der Studie des 
Verfassers schätzenswerte Anregungen finden. 
Die Schlußforderung des Verfassers, den geisti- 
gen Träger des rationellen Handelns an der 
Führung von „Wirtschaft, Volk und Staat“ zu 
sehen, liegt ganz im Sinne des Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure, der sich die Be- 
seitigung der Hindernisse, die dem wirtschaft- 


Verschiedenes 


lich gebildeten Techniker heute den Weg ver- 


schließen, zur programmatischen Aufgabe ge- - 


stellt hat. 
Dipl.-Ing. Dr. Alexander Lang. 


Die Elektrizität und ihre Anwendungen. 
Von Dr. L. Graetz, o.ö. Professor an der 
Universität München.. 15. Auflage. Verlag von 
J. Engelhorn, Stuttgart 1910. 


Kein wissenschaftliches Werk im eigentlichen 
Sinne, ist dieses vortreffliche Buch sehr wohl 
geeignet, auch dem wissenschaftlich gebildeten 
Ingenieur Neues und Interessantes zu bieten. 


Wer sich, ohne Elektrotechniker zu sein, 
schnell einen Ueberblick verschaffen will, was 
auf dem Gebiete der Elektrizität in den letzten 
Jahren erreicht worden ist, findet hier alles 
Wissenswerte in fesselnder Darstellung, welche 
die Lektüre dieses Buches auch nach an- 
strengender Tagesarbeit als Annehmlichkeit er- 
scheinen läßt. 


Besonders interessieren die Kapitel 
elektrische Schwingungen und Strahlen, 
Radioaktivität und Funkentelezraphie. 


Auch für Studierende als Einführung in die 
bei streng wissenschaftlicher Behandlung leicht 
etwas spröde Materie erscheint der ,„Graetz‘ 
recht geeignet. 


über 
über 


Die große Beliebtheit, deren sich das Buch . 


erfreut, geht aus dem Umstande hervor, daß 
es bereits in fast 60000 Exemplaren verbreitet 
ist und zurzeit in 15. Auflage neu erscheint. 


Dipl.-Ing. Hoitz. 


In Nr. 305 der „Berliner Neuesten Nach- 
richten“ ist ein Artikel ‚Der Verwaltungs- 
Ingenieur‘ von Dipl.-Ing. v. Pasinski-Düssel- 
dorf, erschienen. 

v. P. versucht analog der Entstehung des 
Begriffes „Verwaltungsjurist‘‘ den Begriff „Ver- 
waltungs-Ingenieur‘‘ zu entwickeln und leitet 
daraus den Rechtsanspruch des Ingenieurs auf 
Teilnahme an der Verwaltung her. Beide 
Wissenschaften oder vielmehr beide Techniken, 
die Rechtstechnik und die Ingenieurtechnik, sind 
nebeneinander zur Lösung der wichtigsten 
Menschheitsprobleme berufen. Das Problem der 
Staatenbildung, d. h. der Zusammenschluß 
großer Massen zu einem einheitlichen Ganzen 
unter der geringstmöglichen Einschränkung der 
persönlichen Freiheit, hat die Rechtstechnik ge- 
löst! Das sich durch die Zusammenballung 
großer Massen aufdrängende weitere, und nicht 
minder wichtige Problem der Ernährung und 
Beschäftigung dieser Massen hat nur die In- 
genieurtechnik lösen können. 
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Neben dem Rechtsstaat, dem Werke der 
Rechtstechnik, entwickelte sich der Wirtschafts- 
staat, das Werk der Ingenieurtechnik. Neben 
dem Werke entwickelte sich auf beiden Ge- 
bieten die Wissenschaft vom Werke, und wegen 
der immer komplizierter werdenden Beziehun- 
gen innerhalb des Werkes kamen schließlich 
für die Wahrnehmung des Betriebes, den wei- 
teren Ausbau und die Verwaltung des Werkes 
nur noch die in diesen Wissenschaften vorge- 
bildeten Personen in Frage. So. entstanden 
neben den Juristen vom Fach die Juristen der 
Verwaltung, und so werden neben den In- 
genieuren der Praxis die Ingenieure der Ver- 
waltung entstehen. 

Hiernach ist die Verwaltungsingenieurfrage 
weder eine zufällige noch künstlich hervorge- 
rufene Kontroverse, sondern eine Zeitnotwendig- 
keit, von deren baldiger Erfüllung die gedeih- 
liche Weiterentwicklung unseres Staatslebens 
abhängt. 


Verschiedenes. 


Im Auftrage des Fürsten von Monaco hat 
Gaston Moch vergleichende Studien über deut- 
sche, französische und schweizerische Mittel- 
schulen angestellt. Prof. Wilhelm Ostwald be- 
spricht diese Arbeit (Berliner Tagebl. Nr. 326) 
und führt als Ergebnis an, daß (nach Mochs 
Ansicht) die deutschen Lehranstalten die besten 
baulichen Einrichtungen haben, daß aber .der 
Unterricht an den französischen Lyzeen einen 


‚größeren Erfolg verspricht, weil hier die An- 


passung an die Persönlichkeit des Schülers in 
weit größerem Maße als an deutschen Anstalten 
erreicht sei. In Frankreich überwiegt neuer- 
dings die neusprachlich-naturwissenschaftliche 
Vorbildung. „An allen Stellen nämlich, wo die 
deutsche Technik tätig war, haben wir im 
internationalen Wettkampf um das Schulwesen 
das Höchste erreicht, was unser Beobachter 
hat entdecken können. An allen Stellen da- 
gegen, wo der deutsche „Humanismus“ maß- 
gebend geblieben ist, da wendet sich der Gast 
mit Grausen.‘‘ 


Welcher Geringschätzung noch immer das 
Können und die Berufstätigkeit der- aka- 
demisch gebildeten Techniker begegnet, zeigt 
das Ausschreiben cines preußischen Landrats 
(im Zentralblatt der Bauverwaltung), worin 
ein Regierungsbaumeister als Bau- 
inspektor für einen Deichverband gesucht wird, 
der sich entschlossen hat, ein Jahresgchalt von 
2000 Mark (nicht 20000 Mark) zu gewähren. 
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Dieses Gehalt soll in 18 Dienstjahren auf die 
Höchstsumme von 3800 Mark anwachsen. Der 
Bewerber soll erfolgreiche Tätigkeit 
nachweisen. 


Die Besetzung solcher Amtsstellen mit Re- 
gierungsbaumeistern ist sicher nicht geeignet, 
das Ansehen der Techniker zu heben. 


Viel richtiger wäre es, einen Mittelschul- 
techniker in die Stelle zu berufen, und die 
Leitung des Verbandes (der Korpo- 
ration) in die Hand eines Regierungsbaumeisters 
zu legen, der ebenso, wie jetzt der Landrat, 
hier einen (unbezahlten) Durchgangsposten zu 
anderen leitenden Stellen findet. Das wäre 
vor allem wirtschaftlich richtiger. 


Der 30. Deutsche Juristentag wird in diesem 
Jahr in der Zeit vom 12.—14. September in 
Danzig stattfinden. Die Verhandlungen begin- 
nen am 12. September, vormittags 9 Uhr, mit 
einer Plenarversammlung im großen Saale des 
Schützenhauses. Seitens der ständigen Depu- 
tation sind u. a. folgende Beratungsgegenstände 
auf die Tagesordnung gesetzt worden: 


„Empfiehlt es sich, soziale Schutzvor- 
richtungen, in der Art der für die Hand- 
lungsgehilfen bestehenden, für Privatange- 
stellte überhaupt zu treffen?“ Gutachter: 
Professor Dr. jur. et phil. Oertmann-Erlangen, 
Syndikus Dr. Heinz Potthoff, Mitglied des 
Reichstages, Düsseldorf; Berichterstatter: Justiz- 
minister Dr. Klein-Wien, Justizrat Dr. Junck, 
Mitglied des Reichstags, Leipzig. 

„Empfehlen sich Sondergerichtshöfe 
in Streitigkeiten aus dem Gebiete des gewerb- 
lichen Rechtsschutzes?“ Gutachter: Dr. 
Philipp Ritter v. Stahl-Wien, Regierungsrat Dr. 
Rathenau-Berlin, Rechtsanwalt Dr. Hugo Cahn- 
Nürnberg; Berichterstatter: Landgerichtsdi- 
rektor Dr. Degen -Leipzig, Rechtsanwalt Dr. 
Isay-Berlin, Justizrat Dr. Arnold Seligsohn-Berlin. 


Anfragen aus dem Leserkreis. 


Ein „regelmäßiger Leser‘ unserer Zeitschrift 
fragt, weshalb „hervorragende Ingenieure 
(Architekten und Chemiker)“, welche — da ihr 
Studium weiter zurückliege — nicht in der Lage 
waren, den akademischen Grad Diplom-In- 
genieur zu erwerben, nicht auch Mitglieder des 


Anfragen aus dem Leserkreis — Zuschriften an die Schriftleitung 


Verbandes werden könnten. Unter diesen gebe 
es manchen, der mit seinem ganzen Fühlen 
und Denken auf der Seite der um ihre Aner- 
kennung kämpfenden Diplom-Ingenieure stehe 
und demgemäß den lebhaften Wunsch habe, an 
ihre Seite zu treten. 


Antwort: Die Vereinsleitung würde diese ihr 
sehr willkommenen Kräfte natürlich gern unter 
den Mitgliedern aufnehmen, wenn nicht die 
gründlich erwogenen und reiflich überlegten 
Satzungen dies ausschließen würden. Unser 
Verband ist eine Vereinigung „Deutscher Di- 
plom-Ingenieure“. Wer nicht Diplom-Ingenieur 
und nicht deutscher Staatsangehöriger ist, kann 
deshalb nicht Mitglied werden. 


Diese Exklusivität war bestimmend für die 
Gründer, sie ist grundlegend für die Satzungen 
und sie ist vor allem in dem ausgesprochenen 
Willen der demnächst das zweite Tausend er- 
reichenden Mitglieder des Verbandes festgelegt. 


Ein Abweichen von den Grundsätzen ist aus- 
geschlossen. Deshalb können diesbezügliche An- 
regungen, welche von „Fehlern“ der Satzun- 
gen, von der Notwendigkeit, auch Ingenieure 
ohne den akademischen Grad aufzunehmen, 
reden, nicht weiter verfolgt werden. 


Für alle Freunde unserer Sache, namentlich 
für diejenigen, welche uns ihren wertvollen Rat, 
ihre Sympathien und ihre gelegentliche Mit- 
arbeit schenken wollen, ohne selbst als 
Mitgliederdiehiermitverbundenen 
Pflichten zu übernehmen, haben wir 
die Stellung als „Förderer“ des Verbandes ge- 
schaffen. 

Wir finden gerade aus den Kreisen der För- 
derer begeisterte Unterstützung, die uns diese 
unsere Freunde besonders wertvoll macht. 


: Zuschriften an die Schriftleitung. 


Alle Mitteilungen, welche an dieser Stelle 
keine Erwähnung finden, sind als Material der 
Verbandsleitung übergeben worden und finden 
dort bei den Beratungen des Vorstandes und 
des Ausschusses gebührende Berücksichtigung. 
Die Herren Einsender werden besonders in den 
Beschlüssen und den Berichten des Vorstandes 
ihre wertvollen Anregungen, die stets dankbar 
entgegengenommen werden, verfolgen können. 
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EIN JAHR 


Von Dipl.-Ing. Dr. Alexander Lang, Patentanwalt, Berlin. 


VERBAND DEUTSCHER DIPLOM -INGENIEURE. ` : 


Der Verband Deutscher Diplom-In- 
genieure blickte am 28. Juni d. J. auf 
sein einjähriges Bestehen zurück. Die 
Spanne eines Jahres ist nicht groß und 
gar manche altehrwürdigen Verbände 
deutscher Ingenieure und Techniker sind 
dem Verbande nach dieser Richtung 
überlegen. Denken wir aber an die Ent- 
wicklung, die die Organisation der 
deutschen Diplomingenieure in der kur- 
zen Zeit ihres Bestehens genommen hat, 
so fühlen wir uns wohlberechtigt, einen 
Augenblick Umschau zu halten und einen 
Rückblick zu werfen auf das, was in die- 
ser Zeit geschaffen wurde. Dieses eine 
Jahr ist es, in dem der langersehntei 
Zusammenschluß der akademisch gebil- 
deten Ingenieure zur Tat geworden ist. 
So bedeutet denn das Jahr 1909 für die 
technische Welt den Ausgangspunkt 
einer neuen Epoche; einer Epoche, in 
der die Träger der akademisch-tech- 
nischen Intelligenz den Organisations- 
gedanken der alten akademischen Stände 


aufgenommen und Schulter an Schulter 
mit diesen an der Weiterentwicklung 
von Gesellschaft und Volkswirtschaft ar- 
beiten wollen. Der Bau ist gesichert. In 
allen Teilen des Reiches hat der 
Ruf des Zusammenschlusses lebhaften 
Widerhall gefunden und im Verlaufe 
weniger Monate ist ein Werk entstan- 
den, das zu den besten Hoffnungen be- 
rechtigt. Heute schon ist der Verband 
zu einem Faktor geworden, mit dem die 
Zukunft zu rechnen haben wird. 


Das Programm des Verbandes. 


Als die Lehre der individualistischen 
Schule begann, Gemeingut der Staats- 
männer und der gesetzgebenden Kör- 
perschaften zu werden, erwarteten die 
Doktrinäre des Smithschen Prinzips den 
Heranbruch einer neuen Zeit; — und 
sie sollten sich nicht täuschen. Die 
deutsche Volkswirtschaft nahm unter 
der Herrschaft der liberalistischen Poli- 
tik einen beispiellosen Aufschwung. Man 
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braucht nicht auseinanderzusetzen, wes- 
halb die Politik des „Gehen- und Ge- 
schehenlassens“ zu diesen glänzenden 
Triumphen führte; man braucht auch 
nicht zu betonen, daß diese wirtschaft- 
liche Grundauffassung .in ihren Haupt- 
linien ganz richtig ist; aber man 
wird feststellen müssen, daß die großen 
praktischen Vertreter des individualisti- 
schen Gedankens in den Fehler verfielen, 
daß sie das Prinzip bis zur Uebertrei- 
bung und zu den letzten Konsequenzen 
ausgestalteten und daß sie übersahen, 
daß jedes Prinzip durch seine Ueber- 
spannung sich in das Gegenteil der Ab- 
sichten und Wirkungen verkehrt, die es 
organisch vertritt. So führte denn auch 
die Einführung der bedingungslosen 
Handels- und Gewerbefreiheit zu unhalt- 
baren Zuständen, und es zeigte sich bald, 
daß überall da, wo die Prüfung der Ge- 
samtverhältnisse überwiegend Schat- 
tenseiten ergab, gewisse Dinge im Ge- 
werbe, Handel und Verkehr unter den 
Schutz des Staates, des Zwanges und un- 
ter Strafe gestellt werden müssen, „nicht 
um das praktische Leben durch die The- 
orie zu meistern‘‘, sondern um die guten 
Elemente zu schützen gegen die Kon- 
kurrenz der Gewissenlosen und der Be- 
trüger. So ist denn die rein individua- 
listische Auffassung der Volkswirtschaft 
sehr rasch auf allen Gebieten durch die 
tatsächliche Entwicklung widerlegt wor- 
den, und gerade die abstraktesten 
Heißköpfe der Smithschen Schule haben 
in zahlreichen Organisationen rlen Be- 
weis für die Notwendigkeit einer Ein- 
schränkung des individuellen Wettbe- 
werbs geliefert; mit der im Jahre 1877 
seitens der deutschen Industrie erfolg- 
ten Absage an den Freihandel setzt die 
neuzeitliche Maxime der Ordnung und 
Regelung auf allen Gebieten der Volks- 
wirtschaft ein: es entstehen in Handel 
und Industrie die Kartelle, Syndikate und 
sonstige Interessenverbände und Körper- 
schaften; im Handwerk setzt die moderne 
Handwerkerbewegung ein, die zu Hand- 
werkskammern, zu neuzeitlichen Innun- 


Dipl.-Ing. Dr. Lang, Ein Jahr Verband Deutscher Diplom- Ingenieure 


gen und zum Meistertitel führte; die 
Kaiserliche Botschaft vom 17. Novem- 
ber 1881 begründete die Arbeiterschutz- 
gesetzgebung, und in den Kreisen der 
liberalen Berufe bildeten sich Standes- 
vereine und wurden Aerztekammern, 
Apothekerkammern, Anwaltskammern 
usw. ins Leben gerufen, alle diese Maß- 
nahmen und Einrichtungen in der aus- 
gesprochenen Absicht, durch Staatshilfe 
und durch Selbsthilfe mitzuarbeiten an 
der Ordnung und Regelung der Dinge, 
die das Leben in Staat, Gesellschaft und 
Wirtschaft mit sich bringt. Ein Glied in 
der langen Reihe dieser Entwicklung 
bildet auch der Verband Deutscher 
Diplom - Ingenieure. Auch im Bereiche 
der technischen Berufe hat das zügel- 
lose „Laissez faire, laissez aller“ 
Verhältnisse gezeitigt, gegen die der ein- 
zelne Diplom -Ingenieur machtlos ist, 
deren Regelung vielmehr nur durch eine 
starke Organisation der Standes- 
angehörigen erfolgen kann und erfol- 
gen muß, soll die Entwicklung nicht 
achtlos über die Diplom-Ingenieure hin- 
weggehen. Wenn die Diplom-Ingenieure 
solcherweise mitarbeiten wollen an der 
Fortentwicklung des nationalen Staats- 
und Wirtschaftslebens, so tun sie dies in 
Uebereinstimmung mit den Angehörigen 
der übrigen akademischen Stände, mit 
denen sie durch eine gemeinsame Vor- 
bildung sowie zahlreiche Berührungs- 
punkte in der Berufs- und Lebensauffas- 
sung verbunden sind. Wenn darauf hin- 
gewiesen wird, daß der Verband bei 
seiner Mitarbeit eine Stärkung desEin- 
flusses der akademisch-technischen In- 
telligenz verlangt, so dürfte dies keine 
Anmaßung in sich schließen, wenn man 
bedenkt, daß dem Diplomingenieurstand 
alle jene Imponderabilien abgehen, die 
man bei den alten akademischen Stän- 
den als das „historisch Gewordene‘“ 
zu bezeichnen sich gewöhnt hat. Nicht 
Sonderrechte erstreben die Diplom-In- 
genieure, sondern Gleichstellung mit al- 
len anderen akademisch gebildeten 
Staatsbürgern nach Recht und Gesetz; 
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sie wollen kämpfen gegen überkommene 
Vorurteile, und sie fordern die Erschlie- 
Bung aller der Stellungen, die sie kraft 
ihrer allgemeinen wie speziellen Bildung 
beanspruchen dürfen. Soll deshalb das 
Programm des Verbandes zusammenge- 
faßt werden, so würde es auslauten in 
den Satz: Fortentwicklung unseres 
Staats- und Wirtschaftslebens im 
Sinne einer Stärkung des Ein- 
flusses der akademisch-techni- 
schen Intelligenz. 

In Ausführung dieses Programms hat 
sich der Verband zunächst solchen Auf- 
gaben zugewendet, die sich erstrecken 
einerseits auf die akademische Vorbil- 
dung und anderseits auf die Beseiti- 
gung all der Hindernisse ideeller und 
materieller Art, die die freie Entfaltung 
der akademisch-technischen Intelligenz 
ausschalten oder beeinträchtigen. Diese 
Aufgaben sind im Gründungsaufruf des 
Verbandes zusammengefaßt in die 7 Ge- 
sichtspunkte: 1. Befreiung des Diplom- 
Ingenieurs aus der Unterordnung unter 
die Arbeitergesetze, 2. Schaffung öffent- 
lich-rechtlicher Körperschaften (Kam- 
mern) im Sinne der bestehenden An- 
walts- und Aerztekammern, in denen die 
Diplom-Ingenieure ihre Standesange- 
legenheiten und ihre Beziehungen zur 
Oeffentlichkeit und zu den Behörden 
selbst regeln können, 3. Schutz der 
Standesbezeichnung, 4. Förderung des 
technischen Unterrichtswesens; insbe- 
sondere Ausbau der Technischen Hoch- 
schulen nach der staats- und privatwirt- 
schaftlichen Seite, 5. Verstärkung des 
technisch-staatswirtschaftlichen Elemen- 
tes in den Parlamenten, 6. Eintritt des 
staatswissenschaftlich vorgebildeten Di- 
plom-Ingenieurs in die Diplomatie, den 
Konsulatsdienst, die allgemeine staat- 
liche, kommunale und industrielle Ver- 
waltung, in die Geschäftsführung von 
Handelskammern, Interessenverbänden 
und ähnlicher Körperschaften und Ver- 
eine, 7. Verselbständigung der techni- 
schen Verwaltungen in den Kommunal- 
und Staatsbetrieben. 
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Aus dem Nachfolgenden dürfte sich 
ergeben, daß der Verband bereits im 
ersten Jahre seines Bestehens Gelegen- 
heit hatte, die meisten dieser Programm- 
punkte in Verbindung mit seinen literari- 
schen Unternehmungen und dem Aus- 
bau seiner Wohlfahrtseinrichtungen in 
Bearbeitung zu nehmen. 


Aus der Gründungsgeschichte. 


Zur Zeit der Gründung des Verbandes 
bestanden nur technische Vereine; da- 
neben einige Techniker-Organisationen, 
die aber für mittlere und untere Techniker 
zugeschnitten waren. Eine Organisation 
der akademisch gebildeten Ingenieure 
bestand nicht, und deshalb war auch 
nicht die Möglichkeit gegeben, die Wün- 
sche und Bedürfnisse der Diplom- 
Ingenieure an die gesetzgebenden Kör- 
perschaften gelangen zu lassen. Dazu 
kommt, daß die den akademisch gebil- 
deten Ingenieuren seitens der Landes- 
herren im Jahre 1899 zuerkannten 
Rechte fortgesetzt Gegenstand des MiB- 
brauches waren. Da der Einzelne gegen 
derartige Rechtsverletzungen, die alle 
Diplom-Ingenieure treffen, nicht gut vor- 
gehen konnte, auch die Technischen 
Hochschulen versagten, so fehlte es an 
einem vertretungsberechtigten Schutz- 
verband im Sinne des Wettbewerbsge- 
setzes; alle Verstöße gegen die be- 
stehenden Gesetze konnten ungestört 
begangen werden. Der Wunsch, einen 
Standesverein der akademisch gebil- 
deten Ingenieure zu besitzen, bestand 
deshalb allgemein. So waren denn 
auch verschiedene Versuche in den 
letzten Jahren gemacht worden, 
einen solchen Verein zu gründen; 
in Leipzig hatte sich ein Ausschuß 
gebildet, der sich zusammensetzte 
aus Mitgliedern der verschiedenen dort 
bestehenden Architekten- und Ingenieur- 
Vereine, in Berlin wurde vor 3 Jahren 
seitens einiger Herren der hüttenmänni- 
schen Abteilung der Technischen Hoch- 
schule der Gründung eines Vereins näher 
getreten, und in Charlottenburg hatten 
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die Alten Herren des akademischen Ver- 
eins „Latte“ alle Vorarbeiten für eine 
Verbandsgründung erledigt. Weshalb 
all diese Versuche zu einem Resultat 
nicht führten, kann hier unerörtert blei- 
ben. Den äußeren Anstoß zur Gründung 
unseres Verbandes gaben zwei Begeben- 
heiten. In Frankfurt a.M. war bei der 
dortigen Handelskammer eine Umfrage 
seitens des preußischen Ministers für 
Handel und Gewerbe eingegangen, be- 
treffend die Abänderung der Gewerbe- 
ordnung. Diese Novelle berührte die In- 
teressen der Diplom -Ingenieure in 
hohem Maße. Die Handelskammer gab 
die Umfrage an die industriellen Unter- 
nehmungen ihres Bezirks weiter; diese 
sollten sich über Dinge äußern, über die 
zweifellos in erster Linie die Beteiligten 
selbst hätten gehört werden sollen. Das 
zweite Moment bestand darin, daß in 
Köln die Verurteilung eines Patentagen- 
ten wegen widerrechtlicher Führung un- 
serer Standesbezeichnung nicht durch die 
Diplom-Ingenieure, sondern durch den 


Verband deutscher Patentanwälte herbei- 


geführt werden mußte. Beide Begeben- 
heiten führten zu einer Korrespondenz 
zwischen dem Frankfurter Fabrikdirek- 
tor Dipl.-Ing. E. W. Köster und dem 
Unterzeichneten, in deren Verlauf der 
Zusammenschluß der Diplom-Ingenieure 
zu einem selbständigen Verbande als un- 
umgänglich notwendig erkannt wurde. 
Es wurde ein Aufruf nebst vorläufiger 
Satzung verfaßt und am Pfingstsonntag 
vorigen Jahres an eine Anzahl Kollegen 
versandt; bereits Mitte Juni konnte fol- 
gende Einladung zur Gründungs- 
versammlung ergehen: 


Berlin W., Juni 1909. 
Uhlandstraße 25. 
Bezugnehmend auf Ihre Beitrittserklärung gestatten 
wir uns, Sie zu der am Montag, den 28. Juni 09, 
abends S!/, Uhr im Motivhaus, Berlin W., Hardenberg- 
straße 6 (Hochbahnstation Knie) stattfindenden 


Gründungs-Versammlung 


des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure ergebenst 
einzuladen. 
Mit vorzüglicher Hochachtung 


Der Gründungs-Ausschuss 
Dipl. Ing. Dr. Alexander Lang. 


Diese Karte dient als 
Legitimation am Saaleingang. 
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Den Gründungsausschuß bildeten ne- 
ben dem Uhnterzeichneten die Herren 
Dipl.-Ing. Adolf Münch, Albert Bohr 
und Richard Fischer, damals sämtlich 
bei der Firma F. C. Glaser-Berlin, tätig ; 
sie leisteten zusammen die Vorarbeiten 
und gelten als die eigentlichen Gründer 
des Verbandes. Sehr zurückhaltend ver- 
hielten sich anfänglich die Vertreter der 
Wissenschaft... Vor der Gründungsver- 
sammlung waren von 108Herren Beitritts- 
erklärungen eingegangen; von diesen 
waren ca. 60 Herren zur Gründung er- 
schienen, unter denen sich 3 Professoren 
befanden; es waren die Herren Pro- 
fessor Franz, Prof. Obergethmann 
und Prof. Dr.-Ing. Schlesinger. Nach 
einer lebhaften Diskussion über grund- 
sätzliche Fragen, deren Lektüre heute 
bereits interessant erscheint, wurde die 
Gründung des Verbandes vollzogen und 
folgender Vorstand gewählt: 


Dipl.-Ing. Dr. Alexander Lang -Charlot- 
tenburg, Vorsitzender ; 

Dr.-Ing. Franz v. Handorff-Mülheim- 
Ruhr, Vorsitzender-Stellvertreter ; 

Dipl.-Ing. Richard Fischer - Berlin, 
Schriftführer ; 

Dipl.-Ing. Albert Bohr-Berlin, Schrift- 
tührer-Stellvertreter ; 

Dipl.-Ing. Adolf Münch -Berlin, Kassen- 
führer ; 

Dipl.-Ing. Rudolf Barkow-Charlotten- 
burg, Kassenführer-Stellvertreter. 


Die Ausarbeitung der definitiven 
Satzung wurde einem Arbeitsausschuß 
von 15 Herren übertragen; unter diesen 
Herren befand sich auch der Chefredak- 
teur der „Technischen Rundschau des 
Berliner Tageblattes‘“, Herr Dipl.-Ing. 
Heinrich Rupprecht, der uns inzwischen 
durch den Tod entrissen wurde. In zwei 
Sitzungen des Arbeitsausschusses am 2. 
und 4. Juli wurde die definitive Satzung 
festgelegt und der frühere Aufruf eini- 
gen redaktionellen Aenderungen unter- 
worfen. Eine außerordentliche Haupt- 
versammlung des Verbandes, die auf den 
9. Juli 1909 nach dem Motivhaus in 
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Charlottenburg einberufen war, erteilte 
der Satzung die Genehmigung und be- 
stätigte zugleich die auf der Gründungs- 
versammlung vorgenommene Vorstands- 
wahl. Die nunmehr entfaltete um- 
fassende Propaganda des Verbandes war 
von bestem Erfolg begleitet. Ueberall 
fand der Ruf nach einem Zusammen- 
schluß der deutschen Diplom-Ingenieure, 
der Ruf nach Selbsthilfe lebhaften An- 
klang, und überall im Reiche bemühten 
sich die Diplom-Ingenieure in opferwilli- 
ger Weise um die Werbung von Mit- 
gliedern. 


Die Entwicklung des Verbandes. 


Von vornherein erkannten die Grün- 
der des Verbandes die große Bedeutung 
der territorial gruppierten Bezirks- 
vereine für das Verbandsleben. Der ein- 
zelne Bezirksverein bildet für die Di- 
plom-Ingenieure eines bestimmten Be- 
zirks im kleinen das, was der Haupt- 
verband für das Reich ist. In den Be- 
zirksvereinen ist die Stätte zu erblicken, 
in denen Gelegenheit besteht zum 
Meinungsaustausch in allen den Diplom- 
ingenieurstand betreffenden Fragen; 
hier ist der Ort, wo die seitens der Ver- 
bandsleitung überwiesenen Vorlagen be- 
raten und von wo aus die Wünsche und 
Bedürfnisse der Diplom-Ingenieure dem 
Hauptverband zur Kenntnis gebracht 
werden können. Der Bezirksverein ist 
auch der Ort, wo der Diplom-Ingenieur 
einen Verkehr unter ähnlich gebildeten 
und interessierten Personen findet, wo 
auch dem neu Zugezogenen eine Fülle 
angenehmer persönlicher Beziehungen 
eröffnet wird, durch die seine Berufs- 
freude aufgerichtet und seine Tatkraft 
gestärkt wird. Deshalb hat der Verband 
von Anfang an die Gründung von Be- 
zirksvereinen als eine seiner wichtigsten 
Aufgaben betrachtet. Der erste Bezirks- 
verein wurde in Düsseldorf gegründet. 
Dort hatten die Herren Dipl.-Ing. v. Pa- 
sinski und Dr.-Ing. Sidow gleich von 
vornherein ein lebhaftes Interesse für 
die Bewegung gezeigt. Die Gründung 
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des Düsseldorfer Bezirksvereins erfolgte 
bereits am 27. Juli 1909, also fast un- 
mittelbar nach der Gründung des Haupt- 
verbandes. Im einzelnen gestaltete sich 
die Entstehung der Bezirksvereine fol- 
gendermaßen: 


Es wurde gegründet: 


1. Bezirks-Verein Düsseldorf am 27. Juli 1909. 
2: n Berlin » 13. Aug. 1909. 
3, n Mainz-Wiesbaden „ 18. Sept. 1909, 
4. " Frankfurt a. M. „ 12. Okt. 1909. 
5. n Cöln » 22. Okt. 1909. 
6. n Hannover „ 25. Okt. 1909. 
T. " Dortmund „ 28. Okt. 1909. 
8. ” Essen „ 5. Nov. 1909. 
9. n Leipzig „ 2. Dez. 1909. 
10. n Darmstadt „ 22. Jan. 1910. 
11. ” Aachen » 5. März 1910. 
12. n München „» 7. März 1910. 
13. " Breslau „ 14. März 1910. 
14. n Hamburg-Altona „ 17. März 1910. 
15. n Osnabrück „ 14. April 1910. 
16. N) Münster „ 24. Mai 1910. 
17. v Königsberg » 26. Mai 1910. 
18. " Saarbrücken „ 4. Juni 1910. 
19. ” Kiel „24. Juni 1910. 
20. n Mannheim- 
Ludwigshafen „ 24. Juni 1910. 
21. „ Bremen » 5. Juli 1910. 
22, " Stettin » 6. Juli 1910. 
Im ganzen bestehen also zurzeit 22 


Bezirksvereine. In Aussicht genommen 
ist die Gründung von Bezirksvereinen 
in Danzig, Posen, Kattowitz, Görlitz, 
Chemnitz, Dessau, Halle, Magdeburg, 
Erfurt, Braunschweig, Lübeck, Bielefeld, 
Kassel, Elberfeld-Barmen, Siegen, Co- 
blenz, Karlsruhe, Freiburg i. B., Stutt- 
gart, Straßburg, Metz - Diedenhofen, 
Nürnberg und Augsburg. Es besteht alle 
Hoffnung, daß die Gründung dieser Be- 
zirksvereine sich im Laufe der nächsten 
Zeit schon vollziehen wird. 

Die Mitgliederzahl des Verbandes be- 
trug z. Zt. der Gründungsversammlung 
108; sie ist heute gestiegen auf ca. 1500. 
Dazu kommen ca. 150 Förderer, unter 
denen sich 35 akademische Korpora- 
tionen befinden. Ein Vergleich der je- 
weiligen Mitgliederzahl mit der Zahl der 
Bezirksvereine zeigt, daß die Gründung 
eines Bezirksvereins stets einen kräf- 


Dipl.-Ing. Dr. Lang, Ein Jahr Verband Deutscher Diplom-Ingenieure 


338 


Förderer 


Bezirl‘svereine 


28.J uni 09 


Juli 


Der Verband Deutscher Diplom INTENIERTE im 


15.Juli 10 


u... _ sten Jahre seines Bestehens.  —  _______ 1461 
Milgliecder 
— Forderer 
Bezirf'svereine 
IP EE ENEE E: 153 
— 
BEER A 
B a | O z 
Ane nie A 
A17 9 ® 
Peai A7 
S 45 1 
A 44 
r 4 
S 12 
0,7 10 fl 
yo 
5 
5 3.4 
4 
As 3 R > 
1 R RI = 3 h 3 N = 5 oe 
= as = a R 3 53 : z G S > 
2 Ia IS IE IE IE Ik S IR N IS |3 
En SS 8 8 SS 8 NS R Non 


Dipl.-Ing. Dr. Lang, Ein Jahr Verband Deutscher Diplom-Ingenieure 


tigen Zustrom neuer Mitglieder zur 
Folge hatte. Die Prüfung der Unter- 
lagen neu sich meldender Mitglieder er- 
folgt gemäß einer Liste, die mit Unter- 
stützung der Hochschulen zusammen- 
gestellt ist. Als Förderer werden nur 
solche Herren seitens der Verbandslei- 
tung eingeladen, die dieselbe allgemeine 
und akademische Vorbildung wie die Di- 
plom-Ingenieure besitzen oder die kraft 
ihrer besonderen technischen Leistungen 
und ihrer Stellung dem Vorstand geeig- 
net erscheinen, die Interessen des Ver- 
bandes fördern zu können. 

Von äußeren Ereignissen des Verban- 
des, der am 21. Januar 1910 unter 
Nr. 1063 in das Vereinsregister beim 
Königlichen Amtsgericht Berlin-Mitte 
eingetragen wurde, ist die am 20. März 
1910 stattgehabte erste ordentliche 
Hauptversammlung zu erwähnen. 
Zum ersten Male trafen sich die Ver- 
treter der Bezirksvereine mit den Grün- 
dern in den Räumen des Gründungs- 
saales im Motivhaus zu Charlottenburg. 
Der Hauptversammlung vorauf ging am 
19. März eine Ausschußsitzung und 
ein Begrüßungsabend. Ausschußsitzung 
und Hauptversammlung haben einen er- 
freulichen Verlauf genommen und zeig- 
ten Uebereinstimmung in allen grund- 
sätzlichen Fragen. Die auswärtigen Teil- 
nehmer der Hauptversammlung ver- 
ließen Berlin mit der Ueberzeugung, daß 
in dem Verbande Deutscher Diplom- 
Ingenieure die uns fehlende Organisation 
geschaffen wurde. 


Wohlfahrtseinrichtungen. 


Von der Ansicht ausgehend, daß die 
Wohlfahrtseinrichtungen in erster Linie 
auf die Bedürfnisse der jüngeren, in die 
Praxis eintretenden Diplom-Ingenieure 
gerichtet sein müssen, hat der Verband 
zunächst seine Aufmerksamkeit auf die 
Ausbildung des Stellennachweises ge- 
richtet. So ist im Laufe der Zeit mit 
einer ganzen Reihe von Firmen und Di- 
plom-Ingenieuren Fühlung genommen 
worden, auf Grund deren dem Verbande 
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die jeweils frei werdenden Stellen sofort 
mitgeteilt werden. Auf Grund dieser und 
sonstiger Einrichtungen wird all- 
wöchentlich eine Vakanzenpost an die 
Bezirksvereine und die beim Stellennach- 
weis angemeldeten Diplom-Ingenieure 
versandt. Diese Vakanzenpost hat, den 
fortgesetzt uns zugehenden Schreiben 
nach zu schließen, lebhaften Beifall ge- 
funden. Die Ausbildung des Stellennach- 
weises in eine Art Arbeitsbörse für 
Diplom-Ingenieure hat die Verbands- 
leitung aufs lebhafteste beschäftigt; 
doch beansprucht eine solche Einrich- 
tung, wenn sie ihre Zwecke erfüllen soll, _ 
einen derart großen Stab von Beamten, 
daß von deren Durchführung zunächst 
noch abgesehen werden muß. 

Die Rechtsauskunftsstelle ist sei- 
tens der jüngeren Mitglieder immer 
mehr in Anspruch genommen worden. 
Naturgemäß kann sich die Rechtsaus- 
kunft nicht auf Rechtsgebiete erstrecken, 
deren Objekt außerhalb der Verbands- 
aufgaben liegt, also etwa auf Käufe und 
Verkäufe und sonstige Rechtsgeschäfte, 
die mit der Eigenschaft als Diplom-In- 
genieur in gar keinem Zusammenhang 
stehen. 

Der Hilfskasse des Verbandes ist 
durch Ueberweisung mehrerer Beträge 
seitens einiger Professoren ein Grund- 
stock zugegangen. Leistungen konnte 
die Kasse bislang nicht ausführen. Es 
steht aber zu hoffen, daß der Kasse im 
Laufe des nächsten Jahres einige größere 
Beträge zufließen werden. 


Literarische Unternehmungen. 


Die Gründer des Verbandes hatten 
von vornherein die Herausgabe eines 
Organs als unerläßlich ins Auge gefaßt, 
denn ein Verband, der wie der in Frage 
stehende, zu allen den Diplom-Ingenieur 
berührenden politischen und Tages- 
Fragen Stellung zu nehmen hat, kann 
diese Aufgabe nur mit Hilfe eines eige- 
nen Organs durchführen. Da sich die 
Entwicklung des Verbandes in seinem 
ersten Stadium noch nicht mit Sicher- 
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heit überblicken ließ, entschied man sich 
zunächst für die Herausgabe periodi- 


scher Mitteilungen. Diese „Mittei- 
lungen des Verbandes Deutscher Di- 
plom - Ingenieure“ erschienen vom 


1. Oktober 1909 ab zweimal monatlich; 
sie erforderten erhebliche finanzielle 
Mittel und konnten nur als interimi- 
stische Einrichtung betrachtet werden. 
Als die Verbandsentwicklung feste An- 
haltspunkte ergab, wurden zwecks 
Gründung einer Zeitschrift mit namhaf- 
ten Verlegern Unterhandlungen geführt, 
die schließlich zu einem annehmbaren 
. Vertrage mit der Firma M. Krayn, Ver- 
lagsbuchhandlung, Berlin, führten, 
in deren Verlag seit 1. Januar 1910 die 
„Zeitschrift des Verbandes Deut- 
scher Diplom-Ingenieure“ erscheint. 
Die Zeitschrift wird heute schon in allen 
größeren Werken der Industrie und von 
vielen Behörden gelesen; den weiteren 
Ausbau derselben lassen sich Schriftlei- 
tung und Verlag angelegen sein. Die 
„schriften des Verbandes Deut- 
scher Diplom-Ingenieure“, die eben- 
falls seit dem 1. Januar 1910 auf Grund 
eines Abkommens mit der Firma 
M. Krayn erscheinen, sollen Forschun- 
gen und Arbeiten von Diplom-Ingenieu- 
ren und Förderern, soweit sie allgemei- 
nes Interesse besitzen, bekannt machen; 
dabei ist auch an einschlägige Doktor- 
dissertationen gedacht. Handelt es sich 
um Arbeiten der letzteren Art, so ver- 
pflichtet sich der Verlag u. a., die von 
der Hochschule verlangten Pflichtexem- 


plare unentgeltlich herstellen zu lassen. 


Von den ‚„Schriften‘‘ sind bisher 5 Bände 
erschienen, von: denen der letzte Band 
eine Studie von Prof. Dr. jur. et phil. 
CarlKoehne über denrechts- und staats- 
wissenschaftlichen Unterricht auf den 
Technischen Hochschulen darstellt. 


Praktische Standesarbeit. 


In Ausführung seines Programms hat 
der Verband seine Aufmerksamkeit zu- 
nächst solchen Aufgaben zugewandt, die 
sich erstrecken einerseits auf das Bil- 
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dungswesen und anderseits auf die Be- 
seitigung all der Hindernisse ideeller und 
materieller Art, die die freie Entfaltung 
der akademisch-technischen Intelligenz 
hemmen. Was zunächst 


das Hochschulwesen 


betrifft, so ist für den Verband die 
Ueberzeugung maßgebend, daß für die 
Entfaltung und Weiterentwicklung des 
Diplom-Ingenieurstandes die berufliche 
Leistungsfähigkeit der Standesange- 
hörigen naturgemäß dieGrundlage ist, auf 
der weiter zu bauen ist. Die Förderung 
des individuellen Wissens und Könnens 
der Diplom-Ingenieure und die dement- 
sprechende Ausbildung der Prüfungsord- 
nungen gehört zu den vornehmsten Ver- 
bandsaufgaben. Der Verband hält des- 
halb daran fest, daß das durch die Ober- 
hofer Beschlüsse angenommene Maturi- 
tätsprinzip an allen Hochschulen die 
Grundlage für das ordentliche Studium 
abgeben muß. Von diesem Standpunkte 
aus muß der Verband sich auch gegen 
die an den Technischen Hochschulen 
Karlsruhe und Darmstadt vertretene An- 
sicht wenden, wonach neben den Di- 
plom-Ingenieuren noch eine Gattung von 
immaturen Hochschulabsolventen her- 
angezogen werden soll. Der Verband 
erblickt hierin eine Gefährdung der ob- 
jektiven Würdigung des technischen 
Hochschulunterrichts und damit des Di- 
plom-Ingenieurstandes; er hat deshalb 
in entsprechenden Eingaben an Rektor 
und Senat um die Beseitigung der nur 
noch in Karlsruhe und Darmstadt be- 
stehenden Einrichtung gebeten. 

Die Prüfungsordnungen sind wieder- 
holt Gegenstand der Beratungen des 
Verbandes gewesen; es wurde dabei 
übereinstimmend die Ansicht vertreten, 
daß die Prüfungsordnungen so auszu- 
bilden seien, daß der individuellen Ver- 
anlagung des Studierenden in vollem 
Umfange Rechnung getragen wird. Soll 
auch an dem Grundsatz nicht gerüttelt 
werden, daß der Diplom-Ingenieur in 
bestimmten Fächern ein bestimmtes 
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Maß von Wissen zu erreichen hat, so 
muß doch der Ergreifung von Wahl- 
fächern der weiteste Spielraum ein- 
geräumt werden, so daß der Studie- 
rende in der Lage ist, ein Fach, für 
das er geringere Veranlagung empfindet, 
durch ein anderes zu ersetzen. Der Ver- 
band denkt dabei insbesondere an die 
rechts- und staatswissenschaftlichen 
Fächer und verlangt, daßStudierenden, 
die hierin eine vertiefte Ausbildung sich 
aneignen wollen, die Möglichkeit hierfür 
in demselben Umfange zugestanden 
wird, wie dies hinsichtlich der mathe- 
matisch-experimentellen Richtung der 
Fall ist. 


Untrennbar von der Frage der aka- 
demischen Schulung ist 


die Unterbringung des jungen 
Nachwuchses 


in der Praxis, und zwar die Unterbrin- 
gung der jungen Diplom-Ingenieure in 
solchen Stellungen, in denen die akade- 
mische Vorbildung auch in der Tat zur 
vollen Entfaltung kommen kann. Der 
Wunsch, die materielle Lage des Nach- 
wuchses geregelt und verbessert zu 
sehen, kann dabei nicht ausgeschaltet 
werden, denn die höchste Entfaltung des 
Individiums kann erfahrungsgemäß nur 
dann erzielt werden, wenn die Sorge um 
die materielle Existenz einigermaßen ge- 
mindert ist. Es ist aber durchaus ver- 
fehlt, anzunehmen, die Verbesserung der 
materiellen Lage der Diplom-Ingenieure 
ließe sich durch eine gewerkschaftliche 
Politik herbeiführen. Eine solche An- 
nahme bedeutet einen Grundirrtum 
schlimmster Art. Die Durchführung 


des gewerkschaftlichen Prinzips stellt 
Bedingungen ökonomischer und so- 
zialer Art, — so generelle Ar- 
beitstechnik, eine entsprechend hohe 


Lohnquote am fertigen Produkt, das Be- 
wußtsein jedes Einzelnen, normalerweise 
niemals im Leben in leitende Stellung 
gelangen zu können, u. a. m.; — 
alle diese unerläßlichen Vorbedingungen 
fehlen bei den Diplom-Ingenieuren. 
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Dazu kommt, daß man sich in den 
Kreisen der höher gebildeten Tech- 
niker mehr als sonst der Absurdi- 
tät des Klassenkampfes bewußt ist. 
Der Klassenkampf hat als letzte Konse- 
quenz die Eroberung der politischen 
Macht durch das Proletariat; und als 
einziges diskutables Mittel zu diesem 
Zwecke kommt augenblicklich nur der 
revolutionäre Generalstreik in Be- 
tracht; wie aber der Generalstreik 
auf dem Gebiete der höheren tech- 
nischen Berufe sich abspielen soll, das 
muß von den Doktrinären des Klas- 
senkampfes noch im einzelnen dargelegt 
werden. Wir müssen deshalb vergessen, 
daß es jemals eine Zeit gegeben hat, 
in der selbst Diplom-Ingenieure, die doch 
durch die ganze Art ihrer fachlichen 
Schulung zu nüchterner Denkweise er- 
zogen sind, einem Phantom huldigen 
konnten, das als Appell an das Pro- 
letariat zwar ein billiges und wirkungs- 
volles Agitationsmittel bedeutet, das 
aber in der Praxis niemals zur Ver- 


‚wirklichung gelangen kann. Wollen die 


Diplom-Ingenieure ihre materielle Lage 
verbessern, so müssen sie sich anderer 
Mittel bedienen, und diese Mittel sind 
zu erblicken einerseits in der ziel- 
bewußten Entlastung des Arbeits- 
marktes und in der qualitativen 
Steigerung der Arbeitsleistung und 
anderseits in der Erweiterung der 
Verwendungsfähigkeit der techni- 
schen Intelligenz. Besonders die Er- 
schließung neuer Arbeitsgebiete 
und zwar solcher, in denen eine Kon- 
kurrenz des nicht akademisch gebildeten 
Elementes ausgeschlossen ist, wird als 
ein wirksames Mittel zu betrachten sein. 
Der nach der technisch-analystischen, 
technisch - experimentellen, technisch- 
konstruktiven oder aber der tech- 
nisch - wirtschaftlichen und technisch- 
juristischen Seite vorgebildete junge 
Dipliom-Ingenieur muß von vornherein 
in die seiner natürlichen Veranla- 
gung entsprechenden Arbeitsge- 
biete einrücken können. Unter die- 
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sem Gesichtspunkt ist der Verband be- 
müht, seinen Stellennachweis auszubauen, 
und unter diesem Gesichtspunkt ist auch 
jenes Vorgehen desVerbandes von grund- 
sätzlicher Bedeutung, das darauf gerich- 
tet ist, in den Kreisen der Handelskam- 
mern, der Interessenverbände, der Jour- 
nalistik und der allgemeinen Verwaltung 
die Ueberzeugung zu festigen, daß der 
staatswissenschaftlich vorgebildete Di- 
plom-Ingenieur dem nicht technisch vor- 
gebildeten Journalisten, Syndikus oder 
Verwaltungsbeamten mindestens gleich 
steht, in vielen Fällen aber überlegen 
ist. Die Vertreter des Streikgedankens 
übersehen in der ökonomischen Ent- 
wicklung der neueren Zeit die Tatsache, 
daß für die Höhe der Honorierung in 
einem bestimmten Zweige der Volks- 
wirtschaft nicht so sehr die sozialen Ver- 
hältnisse in diesem Zweige, als vielmehr 
Grad und Höhe der allgemeinen 
wirtschaftlichen Entwicklung be- 
dingend sind. Höhere Honorierung stellt 
sich nur ein, wenn eine höhere Aus- 
nutzung der natürlichen Kräfte und 
Schätze stattgefunden hat und damit 
eine Vermehrung des Nationalreichtums 
möglich geworden ist. Eine solche wird 
aber nicht erzielt durch die Verkündung 
des Klassenkampfes, sondern lediglich 
durch die schöpferische Tätigkeit der 
wissenschaftlichen Technik und deren 
geniale Umsetzung in die nationale ge- 
werbliche Produktion. Man bringe 
akademische Fachtechniker an die rich- 
tige Stelle, man lasse die akademisch- 
technische Intelligenz in die öffentliche 
und private Verwaltung eindringen — 
dann wird die Honorierung auch der un- 
teren Techniker die kräftigsten Impulse 
erfahren. 

Ein großes Hindernis für die objektive 
Wertung der Diplom-Ingenieure und 
auch eine Schädigung derselben in ma- 
terieller Beziehung erblickt der Verband 
in der widerrechtlichen Führung der 
Standesbezeichnung. Der Verband ist 
deshalb nachdrücklichst gegen diesen 
Unfug eingeschritten. Um den 
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Rechtsschutz der Standes- 
bezeichnung 
zu sichern, ist eine Liste aller Aka- 
demiker aufgestellt worden, die zur Füh- 
rung der Bezeichnung „Diplom- 
Ingenieur“ berechtigt sind. Diese Liste 
ist auf Grund des amtlichen Materials 
der Hochschulen zusammengestellt wor- 
den, und es sind Einrichtungen getroffen, 
die uns in die Lage versetzen, die neu 
ernannten Diplom -Ingenieure sofort 
nachtragen zu können. Auf Grund dieser 
Liste ist es uns in unserer Eigenschaft 
als gesetzlicher Schutzverband möglich 
gewesen, gegen eine Reihe von Per- 
sonen, die die Standesbezeichnung unbe- 
fugt führten, vorzugehen. Auch die 
Charlottenburger Hochschule ha- 
ben wir gebeten, im amtlichen Verkehr 
die Bezeichnung ,„Diplomierter In- 
genieur‘‘ gegenüber Nicht-Diplom-In- 
genieuren zu unterlassen. Weiter mußte 
Stellung genommen werden zur Frage 
der Ernennung von Diplom-Ingenieuren 
durch die preußischen Berghochschulen, 
die bisher diese Ernennung widerrecht- 
lich vornahmen; in einer Eingabe an den 
preußischen Minister für Handel und 
Gewerbe wurde um die rechtliche Re- 
gelung der Angelegenheit gebeten. Des 
weiteren mußte eine Eingabe an den 
Vorsteher des Instituts für Gä- 
rungsgewerbe (Direktor der Unter- 
richtsanstalten der Versuchs- und 
Lehranstalt für Brauerei) in Ber- 
lin gerichtet werden; auch hier wurden 
„Diplom - Ingenieurprüfungen“ pro- 
grammgemäß abgehalten, auf Grund 
deren sich ganz ungenügend vorgebil- 
dete junge Leute die akademischen 
Titel der Technischen Hochschulen 
beilegten. Gegen das Städtische 
Friedrichspolytechnikum in 
Cöthen, das in seinen Veröffent- 
lichungen Wendungen und Bezeich- 
nungen gebraucht, die den Anschein 
erwecken, als habe man es in dieser 
Anstalt mit einer Hochschule und bei den 
Absolventen mit Diplom-Ingenieuren zu 
tun, wurde in einer Eingabe an das Her- 
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zoglich Anhaltische Staatsministerium 
Stellung genommen. Eine Regelung der 
Verhältnisse ist uns seitens dieses Mi- 
nisteriums zugesagt worden. Ein ener- 
gisches Vorgehen gegen ähnliche 
Anstalten ist in Aussicht genommen. 
An dieser Stelle muß auch auf eine 
Eingabe hingewiesen werden, in der wir 
uns gegen die Verleihung des Titels 
„Diplom-Techniker‘ an die Absol- 
venten der Baugewerkschulen wenden, 
weil durch einen solchen Titel die Ver- 
wechslungsgefahr besteht. Der Verband 
steht dabei auf dem Standpunkt, daß 
die Forderung der genannten Kategorie 
von Technikern nach einer Standesbe- 
zeichnung vollauf berechtigt erscheint, 
nur ist diese Bezeichnung so zu wäh- 
len, daß eine. Verwechslung nach Bild, 
Klang und Sinn mit dem Worte Diplom- 
Ingenieur ausgeschlossen ist. Um den 
Gebrauch des Diplom-Ingenieur- 
titels im geschäftlichen Verkehr 
der Behörden zur Geltung zu bringen, 
sind an den Reichskanzler, die Mini- 
sterien des Innern, die Finanzministerien, 
die Kriegsministerien und die Justizmini- 
sterien der deutschen Bundesstaaten, das 
Preußische Ministerium der öffentlichen 
Arbeiten sowie an einige andere maß- 
gebende Stellen Eingaben gerichtet wor- 
den, in denen auf den staatsrechtlichen 
Charakter des Titels hingewiesen wurde. 
Bestrebungen, die mühsam errungene 
Einheitlichkeit in der Bezeichnung der 
akademischen Techniker aller Fachrich- 
tungen durch Einführung neuer Titel wie- 
der zu beseitigen und damit aufs neue eine 
Zersplitterung im sozialen Zusammen- 
schluß derselben herbeizuführen, be- 
kämpft der Verband mit aller Entschie- 
denheit. Er hat deshalb gegen den An- 
trag auf Schaffung des Titels ,„Di- 
plom-Architekt‘ des Verbandes Deut- 
scher Architekten- und Ingenieur-Ver- 
eine, den dieser ohne vorherige Benach- 
richtigung unseres Verbandes an 
die deutschen Unterrichtsverwal- 
tungen richtete, Stellung genommen und 
damit in den maßgebenden Kreisen 
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auch Zustimmung gefunden. Wenn der 
Verband sich Verband Deutscher Di- 
plom-Ingenieure nennt, so legt er na- 
turgemäß an sich weniger Wert auf die 
Silben „Dipl.-Ing.“, d.h. auf die äußer- 
liche Bezeichnung, als vielmehr auf die 
vollwertige akademische Ausbildung. Da 
aber der Grad „Diplom-Ingenieur“ heute 
in ganz Deutschland das Kennzeichen 
einer vollwertigen Mittelschul- und zu- 
gleich Hochschul-Bildung ist und da der 
Titel Diplom-Ingenieur (der an ältere 
Akademiker auch nachträglich verliehen 
wird) die einzige akademisch-technische 
Standesbezeichnung ist, die in allen Bun- 
desstaaten Rechtsschutz genießt, hält der 
Verband für alle seine Mitglieder an der 
Verleihung des Grades unbedingt fest 
und weicht auch dann nicht ab, wenn 
das Bestehen des Examens als Pa- 
tentanwalt, Gewerbeassessor, Re- 
gierungsbaumeister oder irgend 
einer anderen Spezialprüfung 
nachgewiesen wird. Der Verband 
ist der Ansicht, daß es zweckmäßig und 
nützlich erscheint, wenn auch ältere 
Herren den Titel „Diplom-Ingenieur“ er- 
langen, und er hat sich in diesem Sinne 
mehrfach bemüht, zuletzt in einer Ein- 
gabe an Rektor und Senat der Tech- 
nischen Hochschule Stuttgart und an das 
Württembergische Ministerium des Kir- 
chen- und Schulwesens, in der um Be- 
seitigung der Nachverleihungsge- 
bühren gebeten wird. 

Von der Ueberzeugung geleitet, daß 
es der freien Entfaltung des Diplom-In- 
genieurstandes hinderlich ist, wenn die 
Diplom-Ingenieure nicht auch nach Recht 
und Gesetz mit allen anderen akade- 
misch gebildeten Staatsbürgern gleich 
gestellt sind, hat der Verband die Frage 
der 

Gleichstellung 
des Diplom-Ingenieurs mitan- 
deren Akademikernin der mo- 
dernen Rechtsordnung 
durch umfassende Arbeiten zu fördern 
sich bemüht. Unser ältestes, um- 
fassendstes und meist geändertes Ge- 
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setzeswerk, die Reichsgewerbeord- 
nung, kennt den Begriff Diplom-In- 
genieur nicht. Es entspricht zwar der 
ständigen Auffassung aller maßgebenden 
Kommentatoren, daß eine wissen- 
schaftliche oder künstlerische Tä- 
tigkeit nicht unter die Gewerbeordnung 
fällt. Dies kommt in $ 6 dieses Ge- 
setzes zum Ausdruck. In diesem Para- 
graphen ist gesagt, daß Aerzte, 
Juristen, Apotheker, Erzieher usw. nicht 
der Gewerbeordnung unterstehen. Von 
den Diplom-Ingenieuren spricht der Pa- 
ragraph nicht. Auch der § 133a, der 
für die modernen sozialen Versiche- 
rungsgesetze maßgebend wurde, spricht 
nur von „Maschinentechnikern, Bau- 
technikern, Chemikern, Zeichnern und 
dergleichen‘ als Personen, die „mit 
höheren technischen Dienstleistungen 
betraut sind‘ und als solche nicht zu 
den gewöhnlichen „Gewerblichen Arbei- 
tern“ gehörten. Dieser Paragraph ist 
auf Anregung des Deutschen Techniker- 
Verbandes vor ca. 25 Jahren formuliert 
worden und aus den Motiven ergibt 
sich, daß der Begriff des „höheren“ 
nicht identisch zu nehmen ist mit ‚„wis- 
senschaftlich‘, sondern nur im Sinne der 
Abgrenzung des ‚Technikers‘‘ gegen- 
über dem Arbeiter gewählt wurde. Man 
hätte nun erwarten sollen, daß die Di- 
plom-Ingenieure, die wissenschaftlich 
vorgebildet sind, und deren Tätigkeit in- 
folgedessen nie den Charakter einer nur 
mechanischen annehmen kann, nicht un- 
ter den solcherweise formulierten Be- 
griff „Techniker“ gebracht würden, 
um so mchr als alle maßgebenden Kom- 
mentatoren die Ansicht vertreten, daß 
zu den Technikern im Sinne dieses Pa- 
ragraphen Personen „mit wissenschaft- 
licher oder künstlerischer Tätigkeit“ 
nicht gehören und daß solche höher ge- 
bildeten Hilfspersonen, deren Beruf im 
allgemeinen nicht als gewerblicher an- 
geschen wird, auch dann nicht unter die- 
sen Paragraphen gehören, wenn sie bei 
einem gewerblichen Unternehmen ange- 
stellt sind z. B. Assistenzärzte von Pri- 
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vatanstalten, Redakteure, Rechtskundige 
usw. Die Praxis betrachtet aber den 
Diplom-Ingenieur fast durchweg als un- 
ter den $ 133a gehörig und wirft ihn 
dadurch mit sozialen Gruppen zusam- 
men, mit denen er nicht das Geringste 
zu tun hat. So sind denn auch die merk- 
würdigsten Konsequenzen aus dieser 
Maßnahmenicht ausgeblieben, und beson- 
ders drastisch zeigten sich solche in der 
Handhabung des Invalidenversicherungs- 
gesetzes. Nach einer Entscheidung des 
Reichsversicherungsamtes sind alle jene 


Techniker, — also „mit höheren tech- 
nischen Dienstleistungen betrauten Per- 
sonen‘ — dann nicht versicherungs- 


pflichtig, wenn sie mit einer ihrer Na- 
tur nach höheren, mehr geistigen (wis- 
senschaftlichen, künstlerischen) Tätig- 
keit beschäftigt werden und durch ihre 
soziale Stellung über den Personen- 
kreis sich erheben, der nach dem ge- 
wöhnlichen Sprachgebrauch und vom 
Standpunkt wirtschaftlicher Auffassung 
dem Arbeiter- und niederen Betriebsbe- 
amtenstande angehören. Man hätte also 
annchmen sollen, daß die Diplom-Inge- 
nieure hinsichtlich der „Art der Beschäf- 
tigung“ und der „gesamten sozialen 
Stellung“ von der Versicherungspflicht 
von vornherein entbunden worden 
wären. Dem ist aber nicht so. Das 
Reichsversicherungsamt machte die 
Frage, ob die Tätigkeit der Diplom- 
Ingenieure eine ‚höhere‘, ‚mehr gei- 
stige‘‘, „wissenschaftliche‘‘ oder ‚„künst- 
lerische‘“ und ihre „soziale Stellung‘ eine 
entsprechend hohe sei, zur Tatfrage 
und verlegte die Entscheidung hierüber 
in die Hände untergeordneter Organe. 
Ein solches Vorgehen war aber bedenk- 
lich, denn es mußte bei dem gänzlichen 
Mangel einheitlicher Gesichtspunkte und 
bei dem verschiedenen Bildungsgrad der 
Beurteilenden zur Willkür und da- 
mit zu Widersprüchen führen. Das 
Vorgehen war auch verfehlt, denn 


das, was das Reichsversicherungsamt 
gegenüber den Diplom - Ingenieuren 


feststellen wollte, war durch die Ana- 


Dipl.-Ing. Dr. Lang, Ein Jahr Verband Deutscher Diplom-Ingenieure 


logie auf anderen akademischen Berufs- 
gebieten bereits gegeben. In dutzend- 
fältigen, oberinstanzlichen Gerichtsent- 
scheidungen und Untersuchungen der 
juristischen und nationalökonomischen 
Literatur war der Begriff des „wissen- 
schaftlichen‘‘ im Sinne der Reichs- 
gewerbeordnung bereits längst fest- 
gelegt und übereinstimmend konsta- 
tiert, daß dieser Begriff hier keineswegs 
im Sinne der Tätigkeit des akademi- 
schen Lehrers und Forschers, sondern 
im Sinne der praktischen Berufsaus- 
übung auf Grund abgeschlossener aka- 
demischer Vorbildung zu nehmen sei. In 
diesem Sinne hat man andere akade- 
mische Berufsstände auf Grund der Vor- 
bildung ihrer Angehörigen von der Bei- 
tragspflicht zur Arbeiterversicherung 
ausgenommen; nicht den Diplom-In- 
genieur; hier hat man die verhängnis- 
volle Politik der Entscheidung ‚von Fall 
zu Fall“ verfolgt, und als sich dieser Weg 
als „‚schwierig‘“erwies, entschloß man sich 
keineswegs, den bewährten Grundsatz, 
den man den alten akademischen Ständen 
gegenüber zur Anwendung brachte, in 
analoger Weise auch auf den neuen Stand 
zu übertragen, sondern man übte einen 
Gewaltakt und erklärte in der „An- 
leitung“ vom 6. Dezember 1905, be- 
treffend den Kreis der nach 
dem Invalidenversicherungsgesetz vom 
13. Juli 1899 versicherten Personen, 
alle Diplom-Ingenieure, deren Jahres- 
einkommen unter 2000 M. liegt, für 
versicherungspflichtig. Damit verwies 


man die Diplom - Ingenieure als 
zu jenen Personen gehörig, die 
sich „durch ihre soziale Stellung 


nicht über den Personenkreis er- 
heben, der nach dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauch und vom Stand- 
punkt wirtschaftlicher Auffassung 
dem Arbeiter- und niederen Be- 
triebsbeamtenstande angehört“. So 
haben wir es erlebt, daß es eine 
deutsch: Behörde fertig gebracht hat, 
die Begriffe „sozial“ und „pekuniär“ 
identisch zu setzen und die soziale Stel- 
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lung einer Person nur von der Größe 
ihrer Einnahmen abhängig zu erklären. 
Man hat es fertig gebracht, Akademi- 
kern gegenüber das Einkommen wäh- 
rend einer kurzen Ausbildungszeit zum 
alleinigen Wertmesser der sozialen Stel- 
lung zu machen und damit bei den Di- 
plom-Ingenieuren alle jene höheren sitt- 
lichen Werte und Imponderabilien zu 
negieren, die bei den alten akademischen 
Ständen den Mittel- und Ausgangspunkt 
der sozialen Wertschätzung bilden. Die 
Verallgemeinerung dieser Lebensauf- 
fassung führt in ihren letzten Konse- 
quenzen zur Ausschaltung unserer alt- 


bewährten sittlichen Maßstäbe und 
erscheint auch politisch gefährlich, 
denn was von den leitenden 


Stellen als Ziel 
schaftlichen Strebens aufgefaßt wird, 
das findet sein vergröbertes Ab- 
bild in dem Denken der Masse. Damit 
handelt es sich bei der vorliegenden 
Frage für unsern Verband um weit mehr 
als um eine Beseitigung der durch die 
vorübergehende Beitragspflicht gegebe- 
nen materiellen Belastung der jungen 
Diplom-Ingenieure; es handelt sich viel- 
mehr um einen Teil jenes großen Prin- 
zipienkampfes zwischen ideeller und ma- 
terieller Weltanschauung, des Kampfes 
um die Frage, ob die durch Erziehung 
und akademische Schulung ent- 
wickelten höheren sittlichen Werte 
auch in Zukunft gewürdigt werden 
sollen, oder ob an deren Stelle fort- 
an die Bewertung der Lebensarbeit 
als finanzielles Rechenexempel 
nach Mark und Pfennig angeschen 
wird. Ein solches Aufgeben wertvoller 
Traditionen des deutschen Volkes wäre 
höchst bedauerlich, denn es würde damit 
eine Kraft zerstört, auf der im letzten 
Grunde die Leistungsfähigkeit unseres 
Volkes beruht. Deshalb glauben wir, daß 
das Reichsversicherungsamt, das die 
Tragweite seiner Entscheidung damals 
wohl nicht zu überschätzen vermochte, 
seinen Standpunkt den Diplom-Ingenieu- 
ren gegenüber ändern wird. Wir glau- 


praktisch-wissen- 
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ben das um so mehr, als der heutige 
“ Zustand geeignet erscheint, Wasser auf 
die Mühle jener zu leiten, die sich den 
Materialismus zum Programm gemacht 
haben und die in selbstsüchtiger Weise 
glauben zu machen suchen, auch der Ver- 
band Deutscher Diplom - Ingenieure 
könne den ‚„Proletarisierungspro- 
zeß‘ innerhalb der technischen Akade- 
miker nicht mehr aufhalten. 

In Verfolgung seines Programmpunk- 
tes, dem Diplom-Ingenieur eine ihm ge- 
bührende Rechtsstellung zu geben, hat 
es der Verband unternommen, sowohl in 
der Tagespresse als auch bei Abgeord- 
neten und dem Reichsamt des Innern auf 
die vielfach sinnwidrige Behandlung des 
Diplom-Ingenieurs in der sozialpoliti- 
schen Gesetzgebung hinzuweisen. Auch 
die Einbringung des Arbeitskammer- 
gesetzes in den Reichstag gab dem 
Verband Gelegenheit, seine Stellung 
zum Ausdruck zu bringen. Da der ein- 
gebrachte Entwurf dieses Gesetzes die 
„Techniker“ ausschließt, so hätten die 
Diplom-Ingenieure an sich kein Inter- 
esse gehabt, sich dazu zu äußern. Bei 
Einbringung machte jedoch der Staats- 
sekretär des Reichsamts des Innern die 
Mitteilung, daß gleich nach Verabschie- 
dung des Arbeitskammergesetzes ein 
Technikerkammergesetz in Angriff 
genommen werde. Um zu verhüten, daß 
auch die Diplom-Ingenieure in dieses 
Technikerkammergesetz einbezogen 
würden, hat der Verband eine dies- 
bezügliche Eingabe an den Staatssekre- 
tär gelangen lassen. Nunmehr schien 
auch die geeignete Zeit für die Verwirk- 
lichung des Gedankens der Diplom- 
Ingenieurkammer gekommen zu sein. 
Wir haben deshalb anläßlich dieser Ein- 
gabe Gelegenheit genommen, den 
Staatssekretär des Reichsamts des In- 
nern auf diese unsere Wünsche hinzuwei- 
sen. Der Verband vertritt dabei die An- 
sicht, daß die staatliche Organisation der 
Diplom-Ingenieure nicht in Techniker- 
kammern erreicht werde, wo die Di- 
plom-Ingenieure mit Mittelschultechni- 
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kern und Zeichnern zusammengereiht 
werden, die man weit zweckmäßiger mit 
den ihnen sozial näherstehenden Hand- 
lungsgehilfen vereinige, sondern daß 
diese nur in der Form geschehen könne, 
die auch den Aerzten, Anwälten, Apo- 
thekern usw. gewährt worden sei, näm- 
lich in Form von Diplom-Ingenieurkam- 
mern. Der Verband betrachtet eine 
solche Kammer als eine Ergänzung der 
privaten Organisation; dieser letzteren 
gegenüber besitzt die Kammer den Vor- 
teil des Beitrittszwanges und des Steuer- 
rechtes; ganz besonders schwerwiegend 
ist aber die Anerkennung, die die Be- 
hörden einer solchen gesetzlichen Ver- 
tretung gewähren müssen. Ein Entwurf 
zur Diplom-Ingenieurkammer ist neuer- 
dings von Dipl.-Ing. v. Pasinski in 
Düsseldorf ausgearbeitet worden und 
hat in der Hauptsache den Beifall der 
Verbandsleitung gefunden. Inzwischen 
hat die Arbeitskammerkommission ent- 
gegen der Regierung eine Einbeziehung 
der „Techniker‘beschlossen und zwar soll 
diese Einbeziehung ebenfalls wieder ge- 
mäß $ 133a der Reichsgewerbeord- 
nung erfolgen, d. h. sie würde unter 
diesen Umständen wohl auch die Di- 
plom-Ingenieure umfassen. Infolgedessen 
wird es sich der Verband angelegen sein 
lassen, gleich nach Wiederzusammentritt 
des Reichstags eine Petition an diesen 
zu richten. 

Der jüngst dem Reichstag vorgelegte 
und der 16. Kommission des Reichstags 
überwiesene Entwurf einer Reichsver- 
sicherungsordnung hat den Verband 
ebenfalls veranlaßt, sich mit einer Ein- 
gabe an diese Kommission zu wenden; 
maßgebend dafür war auch hier der Um- 
stand, daß dieser Entwurf an dem bis- 
herigen Umfange der Versicherungs- 
pflichtigen hinsichtlich der Diplom- 
Ingenieure festgehalten hat. Weitere 
Eingaben an die Kommission sind in 
Vorbereitung. 

Geleitet von der Ueberzeugung, daß 
bei der heutigen Struktur der deut- 
schen Volkswirtschaft das technisch- 
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wirtschaftliche Element auch in der all- 
gemeinen Öffentlichen Verwaltung nicht 
mehr länger entbehrt werden kann, ist 
der Verband von vornherein dafür ein- 
getreten, daß alle gesetzlichen Hinder- 
nisse beseitigt werden, die dem 


Eindringen 
der akademisch-technischen 
Intelligenz in die Verwaltung 


hindernd im Wege stehen. Der Ver- 
band hat deshalb nicht versäumt, an die 
Kgl. Immediatkommission, die zur Be- 
ratung der Verwaltungsreform in 
Preußen zusammenberufen wurde, eine 
Eingabe zu richten und darin seine 
Wünsche darzulegen. Diese Wünsche 
gipfeln darin, die gesetzlichen Bestim- 
mungen aus dem Jahre 1906, auf Grund 
derer in Preußen für den Eintritt in die 
höhere Verwaltung die Ablegung der 
ersten juristischen Prüfung verlangt 
wird, zu beseitigen und die Diplom- 
Ingenieure in gleicher Weise wie die 
Gerichtsreferendare zur Ausbildung zu- 
zulassen. Gleichzeitig wurde gebe- 
ten, auch in der technischen Ver- 
waltung erprobte Fachtechniker 
mehr als bisher in die allgemeine 
Verwaltung zu übernehmen. 

In enger Verbindung mit der Frage 
des Eindringens der akademisch-tech- 
nischen Intelligenz in die allgemeine 
Verwaltung steht die Verwendung der 
rechts- und staatswissenschaftlich vor- 
gebildeten Diplom-Ingenieure in der 
Kommunalverwaltung, der Journalistik, 
der Geschäftsführung von Handelskam- 
mern, Gewerbekammern, wirtschaft- 
lichen Interessenverbänden, der Diplo- 
matie, dem Konsulatsdienst und dem 
Handelssachverständigen - Institut im 
Auswärtigen Amt. Der Verband ist der 
Ansicht, daß 


das Eindringen der Diplom- 

Ingenieure in die technisch- 
wirtschaftlichen Arbeits- 
gebiete 

für die Prosperität der 

Volkswirtschaft von allergrößter 


heimischen 
Be- 
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deutung ist, daß deshalb in all die- 
sen Stellen den Diplom-Ingenieu- 
ren die Möglichkeit der Betätigung 
gegeben werden muß. Infolgedessen 
hat der Verband im Anschluß an eine 
Eingabe des Zentralverbandes deut- 
scher Industrieller auch seinerseits 
eine Eingabe an den Staatssekretär des 
Auswärtigen Amtes gerichtet, in der ge- 
beten wird, den Verband bei Besetzung 
der Handelssachverständigenposten Vor- 
schläge machen zu lassen; eine zu- 
stimmende Aeußerung ist daraufhin sei- 
tens des Herrn Staatssekretärs einge- 
laufen. 


Eine wichtige Aufgabe hat der Ver- 
band in der Kommunaltechnikerfrage in 
Angriff genommen. In bezug auf die 


Stellung 
der Diplom-Ingenieure im 
Kommunaldienst 


erstrebt der Verband neben der für 
Staatszwecke bestimmten Ausbildung 
von Regierungsbaumeistern eine die be- 
sonderen Zwecke der Selbstverwaltung 
und die Eigenart der städtischen Bau- 
verwaltungen berücksichtigende Aus- 
bildung von Diplom-Ingenieuren. Wir 
wollen die Stellen der städtischen Be- 
triebsleiter und der Bauamtsvorstände 
in den Gemeindeverwaltungen für die 
Diplom-Ingenieure auf direktem Wege 
— ohne den Umweg über die Staats- 
bauverwaltung — zugänglich machen; 
wir wollen also, daß Diplom-Ingenieure, 
die für den Kommunaldienst ausgebildet 
sind, bei der Besetzung von Kommunal- 


stellen den Regierungsbaumeistern 
gleichgestellt werden. Innerhalb der 
Kommunen erstreben wir die Ver- 


selbständigung der technischen Verwal- 
tungen in dem Sinne, daß den Techni- 
kern die Möglichkeit verschafft wird, 
mehr als es bisher der Fall ist, auch lei- 
tende Stellungen einzunehmen und sich 
damit von juristischer Bevormundung zu 
befreien. Um ein planmäßiges Vorgehen 
zu gewährleisten, hat der Verband eine 
umfangreiche Enquête beschlossen und 
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ist jüngst mit entsprechenden Anfragen 
an eine Anzahl von Kommunen heran- 
getreten. 

Gegenstand besonderer Aufmerksam- 
keit des Verbandes ist neuerdings 


die Eisenbahn-Diplom- 
Ingenieurfrage 


geworden. Bekanntlich beschäftigt die 
preußisch - hessische Eisenbahnverwal- 
tung fortgesetzt eine große Anzahl von 
Diplom-Ingenieuren im Privatdienstver- 
trag. Die Beschäftigungsverhältnisse, 
insbesondere aber die gesellschaftliche 
Stellung sind unausgesetzt Gegenstand 
der Klage gewesen. Der Verband hat 
deshalb eine ständige Eisenbahner-Kom- 
mission unter Vorsitz des Herrn Pro- 
fessor Dipl.-Ing. Obergethmann be- 
stellt, die die Prüfung und Verarbeitung 
des einschlägigen Materials dauernd vor- 
nehmen soll; ihre Arbeiten sind soweit 
gediehen, daß jüngst eine Eingabe an 
den Herrn Minister der öffentlichen Ar- 
beiten gerichtet werden konnte, in 
welcher bestimmte Vorschläge für eine 
Beseitigung der Mißstände unterbreitet 
wurden. 

Eine Stärkung der Stellung der aka- 
demisch-technischen Intelligenz sucht der 
Verband auch in den selbständigen tech- 
nischen Berufen herbeizuführen, deren 
Angehörige im Sprachgebrauch als Zi- 
vilingenieure bezeichnet werden. Der 
Verband ist der Ansicht, daß die staat- 
lichen und städtischen Bauämter nur 
immer wiederkehrende Bauten ausfüh- 
ren sollen und daß für alle sonstigen 
Fälle 

selbständige Diplom- 
Ingenieure 


als unparteiische, technische Spe- 
zialisten heranzuziehen sind, in 
ähnlicher Weise, wie dies heute schon 
in England und Amerika in umfassen- 
der Weise der Fall ist und daselbst zur 
Bildung eines großen — auch in sozia- 
ler Beziehung sehr wichtigen — selbst- 
ständigen Zivilingenieurstandes geführt 
hat, dessen Angehörige nicht als Ge- 
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werbetreibende, sondern als Träger 
eines wissenschaftlichen Berufs aufzu- 
fassen sind, für die jede Gewerbesteuer- 
pflicht in Fortfall kommt. Die Aus- 
wüchse, die das zügellose „Laissez faire, 
laissez aller‘ der Manchesterschule bis- 
her gerade auf dem Gebiete der selbst- 
ständigen technischen Berufe vielfach ge- 
zeitigt hat, sucht der Verband in 
der Weise zu beseitigen, daß ähn- 
lich wie in der Heilkunde, Rechtsver- 
tretung usw., bestimmte Funktionen des 
technischen Berufes, deren geordnete 
Ausübung durch das öffentliche Interesse 
bedingt ist, nur an solche selbständigen, 
konsultierenden Ingenieure übertragen 
werden, deren Charakter und wissen- 
schaftliche Vorbildung gewisse Garan- 
tien bieten. Der Verband ist deshalb 
anläßlich des Erlasses der Bestimmungen 
über die amtlichen Sachverständigen für 
Kraftfahrwesen in einer Eingabe an die 
Kriegsministerien und Landeszentralbe- 
hörden dafür eingetreten, daß gleich mit 
Inkrafttreten der gesetzlichen Bestim- 
mungen nur noch Diplom-Ingenieure zu 
Sachverständigen ernannt werden. 


Schlußwort. 


Die vorstehenden Darlegungen dürf- 


ten dazu beitragen, einen Einblick zu 


gewinnen in die Entwicklung und die 
Arbeiten unseres Verbandes. Entstanden 
aus der Notwendigkeit einer Zeit, die 
die Konsequenzen zieht aus einer Epoche 
der Ueberspannung des extrem-indivi- 
dualistischen politischen Prinzips, hat 
sich der Verband die Stärkung des Ein- 
flusses der akademisch-technischen In- 
telligenz in der heimischen Volkswirt- 
schaft als erste Aufgabe gestellt. Es 
ist naturgemäß, daß für die Verfolgung 
dieser in voller Absicht groß gefaßten 
Aufgabe die Spanne eines Jahres nur 
wenig bedeutet. Allein es ist im Laufe die- 
ses Jahres gelungen, über 1600 Mitglie- 
der und Förderer, darunter die namhafte- 
sten Vertreter von Wissenschaft und Indu- 
strie für unsern Verband zu gewinnen 
und die Organisation von 22 Bezirks- 


Dr.-Ing. C. Claus, Akademische Ingenieur-Titel 


vereinen durchzuführen. Wer die unge- 
heueren Schwierigkeiten kennt, die sich 
uns von allen Seiten entgegenstellten, 
der wird in dem Geschaffenen einen an- 
sehnlichen Erfolg erblicken. Aber auch 
in programmatischer Beziehung stehen 
wir nicht mehr am Anfange unserer Ar- 
beit. Wir haben literarische Unterneh- 
mungen begonnen, die heute schon des 
besten Ansehens sich erfreuen und wir 
haben Wohlfahrtseinrichtungen ins Le- 
ben gerufen, die zu den schönsten Hoff- 
nungen berechtigen; daneben fanden wir 
Zeit, zahlreiche Probleme praktischer 
Standesarbeit in den Vordergrund zu 
rücken und die Wege zu ihrer Lösung 
anzutreten. Das kommende Jahr wird 
uns weitere, durch Arbeitsüberhäufung 
bisher zurückgestellte Aufgaben brin- 
gen, deren Bewältigung an unsere Ar- 
beitskraft hohe Anforderungen stellen 
wird. Auch in Zukunft werden wir uns 
bei allen unseren Unternehmungen von 
dem Grundsatz leiten lassen, daß 
es nicht hastiges, krankhaftes Ueberstür- 
zen ist, was zum Ziele führt, sondern 
ruhige, besonnene Arbeit mit steter 
Rücksichtnahme auf das Wohl des Gan- 
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zen. Beisolcher Arbeit werden wir unsvon 
kleinlicher Verfolgung egoistischer Son- 
derinteressen ebenso fern halten, wie von 
der Versuchung, einem für uns unange- 
brachten extremen Altruismus zu huldi- 
gen. Wir erstreben eine Stärkung des 
Einflusses der akademisch-technischen 
Intelligenz und wir tun dies in der Ueber- 
zeugung, daß unsere Nation ihre welt- 
wirtschaftlichen Aufgaben in Zukunft 
nur dann erfüllen kann, wenn die Stel- 
lung der geistigen Leiter der nationalen 
Produktion gefestigt und ihnen, der sie 
im Mittelpunkt des wirtschaftlichen und 
sozialen Lebens stehen, ein erhöhter An- 
teil an der Führung des Volkes einge- 
räumt wird. In diesem Sinne folgen wir 
dem Rufe, den Kaiser Wilhelm lI. bei 
Verleihung des Promotionsrechtes vor 10 
Jahren an uns ergehen ließ und in die- 
sem Sinne wollen wir an unserem Teile 
mitarbeiten an der großen und erha- 
benen Aufgabe, unser Volk glücklich 
mächtig und reich zu machen. Deshalb 
wird auch in Zukunft unser Wahlspruch 
lauten: Durch den Verband für die 
Nation! 


AKADEMISCHE INGENIEUR-TITEL. 
š Von Dr.-Ing. C. Claus-Erkner bei Berlin. 


Die Ausführungen des Herrn Prof. Dr.-Ing. 
Nachtweh in Nr. 11 dieser Zeitschrift sind mir 
durch besondere Umstände leider erst mehrere 
Wochen nach ihrer Veröffentlichung bekannt ge- 
worden. Inzwischen erschien eine Entgegnung 
des Herrn Dipl.-Ing. Springe-Neumünster in 
Nr. 13, in der darauf hingewiesen wird, daß der 
Vergleich Nachtwehs zwischen Dr.-Ing. bzw. 
Dipl.-Ing. und Regierungsbaumeister bzw. Re- 
gierungsbauführer nicht ganz zutrifft und eine 
Gefahr für den Titel Dipl.-Ing. bedeutet. In 
seinen weiteren Ausführungen befürwortet er 
dann, daß die Doktor-Ingenieure, soweit sie da- 
zu berechtigt sind, den Diplom-Ingenieurtitel 
außerdem führen sollten. 

Um eine Erklärung über den Anlaß der 
ersten Zuschrift vorweg zu nehmen, möchte ich 
zunächst feststellen, daß auf dem Umschlage 
des betreffenden Buches, wo Dipl.-Ing. in klei- 


nem Druck unter Dr.-Ing. C. C. steht, die Hin- 
zufügung des Diplom-Ingenieurtitels nicht so 
störend wirkt, wie in der beanstandeten buch- 
händlerischen Anzeige, die auch unmittelbar 
nach dem Erscheinen durch den Verfasser selbst 
beim Verleger bemängelt wurde. Die Gründe 
für die Hinzufügung des zweiten Titels, der 
durch Anordnung und Druck weniger hervor- 
treten sollte, erfolgte zunächst einmal als eine 
Erläuterung für den erfahrungsmäßig sehr wenig 
bekannten Doktor-Ingenieurtitel, die mit Rück- . 
sicht auf einen Teil der Leser und die Ziele 
unseres Verbandes nicht überflüssig schien. Ein 
weiterer Grund lag in einem Vorfall, der ge- 
rade an dieser Stelle nochmals hervorgehoben 
zu werden verdient. Die Technische Hoch- 
schule Aachen ernannte im letzten Jahre gleich- 
zeitig neben dem Kultusminister und dem 
Finanzminister drei Ministerialbeamte zu Dok- 
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tor-Ingenieuren h. c., die sich „insbesondere um 
den Grunderwerb der Technischen Hochschule“ 
verdient gemacht hatten. (Zentral-Blatt der 
Bauverwaltung, 1909, S. 398.) 

Solche Massenernennungen von Beamten als 
Anerkennung für Handlungen, die doch lediglich 
zu ihren dienstlichen Obliegenheiten gehören, 
dürften kaum in Einklang zu bringen sein mit 
der Bestimmung, daß dieser Titel ehrenhalber 
als „seltene Auszeichnung‘‘ verliehen werden 
darf. Hierher gehören auch die Ernennungen 
von höheren Beamten, die zu dem technischen 
Hochschulwesen in enger Beziehung stehen und 
die es sogar. nicht einmal immer für nötig 
halten sollen, den Titel auch w.rklich zu führen. 

Eine Verleihung des Doktortitels h. c. als 
eine halb selbstverständliche Höflichkeitsbezer- 
gung sollte an den Technischen Hochschulen im 
Gegensatz zu der Universität nicht zur Ueber- 
lieferung werden, da dies auf eine Entwertung 
des Titels hinausläuft, die aufs Tiefste zu be- 
dauern wäre, einmal im Interesse der zahl- 
reichen hochverdienten Männer, die wegen ihrer 
bleibenden Verdienste um die Technik ‚‚ehren- 
halber‘ ernannt wurden, zum andern aber auch 
im Interesse derer, die in ordentlichem Pro- 
motionsverfahren diesen Titel auf Grund wissen- 
schaftlicher Befähigung erworben haben. Nur 
diese können sich gegen Mißdeutung schützen, 
indem sie auch den Titel Dipl.-Ing. weiter- 
führen, der nur bei gründlicher technischer All- 
gemeinbildung erworben werden kann. 


Von der Geschäftsstelle. 


Bei Wohnungsveränderungen gehen die Rekla- 
mationen wegen Zustellung der Zeitschrift 
immer wieder an die Geschäftsstelle. Es wird 
deshalb wiederholt und dringend gebeten, bei 
beabsichtigter Wohnungsveränderung das zu- 
ständige Postamt zu verständigen, das die 
Ueberweisung der Zeitschrift nach dem neuen 
Postamt bewirkt. | 


: Literatur. . 


Universitäts-Jubiläums-Album der „Ingenieure 
und Techniker‘. Anläßlich des 100 jährigen Ju- 
biläums der Universität Berlin soll ein National- 
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Eine Hinzufügung des Diplom-Ingenieurtitels, 
die ich in diesem Einzelfalle für zweckmäßig 
hielt, wird auf die Dauer sowohl als Erklärung 
wie als Abwehrmittel kaum erforderlich sein, 
da der richtige Gebrauch der akademischen 
Ingenieurtitel von seiten der Hochschulbehör- 
den, der Hochschulingenieure und des Publi- 
kums sich hoffentlich recht bald von selbst 
einstellen wird. 

Besonders begrüße ich es, daß in den beiden 
Zuschriften die Bedeutung des Titels Dipl.-Ing. 
voll gewürdigt wurde als „Nachweis der wissen- 
schaftlich-technischen Ausbildung“. Wenn Herrn 
Nachtweh Fälle bekannt sind, in denen Che- 
miker den Doktortitel auf der Universität an- 
statt auf der Technischen Hochschule erwarben, 
um des Titels „Diplom-Ingenieur‘‘ nicht ver- 
lustig (?) zu gehen, so beweist dies gerade 
am besten, daß zurzeit wenigstens noch viel- 
fach ein Bedürfnis vorliegt, neben dem Doktor- 
Ingenieurtitel auch den Diplom-Ingenieurtitel 
weiter zu führen. 

Die Hinzufügung des Diplom-Ingenieurtitels 
würde auch der zurzeit wenigstens noch be- 
stehenden Gefahr begegnen, daß der Doktor- 
titel der Technischen Hochschulen mit denen der 
Universitäten, z. B. mit dem Dr. phil, auf 
gleiche Stufe gestellt wird, und der Diplom- 
Ingenieurtitel, an dessen Verleihung jetzt so 
hohe Anforderungen gestellt werden, als eine 
geringer zu bewertende Vorstufe angesehen 
wird, auf der sich ein „Doktor‘-Titel aufbaut. 


Album erscheinen, das u. a. auch die Porträts 
sämtlicher ‚Ingenieure und Techniker‘ bringen 
soll. Zu diesem Zweck versendet eine Berliner 
Verlagsbuchhandlung an ‚Ingenieure und Tech- 
niker‘“ ein Rundschreiben, in welchem, wenn 
möglich, ‚„postwendend‘“ um Uebersendung der 
Photographie gebeten wird. In dem Schreiben 
heißt es: „Die ergebenst Unterzeichneten, noch 
mehr aber Ihre Herrn Kollegen, verstreute 
Studienkameraden, Jugendfreunde und Be- 
kannten möchten Ihr Bild ungern vermissen!“ 
Es braucht nicht gesagt zu werden, daß die 
Diplom-Ingenieure wohl kaum irgendwie den 


Ehrgeiz besitzen, in diesem buntscheckigen 
Durcheinander von „Ingenieuren und Tech- 
nikern‘“‘ zu erscheinen. Die Aufforderungen zu 


diesem sonderbaren Unternehmen sind in großem 
Umfange ergangen; die Absender scheinen in- 
des nicht zu wissen, daß auch Diplom-Inge- 
nieure verlangen dürfen, in den Formen an- 
geredet zu werden, die man den Trägern an- 
derer akademischer Titel gegenüber als selbst- 
verständlich betrachtet. Dr. Z. 
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Bekanntlich unterstützt der ,‚‚Ver- 
band deutscher Architekten- und Inge- 
nieurvereine‘‘ nicht die Bestrebungen 
des „Verbandes Deutscher Diplom-In- 
genieure‘, der Technischen Hochschule 
auch die Eigenschaft einer „Hochschule 
der höheren Verwaltung‘ zu verschaffen, 
um so „die technische Intelligenz für die 
großen Aufgaben der Volksgemeinschaft 
nutzbar zu machen‘. Dagegen vertritt 
auch jener Verband die Ansicht, ‚daß 
den Architekten und Ingenieuren neben 
der fachlichen Ausbildung eine ent- 
sprechende Ergänzung ihrer Bildung auf 
den Gebieten der Rechts-, Staats- und 
Wirtschaftswissenschaften not tut.“ Vor 
kurzem hat er nun dem, was er in dieser 
Angelegenheit wünscht, in einer Denk- 
schrift Ausdruck gegeben, die sowohl 
durch ihre Mitteilungen über die zur- 
zeit bestehenden Verhältnisse wie durch 
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ZUR AUSGESTALTUNG DES UNTERRICHTS 
IN DEN RECHTS-, STAATS- UND WIRTSCHAFTSWISSENSCHAFTEN 
AN DEN TECHNISCHEN HOCHSCHULEN. 


Von Professor Dr. Carl Koehne-Berlin. 


Formulierung 
schläge und deren Begründung sehr ge- 


positiver  Reformvor- 
eignet ist, für die Erweiterung der 
Kenntnisse der Studierenden in den an-' 
gegebenen Fächern zu wirken. Mit 
jenen Vorschlägen hat er sich auch an 
die Technischen Hochschulen des Deut- 
schen Reiches und die Unterrichtsverwal- 
tungen der einzelnen Bundesstaaten ge- 
wandt und sie um möglichst gleich- 
mäßige Durchführung seiner Anträge ge- 
beten. 

Sicher darf diese Zeitschrift die neue 
Publikation des Verbandes deutscher Ar- 


chitekten- und Ingenieurvereine nicht 
‘unbeachtet lassen. Es wird wohl 
auch nicht unangebracht erscheinen, 


wenn sie hier durch einen Mann be- 
sprochen wird, der seit Jahren Rechts-, 
Staats- und Wirtschaftswissenschaften 
an der größten Technischen Hochschule 
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des Deutschen Reiches lehrt. Man wird 
ihm auch das Recht, sich über die hier 
in Betracht kommenden Fragen vom 
pädagogischen Gesichtspunkte aus zu 
äußern, um so mehr zugestehen, als er 
gerade jetzt die Ansichten, die er in be- 
zug auf die Ausgestaltung jenes Unter- 
richts durch seine praktischen Erfahrun- 
gen und durch das Studium der einschlä- 
gigen Literatur gewann, in einer Arbeit 
zusammengestellt hat, die bereits 
im Druck fertiggestellt ist und Ende 
August erscheinen wird.!) 

Der Zusammensetzung der Vereine, 
deren Verband die vorerwähnte Denk- 
schrift herausgegeben hat, entspricht es, 
daß für sie lediglich zwei von den vier 
bis sechs Abteilungen in Betracht kom- 
men, in welche die Studierenden der 
Technischen Hochschulen zerfallen. Nur 
mit den angehenden Architekten und 
Bauingenieuren beschäftigen sich die sehr 
sorgfältig ausgearbeiteten statistischen 
Tabellen, in denen die neue Publikation 
eine Uebersicht über den Besuch oder rich- 
tiger das Belegen der Vorlesungen gibt, 
welche an den Technischen Hochschulen 
des Deutschen Reichs im Studienjahre 
1908, 1909 über Themata aus der Na- 
tionalökonomie und Jurisprudenz ge- 
halten wurden. Demnach sind gerade die- 
jenigenAbteilungennicht berücksichtigt, 
für welche diese Fächer in Preußen und 
den meisten übrigen Bundesstaaten allein 
bei den Prüfungen in Betracht kommen, 
die Schiffbau- und die alle übrigen an 
der Zahl der Immatrikulierten weit über- 
treffende Maschinenbau - Abteilung. So 
kann diese Statistik in keiner Weise zur 
Erkenntnis des Fleißes sämtlicher Stu- 
dierender der Technik oder gar der 
Lehrerfolge der Dozenten bezüglich der 
rechts- und staatswissenschaftlichen 
Fächer benutzt werden. Dazu kommt 
aber noch, daß bei den meisten Hoch- 


I!) Der rechts- und staatswissenschaftliche Unter- 
richt auf den Technischen Hochschulen (Schriften des 
Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure, Heft V), 
Berlin 1910, M. Krayn. 


chitekten- 
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schulen Hospitanten in der Statistik 
nicht berücksichtigt sind. Nach meinen 
persönlichen Erfahrungen holen aber 
gerade verhältnismäßig viele Architekten, 
die schon längere Zeit in der Praxis 
stehen, das, was sie in der Studenten- 
zeit bezüglich des Erwerbs von Rechts- 
kenntnissen versäumt haben, später 
durch Besuch rechtswissenschaftlicher 
Kollegien und Uebungen nach; in diesen 
treten sie oft durch Fleiß und praktische 
Kenntnis mancher gewerblichen Verhält- 
nisse besonders hervor. Endlich darf 
auch nicht ganz außer Betracht gelassen 
werden, daß an Orten, in denen außer 
den Technischen Hochschulen auch Uni- 
versitäten bestehen, manche Studierenden 
dort gehaltene Vorlesungen über rechts- 
und wirtschaftswissenschaftliche The- 
mata besuchen. Sind diese Kollogien 
auch in vielen Fällen für sie weniger 
geeignet, da sie sie ihnen fehlende Vor- 
kenntnisse voraussetzen, so tragen doch 
auch sie zur Ergänzung der Ausbildung 
der zukünftigen Architekten und Bau- 
ingenieure nach der sozialwissenschaft- 
lichen Seite bei. 

Wenn man auch mit solchen kriti- 
schen Erwägungen an die erwähnten Ta- 
bellen herantreten muß, so ergibt sich 
doch aus ihnen als völlig sicher, daß zur- 
zeit der Besuch der nationalökonomischen 
und juristischen Vorlesungen und Be- 
sprechungen seitens der als Architekten 
und Bauingenieure immatrikulierten Stu- 
denten ein höchst mangelhafter ist. Des- 
halb schlägt nun der Verband der Ar- 
und Ingenieurvereine sy- 
stematischere Ausgestaltung und bessere 
Anpassung des rechts- und staatswissen- 
schaftlichen Unterrichts an die be- 
sonderen Bedürfnisse des angehenden 
Technikers, Aufnahme einer Anzahl von 
Vorlesungen, die diesen Wissenszweigen 
angehören, in die Studienpläne, sowie die 
Aufnahme der Rechts-, Staats- und Wirt- 
schaftswissenschaften unter die Prü- 
fungsfächer und „Erteilung der Würde 
eines Doktor-Ingenieurs auf Grund einer 
technisch-wirtschaftlichen Arbeit“ vor. 


und Wirtschaftswissenschaften an den Technischen Hochschulen 


Denn die Denkschrift betont — übri- 
gens durchaus in Uebereinstimmung mit 
allen übrigen Sachverständigen, die sich 
im gegenwärtigen Jahrhundert dazu ge- 
äußert haben —, „daß die Pflege der 
Fächer, die die soziale Verbindung des 
einzelnen mit dem Ganzen wissenschaft- 
lich erklären, gerade für den Techniker 
von besonderer Bedeutung ist, weil sie 
sich in gewisser Beziehung als grund- 
legende für die technischen Wissen- 
schaften auffassen lassen, natürlich nicht 
in dem Maße wie Mathematik und Natur- 
wissenschaften, prinzipiell aber in 
gleichem Sinne.“ In vorzüglicher Weise 
wird dies damit begründet, daß es nicht 
genügt, daß der Architekt und Ingenieur 
nur für die eine „Hauptrichtung aller 
technischen Arbeit“, nämlich ‚die rein 
technische Konstruktion, bzw. den rein 
künstlerischen Entwurf“ genügend vor- 
gebildet ist, in bezug auf „die Maß- 
regeln zur Durchführung derselben in die 
Wirklichkeit, die Disposition“ aber 
noch der Vorbildung ermangelt ; denn dies 
ist „nachteilig für ihn persönlich‘, für 
die von ihm bearbeitete „Sache schäd- 
lich“ und „für die Gesellschaft ver- 
hängnisvoll.“ 

Durchaus zustimmen wird man auch 
der Ansicht, daß ‚der rechts- und wirt- 
schaftswissenschaftliche Unterricht an 
den Technischen Hochschulen mehr dem 
eigentümlichen Wesen und den besonde- 
ren Bedürfnissen dieser Schulen an- 
zupassen und systematischer auszuge- 
stalten“ sei. Dagegen scheint es mir 
nicht richtig, wenn bei dieser Gelegen- 
heit ein tiefgreifender Unterschied zwi- 
schen den Vorlesungen aus dem Wirt- 
schafts- und denjenigen aus dem Rechts- 
gebiete gemacht wird. Die Denkschrift 
meint, „daß die juristischen Fächer stets 
nur im Sinne einer „Rechtskunde“ 
einen Platz an der Technischen Hoch- 
schule finden‘‘ sollen, „während die 
letztere eine hervorragende Stätte‘ sei, 
„um im strengsten Sinne „Wirtschafts- 
wissenschaft‘ zu pflegen.“ Zur Be- 
gründung dieser Ansicht wird namentlich 
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ausgeführt, daß aus der Rechtskunde 
„nur die Verfassung und Verwaltung des 
Reiches und der wichtigsten Bundesstaa- 
ten in einer den Bedürfnissen der Archi- 
tekten und Ingenieure angepaßten Form“‘ 
behandelt und „einefürden Techniker pas- 
sende Uebersicht über das Bürgerliche Ge- 
setzbuch als der jetzigen Grundlage des 
Deutschen Rechtes“ (gemeint ist Privat- 
rechtes), „über das Baurecht, das Han- 
delsrecht, Wechselrecht sowie besonders 
auch über die soziale Gesetzgebung zu 
geben“ ist. Indessen wird auch aus den 
Wirtschaftswissenschaften nur dasjenige 
für die Technische Hochschule in Be- 
tracht kommen, was entweder für sämt- 
liche Staatsangehörigen von hervor- 
ragendem oder für den späteren Beruf 
der Hörer von speziellem Interesse ist. 
Wenn bis vor kurzem auf einer Tech- 
nischen Hochschule noch Bevölkerungs- 
wesen, Domänen und Forsten sehr aus- 
führlich behandelt wurden, so ist dies 
meines Erachtens als Kraft- und Zeitver- 
schwendung zu betrachten. Aber nicht 
nur die gesamte Lehre von der Urpro- 
duktion wird fortfallen können, auch von 
den Schulen der Nationalökonomie und 
den nationalökonomischen Begriffen, al- 
so von dem, was herkömmlich als ‚all- 
gemeine‘ oder „theoretische Volkswirt- 
schaftslehre‘‘ bezeichnet wird, darf nur 
das allerwichtigste vorgetragen werden. 

Wenn ferner angeführt wird, „eine 
wissenschaftlich vollwertige Behandlung 
der Rechtsgebiete, an denen der Tech- 
niker Interesse nimmt‘, setze „eine 
systematische Schulung des juristischen 
Denkens voraus, die sich im Rahmen der : 
Lehrpläne“ der einzelnen Abteilungen 
der Technischen Hochschulen ‚nicht gut 
erreichen‘ lasse, so ist das bis zu einem 
gewissen Grade richtig. Indessen setzt 
auch ein volles wissenschaftliches Ver- 
ständnis der Volkswirtschaft geübtes 
volkswirtschaftliches Denken, das 
mit dem : des Erwerbslebens durchaus 
nicht identisch ist, sowie eingehende 
Kenntnis der gesamten Wirtschaftsent- 
wicklung und der philosophischen 
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Systeme voraus, auf denen die Lehren 
der führenden Geister der Nationalöko- 
nomie und auch die heutigen national- 
ökonomischen Anschauungen beruhen. 
Das ‚wirtschaftliche Denken‘, wenig- 
stens dasjenige, mit dem es die Volks- 
wirtschaftslehre zu tun hat, ist ganz und 
gar nicht, wie die neue Publikation be- 
hauptet, „das voraussetzungsloseste,‘ 
gar nicht ‚einfach das Denken des alltäg- 
lichen Lebens, nur in wissenschaftlicher 
Läuterung‘“. Es hat sich ganz allmählich 
gebildet, war in den einzelnen Jahrhun- 
derten sehr verschieden und kann auch 
nicht lediglich durch Anhören einiger 
Kollegien gelernt werden. 


Endlich führt die Denkschrift für die 
Wirtschaftswissenschaften im Gegen- 
satze zu der Jurisprudenz noch an, diese 
fänden „gerade auf den Technischen Hoch- 
schulen einen überaus günstigen Boden 
für ihr Gedeihen‘“. Ganz dasselbe gilt 
aber auch für die technischen Rechts- 
disziplinen, namentlich für Gewerberecht, 
Arbeiterschutzrecht, Baurecht, gewerb- 
liches Urheberrecht und für die Sonder- 
rechte der neuen Verkehrsmittel. Wenn 
in diesen Rechtszweigen die notwendige 
Vorarbeit zweckentsprechender Ent- 
wicklung von Gesetzgebung und Rechts- 
sprechung, die wissenschaftliche Bearbei- 
tung der Rechtsfragen, nicht leiden soll, 
welche durch die Fortschritte der Tech- 
nik entstehen, so müssen diese Diszi- 
plinen gerade durch dieLehrer desRechts 
an den Technischen Hochschulen in wis- 
senschaftlicher Forschung gepflegt. wer- 
den. Dies glaube ich in meiner oben 
erwähnten Schrift S. 41 überzeugend 
nachgewiesen zu haben. 


Wie ich daselbst S. 14—16 schon vor 
dem Erscheinen der Veröffentlichung der 
Architektenvereine ausgeführt habe, 
darf in den juristischen und nationalöko- 
nomischen Vorlesungen auf Technischen 
Hochschulen nur Uebermittlung für das 
Leben notwendiger Kenntnisse stattfin- 
den; es darf nur Rechts-, Verwaltungs- 
und Wirtschaftskunde gegeben werden. 


Professor Dr. Koehne, Zur Ausgestaltung des Unterrichts in den Rechts-, Staats- 


In allen drei Fächern kann Wissen- 
schaft im engsten Sinne, nämlich 
systematische Darstellung der zurzeit 
geltenden Ansichten, mit genauem Ein- 
gehen auf den Grad ihrer Richtigkeit 


oder Wahrscheinlichkeit samt den 
schwebenden Kontroversen, lediglich 
vom Standpunkte der Befriedigung 


menschlichen Erkenntnistriebes ohne un- 
mittelbar praktische Ziele, nicht in Be- 
tracht kommen. Selbstverständlich darf 
und muß freilich — und darin wird so- 
gar ein Hauptteil der pädagogischen 
Kunst des Hochschullehrers bestehen — 
auch von den Problemen, welche die Wis- 
senschaft zurzeit beschäftigen, und von 
deren Entwicklung soviel gebracht wer- 
den, wie es ohne Gefährdung des Haupt- 
zwecks, Ueberlieferung der nötigen posi- 
tiven Kenntnisse in nicht zu ausgedehn- 
ter Zeit, geschehen kann. Für den Un- 
terricht in der Jurisprudenz gilt durch- 
aus wie für den in der Nationalökonomie 
das auch in bezug auf beide ausge- 
sprochene Wort Riedlers, daß den Stu- 
denten das geboten werden muß, „was 
sie brauchen und so wie sie es brauchen, 
in anregender Form und doch wissen- 
schaftlicher Gestaltung.“ 


Gerade aus den Zahlen, welche die Ta- 
bellen der Denkschrift für Vorlesungen, 
die nur Architekten und Bau-Ingenieure 
interessieren können, bei den Hochschu- 
len angeben, bei denen sie die Hospitan- 
ten mitzählen, geht auch hervor, daß be- 
reits im praktischen Leben stehende An- 
gehörige dieser Berufe das Fehlen rechts- 
wissenschaftlicher Kenntnisse noch mehr 
als dasjenige volkswirtschaftlicher ver- 
missen. 


Von diesen Gesichtspunkten aus wird 
man namentlich zwei Aenderungen in den 
Vorschlägen, welche die Denkschrift be- 
züglich der Aufnahme wirtschafts- und 
rechtswissenschaftlicher Vorlesungen in 
die Studienpläne macht, für notwendig 
erachten. Diese Vorschläge verlangen 
nämlich: 


und Wirtschaftswissenschaften an den Technischen Hochschulen 


A) Für die Studierenden der Abtei- 
lung I (Hochbau): 


1. Im ersten Studienjahre für das Win- 
tersemester allgemeine (theoretische) 
und für das Sommersemester spezielle 
(praktische) Volkswirtschaftslehre, beide 
mit mindestens 4 Wochenstunden. 

2. Im zweiten Studienjahre für das 


Sommersemester Rechts-, Staats- und 
Verwaltungskunde mit mindestens 2 
Wochenstunden. 


B) Für die Studierenden der Abtei- 
lung II (Bau-Ingenieurwesen): 

1. Im ersten und zweiten Studienjahre 
dasselbe wie in A. 

2. Im Wintersemester des dritten Stu- 
dienjahres: Ausgewählte Kapitel aus der 
Volkswirtschaftslehre (Verkehrspolitik, 
Finanzwirtschaft, Bank- und Börsenwe- 
sen, Boden-, Bau- und Wohnungspolitik 
usw.) mit seminaristischen Uebungen mit 
mindestens 4 Stunden. 

3. Im Wintersemester des vierten Stu- 
dienjahres: 

a) Ausgewählte Kapitel aus der 
Rechts-, Staats- und Verwaltungskunde 
mit besonderer Rücksicht auf das Bau- 
wesen in mindestens 2 Wochenstunden. 

b) Wirtschaftliche Betriebe. Zusam- 
menhang von Entwurf, Ausführung und 
Gebrauch technischer Werke in min- 
destens 2 Wochenstunden. 


C. Die Studierenden des Hochbaus, 
welche sich dem Staats- und Kommu- 
naldienst widmen wollen, folgen im 
dritten und vierten Studienjahre dem 
Lehrplan, wie er für die Studierenden 
der Abteilung II (Bau-Ingenieurwesen) 
zu B beantragt ist. 

Nach A2 und B2 dieser Studienpläne 
würde, da das Sommersemester gerade 
bei den Technischen Hochschulen sehr 
kurz ist, die in dieses fallende, nur mit 
zwei Wochenstunden bedachte Ausbil- 
dung in Rechts-, Staats- und Ver- 
waltungskunde auch bei größter päda- 
gogischer Kunst durchaus unzureichend 
sein. Ganz unmöglich wäre es, in dieser 
Zeit alles das auch nur ganz kurz zu 
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behandeln, was, wie oben erwähnt, die 
Denkschrift aus Rechts- und Staatskunde 
gebracht sehen will. Ich glaube, jeder 
auch nur einigermaßen Sachverständige 
wird mir darin Recht geben, daß dazu 
wenigstens ein vierstündiges oder ein 
zwei Semester dauerndes zweistündiges 
Kolleg erforderlich ist. 

Hingegen wären für die theoretische 
Volkswirtschaftslehre meines Erachtens 
vier Stunden des langen Wintersemesters 
durchaus nicht erforderlich. Hat doch 
dies Fach auf Technischen Hochschulen 
nur den Zweck, einer — freilich für die 
Techniker sehr wünschenswerten — Er- 
weiterung der allgemeinen Bildung und 
den der Vorbereitung für die spezielle 
Volkswirtschaftslehre. Nur diese, nicht 
die theoretische kann dem Architekten 
und Ingenieur auch unmittelbar prakti- 
schen Nutzen bringen. 

Für passender als das spezielle Kolleg 
über „Ausgewählte Kapitel der Rechts- 
und Verwaltungskunde mit besonderer 
Rücksicht auf das Bauwesen‘ würde ich 
es auch halten, in dem — meinem Vor- 
schlage gemäß zwei Semester währenden 
— allgemeinen Kolleg über Rechts- 
und Verwaltungskunde bereits diejenigen 
Kapitel etwas eingehender zu behandeln, 
welche wie Baurecht, Hypothekenwesen, 
Grundeigentumsübertragung, Urheber- 
recht an Bauwerken usw. die Architekten 
und Bau-Ingenieure speziell interessieren. 
Dies Kolleg wäre selbstverständlich von 
der Rechts- und Verwaltungskunde für 
die Abteilungen des Maschinenbaus, 
Schiffbaus und der Chemie völlig zu 
trennen. 

Nützlich würden hingegen die für das 
dritte Studienjahr der Hochbaustudieren- 
den mit voraussichtlicher Beamtentätig- 
keit und der Bau-Ingenieure vorgeschla- 
genen Uebungen sein, wenn sie richtig 
ausgestaltet werden. Sie müßten aus- 
schließlich den Zwecken der Befesti- 
gung und Vertiefung des im Kolleg 
Gehörten und der Verschaffung eines 
Einblicks in die Anwendung der 
Rechtsvorschriften durch repetitori- 
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sche Besprechungen und mündliche Be- 
handlung praktischer Rechtsfälle dienen. 

Daß endlich das bezüglich der Stu- 
dienpläne Vorgeschlagene für diejenigen 
Studierenden der Abteilungen I und II 
noch der Ergänzung bedürfen wird, 
welche nach der Erteilung des Rechts an 
alle Gruppen der Hochschüler, „Verwal- 
tungs-Ingenieure‘‘ zu werden, von dieser 
Befugnis Gebrauch machen wollen, ist 
selbstverständlich.?) 

Durchaus Zustimmung verdient der 
Antrag, den Rechts- und Wirtschafts- 
wissenschaften auch in den Prüfungs- 
ordnungen eine ihrer Bedeutung für 
den Beruf der Architekten und In- 
genieure entsprechende Stellung zu ge- 
ben. „Ist es doch eine von allen Hoch- 
schullehrern bestätigte Erfahrung, daß 
diejenigen Lehrstoffe am meisten und 
erfolgreichsten gehört werden, welche in 
der Vor- und Hauptprüfung verlangt 
sind!‘ Nur muß, wenn auf diese Weise 
der Besuch zahlreicher rechts- und wirt- 
schaftswissenschaftlicher Kollegien obli- 
gatorisch wird, auch dafür gesorgt wer- 
den, daß sie auf jeder Hochschule gleich- 
zeitig in Parallelkursen gehalten werden. 
Sonst liegt grade bei diesen Fächern die 


In dem modernen Wirtschaftsleben 
tritt uns gegenwärtig die in der Groß- 
industrie beschäftigte Arbeiterschaft als 
neuer Stand gegenüber, der nicht nur 
seiner steigenden numerischen Bedeu- 
tung wegen — die Zahl der in der Groß- 
industrie beschäftigten Arbeiter stieg von 
26,200 im Jahre 1882 auf 45,500 im 
Jahre 1907 der Gesamtsumme der ge- 
werblichen Arbeiter — Beachtung ver- 
dient, sondern auch infolge der straffen 


>) Ueber die Art dieser Ergänzung vergl. meine 
erwähnte Untersuchung S. 27-30. 


Dipl.-Ing. v. Bienkowski, Arbeitseignung und Leistungsfähigkeit der Arbeiterschaft 


Gefahr sehr nahe, daß die Vorlesungen 
nicht ‚‚das‘‘ bringen, „was die Studen- 
ten brauchen und so wie sie es brau- 
chen“, sondern in der Art gehalten wer- 
den, daß der Hörer später die in ihnen 
verbrachte Zeit als verlorene betrachten 
muß. 

Was zum Schluß den bereits erwähiı- 
ten Vorschlag der Aufnahme der Wirt- 
schaftswissenschaften in die Promoti- 
onsordnungen betrifft, so wird auch 
seine Verwirklichung zu wünschen sein. 
So gut wie eine „technisch-wirtschaft- 
liche Arbeit‘ sollte aber auch eine solche 
aus dem Rechte der Technik bei dem 
Erwerbe der Würde eines Doktor-In- 
genieurs einer rein technischen gleich ge- 
achtet werden. Selbstverständlich müßte 
sie dazu nicht nur für juristisches, son- 
dern auch für technisches Verständnis 
und für bedeutende technische Kennt- 
nisse des Bewerbers zeugen. Würden In- 
genieure dadurch angeregt werden, mehr 
als bisher an der wissenschaftlichen Vor- 
arbeit für die Gesetzgebung teilzuneh- 
nehmen, so würden legislatorische Miß- 
griffe nicht mehr vorkommen können, 
wie sie z. B. das Gesetz über die Ent- 
ziehung elektrischer Arbeit enthält. 


ARBEITSEIGNUNG UND LEISTUNGSFÄHIGKEIT 
DER ARBEITERSCHAFT EINES GROSSINDUSTRIELLEN BETRIEBES. 
Von Dipl.-Ing. v. Bienkowski. 


Organisation und ihres zielbewußten 
Auftretens sich immer mehr in den Vor- 
dergrund des wirtschaftlichen Interessen- 
kampfes drängt. Eine genaue Kenntnis 
der Bedingungen, unter denen die indu- 
strielle Arbeiterschaft lebt und sich ent- 
wickelt, muß daher nicht nur für den 
Fabrikleiter, sondern auch für den Volks- 
wirt von großem Interesse sein. Es soll 
deshalb im folgenden versucht werden, 
die Arbeitseignung sowie die Leistungs- 
fähigkeit und deren Abhängigkeit von 
den Arbeitsbedingungen an Hand des 


eines großindustriellen Betriebes 


statistischen Materials eines großindu- 
striellen Betriebes darzustellen, dessen 
Hauptfabrikation die Herstellung von 
Draht, Kabeln und isolierten Drähten 
bildet. 

Entsprechend den Verhältnissen auf 
dem Arbeitsmarkt finden wir, daß sich 
die Arbeiterschaft des Werks hauptsäch- 
lich aus dem Osten und zwar aus länd- 
lichen Gemeinden bis zu 1000 Einwoh- 
nern rekrutiert. Von den im Werk be- 
schäftigten Arbeitern und Arbeiterinnen 
stammen aus 

Arbeiter Arbeiterinnen 


o o 

Ost-Preußen . 7,35 6,5 
West-Preußen 7,15 6,15 
Posen a N 11,2 8,9 
Pommern . . . 2. 2... 9,8 6,7 
Schlesien . . . 2 2.2. 7 6,7 
Brandenburg . 2.345 46 

Berlin nern A 8,7 
Sachsen . . 2. 2 2... 4,7 5,3 
Hannover . u 1 1,2 
Mecklenburg . we % 1 0,5 
Westfalen . . 2. 2. 2.2. 1,2 0,7 
zerstreut ; 4,1 2,65 


Zusammenfassend ist zu bemerken, 
daß die Herkunftsverhältnisse der Ar- 
beiterschaft sich folgendermaßen ge- 
stalten: 


Es stammen aus Arbeiter Arbeiterinnen 


7 0o 
Berlin) . 2. 2.2.2.0. H 8,7 
Brandenburg . 34,5 46 
dem überwiegend Ackerbau 
treibenden Osten . . . 375 34,95 
den Industriebezirken des 
Westens. . . 2.2... 6,9 7,7 
nicht feststellbar . . . . 4,1 2,65 


Nach Gemeindegrößenklassen grup- 
piert ergeben sich nachstehende Her- 
kunftsverhältnisse: 


Es stammen Arbeiter Arbeiterinnen 
0, o 
aus Orten bis zu 1000 Einw. 57 37 
w » nn „1000 „ 16 25,5 
P » » „5000 » 11 24,5 
n ” über 50000 B 16 15 


Hinsichtlich des Zuzuges der Arbeiter- 
schaft läßt sich demnach im allgemeinen 
bemerken, daß, abgesehen von der Re- 
krutierung aus der nächsten Umgebung 
des Werks, die Arbeiterschaft hauptsäch- 
lich aus dem Osten zuzieht. Die Arbei- 


1) Die in Frage kommende Fabrik liegt in nächster Nähe 
Berlins, 
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ter, die aus dem Westen stammen, schei- 
nen ihrer Mehrzahl nach bereits höhere 
Arbeitsqualifikationen zu besitzen, sie 
haben sich meistens einer Spezialbeschäf- 
tigung zugewendet, welche in der be- 
treffenden Gegend den Fabriken eigen- 
tümlich ist. Von den Kupferwalzern 
stammen z. B. aus den Industriebezirken 
Westdeutschlands 46 %, ähnlich liegen 
die Verhältnisse bei den Kupferdraht- 
ziehern. 

Ein Unterschied in der Leistungs- 
fähigkeit läßt sich bei Arbeitern ver- 
schiedener geographischer Provenienz 
nicht feststellen, dagegen scheint die 
mehr ländliche oder städtische Herkunft 
auf die Arbeitseignung sowohl wie die 
Leistungsfähigkeit von einschneidendem 
Einfluß zu sein. Während die Arbeiter 
ländlicher Abstammung sich jeder Arbeit 
unterziehen, ist bei den städtischen Ele- 
menten eine deutliche Abneigung gegen 
alle Arbeiten bemerkbar, welche unter 
ungünstigen Arbeitsbedingungen ausge- 
führt werden müssen. In der Beizerei, 
wo die Arbeiter Säuredämpfen ausgesetzt 
sind, in der Glüherei, wo die strahlende 
Wärme der Oefen störend empfunden 
wird, ist die Zahl der Arbeiter städti- 
scher Herkunft prozentual geringer als 
sie den angegebenen Verhältniszahlen 
nach sein sollte; dieselbe Beobachtung 
kann man bei den in der Klöppelei be- 
schäftigten Mädchen anstellen, in der 
eine ungewöhnlich starke Belästigung 
durch starke Geräusche stattfindet. 


Tabelle 1. 
Herkunftszahlen der einzelnen Arbeitergruppen. 


Es stammen aus Orten 


bis | 1000 en über 
1000 | 10000 | 50000 | 50000 
Einw. | Einw. | Einw. | Einw. 
0), o 0 0/0 


1. Männer insgesamt || 57 16 11 16 


Beizer, Glüher usw. || 61,5 | 19,65 | 15 3,85 
Gießerei . 57,7 | 19,7 | 12,5 | 10,1 
Schmiede 75,5 945; 755, 75 
Schlosser 45,6 | 21,2 | 12 21,2 
2. Frauen insgesamt | 37 255 | 245 |15 
Klöppelei . . . | 64 16,8 | 14 5,2 


i 
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Je hochwertiger die zu leistende Ar- 
beit ist, desto mehr wenden sich ihr die 
städtischen Elemente zu. So verhalten 
sich die Beschäftigungszahlen für die im 
Werk beschäftigten Schlosser wie 

1 3.057 .2 1 2,15 
über 50000 bis 50000 bis 10000 unter 1000 Einw. 


gegenüber dem Durchschnittsverhältnis: 
1 : 0605 : 1 3,56 


Für monotone Arbeiten, wie sie der 
modernen Massenfabrikation eigentüm- 
lich sind, scheint der ländliche Arbeiter 
seinem ganzen Wesen nach prädestiniert 
zu sein. Die Beschäftigung in der Land- 
wirtschaft, die tagelang nur dieselben 
Muskelgruppen in Anspruch nimmt und 
für geistige Betätigung keinen Platz 
bietet, wie z. B. beim Mähen, Pflügen 
usw., ist die beste Vorschule für die 
durch weitgehende Arbeitsteilung be- 
dingte einförmige Tätigkeit im modernen 
Fabrikbetrieb. Der städtische Arbeiter 
wendet sich mehr Berufen zu, die eine 
gewisse Abwechslung in der Beschäfti- 
gung zulassen und neben rein körper- 
licher Arbeit auch gewisse geistige Be- 
tätigung erfordern. Bei der Beurteilung 
der Beschäftigungszahlen der Gießer und 
Schmiede muß man berücksichtigen, daß 
einerseits die den Oefen entströmende 
Hitze, die staubige und qualmige Luft, 
die Bewegung großer Gewichte usw. an 
die physische Widerstandsfähigkeit die- 
ser Arbeiterkategorie hohe Anforde- 
rungen stellt, anderseits aber an die 
Intelligenz und die gesammelten Erfah- 
rungen große Ansprüche gestellt werden. 
Wenn daher infolge der zuerst erwähn- 
ten Verhältnisse die Arbeiter ländlicher 
Herkunft für diese Arbeit besonders ge- 
eignet erscheinen, so ist doch anzunch- 
men, daß die Anforderungen, welche an 
die geistigen Eigenschaften gestellt wer- 
den, die Verhältnisse stark zugunsten der 
städtischen Arbeiter verschieben. Die 
Herkunftsunterschiede treten noch mehr 
in den Vordergrund bei Arbeiten, die be- 
sondere Anforderungen an die Gestal- 
tungsgabe sowie ästhetisches Empfinden 
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stellen. Der Einfluß, den die Stadt mit 
ihren allen zugänglichen Kunstwerken auf 
die geistige Entwicklung des Einzelnen 
ausübt, tritt hier deutlich, und zwar so- 
wohl bei Männern wie Frauen, zutage. 
Inwieweit die Leistungsfähigkeit 
von der Provenienz beeinflußt wird, lehrt 
ein Vergleich der täglichen Arbeits- 
leistungen. In der nachfolgenden Tabelle 
ist der tägliche Verdienst, der bei täg- 
lich feststellbaren Einzelakkorden der 
Leistungsfähigkeit proportional ist, der 
Arbeiter ländlicher Abstammung gleich 
100 gesetzt, die übrigen Verdienstzahlen 
sind zu dieser Zahl ins Verhältnis gesetzt. 


Tabelle Il. 
Vergleich der Verdienste, getrennt nach der Provenienz. 


| Abstammung aus Orten 


bis bis bis über 
1000 | 10000 | 50000 | 50 000 
Einw. | Einw. | Einw. | Einw. 
0/0 W 0o 0/0 
1. Ungelernte Arbeiter | 100 98 94,5 | 93,8 
2. Drahtzieher usw. . | 100 975 | 96,5 96,5 
3. Schmelzer usw. 100 98,6 916 | 99,6 
4. Schmiede. . . . | 100 02,6 | 86 118 
5. Schlosser. . . .: 100 96 04,8 | 108 
6. Frauen | 100 | 99,3 | 956 | 96 


+ 


Es macht sich in den angegebenen 
Zahlen für die ungelernten Arbeiter die 
größere Leistungsfähigkeit der ländlichen 
Elemente bemerkbar, die teilweise auf 
die größere physische Widerstandsfähig- 
keit zurückzuführen sein wird, dann aber 
auch dadurch beeinflußt wird, daß die 
bereits erwähnte größere Gewöhnung an 
einförmige Arbeit den periodisch ein- 
tretenden, das Arbeitstempo hemmenden 
Arbeitsüberdruß nicht so stark hervor- 
treten läßt. Anders liegen die Verhält- 
nisse für die qualifizierten Arbeiter. Bet 
diesen Arbeiterkategorien scheinen sich 
zwei Faktoren entgegenzuwirken: 


1. die größere Widerstandsfähigkeit 
gegen Ermüdung und äußere Belästigun- 
gen der ländlichen Elemente; 

2. die höhere Intelligenz und größere 


geistige Regsamkeit der Arbeiter städti- 
scher Abstammung. 


eines großindustriellen Betriebes 


In der Tabelle treten zwei Maxima 
hervor, bei den ländlichen und groß- 
städtischen Elementen. Bei den Arbei- 
tern aus kleineren und mittleren Städ- 
ten macht sich wahrscheinlich infolge Ab- 
nahme der körperlichen Widerstands- 
fähigkeit eine stufenweise Abnahme der 
Leistungsfähigkeit bemerkbar, bei den 
Arbeitern großstädtischer Abstammung 
tritt eine deutlich bemerkbare Leistungs- 
zunahme zutage, welche auf das Ueber- 
wiegen des Einflusses der höheren gei- 
stigen Befähigung zurückzuführen sein 
wird. Bei Arbeiten, welche eine beson- 
dere Betätigung der geistigen Fähig- 
keiten nicht gestatten, wie dies z. B. bei 
den ungelernten Arbeitern der Fall ist, 
tritt der Einfluß der geistigen Faktoren 
zurück, so daß die Leistungsfähigkeit 
ständig von Gruppe eins bis vier ab- 
nimmt. 

Einen interessanten Einblick in den 
Arbeitscharakter von Arbeitern verschie- 
dener Provenienz gestattet ein Vergleich 


Anlernzeilen von Arbeiterinnen die bei der Ka 
Herstellung von Einzelleilen beschäftigt Sind 


35 = 
2 d 
5 erste An RR. Woche 


Aritte Woche. 
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bei Arbeiterinnen, die mit der Massen- 
herstellung von Einzelteilen beschäftigt 
waren, die Arbeitsfertigkeit der länd- 
lichen Elemente bedeutend schneller 
ihren normalen Wert erreichte als die 
der beiden anderen Kategorien. In der 
ersten Woche arbeiteten alle Mädchen 
zu einem gleichmäßigen Stundenlohn, 
erst von der zweiten Woche an traten 
die Unterschiede in der Arbeitsleistung 
hervor. Ueberraschend wirkt es, daß die 
städtischen Elemente im Vergleich zu den 
Mädchen ländlicher Herkunft eine län- 
gere Anlernzeit brauchen, da sie nach 
persönlichen Beobachtungen eine raschere 
Auffassungsgabe und größere An- 
passungsfähigkeit zeigen; die verhältnis- 
mäßig langsame Progression ihrer Lei- 
stungsfähigkeit läßt sich aber durch ihre 
Abneigung gegen monotone Arbeiten 
und den infolgedessen leicht eintretenden 
zeitweisen Arbeitsüberdruß erklären. 
Ob und inwieweit die Arbeiter dazu 
gelangen, sich für die Art ihrer Arbeit 


Kurvenbl. N24. 
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Kurvenblatt 1. 


der Anlernzeiten, d. h. der Zeit, die bis 
zur Erreichung der normalen Arbeitsfer- 
tigkeit gebraucht wird. Aus dem bei- 
gefügten Kurvenblatt ist zu ersehen, daß 


und die Wirkungsweise der von ihnen 
bedienten Maschinen ein tieferes Ver- 
ständnis anzueignen, läßt sich nur sehr 
schwer beantworten. 
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Einigen Aufschluß hierüber geben die 
Akten der in dem in Frage kommenden 
Werk eingerichteten Prämierungskom- 
mission, die die Aufgabe hat, die Ver- 
besserungsvorschläge, welche von den 
Beamten, hauptsächlich aber von den Ar- 
beitern gestellt werden, zu prüfen und 
gegebenenfalls zu prämieren. Von den 
während des fünfjährigen Bestehens von 
seiten der Arbeiterschaft gestellten Ver- 
besserungsvorschlägen entfallen auf 


gestellte davon 
Anträge prämiiert 
1. ungelernte Arbeiter . . 50 12 = 249, 
2. Drahtzieher usw.. . . 25 T=28), 
3. Schlosser, Klempner usw. 66 19 = 290 9 
4. Meister, Vorarbeiter usw. 36 18 = 50%, 


Bezogen auf die Gesamtzahl der im 
Werk beschäftigten Arbeiter beteiligten 
sich die einzelnen Kategorien an den Ver- 
besserungsvorschlägen wie folgt: 

Es entfallen auf 1000 Personen und 
Jahr: 


Anträge 
gestellte prämiierte 
1. ungelernte Arbeiter . . . . 1,2 0,34 
2. Drahtzieher, Hobler, Fräser usw. 5 1,4 
3. Schlosser, Klempner usw.. . 19 5,5 
4. Meister, Vorarbeiter . . . . 25 12,5 


Die Beteiligung der ungelernten Ar- 
beiter ist demnach sehr gering. Sie steigt 
etwas bei denjenigen Arbeiterkategorien, 
die für die Bedienung von Spezialmaschi- 
nen einer gewissen, wenn auch geringen 
Vorbildung bedürfen und bei denen der 
Arbeitsertrag durch gewisse Hilfsvor- 
richtungen beeinflußt werden kann. Die 
eigentliche Mitarbeit in der genannten 
Richtung wird erst von den hochqualifi- 
zierten Arbeitern, welche eine gründliche 
und umfassende Berufsbildung unter sich 
haben, und von den Vorarbeitern und 
Meistern, welche sich hauptsächlich aus 
der letztgenannten Arbeiterkategorie re- 
krutieren, geleistet. Die Nichtbeteiligung 
der Frauen wird wahrscheinlich durch 
ihre geringe Schulung im logischen Den- 
ken sowie Mangel an Initiative bedingt. 

Aus den angegebenen Daten läßt sich 
ein Rückschluß auf die Entwicklung der 
geistigen Fähigkeiten der einzelnen Ar- 
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beiterklassen machen. Es zeigt sich in 
geistiger Beziehung eine große Ueber- 
legenheit der qualifizierten Arbeiter über 
die ungelernten. Durch die Berufsbildung 
wird der Arbeiter nicht nur für eine be- 
stimmte Arbeitsgattung vorbereitet, son- 
dern es tritt gleichzeitig eine Entwick- 
lung seiner Intelligenz, eine Steigerung 
seines Arbeitsinteresses sowie ein An- 
stoß zum selbständigen Denken ein. 
Die Untersuchung der Abstammungs- 
verhältnisse der Ausschußmitglieder 
lassen den Einfluß erkennen, den die Ab- 
stammung auf die Betätigung in den Or- 
ganisationen ausübt. Bei Untersuchung 
des vorliegenden Materials kommt man 
zu der Ansicht, daß die aus den west- 
lichen Industriebezirken stammenden Ar- 
beiter die eigentlichen Träger des Orga- 
nisationsgedankens unter der Arbeiter- 
schaft sind. Die Abstammung vom Lande 
bzw. Stadt scheint die Betätigung der 
Arbeiter dahingehend zu beeinflussen, 
daß prozentual die Beteiligung der länd- 
lichen sowohl wie der großstädtischen 
Arbeiter etwas zurücktritt, während die 
Arbeiter aus kleineren und mittleren 
Städten sich der gewerkschaftlichen Be- 
tätigung mehr zuzuwenden scheinen. Auf 
den Ausfall der Ausschußwahlen hat die 
Fabrikleitung jedoch infolge des sich 
vorbehaltenen Bestätigungsrechtes einen 
großen Einfluß, so daß bei den Schluß- 
folgerungen aus dem vorliegenden Mate- 
rial eine gewisse Vorsicht geboten er- 
scheint. Dem allgemeinen Eindruck, den 
man bei Anstellung dieser Untersuchung 
gewinnt, zu schließen, übt die Abstam- 
mung aus den westlichen Industriebezir- 
ken sowohl wie auch die großstädtische 
Provenienz einen entscheidenden Einfluß 
in dieser Hinsicht aus. Die Arbeiter ge- 
nannter Abstammung scheinen durch die 
äußeren Lebensbedingungen sowie durch 
das durchschnittlich höhere geistige Ni- 
veau der Großstadt als auch der Indu- 
striebezirke für die gemeinsamen Inter- 
essen der Arbeiterschaft ein offenes Auge 
bekommen zu haben, ebenso wie die nö- 
tige Spannkraft, um den ihrer Ansicht 


eines großindustriellen Betriebes 


nach richtigen Weg zielbewußt verfolgen 
zu können. 

Bezüglich der Stabilität der Arbei- 
terschaft kann man feststellen, daß 
durch Gewährung eines ausreichenden 
Verdienstes, durch Auszahlungen von 
Geldprämien an Arbeiter nach längerer 
Dienstzeit sowie eine zielbewußte Arbei- 
terpolitik es dem fraglichen Werk ge- 
lungen ist, eine große Seßhaftigkeit der 
Arbeiterschaft zu erreichen. Der Pro- 
venienz nach unterteilt ergeben sich fol- 
gende Beschäftigungszahlen: 


Tabelle III. 


E | bis bis | bis | über 

1060 | 10000 50000 50000 

, Einw. | Einw. | Einw. | Einw. 

' Jahre | Jahre | Jahre | Jahre 

ungelernte Arbeiter. . 4,07 | 3,79 | 2,87 | 4,34 
angelernte Masch.-Arb. 5,54 | 5,65 | 4,84 | 4,84 
qualifizierte Arbeiter . 2,85 ı 3,03 , 2,24 | 2,81 
Arbeiterinnen . . . 275 | 2,28 | 2,10 | 2.05 
Bei Beurteilung dieser Zahlen muß 


man vor allem in Erwägung ziehen, wie 
verschiedenartig die Elemente sind, 
welche von Stadt und Land der Fabrik- 
arbeit zuströmen. Während von den 
Landarbeitern die unternehmendsten und 
regsamsten das Land verlassen mit dem 
ausgesprochenen Drang, sich in der Stadt 
bessere Existenzbedingungen zu schaffen, 
sind es von der großstädtischen Bevölke- 
rung gerade die minderwertigen Ele- 
mente, die der Fabrik als ungelernte Ar- 
beiter zuströmen, Leute, die zu wenig 
Energie und Spannkraft besitzen, um 
durch Erlernung eines Berufes in eine 
bessere Lebenslage sich hinaufzuarbeiten. 
Durch diesen Umstand erklärt sich die 
verhältnismäßig hohe Stabilität der städ- 
tischen Elemente. Zufrieden mit Ar- 
beitsbedingungen, die ihnen gerade den 
nötigsten Lebensunterhalt bieten, denken 
sie nicht an einen Stellenwechsel, da sie 
nicht den Drang in sich fühlen, zu 
bessern Lebensbedingungen aufzurücken. 
Auch die Arbeiter ländlicher Herkunft 
haben eine hohe Stabilität, die nur wenig 
derjenigen der städtischen Elemente nach- 
steht, aber auf einer anderen Grundlage 
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beruhen dürfte. Der Landbewohner ist 
seiner ganzen Veranlagung nach zur Seß- 
haftigkeit bestimmt. Seinen Wohnsitz zu 
wechseln veranlassen ihn nur sehr ungün- 
stige Arbeitsbedingungen, wie sie z. B. 
auf dem Lande sich einfinden. Mangel 
an ständiger Arbeit, die Unmöglichkeit 
individueller Betätigung außerhalb der 
Berufsarbeit, das sind die Momente, die 
die freier veranlagten Naturen unter der 
ländlichen Arbeiterschaft dazu gedrängt 
haben, sich eine Beschäftigung in der 
Stadt zu suchen, in der sie größere 
Ellenbogenfreiheit für ihre Persönlich- 
keit zu erreichen hoffen. (Die Stabilitäts- 
zahlen der kleinstädtischen Arbeiter be- 
wegen sich zwischen diesen beiden Ex- 
tremen.) 

Bedeutend geringer ist die Stabilität 
der qualifizierten Arbeiter. Der verhält- 
nismäßig große Stellenwechsel findet teil- 
weise seine Erklärung darin, daß aus die- 
ser Arbeiterklasse sich die Vorarbeiter, 
Meister usw. rekrutieren und daß ein ge- 
wisser Teil der qualifizierten Arbeiter 
seine Stellungen verläßt, um in anderen 
Werken gehobene Arbeitsstellungen ein- 
zunehmen. Ein nicht zu vernachlässigen- 
der Prozentsatz sucht durch Besuch von 
technischen Mittelschulen resp. Abend- 
schulen sich eine theoretische Bildung 
anzueignen, um später Bureaustellungen 
einnehmen zu können. Ferner ist noch 
zu beachten, daß diesen gelernten Hand- 
werkern die Möglichkeit offen steht, 
durch Gründung einer kleinen Werkstatt 
sich selbständig zu machen, eine Mög- 
iichkeit, von der nicht selten Gebrauch 
gemacht wird. Abgesehen von den ange- 
führten Gründen wird man wohl auch 
annehmen können, daß die qualifizierten 
Arbeiter mehr wie die ungelernte Arbei- 
terschaft in ihrer Tätigkeit eine indivi- 
duelle Befriedigung suchen. Bei der Ein- 
förmigkeit der Fabrikarbeit geht jedoch 
das Arbeitsinteresse bald verloren, so 
daß diese Arbeiter die Stellung ändern, 
um durch einen Arbeitswechsel die ver- 
lorene innere Befriedigung wieder zu er- 
langen. 
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Im Verhältnis zur Beschäftigungsdauer 
der Männer ist die Stabilität der Frauen 
sehr kurz. Dieser Umstand findet zum 
Teil dadurch seine Erklärung, daß die 
Frauen durch Heirat sowie sonstige 
Familienverhältnisse meist frühzeitig der 
Fabrikarbeit entzogen werden. Die be- 
sonderen Verhältnisse, welche für die 
Frauen infolge der Nähe der Groß- 
stadt entstehen, werden auch nicht ohne 
Einfluß sein, so daß aus den angeführten 
Zahlen ein Rückschluß auf den Arbeits- 
charakter der Frauen sich nicht machen 
läßt. 

Recht interessante und wichtige Auf- 
schlüsse gibt die Gruppierung der täg- 
lichen Akkordverdienste der Arbeiter- 
schaft nach dem Lebensalter. Es ergibt 
sich ein charakteristischer Linienzug, 
welcher deutlich die Abhängigkeit der 
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kategorien sowie der Frauen zeigen den- 
selben charakteristischen Verlauf. Die 
Lage des Maximum verschiebt sich etwas 
je nach dem Arbeitscharakter. Aus dem 
Verlauf der Kurven lassen sich folgende 
Schlüsse ziehen: 


1. Die Leistungsfähigkeit nimmt mit 
steigendem Lebensalter desto mehr ab, 
je größere Geschicklichkeit, Fingerfertig- 
keit sowie Orientierungsfähigkeit und 
Sinnesschärfe die betreffende Arbeit be- 
ansprucht. 


2. Je gröber die Arbeit, desto mehr 
verschiebt sich das Leistungsmaximum 
nach den höheren Altersklassen zu. 


3. Je höher die Ansprüche sind, die 
an die Intelligenz und Erfahrung des Ar- 
beiters gestellt werden, desto länger 
bleibt die volle Leistungsfähigkeit erhal- 


100% Kurvenblatt N°2 100% 
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S 3 
| (Die an den KurvenpunKten slehenden 
Zahlen geben die Anzahl der unter - 
suchten Fälle an.) 
2%, Abhangigheit der Leistungsfähig- 90% 
Keit vom Lebensalter für Drahlzieher. 
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Kurvenblatt 2. 
Leistungsfähigkeit vom Lebensalter ten und desto weiter verschiebt sich das 
nachweist. Zur Erläuterung ist die Verdienstmaximum. 


Leistungskurve für Drahtzicher beige- 
fügt, die Kurven der anderen Arbeiter- 


4. Ungünstige 
nisse, 


hygienische Verhält- 
mangelhafte Ventilation, hohe 


eines großindustriellen Betriebes. 


Raumtemperaturen haben auf die Lei- 
stungsfähigkeit einen ungünstigen Ein- 
fluß und beschleunigen den Eintritt des 
Leistungsmaximum. | 

Das Kurvenblatt 3 zeigt die Höhe 
der Arbeitsleistung an den einzelnen 
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Ansteigen in den ersten beiden Stunden 
gleichfalls beobachten, ebenso wie das 
Nachlassen der Leistung in den letzten 
Arbeitsstunden. Im allgemeinen bleibt 
die Leistung in den Nachmittagsstunden 
gegenüber dem Vormittag etwas zurück. 


Wochentagen. Die ständige Zunahme  kurvenbl nes 
der Leistungsfähigkeit mit der Zahl 100% 

der ununterbrochenen Arbeitstage be- 

rechtiet zu der Annahme, daß die 
Arbeitsproduktivität im hohen Maße 


von der Zunahme der Arbeitsfertigkeit 
mit der Länge der Arbeitszeit, d. h. der 
Beschleunigung in der Folge der einzel- 


nen Arbeitsmanipulationen infolge der 27 

zunehmenden Uebung abhängig ist. Für / M 
diese Zunahme wird es ein Maximum / ne 3 
geben, nach dem infolge von Uebermü- 90% Arbeitsleistung an den einzelnen Wochenlagen. 


/ 


dung eine Abnahme der produktiven Ar- 
beitskräfte eintreten dürfte und die ,„ 
durch die eingeschobenen Ruhetage auf- 
gehalten wird. 

Die Frage, wie sich die Leistungsfähig- 


$ 
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gen der besten Zieher. Berücksichtigung 
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berechnet aus ca 80 
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keit in den einzelnen Tageszeiten ändert, 
wurde durch Vergleich der Verdienste 
einer Arbeiterkolonne, in der Vormittag- 
und Nachmittagschicht, geklärt. Es er- 
gab sich, daß im allgemeinen der Ver- 
dienst der Tagesschicht (6—3), also auch 
die Leistungsfähigkeit größer war, als 
der der Nachmittagschicht (3—12); bei 
der zahlenmäßigen Untersuchung ergab 
sich ein Unterschied von 3,75%. Die 
Ausschußziffer wird während der Nach- 
mittagschicht größer sein als in der 
Frühschicht. Die mehrstündige Pause 
vor dem eigentlichen Arbeitsanfang 
scheint demnach die Leistungsfähigkeit 
ungünstig zu beeinflussen. Die künstliche 
Beleuchtung im Vergleich zum Tageslicht 
dürfte gleichfalls die Leistungsfähigkeit 
beträchtlich vermindern. 

Für die Unterschiede in der Leistung 
während der einzelnen Arbeitsstunden 
ergaben genaue Beobachtungen folgende 
Resultate: 

1. Die Leistung nimmt in den ersten 
drei Stunden allmählich zu, um in der 
Stunde vor der Mittagspause etwas ab- 
zufallen, am Nachmittage läßt sich dieses 


Kurvenblatt 3. 


2. Der Einfluß der Pausen, der kur- 
zen Frühstückspause sowohl wie der ein- 
stündigen Mittagspause, macht sich der- 
art bemerkbar, daß gleich nach der 
Pause die Leistung geringer wird, wäh- 
rend die Durchschnittsproduktion der 
Stunde gehoben wird. 

Es macht sich während der einzelnen 
Arbeitsstunden der Einfluß derselben 
Faktoren bemerkbar, deren Einwirken 
bereits in der Leistungsfähigkeit in den 
einzelnen Wochentagen nachgewiesen 
werden konnte: die körperliche und 
geistige Frische, durch deren Steigerung 
die Arbeitsproduktivität gehoben wird, 
und die Arbeitsfertigkeit und Uebung, 
die mit der Länge der ununterbrochenen 
Arbeitszeit zunehmen. Infolge der einge- 
schobenen Ruhepausen nimmt die erstere 
zu, während die letztere momentan ab- 
nimmt. Durch die anfangs verminderte 
Uebung wird die Leistung für eine kurze 
Zeit vermindert, um jedoch sehr bald 
wieder zu steigen. Man kann in anbe- 
tracht der vorliegenden Daten zu dem 
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Schluß gelangen, daß der Arbeitsertrag l. Freie Tage und die durch diese 
der bei der Massenfabrikation beschäf- ermöglichte Erholung mindern die Un- 
tigten Arbeiter dann ein Maximum er- fallhäufigkeit. Wie jedoch aus dem Um- 
reicht, wenn die geistige Arbeit aufhört, stand zu sehen ist, daß am Donnerstag 
wenn also der Arbeiter die einzelnen Ar- und Freitag, also in der Wochenmitte, 
beitsmanipulationen vollständig automa- der Montagswert wieder erreicht wird, 
tisch ausführt. Die Güte der geleisteten tritt dieser Einfluß hinter dem unter 2 . i 
Arbeit wird wahrscheinlich in demselben 30o% 
Verhältnis abnehmen, der Beweis für 
diese Annahme konnte jedoch aus Man- 
gel an Material nicht erbracht werden. 9% 

In welchem Maße die Unfallziffer von 
der Leistungsintensität abhängt, lehrt ’ 
Kurvenblatt 4 und 5. Das Unfallmini- s% 


Kurvenblatt N? 5 


Anzahl der Unfälle in den 
einzelnen Tagasstunden 
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10% Zeit Nach 3 Uhr 
mum für die Männer liegt entgegen dem — gleicher Arbeiterzahl en sich diese infolge 
Reichsdurchschnitt am Montag (ein Be- | ichtwechsel ständig. 
weis für die höhere Lebensstufe der Ber- uk; EEREERE ee E 
liner Arbeiterschaft). An den ersten drei ri dd De TE BE 


Wochentagen ist ein Ansteigen der Un- Kurvenblatt 5. 


fallziffer bemerkbar. Das Maximum am 
Mittwoch wird durch den auf diesen Tag 
fallenden Akkordschluß bedingt. Am 


genannten zurück. Es scheint demnach, 
daß eine bleibende Uebermüdung in der 
normalen Schicht nicht stattfindet, oder 


Donnerstag und Freitag erreicht die Un- 
fallziffer ihre niedrigsten Werte, um am 
Sonnabend wieder zu steigen. Aus die- 
sem Verlauf der Kurve läßt sich 
schließen: 


daß die Nachtruhe genügt, um schädliche 
Nachwirkungen eventueller Uebermü- 
dung zu beseitigen. 

2. Der Akkordschluß scheint die Wir- 
kung auszuüben, daß der Arbeiter am 


eines großindustriellen Betriebes 


letzten Tage der Lohnwoche die Tätig- 
keit beschleunigt und teilweise zu einem 
überhasteten Arbeitstempo gelangt. Die 
Folge hiervon ist eine gesteigerte Un- 
fallgefahr sowohl wegen der Außer- 
achtlassung der elementarsten Vorsicht, 
als auch wegen der gestörten Harmonie 
zwischen den einzelnen Arbeitsmanipula- 
tionen. 


3. Das leichte Ansteigen der Unfall- 
kurve am Sonnabend wird wohl mehr 
auf eine gewisse Geistesablenkung durch 
den folgenden Sonntag als auf den Ein- 
fluß der Ermüdung zurückzuführen sein. 


Merkwürdig ist das Verhalten der 
Frauen gegenüber den Unfallgefahren 
der Arbeit. Man sieht, daß dieselben 
Faktoren wie Erholung und der Arbeits- 
ansporn durch den Akkordschluß gerade 
eine entgegengesetzte Wirkung ausüben 
wie bei den Männern. Sowohl der Mon- 
tag wie der Sonnabend weisen Maxima 
auf, während das Minimum am Mitt- 
woch, dem Tage des Akkordschlusses, 
liegt. Im allgemeinen zeigt die Kurve 
vom Montag bis Freitag eine fallende 
Tendenz. Die Spitze am Donnerstag er- 
klärt sich als Reaktion gegen das ver- 
hältnismäßig starke Nachlassen am Mitt- 
woch, als eine Rückkehr also zu einem 
gleichmäßigen Linienzug. Während bei 
den Männern die wechselnde Unfallge- 
fahr durch eine Beeinflussung des Mus- 
kelsystems zu erklären war, läßt sich 
bei den Frauen ein stärkerer Einfluß der 
mehr nervösen Konstitution derselben 
feststellen. Während der Sonntag infolge 
des Nervenreizes, den er durch seine ver- 
schiedenen Vergnügungen ausübt, ein 
starkes Anwachsen der Zahl der Unfälle 
hervorruft, am Montag infolge der Nach- 
wirkungen, am Sonnabend infolge der 
sich bildenden Zukunftsaussichten, fesselt 
der Akkordschluß am Mittwoch die Auf- 
merksamkeit und läßt die Gedanken 
mehr bei der Arbeit verweilen. Inwie- 
weit außer diesen Gründen eine tiefer- 
liegende Beeinflussung des Nerven- 
systems resp. Muskelsystems vorliegen 
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könnte, ließe sich nur an Hand medi- 
zinischer Urteile aussprechen. 

Wie sich die Unfälle prozentual auf 
die einzelnen Tagesstunden verteilen, 
zeigt Kurvenblatt 5. Zu bemerken ist, 
daß für eine Beurteilung der aufgewor- 
fenen Fragen nur die Zeit von 7—3 in 
Frage kommt, da während dieser Zeit 
die Zahl der Arbeiter im Werk gleich ist. 
Nach 3 konnten Verhältniszahlen nicht 
mehr aufgestellt werden, da infolge der 
verschiedenen Schichtwechsel die Zahl 
der Arbeiter sich stündlich ändert. Wie 
die Kurve zeigt, steigt die Unfallziffer 
mit der Arbeitsdauer. Das regelmäßige 
Ansteigen wird durch den Einfluß der 
Pausen unterbrochen, indem die Unfall- 
ziffer sowohl nach der !/,stündigen Früh- 
stückspause als auch im verstärkten 
Maße nach der einstündigen Mittags- 
pause fällt. Eine Abhängigkeit von der 
ununterbrochenen Arbeitsdauer sowie 
der Einfluß der Pausen sind unverkenn- 
bar. Zur Erklärung lassen sich zwei 
Möglichkeiten anführen: 

1. Das Steigen der Unfallziffer wird 
durch die mit der Arbeitsdauer steigende 
Ermüdung bedingt. Die Erholung in den 
Pausen zieht sofort ein Fallen der Un- 
fallgefahr nach sich. 

Diese Behauptung hat auf den ersten 
Blick einen gewissen Schein der Berech- 
tigung für sich, ein verhältnismäßiger ge- 
ringer Einfluß wird wohl auch bestehen, 
die Hauptursache wird jedoch die stei- 
gende Ermüdung nicht bilden können, 
da in diesem Falle die Unfallziffer an 
den einzelnen Wochentagen gleichfalls 
unbedingt regelmäßig steigen müßte, 
was, wie wir gesehen haben, nicht der Fall 
ist. Wir glauben vielmehr diese Erschei- 
nung darauf zurückführen zu können, 
daß mit steigender Arbeitslänge die Tä- 
tigkeit des Arbeiters bei der Massen- 
fabrikation immermehr automatisiert 
wird, daß die einzelnen Manipulationen 
immer mehr rein mechanisch erfolgen 
und daß die geistige Tätigkeit in dem 
gleichei, Maße nachläßt. Infolgedessen 
achtet der Arbeiter immer weniger auf 
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die einfachsten Vorsichtsmaßregeln, so 
daß die durch eigene Unvorsichtigkeit 
veranlaßten Unfälle sehr stark zu- 
nehmen. Diese Behauptung wird auch 
dadurch bestätigt, daß die Unfälle am 
Dienstag und Mittwoch, also kurz vor 
Akkordschluß zunehmen, also zu einer 
Zeit, wo infolge der aus genannten 
Gründen gesteigerten Arbeitsintensität 
die Automatisierung der Arbeit schneller 
einsetzt. Das Nachlassen der Unfälle nach 
den Pausen wird darauf zurückzuführen 
sein, daß durch die Unterbrechung der 
Arbeit die geistigen Kräfte wieder auf- 
gefrischt werden und der Arbeiter in- 
folgedessen für kurze Zeit mit größerem 
Bewußtsein seine Arbeit verrichtet. 

Aus der vorliegenden Abhandlung 
können an Hand des statistischen Ma- 
terials folgende Schlüsse gezogen wer- 
den, welche zunächst nur für den unter- 
suchten Betrieb gelten, aber vermutlich 
sich für die gesamte Industrie werden 
nachweisen lassen. 

1. Der Arbeiterersatz des Werkes 
stammt, abgesehen von lokalen Kräften, 
zum überwiegenden Teil aus den länd- 
lichen Bezirken des Ostens. Die aus dem 
Westen zuziehenden Arbeiter sind zum 
größten Teil Spezialarbeiter sowie quali- 
fizierte Arbeiter. 

2. Der Prozentsatz der ländlichen Ar- 
beiter steigt in dem Maße, wie die An- 
forderungen an die physische Wider- 
standsfähigkeit wachsen. Bei Arbeiten, 
bei denen höhere Anforderungen an In- 
telligenz, Gestaltungsgabe und Ge- 
schicklichkeit des Arbeiters gestellt wer- 
den, nimmt der Prozentsatz der städti- 
schen Elemente zu. 

3. Die Leistungsfähigkeit der länd- 
lichen Arbeiter ist bei Arbeiten, welche 
keine besonderen Anforderungen an die 
geistigen Fähigkeiten stellen, aber eine 
körperliche Widerstandsfähickeit vor- 
aussehen, größer als der städtischen Ele- 
mente. Bei hochqualifizierter Arbeit fin- 
det sich das umgekehrte Verhältnis. 

4. Arbeiter ländlicher Abstammung 
gelangen bei überwiegend mechanischer 
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Arbeit schneller zur normalen Arbeits- 
fertigkeit als die städtischen Elemente. 

5. Die Stabilität der Arbeiter länd- 
licher Abstammung ist im Vergleich zu 
Arbeitern anderer Provenienz am größ- 
ten. Bei den qualifizierten Arbeitern ist 
sie geringer als bei den ungelernten Ar- 
beitern. 

6. Die Anregung zur politischen und 
sozialen Betätigung wird von Arbeitern, 
welche aus den westlichen Industrie- 
bezirken sowie Großstädten stammen, 
gegeben. 

7. Ein tieferes Verständnis des Ar- 
beitsprozesses sowie die Fähigkeit selbst- 
ständiger Denkarbeit läßt sich in be- 
merkbarem Maße erst bei den qualifi- 
zierten Arbeitern feststellen. 

8. Die Leistungsfähigkeit erreicht ein 
Maximum zwischen dem 32. und 42. 
Jahre. Beim Ueberschreiten desselben 
tritt ein rasches Nachlassen derselben 
ein. Bei Arbeiten, welche eine gewisse 
Sinnesschärfe und Geschicklichkeit ver 
langen, tritt das Maximum sehr früh ein, 
während bei gröberen körperlichen Ar- 
beiten es weiter hinausgeschoben wird. 
Bei Arbeiten, bei welchen Intelligenz und 
Erfahrung den Arbeitsertrag beein- 
flussen, bleibt die volle Leistungsfähig- 
keit länger erhalten. 

9. Der Arbeitsertrag wächst infolge 
steigender Arbeitsfertigkeit mit der 
Länge der ununterbrochenen Arbeits- 
zeit bis zu einem Maximum, welches 
durch eintretende Uebermüdung bedingt 
wird. Erholungspausen haben die Wir- 
kung, daß sie zunächst für kurze Zeit 
die Leistung verringern. Sie verhindern 
aber ein infolge eventl. Uebermüdung 
eintretendes dauerndes Nachlassen der 
Leistungsfähigkeit. Der Stundendurch- 
schnitt der Leistung wird durch auch 
noch so kurze Pausen gehoben. 

10. Die Unfallgefahr steigt mit 
wachsendem Arbeitstempo, also zuneh- 
mendem Arbeitsertrag. Arbeitsunter- 
brechungen durch Pausen mindern in- 
folge Auffrischens der geistigen Spann- 
kraft und Aufhaltens der vollständigen 
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Automatisierung der Arbeitstätigkeit die 
Unfallgefahr. 

Die aufgestellten Behauptungen gel- 
ten zunächst nur für den untersuchten 
Betrieb. Eine ähnliche Abhängigkeit der 
verschiedenen Faktoren voneinander 
wird sich wahrscheinlich für die ganze 
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Industrie nachweisen lassen. Es wäre da- 
her für die Sozialwissenschaft von großer 
Bedeutung, wenn auch andere Großbe- 
triebe in richtiger Erkenntnis der Be- 
deutung der aufgeworfenen Fragen ihr 
statistisches Material für ähnliche Unter- 
suchungen zur Verfügung stellten. 


DEUTSCHE INGENIEURWERKE 


Von Dr.-Ing. C. Claus, Erkner bei Berlin. 


AUF DER BRÜSSELER WELTAUSSTELLUNG. 


Da Deutschland in Brüssel der Ein- 
ladung zu gemeinsamer Ausstellung mit 
anderen Völkern nicht gefolgt ist, son- 
dern abseits für sich eine eigene Wohn- 
stätte gebaut hat, ist es den Besu- 
chern leicht möglich, sich in der „deut- 
schen Ausstellung‘ ein Bild zu machen 
von den Kulturwerten, die hier Zeug- 
nis ablegen sollen von deutscher Tüch- 
tigkeit. 

Schon die Bauten zeigen in ihrer 
äußeren und inneren Architektur be- 
wußtes Streben, eigene Wege zu gehen 
und nicht lediglich fest zu halten an den 
Ueberlieferungen früherer Zeiten. 

Auch die Ausstellungsgegenstände 


selbst lassen auf allen Gebieten selb- 


ständige Leistungen erkennen. 

Da die Abteilungsleitung es in sehr 
geschickter Weise verstanden hat, eine 
Anzahl von Werken deutscher Kunst, 
die ausschließlich in der internationalen 
Ausstellung in der Cinquantenaire unter- 
gebracht werden sollten, in den 
„Zimmern eines Kunstfreundes‘‘ zu ver- 
einigen, so kommen auf den verschie- 
densten Gebieten Wissenschaft und 
Kunst, Handwerk, Industrie und Han- 
del zur Geltung. Wenn es auch im Rah- 
men einer Weltausstellung nicht möglich 
war, einen umfassenden Einblick in die 
Leistungen Deutschlands zu geben, wenn 
auch gerade der Fachmann manches füh- 
rende Werk und viele anerkannt treff- 
lichen Erzeugnisse nicht vertreten findet, 


ist es der zielbewußten Leitung doch 
gelungen, durch Aussondern und Zu- 
sammendrängen der angemeldeten Ge- 
genstände einen guten Ueberblick zu 
geben. 

Besonders schwierig war dies in den 
Abteilungen, wo gleichartige Erzeug- 
nisse verschiedener Gewerbetreibender 
in Wettbewerb treten, während Beiträge 
staatlicher Behörden, Stadtverwaltun- 
gen usw. sich leichter in dieser Weise 
zusammenstellen lassen, da bei ihnen ein 
Wettbewerb oder die Absicht, aus der 
Ausstellung unmittelbaren Nutzen zu 
ziehen, nicht in gleicher Weise vorliegt. 

Der neuzeitlichen Entwicklung 
Deutschlands und seinen Lebensinter- 
essen entsprechend, nehmen natürlich die 
technischen Leistungen eine über- 
ragende Stellung ein. Bei ihnen kann 
man mit besonderer Genugtuung den 
riesigen Aufschwung verfolgen, den die 
deutsche Industrie unter, der Führung 
wissenschaftlich vorgebildeter In- 
genieure genommen hat, dann aber 
auch, wie mannigfach und neuartig die 
Aufgaben sind, mit denen sich diese gei- 
stigen Führer zu beschäftigen haben. 

Vergegenwärtigen wir uns zunächst 
die gar nicht weit zurückliegende Zeit, 
wo das Streben jedes jungen Techni- 
kers dahin ging, nach England oder 
den Vereinigten Staaten hinüberfahren 
zu können und dort Entwerfen und Her- 
stellen von Maschinen, Brücken, Schiffen 
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usw. von den Praktikern zu lernen, die 
fast von aller Welt massenhafte Auf- 
träge erhielten und so in der Lage wa- 
ren, praktische Veranlagung mit reichen 
Erfahrungen zu vereinen. 

Lange Zeit kam die überwiegende 
Menge der in Deutschland gebrauchten 
Werkzeugmaschinen, Webstühle, Loko- 
mobilen und landwirtschaftlichen Ma- 
schinen, ja selbst Schrauben und ähn- 
liche Erzeugnisse der Kleinindustrie aus 
diesen Ländern. 

Die wissenschaftliche Grundlage, eine 
schnelle Auffassungsgabe und eine ange- 
borene Gründlichkeit seiner Techniker 
haben es dahin gebracht, daß Deutsch- 
land heute auf diesen Gebieten nicht nur 
das Versäumte nachgeholt hat, sondern 
auf ihnen und vielen anderen an füh- 
render Stelle steht. 

Folgen wir dem amtlichen Führer in 
der Anordnung des Stoffes und betreten 
wir zunächst den Teil der Ausstellung, 
der für Raumkunst und Kunst- 
gewerbe bestimmt ist, so sehen wir 
hier die Bestrebungen, die auf eine 
künstlerisch befriedigende Ausgestaltung 
der Wohnräume usw. abzielen. 

Auch dem weniger Bemittelten ein 
schönes Heim zu bereiten und unsere 
öffentlichen Gebäude auch im Innern 
sorgfältig und würdig auszugestalten, 
sind die dankbaren Bestrebungen, in de- 
nen sich ganze Industrien unter Verwen- 
dung neuzeitlicher technischer Hilfs- 
mittel vereinigen mit Künstlern, die, ur- 
sprünglich zum Teil auf englischen und 
belgischen Vorbildern weiterbauend, 
Eigenes schaffen. Nach ihrem Entwick- 
lungsgang und ihren engen Beziehungen 
zu gewerblicher Tätigkeit müssen wir 
sie zu den Technikern rechnen, ebenso 
wie die Architekten, Ingenieure und Che- 
miker, die sich hier etwa als Betriebs- 
leiter mit der Massenherstellung be- 
fassen. 

In der Kultushalle sehen wir die 
Ausstellung für technisches Schul- 
wesen und die Erzeugnisse der deut- 
schen Optik und Feinmechanik, die 
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sich in der Welt einen so geachteten 
Namen errungen haben. Greifen wir 


die Erzeugnisse von Zeiss in Jena 
heraus, so denken wir unwillkürlich 
an die Verdienste des Prof. Abbe, 


an das Zusammenarbeiten von Wissen- 
schaft und Gewerbe und die Ent- 
wicklung zur Großindustrie, die den 
Werdegang dieser Werke bezeichnen, 
die heute zahlreiche Ingenieure und ein 
Heer von Arbeitern beschäftigen und 
sich durch ihre Fabrikation und ihre 
Wohlfahrtseinrichtungen in gleicher 
Weise einen Ruf erworben haben. 

Die technischen Hilfsmittel der 
Chirurgie finden wir hier und in 
einer anderen Abteilung die Leistungen 
des Buchgewerbes und der Photo- 
graphie. 

In der Industriehalle sehen wir die 
Erzeugnisse der Spitzenindustrie aus 
dem Vogtlande und dem Erzgebirge, wir 
hören mit Interesse von der Umwälzung, 
diedurch Einführung von Schiffchen- 
stickmaschinen hier entstanden ist, 
von der großen Steigerung des Bedar- 
fes durch Erzeugung billiger Spitzen, die 
zum Teil auch auf automatiseh arbei- 
tenden Maschinen erzeugt werden. 

Leder- und Galanteriewaren sind viel- 
fach Erzeugnisse der Massenherstel- 
lung. Die Erzeugung von Kunstleder, 
Zelluloid, Kunstseide usw. gehören hier- 
her. Bei der Herstellung künstlicher 
Riechstoffe feiert der deutsche Che- 
miker seine Triumphe. 

In der Abteilung für Automobil- 
wesen erinnern wir uns gern, daß noch 
vor wenig Jahren Frankreich, Italien und 
Belgien unerrreichte Vorbilder waren. 
Die vielen Preise in den internationalen 
Tourenfahrten, die in den letzten Jah- 
ren auf deutsche Wagen fielen, haben 
auch dem Auslande gezeigt, daß sie an 
Güte der Konstruktion und Beschaffen- 
heit des Materials längst nicht mehr zu- 
rückstehen. 

Auch in der Luftfahrt stand Frank- 
reich noch vor kurzem an der Spitze. 
Heute ist es von Deutschland abgelöst 
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worden. Unter den Hilfsindustrien fin- 
den wir Pneumatiks und Ballonstoffe. 

Musikinstrumente undSpielwaren 
werden in großen Mengen nach dem 
Auslande geliefert. Besonders in der 
Herstellung mechanischer Spielzeuge 
wird in Deutschland Hervorragendes ge- 
leistet. An die Stelle der alten Holz- 
schnitzerei, die als Heimindustrie beson- 
ders im Thüringer Walde geübt wurde, 
sind vielfach mustergültige Großbetriebe 
getreten, die zu äußerst geringem Preise 
mittels austauschbarer Teile sehr inter- 
essante Werke herstellen, die erstaun- 
lich haltbar und zuverlässig sind. 

Nachdem wir noch die Abteilungen für 
Hüttenwesen, Eisen- und Metallindustrie 
im allgemeinen und für Nahrungs- und 
Genußmittel mit ihren Maschinen durch- 
wandert haben, kommen wir zug Halle 
für Ingenieurwesen. 

Sahen wir seither auf unserer Wan- 
derung den Ingenieur als Vertreter des 


gewerbtätigen Deutschlands bei der 
Gütererzeugung auf den verschie- 
densten Gebieten, wo er vielfach 


durch Einführung von Maschinen ganze 
Industrien umgestaltete, neue Arbeits- 
gelegenheit bei lohnendem Erwerb schuf 
und durch Massenherstellung auch den 
breiten Schichten des Volkes einen ge- 
wissen Luxus ermöglichte, so führt uns 
die vom Ministerium für öffentliche Ar- 


beiten veranstaltete Sammelausstel- 


lung aus dem Gebiete des Wasser- 
baues mitten hinein in die großen Auf- 
gaben, die dem Techniker von Staat 
und Gemeinde gestellt werden. 
Hier kommen die verschiedensten Be- 
hörden in Betracht. Die Kriegshäfen 
Kiel und Wilhelmshaven, Danzig, Helgo- 
land und der Kaiser-Wilhelmkanal unter- 
stehen der Reichsverwaltung, während 
die Handelshäfen an der See und im 
Binnenlande im allgemeinen von den Ge- 
meinden angelegt und verwaltet werden. 
Den Einzelstaaten steht die Regelung 
und Verbesserung der Schiffbarkeit auf 
den öffentlichen Flüssen und künstli- 
chen Wasserstraßen zu, ebenso die Be- 
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feuerung der Seeküsten. Die Wasser- 
versorgung und Entwässerung der Ort- 
schaften und Ländereien, Schutz gegen 
Hochwasser und Eisgefahr, Nutzbar- 
machung der Wasserkräfte, besonders in 
den nicht schiffbaren Wasserläufeı, 
übernehmen Provinzial- und Gemeinde- 
verwaltung. Die Ueberbrückung der Ge- 
wässer für Straßen ist Sache der wege- 
baupflichtigen Gemeinden und Gemeinde- 
verbände sowie der beteiligten Eigen- 
tümer undNutznießer. Eisenbahnbrücken 
werden von der Eisenbahnverwaltung 
gebaut. 

Von den ausgestellten Arbeiten, die 
sich in diesem Rahmen vollziehen, seien 
nur erwähnt: die Erweiterung des Kai- 
ser-Wilhelmkanals, der Bau des Groß- 
schiffahrtsweges Berlin—Stettin und des 
Rhein—Hernekanals, die Befeuerung der 
Westküste Schleswigs, Hafenanlagen in 
Posen, Cosel, Breslau, Emden, Duisburg, 
Neuß und Frankfurt, die Regelung des 
Rheinstromes zwischen Mainz und St. 
Goar, Vorflutregelungen der Oder bei 
Breslau und Stettin, die Glienicker 
Brücke bei Potsdam, Unterwasserkorrek- 
tion bei Bremen, Regelung der Emscher 
durch die Emschergenossenschaft u. a. 

Besonders zu erwähnen sind noch die 
zahlreichen Talsperren in den Quell- 
gebieten der Flüsse zur Regelung des 
Wasserzuflusses, Vermeidung von Hoch- 
wasser und zur Kraftgewinnung. Seit 
dem Jahre 1889, wo die erste Talsperre 
bei Remscheid im Eschbachtal gebaut 
wurde, sind 31 Anlagen für 43,7 Mill. cbm 
Inhalt mit einem Kostenaufwand von 132 
Millionen Mark gebaut worden, davon 6 
in Böhmen. 30 weitere (20 in Deutsch- 
land, 10 in Böhmen) mit 546,6 Mill. cbm 
Inhalt sind im Bau und werden bis 1912 
vollendet. Die größte Talsperre wird bei 
dem Waldeckschen Dorfe Hemfurt an 
der Eder von der preußischen Wasser- 
bauverwaltung gebaut. Sie soll 202,4 
Mill. cbm fassen, während die Kosten 
auf 18 Mill. Mark veranschlagt sind. 

Im Anschluß an den Verein deutscher 
Ingenieure haben unsere Schiffswerf- 
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ten und der Norddeutsche Lloyd ausge- 
stellt. Der riesige Aufschwung unserer 
Schiffsbauindustrie knüpft sich besonders 
an jene wagemutige Forderung, daß 
deutsche Kriegsschiffe nur auf heimischen 
Werften gebaut werden dürfen. Heute 
besitzt Deutschland eine stattliche Reihe 
leistungsfähiger Schiffswerften, und wäh- 
rend es früher seine Schiffe selbst in 
England bauen ließ, macht es diesem 
Lande heute einen lebhaften Wettbe- 
werb bei Lieferungen für andere Flotten. 

Unter Verkehrswesen finden wir die 
Berliner Hoch- und Untergrundbahn, 
die im letzten Jahre 5 Millionen Fahr- 
gäste beförderte, mit Plänen und Abbil- 
dungen ihrer Linien und Bahnhöfe, der 
seitherigen Entwicklung und der ge- 
planten Erweiterungen. 

Statistische Erhebungen über den 
Umfang des Verkehrs auf ihren Linien 
bringt die Berliner Straßenbahn. Die 
Zahi der Fahrgäste wurde an bestimm- 
ten Tagen ermittelt und in das Straßen- 
bild eingetragen. So wurden im Zuge 
der Potsdamer Straße zwischen Lützow- 
straße und Potsdamer Platz an einem 
Zähltage 141000 Fahrgäste befördert. 

Wir bekommen ein Bild von den Auf- 
gaben der Siedelungstechnik, die be- 
sonders der Städtebau dem Techniker 
stellt. In den Städten von der Größe 
Berlins drängen sich Millionen zusam- 
men, Hunderttausende müssen zu be- 
stimmten Stunden an ihre Arbeits- 
stätten befördert werden. Nicht will- 
kürlich darf sich das Stadtbild mehr ent- 
wickeln, schon bei Neuanlagen sind ein- 
heitliche Gesichtspunkte und großzügige 
Pläne aufzustellen. Auch die älteren 
Stadtteile im Mittelpunkte der Erwerbs- 
tätigkeit fordern mit Rücksicht auf den 
gesteigerten Verkehr und die Gesundheit 
der Bewohner vielfach einschneidende 
Aenderungen. Die Zufuhr der Rohma- 
terialien und anderer Güter, die Wasser- 
versorgung, die Fortschaffung der Ab- 
fälle und des gebrauchten Wassers sind 
Aufgaben, die nicht nur vollendet fach- 
technisch im alten Sinne durchgeführt 


Dr.-Ing. Claus, Deutsche Ingenieurwerke auf der Brüsseler Weltausstellung 


werden wollen, sondern auch vom Tech- 
niker als Volkswirt und Kaufmann erst- 
klassige Leistungen fordern. 

Die Ausführungen von Brücken und 
Hochbauten in Eisenkonstruktion oder 
in Eisenbeton zeigen den deutschen Sta- 
tiker bei der Anwendung seiner streng 
wissenschaftlichen Rechnungsmethoden 
wirtschaftlich und ästhetisch Vollendetes 
schaffen. 

In der Maschinenhalle sehen wir 
schließlich den deutschen Maschinenbau 
aut all seinen vielen Sondergebieten. 
Hier können wir die einleitend erwähn- 
ten Vergleiche ziehen zwischen einst und 
jetzt. Der Bau von Lokomobilen und 
landwirtschaftlichen Maschinen, Werk- 
zeug- und Nähmaschinen, der Bau von 
Maschinen für die Textilindustrie und 
der Dampfturbinenbau waren Hoch- 
burgen fremdländischer Industrie. Daß 
Deutschland je ähnliche Leistungen 
aufweisen würde, erschien ausgeschlos- 
sen. 

Der Vorsprung ist eingeholt, manche 
Maschine erhielt unter deutschem Einfluß 
neue Bedeutung, so dieLokomobile und 
die Dampfturbine. Auch die Leistungen 
des deutschen Werkzeugmaschinen- 
baues sind besonders hervorzuheben. 
Innerhalb erstaunlich kurzer Zeit sind 
hier Erzeugnisse auf den Markt ge- 
kommen, die die hochentwickelte ameri- 
kanische Industrie in gleicher Güte nur 
während eines langen Zeitraumes bei 
frühzeitiger Spezialisierung auf einzelne 
Gattungen herausbilden konnte. In der 
Erzeugung von Sondermaschinen, in der 
kräftig-schönen Formgebung und der or- 
ganischen Vereinigung von Maschine und 
Schutzvorrichtung liegt auch hier der 
Vorzug deutscher Konstruktionen. 

Die vielgestaltigen Erzeugnisse unseres 
Hebezeugbaues, der von einer Reihe 
bedeutender Werke betrieben wird, fin- 
den sich in allen Weltteilen. Wo es sich 
darum handelt, ganze Häfen einzurichten 
oder die Erzeugnisse des Bergbaues oder 
andere Massengüter der Küste zuzufüh- 
ren, überhaupt große Lasten zu fördern, 
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nehmen deutsche Anlagen an der wirt- 
schaftlichen Erschließung dieser Länder 
teil. 


Die großen Wasserkraftanlagen 
haben sogar in den Vereinigten Staaten 
deutsche Turbinen. 

Ihrer ganzen Entwicklung nach 
deutsch ist die Gasmaschine, die be- 
sonders als Großgasmaschine für Gicht- 
gasbetrieb ihren Siegeszug durch die 
Welt gemacht hat. Auch der deutsche 
Mühlenbau ist seiner Bedeutung ent- 
sprechend vertreten. Betriebsmittel an 
Lokomotiven und Wagen sind in der 
benachbarten Eisenbahnhalle aus- 
gestellt. 


Diese kurzen Hinweise mögen genü- 
gen, um weite Gebiete anzudeuten, auf 
denen der deutsche Maschinenbau Gro- 
Bes leistet. Aus dem gerade in Deutsch- 
land besonders hervorgekehrtem Bestre- 
ben, den Wirkungsgrad zu steigern, 
wurde die Kraftmaschine zu großer 
Vollendung gebracht. 


In enger Beziehung zu den Wirt- 
schaftsgebieten, auf denen seine Maschi- 
nen verwendet werden, hat der deutsche 
Maschinentechniker seine Entwürfe aus- 
gearbeitet. Der scharfe Wettbewerb 
zwingt dazu, schon am Reißbrett das 
wirtschaftliche Moment zu berücksich- 
tigen. 

Beim Entwerfen ganzer Anlagen tritt 
dieser Zwang noch mehr hervor. Wer 
hier den Bedürfnissen der Besteller am 
besten entspricht, wer die verlangte 
Leistung in technisch einwandfreier 
Weise mit den geringsten Kosten erzielt, 
ist Sieger im Wettbewerb. 


Lediglich unter diesem Zwange hat 
sich die deutsche Maschinenindustrie 
ihre Stellung erobert. 


Der deutsche Ingenieur hat sich 
nicht nur als Konstrukteur im Zu- 
sammenfügen von alten und neuen 
Maschinenelementen bewährt, er hat 
sich auch auf wirtschaftlichem 
Gebiete als guter Rechner erwiesen. 
In die verschiedensten Gebiete der 
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Gütererzeugung hat er sich hineinver- 
senkt, neue Herstellungsverfahren er- 
sonnen, immer rechnend, wie sich die 
Kosten in diesem, wie in jenem Falle 
gestalten würden. 

Hand in Hand damit ging die Or- 
ganisation der Industriewerke. Die 
Verwaltung der immer größer werdenden 
Privatbetriebe forderte technische Ver- 
waltungsbeamte besonderer Art. Im- 
mer größer werden dielnteressenver- 
bände, die sich zu gemeinsamer Durch- 
führung großer technischer Anlagen bil- 
den. Wir sahen sie auf unserer Wan- 
derung in Talsperrenvereinen die Hoch- 
wassergefahr bekämpfen, den Wasser- 
stand der Flußläufe regeln, Wasserver- 
sorgungs- und Abwasserreinigungsanla- 
gen bauen und elektrische Kraftwerke 
für Licht-, Kraft- und Bahnbetrieb an- 
legen. Andere wieder bauen Ferngas- 
werke auf gemeinsame Kosten oder 
Ueberlandzentralen im Anschluß an 
große Torflager. Weite Lagerhäuser mit 
allen Einrichtungen zum Reinigen und 
Umlagern des Getreides werden er- 
richtet. 

Auch die Staats- und Kommunal- 
betriebe stellen ihren Technikern im- 
mer neue Aufgaben, die vielfach 
mchrere technische Fachgebiete ge- 
meinsam umfassen und auch auf wirt- 
schaftlichem Gebiete Interessen- 
vereinigungen darstellen. 

Was sich in den privaten Unterneh- 
mungen und Interessenverbänden natür- 
lich und selbstverständlich vollzieht, das 
Einrücken der Techniker in die 
Leitung dieser von ihnen geschaffenen 
Wirtschaftsunternehmungen und ihr Ver- 
bleiben an leitender Stellung, macht 
dem Klassenstaat der Selbstverwaltungen 
und Staatsbehörden unendliche Schwie- 
rigkeiten. Hier ist keine stetige, hier 
ist nur eine stufenweise Entwicklung 
möglich. Nur durch neue Vorschriften 
kann die Ueberlieferung geändert wer- 
den. Noch zaudert man vor der ersten 
Stufe. Allzuviele liegen schon zwischen 
dem voraufeilenden Zeitgeist und der zö- 
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gernden Bürokratie, der schon die erste 
Stufe zu hoch ist. 

Möchten recht viele aus ihren Reihen 
mit offenen Augen die deutsche Aus- 


stellung in Brüssel sich ansehen, um den 
Geist der Zeit kennen zu lernen, der 
sich in seinem Lauf durch keinen passi- 
ven Widerstand aufhalten läßt! 


Ein bemerkenswerter Charakterzug des deut- 
schen Volkes ist ein ausgeprägtes Standes- 
bewußtsein. Am schärfsten tritt dies zutage bei 
Offizieren, Richtern, Aerzten usw. Diese pflegt 
man als Herren der Gesellschaft im weiteren 
Sinne zu bezeichnen. Sie bilden Kreise, die, 
auf wirtschaftlicher Grundlage basierend, neben 
Bildung auch über Umgangsformen verfügen. 

Man kann an Stelle von Standesbewußtsein 
auch Standesstolz setzen, und es muß, wohl 
oder übel, zugegeben werden, daß dieser Stolz 
eine unbestreitbare Berechtigung hat. 

Wenn die Ingenieure in ihrer überwiegenden 
Mehrzahl glauben, sich über die Tatsachen des 
Vorhandenseins von Standesvorurteil und der 
Notwendigkeit von Standeserziehung mit einem 
erhabenen Lächeln hinwegsetzen und sich als 
Gruppe „amerikanisch“ gesinnter, nur auf Geld 
una Können Wert legender Leute in Deutsch- 
lana aufspielen und durchsetzen zu können, so 
befinden sie sich in einem bedauerlichen Irrtum. 
Um bei der großen Masse des Volkes Anklang 
zu finden, genügt es allerdings, wenn man sich 
als „Demokrat“ aufspielt und sich nur durch 
sein Können auszeichnet; um aber den aner- 
kannten und einflußreicheren Ständen impo- 
nieren zu können, muß man suchen, sich deren 
vornehmere Lebensauffassung und vor allem 
deren Erziehung zu eigen zu machen. 


Es darf nicht übersehen werden, daß wir 
im Deutschen Reiche in einer Monarchie leben, 
daß die führenden Kreise aristokratische Ten- 
denzen haben. Ein Stand, der vorwärts will, 
muß sein Segel nach dem herrschenden Winde 
einstellen. 

Die Ingenieure haben bis in die Jetztzeit als 
solche sich kein Ansehen in der Gesellschaft 
verschaffen können, weil sie im großen und 
ganzen über ihrem Schaffen in bezug auf ihre 
Erziehung eine grobe Nachlässigkeit an den 
Tag gelegt haben. 

Ihre Arbeit hat durch ihre Großartigkeit 
und ihr alles durchsetzende Vielseitigkeit immer 
mehr die Aufmerksamkeit aller Volksschichten 
auf sich gezogen, und mit dem Interesse an 
seinem Werk ist auch das Interesse an dem 
Schöpfer des Werkes gewachsen. — Leider 
haben viele „Herren Ingenieure“ bei näherem 
Zusehen sehr enttäuscht. „Es sind — mit Aus- 
nahmen natürlich — intelligente Kerls, aber 
Bauern‘. Diese Bemerkung kann man aus dem 
Munde von Offizieren, Juristen, Medizinern usw. 
zu hören bekommen. 

Die Ingenieurwissenschaften absorbieren an 
und für sich den ihnen sich Widinenden so 
vollkommen, daß die Gefahr nahe liegt, daß der 
Betreffende über dem Studium seines Faches die 
Formen im Verkehr mit Menschen vernach- 
lässigt, um so mehr als die Technik mehr wie 
jeder andere Beruf das Interesse an der Sache 
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in den Vordergrund stellt und die Aufmerk- 
samkeit von den damit zusammenhängenden 
menschlichen Kreisen abzieht. 

Der Offizier, Theologe, Oberlehrer, Richter, 
Anwalt, Arzt, sie alle arbeiten an Menschen 
in ihrem Fach; der Ingenieur arbeitet zu oft 
unter Vernachlässigung der an seiner Arbeit 
beteiligten Menschen. Man könnte einwenden, 
beim Land- und Forstwirt liege die Sache ähn- 
lich wie beim Ingenieur, doch der Gutsbesitzer 
und der Oberförster nehmen bekanntlich eine 
eigentümliche, historisch begründete Sonder- 
stellung in der Gesellschaft Deutschlands ein, 
die sie vor dem Abwege bewahrt. — Auf die 
oben erwähnte Tatsache der Absorption durch 
das Objekt ist es also zurückzuführen, wenn 
der Ingenieur die anderen besseren Stände vom 
Verkehr mit seiner Person abschreckt. 

König Friedrich der Zweite, der zur Hebung 
der Gewerbe durch Schaffung des Departements 
für Manufakturen und Commerzien beitrug, 
schrieb im „Preußischen Landrecht“: „Der Edel- 
mann soll Gutsherr und Offizier sein, dem Bür- 
ger gehört die Stadt, Handel, Industrie, Lehre 
und Erfindung, — dem Bauer der Acker und 
die Dienste. Aber in seinem Stande soll jeder 
edeihen und sich wohl fühlen. Gleiches Recht 
ür jeden, sowohl für den vornehmen wie ge- 
ringen Mann.‘ Er wies also dem Ingenieur 
eine Stellung zweiter Ordnung zu. 

Inzwischen haben sich nun die Verhältnisse 
auch für den Ingenieur in Preußen — Deutsch- 
lana — verschoben. Aus den Werkstätten der 
Ingenieure sind große Werke geworden, in 
denen Tausende von Arbeitern und Angestellten 
tätig sind. Neben die ‚Fabrikation‘ ist die 
Organisation der Fabrik, insbesondere die Per- 
sonalfrage sowie der „Absatz der Fabrikate‘“ 
getreten. Aus dem Techniker ist die Per- 
sönlichkeit des Mannes mit abgeschlossener 
Gymnasial- und Hochschulbildung geworden, 
von dem die Fähigkeit des Umganges mit 
Menschen verlangt wird. 

Kaiser Wilhelm der Zweite hat den In- 
genieuren der Hochschulen akademische Grade 
verliehen: Dr.-Ing. und Dipl.-Ing. — Er hat 
hiermit auch junge Männer besserer Stände an- 
gefeuert, sich diesem neuen Gebiete zuzu- 
wenden, denn den jungen Deutschen gelüstet 
es nicht nur nach Geld, sondern auch nach 
Ansehen. Mit anderen Worten: Es verlangt ihn 
sein Leben nicht nur nützlich, sondern auch 
„schön“ zu verbringen. 

Nun erwächst dem jungen Diplom-Ingenieur 
die Aufgabe, sich wirklich unter die führenden 
Kreise des Volkes zu reihen, sich gesellschaft- 
liche Position zu erringen. 

Die Ingenieure mit abgeschlossener aka- 
demischer Hochschulbildung haben sich, nicht 
zuletzt zudiesem Zwecke, im Verbande Deut- 
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scher Diplom-Ingenieure zusammengeschlossen. 
Viele hervorragende Vertreter der Industrie 
sind dem Verbande als Förderer beigetreten, 
und es besteht die Aussicht, daß dieser neue, 
den anderen führenden Ständen des Volkes 
gleichwertige Stand sich in kurzer Zeit die An- 
erkennung verschaffen wird, die ihm im mo- 
dernen Staatsbetriebe zukommt. — Söhne der 
besten Familien wenden sich in zunehmender 
Zahl dem aussichtsreichen Gebiete der Tech- 
nik zu. Auch hiermit ist der Weg zur ge- 
sellschaftlichen Anerkennung vorbereitet. 

Um aber durchzudringen, muß der Stand 
der Ingenieure von den alten, angesehenen 
Ständen lernen und es denselben nachtun. Es 
ist die Pflicht eines jeden jungen Diplom-In- 
genieurs, der Interesse an der Rolle hat, die 
sein Stand im Volksleben zu spielen berufen 
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Vorstandsbericht. 
Aufnahme von Mitgliedern und Förderern. 


Seit dem letzten Bericht wurden aufge- 
nommen als Mitglieder die Herren Dipl.- 
Ing.: 

Banckwitz, Rudolf, Ingenieur der Maschinen- 
fabrik Augsburg-Nürnberg, Nürnberg, Hast- 
verstraße 3011. 

Bingemann, Ernst, Ingenieur der Fa. 
Mazer & Preiss, Eisenbetonbau, Reutlingen, 
Liststraße 22. 

Boehm, Andreas, Kaisl. Regierungsbauführer, 
Straßburg i. Els., Ludwigshafenerstraße 91. 
Brake, Ludwig, Patentanwaltsvertreter, 

Frankfurt a. Main, Bleichstraße 7011. 
Busch, Albert, Ingenieur für Verkehr und 

Statistik der städt. Elektrizitätswerke Leipzig, 

Leipzig, Mendelssohnstraße 5 11. 

Bussen, Friedrich, Kiel, Feldstraße 7111. 

Ellingen, Karl, Mülheim-Ruhr, Georgstraße 6. 

Engels, Paul, Direktor der Elektrizitätswerke 
und der Straßenbahn der Stadt Cottbus, Cott- 
bus, Promenade 10. 

Engels, William, Assistent an der Techn. 
Hochschule Karlsruhe, Karlsruhe, Douglas- 
straße 10IV. 

Eschner, Carl, Görlitz i.Schles., Dresdener 
Platz 12. 

Fecht, Carl, Ingenieur der Fa. Hüser &Cie., 
Oberkassel bei Bonn, Magdalenenstraße 24. 
Flaskämper, Friedrich Wilhelm, Zwickau 

i. Sa., Bahnhofstraße 101. 

Flügel, Karl, Dozent an der Techn. Hoch- 
schule Karlsruhe, Karlsruhe, Ritterstraße 2. 
Franken, Herm., Regierungsbaumeister a.D., 

Berlin SW 61, Gitschinerstraße 14. 

Frey, Wilhelm Friedrich, Assistent an der 
Techn. Hochschule Karlsruhe, Karlsruhe, Zäh- 
ringerstraße 26. 

Gesell, Hermann, Assistent bei der Maschi- 
nentechnischen Abteilung des Instituts für 
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ist, aus sich herauszukommen und dem Ver- 
bande Deutscher Diplom-Ingenieure beizutreten. 

Auch die Herren Ingenieure im Staatsdienst, 
die es bisher allein nicht vermocht haben, die 
überlegene Macht der Juristen zu brechen, soll- 
ten es sich angelegen sein lassen, den Ver- 
band zu fördern und wenigstens die jüngeren 
ihrer Elemente zum Beitritt als Mitglieder zu 
bewegen. 

Diese ganze Entwicklung, wie wir sie an- 
streben, ist nicht als eine „typisch-preußisch- 
stagnierende‘‘ zu bezeichnen, sondern als eine 


fortschrittliche, um so mehr als ein „voll- 
kommener Herrenmensch‘“ nicht nur gebildet, 
sondern auch erzogen sein muß. tandes- 


erziehung ist aber eine Frucht, die nur im 


Verkehr gleichgesinnt — aufwärtsstrebender, ge- 
bildeter Männer gedeihen kann. 
Gärungsgewerbe, Berlin N65, Kameruner- 


straße 471 r. 
Graser, Kaspar, Ingenieur der Lolat-Eisen- 


beton A.-G., Breslau, Kaiser - Wilhelm- 
straße 34. 

Gröner, Fritz, Nürnberg, Hintere Markt- 
straße 50. 

Haasler, Walter, Halle a. Saale, Goethe- 
straße 4. 


Heermann, Robert, Assisent an der Techn. 
Hochschule Karlsruhe, Karlsruhe, Durlacher 
Allee 36. 

Hoffmann, Friedrich, Regierungsbaumeister, 
Ingenieur i. Fa. Jos. Hoffmann & Söhne, Mann- 
heim C.8 Nr. 16. 

Hovestadt, Max, Ingenieur am Leipziger 
Wasserwerk, Leipzig, Elsässerstraße 14 pt.1. 

Kiehne, Siegfried, Ingenieur der Tiefbau- 
Deputation Charlottenburg, Charlottenburg, 
Rosinenstraße 1311. 

Koenig, Otto, Bureau-Vorstand, Frankfurt a. 
Main, Hermannstraße 46. 

Lang, Heinrich, Architekt im K. Ministerium, 
Straßburg i. Els., Juliastraße 6. 


Lehmann, Richard, Dr.-Ing., 
thal, Hans-Sachsstraße 19. 


Lincke, E. Alex., Dresden, Hohestraße 54. 


Marung, Hans, Ingenieur im Eisenbahnkom- 
missariat des Nordens beim Gouvernement zu 
Windhuk, Windhuk Deutsch-Süd-West-Afrika, 
Postfach 190. 

Mercker, Friedrich, Ingenieur beim Dampf- 
kessel-Revisionsverein Cöln, Cöln a. Rhein, 
Teutoburgerstraße 12111. 

Rummel, Christoph, 
Bleichstraße 52. 

Rusche, Franz, Wilhelm, Molkereiinstruktor 
und 1. Assistent der Molkereiversuchsstation, 
Königsberg i.Pr., Hintertragheim 11. 

Sander, Otto W. H., Brandmeister der Ham- 
burger Feuerwehr, Hamburg 24, Feuerwehr 5, 
Freiligrathstraße 20. 

Schilling, Ernst, Ingenieur am Gaswerk Il, 
Karlsruhe, Zähringerstraße 84. 


Cöln-Linden- 


Frankfurt a. Main, 
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Schlumberger, Ernst, Assistent am che- 
misch-techn. Institut, Karlsruhe, Gottesauer- 
straße 3111. 

Schmidt, Wilhelm, Stadtingenieur, 
Birkenallee 23 111. 

Scholz, Richard, Stettin, Yorkstraße 1. 

Schulz, Johannes, Charlottenburg, Schiller- 
straße 981V, 

Schulze, Hermann, Oberlehrer an der Kgl. 
Baugewerkschule, Cöln a. Rhein, Blumenthal- 
straße 9911. 

Seeger, Walter, Assistent am chem.-techn. In- 
stitut der Techn. Hochschule Karlsruhe, Karls- 
ruhe, Durlacher Allee 44. 

Sippell, Wilhelm, Oberingenieur der Felten 
Guilleaume & Lahmeyer-Werke, Saarbrücken 1, 
Talstraße 23. 

Söchting, 
straße 731. 

Solf, Robert, Ingenieur der Maschinenfabrik 
und Mühlenbauanstalt G. Luther A.-G., Braun- 
schweig, Bismarckstraße 6. 

Stadlinger, Otto, Ingenieur der Kamm- 
garn-Spinnerei, Neugedein i. Böhmen. 

Sturmfels, Heinrich, Betriebsleiter der Klär- 
anlage Elberfeld-Barmen, Vohwinkel, Bis- 
marckstraße 105. 

Thieme, Johannes, Dr.-Ing., Ingenieur bei der 
Kgl. Eisenbahn-Direktion Cöln, Brühl bei Cöln 
a. Rhein. 

Viehoff, Adolf, Assistent am chemisch-techn. 

‘ Institut, Karlsruhe, Schönfeldstraße 5. 

Wegeleben, Otto, Betriebsingenieur der 
chem. Fabrik E. Merck, Darmstadt, Viktoria- 
straße 271. 

Zehl, Friedrich Wilhelm, Dresden, Holbein- 
straße 38. 


In die Liste der Förderer wurden einge- 
tragen die Herren: 

Justizrat Professor Dr. Paul Alexander- 
Katz, Berlin W.8, Leipzigerstraße 39. 

Dipl.-Ing. F. Bourg (Luxemburger), Düssel- 
dorf, Wilhelmplatz 9. 

Kais. Legationsrat a. D. Dr. jur. Krupp von 
Bohlen und Halbach, Villa Hügel bei 
Essen-Ruhr. 

Geheimer Kommerzienrat Edmund Schmidt, 
M. d. R., Altenburg. 

Geheimer Hofrat Prof. Dr. Dr.-Ing. h. c. Paul 
Wagner, Vorstand der Großh. Hess. landw. 
Versuchsstation, Darmstadt. 

Proffessor Zopke, Regierungsbaumeister a. D., 
Direktor des Staatlichen Technikums zu Ham- 
burg, Hamburg, Andreasstr. 17. 

Der Vorstand. 


Stettin, 


Walter, Halberstadt, Rosa- 


k Aus den Bezirksvereinen. x 


Der Bezirksverein Düsseldorf feierte am 13. 
August sein Stiftungsfest durch cine Ausfahrt 


Aus den Bezirksvereinen — Personalien 


nach Zons am Rhein. Die Hinfahrt auf Sonder- 
dampfer durch die stimmungsvolle niederrheini- 
sche Landschaft verlief in fröhlichster Laune. 
Nach der Ankunft in Zons erfolgte zu- 
nächst ein Rundgang um die Mauern unseres 
rheinischen Rothenburg vorbei am Rheinturm, 
Krötschenturm und dem bekannten malerischen 
Mühlenturm. Letzterer bildete den Rahmen für 
eine Gruppenaufnahme der etwa sechzig Teil- 
nehmer, welche alsdann Einzug im Schloß 
Friedestrom hielten, unter dessen altem Tor- 
bogen eine wohlgelungene Aufführung der 
schwungvollen Dichtung des rhneinischen Dich- 
ters Heinz Gorrenz (Wiesbaden) „O selig Glück, 
am grünen Rhein zu leben“ stattfand. Die 
farbenprächtigen, mittelalterlichen Gewänder der 
Mitwirkenden im Verein mit der Szenerie des 
alten, erzbischöflichen Schlosses ergaben eine 
eigenartig reizvolle Wirkung. An die Auffüh- 
rung schloß sich das Festmahl im Kurfürsten, 
das bei ernsten und heiteren Reden sowie an- 
regenden Vorträgen in angenchmster Weise 
verlief, und später ein Gartenfest mit Tanz. Die 
das Fest beschließende bengalische Beleuchtung, 
welche bei der Dampferrückfahrt noch einmal 
die malerischen Silhouetten des alten schönen 
Städtchens gegen den nächtlichen Himmel auf- 
leuchten ließen, wird sicher allen Teilnehmern 
dauernd im Gedächtnis bleiben. Erst nach 
Mitternacht brachte der Dampfer den Verein und 
seine Gäste nach Düsseldorf zurück. 

Bezirksverein Karlsruhe (Baden). Während 
der akademischen Ferien findet keine Zusammen- 
kunft statt. Zur nächsten am 20. Oktober 1910 
um 8,30 Uhr im Kleinen Saale des Cafc Hil- 
denbrand, Waldstraße 8, ergehen noch besondere 
Einladungen. — Auskunft erteilt Dipl.-Ing. Mar- 
tin W. Neufeld, Karlsruhe (Baden), Wald- 
straße 81. 

Bezirksverein Mainz-Wiesbaden.. Am Sonn- 
abend, den 31. Juli, veranstaltete der Bezirks- 
Verein seine erste Rheinfahrt nach Bingen, die 
zahlreich von Vereinsmitgliedern nebst ihren 
Damen und Kindern besucht war. Auf dem 
reizend gelegenen Sommersitz „Elisenhöhe‘“ — 
einem künstlerischen Werk unseres Mitgliedes 
Dipl.-Ing. Weiss aus Bingen — wurde der Kaffee 
eingenommen. — Nach kurzem Besuch der Burg 
„Rheinstein“ ging es unter fröhlichen Weisen 
wieder hinunter zu Tal und dann auf leichtem 
Boot nach Assmannshausen, woselbst um 7 Uhr 
abends die Rückfahrt zu Schiff angetreten 
wurde. Schöne Stunden waren es, die allen 
Teilnehmern und Teilnehmerinnen sicher unver- 
geßlich bleiben werden. 


Privatdozent 
(Mitgl. d. Verb.) ist als ordentlicher Professor 
für Wasserkraftmasch. an die Technische Hoch- 
schule Breslau berufen worden. 


Dipl.-Ing. A. Wagenbach 


Verantwortlicher Schrittleiter: Wilh. Franz, Charlottenburg) IKantstraße_10. 
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Einer Aufforderung des Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure, mich über 
die Zulassung der Techniker zum bi- 
bliothekarischen Beruf zu äußern, komme 
ich um so lieber nach, als ich diese For- 
derung bereits seit Jahren erhoben habe, 
und zwar im Interesse der Bibliotheken 
selbst, zunächst der Bibliotheken der 
Technischen Hochschulen. 

Der bibliothekarische Beruf als Le- 
bensarbeit eines akademisch gebildeten 
Mannes ist eine verhältnismäßig neue 
Sache — nicht älter als drei bis vier 
Jahrzehnte. Aber dieser Zeitraum hat 
genügt, um an unsern Universitäts- 
bibliotheken ein neues, frisches Leben 
zu erwecken. Verschwunden ist der 
Typus des seine Schätze ängstlich vor 
der Benutzung hütenden ‚Kustos‘, ver- 


TECHNIKER ALS BIBLIOTHEKARE. ) 


Von Prof. Dr. H. Simon, 
Bibliothekar der Technischen Hochschule zu Berlin.- 


schwunden der die Bücherei im Neben- 
amt leitende Professor, der in den selten- 
sten Fällen Zeit, Neigung und Verständ- 
nis für seine Aufgabe hatte. Man hat 
erkannt, daß die Bibliotheksverwaltung 
wie jeder andere Beruf den ganzen 
Mann fordert, einen Mann, dessen 
Hauptinteresse bei diesem seinem Amte 
liegt, der sich gründlich dafür vorbe- 
reitet hat, und dessen beständige Sorge 
es ist, die Einrichtungen der Bibliothek 
so auszugestalten und zu verbessern, daß 
den Belehrung .‚Suchenden die Wege zu 
den Quellen immer ebener und be- 
quemer gemacht werden. 


1) „Techniker“ bedeutet hier überall den 
staatlich geprüften Architekten oder mgemeur 
mit DEE NUDRSUNE 
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Einen wichtigen Markstein in der 
Entwicklung des neuen Berufes bildete 
der Preußische Ministerial-Erlaß vom 
15. Dezember 1893 über die Befähigung 
zum wissenschaftlichen Bibliotheksdienst 
bei der Kgl. Bibliothek zu Berlin und 
den Kgl. Universitäts-Bibliotheken, ein 
Erlaß, dem 1905 ein ähnlicher für das 
Königreich Bayern folgte?). 

Von dieser Entwicklung, deren er- 
freuliche Folgen sich überall in der Ver- 
vollkommnung des Bibliotheksbetriebes 
und in beständiger Steigerung der Be- 
nutzung offenbarten, sind nun die Tech- 
nischen Hochschulen lange Zeit fast 
unberührt geblieben. 

Von den sechs außerpreußischen 
Hochschulbibliotheken stehen zurzeit 
nur drei unter berufsmäßiger, haupt- 
amtlicher Leitung wissenschaftlich ge- 
bildeter Männer (Braunschweig seit 1901, 
Karlsruhe seit 1906, München bereits 
seit 1896), die andern drei (Darmstadt, 
Dresden, Stuttgart) werden noch jetzt 
von Professoren im Nebenamt verwal- 
tet. In Preußen waren die Bibliotheken 
der Technischen Hochschulen Beamten 
ohne akademische Bildung mit ent- 
sprechend beschränkter Selbständigkeit 
anvertraut. Zu einem Umschwung führte 
erst die Begründung der Danziger Hoch- 
schule (1904). Man verschloß sich nicht 
der Notwendigkeit, die neue, von Fach- 
männern zeitgemäß eingerichtete Büche- 
rei auch von einem Fachmann weiter- 
führen zu lassen, sowie die älteren An- 
stalten entsprechend zu reorganisieren. 
Seit 1908 werden die Bibliotheken in 
Charlottenburg, Danzig und Hannover 
von etatsmäßigen Berufsbibliothekaren 
geleitet; auch für die im Herbst 1910 zu 
eröffnende neue Hochschule in Breslau 
ist ein solcher bewilligt. Die grundsätz- 
liche Stellung der preußischen Unter- 
richtsverwaltung ist damit klar zum Aus- 


?) Zentralbl. f. d. ges. Unterr.-Verw. in 
Preußen 1894, S. 266 ff. und Ministerialbl. f. 
Kirchen- u. Schulangeleg. im Kgr. Bayern 1905, 
S. 159 ff., auch im Jahrbuch d. dtsch. Biblio- 
theken, Jg. 1 und 4, abgedruckt. 


druck gebracht. An einem Fortschreiten 
auf dem eingeschlagenen Wege ist nicht 
zu zweifeln. 

Welche Anforderungen sind nun an 
die Beamten zu stellen, denen diese 
Posten übertragen werden ? 

Zweifellos keine geringeren, als sie 
von den Bibliothekaren der andern 
großen Staatsbibliotheken zu erfüllen 
sind. Ist doch die an den Büchereien der 
Technischen Hochschulen zu leistende 
Arbeit in keiner Weise niedriger zu be- 
werten als dort. Im Gegenteil, die Bi- 
bliothekare sehen sich hier besonderen 
Aufgaben von nicht zu unterschätzender 
Schwierigkeit gegenüber. So müssen die 
Ausleih - Einrichtungen der Eigenart 
des technischen Studienbetriebes ange- 
paßt werden, und für den systematischen 
Katalog ist eine dem jetzigen Stand der 
Technik entsprechende und für ihre 
rasche Entwicklung hinreichend elasti- 
sche Gliederung noch zu suchen. Es 
hieße auch die immer wachsende Be- 
deutung der Technischen Hochschulen 
verkennen, wenn man für sie sozusagen 
Bibliothekare zweiter Klasse schaffen 
wollte. 

Wir sind daher zunächst völlig auf 
das Beamten-Material jener Schwester- 
Anstalten angewiesen, und tatsächlich 
sind denn auch die neuen technischen 
Bibliothekare in Preußen und Baden von 
den preußischen Staatsbibliotheken her- 
gegeben worden. 

Nun kann und muß zwar von jedem 
in diesen neuen Wirkungskreis berufe- 
nen, wissenschaftlich gebildeten Biblio- 
thekar verlangt werden, daß er sich 
auch in diejenigen Literaturgebiete ein- 
arbeite, denen er nach seinen eigenen 
Fachstudien zunächst mehr oder weniger 
fremd gegenübersteht. Aber es ist klar, 
daß dies besser und mit mehr innerem 
Anteil geschehen wird, wenn schon jene 
Fachstudien sich auf einem der an 
den Technischen Hochschulen gepflegten 
Hauptgebiete bewegt haben. Ein Mathe- 
matiker, Physiker oder Chemiker steht 
nach seiner ganzen Geistesrichtung und 
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Schulung der Technik näher als ein 
Philologe oder Historiker, und der 
Kunstgelehrte wird wenigstens für die 
Architektur ein gut Stück verwertbaren 
Wissens mitbringen. Den besten Biblio- 
thekar für eine Technische Hochschule 
müßte aber — das leuchtet wohl ohne 
weiteres ein — der bibliothekarisch 
ausgebildete Techniker abgeben, der 
ja auf einem Hauptgebiete der Technik 
zu Hause, den andern nicht fremd ist, 
und der die Bedürfnisse des studieren- 
den Technikers aus eigener Erfahrung 
kennt. 

Diese wünschenswerte bibliotheka- 
rische Spezies kann nun zunächst auf 
preußischem Boden bei dem jetzigen 
Stande der Dinge nicht gezüchtet 
werden. 

Nach dem schon angezogenen Erlaß 
von 1893 führt der Weg zum Staats- 
bibliothekar über folgende Stationen: 

1. Abiturientenexamen auf einem deut- 

schen humanistischen Gymnasium; 

2. Staatsexamen (u. z. das Oberlehrer- 

examen oder die erste theologische, 
die erste juristische oder die ärzt- 
liche Prüfung) oder auch Habili- 
tation an einer deutschen Univer- 
sität; 

3. Doktorpromotion 

schen Universität; 

4. Zweijähriges Volontariat bei der 

Kgl. Bibliothek oder einer der Uni- 
versitäts-Bibliotheken ; 

5. Bibliothekarische Fachprüfung in 

Göttingen?). 

Man sieht, für den Techniker ist hier 

kein Platz. Um ihm den Weg freizu- 


an einer deut- 


3) Wer die Fachprüfung besteht, hat den 
Bibliotheksdienst als „Assistent‘‘ zunächst unent- 
geltlich fortzusetzen, rückt dann zum Hilfs- 
bibliothekar (mit 2100—3000 M. remuneriert) 
und schließlich zum Bibliothekar auf (Gehalt 
wie bei den Oberlehrern u. Richtern: 2700— 
7200 M., dazu das Wohnungsgeld von 720— 
1300 M.). Die Anstellung als Bibliothekar er- 
folgte in der letzten Zeit etwa 5 Jahre nach 
dem Eintritt als Volontär. — Ueber die Ge- 
haltsverhältnisse in Bayern, Sachsen u. Baden 
vgl. Jahrbuch d. dtsch. Bibl. Jg. 7 1909, S. 140 ff. 


377 


machen, müßte zuvörderst das huma- 
nistische Reifezeugnis als ausschließlich 
berechtigende Eintrittskarte aufgegeben 
werden — eine Forderung übrigens, die 
auch unabhängig von dem vorliegenden 
Zweck erhoben werden muß. Das 
bischen Griechisch, das im Bibliotheks- 
dienst wirklich allgemein gebraucht wird, 
kann man in einer Stunde lernen. Frei- 
lich — zur Anwendung kommt es so 
selten, daß zu fürchten ist, man werde 
es von einem Mal bis zum andern wie- 
der vergessen. Jedenfalls spielen russi- 
sche und Sanskrit-Titel eine viel größere 
Rolle als griechische. Und was das All- 
gemeine anlangt: zweifellos finden sich 
Abiturienten von Realgymnasien — unter 
den preußischen Bibliothekaren sind 
noch einige solche aus der Zeit vor 1893 
vorhanden — in der philologisch-histo- 
rischen Literatur leichter zurecht als 
ehemalige Gymnasiasten in der mathe- 
matisch-naturwissenschaftlichen — auf 
beiden Seiten natürlich die gleiche, durch 
Fachstudien nicht getrübte Unbefangen- 
heit vorausgesetzt. Das Gymnasial-Mo- 
nopol bedeutet nicht nur eine Unbillig- 
keit gegenüber den anders Vorgebilde- 
ten, es schädigt auch die Bibliotheken, 
indem es ihnen sehr brauchbare Kräfte 
fernhält. 

Im Punkt 1 wäre also besser ein zum 
Studium auf einer deutschen Universität 
oder Technischen Hochschule berechti- 
gendes Reifezeugnis zu fordern. Real- 
gymnasiasten mögen dann bei der Fach- 
prüfung die nötigen Kenntnisse im 
Griechischen, Oberrealschüler auch die 
im Lateinischen nachweisen. 

Den im Punkt 2 aufgeführten Staats- 


- prüfungen kann die Diplomprüfung an 


einer deutschen Technischen Hochschule 
(oder die für eine solche vorgeschriebene 
Habilitationsleistung) ohne weiteres an- 
gefügt werden. Sie wird sich unter je- 
nen,.in bezug auf ihre Schwierigkeit 
recht verschieden zu bewertenden Prü- 
fungen ehrenvoll behaupten. 

Bevor wir auf die dritte Forderung 
— die Doktorpromotion — eingehen, 
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seien noch die im Jahre 1905 für 
Bayern erlassenen Bestimmungen, so- 
weit sie für unsere Frage von Belang 
sind, in Betracht gezogent). 

Dort ist grundsätzlich zwischen den 
Universitäten und den Technischen Hoch- 
schulen kein Unterschied gemacht. In 
diesem Sinne ist überall von Hoch- 
schulstudium, nicht von Universitäts- 
studium die Rede. Die Bibliothek der 
Münchener Technischen Hochschule ist 
völlig gleichartig behandelt wie die Uni- 
versitätsbibliotheken: sie kann ebenfalls 


Praktikanten für den bayerischen Biblio- 


theksdienst annehmen, an ihre Beamten 
werden dieselben Anforderungen ge- 
stellt, sie können ebenso wie die der 
beiden andern großen Münchener Biblio- 
theken zur Abhaltung der in Bayern vor- 
geschriebenen bibliothekarischen Uebun- 
gen mit den Praktikanten herangezogen 
werden. 

Für die Zulassung zum Vorbereitungs- 
dienst ist neben dem Reifezeugnis eines 
Gymnasiums auch das eines Realgymna- 
siums ausdrücklich vorgesehen; die nöti- 
gen Kenntnisse im Griechischen sind 
dann in der bibliothekarischen Fach- 
prüfung nachzuweisen. 

Als Staatsprüfungen werden Lehr- 
amtsprüfungen oder das erste juristische 
Examen verlangt, doch kann an deren 
Stelle auch eine sonstige Staats- oder 
Hochschulabgangsprüfung treten, also 
auch die Diplomprüfung. In Bayern ist 
demnach die bibliothekarische Laufbahn 
für Diplom-Ingenieure offen; nur müssen 
sie, wie alle andern Anwärter, spätestens 
vor der bibliothekarischen Fachprü- 
fung, an einer deutschen Universität oder 
Technischen Hochschule auf Grund einer 
gedruckten Dissertation und einer münd- 
lichen Prüfung in ihrem Studienfach zum 
Doktor promoviert sein, eine Bedingung, 


4) Abgesehen von Preußen u. Bayern ist 
die bibliothekarische Laufbahn in den deutschen 
Bundesstaaten nicht amtlich geregelt. Vielleicht 
versucht ein unternehmungslustiger Diplom-In- 
genieur einmal sein Heil in Sachsen, Württem- 
berg oder anderwärts. 
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von der nur in ganz besonderen Aus- 
nahmefällen Dispens erteilt werden kann. 
Auch hier also, wie in Preußen, die 
Forderung der Doktorpromotion. 
Wie mag man eigentlich dazu ge- 
kommen sein? Wir müssen uns ver- 
gegenwärtigen, daß die Ablegung der 
Doktor- neben einer Staatsprüfung sonst 
für kein anderes Staatsamt gefordert 
wird, daß der Anwärter also nach Ab- 
schluß des Hochschulstudiums im ganzen 
drei Examina zu bestehen hat, gleich- 
falls eine sonst nirgend verlangte 
Leistung, die den angehenden Bibliothe- 
kar zu einem ungewöhnlich schwer- 
geprüften Manne macht. Sind innere 
Gründe dafür entscheidend gewesen ? 
Sollte etwa der Zusammenhang mit der 
Hochschule, der gelehrte Beruf, beson- 
ders hervortreten ? Oder sollte durch 
den Zwang, eine wissenschaftliche Arbeit 
bis zur Drucklegung durchzuführen, das 
volle Verständnis für die Bedürfnisse und 
Nöte gelehrter Arbeit in dem geweckt 
werden, der künftig so oft berufen sein 
würde, den stillen Teilnehmer dabei zu 
spielen ? Beides will nicht recht zwin- 
gend erscheinen. Vielleicht ist es so ge- 
wesen, daß der Gelehrte, der Doktor, 
insbesondere der Philologe als Bibliothe- 
kar das historisch Gegebene darstellte, 
das Selbstverständliche, worüber ein 
Zweifel oder Streit gar nicht erst auf- 
kam. Da man aber für den Staats- 
beamten eine Staatsprüfung brauchte, 
vielleicht auch manchen in deutschen 
Landen erworbenen Doktorhut als eine 
allzuleichte Kopfbedeckung erachtete, so 
wurde die Forderung des Staatsexamens 
einfach hinzugefügt. Wenn man dabei 
ein neues Examen nicht einführte, son- 
dern die für die vier Fakultäten einge- 
richteten Prüfungen unverändert über- 
nahm, trotz ihrer Ungleichwertigkeit und 
trotzdem sie auf ganz andere Zwecke 
berechnet sind, so ermöglichte man da- 
mit für die Bibliotheken eine schr er- 
wünschte Mannigfaltigkeit des Personals. 
Immerhin würde es sich empfehlen, min- 
destens nebenher auch einen Studiengang 
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zu berücksichtigen, der sich schon 
frühzeitiger dem bibliothekarischen Be- 
rufe zuwendete, und dementsprechende 
Abänderungen der üblichen Staatsprü- 
fungen zuzulassen, etwa in der Richtung, 
daß z. B. bei der Oberlehrerprüfung die 
Pädagogik durch allgemeine Literär- 
geschichte oder Aehnliches ersetzt wer- 
den dürfte. 

Um auf die „Doktorfrage‘“ zurückzu- 
kommen — ich bin ketzerisch genug, den 
Doktorgrad in Anbetracht der geschil- 
derten Verhältnisse für eine Sache zu 
halten, die der Bibliothekar ebensowohl 
entbehren könnte wie der Oberlehrer, 
der Jurist und selbst der Arzt, ohne 
irgendwie an Wert für seinen Beruf ein- 
zubüßen:). Wird aber an der Forderung 
der Doktorwürde festgehalten, so kommt 
für die Diplom-Ingenieure kaum eine 
andere Lösung in Frage, als die Pro- 
motion auf einer Technischen Hoch- 
schule. Und dann entsteht doch der 
ernste Zweifel, ob der zu erwartende Ge- 
winn den Einsatz lohnt. Wer außer der 
Diplomprüfung auch noch die für den 
Doktor-Ingenieur abgelegt hat, dem 
dürften günstigere Gelegenheiten zur 
Verwertung seines Wissens und Könnens 
winken, als die bibliothekarische Lauf- 
bahn sie ihm bieten kann. Den in Bayern 
seit fünf Jahren eröffneten Weg hat denn 
auch, so viel ich sehe, bisher niemand 
betreten. Können sich daher die zustän- 
digen Behörden bei einer Revision 
der Zulassungs-Bedingungen nicht ent- 
schließen, die Forderung der Promotion 
für alle Anwärter zu beseitigen, so 
sollte man sie jedenfalls den Diplom- 
Ingenieuren erlassen, wobei in Betracht 
zu ziehen ist, daß die Diplomprüfung zu- 
gleich eine Hochschul- und eine Staats- 
prüfung darstellt. Eine Siebung ließe 
sich nötigenfalls dadurch herbeiführen, 
daß man nur solche Bewerber zuläßt, 


5) In Oesterreich wird das Doktor- oder 
das Oberlehrer-Examen verlangt, für den Dienst 
an Technischen Hochschulen die Diplomprüfung 
oder gewisse andere Examina. Vgl. Gräsel, 
Handbuch d. Bibliothekslehre. Leipz. 1902, S. 468. 
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die die Diplomprüfung wenigstens mit 
dem Urteil ‚Gut‘‘ bestanden haben. 

Gelingt es auf diesem oder einem 
andern Wege Techniker für die Biblio- 
thekslaufbahn zu gewinnen, so wäre da- 
mit nicht nur den Fachbibliotheken, son- 
dern auch den allgemein wissen- 
schaftlichen gedient. Auch diese wer- 
den auf die Dauer nicht umhinkönnen, 
der technischen Literatur, die bis jetzt 
wohl überall stark vernachlässigt wor- 
den ist, mehr Aufmerksamkeit zuzu- 
wenden; der technisch vorgebildete Bi- 
bliothekar würde aber zugleich die sehr 
fühlbare Lücke ausfüllen helfen, die dar- 
in besteht, daß weitaus an den meisten 
Bibliotheken das Personal überhaupt 
keinen Vertreter der exakten Wissen- 
schaften aufweist. 

Das Jahrbuch der Deutschen Biblio- 
theken zählt in seinem 8. Jahrgange 
(1910) 233 Anstalten mit 533 wissen- 
schaftlichen Beamten auf. Von diesen 
haben studiert: | 


Mathematik, Physik, Chemie 17 
„Realien‘‘ 3 
Technik 36) 


zusammen 23, 


also ganze 4,3%! Bei 12 weiteren Be- 
amten ist als Studiengebiet „Natur- 
wissenschaft“ angegeben; da hierunter 
wohl die sogenannten beschreibenden Na- 
turwissenschaften verstanden sind, kön- 
nen diese 12 füglich außer Betracht blei- 
ben. Offenbar würde aber auch ihre Hin- 
zurechnung mit der Erhöhung der Pro- 
zentzahl auf 6!/ das Bild nicht wesent- 
lich ändern. Von jenen 23 Bibliothekaren 
entfallen auf Bibliotheken Technischer 
Hochschulen 5, auf Universitätsbiblio- 
theken 3, auf die Münchener Hof- und 
Staatsbibliothek allein 4, auf die größte 
deutsche Bibliothek, die Königliche Bi- 
bliothek in Berlin, unter 64 Beamten ein 
einziger; die übrigen 10 verteilen sich 


6) Die Bibliothekare der Techn. Hochschule 
in Braunschweig, des Landesgewerbeamtes in 
Karlsruhe u. der Gewerbe-Bibliothek in Darm- 
stadt. 
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auf 10 verschiedene, größere und klei- 
nere Bibliotheken. Die Kgl. Oeffentliche 
Bibliothek in Dresden mit einer halben 
Million Bände besitzt unter ihren 11 
wissenschaftlichen Beamten nicht einen 
der fraglichen Gattung, wenn auch einen 
Naturwissenschaftler. 


So sehr es historisch zu verstehen ist 
— der neueren Entwicklung der Wissen- 
schaft, der sich die Bibliotheken ja so 
eng. wie möglich anzuschmiegen haben, 
entspricht es sicherlich nicht, daß 931/,% 
der Bibliothekare mit historisch-philo- 
logischem und insgesamt nur 6!/,%o mit 
mathematisch - naturwissenschaftlichem 
Wissen ausgerüstet sind. Wenn von den 
21 deutschen Universitätsbibliotheken nur 
3 einen Vertreter der exakten Wissen- 
schaften besitzen, so muß auf den 18 
übrigen notwendig die sachgemäße Aus- 
wahl der Bücher, die Führung der be- 
treffenden Realkataloge und die Bera- 
tung der Benutzer leiden. Was oben 
über die Möglichkeit des Einarbeitens 
in fremde Studiengebiete gesagt wurde, 
widerspricht dem nur bei oberflächlicher 
Betrachtung. Ein verständiger Kapell- 
meister wird nicht ohne Not ein vorge- 
schriebenes Instrument durch ein anderes 
ersetzen, und er wird sich nicht mit 
Arrangements für kleines Orchester be- 
helfen, wenn Musiker genug zur vollen 
Originalbesetzung verfügbar sind. 


Die hiernach nicht wegzuleugnende 
Notwendigkeit einer erheblich stärkeren 
Vertretung der exakten Fächer an unsern 
Bibliotheken dürfte die Heranziehung der 
Techniker doppelt nützlich erscheinen 
lassen und ihnen den Zugang sehr er- 
leichtern. ` 

Welchen Umfang, so wird man 
schließlich fragen, kann denn nun unter 
den gegebenen Verhältnissen die Be- 
schäftigung von Technikern auf diesem 
neuen Gebiete etwa annehmen ? 

Rechnen wir auf die 11 Technischen 
Hochschulen bei angemessener Ausge- 
staltung ihrer Bibliotheken je 1—2 Tech- 
niker, auf die größeren Landesbiblio- 
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theken und auf jede zweite der 21 Uni- 
versitäts-Bibliotheken je einen, so er- 
geben sich ungefähr 30 Stellen, zu denen 
noch einige an Fachbibliotheken kommen 
dürften. Das ist gewiß nicht sehr viel; 
aber es werden sich auch unter den 
Diplom-Ingenieuren in der Regel nicht 
allzu viele finden, deren Neigung und 
Begabung sie die stille und in mancher 
Hinsicht entsagungsvolle Arbeit des 
Büchermannes der praktischen Tätigkeit 
in ihrem Fache vorziehen läßt. 


+ + 
+ 


Ich fasse die Ergebnisse kurz zusam- 
men: 


Die Zulassung der Techniker zur 
bibliothekarischen Laufbahn liegt im 
eigensten Interesse der Bibliotheken und 
zwar nicht bloß der Fachbibliotheken. 


Für die preußischen und bayerischen 
Zulassungs - Bedingungen werden 
teils zu diesem Zwecke, teils unabhän- 
gig davon, folgende Abänderungen vor- 
geschlagen: 

1. In Bayern Zulassung der Abi- 
turienten von Ober-Realschulen; in 
Preußen außerdem der Abiturienten von 
Realgymnasien. — Nachprüfung der letz- 
teren im Griechischen, der ersteren auch 
im Lateinischen. 


2. In Preußen: Einfügung der Di- 
plomprüfung in die Reihe der zuge- 
lassenen Staatsprüfungen. — Allgemein 
bei den Staatsprüfungen: Zulassung ge- 
eigneter Ersatzfächer im Hinblick auf 
den Bibliotheksdienst. 


3. Wegfall der Doktorpromotion, 
wenn nicht für alle Anwärter, so doch 
für Diplom-Ingenieure, die bei der Di- 
plomprüfung mindestens das Urteil 
„Gut‘ erhalten haben. 


Für den praktischen Vorbereitungs- 
dienst ist endlich noch zu fordern, daß 
er — wie in Bayern — auch in Preußen 
zur Hälfte an der Bibliothek einer Tech- 
nischen Hochschule zurückgelegt werden 
könne. Diplom-Ingenieure müßten zur 
Vermeidung einseitiger Ausbildung ge- 


Dr. Valentin, Bestrebungen zur Förderung des Geschäftsinteresses usw. 


halten sein, mindestens ein halbes Jahr 
an einer allgemein - wissenschaftlichen 
Bibliothek zu arbeiten. 


% % 
% 
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Dem Verbande Deutscher Diplom-In- 
genieure sei anheimgestellt, ob er im 
Sinne dieser Vorschläge bei den zustän- 
digen Behörden vorstellig werden will. 


: BESTREBUNGEN ZUR FÖRDERUNG DES GESCHÄFTSINTERESSES 
DER IN GROSSBETRIEBEN BESCHAFTIGTEN PERSONEN. 
Von Dr. Ernst Valentin-Berlin. 
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Das Verhältnis zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer hat sich im Laufe der 
letzten 50 Jahre dadurch in vieler Be- 
ziehung wesentlich geändert, daß bei der 
Größe vieler moderner Betriebe der un- 
mittelbare Verkehr zwischen dem Unter- 
nehmer und den Angestellten ein und 
desselben Werkes völlig hat ausgeschal- 
tet werden müssen. Begünstigt wurde 
die Umwandlung des mehr partriacha- 
lischen Verhältnisses, wie es zwischen 
dem Unternehmer der früheren Zeit, dem 
Meister und seinen Angestellten, den 
Gesellen, bestand, in den kühlen und 
geschäftsmäßigen Verkehr, der in den 
Fabriken der heutigen Zeit herrscht, 
durch die Spezialisierung der Arbeits- 
maschinen. Sie verrichten jahraus, jahr- 
ein dieselbe Arbeit ohne Abwechslung 
und benötigen zu ihrer Bedienung daher 
weniger einen allgemein gut vorge- 
bildeten Arbeiter, als vielmehr einen ge- 
rade auf diese Maschine eingeübten 
Spezialisten. Früher bestand daher die 
Tüchtigkeit des Unternehmers unter an- 
derem darin, daß er die Fähigkeiten der 
in seinem Betriebe beschäftigten Per- 
sonen eingehend zu studieren und in 
der für das Unternehmen vorteilhaften 
Weise auszunutzen verstand. Der hier- 
durch bedingte persönliche Verkehr mit 
seinen Untergebenen gab ihm die Mög- 
lichkeit, sich auch um das Wohlergehen 
des einzelnen kümmern und ihn ent- 
sprechend seinen induviduellen Leistun- 
gen belohnen zu können. 

Wesentlich anders gestalten sich diese 
Verhältnisse im modernen Großbetriebe. 
In den meisten Fällen kennt der ge- 


wöhnliche Angestellte außer seinem un- 
mittelbaren Vorgesetzten keine der mit 
der Leitung des Werkes vertrauten Per- 
sonen. Er ist auch nicht imstande, 
durch besonders gute Leistungen den 
Betriebsleiter auf sich aufmerksam zu 
machen, oder anderseits Beschwerden 
über ungenügende Anerkennung seiner 
Verdienste derjenigen Stelle zugehen 
lassen zu können, die in besonderer 
Weise für sein Fortkommen zu sorgen 
die Macht hat. Diese Veränderung in 
den Bedingungen des Arbeitsverhält- 
nisses konnte deutlich bei solchen Un- 
ternehmungen beobachtet werden, die 
innerhalb eines Menschenalters aus 
kleinen Anfängen heraus sich zu großen 
Unternehmungen entwickelt haben. Man 
kann bei diesen Betrieben beobachten, 
gleichgültig, ob es Fabrikbetriebe sind, 
wie z. B. die von Rathenau gegründete 
und noch jetzt geleitete „Allgemeine 
Elektrizitäts-Gesellschaft‘‘ oder Handels- 
geschäfte, wie das Warenhaus ‚A. Wert- 
heim‘, an dessen Spitze immer noch die 
Gründer, die Gebrüder Wertheim, 
stehen, daß nur ein verschwindend 
kleiner Teil der Angestellten von den 
Chefs persönlich gekannt und gelegent- 
lich zu persönlicher Besprechung heran- 
gezogen wird, während die meisten an- 
deren und namentlich solche, die später 
dem dann schon groß gewordenem 
Unternehmen beigetreten sind, niemals 
Gelegenheit haben, mit der Direktion 
selbst in Berührung zu kommen. 

Das Aufhören des persönlichen Ver- 
kehrs zwischen dem Brotherrn und den 
Angestellten im Großbetriebe braucht 
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nicht ohne weiteres schädliche Wirkun- 
gen auf das Gedeihen des Unternehmens 
oder für die Volkswirtschaft überhaupt 
zu haben. Es hat sich aber leider in 
den letzten zehn Jahren eine zweifellos 
schädliche Interessenlosigkeit beider 
Parteien gegeneinander entwickelt, 
die der Industrie ernstlichen Schaden 
zuzufügen droht, und die nament- 
lich bei den Fabrikarbeitern eine 
geradezu erschreckende Unrast und das 
Gefühl gezeitigt hat, von den Arbeit- 
gebern in gewinnsüchtiger Absicht aus- 
gebeutet zu werden. Diese Zustände er- 
scheinen um so bedauerlicher, als das zur- 
zeit am meisten verbreitete System der 
Stücklohnzahlung nach besonderen von 
Fall zu Fall zu vereinbarenden Akkord- 
sätzen, das zweifellos beiden Parteien 
große Vorteile bietet, das übermäßige 
Gedeihen des induvidual-wirtschaftlichen 
Prinzips im Arbeitsverhältnis begünstigt. 
Das Akkordsystem, bei dem der Arbeiter 
seine Arbeitskraft entsprechend dem je- 
weilig herrschenden Verhältnis vom An- 
gebot zur Nachfrage zu möglichst 
günstigem Preise zu verwerten sucht, 
hat jedoch zweifellos die Stellung des 
Arbeiters und sein Einkommen im Ver- 
gleich zu früher sicherlich ganz bedeutend, 
gehoben. Es erscheint auch solange als 
vollständig zweckentsprechend und ge- 
nügend, als wie beide Parteien einander 
Hochachtung, Vernunft und Kollegialität 
entgegenbringen und solange, als der 
Unternehmer den Grundsatz hochhält: 
„Verdienen und verdienen lassen.‘ 

Man kann nun der Arbeiterpartei den 
schweren Vorwurf nicht ersparen, daß 
sie in Verkennung der großen Verdienste 
unserer Unternehmer um die durchaus 
gute Lage des modernen Arbeiterstandes 
in einer Weise gegen die Unternehmer 
und völlig unberechtigter Weise auch 
gegen das Kapital gehetzt haben. Sie 
haben dadurch bewirkt, daß das einfache 
System, die Arbeitskraft, als eine käuf- 
liche Ware zu behandeln, weder für den 
Unternehmer noch für den Angestellten 
weiter als Grundsatz des Arbeiterver- 


hältnisses bestehen bleiben kann, und 
daß über die Arbeiter das dauernde Ver- 
langen zum stetigen Wechseln der Ar- 
beitsstätte gekommen ist. Es haben da- 
her viele Unternehmer versucht, das seit 
Aufhören der alten Zustände im Schwin- 
den begriffene Interesse der Angestellten 
an der Unternehmung selbst wieder zu 
heben und ihnen möglichst günstige 
Lebensbedingungen zu bieten, damit sie 
aus freien Stücken bei derselben Unter- 
nehmung zu bleiben bestrebt sind. Hier 
sind besonders zu nennen: Andrew Car- 
negie, der den Angestellten seines Rie- 
senunternehmens Belohnungen in der 
Gestalt von Aktien der eigenen Gesell- 
schaft zuteil werden ließ; Ernst Abbe, 
der Begründer der Zeiswerke in Jena, 
der die Arbeiter selbst zu Unternehmern 
machen wollte; Padderson, der Besitzer 
der National Register Cash Co. in Day- 
ton, der das Arbeiten in seinen Werken 
in hygienischer und kultureller Bezie- 
hung möglichst angenehm und einladend 
zu gestalten bestrebt war, u. a. 

Zur Kennzeichnung der gemeinsamen 
Interessen im Arbeitsverhältnis hat Car- 
negie in seinem Werke „Problems of to- 
Day“ die drei gleichzeitig im modernen 
Großbetriebe tätigen Faktoren Kapital, 
Unternehmergeist und Arbeit mit den 
drei Beinen eines Schemels verglichen. 
Jedes der drei Beine hat den gleichen 
Anteil daran, daß der Schemel nicht um- 
fällt. Kein Bein alleine und auch nicht 
zwei ohne das dritte sind imstande, das 
Gleichgewicht aufrecht zu erhalten. In 
richtiger Weise macht Carnegie bei die- 
sem Vergleich einen Unterschied zwischen 
Kapital und Unternehmergeist, obgleich 
fälschlicher Weise so häufig Angriffe 


gegen das Kapital als die allein treibende - 


Kraft der Unternehmung gerichtet wer- 
den. Kapital ohne Unternehmer ist aber 
nicht in der Lage, Arbeitsgelegenheit zu 
schaffen. Das Kapital ist nur der hilfs- 
bereite Diener, der seine Dienste dem 
Unternehmer gegen ein bestimmtes Ent- 
gelt, die Verzinsung, zur Verfügung stellt. 

Dieser Gedankengang zeigt, wie ver- 
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derblich es ist, wenn die drei Verbün- 
deten, Kapital, Unternehmergeist und 
Arbeit, sich in dem Bestreben der ge- 
meinsamen Förderung des Ganzen, der 
Unternehmung selbst, nicht einig sind. 
Der Haß, der von seiten der sozial- 
demokratischen Parteiführer gegen das 
Kapital ständig in die Massen der Ar- 
beiterschaft getragen wird, erscheint un- 
begreiflich, wenn man unter Benutzung 
des Carnegieschen Beispieles bedenkt, daß 
mit dem Zusammenbruch des Kapitals, 
wie überhaupt beim Zerbrechen eines der 
drei Stützen, die Unternehmung selbst 
unweigerlich zusammenfallen muß. Auch 
die ablehnende Haltung der Arbeiter- 
partei gegen die sogenannten Wohl- 
fahrtseinrichtungen beruht auf einer Ver- 
kennung der tatsächlichen Verhältnisse. 
Und der so häufig erhobene Einwand, 
daß der Arbeiter zu stolz sein solle, um 
Geschenke von den Gnaden des Kapitals 
anzunehmen, ist dadurch völlig hinfällig, 
daß weder das Kapital noch der Unter- 
nehmer dem Arbeiter etwas schenken, 
wenn sie ihm durch Wohlfahrtseinrich- 
tungen das Leben angenehm und sorgen- 
frei zu gestalten bemüht sind. Der rich- 
tige Gesichtspunkt vielmehr, von dem 
aus die Fürsorge von Kapital und Unter- 
nehmer für ihren Verbündeten, den Ar- 
beiter, zu betrachten ist, dürfte der sein, 
daß die gebenden Parteien sich in 
gleicher Weise stärken, wenn sie den 
dritten im Bunde, und dadurch den Bund 
selbst stark zu machen bestrebt sind. 

Es soll im folgenden der Versuch ge- 
macht werden, an einigen Beispielen zu 
zeigen, daß in der Tat sowohl bei der 
Einrichtung von Wohlfahrtseinrichtungen 
als auch bei anderen, auf die Hebung des 
Geschäftsinteresses der Angestellten ge- 
richteten Bestrebungen für den Unter- 
nehmer nicht zum wenigsten der Ge- 
danke ausschlaggebend ist, daß die 
Unternehmung selbst durch zufriedene 
und interessierte Angestellte am besten 
gefördert wird. 

Auf die hygienischen Einrichtungen, 
die den Arbeitern den Aufenthalt in dem 
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Geschäftslokale oder in der Fabrik mög- 
lichst angenehm zu machen suchen, 
braucht hier nicht ausführlich einge- 
gangen zu werden, weil in dieser Be- 
ziehung während der letzten Jahrzehnte 
viele Punkte, namentlich in Deutschland, 
auf gesetzlichem Wege geregelt worden 
sind. Außerdem aber ist die früher sehr 
verbreitet gewesene Ansicht allgemein 
als irrig erkannt worden, daß nämlich 
von der Arbeitsstätte jeder Komfort fern- 
gehalten werden solle. Während man 
früher meistens nüchterne, häufig dunkle 
und unfreundliche Kontore und Betriebs- 
räume hatte, weiß man heute, daß in 
geräumigen und gesunden Fabriksälen 
mit guter Beleuchtung mehr geleistet 
wird. Man hat nicht mehr die Empfin- 
dung einer besonderen Leistung des Ar- 
beitgebers, wenn er ohne Rücksicht auf 
die teuren Bodenpreise weit auseinander 
liegende Gebäude mit großen Fenstern 
errichtet, Blumenbeete zwischen diesen 
einzelnen Bauten anlegt und auch das 
anliegende Gelände möglichst freundlich 
und einladend zu gestalten sucht. 

Betrachtet man ferner die Geschäfts- 
betriebe der großen Warenhäuser in den 
Städten, so erkennt man an vielen Ein- 
richtungen das Bestreben der Betriebs- 
leitung, die Arbeitskraft der Angestellten 
durch mancherlei Bequemlichkeiten und 
Einrichtungen zu schonen und zu 
stärken. Zur Vermeidung des ermüden- 
den Treppensteigens stehen Fahrstühle 
zur Verfügung. Bestellungen werden von 
besonderen Boten übermittelt. Für Sitz- 
gelegenheiten in den Pausen ist reichlich 
gesorgt usw. 

Im Warenhause Wertheim, Berlin, sind 
für solche weibliche Angestellten, die im 
Kasino des Etablissements ihr Mittag- 
essen einnehmen, besondere Erholungs- 
räume vorgesehen, in denen Fauteuils 
und Sofas nach der Mahlzeit zur Ruhe 
einladen. Auf den Dächern sind nach 
dem Muster der amerikanischen ‚Roof- 
gardens‘“ Pflanzungen angelegt, in deren 
Schatten während der Sommermonate 
sich die Angestellten in der Mittags- 
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pause ergehen dürfen. Bei der besonders 
lebhaften Geschäftszeit zu Weihnachten 
wird den Mittags nicht abkömmlichen 
Beamten sogar kostenlos eine gut zu- 
bereitete Mahlzeit gewährt, damit sie 
den erhöhten Anforderungen des 
strengenden Dienstes stand zu halten in 
der Lage sind. In den Monaten Januar 
und Februar ist auf Wunsch des Per- 


sonals der Geschäftsanfang auf eine 
halbe Stunde später verlegt. Bei der 
Erfüllung dieses Wunsches war für 


Wertheim auch der Gedanke maßgebend, 
daß während der Zeit von 8—1/,9 im 
Winter Käufer doch kaum zu erwarten 
sind, und daß daher die teure Beleuch- 
tung zu dieser Zeit gespart würde. Nicht 
Geschenke sind es, die den Angestellten 
durch das Entgegenkommen der Firma 
gewährt werden, sondern die Erwägung 
war maßgebend, dem Personal zu helfen, 
soweit es mit den Interessen der Ge- 
samtheit des Betriebes vereinbar ist. Die 
Höchstleistung ist nur vom zufriedenen 
Angestellten zu erzielen. 

Es ist kein zufälliges Zusammen- 
treffen, daß gerade solche Werke durch 
den hohen Grad von Präzision ihrer Ar- 
beiten berühmt sind, die auch äußerlich 
schon den Eindruck von Sauberkeit und 
Genauigkeit machen. Qualitätsware kann 
man nicht von Fabriken erwarten, bei 
denen sich in dunkeln Winkeln und 
Ecken übelriechende Materialabfälle an- 
häufen, nicht von Fabriken, bei denen 
man nach dem Ertönen der Feierabend- 
glocke die Arbeiter mit dem früher für 
den Maschinenbauer typischen Schmutz 
behaftet aus der Werkstatt herauskom- 
men sehen kann. Bei den in hygieni- 
scher Beziehung musterhaft eingerich- 
teten Betrieben, bei Krupp, Siemens & 
Halske, Ludwig Loewe & Co., usw. 
haben die Arbeiter sich in besonderen 
Umkleideräumen umzuziehen, in denen 
für jeden ein eigener, gut ventilierter 
und verschließbarer Schrank aufgestellt 
ist.“ Große, geräumige Waschstellen mit 
fließendem warmen und kalten Wasser 
stehen zur freien Benutzung zur Ver- 


an- 


Dr. Valentin, Bestrebungen zur Förderung des Geschäftsinteresses 


fügung, im Gegensatz zu den primitiven 
Waschgelegenheiten von früher, wo der 
Lehrling gegen Feierabend einen Eimer 
trüben Wassers herbeischleppte, das man 
durch Einstecken eines glühenden Eisens 
erwärmte, und in dem fünf oder sechs 
Mann sich nacheinander waschen mußten. 
In manchen Fabriken, wie z. B. bei` Lud- 
wig Loewe & Co., sind sogar Bade- und 
Brauseeinrichtungen vorgesehen, deren 
Benutzung jedem in der Fabrik beschäf- 
tigten einmal wöchentlich, und den 
Schmiedearbeitern täglich kostenlos zur 
Verfügung stehen. 

Manche dieser vom Unternehmer zum 
besten der Arbeiter unternommenen 
Maßnahmen stießen auf großen Wider- 
stand und ihr guter Zweck wurde an- 
fangs so wenig erkannt, daß man sie 
lächerlich zu machen und zu verhöhnen 
suchte. Wer lacht heute noch über die 
vor etwa zehn Jahren von Loewe ge- 
troffene Einrichtung, das Biertrinken 
während der Arbeitszeit zu verbieten 
und dafür den Arbeitern kostenlos kalten 
Tee zu verabreichen, der von den An- 
gestellten der Firma mit dem Spitznamen 
„Loewenbräu‘ bezeichnet wird. Bei der 
Allgemeinen Elektrizitäts - Gesellschaft 
werden im Sommer Behälter aufgestellt, 
in denen sich mit Zitronensaft versetztes 
Eiswasser befindet. Interessant sind auch 
die Versuche einiger deutscher Fabriken 
mit Automobilen, die in der Zeit von 
11—12 Uhr Vormittags an bestimmten 
Plätzen in der Stadt halten, und in 
welche die Frauen der Arbeiter das Mit- 
tagessen für ihre Männer in besonders 
geheizte Fächer einstellen können. Der 
Motorwagen trifft Punkt 12 Uhr in der 
Fabrik ein. 

Besonders soll an dieser Stelle noch 
auf die National Register Cash Co. in 
Amerika hingewiesen werden, deren 
Häuser und Einrichtungen nach dem 
über dem Hauptportale des Etablisse- 
ments eingemeißelten Wahlspruch , It 
Pays‘ angelegt sind. Bei den Gebäuden 
ist das Mauerwerk zugunsten vieler 
großer Fenster auf ein Mindestmaß be- 
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schränkt, um Luft und Sonne überreich- 
lich einzulassen. Ungeachtet der Mehr- 
kosten für künstliche Beleuchtung der 
Fabriksäle sind die Wände in den Werk- 
stätten nicht mit dem die Augen er- 
müdenden üblichen Weiß gestrichen, 
sondern matte Farbentöne verbreiten ein 
angenehmes, gleichmäßiges Licht. Die 
einzelnen Fabrikgebäude sind durch 
Blumenbeete und parkartig bepflanzte 
Höfe voneinander getrennt, auf denen 
man in den Betriebspausen die Ange- 
stellten sich tummeln sehen kann, um 
der Arbeit Sorgen beim Tennis, Fußball 
und anderen, den Körper stärkenden 
Spielen zu vergessen. „Mens sana in 
corpore sano“ war der leitende Gedanke 
für Padderson bei der Anlage seines 
großen Werkes. 

Die Fürsorge für die Angestellten und 
Arbeiter in hygienischer Hinsicht ist be- 
reits so allgemein eingeführt, daß ihre 
Notwendigkeit niemand mehr bestreitet. 
Weniger hat sich dagegen bisher die 
Ansicht Geltung verschafft, daß man 
auch in moralischer Beziehung für 
die Angestellten sorgen muß, um ihr 
Geschäftsinteresse während der Arbeits- 
zeit zu heben; es entsteht hierbei die 
Aufgabe für den Unternehmer, die In- 
dividualität seines Betriebes und die Cha- 
raktereigenschaften der für den beson- 
deren Zweck und an dem betreffenden 
Ort zur Verfügung stehenden Arbeiter 
herauszufinden. Denn der erfolgreiche 
Betriebsleiter eines großen Unterneh- 
mens kann nicht die für das Arbeits- 
verhältnis maßgebende Arbeitsordnung 
nach einem für viele Betriebe passenden 
Schema aufstellen, sondern er muß viel- 
mehr eine dem einzelnen Unternehmen 
eng angepaßte und nicht ohne weiteres 
übertragbare Organisation schaffen. 

Ein Beispiel hierfür findet sich in der 
Geschichte des Warenhauses Wertheim, 
dessen Dienstordnung in vieler Be- 
ziehung als mustergültig bezeichnet wer- 
den kann. In ähnlicher Weise nämlich, 
wie bei den großen englischen und 
amerikanischen Warenhäusern dem Ver- 
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käufer zur Anspornung seines Interesses 
für die Verkäufe eine Provision von dem 
von ihm erzielten Umsatz gewährt wird, 
wurde auch bei Wertheim auf Grund 
einer Statistik des vorhergehenden Jahres 
eine Summe festgesetzt, welche jede Ver- 
käuferin mindestens monatlich umzu- 
setzen hatte. Für den mehr von ihr er- 
reichten Umsatz wurde ihr eine be- 
stimmte Provision vergütet. Es zeigte 
sich jedoch bald, daß das Personal nach 
Erlaß dieser Bestimmung die Lagerar- 
beiten zugunsten des Verkaufes ver- 
nachlässigten, und daß die Verkäuferin- 
nen im Wettstreit untereinander versuch- 
ten, solche Kunden, in denen sie gute 
Käufer vermuteten, an sich zu ziehen, 
während Kunden, die nur Kleinigkeiten 
kauften, nachlässig behandelt wurden. 
Zwistigkeiten entstanden unter den Ver- 
käuferinnen auch dadurch, daß Kunden 
nicht sofort kauften und dann bei ihrer 
Rückkehr von einer anderen Verkäuferin 
bedient wurden, wodurch manchmal ein 
schwer zu entscheidender Streit unter 
dem Personal über die Provision ent- 
stand. 

An anderen Maßregeln im Waren- 
hause Wertheim kann man erkennen, 
wie eng die gemeinsamen Interessen 
des Betriebsleiters und der Ange- 
stellten miteinander verbunden sind. 
Statt einer allgemeinen Provisionsver- 
gütung wurde nunmehr eine besondere 
Prämienzahlung für den Verkauf von 
Gegenständen eingeführt, die schon be- 
sonders lange am Lager waren, für die 
sogenannten Ladenhüter. Ferner um das 
unnütze Umherwandern der Angestellten 
in den Geschäftsräumen während der 
Arbeitszeit möglichst zu beschränken, 
ist es jedem gestattet, wöchentlich eine 
halbe Stunde für den Einkauf zum 
eigenen Bedarf frei zu erhalten. Außer- 
dem aber wird den Angestellten bei 
solchen Einkäufen eine Ermäßigung von 
10% auf die Verkaufspreise gewährt. 

Vom siittlichen Standpunkt aus nicht 
zu billigen sind Einrichtungen, die in 
manchen Geschäften für die gegenseitige 
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Ueberwachung der Angestellten unter- 
einander bestehen. Die Ankündigung 
oder Auszahlung von Prämien an solche, 
welche die Vorgesetzten auf Fehler ihrer 
Kollegen aufmerksam machen, schädigen 
das Selbstbewußtsein des Arbeiters und 
untergraben das wertvolle Gefühl der 
Zusammengehörigkeit innerhalb der 
Unternehmung. Leider ist jedoch diese 
Methode bei unseren größeren Werken 
noch immer zu finden, und äußert sich 
nicht selten in sehr schöner Weise, wie 
z.B. ein Anschlag beweist, der im Oktober 
1906 am schwarzen Brett eines Berliner 
Warenhauses den Angestellten verkün- 
digte, daß die Kassenkontrolleurin M. M. 
wegen Unregelmäßigkeiten entlassen sei, 
und daß die Entdeckerin N. N. eine 
Prämie von 20 Mark erhalten habe. 
Im allgemeinen muß man jedoch an- 
erkennen, daß bei den großen kaufmän- 
nischen Geschäftshäusern in Deutsch- 
land das Bestreben der Direktoren in 
richtiger Weise darauf gerichtet ist, 
das Geschäftsinteresse der Angestellten 
und die Kollegialität der Leute unter- 
einander nach Möglichkeit zu fördern 
und zu heben. Dagegen wird für 
die technischen Beamten der Maschinen- 
und Elektrizitätsindustrie in dieser Be- 
ziehung viel zu wenig getan, sogar weit 
weniger als für die Arbeiter. Wenn man 
z. B. die Dienstordnung für die Ange- 
stellten einer Berliner Firma der Elektri- 
zitätsindustrie durchsieht, so findet man 
in den 20 Paragraphen durchweg nur 
Vorschriften darüber, wie die Angestell- 
ten sich bei verschiedenen Gelegenheiten 
zu verhalten haben, und was ihnen zu 
tun verboten ist. Außer einer nach der 
Höhe des Monatsgehaltes sich richten- 
den Weihnachtszuwendung und der Fest- 
legung der Urlaubsdauer erblickt man 
nichts darüber, wie das Interesse der 
Angestellten für das Werk gehoben und 
besondere Tüchtigkeit belohnt werden 
solle. Sogar bei der Weihnachtsgrati- 
= fikation und dem Urlaub wird noch aus- 
drücklich bemerkt, daß dies freiwillige 
Leistungen der Gesellschaft seien und 


Dr. Valentin, Bestrebungen zur Förderung des Geschäftsinteresses 


daher von den Beamten nicht bean- 
sprucht werden können. An den be- 
treffenden Stellen der Dienstordnung 
heißt es nämlich im § 1: „Die Beamten 
erhalten bei zufriedenstellender Leistung 
während des ganzen Kalenderjahres in 
der Regel eine Weihnachtszuwendung bis 
zur Höhe ihres Monatsgehaltes.“ 8 5 
fängt an wie folgt: „Kein Beamter hat 
einen Anspruch auf Urlaub, vielmehr ist 
die Gewährung eines solchen lediglich als 
freiwillige Leistung der Gesellschaft an- 
zusehen.‘ 


Auch bei den besonderen für Dienst- 
reisen bestehenden Vorschriften ist ein 
übertrieben kühler und rein geschäfts- 
mäßiger Ton gewählt worden, durch den 
die Reiselust der Betreffenden wenig ge- 
fördert wird. Im Gegensatz zu den 
außerordentlich niedrig bemessenen 
Reisevergütungen (8—12 Mark pro Tag) 
dieser Firma, steht die Vorschrift des 
Warenhauses Wertheim, daß die Ein- 
käufer sich auf der Reise jeder Bequem- 
lichkeit bedienen sollen. Es wird ihnen 
sogar die Benutzung der Luxuszüge ge- 
stattet und ihnen jederzeit zu Bedenken 
aufgegeben, als Vertreter eines Welt- 
hauses nur erstklassige Hotels aufzu- 
suchen und überall würdig und standes- 
gemäß aufzutreten. Hierzu wird ihnen 
der verhältnismäßig sehr hohe Spesen- 
zuschuß von 15—25 Mark pro Tag und 
außerdem eine Vergütung für Bahn- 
fahrten von 5 Mark gewährt. 


Der bedeutendste Faktor zur Steige- 
rung des Geschäftsinteresses und zur Er- 
zielung hoher Leistungen der Angestell- 
ten ist die Möglichkeit, bei höherer 
Leistung höheren Lohn erhalten zu kön- 
nen. Dieses an sich so einfach erschei- 
nende Problem kann trotz vieler Ver- 
suche, auf verschiedenen Wegen ihm 
beizukommen, noch durchaus nicht als 
gelöst betrachtet werden. Bei einer Ein- 
teilung der Löhnungsmethoden kann man 
unterscheiden zwischen der Bewertung 
der Arbeitszeit und der Bewertung der 
Arbeitsleistung. Beim reinen Zeitlohn 
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verzichtet man entweder vollständig auf 
eine augenblickliche Vergütung der in 
der gleichen Zeit vollbrachten Mehr- 
leistung mit dem Hinweise auf die vor- 
aussichtlich schnellere Beförderung des 
Tüchtigeren. Es gibt ferner auch viele 
Tätigkeiten, wie z. B. die der Beamten 
in den großen Fabrikunternehmungen, 
die nicht ohne weiteres, wenigstens nicht 
in einer kürzeren Zeitspanne in bezug 
auf ihren Nutzen für das Unternehmen, 
der schließlich bei der Berechnung für 
den Unternehmer ausschlaggebend ist, 
verglichen werden können. Man hat da- 
her bei solchen Beamten weitere Ver- 
suche, eine andere als die Zeitlöhnung 
einzuführen, aufgegeben, mit Ausnahme 
der Gewinnbeteiligung, auf die an an- 
derer Stelle noch ausführlich eingegan- 
gen werden soll. 

Bei den Handarbeitern dagegen ist in 
den meisten Fällen die Abmessung des 
geleisteten Arbeitsquantums ohne weite- 
res möglich. Eine Abschätzung der 
Qualität der Leistung dagegen ist ent- 
weder mit großen Kosten verknüpft oder 
überhaupt erst möglich, wenn das be- 
treffende Arbeitsstück längere Zeit in 
Benutzung gewesen ist. Es eignen sich 
daher hauptsächlich solche Betriebe für 
eine Stücklohnmethode, bei denen eine 
Verschlechterung der Qualität der her- 
gestellten Stücke nicht zu befürchten ist. 
So ist es z. B. bei den vorzüglich durch- 


gebildeten Revisionsmethoden in der 
Massenfabrikation kaum möglich, daß ` 
ein mit einem Fabrikationsfehler be- 


haftetes Arbeitsstück durch die zwischen 
den einzelnen Operationen bestehenden 
Kontrollen ungehindert hindurchkommen 
kann; es wird daher in solchen Betrieben 
die Höhe des Lohnes meistens nach dem 
geleisteten Arbeitsquantum bestimmt. 
Diese Löhnungsmethode, die man häufig 
auch allgemein als Akkordlohn zu be- 
zeichnen pflegt, hat sich in vieler Be- 
ziehung ausgezeichnet bewährt und er- 
füllt ihren Zweck in gleich günstiger 
Weise für den Arbeitgeber und den Ar- 
beitnehmer. 
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Schwierigkeiten treten bei dem Pro- 
blem der besten Lohnmethode erst auf, 
wenn die Erwägung berücksichtigt wird, 
daß beim Zeitlohn der tüchtigere Ar- 
beiter zugunsten des weniger Begabten 
auf einen Mehrverdienst verzichten muß 
und sich daher weniger anstrengen wird. 
Es gelangt dasgemeinwirtschaftliche Prin- 
zip hierbei in einer für das Unternehmen 
ungünstigen Weise zur Geltung. Beim 
Akkordlohn dagegen ist es umgekehrt. 
Dem Tüchtigen, der in vielen Fällen der 
Jüngere ist, wird die Möglichkeit ge- 
boten, weit mehr zu verdienen als der 
nicht so leistungsfähige, der ältere Ar- 
beiter, also ein für die arbeitende Klasse 
ungerecht erscheinendes Anwachsen des 
individualwirtschaftlichen Prinzips. Man 
hat nun auf verschiedene Weise versucht, 
beider Systeme Vorteile zu vereinen und 
gelangte so zu den, namentlich in Amerika 
sehr verbreiteten, Prämienlöhnungen, 
deren Zweck es ist, dem weniger tüch- 
tigen Arbeiter einen Mindestlohn in Ge- 
stalt des Zeitlohnes zuzusichern, ohne 
aber dem Tüchtigeren die Möglichkeit 
zu nehmen, darüber hinaus entsprechend 
seiner Mehrleistung verdienen zu kön- 
nen. In welcher Weise hierbei trotz des 
höheren Lohnes, den der Arbeiter erhält, 
die Herstellungskosten für den Unter- 
nehmer sinken, zeigt folgendes Beispiel. 


Für ein bestimmtes Arbeitsstück sei als Normalzeit 

10 Stunden festgesetzt. Der Stundenlohn des Arbeiters 

betrage 0,50 Mark. Die Prämie 0,25 Mark für die 
ersparte Stunde. 


| entsprechend 
Stunden- ER Gesamt- i 
zahl Loh n Prämie preis Stundenlohn 
10 | 500 | -= > 500 | 050 
9 4,50 0,25 ; 4,75 053 
8 :! 400 0,50 4,50 | 0,56 
7 | 350 0,75 | 425 | 061 


| 


Das Prämienlohnsystem in der ein- 
fachen, von Halsey eingeführten Form 
stellt eigentlich nichts anderes dar als. 
ein Akkordlohnsystem, bei welchem dem 
Arbeiter ein bestimmter Mindeststun- 
denlohn garantiert wird. Es hat sogar 
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dem reinen Akkordsystem gegenüber in- 
sofern gewisse Nachteile, als die Ver- 
rechnung der zu zahlenden Prämie ziem- 
lich umständlich ist. Und namentlich aus 
dem letzteren Grunde haben sich die 
deutschen Arbeiter mit aller Macht 
gegen die Einführung dieses Systems in 
die Fabriken gewehrt, so daß einzelne 
Betriebe wie Ludwig Loewe & Co., in 
Berlin, und die Kaiserliche Werft in Wil- 
helmshaven genötigt waren, das bereits 
eingeführte Prämienlohnsystem zugun- 
sten des einfachen Akkordlohnes wieder 
aufzugeben. 

In neuester Zeit sind verbesserte Prä- 
mienlohnsysteme aufgetaucht, u. a. das 
von Bryan. Dieses System vermeidet die 
vielen Zufälligkeiten, die bei der Ausfüh- 
rung eines einzelnen ÄArbeitsstückes den 
vom Arbeiter im einzelnen erzielten Ak- 
‚kordpreis beeinflussen. Ferner schützt 
es den Arbeiter davor, daß er durch un- 
richtige Buchungen für die auf die ein- 
zelnen Arbeitsstücke verwandten Zeiten 
oder beim unfreiwilligen Aufenthalt, 
beim Versagen der Maschine, Zerbrechen 
des Werkzeuges oder dergleichen über 
Gebühr geschädigt werde. Bei diesem 
System wird nämlich nicht für das 
einzelne Arbeitsstück eine bestimmte 
Minimalzeit festgesetzt, und beim Er- 
reichen oder Unterschreiten dieser Zeit 
die festgesetzte Prämie gewährt, sondern 
es wird vielmehr für einen längeren Zeit- 
raum, etwa eine Woche oder einen Mo- 
nat, ein bestimmtes, von dem Arbeiter 
zu leistendes Arbeitsquantum festgesetzt. 
Sein Zeitlohn ist ihm auf alle Fälle ge- 
währleistet, und je nach dem Betrage, 
um den er das festgesetzte Arbeitspen- 
sum überschreitet, werden ihm Prämien 
ausgezahlt. Das Bryansche Prämien- 
system leitet in sehr vernünftiger Weise 
bereits zu einer Art der Gewinnbeteili- 
gung des Arbeiters über, bei der die 
Höhe des auszuzahlenden Gewinnes dem 
-von ihm in der betreffenden Zeit ver- 
dienten Gesamtlohne proportional ist. 

.Es wurde bereits früher zugegeben, 
daß der Akkordlohn das gemeinwirt- 
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schaftliche Prinzip in einer für das Unter- 
nehmen und die Volkswirtschaft schäd- 
lichen Weise vernachlässigt. Auch die 
Prämienlöhnung kann diesem Uebel- 
stande nicht in genügender Weise ent- 
gegentreten, obwohl zwar durch die 
Garantie des Zeitlohnes ein gewisser 
Ausgleich geschaffen worden ist. Es 
haben nun ferner einige Unternehmun- 
gen eine Erhöhung des Lohnes ent- 
sprechend dem Dienstalter des Arbeiters 
eingeführt. Sie erreichen hierdurch nicht 
nur eine Milderung des individual-wirt- 
schaftlichen Prinzips zugunsten der 
älteren und treuen Arbeiter, sondern sie 
steuern auch in einer für den Unter- 
nehmer und dem Angestellten gleich vor- 
teilhaften Weise dem dauernden, und in 
neuerer Zeit fast unerträglichen Wech- 
seln und der Wanderlust der Arbeiter- 
schaft. Als Beispiel seien die Alters- 
zulagen der Nordberg Mfg. Co. in 
Milwaukee angeführt. Sie geben bei 
einer ununterbrochenen Dienstzeit von 
1—3 Jahren 6% des Jahresverdienstes, 
von 3—7 Jahren 7°, bei sieben und mehr 
Jahren 8% des Jahresverdienstes. Be- 
merkenswert ist, daß hier nicht etwa 


‚blindlings dem Arbeiter nach einer be- 


stimmten Dienstzeit eine bestimmte 
Gratifikation gewährt wird, sondern daß 
sich die regelmäßig wiederkehrende 
Prämie nach dem Jahresverdienste des 
Arbeiters selbst richtet. Auch Abbe 
hatte in den Zeiswerken eine ähnliche 
Einrichtung getroffen, so daß sich bei 
den Zeiswerken bei Gegenüberstellung 
von Lebens- und Dienstalter etwa fol- 
gende Zahlen ergaben: 


Durchschnittliche Jahresverdienste 


| aller aller Ar- | aller Ar- ER 
; : iterü i j} über ahre alt, 
ım Arbeiter r a a os die länger als 
Jahre t Jahre | 4 Ja re 3Jahreim Betrieb 
'überhaupt lt ı alt 


tätig sind 
A | 4 | A 4 
ee = f 13% Í 149 
1895/906 1175 | 1343 1465 1593 
1896/97! 1133 1377 1493 1665 
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Nach der eigenen Auffassung und 
jahrelangen, im praktischen Betriebe er- 
worbenen Erfahrung des Verfassers 
scheint ihm das beste Lohnsystem eine 
Prämienlöhnung zu sein, bei der die 


Mit der Einführung von Eisenbahnen, _ 


die einen schnellen Güteraustausch zu- 
ließen, gewann die Seefischerei, die frü- 
her lediglich die Küstenplätze mit billiger 
Nahrung versorgen konnte, auch für das 
deutsche Binnenland Bedeutung. Die Um- 
wandlung des Argrarstaates in ein Land 
mit überwiegend großgewerblicher Tä- 
tigkeit bei stark zunehmender Bevölke- 
rung brachte eine lebhafte Nachfrage 
nach geräucherten und eingesalzenen 
Fischen, besonders aber nach frischer 
Ware, die als Ersatz für die immer 
teuerer werdende Fleischnahrung dienen 
konnte. . | 
Neben die ältere Küstenfischerei trat 
schon im 18. Jahrhundert die Hochsee- 
fischerei, die besonders von Blankenese 
und später im 19. Jahrhundert von Fin- 
kenwärder aus betrieben wurde. Die 
Lage des blühenden Gewerbes änderte 
sich um das Jahr 1890, mit dem die 
von Geestemünde ausgehende Entwick- 
lung der Dampfseefischerei einsetzte. 
Abnahme der Erträge in der Nähe der 
Küste und steigender Wettbewerb zwan- 
gen in den folgenden Jahren immer 
mehr, die entfernter liegenden Fisch- 
gründe aufzusuchen und schließlich nicht 
nur in den Sommermonaten, sondern das 
ganze Jahr über das gefährliche Ge- 
werbe zu betreiben. Die Winterstürme 
forderten ungeheuere Opfer unter den un- 
zulänglichen Fahrzeugen, und die wirt- 
schaftliche Lage wurde immer trauriger. 
Das Reichsamt des Innern, dem die 
Förderung der Seefischerei obliegt, 
nahm sich der bedrängten Bevölkerung 
an, indem es Mittel zum Umbau der 
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Höhe der Prämie sich nach dem inner- 
halb eines Monats geleisteten Arbeits- 
quantum wie bei Bryan richtet, und bei 
der die Prämie mit dem Dienstalter des 


Arbeiters steigt. (Fortsetzung folgt.) 


ganzen Finkenwärder Flotte zur Verfü- 
gung stellte. Der ihm angegliederte 
Seefischereiverein veranlaßte in den 
Jahren 1905 bis 1908 die Umänderung, 
die sich bis jetzt als außerordentlich 
segensreich erwiesen hat. Aehnliche 
Aenderungen in der Bauweise vollzogen 
sich in der Ostsee, wo die offenen 
Boote zum Teil durch gedeckte ersetzt 
wurden. 


Trotz dieser Maßnahmen konnten die 
vom Winde abhängigen Fahrzeuge klei- 
ner und mittlerer Größe nicht mehr ge- 
gen den Wettbewerb der großen, beson- 
ders der mit Dampf betriebenen, auf- 
kommen, die ungleich seetüchtiger wa- 
ren und Kühl- und Wasserräume hatten, 
in denen der Fang lange frisch 
erhalten werden konnte. Flaute der 
Wind längere Zeit ab oder hinderte er, 
die Fischgründe oder den Hafen recht- 


zeitig zu erreichen, so zwang er zur 


Untätigkeit oder gar zur Preisgabe des 
mühsam erworbenen Fanges, der schnel- 
lem Verderben ausgesetzt ist. 


Die Dampfkraft, die den Gegnern in 
kurzer Zeit weite Fahrten selbst bis 
Grönland oder Nordafrika ermöglicht, 
die mit Winden die gefüllten Netze an 
Bord hievt, Kühlmaschinen treibt und 
Schiff und Ladung in schneller Fahrt 
sicher dem Heimathafen zuführt, kommt 
für die kleineren Fahrzeuge nicht in Be- 
tracht. 


So schien denn trotz reger Fürsorge 
der Reichsregierung und Preußens der 
Fortbestand eines seither einträglichen 
Kleingewerbes in Frage gestellt, das für 
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die Kriegs- und Handelsflotte die wert- 
vollste Mannschaft geliefert hatte. 

Der deutsche Seefischereiverein war 
daher nicht untätig, als auch auf die- 
sem Gebiete die Verbrennungskraftma- 
schine dem Kleingewerbe zu Hilfe kam. 

Oelmotoren dänischer Herkunft führ- 
ten sich schnell bei 
Fischern ein, auch in Deutschland fan- 
den sie bald Eingang. 

Daß der hochentwickelte deutsche 
Maschinenbau, dem diese Ausführungen 
nach Arbeitsweise und Betriebsergebnis- 
sen wohl nicht vollkommen genug schie- 
nen, nicht zurückblieb, daß er seine 
reichen Hilfsmittel auch auf diesem Ge- 
biete zu schneller Entfaltung bringen 
sollte, und daß die zur Beschaffung von 
Motoren an die Schiffer gezahlten 
Staatsbeihilfen der heimischen Industrie 
zu gute kämen, war der Zweck eines 
Preisausschreibens, das im August 1908 
mit reichen Staatsmitteln für Maschinen 
deutscher Herkunft erlassen wurde. 

Die sehr eingehende Prüfung, die in 
den Händen hervorragender Preisrichter 
liegt, erstreckt sich unter anderem auf 
eine Untersuchung mit 8stündigem Dauer- 
betrieb bei Abnahme in der Fabrik, 
einjährige Probezeit an Bord durch den 
Fischer und eine Schlußprüfung an Bord. 

Die Probezeit der von 5 verschiede- 
nen Firmen gelieferten Motoren läuft 
noch in diesem Jahre ab. Ein umfassen- 
der Bericht über die Ergebnisse wird 
dann veröffentlicht. 

Um welche Aufträge für die deutsche 
Industrie es sich handeln kann, möge 
aus folgenden Angaben hervorgehen, die 
den Mitteilungen des deutschen See- 
fischereivereines entnommen sind. 

In den skandinavischen Ländern ist 
mit der Einführung von Motoren als 
Hilfsmaschinen ein lebhafter Aufschwung 
der Kleinfischerei zu verzeichnen, wäh- 
rend in Deutschland die gleichen Be- 
triebe zurückgehen. 

In Dänemark wurden bis jetzt schät- 
zungsweise annährend 8500 Motoren mit 
etwa 65000 PS gebaut. 


den nordischen. 


sich hieraus 
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In Deutschland sind etwa 250 Fahr- 
zeuge mit Motoren ausgerüstet, die 
Zahl der in der Seefischerei tätigen 
kleineren Segelfahrzeuge beträgt rund 
15 000. 

Zieht man ferner in Betracht, daß in 
zahlreichen anderen Ländern (Frank- 
reich, Belgien, Großbritannien usw.) 
gleichfalls mit allen Mitteln die 
Einführung von Motoren in die See- 
fischerei betrieben wird, so ergibt 
für die deutsche In- 
dustrie die Möglichkeit, auch im Aus- 
lande lohnenden Absatz zu finden; der 
deutschen Kleinfischerei aber droht er- 
neuter Wettbewerb, falls in diesen Län- 
dern die Entwicklung schnellere Fort- 
schritte macht. 

Dem riesigen Aufschwung der Groß- 
betriebe in der deutschen Hochsee- 
fischerei, der mit der Einführung von 
Dampfern einsetzte, von denen eine ein- 
zige Gesellschaft allein 50 besitzt, wird 
mit der Einführung von Motoren eine 
neue Blütezeit der Mittel- und Kleinbe- 
triebe entsprechen. Beide Entwicklungs- 
formen können nebeneinander bestehen, 


.die Dampfer werden von selbst die weit 


entfernt liegenden reichen Fischbezirke 
aufsuchen, während die Motorboote von 
ihrem Heimatshafen aus nach den nahe- 
liegenden weniger ergiebigen Plätzen 
fahren, von denen sie bei der intensi- 
ven Betriebsweise gute Erträge heim- 
bringen können. 

Wenn der Seefischerei auch als Klein- 
gewerbe eine glänzende Entwicklung be- 
vorsteht, ein kräftiger, in Seegefahren 
vielfach erprobter Menschenschlag uns 
erhalten bleibt, wenn der heimische 
Markt mehr und mehr von der deut- 
schen Fischerei allein versorgt wird, 
wenn, wie in England, auch bei uns die 
Seefische als wichtiges und billiges 
Volksnahrungsmittel immer größere Be- 
deutung gewinnen, so darf die Technik 
diese Erfolge als neue Ruhmesblätter 
ihrer Geschichte anfügen, die auch in 
diesem Falle ein wichtiger Teil der 
Kulturgeschichte ist. 
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. Aus den Bezirksvereinen. 


Besprechung der Nürnberger Mitglieder des V. 
D. D.-I. am 25. Aug. 1910 im Rest. „Krokodil“. 


Anwesende Mitglieder sind die Herren Dipl.- 
Ing.: Borger, Direktor Luft, Nüßler, Sieber, 
techn. Magistratsrat Tillmetz, Walcher. 

1. Herr Dipl.-Ing. Walcher berichtet über 
seine Beziehungen zur Verbandsleitung und 
seine seitherige Tätigkeit im Interesse des Ver- 
bandes. = 

2. Von dem Anerbieten des Herrn Dipl.-Ing. 
Schreiner-München gelegentlich einer Werbe- 
versammlung in Nürnberg ein Referat über die 
Berliner Tagung zu übernehmen, wird dankend 
Kenntnis genommen. _ 

3. Die vom Berichterstatter angeregte Grün- 
dung eines Bezirksvereins Nürnberg wird von 
sämtlichen anwesenden Mitgliedern sowohl wie 
von dem größten Teil der nichtanwesenden (wie 
aus deren schriftlichen Mitteilungen hervorgeht) 
freudig begrüßt; doch kann an ein Eintreten 
in die Gründung vor Ende September nicht ge- 
dacht werden. 2 

4. Der Vorschlag des Referenten, sich in der 
nächsten Zeit gelegentlich einer geselligen Zu- 
sammenkunft wieder zu treffen, wird ange- 
nommen. Zeit: Dienstag, 6. September 1910, 
abends 8 Uhr c. t. Ort: Restaurant Künstler- 
haus am Königstor. Gäste willkommen! — 
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Ueber die Berechtigung des Verbandes Deut- 
scher Diplom-Ingenieure schreibt Herr Patent- 
anwalt Dipl.-Ing. Carl Weihe in den Mitteilun- 
gen des Frankfurter Bezirks-Vereins Deutscher 
Ingenieure: 

„Wir haben also die Wahl: entweder wird 
so fortgewurstelt wie bisher oder wir fassen 
die Sache am rechten Zipfel an. ` Entweder 
bleibt es dabei, daß der Ingenieur bescheiden 
wartet bis man ihn fragt, daß er nach wie 
vor sozusagen als Akademiker zweiter Klasse 
sein ihm auferlegtes Arbeitsquantum leistet und 
sich um weiter nichts als um sein Fach küm- 


mert, oder aber wir suchen mit allen Mitteln 


selbst in Aeußerlichkeiten diejenige Anerken- 


Per- 
son zu erringen, die der andere Akademiker 


nung unserer Wissefschaft und unserer 


für sich als selbstverständlich hinnimmt. Dieser 
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letzte Weg kann doch nur der richtige sein, 
darüber müßten sich alle Ingenieure, seien sie 
aus der alten oder aus der neuen Schule, seien 
sie ohne oder mit Diplom, klar sein. Wenn 
auch über viele Fragen noch Uneinigkeiten be- 
stehen, in dieser einen müßten doch alle In- 
genieure grundsätzlich einer Meinung sein. 
Haben wir nicht selbst Achtung vor unserer 
Wissenschaft und wollen wir, um nochmals die 
Worte des Leitsatzes!) anzuführen, nicht der- 
selben Beurteilung, d. h. doch nichts anderes 
als Wertschätzung und Anerkennung (auch: 
äußere, sich auf die Person beziehende) unter- 
liegen, wie die Vertreter der übrigen Berufs- 
zweige mit höherer wissenschaftlicher Ausbil- 
dung, so dürfen wir uns auch nicht wundern, 
wenn uns diese anderen Berufszweige und auch 
die Nichtakademiker nur einen zweiten oder 
dritten Platz hinter den anderen Falkultäten 
einräumen. 

Es wäre nun wohl eigentlich die Sache des 
Vereins Deutscher Ingenieure, der doch jenen 
Leitsatz aufgestellt hat, gewesen, den Standes- 
fragen des Ingenieurs einen großen Teil seines 
Arbeitsgebietes zu widmen und daraufhin ab- 
zuzielen, daß sich allmählich ein eigentlicher 
Ingenieurstand heranbildet, den anderen 
akademischen Ständen in Vorbildung, Ausbil- 
dung und Ansehen vollwertig und vollbewertet 
angereiht werden kann. Mit anderen Worten, 
der Verein hätte durch entsprechende Auswahl 
seines Nachwuchses seit 1900 Sorge tragen 
müssen, daß er sich selbst zu einem Verein 
von Ingenieuren mit abgeschlossener Hochschul- 
bildung entwickelt, was ihm durch die Neu- 
regelung der Studien- und Prüfungsordnungen 
der Technischen Hochschulen auch wohl ohne 
nennenswerten Ausfall im Zugang von neuen 
"Mitgliedern erleichtert wäre. Denn seit der 
Einführung der Berechtigungen wächst der Pro- 
zentsatz der Studierenden, die die Hochschule 
mit Abschlußprüfung der 
beste Beweis, für wie wichtig diese Einrichtung 


der 


verlassen, ständig; 


gehalten wird. 


I) Hier wird auf einen Beschluß des Vereins Deutscher 
Ingenieure vom Jahre 1886 (Vereinstagung in Koblenz) hinge- 
wiesen. Der Beschluß lautete: Wir erklären, daß die deutsche 
Ingenieure für ihre allgemeine Bildung dieselben Bedürfnisse 
haben und derselben Beurteilung unterliegen wollen, wie die Ver” 
treter der übrigen Berufszweige ınit höherer wissenschaftlicher 
Ausbildung. Die Schriftl. 
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Daß der Verein es bisher nicht getan hat, 
soll ihm hier nicht zum Vorwurf gemacht wer- 
den. Es werden wohl gewichtige Gründe im 
Wege stehen, wie etwa sein in erster Linie 
wissenschaftlicher Charakter, seine historische 
über 50jährige Entwicklung, die Inhomogenität 
seiner Mitglieder in bezug auf Vorbildung und 
wirtschaftliche Stellung. Daß vielfach und leb- 
haft aus dem Schoße des Vereins heraus der 
Wunsch nach Fortschritt 
geäußert worden ist, wissen wir hier in Frank- 
furt gelegentlich der Beratung der neuen Satzun- 
gen am besten. Es kommt auch hinzu, daß der 
Ingenieurverein nicht alle Techniker im weiteren 
Sinne umfaßt, sondern im wesentlichen nur die 
im Maschinenbau tätigen, während die Archi- 
tekten, Schiffbauer, Elektriker 
und Chemiker sich je zu besonderen Fach- 
obwohl 
die- 


in dieser Richtung 


Bauingenieure, 


vereinen zusammengeschlossen haben, 
die allgemeinen Standesinteressen aller 
selben sind. 

Vielleicht ist es auch für diese Vereine noch 
zu früh und die Beschäftigung mit Standes- 
fragen für sie noch zu neu, so daß sie erst 
noch eine geraume Zeit ihre natürliche und 
ungezwungene Weiterentwicklung, die scheinbar 
von selbst nach dieser Richtung drängt, ab- 
warten wollen, ehe sie grundsätzliche Aende- 
rungen in ihren Aufnahmebedingungen treffen. 

Bis dies eintritt, bis 
großen wissenschaftlichen 
eine die Standesfragen des 
nieurs in die Hand nehmen, 
aber nicht gewartet werden, soll 
nicht das, was uns der königliche Erlaß ge- 
bracht hat, vergessen 
werden, anstatt ausgebaut und im eigentlichen 


also die 
Ver- 
Inge- 
kann 


wieder verwischt und 


Sinne erworben zu werden. Aus dieser Er- 


kenntnis heraus hat sich im Juni 1909 der Ver-' 


band Deutscher Diplom-Ingenieure gebildet, der 
in Jahresfrist bereits gegen 1500 Mitglieder mit 
einer größeren Anzahl von Bezirksvereinen in 
allen Teilen des Reiches zählt. Wie sehr die 
Anregung auf fruchtbaren Boden gefallen ist, 
beträchtliche Anwachsen 
seiner Mitgliederzahl und die überaus rührige 


zeigt das ständige 
Tätigkeit in den einzelnen Bezirksvereinen und 
im Gesamtverband. Die halbmonatlich erschei- 
nende „Zeitschrift Verbandes Deutscher 


Diplom-Ingenieure“, sowie die in zwangloser 


des 


Literatur 


Folge herausgegebenen „Schriften des Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure“ geben ein gutes 
Bild davon. 

Die Aufgaben, die sich der Verband gestellt 
hat und an deren Lösung sofort mit großem 
Eifer 
größten Teile solche, an denen alle Ingenieure, 


herangegangen worden ist, sind zum 
gleichgültig welcher besonderen Fachrichtung sie 
angehören, Interesse haben. Nur wenige seien 
hier genannt: Befreiung des Ingenieurs aus der 
Unterordnung unter die Arbeitergesetze, Schaf- 
fung von Ingenieurkammern, Förderung des all- 
gemeinen und technischen Unterrichtswesens, 
Verstärkung des technischen Elementes in den 
Stadt- 


Sachverständigenwesens, 


und Staatsparlamenten, Regelung des 
technische Sonderge- 
richte, Eintritt des Ingenieurs in die Verwal- 
Schutz 


akademischen Titel der Technischen Hochschule. 


tungslaufbahn, und Anerkennung der 

Der Vorwurf der Förderung von Sonder- 
interessen der Diplom-Ingenieure, der von eini- 
gen Seiten dem Verband bereits gemacht wor- 
den. ist, ist ein völlig unberechtigter. Er ist 
es um so mehr, als die Früchte dieser Be- 
mühungen wohl erst den folgenden Gene- 
rationen zugute kommen werden, die heutigen 
Diplom-Ingenieure also, und namentlich die 
älteren, unter ihnen einen unmittelbaren Vor- 
In die Zu- 
die Zukunft zu 
sorgen, das ist doch eine alltägliche Beschäfti- 


gung des Ingeniceurs; warum soll er sie nicht 


teil davon nicht haben werden. 
kunft zu schauen und für 


da auch betätigen, wo es sich um die Hebung 
seines eigenen Standes handelt! 

in Frankfurt 
geplante Vereinigung aller technischen Vereine 
verfolgt dieselben Ziele, mithin ist der Ver- 


Man könnte nun sagen, die 


band Deutscher Diplom-Ingenieure überflüssig. 
Darauf ist zu erwidern, daß die Vereinigung 
erst in wenigen Städten erfolgt ist und sich 
ihrer Mit- 
glieder aus allen Klassen der Techniker, vom 
Generaldirektor herunter bis fast zum Werk- 
meister, 


ihr infolge der Zusammensetzung 


vom Akademiker bis zum Monteur- 
schulabsolventen erhebliche Schwierigkeiten in 
den Weg setzen werden. Es wird voraussicht- 
lich außerordentlich schwer sein, so verschieden 
vorgebildete und in wirtschaftlich weit ausein- 
anderlicegenden Stellungen befindliche Elemente 


zu gemeinsamer erfolgreicher Arbeit zu ver- 
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einigen. Weiter kann nicht in Abrede gestellt 
werden, daß bei der detaillierten Ausbildung 
des Berechtigungswesens im Deutschen Reiche 
der Staat für alle die angestrebten Stellen 
natürlich, wenn überhaupt, solche In- 
genieure nehmen wird, welche ein ordnungs- 
mäßig abgeschlossenes Hochschulstudium nach- 
Ja diese Forderung muß so- 


nur 


weisen können. 
gar vom Ingenieur selbst gestellt werden, will 
er nicht von vornherein vom Juristen, mit dem 
er dann zusammenarbeiten muß und der auch 
geprüfter Akademiker ist, als nicht gleichbe- 
Daß ein Verband, 
der sich nur aus Diplom-Ingenieuren zusammen- 


rechtigt angesehen werden. 


setzt, einen wirksameren Einfluß auf die Be- 
hörden haben wird und nicht von diesen mit 
dem Bemerken abgewiesen werden kann, seine 
Mitglieder seien für die Besetzung der frag- 


lichen Stellen ihrer Vorbildung wegen nicht 
geeignet, dürfte auf der Hand liegen. 
Es ist daher die Pflicht aller Diplom-In- 


genieure sich dem Verbande anzuschließen und 
dadurch das Gesamtinteresse aller deutschen In- 
genieure zu fördern. Es ist aber auch die 
Pflicht der anderen akademisch gebildeten In- 
genieure, die noch aus der alten Schule stam- 
men, unter deren Aera höchst selten, ja manch- 
mal gegen den ausdrücklichen Rat der Pro- 
fessoren die Diplom-Prüfung abgelegt wurde, 
die Bestrebungen des Verbandes zu unter- 
stützen und Hemmnisse, die durch kleinliche 
Voreingenommenheit in den Weg gelegt wer- 
Zweifellos liegt eine ge- 
daß Aka- 


demikern, die die deutsche Technik mit auf 


den, zu beseitigen. 
wisse Härte darin, man diesen 
ihre heutige Höhe gebracht haben, nicht nach- 
träglich das Diplom ohne besonderes Examen 
ausgehändigt hat, wie man ja auch bei der 
Neuregelung anderer Stände Uebergangsbestim- 
mungen für die ältere Generation aufgestellt 
hat, aber diese Härte kann doch nur der Be- 
hörde, nicht dem Verbande zum Vorwurf ge- 
macht werden. Vielleicht wird es sogar Sache 
des Verbandes sein, noch nachträglich solche 
Uebergangsbestimmungen von den einzelnen 
Technischen Hochschulen zu erwirken, nament- 
lich wenn die Anerkennung des akademischen 
Grades weiter fortgeschritten sein wird. 
Die Sache des Verbandes Deut- 


scher Diplom-Ingenieure ist also 
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Sache aller akademisch gebilde- 
ten Ingenieure, wollen sie nicht die Gleich- 
berechtigung von Universität und Technischer 
Hochschule in Abrede und sich selbst damit 
hinter die Akademiker Fakultäten 
stellen. Auch der Verein Deutscher Ingenieure 
hat in seinem kürzlich abgedruckten Bericht 
(Zeitschrift des V. D. I. Nr. 25, S. 1050) des 
Ausschusses für technisches Schulwesen die 
klare Abgrenzung des Akademikers vom Nicht- 
akademiker ‚im Interesse der Schulen, der 
Schüler und der Verwaltung, wie der Indu- 
strie“ als notwendig erachtet und damit zum 
Ausdruck gebracht, daß die Technische Hoch- 
schule, ebenso wie es die Universität tut, eine 
Verwischung der Grenzlinien in der Ausbildung 
verhindern soll. 

Noch einem Vorwurf muß begegnet wer- 
den, den man auch hier und dort dem Ver- 
band Deutscher Diplom-Ingenieure gemacht hat, 
nämlich den der Begünstigung der Titelsucht 
Dieser Vorwurf ist 


anderer 


unter seinen Mitgliedern. 
eigentlich durch die vorstehenden Ausführun- 
gen schon abgetan, denn will der deutsche In- 
genieur hinter den Universitätsabsolventen nicht 
zurückstehen, so darf er auch auf alle die- 
jenigen Aeußerlichkeiten nicht verzichten, auf 
die der andere Akademiker so großen Wert 
legt. Schafft man grundsätzlich alle Titel ab 
und nennt man einen jeden Menschen bei seinem 


.ehrlichen Namen, so wird auch der Ingenieur, 


dem die Tat über das Wort geht, freudig zu- 
stimmen. Halten aber die meisten anderen Be- 
rufsstände und insbesondere die übrigen Aka- 
demiker mit peinlichster Sorgfalt an ihren Titu- 
laturen fest, so liegt für den Ingenieur ganz 
und gar kein Grund vor, seinerseits darauf zu 
verzichten und bescheiden zurückzustehen, zu- 
mal die Hochschulen in formellem Akt den 
Titel verleihen und durch die Vorschrift seiner 
Abkürzung zum Gebrauch empfehlen. Macht 
uns ein Akademiker anderer Fakultäten den, 
Vorwurf der Titelsucht, so werden wir ihn 
zu bitten haben, an seine eigene Nase zu fassen, 
macht ihn uns ein Nichtakademiker, so haben 
wir zu erwidern, daß er selbst tagtäglich an- 
deren gegenüber und zwar meistens recht gern 
mit Titeln um sich wirft; da kann es ihm doch 
auf einen Titel mehr oder weniger nicht an- 
kommen. Dem staatlich angestellten Ingenieur, 
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auch wenn er den Staatsdienst wieder ver- 
lassen hat, wird schon immer sein Titel zu- 
gestanden, warum nicht auch dem der Privat- 
industrie, die doch nicht minderwertiger ist, 
zumal heute die Ausbildung die gleiche und 
die Diplom-Prüfung an Stelle der früheren Bau- 
führerprüfung getreten ist. 

Wenn also dem deutschen Ingenieur daran 
Wissenschaft 


den 


gelegen ist, seine und sein 


Studium gleichbewertet neben anderen 
Wissenschaften und anderen Studien zu sehen, 
wenn er Wert darauf legt, auch im öffent- 
lichen Leben die ihm als Mitschöpfer unserer 
heutigen Kultur gebührende Rolle zu spielen, 
wenn er wirklich auch derselben Beurteilung 
unterliegen will, wie die Vertreter der übri- 
gen Berufszweige mit höherer wissenschaftlicher 
Ausbildung, dann wird es für ihn die höchste 
Zeit, 


und Mitteln an die Schaffung eines den anderen 


sich aufzuraffen und mit allen Kräften 


akademischen Ständen in jeder Beziehung eben- 
Daß dieses 
Ziel voll und ganz erst in einer immerhin noch 
beträchtlich weit liegenden Zukunft 
werden kann und erst dem jungen Nachwuchs 
in den Schoß fallen 
sollte den Ingenieur vor einseitiger und klein- 


bürtigen Ingenieurstandes zu gehen. 
erreicht 


als reife Frucht wird, 
licher Beurteilung der dahin zielenden Bestre- 
bungen bewahren. 

Der 
will mit in erster Linie dieses Ziel erkämpfen, 


Verband Deutscher Diplom-Ingenieure 


Darin liegt seine Berechtigung. 


Buchbesprechungen. 


Der Arzt. Seine Stellung und seine Auf- 
gaben im Kulturleben der Gegenwart. Ein 
Leitfaden derSozialen Medizin. Von Dr. med. 
Moritz Fürst in Hamburg. Aus Natur- und 
Geisteswelt, Sammlung wissenschaftlich-ge- 
meinverständlicher Darstellungen, 265. Bänd- 
chen. Leipzig 1909, Verlag von B. G. Teubner. 

Das Werkchen gibt in ausgezeichneter Ueber- 
sicht und feiner Sprache eine zusammenfassende Ge- 

„samtdarstellung der Fragen und Aufgaben des ärzt- 
lichen Berufes. Ausgehend von dem Werdegang des 
Arztes bespricht der Verfasser ausführlich die ärzt- 
lichen Berufspflichten, um alsdann daran anschliellend 
die Stellung zu den beamteten Aerzten, zu den Ver- 
sicherungsgesellschaften, zur sozialen Wohlfahrtspflege: 
armenärztliche Tätigkeit, schulärztliche Tätigkeit, Ge- 
werbeaufsicht, Samariter-- und Rettungswesen usw. 
darzulegen. - Ein weiteres Kapitel betrifft die Organi- 
sation des ärztlichen Standes, dem sich ein letztes 
Kapitel: „Schlußbetrachtungen“ anreiht. In diesen 
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Schlußbetrachtungen bespricht der Verfasser in ob- 
jektiver Weise einige aktuelle Fragen: so die 
Verstaatlichung des Aerztestandes, die Bekämpfung 
der Kurpfuscherei, und schließlich die aktive Be- 
teiligung der Aerzte am Staatsleben. Wenn ich es an 
dieser Stelle unternehme, auf die Lektüre dieses 
Schriftchens hinzuweisen, so geschieht dies nicht nur“ 
aus dem Grunde, weil es für die Angehörigen einer 
akademischen Standesorganisation zweckmäßig und 
nützlich erscheint, sich auch in den Standesfragen 
andrer akademischer Berufe zu orientieren, sondern 
weil sich im Arzte gerade derjenige Akademiker ver- 
körpert, der im wesentlichen unter denselben ökono- 
mischen und sozialen Bedingungen lebt, wie der 
Diplom-Ingenieur. Seit dem Jahre 1869, also seit 
Einführung der Gewerbefreiheit, ist die Heil- 
kunde frei d. h. jedermann kann den Beruf des 
Heilkundigen ausüben. Was das Gesetz dem 
akademisch gebildeten Heilkundigen damals zu- 
gestand, war lediglich die Bezeichnung „Arzt«. 
Das war das einzige „Privilegium“! Diesen Titel- 
schutz ließ man dem akademisch gebildeten Heil- 
kundigen nur deshalb angedeihen, um ihn dem 
Publikum gegenüber als einen solchen Heilkundigen 
zu legitimieren, der seinen Beruf auf Grund ab- 
geschlossener akademischer Vorbildung aus- 
übt. Genau in derselben Rechtslage befindet sich 
heute der Diplom-Ingenieur. Die Technik ist frei und 
jedermann darf den technischen Beruf ausüben. Was 
der Diplom-Ingenieur jedem andern Techniker gegen- 
über heute besitzt, ist der Titel „Diplom- 
Ingenieur“; dieser legitimiert ihn dem Publikum 
gegenüber als einen solchen Techniker, der seinen 
Beruf auf Grund abgeschlossener akade- 
mischer Vorbildung ausübt. Die Entwicklung 
aber, die der Beruf des wissenschaftlich vorgebildeten 
Heilkundigen im Laufe der letzten vierzig Jahre ge- 
nommen hat, findet ihr Seitenstück im Beruf des 
wissenschaftlich vorgebildeten Technikers. Gesetz- 
gebung und andere zwingende Umstände haben im 
Laufe von vier Jahrzehnten dem Arzt so viele 
Funktionen übertragen, daß Unkundige in einer 
Polemik gegen die Organisation der Diplom-Inge- 
nieure sogar geltend machten, die Ausübung der 
Heilkunde sei den Aerzten reserviert, oder wie sich 
der bekannte Hermann Beck ausdrückte, „die Vor- 
bildung des Arztes ziehe gleichzeitig die Grenz- 
linien des Standes” — das ist naiv. Die Aus 
übung der Heilkunde ist selbst heute noch 
ebenso freigegeben wie die Ausübung der Technik, 
nur sind den Aerzten bestimmte Funk- 
tionen des Heilberufes übertragen. Der- 
selbe Vorgang spielt sich vor unseren Augen in 
der Technik ab; auch hier werden bestimmte 
Funktionen des technischen Berufes, deren geord- 
nete Ausübung durch dis Öffentliche Interesse 
bedingt ist, immer mehr an Diplom-Ingenieure über- 
tragen, und wenn diese Entwicklung hier noch nicht 
soweit fortgeschritten ist wie bei den Aerzten, so liegt 
dies nur darin begründet, daß die Organisation der 
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Diplom-Ingenieure weit jünger ist als die der Aerzte. 
Die Abgrenzung der Funktionen wird sich mit Natur- 
notwendigkeit im technischen Berufe auch weiterhin 
vollziehen. Bei dieser Berufskontingentierung die 
Interessen der Allgemeinheit mit denen der Berufs- 
angehörigen in Uebereinstimmung zu bringen, das 
ist eine der vornehmsten Aufgaben der Standesorgani- 
sationen. Wer sich dieser Einsicht verschließt, be- 
weist nur, daß er den Wesenszug der berufsorganisa- 
torischen Aufgaben noch nicht in sich aufgenommen 
hat. Man studiere die Entwicklung des Aerzterechts 
an Hand des vorstehenden Büchleins und der darin 
genannten Literatur, überblicke das berufliche Gebiet 
des Diplom-Ingenieurs und man gelangt zur Er- 
kenntnis: noch einige Jahrzehnte und die Be- 
rufskontingentierung wird, — um mit Beck 
zu reden —, auch hier die „Örenzlinien des 
Standes“ widerspiegeln. Spectator. 


Unter dem Titel „Große Männer‘ von Wil- 
helm Ostwald ist bei der Akademischen Verlags- 
gesellschaft m. b. H. in Leipzig ein sehr be- 
achtenswertes Buch erschienen. Ostwald führt 
uns den Werdegang einiger groBer Männer vor 
Augen und hebt an Hand dieses Materials, das 
gelegentlich durch weitere Beispiele ergänzt 
wird, die Entstehungsmomente und Entstehungs- 
bedingungen solcher Höhengestalten der Mensch- 
heit hervor. Hierbei tritt deutlich zutage, wie 
die viel geschätzte und immer noch dominierende 
humanistische Bildung nicht nur gar keinen An- 
teil an dieser Entwicklung nimmt, sondern wie 
gerade diese Art der Schulbildung der Ent- 
stehung solcher Kulturpioniere entgegenwirkt 
und demgemäß auch von diesen instinktiv ver- 
nachlässizt, meistens sogar zurückgewiesen wird. 
So charakterisiert sich das Werk als eine 
scharfe sachliche Kritik der höheren Schulbil- 
dung und der von dieser beherrschten Verwal- 
tung. 

Nach eingehender Einzeldarstellung und An- 
führung der diesbezüglichen Aussprüche der 
großen Männer selbst führt Ostwald folgendes 
aus: 

„Wenn nur das eine bei den vorliegenden 
Studien über die Biologie der großen Männer 
zutage kommt, wie unsinnig und zerstörend 
dieser schlimmste Ueberrest des Mittelalters, 
den wir in unsern sogenannten humanistischen 
Gymnasien noch immer mit uns schleppen, auf 
den wertvollsten Teil des Volkes, nämlich seine 
künftigen Führer, einwirkt, so halte ich alle 
daran gewendete Arbeit für reichlich belohnt. 

Aber wie weit ist es von der Erkenntnis 
bis zur Besserung! Die gesamte innere und 
äußere Verwaltung des Deutschen Reichs und 
seiner Einzelstaaten steht unter dem Bann 
dieser mittelalterlichen Scholastik, denn jeder 
Beamte muß eine juristische Vorbil- 
dung haben, und diese ist die genaue 
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Fortsetzung des Schulmittelalters. 
Während seit drei oder vier Jahrhunderten alle 
anderen Wissenschaften, die reinen wie die an- 
gewandten, sich vom antiken Ideal losgemacht 
und seitdem die wundervolle Entwicklung er- 
fahren haben, deren Zeit wir als die Neuzeit 
kennzeichnen, bleibt die Rechtswissenschaft noch 
immer in dem Wahn befangen, als sei durch 
die Arbeit eines niedergehenden Volkes in den 
Rechtsbüchern des halbzertrüm- 
mertenRömischenReichsalle Weis- 
heitniedergelegt, welche jemalsdie 
MenschheitindenFragendesRechts 
erringen könne. Die von Grund aus un- 
ehrlichen, ja spitzbübischen Advokatenkniffe 
einer von innerlicher Fäulnis zersetzten Zeit 
gelten noch heute als Normen für die Ver- 
handlungen des Privatrechts. Es ist dies ein 
Zustand, wie der der Naturwissenschaften im 
Mittelalter, wo über das Verhalten der Körper 
nicht das gelehrt wurde, was man an ihnen 
sehen und erkennen kann, sondern das, was 
im Aristoteles oder Galen darüber stand. Daß 
aber ein solcher Zustand noch heute besteht, 
beruht auf der blindgläubigen Verehrung der 
„Alten“, welche den künftigen Beamten und 
Richtern auf dem Gymnasium anhypnotisiert 
wird. Daher auch die verzweifelte Energie, mit 
welcher sich der Juristenstand gegen die Zu- 
lassung von Abiturienten aus den anderen Lehr- 
anstalten wehrt; denn sobald das Licht 
der Wissenschaft im eigentlichen 
Sinne in diese Katakomben dringt, 
istes auch mit jenem Irrwahn vor- 


bei. Schon jetzt regt es sich allenthalben. Das 


Volkverlangteine Rechtsprechung, 
welcheaufdenRechtsanschauungen 
und Rechtsnotwendigkeiten un- 
serer Zeit beruht, und nicht auf denen 
eines in Selbstzersetzung befindlich gewesenen 
Staates, und selbst unter den Juristen ertönen, 
allerdings noch recht vereinzelt, Stimmen, 
welche nach wissenschaftlicher Methode rufen. 
So drehen sich die Bildungsangelegenheiten 
unseres Volkes, die wichtigsten für jede auf 
ihre Zukunft bedachte Nation, in einem Kreise, 
der außerhalb des lebendigen Volkslebens liegt 
und mit diesem nur in Berührung kommt, um 
es zu stören und zu hindern. Die Verwaltung 
allein hält das Gymnasium, das das Volk im 
Augenblick verließe, wo ihm das Privileg, ins- 
besondere das gesellschaftliche, genommen 
würde, und das Gymnasium liefert wieder der 
Verwaltung jene lebensfremden Menschen, die 
von dem eigentlichen Leben des Volkes fern- 
gehalten worden sind, seit sie die Volksschule 
verlassen hatten, um im engen Kreise der 
„Standesgenossen‘“ ein künstliches Dasein zu 
führen. Hat je ein Kreis den Namen eines 
Circulus vitiosus verdient, so ist es dieser. 
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Und wie ist hier zu helfen? Nur dadurch, 
daß ein jeder, der es weiß und fühlt, seine 
Stimme erhebt, unbekümmert darum, ob ihm 
daraus persönlich unangenehme Folgen er- 
wachsen. Denn es handelt sich wirk- 
lich um die Zukunft unseres Vol- 
kes.“ 

Auch außer diesem offenbaren Kernpunkt 
bietet das Werk manche Anregung und ver- 
dient weiteste Verbreitung und Beachtung. 


v. Pasinski. 


Verschiedenes. 


In der Bedrängnis, in die sie durch die 
Krankenkassen gekommen sind, finden die 
deutschen Aerzte jetzt Hilfe von seiten der 
medizinischen Fakultäten. Ueber 70 Professoren 
haben dem Bundesrate eine Denkschrift über- 
reicht, in der sie mit näher begründeten Vor- 
schlägen zu der in Beratung stehenden Reichs- 
versicherungsordnung für die gefährdeten In- 
teressen der Aerzte eintreten. 


Höhere Lehranstalten in Preußen. Das 
starke Drängen nach den Hochschulen zeigt 
sich bereits an den Mittelschulen. In dem 
letzten Jahrzehnt ist in allen Bundesstaaten ein 
Steigen der Zahlen bemerkbar. In Preußen 
stieg die Zahl der Schüler (an human. Gym- 
nasien, Realgymnasien, Oberrealschulen, Pro- 
gymnasien, Realprogymnasien und Realschulen) 
von rund 157 000 im Jahre 1901 auf rund 221 000 
in Jahre 1909. Die Steigerung der Schüler- 
zahl ist bedeutend größer, als die Steigerung 
der Bevölkerungszahl (41% gegen 15%). Auch 
die Zahl der Lehranstalten ist von 556 (1901) 
auf 719 (1910) gestiegen. Der größte Teil der 
Anstalten (466) wird von Gemeinden unter- 
halten, 243 vom Staate, 5 gemeinschaftlich von 
Staat und Gemeinden. 

Die durch die Schulreform eingeleitete Aen- 
derung in den Berechtigungen äußert sich in 
einer steigenden Frequenz der Realanstalten. 
Seit 1900 ist die Zahl der Schüler von huma- 
nistischen Gymnasien um 14%, der von Real- 
gymnasien aber um 104% gestiegen. Das übt 
auch bereits einen Einfluß auf die Zusammen- 
setzung der Studierenden in den einzelnen Fa- 
kultäten der Universität aus. Sowohl im ju- 
ristischen Studium wie bei den philologischen 
und medizinischen Studien nimmt die Zahl der 
realistisch Vorgebildeten zu. Leider wird an 
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den Technischen Hochschulen über die zweifel- 
los auch hier wichtigen Verschiebungen keine 
Statistik geführt. (Vergl. Monatsschrift für 
höhere Schulen IX, 6.) 


Hochschule oder Mittelschule. Das Bestre- 
ben gewisser technischer Unterrichtsanstalten, 
die Hochschulen zu kopieren, um damit den 
Eindruck höherer Leistungen zu erleichtern, fin- 
det auf vielen Wegen Unterstützung. In Heft 
15, S. 314 werden einige Proben der Reklamen 
mitgeteilt, die von den Anstalten ausgehen. Eine 
besonders ansprechende Form hat ein Tech- 
nikum in Sachsen gefunden, dessen Bericht in 
der „Deutschen Arbeitgeberzeitung‘‘ (Nr. 30, 
Berlin 24. Juni) unter der Ueberschrift „Hoch- 
schulnachrichten‘‘ wiedergegeben wird. Natür- 
lich ist die Bezeichnung hier nur auf ein Ver- 
sehen zurückzuführen. Die meisten Lehrer 
wissen, daß Mittelschulen nicht als Hochschulen 
bezeichnet werden. Diese Versehen sind aber 
schon so häufig geworden, daß schließlich doch 
eine Irreführung entsteht, die nicht zum wenig- 
sten auch diejenigen Kreise schädigt, für welche 
diese Reklamen bestimmt sind. Jedenfalls wird 
die Ausbildung der jungen „Herren Studenten“ 
an dem Technikum nicht dadurch eine bessere 
werden, daß man diesen ein entliehenes Ge- 
wand anlegt. 


Kuriosum. Das Wort Diplomingenieur zählt 
15 Buchstaben und kostet nach dem Telegramm- 
tarif 5 Pf. Die vorgeschriebene Abkürzung muß 
dagegen mit 10 Pf. berechnet werden, weil sie 
zwei Worte enthält. 


In Nr. 33 der „Zeitschrift des Vereins deut- 
scher Ingenieure‘, pag. 70 ist zu lesen: 


Literarisch gut befähigter Diplom-Ingenieur 
mit akademischer Bildung für das Propaganda- 
Fachkennt- 
Offerten mit Gehaltsansprüchen 
unter Z. 9274 durch die Exp. dieser Zeitschrift. 


bureau einer Gasgesellschaft gesucht, 


nisse erwünscht. 


Danach scheint es auch nicht - akademisch 
gebildete Diplom-Ingenieure zu geben! 


s Personalien. 


Am 28. d. Mts. verschied im 62. Lebens- 
jahre Herr Geh. Kom.-Rat Dr. Ing. J. Loewe, 
der unserm Verbande ein reges. Interesse ent- 
gegenbrachte und einer unser ersten Förderer 
war. 


Verantwortlicher Schriftleiter: Wilh. Franz, Charlottenburg, Kantstraße 10. 
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Von Dipl.-Ing. 


Wir kommen nunmehr zu solchen 
Einrichtungen, die im engeren Sinne als 
„Wohlfahrtseinrichtungen‘‘ bezeichnet zu 
werden pflegen. Das Wort „Wohlfahrt“, 
das in diesem Begriffe enthalten ist, hat 
vielfach zu Mißverständnissen und : zu 
einem Mißtrauen der Arbeiter den Unter- 
nehmern gegenüber geführt. Dieses Miß- 
trauen ging soweit, daß der Abgeordnete 
Bebel die Wohlfahrtseinrichtungen als 
Bestrebungen verurteilte, die in erster 
Linie darauf hinausliefen, den .Arbeiter 
unmündig zu machen und zu bevormun- 
den, den Unternehmer dagegen in den 
Augen der Welt als Tugenbold hinzu- 
stellen, damit es so aussehe, als wache 
er über seine Arbeiter, wie ein Vater 
über seine Kinder. Die Bevormundung 
und übermäßige Rücksicht auf ihr Wohl- 
ergehen unterdrücke zudem in den Ar- 


BESTREBUNGEN ZUR FÖRDERUNG DES GESCHÄFTSINTERESSES 
DER IN GROSSBETRIEBEN BESCHAFTIGTEN PERSONEN. 


Von Dr. Ernst Valentin-Berlin. 


(Fortsetzung.) 


beitern das Gefühl ihrer Macht und 
mache sie unbeholfen und unselbständig. 

Das sozialdemokratische Parteiorgan 
der „Vorwärts‘‘ schrieb sogar „die Für- 
sorge der Schlotbarone für ihre Arbeiter, 
wie sie sich in der Neuzeit des öfteren 
in der Schaffung von Einrichtungen zum 
Wohle der Arbeiter dokumentiert, ver- 
dient das berechtigte Mißtrauen der Ar- 
beiter, da die Unternehmer wohl schwer- 
lich lediglich einem Zuge ihres menschen- 
und arbeiterfreundlichen Herzens hierbei 
folgen, sondern zweifellos eigennützige 
Zwecke die Triebfeder sind, die unter 
der Maske des Arbeiterwohles sorgsam 
verborgen werden‘. Diese Auffassung 
des Vorwärts ist um so charakteristi- 
scher, als sie in der Tat das Bedürfnis 
der Wohlfahrtseinrichtungen für die Un- 
ternehmung und den Zweck, der bei 
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ihrer Erschaffung mitwirkt, in richtiger 
Weise darstellt. Bei der Erschaffung von 
solchen Einrichtungen ist der Unter- 
nehmer nicht wohltätig wie jemand, der 
Schenkungen an Bedürftige vergibt, ohne 
dabei ein unmittelbares materielles In- 
teresse zu verfolgen. Sein Bestreben 
ist weniger das, den Arbeitern aus reiner 
Menschenliebe und weil sie ihm bedürftig 
erscheinen, Wohltaten zu erweisen, son- 
dern vielmehr das, einen Teil der Unter- 
nehmung und mit den wichtigsten Teil, 
nämlich die Arbeiterschaft, zum besten 
des Ganzen zu stärken. Höher als jedes 
private Interesse, höher als rein philan- 
tropische Neigungen muß beim Unter- 
nehmer der Grundsatz gelten; das Ge- 
deihen des Unternehmens 
hängtinersterLinieabvondem 
Gedeihen seiner einzelnen Tei- 
le. Und von diesem erst in den letzten 
Jahrzehnten erkannten Prinzipe aus sind 
vernünftige Wohlfahrtseinrichtungen auf- 
zufassen. Bezeichnend ist das Wort des 
früheren Begründers der National Re- 
gister Cassen-Compagnie, Padderson, der 
sagte: Wohlfahrtsabeit ist nicht das Be- 
streben des Arbeitgebers, die Lage des 
Arbeitnehmers zu verbessern, sondern 
Wohlfahrtsarbeit ist die gemeinsame Ar- 
beit von Arbeitgebern und Arbeitneh- 
mern für ihr gemeinsames Wohl. Ent- 
sprechend der früher benutzten Eintei- 
lung sollen auch jetzt wieder zunächst 
hygienische und darauf solche Einrich- 
tungen, die dem Arbeitnehmer morali- 
schen Nutzen schaffen sollen, besprochen 
werden. 

Eine bereits bei verschiedenen Unter- 
ncehmungen mit großem Erfolg ange- 
wandte Methode, um dem Angestell- 
ten Gelegenheit zu körperlicher und ge- 
sunder Bewegung zu geben, ist die, 
unter den Angestellten sportliche Vereine 
und Klubs zu gründen. Einige von diesen 
Gründungen sind sogar im Laufe der Zeit 
zu Sportklubs ersten Ranges herange- 
wachsen, so z. B. der Spindlerfelder Ru- 
derklub, der zu der chemischen Fabrik 
W. Spindler in Cöpenick bei Berlin ge- 
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hört, oder der Fußballklub der National 
Cassen-Compagnie in Dayton. In beiden 
Fällen haben die Fabriksbesitzer den 
ersten Fonds zur Schaffung der nötigen 
Ausrüstungen und zum Bau der Klub- 
häuser hergegeben, die Verwaltung da- 
gegen und die Maßnahmen zum dau- 
ernden Fortbestand des Vereins überlie- 
Ben sie den Angestellten selbst. 

Als Beispiel dafür, daß Wohlfahrts- 
arbeit die gemeinsame Arbeit beider Par- 
teien ist, diene folgendes: 

Die Maschinenfabrik von Ludwig 
Loewe & Co., A.-G. in Berlin, wollte vor 
einer Reihe. von Jahren ihren Ange- 
stellten die Anschaffung von Fahrrädern 
zu einem billigen Preise ermöglichen. 
Die Firma kaufte zu diesem Zwecke auf 
eigenes Risiko und unter Tragung der 
bedeutenden Einkaufskosten Hunderte 
von erstklassigen, aber bei dem Massen- 
bezug sehr billigen, Fahrrädern aus Ame- 
rika. Diese wurden an Beamte und Ar- 
beiter gegen eine monatliche Abzahlung 
von 3—5 Mk., die von den Gehältern 
und Löhnen einbehalten wurden, ausge- 
händigt. Einen ähnlichen Fall erzählt 
Andrew Carnegie in seinem Werke „Pro- 
blems of to day“. Die Arbeitervertre- 
tung seiner Stahlwerke in Pittsburg kam 
einst zu ihm und beklagte sich darüber, 
daß sie die bei dem strengen Winter so 
schr benötigten Kohlen zu außerordent- 
lich hohen Preisen kaufen müßten, weil 
die Händler bei den kleinen Quantitäten 
(selbstverständlich) hohe Aufschläge auf 
die Engros-Preise machen müßten. In 
einfacher Weise schuf dieser so erfolg- 
reiche Unternehmer Abhilfe, indem die 
Stahlwerke bei ihrem riesigen Kohlenbe- 
darf die Kohlen für die Arbeiter gleich- 
zeitig miteinkauften, so daß von da ab 
Carnegies Angestellte ihre Kohlen um 
25 00 billiger beziehen konnten, als die 
übrigen Bewohner der Stadt Pittsburg. 

Eine ganz ähnliche Einrichtung be- 
steht bei den zu dem Siemens Konzern 
gehörenden Gesellschaften. Es wird hier 
jährlich eine Liste umhergesandt, in die 
jeder Angestellte seinen Bedarf an Koh- 
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len für das laufende Jahr einträgt. Das 
Zentraleinkaufsbüro der vereinigten Ge- 
sellschaften ist dann in der Lage, einen 
großen Abschluß zu sehr billigem Preise 
zu tätigen. Nicht die Person des Unter- 
nehmers selbst ist es, die in diesen 
Fällen seine Angestellten durch das Ka- 
pital zu unterstützen in der Lage ist, 
sondern das Unternehmen als solches 
hilft durch die Macht der Vereinigung 
den Einzelnen. 

Bezeichnend ist eine Notiz, die vor 
kurzem in den Tageszeitungen zu lesen 
war: „Die fürstlich Plessche General- 
direktion der Standesherrschaft Fürsten- 
stein teilt uns zu der kürzlich ver- 
öffentlichten Notiz über die kaufmänni- 
schen Neigungen des Fürsten Pless mit, 
daß das fürstliche Warenhaus in Walden- 
burg nicht ein Warenhaus mit Kaufge- 
legenheit für jedermann sei. Das Waren- 
haus besteht schon seit 1890. Kaufbe- 
rechtigt sind darin ausschließlich fürst- 
liche Beamte und Arbeiter und mit dem 
Verkauf wird ferner keinerlei Gewinn für 
den Fürsten bezweckt, sondern der 
Ueberschuß wird am Ende des Jahres 
auf die Käufer nach Verhältnis ihrer Ein- 
kaufssummen verteilt. Das Warenhaus 
ist also eine Wohlfahrtseinrichtung“. 

Das hierin zum Ausdruck kommende 
Bestreben, dem Angestellten Gelegenheit 
zu einem billigen und doch guten Le- 
bensunterhalt zu geben, zeigt sich auch 
besonders bei Betrieben, die in einiger 
Entfernung von einem größeren Orte sich 
befinden. So trifft man vielfach in der 
Nähe solcher industrieller Werke von 
dem Unternehmer selbst erbaute Arbei- 
terhäuser mit Parkanlagen, sowie Schu- 
len, Turnhallen u. dergl. und auch Ka- 
sinos, Speise- und Erholungshäuser. Als 
Beispiel hierfür sei das Entstehen der 
Fabrikstadt „Wildenau‘ angeführt, die 
von der Berliner Maschinenfabrik A.-G. 
vorm. Schwartzkopf & Co. etwa 25 Ki- 
lometer von Berlin entfernt angelegt 
wurde. Für Arbeiter, die nicht draußen 
wohnen, ist Wildenau nur schwer er- 
reichbar, anderseits aber macht die Fa- 
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brikstadt einen so freundlichen und zu- 
friedenen Eindruck, daß man erkennt, 


wie hier für den Angestellten zum 
Nutzen der Unternehmung gesorgt 
wurde. 


Gewiß sind die Gründe, welche die 
Sozialdemokraten gegen die Einrichtun- 
gen anzuführen pflegen, daß nämlich der 
Unternehmer durch Erbauung von Ar- 
beiterwohnhäusern, Kasinos, Bibliothe- 
ken und dergleichen den freien Arbeiter 
an die Scholle zu fesseln und ihm seine 
Freizügigkeit zu rauben bestrebt sei, 
durchaus richtig. Die Arbeiterführer ver- 
gessen aber hierbei, daß der Arbeiter 
Wohlergehen eng verbunden ist mit dem 
Gedeihen der Unternehmung. Nicht nur 
der Unternehmer und der Kapitalist, son- 
dern sogar verhältnismäßig am stärksten 
genießen die Arbeiter Vorteile von der 
Prosperität der Unternehmung. 

Um sich ein Bild von der Billigkeit 
zu machen, mit der ein Fabriks-Kasino 
bei der Handhabung der Wirtschaft auf 
gemeinnütziger Grundlage zu arbeiten 
imstande ist, seien nachfolgend die Preise 
angeführt, welche die großen Werke von 
Gebr. Stollwerk a. Rh. in ihrem Speise- 
haus eingeführt haben. 

Es kostet eine Suppe 10 Pf. — Ge- 
müse und Kartoffeln 10 Pf. — Mittag- 
essen (Fleisch, Gemüse und Kartoffeln) 
25 Pf. — Suppe, Gemüse, Kartoffeln und 
Fleisch, 30 Pf. — ein Glas Bier 5 Pf., 
eine Tasse Kaffee 5 Pf. usw. 

Die folgende Zusammenstellung der 
Ausgaben und Einnahmen der Verwal- 
tung des Stollwerkschen Speisehauses 
zeigt, daß von den Werken jährlich nur 
die geringe Summe von 480.00 M. zu- 
gezahlt werden mußte, damit das Kasino 


bei obigen Verkaufspreisen bestehen 
konnte. 
1902. Ausgaben. 
M 

Warem: see eoa a pa 43 555, — 
Gehälter und Löhne . . . 2. 2... 5275, - 
Beleuchtung und Wasser. . . . .. 1014, — 
Heizung do A ne an 854, — 
Reparaturen . . 2 2 2 2 22. | 1 256, — 
Div. Unkosten . . 2 2 2 2 220% 1915, — 
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Einnahmen. 


Speisen und Getränke 
Billardeinnahmen . . . . 2 2 2. 43, — 


Badeanstalt Bee ee Se en 492, — 

Speisen und Getränke im Kölner „Volks- 
Wohle a a we re 20 670, — 
Verlust o ir a. a en ee el] 480, — 
| 53899, — 


In großartiger Weise hat es die Di- 
rektion des Pariser Warenhauses der 
„Louvre‘‘ verstanden, für das Wohl sei- 
ner Angestellten besondere Vorkehrun- 
gen zu treffen. Wie gut trotz dieser be- 
deutenden Mehrbelastung des Unkosten- 
etats der Louvre in den letzten Jahr- 
zehnten gewirtschaftet hat, zeigte das 
Testament des als vielfacher Millionär 
vor kurzem gestorbenen Begründers des 
Louvre, Mr. Chauchard. Zunächst ist 
für die Angestellten, und zwar beson- 
ders für die Junggesellen, das Sanatorium 
de Tournan, das etwa eine Stunde von 
Paris entfernt landschaftlich sehr reiz- 
voll liegt, geschaffen worden. Dieses, 
mit den modernsten Einrichtungen ver- 
sehene Etablissement besitzt 16 große 
Schlaf- und Wohnzimmer, einen Speise- 
saal und einen weiten Park. In seiner 
unmittelbaren Nähe ist das Hospital ‚Pe- 
reire‘ errichtet worden, das ebenfalls auf 
Kosten des Louvre unterhalten wird. 
Der Vorteil, der dem Unternehmen aus 
diesen Einrichtungen entspringt, läßt 
sich, wie einer der Direktoren der Ge- 
sellschaft gelegentlich mitteilte, deutlich 
erkennen. Während früher die Ange- 
stellten in Krankheitsfällen meistens nur 
schlecht gepflegt wurden, und während 
der Genesungszeit und noch wochenlang 
nachher nicht ihre volle Arbeitskraft zu 
entfalten in der Lage waren, können sie 
in dem eigenen Krankenhaus und im eige- 
nen Sanatorium in jedem einzelnen Fall 
besonders gepflegt werden, so daß sie 
dann häufig nach viel kürzerer Zeit wie- 
der ihren vollen Dienst aufnehmen 
können. 

Außerdem hat der Louvre ein gro- 
Bes Terrain gekauft und parzellieren 
lassen, so daß sich etwa 60 einzelne zum 
Anbau von kleineren Landhäusern geeig- 
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nete Grundstücke ergeben. Diese Ansied- 
lung wird ‚„Macampagne‘“ genannt und 
ist vom Louvre mit Gas, Wasserleitung 
und Kanalisation usw. versehen worden. 
Schließlich hat der Louvre noch in Ver- 
sailles einen der ältesten historischen 
Wohnsitze aufgekauft und hat dieses 
unter dem Namen „Pavillon de Ma- 
dame‘‘ bekannte Schloß als Ruhestätte 
für pensionierte Handlungsgehilfen sei- 
nes Warenhauses einrichten lassen. 

In gleich weitsichtiger Weise und mit 
nicht minder großem Erfolge hat ein an- 
deres großes Pariser Warenhaus, der 
„Bon Marche‘, besondere Wohnhäuser 
für seine Angestellten bauen lassen. In 
diesen werden jungen Mädchen, die im 
Bon Marche angestellt sind, völlig 
kostenfrei Wohnungen gewährt. Ebenso 
steht auch jedem männlichen Angestell- 
ten unter 20 Jahren in einem anderen 
Hause für einen sehr geringen Miets- 
preis ein kleines aber gut eingerichtetes 
Zimmer zur Verfügung. 

Besonders sei noch darauf hingewie- 
sen, daß in diesem Warenhause die Ein- 
richtung getroffen worden ist, daß je- 
der Angestellte, gleichgültig ob er eine 
hohe oder niedrige Stellung in dem Un- 
ternehmen einnimmt, Anspruch auf einen 
jährlichen Urlaub von einer oder mehre- 
ren Wochen hat. Gerade die Urlaubs- 
frage spielt bei den deutschen Unterneh- 
mungen insofern eine bedeutende Rolle, 
als man eigentümlicher Weise den kör- 
perliche Arbeit verrichtenden Angestell- 
ten, den Arbeitern, das Recht auf Ur- 
laub nicht zugestehen will, im Gegensatz 
zu den mehr mit geistiger Arbeit be- 
schäftigten kaufmännischen und techni- 
schen Angestellten. So erschien z. B. 
vor kurzem folgende Bekanntmachung 
der Handelskammer zu Bavreuth, die den 
in Betracht kommenden Firmen durch ein 
Rundschreiben zugestellt wurde. In den- 
selben heißt es wörtlich: 

„Die Handelskammer für Oberfran- 

ken hält es für dringend erwünscht, 

daß den kaufmännischen und tech- 
nischen Angestellten, die angestrengt 
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arbeiten müssen, alljährlich eine aus- 
reichende Zeit der Erholung unter 
Fortbezahlung des Gehaltes gewährt 
werde. Die Erhaltung der Gesund- 
heit, der Arbeitsfrische und Arbeits- 
fähigkeit der Angestellten, liegt eben 
so sehr im Interesse der Prinzipale, 
wie in dem der Angestellten. Die 
Handelskammer richtet daher an alle 
Firmen in Oberfranken die Auffor- 
derung, ihren kaufmännischen und 
technischen Angestellten, soweit dies 
nicht bereits schon geschieht, all- 
jährlich einen angemessenen Urlaub 
zu gewähren.“ 

Als Grund dafür, daß den Arbeitern 
ein Urlaub in dem Sinne, wie er den 
Angestellten bewilligt wird, vielfach nicht 
zusteht, wird der folgende angegeben. Da 
die Arbeiter meistens, besonders aber in 
der Metallindustrie, ohne irgend eine 
Kündigungsfrist engagiert werden, könn- 
ten sie nach Ablauf ihres Urlaubs ohne 
weiteres die Fabrik verlassen und bei 
einem Konkurrenzunternehmen eine 
Stellung annehmen. Hierdurch wird die 
Fabrik insofern geschädigt, als die Ur- 
laubserteilung, die zweifellos mit Geld- 
opfern für die Firma verbunden ist, vor- 
nehmlich zu dem Zwecke stattfindet, um 
dem Arbeiter Gelegenheit zu geben, neue 
Kräfte und Gesundheit nicht nur in sei- 
nem eigenen, sondern besonders auch im 
Interesse der Firma selbst zu sammeln. 
In der Tat ist bei der Freizügigkeit des 
Arbeiters irgend eine Gewähr dem Ar- 
beitgeber dafür nicht gegeben, daß der 
Arbeiter die während des Urlaubs ge- 
sammelten Kräfte auch wirklich im Inter- 
esse desselben Unternehmens verwertet. 

Ein Ausgleich muß hier unbedingt 
gefunden werden, damit die für die För- 
derung industrieller Unternehmungen 
durchaus ungesunde Trennung zwischen 
körperlichen und geistigen Arbeitern, die 
in Deutschland sich schon weit über Ge- 
bühr eingebürgert hat, nicht noch ver- 
gerößert wird. In Amerika, dem in sozia- 
ler Beziehung am weitesten vorge- 
schrittenen Lande, kennt man eine der- 
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artige Klassifizierung der in den Fabri- 
ken beschäftigten Personen nicht. Im 
Gegenteil, man schätzt den meistens 
besser bezahlten Handarbeiter mehr, als 
z. B. den ein nur geringeres Einkommen 
beziehenden kaufmännischen Angestell- 
ten. Ein Unterschied in der Urlaubs- 
bewilligung besteht denn hier auch nicht. 
Es steht jedem, gleichgültig welche 
Tätigkeit er verrichtet, ohne weiteres 
frei, einige Wochen im Jahre auszu- 
spannen; das Gehalt wird während dieser 
Zeit keinem, weder dem Arbeiter noch 
dem Angestellten, ausbezahlt. 

In einigen deutschen Fabriken hat 
man nun in richtiger Erkenntnis, daß 
man durch die Aussicht auf Urlaub die 
Seßhaftigkeit des Arbeiters zu heben be- 
strebt sein müßte, die Einrichtung ge- 
troffen, daß jedem, gleichgültig welcher 
Art Beschäftigung er in dem Etablisse- 
ment auch treibe, nach einem Jahr das 
Recht auf eine Woche, nach zwei Jahren 
auf 10 Tage und nach dreijähriger oder 
längerer ununterbrochener Dienstzeit das 
Recht auf eine 14 tätige Urlaubszeit bei 
voller Gehaltszahlung zusteht. Verläßt 
der Arbeiter dann nach Beendigung sei- 
nes Urlaubes die Fabrik, so ist ein Ver- 
lust für das Unternehmen insofern eigent- 
lich nicht eingetreten, als ja der Urlaub 
in diesem Falle gewissermaßen postnu- 
merando gewährt worden ist. Es kommt 
hierin die richtige Auffassung über das 
Wesen der Urlaubsbewilligung zum Vor- 
schein, daß die Berechtigung auf Urlaub 
mit Gehaltsanspruch gewissermaßen eine 
Art von kurzfristiger Pensionsberechti- 
gung darstelle. 

Schließlich sei an dieser Stelle noch 
erwähnt, daß mitunter auch Stiftungen 
zu dem Zwecke gemacht werden, um den 
weniger bemittelten Angestellten eines 
Unternehmens den Aufenthalt in einem 
Erholungsorte während des Urlaubs 
möglich zu machen. Vor kurzem ist z.B. 
gelegentlich des Jubiläums eines der Di- 
rektoren der Siemens & Halske Akt.-Ges. 
eine Stiftung ins Leben gerufen worden, 
deren Zweck es ist, den männlichen und 
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weiblichen Angestellten der Firma Geld- 
zuwendungen zu machen, damit diese ge- 
gebenenfalls mit ihrer Familie während 
des ihnen gewährten Urlaubs eine gründ- 
liche Erholung und Kräftigung ihrer Ge- 
sundheit finden. 


$ 6 der Satzung dieser 
lautet: 


„Zuwendungen aus der Stiftung er- 
halten nur Angestellte oder Unter- 
beamte mit geringem Diensteinkom- 
men, welche schon mindestens 
3 Jahre hintereinander bei einer der 
Siemens -Gesellschaften tätig sind. 
Voraussetzungen jeder Zuwendung 
ist: geschäftliche Brauchbarkeit, ta- 
dellose Führung, besonders fleißige, 
zuverlässige und pünktliche Erfüllung 
aller Dienstobliegenheiten und ver- 
trägliches Zusammenarbeiten des Be- 
dachten mit seinen Mitarbeitern.“ 


Stiftung 
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In § 8 heißt es: 


„Verheiratete Angestellte können, 
wenn sie ihre Frau an dem Urlaub 
teilnehmen lassen, den doppelten Be- 
trag erhalten und wenn wenigstens 
3 lebende Kinder vorhanden sind, 
dreifachen Betrag erhalten.“ 


Man sieht bei den in diesem Kapi- 
tel geschilderten Einrichtungen, die man 
als hygienische Wohlfahrtseinrichtungen 
bezeichnen kann, wiederum, wie wahr die 
Ansicht Ernst Abbes war, daß Wohl- 
fahrtseinrichtungen nicht ein Geschenk 
darstellen, das der Unternehmer seinen 
Untergebenen großmütiger Weise dar- 
bringt, sondern vielmehr eine, wenn nicht 
sogar das einzige Mittel, um die mensch- 
liche Arbeitskraft im gemeinsamen In- 
teresse der Unternehmung zur höchsten 
Kraftleistung zu entwickeln. 

(Schluß folgt.) 


DER „BUND DER TECHNISCH-INDUSTRIELLEN BEAMTEN“ 
e UND DER „VERBAND DEUTSCHER DIPLOM-INGENIEURE“. 


Vortrag, gehalten im Bezirksverein Mainz-Wiesbaden und Mannheim-Ludwigshafen des Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure, von Dipl.-Ing. K. F. Steinmetz-Bingen. 


Meine Herren! 

Im Jahre 1899 wurde der Technischen Hoch- 
schule zu Charlottenburg durch allerhöchsten 
Erlaß des Königs von Preußen das Promo- 
tionsrecht verliehen und damit die Tech- 
nische Hochschule in eine Reihe mit den 
übrigen Landesuniversitäten gestellt. Dem Vor- 
gange Preußens folgten die übrigen deutschen 
Bundesstaaten, soweit sie Technische Hoch- 
schulen unterhalten. 

Der feierliche Akt der Verleihung des Pro- 
motionsrechtes in der Aula der Technischen 
Hochschule zu Charlottenburg löste eine Reihe 
von Kundgebungen aus, welche die Bedeutung 
der Technik und der Technischen Wissenschaft 
und, last not least, die „Träger der Tech- 
nik“ — die Ingenieure — begeistert priesen. 
Die meisten Tagesblätter versagten es sich 
nicht, spaltenlange Artikel über die ‚Technik 
als Kulturmacht‘“, „die Ingenieure als Träger 
des Fortschrittes‘, als „Männer der Zukunft“ 
usw. zu bringen. Es wurde jedem Leser vor 
Augen geführt, welch einschneidende Bedeutung 
die Technik für das menschliche Leben be- 


sitzt, wie die Technik in alle Teile des mensch- 
lichen Lebens eindringt, wie sie imstande war 
und ist Kulturwerte umzuwerten, neue Kultur- 
werte aufzustellen usw. 

Doch diese allgemeine Beachtung der Tech- 
nik und ihrer Träger dauerte nicht allzulange. 
Besonders still ward es über dielngenieure, 
deren ehedem so gepriesener schaffender Geist 
ganz in Vergessenheit geriet. Und dieser Zu- 
stand hat sich ein volles Jahrzehnt erhalten, 
er ‘würde zweifellos noch weiter gedauert 
haben, wenn sich nicht endlich Männer unseres 
Standes gefunden hätten, die das befreiende 
Wort ausgesprochen haben: Hilfdirselbst! 

Fast zusammenfallend mit der 10 jährigen 
Wiederkehr jener denkwürdigen Stunden in der 
Aula der Technischen Hochschule zu Charlotten- 
burg versammelten sich einige „Träger der 
Technik“, um den „Verband Deutscher 
Diplom-Ingenieure“ zu gründen, der be- 
rufen sein soll, der Welt klar zu machen, daß 
die Neuzeit einen neuen Stand gezeitigt hat, 
der nicht gewillt ist, sich auch noch fernerhin 
von dem Platz an der Sonne abdrängen zu 
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lassen, welcher ihm vermöge seiner Bedeutung 
für das gesamte Wirtschaftsleben der Gegen- 
wart und in noch viel höherem Maße der Zu- 
kunft zukommen muß. 

Die Ursachen zu erforschen, warum diese 
beispiellose Mißachtung und Nichtbeachtung un- 
seres Standes ein Jahrzehnt möglich war, das 
dürfte ein nicht völlig lösbares Problem sein, 
weil der Ursachen zu viele und zu mannig- 
faltige sind. 

Doch darf nicht außer acht gelassen wer- 
den, daß die Gleichgültigkeit in unseren eigenen 
Reihen einen großen Teil der Schuld trägt. 

Die Struktur des deutschen akademischen 
Technikerstandes ist keine homogene. Der 
Technikerstand besitzt auch keine Geschichte, 
welche bis in ferne Zeiten zurückreicht. Das 
unterscheidet ihn zunächst von den anderen 
wissenschaftlichen Berufen der alten Universi- 
täten. Die gesamte Technikerschaft setzt sich 
aus zwei scharf trennbaren Gruppen zusammen: 
1. den Technikern, welche ihr Studium an einer 
Technischen Hochschule und auch ihre Examina 
daselbst abgelegt, und 2. aus der großen 
Masse jener, welche sich ihre Ausbildung auf 
den zahlreichen technischen Mittelschulen er- 
worben haben. 

Die Entwicklung der Dinge hat gezeigt, 
daß sich in die erstgenannte Gruppe Elemente 
eingedrängt haben, welche sich wohl Ingenieure 
nennen, denen aber gar vieles fehlt, nament- 
lich die Allgemeinbildung. Da das große, nicht 
sachverständige Publikum keinen Unterschied 
machte zwischen dem ‚‚Ingenieur‘, der sich 
diesen Titel aus eigner Machtvollkommenheit 
zulegte, und jenen Ingenieuren, welche durch 
ein abgeschlossenes Hochschulstudium gerechten 
Anspruch auf diesen Titel erheben können, so 
mußte der ‚„Ingenieurstand‘‘ folgerichtig ein 
immer tieferes Niveau einnehmen. Die Ent- 
wicklung hat weiter gezeigt, daß dieses Ni- 
veau noch nicht auf dem tiefsten Stand an- 
gelangt ist, also noch weiter sinkt. 

Vor langen Jahren mag man wohl von 
einem „Ingenieurstand‘‘ haben reden können, 
heute gibt es einen solchen nicht mehr. Das, 
was man so gemeinhin als den ‚„Ingenieur- 
stand‘‘ bezeichnet, ist eine große Masse von 
in der Technik beschäftigten Personen, welche 
sonst aber nichts gemeinsames haben, welches 
die Berechtigung geben könnte, sie als einen 
„stand“ anzusprechen. 

Wir fragen uns wohl erstaunt, wie solches 
überhaupt geschehen konnte. In keinem an- 
deren Stande finden wir eine analoge Ent- 
wicklung der Dinge. Die Schuld daran tragen 
wir zum großen Teile selbst. In anderen Be- 
rufsständen, welche akademisch gebildete Be- 
rufsträger umfassen, finden wir frühzeitig ein 
Zusammenschließen, dessen Bestreben es war 
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und ist, die Interessen des Standes zu wahren 
und ihren Mitgliedern nach außen zu jene Ach- 
tung zu verschaffen, welche ihnen vermöge ihrer 
Bildung und vermöge ihres Einflusses auf das 
gesamte Staats- und Wirtschaftsleben mit Recht 
zukommt. Auch in der Technik hat es nicht an 
Vereinigungen gefehlt. Aber all die Verbände, 
mögen sie heißen wie sie wollen, sie haben 
nichts, rein nichts getan für den akade- 
mischen Techniker. Im Gegenteil waren sie 
bestrebt, bewußt oder unbewußt, ihr Mög- 
lichstes dazu beizutragen, daß jeglicher Unter- 
schied verwischt wird, der allenfalls noch 
zwischen den Akademikern und den Nicht- 
akademikern in der Bewertung bestehen könnte. 

Die Untätigkeit dieser Verbände, ihre Gleich- 
gültigkeit und ihr Unvermögen, auch nur die 
geringste positive Standesarbeit zu leisten, ist 
nicht zum geringsten Teile Schuld an der trau- 
rigen Lage — nicht nur des akademischen Tech- 
nikerstandes. 

Zum Teil aus dieser Erkenntnis heraus, daß 
keiner der alten Fachverbände in der Lage 
war, irgend welche Standesinteressen seiner 
Mitglieder zu verfechten, wurde im Jahre 1904 
der „Bund der technisch-industriellen Beamten‘ 
ins Leben gerufen. Dieses Jahr muß daher als 
ein Wendepunkt in der Entwicklung der deut- 
schen Technikerschaft betrachtet werden. 

Die Grundlage des „Bundes“, wie er in 
der Folge genannt werden soll, ist die einer 
Gewerkschaft. Mitglied kann jeder wer- 
den, der in irgend einem technischen Betriebe 
Angestellter ist. Aber auch nur der kann 
Mitglied des „Bundes“ werden, der Ange- 
stellter ist, so daß dem Prinzip der Ge- 
werkschaft zufolge die Mitgliedschaft sich nur 
aus „Arbeitnehmern‘‘ zusammensetzt. Dieses 
Prinzip ist beim „Bunde“ streng durchgeführt. 
Gleichgültig ist, welche Funktion der Be- 
treffende in seiner Stellung ausübt, gleich- 
gültig ist demnach auch, welche Vorbildung 
das Mitglied besitzt. Ebenso spielt die Art 
der technischen Bildung keine Rolle. Wir fin- 
den unter den Mitgliedern des „Bundes“ so- 
wohl den Akademiker, den ‚Ingenieur‘, den 
Mittelschultechniker, den Zeichner und Büro- 
gehilfen sowie den Bürodiener. Die Mitglied- 
schaft des „Bundes“ kann dreierlei Art sein: 

1. Ordentliche Mitglieder; das sind 
solche, wie sie vorher im allgemeinen gekenn- 
zeichnet worden sind. 

2. Studierende Mitglieder; das sind 
solche, welche schon als ordentliche Mitglieder 
in die Listen des ‚Bundes‘ eingetragen sind, 
aber vorübergehend aus dem Angestelltenver- 
hältnis ausscheiden, um sich wieder dem Stu- 
dium zu widmen. Ihre Mitgliedschaft ruht wäh- 
rend der Dauer des Studiums, sie treten nach 
Beendigung desselben ohne weiteres dem 
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„Bunde‘ wieder als ordentliche Mitglieder bei. 
— In ähnlicher Weise werden die militärpflich- 
tigen Mitglieder behandelt. 

3. Hospitanten. Der „Bund“ hat mit 
der Mitgliedschaft als ,„Hospitant‘‘ eine Ein- 
richtung geschaffen, deren Vorbild aller Wahr- 
scheinlichkeit nach die sogenannten ‚Jugend- 
organisationen‘‘ der Sozialdemokraten sind. Für 
diese Hospitanten des „Bundes“ gelten folgende 
Bestimmungen: 

„Personen, welche zwecks Vorbereitung auf 
den technischen Beruf eine Lehranstalt be- 
suchen oder praktisch arbeiten, können Hos- 
pitanten des ‚„Bundes‘‘ werden. Sie erhalten 
die Monatsschrift „Ekkehard“ und haben das 
Recht, an allen Veranstaltungen des „Bundes“ 
teilzunehmen. Sie haben eine Semestergebühr 
von 2 M. zu entrichten.“ 

Die Hospitanten sind entweder zu eignen 
„Hospitantengruppen‘ vereinigt, oder sie wer- 
den da, wo Ortsgruppen der ordentlichen Mit- 
glieder bestehen, von diesen geführt. Der Zweck 
der Einrichtung des Hospitantenwesens braucht 
nicht näher erläutert zu werden; derselbe ist 
ja leicht einzusehen. 

Außer diesen angeführten Mitgliedern hat 
der „Bund“, wachsend mit der Zahl der Mit- 
glieder und der Ausdehnung seines Arbeits- 
bereiches, eine Reihe bezahlter Mitglieder, A n- 
gestellte, welche die Geschäfte des „Bun- 
des‘‘ führen, Vorträge auf den Werbeversamm- 
lungen halten usw. Sie nennen sich „Hilfs- 
sekretäre“, „‚Sekretäre‘‘ usw. 

Das Zeichen der Mitgliedschaft ist das „Mit- 
gliedsbuch‘“, in welchem die Personalien des 
Inhabers und seine Mitgliedsnummer verzeichnet 
sind. Wechsel des Aufenthaltsortes wird durch 
An- und Abmeldung ebenfalls im Mitgliedsbuch 
verzeichnet, so daß über eine „Nummer“ ge- 
nau Kontrolle geführt ist. Der Mitgliedsbeitrag 
beträgt 2 M. pro Monat, also 24 M. im 
Jahre. Diese Leistung der Mitglieder des ‚„Bun- 
des‘‘ ist besonders bemerkenswert. Der ‚Bund‘ 
unterläßt dabei nicht, seine Mitglieder noch 
darauf aufmerksam zu machen, daß dieser Bei- 
trag noch gering zu nennen ist im Verhältnis 
zu den Beiträgen, welche die Arbeiter in der 
Höhe von 5 und 6 M. pro Monat für ihre 
Berufsorganisationen leisten. 

Auch andere Verbände zahlen im Verhältnis 
zu dem Einkommen ihrer Mitglieder außer- 
ordentlich hohe Beiträge für ihre Berufsvereine. 
So zahlen, um nur ein Beispiel heraus zu grei- 
fen, die Mitglieder des ‚Verbandes der Kunst- 
gewerbezeichner‘, welche durchschnittlich einen 
Verdienst erreichen dürften von monatlich 
150 M., einen Organisationsbeitrag von 23 M. 
pro Jahr, von 1911 ab, sogar 24 M. 

Die Erhebung der fälligen Monatsbeiträge 
erfolgt dadurch, daß für jeden Monat in die 
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Mitgliedskarte eine Marke, ähnlich der In- 
validenmarken, eingeklebt wird, die dann durch 
Ueberschreiben des Datums entwertet wird. 

Die Zentrale des ‚Bundes‘ befindet sich in 
Berlin, von hier aus wird die ganze Verwaltung 
geführt. Der ‚Bund‘ gliedert sich in Orts- 
vereine, welche Ortsgruppen genannt wer- 
den. Vorstand derselben ist der Obmann. 
Die sonstige Verteilung der Aemter bietet wei- 
ter keine Besonderheiten. Der Vollständigkeit 
halber sei noch bemerkt, daß diese Aemter der 
Ortsgruppen Ehrenämter sind. Die Ortsgruppen 
selbst sind zu sogenannten Gauen zusammen- 
gefaßt, welche für sich „Gautage‘ abhalten. 
Der „Bund“ tritt jährlich einmal zu einer Haupt- 
versammlung zusammen. 

An Orten, an denen die Mitgliederzahl die 


_ Gründung einer Ortsgruppe nicht gestattet, wer- 


den „Zahlstellen“ errichtet. Einzelne Mit- 
glieder werden von der Zentralstelle geführt. 

Als Verbandsorgan fungiert die „Deutsche 
Industriebeamten-Zeitung‘“, welche 
sich ausschließlich mit Berufsfragen beschäftigt; 
sie erscheint alle 14 Tage. 

Bemerkenswert ist noch, daß nach Berich- 
ten der ‚Industriebeamten-Zeitung‘‘ bei Nicht- 
einhaltung der Zahlungstermine von Beiträgen 
die Sperrung sämtlichen Bundesmaterials ein- 
schließlich der Zeitschrift sich als sehr wirk- 
sames Mittel erwiesen hat. 

Ich habe Ihnen damit zunächst in großen 
Zügen ein Bild von der Organisation des 
„Bundes“ entworfen. Aus demselben dürften 
Sie zur Genüge erkannt haben, über welch 
vorzügliche Organisation der ‚Bund‘ verfügt. 
— Wie stark der gewerkschaftliche Gedanke 
unter den Beamten der Technik Anklang ge- 
funden hat, läßt sich am besten aus der Ent- 
wicklung des ‚Bundes‘ ersehen. Maßgebend 
dafür ist die stetig steigende Zahl seiner Mit- 
glieder. Die Gründung des „Bundes“ fällt in 
den Monat Mai des Jahres 1904. Der Mit- 
gliederstand betrug: Ende 1904 1638, 1905 4625, 
1906 7082, 1907 10758, 1908 13009. Heute 
dürfte der „Bund“ rund 15000 Mitglieder zäh- 
len. 

Nun zum „Programm“ des „Bundes‘‘, wel- 
ches ich Ihnen am besten wörtlich bringe, so 
wie es sich in den zahlreichen Propaganda- 
schriften des ‚Bundes‘ vorfindet. 

Der ‚„Bund‘ will: 

1. daß den technischen Privatbeamten im 
öffentlichen Leben die Stellung eingeräumt 
wird, welche ihnen nach ihren Leistungen für 
die heimische Volkswirtschaft gebührt. 

2. Daß der technischen Arbeit eine Bezah- 
lung zuteil wird, die dem technisch-industrie- 
ellen Beamten eine seiner Bildung entsprechende 
Lebenshaltung gestattet und ihm eine ange- 
messene Verzinsung der Kapitalien ermöglicht, 
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welche er für seine fachliche Ausbildung auf- 
gewendet hat. 

3. Eine den Kulturbedürfnissen unserer Zeit 
entsprechende Begrenzung der Arbeitszeit durch 
gesetzlichen Höchstarbeitstag, Ver- 
bot der Sonntagsarbeit und Einschränkung des 
Ueberstundenwesens. 

4. Ein einheitliches Recht für alle tech- 
nischen Privatangestellten durch Beseitigung der 
Ausnahmegesetze für die Angestellten in land- 
wirtschaftlichen Nebenbetrieben, im Bergbau 
und den Verkehrsgewerben. 

5. Die rechtliche Gleichstellung der tech- 
nischen mit den kaufmännischen Angestellten 
hinsichtlich der Gehaltszahlung am Monats- 
schluß, der Abzüge vom Gehalt und des Kün- 
digungsausschlusses bei militärischen Uebungen. 

6. Den gesetzlichen Zwang zur Fortzahlung 
des Gehaltes bei militärischen Uebungen bis 
zur Dauer von 8 Wochen. 

7. Die Verbesserung des Zeugnisrechtes. 

8. Die Beseitigung der Dienstkautionen. 

9. Die Abschaffung der Konkurrenzklausel. 

10. Die strafgerichtliche Ahndung der Ehren- 
wortsklauseln im Dienstvertrag. 

11. Klare und unzweideutige Strafbestim- 
mungen für die Vereinbarung sogenannter heim- 
licher Konkurrenzklauseln, für die Abgabe von 
Verrufserklärungen und für alle sonstigen, die 
Erwerbsfreiheit der Angestellten hindernden Ab- 
machungen. 

12. Die Sicherstellung der Eigentumsrechte 
an den Erfindungen durch Schaffung eines wirk- 
lichen Erfinderschutzes. 

13. Schnell und billig arbeitende Berufs- 
gerichte durch Ausbau der Gewerbegerichte. 

14. Die Errichtung von Arbeitskammern mit 
besonderen Abteilungen für Angestellte. 

15. Die Einführung eines konstitutionellen 
Fabriksystems durch Errichtung obligatorischer 
Beamtenausschüsse und Beteiligung der 
Angestellten am Gewinn. 

16. Eine auskömmliche Versicherung für die 
Zeiten des Alters und der Invalidität, eine er- 
weiterte Unfall- und Keänkenversicherung. 

17. Eine staatliche Versorgung der Witwen 
und Waisen. 

18. Daß die technischen Privatangestellten 
bei allen gesetzgeberischen Maßnahmen sozial- 
politischer Natur gebührend berücksichtigt wer- 
den. 

19. Der ‚Bund‘ will mit einem Wort, daß 
die bisherige einseitige Arbeitgeber- und Hand- 
lungsgehilfen-Politik durch eine systematische 
Arbeitnehmer-Politik ersetzt wird. 

Außerhalb dieses Programms bietet der 
„Bund‘ seinen Mitgliedern eine Reihe von Ein- 
richtungen, welche zum Teil geschaffen wur- 
den, um die Lage des Einzelnen zu verbessern, 
zum Teil, um ihm sein Rückgrat zu stärken. 
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Diese ,„Wohlfahrtseinrichtungen‘‘ sind jedoch, 
wie der „Bund‘‘ selbst ausdrücklich hervorhebt, 
nicht Selbstzweck des „Bundes“. An erster 
Stelle steht, wie es wörtlich heißt, die Ver- 
tretung der großen sozialpolitischen Förderun- 
gen, erst in zweiter und dritter Linie kommt 
die Unterstützung des Einzelnen in vorüber- 
gehenden Notlagen. 

An erster Stelle dieser Wohlfahrtseinrich- 
tungen steht die „Stellenlosenunterstützung‘“. 
Der ‚Bund‘ hat mit derselben das wichtige 
Problem der Arbeitslosenversicherung, welches 
seit einer Reihe von Jahren bei Staats- und 
Kommunalbehörden - erörtert wird, aber noch 
keine brauchbare Lösung gefunden hat, auf die 
Verhältnisse der Techniker übertragen. Und 
man muß dem ‚Bunde‘ zugestehen, daß er 
diese, für das wirtschaftliche Leben der Pri- 
vatangestellten so wichtige Frage, so weit es 
im Rahmen der Mittel möglich ist, gut gelöst 
hat. Ueber die Organisation dieser interes- 
santen Einrichtung kann ich mich nicht näher 
verbreiten, da dies meine Ausführungen zu weit- 
läufig machen würde. Doch darüber vielleicht 
einmal an anderer Stelle. 

Eine zweite vortreffliche Einrichtung hat der 
„Bund“ mit seinem „Rechtsschutz“ getroffen. 
Derselbe erstreckt sich auf Mitglieder, welche 
in einen Rechtskonflikt mit ihren ‚Arbeit- 
gebern‘‘ gekommen sind. Er ist für die Mit- 
glieder kostenlos. Durch diesen Rechtsschutz 
wurden beispielsweise bis 1907 12 Zeugnisse 
und 28875 M. an Gehältern, Konventional- 
strafen usw. erstritten. Der Wert dieser Ein- 
richtung ist somit kein illusorischer. Ferner 
wird den Mitgliedern unentgeltlicher „Rechts- 
rat“ in allen Fällen, hervorgerufen durch das 
Angestelltenverhältnis, gewährt, ebenso „Patent- 
rat‘, 

Die letzte Einrichtung, aber nicht die un- 


‚wichtigste, ist der „Stellennachweis“ und die 


„Auskunftei“. 

Der Stellennachweis ist sehr gut organisiert. 
Die Vakanzenliste wird in der Zeitschrift ver- 
öffentlicht, wobei jede Vakanz eine laufende 
Nummer erhält. Erst auf Anfrage eines Mit- 
gliedes wird bekannt gegeben, bei welcher Firma 
die Vakanz vorliegt. Die kurzen Hinweise in 
der Vakanzenliste enthalten auch einige Winke 
über die Gehaltsbeanspruchung, Vertragsverhält- 
nisse usw. Die Auskunftei macht es sich zur 
Aufgabe, den Stellesuchenden Auskunft über die 
betreffenden Firmen und deren Arbeitsverhält- 
nisse zu geben. Diese Einrichtung dürfte für 
den Stellesuchenden als von großer Bedeutung 
sich erweisen. Sie verdient in ihrer Organisation 
alle Anerkennung. 

Nachdem ich Ihnen einen Ueberblick über 
die Organisation und das Wesen des ‚Bundes 
der technisch-industriellen Beamten‘ gegeben 
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habe, dürften Sie selbst erkennen, daß dem 
„Bund“ „die Lebensberechtigung nicht nur 
nicht abzusprechen ist, sondern daß vielmehr 
der „Bund“ eine Organisation darstellt, wie 
sie die bisherigen Verbände nicht im ent- 
ferntesten aufzuweisen haben. 

Eine andere Frage ist die, was für Arbeit 
leistet der „Bund“ und für wen wird diese 
Arbeit in der Hauptsache geleistet, wem werden 
seine Einrichtungen und seine Erfolge in der 
Zukunft am meisten zugute kommen. 

Es ist falsch, wenn der ‚Bund‘ behauptet, 
daß er ‚„Standesarbeit‘“ und „Standespolitik‘ 
treibt. Er geht dabei von einer ganz falschen 
Voraussetzung aus, von der nämlich, daß seine 
Mitglieder einen ‚Stand‘, den „Technikerstand“, 
bilden. Es wurde schon anfangs hervorgehoben, 
daß die Zusammensetzung der Technikerschaft 
keine homogene ist. Von einem gemeinsamen 
„Stand‘‘ kann überhaupt keine Rede sein. Man 
verwechselt im Sprachgebrauch 
häufig „Beruf“ mit „Stand“, obwohl gar 
nicht gezweifelt werden kann, daß beide Be- 
griffe sich nicht decken. Man kann von 
dem ‚Berufe als Techniker‘ sprechen, was aber 
keineswegs dasselbe wie „Technikerstand“ ist. 
Auch der sogenannte „Technikerberuf‘“ dürfte 
als Wortbildung einer strengen Kritik nicht 
standhalten. Es ist die Art der Beschäftigung 
in der Technik heute so mannigfaltig, daß man 
auch die diese Beschäftigungen ausübenden 
Techniker nicht mehr in einen gemeinsamen 
„Beruf‘‘ zusammenfassen kann. Infolge der 
stetig fortschreitenden Technik, welche stets 
neue Berufszweige schafft, wird dies in Zu- 
kunft noch mehr der Fall sein, als es bisher 
schon gewesen ist. 

Es kann daher auch nie von einer „Standes- 
arbeit‘ oder „Standespolitik‘ des ‚Bundes‘ ge- 
sprochen werden. 

Man findet die richtige Bezeichnung ohne 
weiteres aus den Tendenzen des ‚Bundes‘ 
selbst Der ‚Bund‘ will, wie schon Eingangs 
betont, alle jene Techniker umfassen, welche 
in einem Angestelltenverhältnis stehen, ohne 
Unterschied des Berufes. Damit ist aber auch 
seine Politik gekennzeichnet und zwar als reine 
„Klassenpolitik‘“ Die zweite Frage, 
wem der „Bund“ seine Arbeit leistet, beant- 
wortet der ‚Bund‘ selbst dahin, daß er diese 
leistet für alle „Berufsstände“ der Techniker, 
daß er seine Erfolge gleichmäßig erringt so- 
wohl für den Akademiker als auch für den 
letzten Zeichner. 

Gewiß läßt sich nicht abstreiten, daß manche 
Punkte seines Programms in gleich hohem 
Maße dem Akademiker wie dem Mittelschul- 
techniker zugute kommen werden. Aber es 
muß doch wohl bedacht werden, daß es For- 
derungen gibt, welche nicht alle Schichten der 


Technikerschaft in gleichem Maße stellen. Ich 
werde noch darauf zu sprechen kommen. Zu- 
nächst möge einmal bedacht werden, wie sich 
der Mitgliederstand des „Bundes“ zusammen- 
setzt, wobei von der Art der Vorbildung bzw. 
der technischen Bildung überhaupt ausgegangen 
werden soll. Diese Unterscheidung ist aller- 
dings beim „Bunde‘ sehr verpönt. Dies Unter- 
fangen kommt fast einem Verbrechen gleich. 
Wir wollen es trotzdem wagen, denn es ist für 
manchen Techniker doch wohl von Interesse 
zu wissen, mit wem er zusammensitzt. Wenn 
man kurz trennt, in solche, welche volle aka- 
demische Bildung haben und in Nichtaka- 
demiker, so dürfte man kaum fehl gehen, wenn 
man sagt, daß der ‚„Bund‘“ aus 90 0. Nicht- 
akademikern und 10% Akademikern besteht. 
Es ist das nur eine Schätzung meinerseits, aller- 
dings eine sehr vorsichtige Schätzung. Nach 
Aeußerungen des ‚„Bundes‘‘ selbst in seiner Zeit- 
schrift dürfte dieser Prozentsatz der Aka- 
demiker noch zu hoch gegriffen sein. Eine 
genaue Ziffer läßt sich eben nicht feststellen, 
da der ,„Bund‘ als Kampforganisation aus 
guten Gründen kein Mitgliederverzeichnis heraus- 
gibt. In diesem Verhältnis der beiden Gruppen 
der Mitgliedschaft spiegelt sich ohne weiteres 
das Hauptziel seiner Bestrebungen. So sehr ich 
die Betriebsamkeit des „Bundes“, seine zweck- 
mäßige Organisation und seine Einrichtungen 
loben muß und ihnen volle Gerechtigkeit wider- 
fahren lasse — das muß ich als Leitsatz meiner 
weiteren Ausführungen voranstellen: 

Der Platz für den Akademiker 
ist nicht im „Bunde“. 

Im folgenden werde ich den Satz unter Be- 
weis stellen. 

M. H.! Im Juli vorigen Jahres wurde unser 
„verband Deutscher Diplom-Ingenieure‘‘ ge- 
gründet. Bereits im November erschien in der 
„Industriebeamten-Zeitung‘, dem Organ des 
„Bundes“, ein Angriff auf den „Verband“ zu 
einer Zeit also, zu welcher von unserem ‚‚Ver- 
band‘ kaum mehr als eine Gründungsanzeige 
bekannt war. Diese Angriffe füllen eine Num- 
mer der „Industriebeamten-Zeitung‘““ fast ganz 
aus und sind von einer stellenweise nicht gerade 
feinen Art. Sie zeigen allein schon, wessen 
sich der „Verband“ vom „Bunde“ zu versehen 
hat. Als Leitsatz dieser Kampfnummer gegen 
die Akademiker ist ein Zitat gewählt aus den 
„Dokumenten des Fortschritts“, herausgegeben 
von Dr. H. Beck, der selbst Verfasser dieses 
Zitates ist. Es ist überschrieben: ‚„Gewerk- 
schaft der Ingenieure oder Akademikerverein ?“ 
und lautet: „Die großen deutschen technischen 
Organisationen scheiden sich also in technisch- 
wissenschaftliche Verbände, ferner in Fachver- 
eine mit wirtschafts-politischen Nebenzwecken 
und in Zusammenfassungen einzelner wirtschaft- 
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lich-sozial auf annähernd gleicher Stufe stehen- 
der technischer Berufsträger, als reinsten Typ 
der letzteren Gruppe die „Gewerkschaft der 
Ingenieure‘. Den festesten Boden unter den 
Füßen haben meiner Ueberzeugung nach, ge- 
wissermaßen als die entgegengesetzten Pole der 
Reihe: einerseits der ‚Verein deutscher In- 
genieure‘, andererseits der „Bund der tech- 
nisch-industriellen Beamten“. Die anderen auf 
der mittleren Linie laufen Gefahr, sich ent- 
weder zur rein wirtschaftlichen Interessenver- 
tretung oder zu der sattsam bekannten Art 
von Zwittervertretungen der „wirtschaftlichen 
und sozialen Interessen des Ingenieurstandes‘“ 
zu entwickeln. — Das soziale und wirtschaft- 
liche Niveau des Ingenieurs bestimmt sich schon 
nach kurzer Zeit in der Praxis nach der nicht 
notwendig an Diplome gebundenen Befähigung 
und der oft genug vom Zufall abhängigen Tat- 
sache, ob der Betreffende gerade an den seiner 
spezifischen Begabung entsprechenden Platz ge- 
stellt wird. Eine Standesorganisation dürfte 
nur dann von der Einheitlichkeit der Vorbil- 
dung ausgehen, wenn diese Vorbildung gleich- 
zeitig die Grenzlinien des Standes zieht, wie 
zum Beispiel bei den Rechtsanwälten, Aerzten 
oder Richtern. Wo es sich aber wie in der 
Technik um einen freien Beruf handelt, bei dem 
die wirtschaftliche und soziale Struktur des 
Standes in ziemlich weiten Grenzen unabhängig 
von dem formellen Abschluß eines Studiums 
durch die Diplomprüfung ist, da muß die Organi- 
sation des Standes von einer anderen Grund- 
lage als der Gleichartigkeit der Vorbildung 
ausgehen. Sie kann nur ausgehen von der 
Gleichartigkeit der sozialen Lage, des Ab- 
hängigkeitsverhältnisses, der Berufsstellung und 
der Aehnlichkeit der wirtschaftlichen Lage. Das 
beweist die bisherige Entwicklung der Dinge.“ 

Zur Kritik dieses Zitates muß ich zuerst 
bekennen, daß mir die Bezeichnung „Gewerk- 
schaft der Ingenieure“ für den „Bund der 
technisch-industriellen Beamten‘ nicht gerade 
zusagt. Ich habe schon Gelegenheit gehabt, 
Ihnen zu erklären, aus welch verschiedenen 
Elementen sich die Mitgliedschaft des „Bun- 
des“ zusammensetzt, und eben diese Zusam- 
mensetzung ist es, welche diese Bezeichnung 
für den ,„Bund‘ nicht rechtfertigt. Wenn ja 
leider auch zugegeben werden muß, daß die 
Berufsbezeichnung ‚Ingenieur‘ eine freie Be- 
zeichnung ist, so kann von dem Standpunkt 
der akademischen Ingenieure niemals zugegeben 
werden, daß jeder sich diese Bezeichnung zu- 
legen darf, da der akademische Grad „Dipl.- 
Ing.“ das Wort ‚Ingenieur‘ als einen wesent- 
lichen Bestandteil enthält. Die Erfahrung hat 
gezeigt, daß das große Publikum keinen Unter- 
schied zu machen weiß zwischen einem „In- 
genieur‘‘ und einem „Diplom-Ingenieur“. Die 
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Bezeichnung „Gewerkschaft der Ingenieure‘ in 
dem Beck’schen Zitat für den „Bund der tech- 
nisch-industriellen Beamten“ sanktioniert ohne 
weiteres die bedauerliche Tatsache, daß sich 
heute jeder die Bezeichnung ‚Ingenieur‘ bei- 
legt, wenn er nur im entferntesten mit der 
Technik etwas zu tun hat. Dem „Bunde“ muß 
man den Vorwurf machen, daß er nichts gegen 
diesen Unfug getan hat, daß er vielmehr den- 
selben selbst sanktioniert. Das beweist, 
wenn es überhaupt eines Beweises bedürfen 
sollte, eine Stelle in der angezogenen Num- 
mer der „Industriebeamten-Zeitung“. Dort 
heißt es in dem Leitartikel „Auf falschen 
Wegen‘: „Nichts wäre verfehlter, als wenn 
der angestellte Diplom-Ingenieur aus seinem 
Titel die Berechtigung herleiten wollte, sich 
über den Kollegen erhaben zu dünken, der 
seine Vorbildung anderswo erhalten oder sich 
aus eigner Kraft emporgearbeitet hat. Der 
überhebende Ton, der im „Verband Deutscher Di- 
plom-Ingenieure gegen die „Auchingenieure‘“ an- 
geschlagen wird, muß deshalb auf das schärfste 
zurückgewiesen werden.‘ 


Wir müssen ebenfalls mit dem gleichen 
Nachdruck zurückweisen, daß uns „Ueber- 
hebung‘‘ nachgesagt wird. Wenn wir uns gegen 
die „Auchingenieure‘‘ verwahren, so meinen 
wir jene Elemente, welche sich den Titel ‚‚In- 
genieur“ zulegen, die selbst von Bundes- 
mitgliedern nicht als solche anerkannt wür- 
den. Ich habe viele Bundesmitglieder gekannt, 
welche ebenso entrüstet über den Unfug 
waren, daß jeder sich den Titel ‚Ingenieur‘ zu- 
legt, wenn er auch nicht die geringste In- 
genieurarbeit verrichtet, oder überhaupt dazu 
imstande ist, und auch nicht im geringsten 
jenes Mindestmaß an allgemeiner Bildung auf- 
weisen kann, das man doch von einem In- 
genieur heute wohl verlangen müßte. 


Entschieden weisen wir den Vorwurf zurück, 
daß wir uns über wirklich tüchtige Nicht- 
akademiker oder Autodidakten „‚erhaben“ 
dünken. Es lag niemals in unserer Absicht, 
und kann auch nie unsere Absicht werden, 
solchen Technikern die gebührende Anerken- 
nung für ihre Leistungen und ihre Verdienste 
zu versagen. Aber es muß doch wohl be- 
achtet werden, daß es sich hier nur um Aus- 
nahmefälle handelt, daß diese Fälle stets Aus- 
nahmefälle bleiben werden. In der Zukunft 
noch mehr als bisher, da die rein wissen- 
schaftlichen Anforderungen in der Technik 
zweifellos noch größer werden. Es muß her- 
vorgehoben werden, daß aufkeinen 
Falldiegroße ZahlderAkademiker 
lediglich wegen wenigen tüchtigen 
Nichtakademikern eine Zurück- 
setzung erfahren darf!! 
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- Es ist ferner eine unberechtigte Unter- 
stellung, wenn uns in dem Beckschen Zitat 
gesagt wird, daß wir die Befähigung an das 
„Diplom‘‘ gebunden wissen wollen. Das hat 
denn doch wohl noch kein Angehöriger des 
„Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure‘ be- 
hauptet. Der akademische „Dipl.-Ing.“ ist für 
uns nichts weiter als der Beweis der vollen 
akademischen Bildung. Und so genommen, er- 
scheint mir, daß das „Diplom‘‘ doch wohl für 
etwas Befähigung in der Technik zu gelten 
hat. Daß das spätere wirtschaftliche und so- 
ziale Niveau des Akademikers oft vom Zufall 
abhängt, dergestalt, daß er nicht an jenen Platz 
kommt, der seinen Fähigkeiten am besten ent- 
sprechen würde, ist eine unbestrittene Tatsache. 
Daß dieser Zustand ein gerechter und zeit- 
gemäßer ist, wird wohl auch im „Bunde“ nie- 
mand behaupten. Aber haben denn die bis- 
herigen Verbände der Techniker, einschließlich 
des „Bundes“ auch nur den Versuch unter- 
nommen, diesen unwürdigen Zustand zu än- 
dern? Sie haben sich überhaupt noch nie mit 
dieser Frage beschäftigt. Der „Bund‘“ wird der 
letzte sein, der eine solche Forderung, die 
nur die Akademiker angeht, auf sein Programm 
setzen wird. 

Was hier als ein scheinbarer starker Be- 
weis gegen die Existenzberechtigung des 
„Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure‘“ an- 
geführt wird, erscheint mir gerade als ein Be- 
weis für die Notwendigkeit desselben. Denn 
Sache des „Verbandes“ wird es sein müssen, 
diesen Zufall nach Möglichkeit zu beseitigen, 
Mittel und Wege zu finden, daß dem in die 
Praxis tretenden Ingenieur der Weg gewiesen 
wird, den er zu gehen hat, damit er jenen 
Wirkungskreis findet, der seinen individuellen 
Fähigkeiten am besten entspricht, in welchem 
er seine ganze Arbeitskraft einzusetzen ver- 
mag und auch Tüchtiges leisten kann. 

Daß die Technik ein freier Beruf ist, leitet 
auch noch nicht zur Notwendigkeit, daß der 
Platz des Akademikers im „Bunde“ sein muß. 
Es ist ja zu bedauern, daß die Freiheit des 
technischen Berufes eine so ausgedehnte ist; das 
hat wohl auch schon der ‚Bund‘ erkannt. 
Sache des ‚Verbandes‘ wird es sein, auch hier 
entsprechend einzugreifen. Ich denke dabei an 
die „Abgrenzung der Arbeitsgebiete‘, welches 
Problem seinerzeit auf der ersten Hauptver- 
sammlung. des „Verbandes“ in Berlin von un- 
serem Kollegen Frantz-Mainz aufgestellt 
wurde. Eine solche Forderung erscheint wohl 
auf den ersten Blick als absurd und undurch- 
führbar, ist es aber bei näherer Betrachtung 
keineswegs. Man braucht sich nur vor Augen 
zu halten, daß die Technik heute gar kein 
so freier Beruf mehr ist, als man so 
gemeinhin anzunehmen geneigt ist. Tatsache 
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ist, daß eine Reihe von Arbeitsgebieten heute 
schon dem Akademiker allein vorbehalten sind, 
nicht allein in Staats- und Kommunalstellen. 

Der Schlußsatz des angezogenen Zitates, daß 
„eine Standesorganisation nur ausgehen kann 
von der Gleichartigkeit der sozialen Lage, des 
Abhängigkeitsverhältnisses, der Berufstellung 
und der Aehnlichkeit der wirtschaftlichen Lage, 
und daß dies die bisherige Entwicklung der 
Dinge beweise“, dieser Schlußsatz soll nicht 
unwidersprochen bleiben. Zunächst möge her- 
vorgehoben werden, daß der Verfasser dieses 
Zitates auf einer vollständig falschen Basis steht. 
Wir finden die Verwirrung mit dem Be- 
griff „Stand“; Herr Dr. H. Beck scheint sich 
auch über diesen Begriff nicht im Klaren zu 
sein. Mit ihm der „Bund der technisch-indu- 
striellen Beamten‘. Der ‚Bund‘ baut wohl 
seine Organisation auf den von Dr. Beck an- 
gegebenen Grundlagen auf, aber es wurde schon 
wiederholt darauf hingewiesen, daß der ‚Bund‘ 
vermöge seiner Zusammensetzung niemals als 
eine „Standes‘organisation angesehen werden 
kann. Darin liegt nur ein Widerspruch, so daß 
das Zitat eigentlich unbeabsichtigt gegen die 
Berechtigung des „Bundes“ sprechen würde. 

Auf den ersten Blick hat die These des 
Herrn Dr. H. Beck etwas für sich. Aber bei 
näherer Untersuchung muß man zu einer 
abweichenden Ansicht gelangen. Das Einzige, 
was die Mitglieder des „Bundes“, vom Aka- 
demiker herab bis zum Bürogehilfen gemein- 
sam haben, das ist das Abhängigkeitsverhält- 
nis vom Unternehmer. Diese Abhängigkeit 
teilen wir aber mit noch vielen anderen Be- 
rufsständen, die auch nicht gewerkschaftlich or- 
ganisiert sind. 

Und, M. H., was beweist „die bisherige 
Entwicklung der Dinge“? Doch wohl nur, daß 
es an einer Stelle gefehlt hat, welche diese 
Entwicklung etwas mehr zugunsten der Aka- 
demiker beeinflußt haben würde. Wir brauchen 
uns ja nur vor Augen zu halten, daß diese 
Dinge doch ganz ohne 
unser Zutun erfolgt ist. 

Die akademischen Techniker haben bis 
heute in ihrer großen Mehrzahl aus vielerlei 
Gründen, von denen die Gleichgültigkeit nicht 
der geringste ist, in keiner Weise in die Ent- 
wicklung der „Dinge“ eingegriffen, sie nicht 
in ihrem Sinne beeinflußt. So kann es 
nicht Wunder nehmen, daß die Entwicklung 
über ihren Köpfen hinweg erfolgt ist und einen 
Weg genommen hat, der nicht zu Gunsten derAka- 
demiker ist. Das liegt in der Natur der Sache, 
denn die Entwicklung hat sich eben nach dem 
Willen jener gestaltet, welche regen Anteil ge- 
nommen haben und das waren in der Haupt- 
sache jene Vertreter in der Technik, welche 
dem Akademiker nicht besonders gewogen sind. 
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Wie kann man deshalb die „Entwicklung 
der Dinge“ als einen Beweis gegen die Exi- 
stenzberechtigung unseres „Verbandes“ auf- 
fassen, da wir doch gerade durch unseren Zu- 
sammenschluß Einfluß auf die Entwicklung ge- 
winnen wollen. Die „Bisherige Entwicklung 
der Dinge‘ ist es gerade, die wir bekämpfen 
wollen, bekämpfen müssen; und wir stehen erst 
am Anfang dieses Kampfes, am Anfang der 
„Entwicklung der Dinge“, welche nunmehr 
einen Weg nehmen müssen, der auch für den 
Akademiker ein günstiger werden muß. Ge- 
rade die „Entwicklung der Dinge“ ist ein Be- 
weis für die Existenzberechtigung des „Verban- 
des Deutscher Diplom-Ingenieure‘“, ja er er- 
scheint mir als der stärkste Beweis. Ge- 
rade diese uns wenig günstige Entwicklung hat 
ja in aller erster Linie den ‚Verband‘ ins 
Leben gerufen. 

Und diese Entwicklung der Dinge ist auch 
ein Beweis für den vorher aufgestellten Leit- 
satz, daß der Platz des Akademikers nicht im 
„Bunde“ sein kann. Denn der ‚Bund‘ hat 
bisher doch in keiner Weise versucht, die Lage 
der Akademiker zu verbessern. Mir ist auch 
nichts davon bekannt, daß der ‚„Bund‘“ sich 
überhaupt mit akademischen Fragen beschäftigt 
hat. Um rein akademische Fragen zu lösen, 
ist der „Bund“ infolge der Struktur seiner 
Mitgliederschaft gar nicht geeignet. Derartige 
Fragen liegen auch gar nicht in den rein ge- 
werkschaftlichen Tendenzen, die der ‚Bund‘ 
verfolgt. Zur Lösung gewisser Fragen ist die 
Gewerkschaft wohl die richtige Organisation; 
das kann nicht verkannt werden, und soll auch 
nicht verkannt werden. Aber es gibt Forder- 
ungen, welche in die vitalsten Interessen der 
Akademiker eingreifen und deren Lösung — 
weil es sich eben um akademische Fragen han- 
delt — nur von einem Zusammenschluß von 
Akademikern: erhofft werden kann. Darüber, 
daß es solche Fragen in Hülle und Fülle gibt, 
sind wir wohl alle einig. 

Was soll es daher für den Akademiker für 
einen Zweck haben, wenn er Mitglied des ‚„Bun- 
des‘‘ wird, der bis heute sich um die Aka- 
demiker sehr wenig gekümmert hat und von 
dem auch in Zukunft speziell für die Aka- 
demiker nichts zu erhoffen ist. Dass diese Er- 
kenntnis sich schon vielfach Bahn gebrochen 
hat und immer weiter um sich greifen wird, 
beweist allein schon das Anwachsen der Mit- 
gliederzahl des „Verbandes Deutscher Diplom- 
Ingenieure“. Auch der ‚Bund‘ kann sich dieser 
Erkenntnis nicht verschließen, und er hat eben 
aus diesem Grunde auch die Angriffe auf den 
„Verband“ unternommen. Der „Bund“ schreibt 
zwar in dem Leitartikel der Nummer 23 der 
„Deutschen Industriebeamten-Zeitung‘‘, „daß er 
über den Verdacht erhaben sei, von der Grün- 
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dung des „Verbandes Deutscher Diplom-Inge- 
nieure‘“‘ eine Verkleinerung seines Wirkungs- 
kreises befürchten zu müssen.“ Das kann doch 
wohl nur heißen, daß der ‚Bund‘ nicht be- 
fürchtet, daß in Zukunft die Diplom-In- 
genieure ihm fernbleiben werden. Nun muß 
man sich allerdings fragen, aus welchem Grunde 
dann der ,„Bund‘“ diese Angriffe gegen den 
„Verband“ unternommen hat. Doch wohl nur, 
um die Diplom-Ingenieure zu warnen, diesem 
„Verband Deutscher Diplom-Ingenieure‘‘ mit 
seinen „Rückschrittlichen Bestrebungen‘‘, wie es 
in der genannten Nummer der Bundeszeitung 
heißt, beizutreten. So nebenbei findet man 
auch die Anpreisung des „Bundes“, worin dem 
Akademiker, sollte er das noch nicht wissen, 
zu Gemüte geführt wird, daß der ‚Bund‘ die 
alleinrichtige Organisation ist, war und bleiben 
wird, daß der rechtmäßige Platz des Aka- 
demikers im „Bunde“ ist, in welchem die 90% 
Mittelschultechniker schon seine Geschäfte und 
Interessen so nebenbei mit bestreiten wer- 
den. Die Taktik der Angriffe auf den ‚,Ver- 
band‘ ist eine eigenartige. Sämtliche Artikel 
der genannten Nummer, welche sich mit den 
Angriffen auf den ‚Verband‘ befassen, sind 
von Diplom-Ingenieuren, zum Teil Angestellte 
des „Bundes“, verfaßt. Die Herren Kollegen 
vom „Bunde“ haben dabei nicht unterlassen, 
ihren Titel „Dipl.-Ing.“ vor ihren Namen zu 
setzen. Es ist dies nur deshalb bemerkens- 
wert, weil man sonst diese Titelführung nicht 
im „Bunde‘ gewöhnt ist. An anderen Stellen 
hieß es von den betreffenden Herren Kollegen 
nur „Herr N. N.“ vom Titel „Dipl.-Ing.“ war 
dabei nichts zu sehen. Daß dahinter eine Ab- 
sicht liegt, dürfte sonnenklar sein. Diese Ab- 
sicht ist durchsichtig, und der Zweck ebenfalls. 
Es sollte wohl den Angriffen mehr Nachdruck 
verliehen werden, die Warnungen vor dem ,Ver- 
bande‘“ sollten eindringlicher sein dadurch, daß 
sie eben selbst von Angehörigen unseres Stan- 
des ausgehen. Ehe ich nun auf eine weitere 
Kritik eingehe, will ich Ihnen einige Proben 
dieser Angriffe unserer Standesgenossen geben. 


- „Diese weltfremden Herren haben her- 
ausgefunden, daß ein Unterschied besteht zwi- 
schen Akademikern und Nichtakademikern.“ 
„Nach diesen Proben mag es überflüssig er- 
scheinen, auf die rückschrittlichen Bestrebungen 
des „Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure“ 
noch näher einzugehen‘, 


„Die neue Gründung trägt überdies einen 
so zünftlerischen Charakter, daß es für die 
technischen Angestellten mit akademischer Bil- 
dung wahrlich keine Ehre wäre, wenn sie die 
Zeichen der Zeit so wenig verstehen und sich 
der neuen Bewegung in größerer Zahl an- 
schließen würden“. 
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„Die Bestrebungen des ‚Verbandes Deut- 
scher Diplom-Ingenieure‘ sind mit den Bedürf- 
nissen der Zeit nicht in Einklang zu bringen. 
Sie bedeuten überdies eine Zersplitterung der 
Angestelltenbewegung, die angesichts der koa- 
litionsfeindlichen Mächte als ganz unverantwort- 
lich bezeichnet werden muß‘. 

„Und jetzt, ausgerechnet zu diesem Zeit- 
punkt, kommt bedauerlicher Standesdünkel auf 
die geradezu naive Idee, einen „Verband Deut- 
scher Diplom-Ingenieure“ zu gründen“. 

Zur Abwehr will ich folgendes sagen: 

Zunächst zu dem Hinweis, daß wir „Welt- 
fremde Herren‘ herausgefunden haben, es be- 
stehe ein Unterschied zwischen dem Akademiker 
und dem Mittelschultechniker. Den Beweis 
dieser Tatsache zu führen, halte ich für gänz- 
lich überflüssig. Es ist dieser Satz nur deshalb 
beachtenswert, weil der „Bund“ damit eine 
Negation ausspricht, daß es nämlich einen 
solchen Unterschied nicht gibt. Die Propa- 
gierung dieses Satzes entspricht ganz den Ten- 
denzen des „Bundes“. Auch an manchen an- 
deren Stellen der „Bundes“ publikationen findet 
man diesen Satz ausgesprochen. Es handelt 
sich hier, wie bei anderen Machenschaften auch, 
um ein Verwischen der Grenzen. Hundert- 
mal kann man den Ausspruch hören und lesen, 
daß die Praxis keinen Unterschied mache zwi- 
schen dem akademisch gebildeten Techniker und 
dem Fachschulabsolventen oder dem Auto- 
didakten. Zugegeben, daß es tatsächlich so 
wäre, ist damit auch schon gesagt, daß der 
Akademiker auch in Zukunft auf eine andere 
Wertung seiner Arbeit verzichten soll? Zu 
welchem Zweck gibt es denn überhaupt noch 
Technische Hochschulen? Es wäre denn doch 
ein heller Unsinn, auf die Technische Hoch- 
schule zu gehen, wenn das später in keiner 
Weise gewertet wird! Vergleichen wir nur 
einmal den Ausbildungsgang des Akademikers 
und des Mittelschultechnikers hinsichtlich des 
Zeitaufwandes zur Ausbildung. Um auf die 
Hochschule gehen zu können, braucht man zu- 
nächst einmal neun Jahre Mittelschule. Dann 
folgt ein Mindeststudium von weiteren vier 
Jahren an der Technischen Hochschule, wozu 
noch ein Jahr praktischer Tätigkeit kommt. 
Das macht in Minimo einen Zeitaufwand von 
vierzehn Jahren, von der Elementarschule 
an gerechnet. 

Setzen wir den günstigsten Fall voraus, daß 
ein Mittelschultechniker die Berechtigung zum 
„Einjährigen‘‘ besitzt — was aber bei der 
überwiegenden Mehrzahl nicht der Fall ist — 
so hat er dazu einen Besuch der Mittelschule 
von sechs Jahren Dauer nötig. Dazu ein prak- 
tisches Jahr, welchem der Besuch eines Tech- 
nikums folgt. Vorausgesetzt, daß er ein Tech- 
nikum von gutem Ruf besucht, so braucht er 
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zur Absolvierung desselben zweieinhalb Jahre. 
(Es gibt auch Anstalten, welche einen ‚In- 
genieur‘‘ in ganz erheblich kürzerer Zeit aus- 
bilden. Das soll hier nicht einmal in Betracht 
gezogen werden). Seine ganze Ausbildung be- 
ansprucht demnach einen Zeitaufwand von neun- 
einhalb Jahren, ebenfalls von der Elementar- 
schule an gerechnet. Daraus ergibt sich die 
beachtenswerte Tatsache, daß der Mittelschul- 
techniker als Ingenieur in die Praxis eintritt 
zu einer Zeit, zu welcher der gleichaltrige 
Akademiker gerade die Mittelschule verläßt und 
erst beginnt, sich dem eigentlichen technischen 
Studium zu widmen. Wenn dann der Aka- 
demiker in die Praxis nach abgelegten Examina 
eintritt, so hat der Mittelschultechniker sich 
schon fünf Jahre in ein Gebiet eingearbeitet 
(ist schon Spezialist‘), wenn der Akademiker 
gerade am Anfang seiner Laufbahn steht. 

Dieser Vergleich des Zeitaufwandes zum tech- 
nischen Studium redet für sich allein schon. 
Und, meine Herren, ist es keine Ungerechtig- 
keit, wenn die Praxis diesen höheren Zeitauf- 
wand, der doch nicht ohne Einfluß auf das 
Können (gleiche Begabung der beiden voraus- 
gesetzt) bleiben kann, von der Allgemeinbil- 
dung ganz abgesehen, in keiner Weise be- 
wertet? Das ist eben auch ein Teil von der 
„Entwicklung der Dinge‘, von denen vorher die 
Rede war, und zwar ein sehr trauriger Teil. 
Und hat der ‚„Bund‘“ vielleicht schon einmal 
auch nur Miene gemacht, eine Aenderung in 
diesem Mißverhältnis zu erstreben? Keinen 
Vorwurf kann man dem ‚„Bunde‘‘ daraus kon- 
struieren, denn der „Bund“ kann ja vermöge 
seiner Zusammensetzung gar nicht an derartige 
akademische Fragen herantreten, seine 90% 
Mittelschultechniker würden sich eine solche 
spezielle Fürsorge für die wenigen Akademiker 
des „Bundes‘‘ entschieden verbeten haben. 

Aber es beweist dies, daß der Akademiker 
für sich vom ‚Bunde‘ nichts erwarten darf 
und daß es bisher an einer Stelle gefehlt hat, 
an der der Akademiker seine berechtigten 
Wünsche anbringen konnte. Daß der „Bund“, 
trotz seiner gegenteiligen Versicherungen, diese 
Stelle nicht war, ist, noch werden wird, zu 
dieser Erkenntnis bin ich schon lange gekom- 
men. Und mit mir viele Hunderte andere — 
das beweist die Entwicklung des „Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure‘, der sich der 
„Bund“ wohl nicht mehr wird verschließen 
können. Ich bin der festen Ueberzeugung, daß 
noch viele andere ebenfalls zu dieser Erkennt- 
nis kommen werden. 

Ueber eins wäre noch besonders zu reden, 
nämlich über den bedauerlichen ‚„Standesdünkel“ 
und die uns allenthalben vorgeworfene „Titel- 
sucht“. Standesdünkel werden die Herren 
Kollegen vom „Bunde“ bisher wenig bei den 
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akademischen Technikern gefunden haben, so- 
weit diese nur Diplom-Ingenieure sind. Den 
Standesdünkel muß der „Bund‘ ganz wo anders 
suchen. Darüber gibt die Schrift ,„Surgite‘“! 
reichlich Auskunft, und ich verweise Sie aus- 
drücklich auf diese treffliche Schrift, welche 
die Not der akademischen Techniker mit den 
rechten Worten nennt. (Surgite!-Worte von den 
Standesinteressen der deutschen akademischen 
Techniker. Von einem deutschen Ingenieur. 
Dresden 1909, Verlag von W. Baensch). 

Wenn wir endlich daran gedacht haben, daß 
unserem Stande nicht die ihm zukommende 
Berücksichtigung seitens der anderen akademi- 
schen Stände und der übrigen Mitwelt ent- 
gegen gebracht wird, daß der Akademiker 
eigentlich zum Leben noch mehr bedarf als 
nur Brot zum Essen, und wir auf Abhilfe dieser 
unwürdigen Zustände dringen, so hat das mit 
Standesdünkel herzlich wenig zu tun. 

Wer kennt heute nach reichlich zehnjährigem 
Bestehen den ‚Diplom-Ingenieur‘? Ich habe 
Herren getroffen, welche im wirtschaftlichen 
und im gesellschaftlichen Leben eine Stellung 
einnehmen, die sich von mir erst einmal den 
Unterschied zwischen „Ingenieur‘‘ und „Diplom- 
Ingenieur‘‘ erklären ließen. Wenn ich Wert 
darauf lege, daß man in mir den Vollakademiker 
sieht, so gut wie im Juristen und Arzt, und 
wenn dies als ‚„Standesdünkel“ bezeichnet wird, 
dann will ich mir ruhig diesen Vorwurf ge- 
fallen lassen. 

Und wie steht es mit dem Vorwurf der 
„Titelsucht‘ ? 

In der ‚„Industriebeamten-Zeitung‘‘ lesen wir, 
daß der „Verband Deutscher Diplom-In- 
genieure‘‘ gegründet wurde, vornehmlich um die 
Anerkennung des Titels in den Vordergrund 
des Kampfes zu rücken. Abgesehen davon, 
daß dies nicht in diesem Maße den Tatsachen 
entspricht, ist diese Titelfrage doch eine rein 
akademische Frage Gewiß dringen wir 
auf die allgemeine Anerkennung und auf ge- 
nügenden Schutz des akademischen Grades 
„Dipl.-Ing.“‘, der uns nach einem mindestens 
achtsemestrigen Studium und zwei Examina 
nicht gerade in den Schoß fällt. Aber mit 
„Titelsucht‘“ hat das doch gar nichts zu tun. 
M. E. kann diese akademische Frage, wie jede 
andere rein akademische Sache, doch nur von 
Akademikern behandelt werden. 

Ich will noch darauf hinweisen, daß die 
Fachschulabsolventen in viel schärferer Weise 
„standesfragen‘‘ erörtern und verfechten. Wenn 
uns aber schon einmal der Vorwurf der Titel- 
sucht gemacht wird, so erinnern Sie sich bitte 
einmal an die Bestrebungen, die in jüngster 
Zeit herrschten, bzw. noch heute vorhanden 
sind, und welche darauf abzielten, den Absol- 
venten der Baugewerkschulen den Titel „Di- 
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ich keinen Tadel für diese Bestrebungen finden, 
noch den Vorwurf der ,„Titelsucht‘“. Außer- 
dem, wer treibt Titelsucht? Der, welcher die 
ihm von Rechts- und Gerechtigkeitswegen zu- 
kommenden Titel zur Geltung bringt, oder 
Jene, die sich Titel unrechtmäßiger Weise zu- 
legen ? 

Jeder von uns hat wohl schon in der 
Praxis „Ingenieure“ getroffen, von denen man 
nicht gerade behaupten kann, daß ihnen dieser 
Titel, bei aller Freiheit des Ingenieurtitels, zu- 
kommt. Ich habe „Autodidakten‘ gekannt, und 
auf diese wird ja soviel Rücksicht genommen, 
die noch nicht einmal den elementarsten deut- 
schen Satz deutsch schreiben konnten, die 
nicht den fundamentalsten Begriff der Mechanik 
kannten, die sich aber trotzdem stolz „‚‚In- 
genieur‘ nannten und auch so genannt wurden! 

Wenn der „Bund“ behauptet, den gesam- 
ten Techniker,,stand‘“‘ zu heben, so sollte er 
einmal sein Augenmerk auf diesen Unfug 
richten und nicht von hoher Warte herab uns 
„Titelsucht‘‘“ vorwerfen!!! — 

Eine wirkliche Hebung unseres Standes kann 
nicht nur eine Lohnfrage sein, nicht nur eine 
Frage der gesetzlich festgelegten Mindestge- 
hälter. 

Trotz alledem soll nicht geleugnet werden, 
daß die Hebung unseres Standes zum Teil auch 
eine Titelfrage ist. 

Ich erinnere mich heute noch, mit welch 
eisigem Schweigen in einer ‚„Bundes‘versamm- 
lung die Worte eines alten Professors, 
der im Dienst der Firma Wayss und Freytag 
stand, aufgenommen wurden. Der arme Mann 
war auch einer der Titelsüchtigen, auch einer 
der naiven, wie wir, denn er sagte damals: 

„Die ganze Frage der Hebung des Stan- 
des ist eine Titelfrage. Solange jeder, der ein- 
mal in seinem Hofe eine Kanalröhre gelegt 
hat, sich Bauingenieur nennt und nennen darf, 
oder jener, welcher einmal eine Hundehütte 
gebaut hat, Architekt, so lange kann von einer 
Hebung des Standes keine Rede sein!“ 

Damals traute man sich nicht, diesem alten, 
im Ingenieurdienste ergrauten Herrn ins Gesicht 
zu schleudern, daß er bedauernswerten Standes- 
dünkel besitze und titelsüchtig sei. Und doch 
hatte er den Kern der Sache bloßgelegt.: Das 
war m. W. 1906. 

Titelsucht, m. H.!? wer wirft dem Herrn 
Arzt Meier das vor, weil er sich mit seinem 
wohlerworbenen Grad „Dr.“ schmückt? Oder 
wer wirft ihm Titelsucht vor, weil er sich 
mit „Herr Dr.“ anreden läßt? 

Und was wollen wir denn mehr, als daß man 
uns den wohlerworbenen akademischen Grad 
zukommen läßt und denselben auch würdigt? 
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Wir wollen, daß der Außenstehende auch einmal 
weiß, daß er es mit einem Vollakademiker zu 
tun hat, und nicht mit dem Verleger der vorge- 
nannten Kanalrföhre oder dem Erbauer der 
Hundehütte!! u 

Es ist unbedingt als ein ganz unberechtigter 
Vorwurf anzusehen, wenn uns der „Bund“ 
Titelsucht und Standesdünkel vorwirft. Zu 
diesem Kapitel gehört auch die Tatsache, daß 
man vielfach ähnlich lautende Titel wie „Dipl.- 
Ing.‘ findet. Oft, wie ich es auch schon von 
einem Herrn aus dem ‚Bunde‘ gesehen habe, 
mit kleinen Anfangsbuchstaben geschrieben, oft 
„dipl.-Ingenieur‘‘ und ähnliches. Hierin ist die 
Phantasie der Erfinder geradezu ausschweifend 
zu nennen. Diese Titelerfinder rekrutieren sich 
aber nicht aus den Kreisen der Diplom-In- 
genieure! 

Erwähnenswert sind noch aus der genannten 
Nummer der „Deutschen Industriebeamten-Zei- 
tung‘ einige Stellen in einem Artikel, benannt 
„Der Diplom-Ingenievr und der Bund“. Ver- 
fasser ist der Herr Kollege Dipl.-Ing. Hans 
Mederle-Augsburg. Zunächst ist es das Ver- 
dienst des genannten Herrn Kollegen, daß er 
uns den erwähnten ‚Bedauerlichen Standes- 
dünkel‘“ vorwirft.e. Sodann prägt er auch 
das Wort von der „naiven Idee, einen 
Verband Deutscher Diplom-Ingenieure zu 
gründen“. In dem Aufsatze heißt es nun an 
einer interessanten Stelle: 

„Das Recht kennt keinen Unterschied zwischen 
Diplom-Ingenieur und Mittelschultechniker, des- 
halb gehören beide zusammen.‘ 

Welche gemeinsame Organisation uns dann 
als die richtige empfohlen wird, findet sich in 
dem Aufsatz weiter unten, nämlich: 

Deshalb kann auch der im Privatdienst 
stehende Diplom-Ingenieur, wenn er es ehrlich 
mit der Vertretung seiner Standesinteressen 
meint, nur dem „Bunde der technisch-indu- 
striellen Beamten‘‘ beitreten.‘ 

Aus diesen Aussprüchen scheint mir hervor- 
zugehen, daß naive Ideen gottlob nicht nur im 
„Verband Deutscher Diplom -Ingenieure gefunden 
werden. Wir müssen ja zugestehen, daß das Recht 
keinen Unterschied kennt zwischen dem Diplom- 
Ingenieur und dem Mittelschultechniker, es kennt 
überhaupt keinen Diplom-Ingenieur. Wir haben 
dies wiederholt schon lebhaft bedauert, und 
eine Aufgabe des „Verbandes“ ist es ja auch, 
diesen unwürdigen Zustand zu ändern. Es ist 
eine der elementarsten Forderungen des aka- 
demischen Technikers, daß er im öffentlichen 
Recht, genau wie die anderen akademischen 
Stände, zur Geltung kommt. Daß der „Bund“ 
eine deratige Forderung nicht erhoben hat, noch 
je erheben wird, ist uns zur Genüge klar. 
Sollen wir, weil das Recht bisher den aka 
demischen Techniker nicht gekannt hat, getrost 
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auch fernerhin darauf verzichten? Hier haben 
wir wieder denselben Irrtum, wie er bei der 
mehrfach erwähnten „Entwicklung der Dinge‘‘ 
nachgewiesen wurde. 

Auf ähnlicher Grundlage basieren noch 
andere Behauptungen in der angezogenen Num- 
mer der ‚‚Bundes‘-Zeitung. 

Um meinen eingangs aufgestellten Leitsatz, 
daß der „Bund“ nicht die Stelle zur Betäti- 
gung der Akademiker sein kann, noch weiteren 
Beweisen zu unterstellen, falls solche überhaupt 
nötig sein sollten, möge auf die Forderungen 
und die Grundlagen des „Verbandes Deutscher 
Diplom-Ingenieure‘‘ und auf die Stellungnahme 
des „Bundes‘ hierzu noch näher eingegangen 
werden. 

Als das Fundament des „Verbandes“ möchte 


ich die Forderung bezeichnen, daß die Diplom- 


Ingenieure volle Gleichstellung erlangen mit 
allen anderen akademisch gebildeten Staats- 
bürgern nach Gesetz und Recht. Um diese 
Fundamentalforderung zu verwirklichen, hat 
sich der „Verband‘‘ zunächst die Aufgabe ge- 
stellt, jene Hindernisse zu beseitigen, welche 
die freie Entfaltung der Intelligenz des Diplom- 
Ingenieurs einschränken oder gar verhindern. 
Diese Aufgabe wurde im Aufruf zur Gründung 
des „Verbandes“ im vergangenen Jahr scharf 
umrissen und in einzelne Gesichtspunkte zu- 
sammengefaßt. Dieses „Programm“ des „Ver- 
bandes“‘ ist Ihnen allen bekannt, es erübrigt sich 
hier daher die Aufzählung der einzelnen Punkte. 

Zur Erreichung dieser Ziele ist es von 
großer Wichtigkeit, daß der ‚Verband‘ die 
weitere Ausgestaltung der Technischen Hoch- 
schulen in diesem Sinne beeinflußt. Soll eine 
völlige Gleichstellung des akademischen Tech- 
nikers mit den Vertretern der wissenschaft- 
lichen Berufe der alten Universitäten erreicht 
werden, so ist vor allem erforderlich, daß die 
Grundlage für das Studium an der Technischen 
Hochschule, wie bei den Universitäten, die Ma- 
turität sein muß. Das Maturitätsprinzip, 
welches durch die ‚„Oberhofer Beschlüsse‘‘ an 
den Technischen Hochschulen eingeführt wurde 
in der Erkenntnis, daß nur dadurch sich die 
Gleichstellung der Technischen Hochschulen mit 
den Landesuniversitäten durchführen läßt, wird 
aber von zwei Technischen Hochschulen in 
weitgehendem Maße durchbrochen. Es werden 
an diesen Hochschulen immature Hochschul- 
absolventen geschaffen, die eine schwere Schä- 
digung der Diplom-Ingenieure in der Privat- 
praxis bilden. Wenn auch diesen immaturen 
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ordentliche Studierende in den Listen ge- 
führt, ein akademischer Grad nicht erteilt wird, 
so legen sie doch die gleichen Examina ab, 
wie die Studierenden mit Reifezeugnis. Der 
dergestalt absolvierte Ingenieur bezeichnet dann 
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mit Recht seine Bildung als „abgeschlossene“ 
Hochschulbildung; ist demnach praktisch dem 
Diplom-Ingenieur völlig gleichgestellt. So kann 
von einem Falle berichtet werden, in welchem 
ein Absolvent eines Technikums an einer dieser 
beiden Technischen Hochschulen als ordent- 
licher Studierender eingetragen wurde, ohne 
auch nur die Vorbildung zum „Einjährigen“ 
zu besitzen. Es möge dabei noch bedacht wer- 
den, daß es sich nicht etwa um einen Herrn 
handelt, der, im reiferen Alter stehend, schon 
in der Praxis etwas geleistet hat, sondern um 
einen jüngeren Herrn, der den normalen Aus- 
bildungsgang eines Technikers an einem Tech- 
nikum durchgemacht hat. Gegen diese 
Nichtbeachtung der Oberhofer Be- 
schlüsse muß entschieden Stellung 
genommen werden. Ich brauche nicht 
weiter auszuführen, in welcher Weise der 
Diplom-Ingenieur dadurch geschädigt wird, das 
ist ja ohne weiteres klar. Bei allen Diplom- 
Ingenieuren muß diese Durchbrechung des aka- 
demischen Prinzips die größte Mißbilli- 
gung finden. Aber glauben Sie, m. H., daß 
der „Bund“ hierin jemals die Absicht haben 
wird, Wandel zu schaffen? Es kann dies ja 
auch gar nicht in dem Wunsche der Mehrzahl 
der Bundesmitglieder liegen, noch in dem der 
Bundesleitung. Wo liegt dann die Fürsorge 
des „Bundes“ für die Diplom-Ingenieure und 
was sollen die Diplom-Ingenieure im „Bunde“ 
suchen? Eine wirkliche Vertretung ihrer In- 
teressen werden sie dort niemals finden können. 


Auch hier ist zu bedenken, daß es sich 
bei dieser ‚„Hochschulfrage‘“ um ein rein aka- 
demische Frage handelt, zu deren Lösung, wie 
bei allen rein akademischen Fragen, der „Bund“ 
in gar keiner Weise geeignet ist. Wenn wir 
trotzdem hie und da den „Bund“ mit „Hoch- 
schulfragen‘‘ beschäftigt sehen, so kann dies 
an der Tatsache nichts ändern. Außerdem kann 
die erwünschte Lösung solcher Fragen nie ganz 
im Sinne der Diplom-Ingenieure ausfallen. 
Man braucht nur zu bedenken, daß sich 90% 
Mittelschultechniker und nur 10% Akademiker, 
welche aber nicht alle Diplom-Ingenieure sind, 
mit der Lösung beschäftigen. Was dabei her- 
auskommen kann, dürfte nicht fraglich sein. 
In dieser Beziehung hat der Diplom-Ingenieur, 
trotz aller gegenteiligen Versicherungen, vom 
„Bunde“ nichts zu hoffen. 


Eine weitere Forderung des ‚Verbandes‘ 
gipfelt in dem Rechtsschutz der Standes- 
bezeichnung. Wenn wir im öffentlichen Leben 
so gewertet werden wollen, wie es unserer aka- 
demischen Ausbildung entspricht, und wie es 
auch den anderen akademischen Ständen in 
weit gehendem Maße zugestanden wird, so ist 
zweifellos erforderlich, daß unsere Standesbe- 
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zeichnung in den allgemeinen Sprachgebrauch 
genau so übergeht, wie bei anderen Ständen. 
Dazu gehört ein genügender Schutz dieser Be- 
zeichnung, worunter auch das Verbot fällt, daß 
ähnliche Titel, welehe einer Verwechslung 
und einer Irreführung Vorschub leisten, 
unterbleiben müssen. Wegen dieser Forderung 
wirft man uns die schon vorher gekennzeichnete 
„Titelsucht‘“ vor. Das kann aber nicht die 
Tatsache aus der Welt schaffen, daß die For- 
derung des Titelschutzes von vitalstem In- 
teresse für den Diplom-Ingenieur ist. Auch in 
dieser Hinsicht kann der Diplom-Ingenieur vom 
„Bunde“ nicht das geringste erwarten. Darüber 
wird sich wohl jeder im Klaren sein auch über 
die zwingenden Gründe, die für die Untätigkeit 
des ‚Bundes‘ in diesem Punkte maßgebend 
sind. | 

Zu der Forderung des „Verbandes“, daß die 
Diplom-Ingenieure aus den Arbeitergesetzen und 
der bisherigen Versicherungsordnung herausge- 
hoben werden sollen, hat der ‚Bund‘ bereits 
Stellung genommen. Er kommt dabei zu fol- 
gendem Schlusse: | 


„Gesetzt nun den Fall, es fände sich eine 
Regierung, welche dem zünftlerischen Wunsche 
des Verbandes Rechnung trägt, so hätte das 
eine schwere rechtliche Benachteiligung zahl- 
reicher Ingenieure zur Folge.“ 


Offen gestanden bin ich aus dieser Stellung- 
nahme des „Bundes“ nicht klug geworden, da 
ich mir einerseits nicht denken kann, wie so 
zahlreiche Ingenieure benachteiligt werden, und 
andererseits, was das für Ingenieure sind, die 
da benachteiligt werden. 


Man kommt dabei vielleicht zu einem 
Schlusse, wenn man an die vielfach geübte Ten- 
denz des ‚Bundes‘ denkt, nämlich die Ver- 
wischung der Grenzen und an den Satz, daß 
es keinen Unterschied zwischen Akademiker und 
Nichtakademiker gibt. Vielleicht liegt hier der 
Grund der ‚Benachteiligung‘, denn sobald 
unserem Wunsche Rechnung getragen wird, ist 
die Scheidung der beiden Gruppen so gut wie 
vollzogen. Mich über Ursache und Wert un- 
serer Forderung zu verbreiten, halte ich für 
überflüssig, darüber sind wir uns einig. Außer- 
dem finden Sie hierüber in unserer Zeitschrift 
hinreichend Information. Es genügt hier zu 
konstatieren, daß auch in dieser sozialen For- 
derung der Diplom-Ingenieur vom „Bunde“ 
nichts zu seinen Gunsten erhoffen darf. 


In der Erfüllung unserer Aufgabe bildet die 
Forderung: Eindringen der technisch-akademi- 
schen Intelligenz in die Verwaltung‘, die ‚„Ver- 
waltungsfrage‘“, wie ich sie kurz nennen will, 
einen nicht zu unterschätzenden Schritt. Nicht 
allein, daß die Erfüllung dieser Forderung in 
unserem Sinne von der größten Bedeutung für 
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die heimische Volkswirtschaft sein wird, sie 
hat auch eine eminent wichtige Bedeutung für 
unseren Stand. Die Lösung dieser „Verwal- 
tungsfrage‘‘ wird vor allem eine Hebung des 
Standes der Diplom-Ingenieure bedeuten und uns 
damit einen großen Schritt weiter in der Gleich- 
stellung mit den anderen akademischen Ständen 
bringen. Dann wird sich aber hierdurch der 
Vorteil einer Erweiterung des Ar- 
beitsfeldes der Diplom-Ingenieure 
ergeben, was nicht hoch genug ein- 
geschätzt werden kann. 

Diese „Verwaltungsfrage‘“ behagt aber dem 
„Bunde“, der doch die Vertretung der In- 
teressen der Diplom-Ingenieure sich zur angeb- 
lichen Aufgabe gemacht hat, keineswegs. Der 
„Bund‘ nennt diese Forderung des „Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure‘“ eine „Kurz- 
sichtigkeit‘‘, welche die im Privatdienst stehen- 
den Diplom-Ingenieure später schwer werden 
büßen müssen“. Namentlich wird behauptet, 
daß diese einseitige Forderung des „Ver- 
bandes‘‘ den Andrang zum technischen Studium 
noch weiter über den Bedarf hinaus steigern 
würde. 

Auch diese Forderung wird somit vom 
„Bunde‘‘ abgelehnt, wahrscheinlich weil sie — 
wie dort gesagt wird — eine „einseitige“ 
Forderung ist, die eben als solche nur einem 
sehr geringen Teile der „Bundes‘mitglieder zu- 
gute käme. Damit ist aber wieder ein neuer 
Beweis erbracht, welch große Fürsorge der 
„Bund“ dem akademischen Teil seiner Mit- 
glieder angedeihen läßt. Mögen dieselben eben- 
falls endlich allgemein zu dieser Erkenntnis 
kommen!! 

In ähnlicher Weise werden die übrigen 
Punkte des Programmes des „Verbandes Deut- 
scher Diplom-Ingenieure‘‘ abgelehnt. Ich muß 
es mir versagen, darüber ‚mich noch weiter 
zu verbreiten, da dies zu weit führen würde. 
Ich denke aber, daß diese Proben, die ich her- 
ausgegriffen habe, Ihnen zu einer Urteil- 
bildung über den Wert des „Bundes“ für den 
Akademiker genügen. 

Noch ein Wort der Abwehr gegen die Art, 
wie der „Bund“ den ‚Verband Deutscher 
Diplom-Ingenieure‘‘ bekämpft. 

Es muß zuerst hervorgehoben werden, daß 
der „Bund‘‘ seit seinen Angriffen in der mehr- 
fach angezogenen Nummer der „Deutschen In- 
dustriebeamten-Zeitung‘‘ keine derartigen um- 
fassenden Angriffe in der Zeitung mehr unter- 
nommen hat. Es mag dies zu der Vermutung 
führen, daß der ‚Bund‘ vielleicht schlechte Er- 
fahrungen mit diesen maßlosen Angriffen ge- 
macht hat. Vielleicht hat er auch eingesehen, 
daß man die Diplom-Ingenieure nicht dadurch 
zu Mitgliedern gewinnt, daß man sie seitens 
der Angehörigen des gleichen Standes mit mo- 
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ralischen Ohrfeigen regalieren läßt. Wie dem 
auch sei, in gleicher Weise wie im November 
vorigen Jahres, hat der „Bund“ nichts mehr 
gegen uns unternommen. Man wende aber aus 
diesem Grunde nicht ein, daß der ‚Bund‘ heute 
eine andere, gemäßigtere, Stellung gegen uns 
einnimmt. Er bekämpft nach wie vor den ,„Ver- 
band“, nur hat er die Taktik geändert. Ob 
dadurch die Bekämpfung eine würdigere und 
sachlichere geworden ist, wollen Sie aus dem 
folgenden ersehen. 

Wir erleben dabei nämlich das Schauspiel, daß 
Mittelschultechniker sich mit den „Standesfragen 
deutscher akademischer Ingenieure“ be- 
schäftigen und ihr Urteil fällen. Das findet in 
öffentlich einberufenen Technikerversammlungen 
statt, in denen natürlich ein Diplom-Ingenieur 
über dies Thema referiert. So fand eine der- 
artige Versammlung im Dezember vergangenen 
Jahres in Berlin statt, in welcher Herr Dipl.- 
Ing. Kühns über dies Thema sprach. Weiter 
beteiligten sich nach dem Versammlungsbericht 
an der Diskussion die Herren Stiel, Kortenbach, 
Böttischer und Lüdemann. Inwieweit diese Her- 
ren kompetent sind, über akademische Standes- 
fragen zu diskutieren und am ‚„Verbande“ Kritik 
zu üben, entzieht sich meiner Kenntnis. 

Eine Stelle in dem Versammlungsbericht ist 
für uns besonders beachtenswert und lehrreich. 
Es heißt dort wörtlich: 

„Vom Verbande Deutscher Diplom - In- 
genieure, dessen Leitung und Mitglieder einge- 
laden waren, ergriff bedauerlicherweise trotz 
mehrfacher Aufforderung niemand das Wort. 
Diese Tatsache wurde von einigen Dis- 
kussionsrednern unter dem Beifall der Ver- 
sammlung festgenagelt.‘“ 

M. H.! Als ich diesen Bericht las, war ich 
im ersten Augenblick von der Haltung der Ver- 
bandsleitung nicht erbaut. Ich glaubte, daß 
der Vorstand dem „Verbande“: keinen Dienst 
geleistet hat, indem er auf diese Öffentlichen 
Anzapfungen seitens des „Bundes“: nicht un- 
seren Standpunkt energisch vertreten hat. Aber 
bei näherer Ueberlegung bin ich denn doch zu 
einer anderen Ansicht gekommen. Man be- 
denke, daß die Versammlung eine Öffentliche 
Technikerversammlung war. Ich weiß nicht, wie 
weit die Besucher der Versammlung Akademiker 
waren, nehme aber begründet an, daß es nicht 
sehr viele gewesen sein können. Wenn das 
Referat des Herrn Kollegen Dipl.-Ing. Kühns 
von der Art war, wie die besprochenen An- 
griffe in der Bundes-Zeitung, zu denen der 
Herr Referent ja auch seinen Beitrag geliefert 
hat, so kann es um die Herren Kollegen kein 
Schaden sein, die diesen Angriffen zugestimmt 
haben und sich dabei vom ‚Bunde‘ selbst mo- 
ralische Ohrfeigen verabreichen ließen. Zur 
Ehre unseres Standes muß ich daher schon 
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annehmen, daß die Beteiligung an dieser Ver- 
sammlung seitens der Diplom-Ingenieure nicht 
groß gewesen ist. Ich sage mir deshalb, was 
hätte es für einen Zweck haben sollen, wenn 
der Vorstand unseres Verbandes unser Pro- 
gramm vor einer Versammlung von Nichtaka- 
demikern verteidigt und unsere Existenzberech- 
tigung klarlegt? Ich sehe den Vorteil nicht, 
der sich dadurch hätte ergeben können. Der 
„Bund‘ sagt zwar in seinem Bericht, daß der 
Erfolg des Abends in der Anmeldung von 17 
Mitgliedern und 16 Hospitanten bestanden habe. 
Ich wage aber zu bezweifeln, daß dies Diplom- 
Ingenieure oder Studierende der Technischen 
Hochschule waren, die auf Grund der Aus- 
führungen des Referenten über „Standesfragen“ 
ihren Beitritt zum ‚Bunde‘ erklärt haben. 

Die ganze Diskussion, in welche Mitglieder 
des „Verbandes‘‘ hereingezogen werden sollten, 
hätte eben nur eine „Hetz‘“ geben sollen, und 
das ganze war auch von vornherein darauf an- 
gelegt. Das belehrt uns der Passus in dem 
Bericht, daß das Schweigen des ‚Verbandes‘ 
unter dem Beifall der Versammlung fest- 
genagelt wurde Ich muß mich daher in 
dieser Sache auf die Seite der Verbandsleitung 
stellen. 

M. H.! Ich habe Ihnen nun ein Bild vom 
„Bund der technisch-industriellen Beamten‘ ent- 
worfen, andererseits Ihnen gezeigt, welche Stel- 
lung der „Bund“ zu unserem neugegründeten 
Verband Deutscher Diplom-Ingenieure einnimmt, 
und ich hoffe, auch seine Einwände gegen 
unsere Existenzberechtigung widerlegt zu haben. 
Auch der Beweis, daß die Vertretung der In- 
teressen der akademischen Ingenieure nicht 
durch den Bund in dem nötigen Maße erfolgen 
kann, wie es die Interessen der Akademiker 
erfordert, dürfte hinreichend geführt sein. Nun 
noch einige Worte über die zukünftige Stellung 
des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure 
zum „Bund der technisch-industriellen Beam- 
ten‘. 

Es ist zweifellos, und das werden Sie ja 
auch aus meinen Ausführungen erkannt haben, 
daß der „Bund“: Forderungen vertritt, welche 
der gesamten Technikerschaft, dem Akademiker 
sowohl wie dem Nichtakademiker zugute kom- 
men werden. Der ‚Bund‘ ist nur nicht im- 
stande, jene Interessen zu vertreten, welche 
die Akademiker allein angehen. Daß solche 
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Als Mitglieder sind aufgenommen wor- 
den die Herren Dipl.-Ing.: 
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Interessen vorhanden sind, das wird doch kein 
rechtlich denkender abstreiten. Deshalb mußte 
der Zusammenschluß der Akademiker kommen, 
das ist keine Laune der Zeit, das ist die innere 
Notwendigkeit, aus der unser Verband geboren 
wurde. 

Da wir nun in Zukunft mit dem „Bund“ 
tatsächlich gewisse gemeinsame Interessen ver- 
fechten müssen, so hätte es mir als das Rich- 
tige erschienen, wenn der Versuch gemacht 
worden wäre, gemeinsam diese Berührungs- 
punkte zu pflegen, gemeinsam die gemeinsamen 
Forderungen zu erheben und zu verfechten. 
Ich halte es für eine bedauerliche Kurzsichtig- 
keit des „Bundes“, daß er das Band von 
vorneherein durchgeschnitten hat. Wir wollen 
aber daran besonders festhalten, denn 
das könnte einmal für die Zukunft von Be- 
deutung werden, daß der „Bund der technisch- 
industriellen Beamten‘ es war, der uns ohne 
Not in einer Weise angegriffen hat, die uns 
jeden Versuch einer Verständigung auf der 
Basis gemeinsamer Interessen von Anfang an un- 
möglich gemacht hat. 

M. H.! Wir wollen dem ‚Bunde‘ darin Ge- 
rechtigkeit widerfahren lassen, daß er bis vor 
einem Jahre der einzige Technikerverband war, 
welcher positive Arbeit für die Technikerschaft 
geleistet hat. Wir wollen ihm das nie ver- 
gessen, wollen aber auch hoffen, daß er eben- 
so gerecht denkt, und unsere Berechtigung an- 
erkennt, daß er zur Ueberzeugung kommt, daß 
nebender KlassenarbeitundKlassen- 
politik des „Bundes“, auch eine Stan- 
desarbeit und Standespolitik un- 
seres Verbandes bestehen kann. 

Dann, meine Herren, ist nur ein kleiner 
Schritt zu einem Zusammenfinden auf der Basis 
jener Forderungen, welche wir beide zum Wohle 
der gesamten Technikerschaft erheben. 

M. H.! Man nehme das Gute da, wo man 
es findet. Ich glaube deshalb, nicht besser 
schließen zu können, als mit einer kleinen 
Aenderung der Worte, mit welchen der Herr 
Kollege Mederle-Augsburg seine Angriffe auf 
uns schließt, nämlich: 

„Jeder Diplom-Ingenieur kann, wenn er es 
ehrlich mit der Vertretung seiner Standes- 
Interessen meint, nur dem „Verbande 
Deutscher Diplom-Ingenieure“ als 
Mitglied beitreten! 


Arnoldy, Maximilian, Charlottenburg, Schloß- 
straße 33 Ir. 
Ballerstädt, 

strasse 43. 


Bastert, Karl, Frintrop (Rhl.). 
Brandt, Otto, Tegel, Schloßstr. 22. 
Ingenieur der A. E. G., 


Max, Berlin O17, Mühlen- 


van Bree, Ernst, 
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-Bahnabteilung, Charlottenburg, Bleibtreu- 


. straße 4 pt. bei Wildt. 


Cramer, Wilhelm, Oberingenieur der Halle- 
schen Maschinenfabrik und Eisengießerei, 
- Halle a./S., Hallesche Maschinenfabrik. 


Decker, Georg, Betriebsingenieur der Ge- 
werkschaft Deutscher Kaiser Abt. Hochofen, 
Bruckhausen-Rhein, Kasinostr. 2. 


Dobbert, Waldemar, Konstrukteur der Sie- 
mens & Halske A.-G., Berlin NO18, Lands- 
bergerstr. 7 Il. 


Drönewolf, Walter, Vorsteher der Hoch- 
bauabteilung des Stadtbauamtes, Osnabrück, 
Weißenburgerstr. 16. 


Fischer, Alfred, Ingenieur des Tiefbauamtes 
Elberfeld, Elberfeld, Augustastr. 32 I. 


Fischer, Leonhard, Reg.-Bauführer, Straß- 
burg-Neudorf (Els.), Marienstr. 10. 


Genest, Werner, Berlin-Lichterfelde, Berliner- 

= straße 57. 

Gessner, Heinrich, Assistent am Kgl. Ma- 

 terialprüfungsamt, Berlin-Lichterfelde, Ring- 
straße 47 Il. 

Gottsch, Hans, Hamburg 4, Annenstr. 41. 


Grunow, Otto, Düsseldorf, Böcklinstraße 9. 


Hetzel, Otto, Teilhaber der Fa. F. Halbig 
G. m. b. H., Düsseldorf, Konkordiastr. 13 1. 


Holtz, Carl, Elektro-Ingenieur des Schles. 
‘ Vereins zur Ueberwachung von Dampfkesseln, 
Breslau, Höfchenstr. 9 I. 


Hoeltz, Franz, Hauptmann a. D., Vorstand 

des techn. Bureaus Frankfurt a./M. der Sie- 
mens-Schuckert-Werke, Frankfurt a./M., Holz- 
hausenstr. 36 pt. 

Hoerner, Karl, Dr. techn., Lehrer an der 
Kgl. Maschinenbauschule, Cöln a.'Rhein, Ro- 
landstr. 95 II. 

Huldschiner, Gottfried, Dr.-Ing., Chef der 
Bahnprojektierungs-Abt. der A.-G. Brown Bo- 
veri & Cie., Baden-Schweiz, Breggerstr. 

Humann, Friedrich Paul, Dr. phil., beratender 
Ingenieur, Hannover, Stromeyerstr. 3. 

Kaeber, Walter, Schiffbauingenieur der A.-G. 
Vulkan, Stettin, Gustav Adolfstr. 7 II. 

Kaufmann, Adolf, Ingenieur im Tiefbauamt 
Weißensee, Weißensee bei Berlin, Linden- 
Allee 54 hp. 

Kayser, Martin, Ingenieur der Maschinenbau- 
A.-G. Balcke, Bochum, Alleestr. 56. 

Klose, Georg, Dr.-Ing., Stadtbauingenieur, 
Berlin-Friedenau, Knausstr. 12 II. 

Köhler, Alfred, Dr.-Ing., Ingenieur der Chem- 
nitzer Aktien-Spinnerei, Chemnitz, Schulstr. 28. 


Krug, Carl, Frankfurt a./Main, Naxos Union. 


Kuck, Carl, Civilingenieur, Saarbrücken I, Ho- 
henzollernstr. 154. 
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Kühn, Leo, Ingenieur der Siemens-Schuckert- 
Werke, Charlottenburg, Marchstr. 3. 
Lange, Ernst, Bremen, Hansastr. 214. 
Langeloth, Fritz, Frankfurt a./Main, Mör- 
felder Landstr. 61. 
Lebrecht, Alfred, beratender 
Nürnberg, Hefnerplatz 3 I. 
May, Jacob, Charlottenburg, Schlüterstr. 20. 
Mayer, Max, Bauleitender Ingenieur der A.-G. 
Wayss & Freytag, Pierrevillers-Lothringen. 
Nau, Ernst, Ingenieur des Dampfkessel-Ueber- 


wachungsvereins Dortmund, Dortmund, Hohen- 
syburgstr. 88. 

Nugel, Karl, Dr.-Ing., Gewerbereferendar, 
Charlottenburg, Witzlebenerstr. 26. 
Oertel, Franz, Ingenieur der Fa. 
& Guilleaume, Cöln a./Rh., 

berg 36 pt. 

Philipp, Friedrich Alfred, Reg.-Baumeister 
des Eisenbahnbauamtes Dresden-Friedrichstadt, 
Dresden-A., Ostbahnstr. 28 1. 

Pirnsch, Johannes, Elberfeld, Prinzenstr. 15. 

Pruischütz, Friedrich, München, Maximilian- 
straße 42 III Rckg. 

Pundt, Wilhelm, Ingenieur des Bremer Vul- 
kan, Vegesack, Richtweg 3. 

Repetzki, Raimund, Walzwerksingenieur, 
Maxhütte Post Haidhof i./Bayern. 

Ressler, Anton, Ingenieur des Baubureaus 
Karlsruhe der A. E. G., Karlsruhe i./Baden, 
Ettlingerstr. 43. 

Restle, Rudolf, Architekt, Frankfurt a./M.- 
Sachsenhausen, 1. Sandberggäßchen 31. 

Schad, Georg, Dozent an der Ingenieurschule, 
Mannheim, Heinrich-Lanzstr. 26. 

Schenk, Rud., Dr.-Ing., Neustadt a. d. Haardt, 
Amalienstr. 15. 

Schubert, Herbert, Ingenieur der Friedr. 
Krupp A.-G., Essen-Ruhr, Bismarckstr. 30 I. 

Stets, Hans, Gera-Reuß, Moltkestr. 5a. 

Stindt, Ludwig, 
Blütenstr. 12 Il r. 

Wazau, Georg, Fabrikant, Geithein i./Sa. 

Weber, Hermann, Oberingenieur der Carls, 
hütte, Diedenhofen, Hüttenstr. 15. 

Winzer, Richard, Ingenieur des Kgl. Kanal. 
Bauamts II Oranienburg, Zerpenschleuse, Reg.- 
Bez. Potsdam. 


Wurm, Erich, Berlin-Friedenau, Bismarckstr. 4. 


Ingenieur, 


Felten 
Am Trutzen- 


Oberinspektor, München, 


In die Liste der Förderer wurden einge- 
tragen die Herren: 


Dr. F. Bennigson, Chefredakteur der 
Technischen Rundschau des Berliner Tage- 
blattes, Berlin SW 19, Jerusalemerstr. 46,49. 


Verbandsnachrichten 


Professor Eugen Hartmann, Vorstandsmit- 
glied der Fa. Hartmann & Braun A.-G., Frank- 
furt a./Main. 

Geheimer Kommerzienrat J. N. Heidemann, 

- Generaldirektor a. D., Cöln a. Rhein. 

Geheimer Kommerzienrat E. Kirdorf, Vor- 
sitzender der Direktion des Gelsenkirchener 
Bergwerks, Aktien-Gesellschaft, Streithof Mül- 
heim-Ruhr-Speldorf. = 

Dr. Carl Lanz, Fabrikbesitzer, i. Fa. Hein- 
rich Lanz, Maschinenfabrik, Mannheim. 

Heinrich Macco, Ingenieur, Mitglied des Ab- 
geordnetenhauses, Siegen. 

Alphons Petit, Diplom-Ingenieur E. P. 
(Schweiz), Klein-Rosseln/Lothr. 

Dr. jur. V. Weidtman, Geh. Bergrat, Mit- 
glied der Herren-Hauses, General-Direktor der 
Aktiengesellschaft zu Stolberg und in West- 
falen, Aachen, Hochstraße 11. 

Emil Wolff, Fabrikbesitzer, 
Essen-Ruhr. 


Bredeney bei 


Wahl des Kassenführer-Stellvertreters. 


An Stelle des Herrn Patentantwalts Dipl.- 
Ing. Adolf Münch wurde Herr Patentanwalt 
Dipl.-Ing. Hans Caminer durch schriftliche 
Abstimmung der Ausschußmitglieder zum 
Kassenführer-Stellvertreter des Verbandes ge- 
wählt. 

Der Vorstand nimmt Anlaß, Herrn Patent- 
anwalt Dipl.-Ing. Münch bei seinem Aus- 
scheiden aus dem Vorstand für die ausge- 
zeichneten Dienste während der Verbands- 
gründung sowie während des ersten Verbands- 
jahres seinen Dank auch an dieser Stelle aus- 
zudrücken. 


Bezirksvereins-Beiträge. 


Auf eine Anfrage des B.-V. Breslau über- 
läßt es der Vorstand den Bezirksvereinen, ob 
sie von neu zugezogenen Mitgliedern, die be- 
reits einem andern Bezirksverein angehören, für 
den Rest des jeweiligen Verbandsjahres Beiträge 
erheben wollen oder nicht. 


Neue Bezirks-Vereine. 


Am 20. September hat sich mit dem Sitze 
in Straßburg i. E. der „Bezirksverein Straß- 
burg i. Els.“ gebildet. Die Vorbereitungen wur- 
den in dankenswerter Weise von den Herren 
Dipl.-Ing. Friedrich Römmich und Dr. Otto 
Stübinger erledigt, die auch die Versamm- 
lung leiteten. Die vom Verbande ausgearbeitete 
Satzung für die Bezirksvereine wurde vorläufig 
angenommen. Anschriften sind zu richten an 
Herrn Dipl.-Ing. Heinrich Lammers, Dietrich- 
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staden 1 oder Dipl.-Ing. Ernst Brück, Man- 
teuffelstraße 13, beide in Straßburg i. Els. 


Reichsversicherungsordnung. 


Nachdem sich die Bezirksvereine mit dem 
ihnen übersandten Schriftsatze betr. Invaliden- 
versicherung einstimmig einverstanden erklärt 
haben, soll auch bezüglich der Krankenver- 
sicherung und der Unfallversicherung ein ent- 
sprechender Schriftsatz zirkulieren. Die Be- 
zirksvereine sollen gebeten werden, sich ein- 
gehend mit der Frage zu beschäftigen. 


Diplom-Ingenieure und Gewerbeordnung. 


Herr Dipl.-Ing. Dr. Lang unterbreitet dem 
Vorstand eine von ihm entworfene Arbeit betr. 
die Rechtsstellung der Diplom-Ingenieure. 
Diese Arbeit soll bei den Bezirksvereinen zir- 
kulieren und diese zur Mitarbeit an der ge- 
nannten Frage anregen. Auf Grund des als- 
dann eingehenden Materials sollen die Forde- 
rungen des Verbandes definitiv formuliert 
werden. 


Diplom-Architekten. 


Der Vorstand nimmt mit Befriedigung Kennt- 
nis von den AÄAntwortschreiben, die bisher sei- 
tens der beteiligten Ministerien und Hochschulen 
bei dem Verband eingingen. Sämtliche Ant- 
worten erklären sich entsprechend unsrer 
Eingabe gegen den Antrag des Verbandes 
Deutscher Architekten- und Ingenieurvereine auf 
Schaffung des Titels „Diplom-Architekt‘“. 


Statistik der Diplom-Ingenieure. 


Zum Zwecke der Bearbeitung verschiedener 
statistischer Fragen, den Dipl.-Ingenieur-Stand 
betreffend, wird eine Kommission, bestehend aus 
den Herren Dipl.-Ing. Barkow und Hoitz ein- 
gesetzt. 


Prüfungen für Immature in Darmstadt und 
Karlsruhe. 


Dem Vorstand sind in dieser Frage mehrere 
Zuschriften und Beweisstücke zugegangen, in 
denen der Nachweis geführt ist, daß die Ver- 
wechslungsgefahr zwischen dem Dipl.-Ing. 
und den an den Hochschulen Karlsruhe 
und Darmstadt herangebildeten immaturen 
Hochschulabsolventen besteht. Der Vorstand 
beschließt, zunächst die Antwort der beiden 
Hochschulen auf unsre an sie gerichteten Ein- 
gaben abzuwarten. 

Der Vorstand. 


= Literatur. 


Buchbesprechungen. 


Die volkswirtschaftliche und sozialpolitische 
Bedeutung der Einführung der Setzmaschine 
im Buchdruckgewerbe.. Von Dr. rer. pol. 
Friedr. Christ. Beyer, Dipl.-Ing., Ge- 
werbereferendar. (Freiburger Volkswirtschaft- 
liche Abhandlungen, I. Bd., 1. Heft.) (XII u. 
166 S.) Karlsruhe 1910, 3,50 M. 

Die bedeutsamen Veränderungen der volks- 
wirtschaftlichen Organisation, die in ursäch- 
lichem Zusammenhang mit den technischen Um- 
wälzungen des ausgehenden 18. und des 19. 
Jahrhunderts stehen, haben in der Literatur 
einen reichen Niederschlag gefunden. Nament- 
lich die sozialen Wirkungen, die den Erobe- 
rungszug der Maschine auf so vielen bisher 
der menschlichen Hand vorbehaltenen Arbeits- 
gebieten begleiteten, erregten schon frūh die 
Aufmerksamkeit und das Mitgefühl der Forscher 
und Menschenfreunde. Hatten doch diese Um- 
wälzungen vielfach soziale Zustände zur Folge, 
die die beliebte Manchesterformel: Technischer 
Fortschritt — Kulturfortschritt! in ein eigen- 
tümliches Licht rückten und nur zu sehr ge- 
eignet waren, die Freude an den unbestritten 
großen Fortschritten zu trüben. Dabei ist man 
nicht selten von einem Extrem ins andere ver- 
fallen und hat schlechthin jeden technischen und 
gewerblichen Fortschritt wegen tatsächlich er- 
wiesener oder möglicher Schattenseiten als 
kulturwidrig verdammt. Eine vorurteilsfreie, 
wissenschaftliche Betrachtung mußte demgegen- 
über immer festhalten, daß es sich auch hier 
niemals um absolute Faktoren, um nur gute 
oder nur schlechte Wirkungen handeln kann, 
daß vielmehr die sozialen Wirkungen tech- 
nischer Veränderungen abhängen sowohl von 
den wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen, 
unter denen sie eingeleitet werden, als von 
dem Tempo, in dem sie sich vollziehen. 

Die vorliegende Untersuchung bietet hier- 
für ein lehrreiches Beispiel. Sie bewegt sich 
auf dem Grenzgebiet von Technik und Wirt- 
schaft und unternimmt es, die volkswirtschaft- 
lichen und sozialen Wirkungen der Einführung 
einer bestimmten Maschinengattung darzu- 
stellen. Diese Wirkungen sind von besonderem 
Interesse, weil es sich dabei um ein Gewerbe 
mit eigenartigen und in vieler Hinsicht vor- 
bildlichen Arbeits- und Organisationsverhält- 
nissen handelt. Die Schulung des Verfassers 
auf technischem und volkswirtschaftlichem Ge- 
biet im Verein mit seiner beruflichen Tätigkeit 
in der Gewerbeaufsicht mußten ihn ganz be- 
sonders befähigen, an die Lösung der vorge- 
setzten Aufgabe heranzutreten. 
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Eine kurze Inhaltsangabe möge uns 
Gang der Untersu. ung zeigen. 

Der erste Teil schildert die Lage des deut- 
schen Buchdruckgwerbes vor Einführung der 
Setzmaschine. Die Erfindung der Buchdrucker- 
kunst mit ihrer völligen Umwälzung der über- 
kommenen Arbeitsverhältnisse, ihre Entwicklung 
bis zum Anfang des 19. Jahrhunderts unter 
den vielfach hemmenden Einflüssen kirchlicher, 
staatlicher und zünftlerischer Bevormundung, 
und die Verdrängung der alten Handpresse 
durch die ,Maschine‘“, die Schnellpresse seit 
der epochemachenden Erfindung des Deut- 
schen Friedrich König im Jahre 1814 werden 
in raschen Zügen vorgeführt. Den Grundzügen 
des Herstellungsverfahrens, insbesondere der 
Setzerarbeit, bis zur Mitte der 1890er Jahre 
schließt sich eine Darstellung der vorhandenen 
Organisationen, der Arbeits- und Tarifkämpfe 
des Gewerbes an. 

Der zweite, technisch-wirtschaftliche Teil be- 
handelt die Umwälzung der Setzarbeit durch 
die Einführung der Setzmaschine. Wir lernen 
in anschaulichen Ausführungen die Vorläufer der 
Setzmaschine, ihre modernen Haupttypen und 
die Bedingungen wie die Statistik ihrer Aus- 
breitung kennen. 

Der dritte und Hauptteil der Arbeit unter- 
sucht die sozialen Folgen dieser technischen 
Umwälzung. Zunächst die unmittelbaren Folgen 
für die betroffenen Arbeiter in bezug auf 
Arbeitszeit, Arbeitslohn und Arbeitsgelegenheit: 
den allmählichen Ausgleich der Arbeitsvermin- 
derung durch vermehrte Produktion; die Frage 
des Ersatzes gelernter Arbeiter durch unge- 
lernte, erwachsener männlicher Kräfte durch 
weibliche und jugendliche (Lehrlinge); schließ- 
lich die Fürsorgemaßnahmen einzelner Arbeit- 
geber zugunsten entlassener Arbeiter. Ein 
zweites Kapitel erörtert die in vieler Hinsicht 
auf das Vorbild der amerikanischen und eng- 
lichen Buchdrucker zurückgreifende um- 
fassende Selbsthilfe der Arbeiterorganisation 
gegenüber der veränderten Lage. Die lang- 
wierigen Verhandlungen um den Abschluß des 
1900 als Ergänzung des allgemeinen Tarifs in 
Kraft tretenden „Deutschen Maschinensetzer- 
tarifs‘‘ sowie seine Hauptbestimmungen wer- 
den vorgeführt. Anschließend die allgemeinen 
tariflichen Vereinbarungen über die Verringe- 
rung des Arbeiternachwuchses, die weitgehende 
Fürsorge für arbeitslos gewordene Handsetzer 
durch direkte Unterstützung bzw. Ausgestal- 
tung besonderer paritätischer Arbeitsnachweise, 
der Ausbau der gewerkschaftlichen Organi- 
sation durch Gründung spezieller Maschinen- 
setzervereine, schließlich die Anbahnung inter- 
nationaler Beziehungen zur Konkurrenzregelung 
und Hilfeleistung in Streikfällen, zur Gegen- 
seitiekeit im Mitgliederunterstützungswesen und 


den 
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fortlaufenden Berichterstattung über alle das 
Arbeitsverhältnis betreffenden Vorgänge An- 
‘hangsweise werden die Ergebnisse einer Um- 


frage des Verfassers über die Folgen der Setz- 


maschineneinführung in andern europäischen 
Staaten mitgeteilt. Das Schlußkapitel des 
sozialen Teils befaßt sich mit der Unterstützung 
der voraufgehend geschilderten Bestrebungen 
durch Staat und Gesellschaft. Hier handelt es 
sich um eine eindringliche Schilderung der ge- 
sundheitlichen Gefahren des Buchdruckerberufs 
(Bleivergiftung, Tuberkulose!), des Einflusses 
der technischen Neuerungen hierauf, der ge- 
setzgeberischen Maßnahmen zur Bekämpfung 
oder Minderung dieser Gefahren und des Zu- 
sammenwirkens von staatlicher Gewerbeauf- 
sicht und Buchdrucker-Berufsgenossenschaft zur 
Durchführung der Schutzbestimmungen. Die 
gesetzliche Beschränkung der Frauenarbeit und 
die Kontrolle der Arbeit jugendlicher Arbeiter 
werden einer Kritik unterzogen und Vorschläge 
zu einer wirksamen Erweiterung der zum Teil 


ungenügenden gesetzlichen Vorschriften for- 
muliert. 
Der Schlußteil betrachtet die Ergebnisse 


für die Volkswirtschaft. Wir lernen den Ein- 
flu der Maschine auf die Betriebsgrößen 
kennen, wobei insonderheit die Frage gestreift 
wird, ob die Erhaltung der Kleinbetriebe 
sozialpolitisch wünschenswert ist. Der erhöhte 
Beschäftigungsgrad in der Setzmaschinenfabri- 
kation und den von ihr abhängigen Industrie- 
zweigen wird als volkswirtschaftlich günstige 
Wirkung der verminderten Arbeitsgelegenheit 
im Buchdruckgewerbe gegenübergestellt, die Ge- 
werkschaftspolitik der Buchdrucker im Hinblick 
auf den technischen Fortschritt von allgemein 
volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten aus ge- 
würdigt und anschließend der technische Fort- 
schritt unter dem Einfluß des Kapitals in den 
Monopolbestrebungen der Linotvpe-Setzmaschi- 
nenfabriken sowie die Wirkung der deutschen 
Patentgesetzgebung hierauf charakterisiert. Im 


Schlußwort endlich tritt der Verfasser der 
Meinung entgegen, als habe die „durch das 
Maschinenwesen bedingte Umgestaltung des 


Produktionsprozesses in den Kulturstaaten als 
nahezu vollständig vollzogen‘ zu gelten; viel- 
mehr stehe auch in Zukunft beim Eintritt ent- 
sprechender Bedingungen für eine ganze Reihe 
von Gewerben die Ersetzung der Handarbeit 
durch die Maschine erst noch bevor. Daraus 
ergebe sich die außerordentliche Wichtigkeit 
einer Arbeitslosenfürsorge, die am besten durch 
den reichsgesetzlichen Ausbau des Arbeitsnach- 
weises zu erreichen sei. 

Die Hauptergebnisse der Unter- 

suchung. 
Was zunächst die volkswirtschaftlich und 


sozialpolitisch bedeutsame Frage der Einwirkung 
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der maschinellen Durchdringung des Arbeits- 
prozesses auf die Betriebsgrößen betrifft, so 
tritt auch im Buchdruckgewerbe eine unver- 
kennbare Tendenz der Entwicklung zum Groß- 
betrieb entgegen. Schon 1897, also noch vor 
Einführung der Setzmaschine, kamen die Unter- 
suchungen des Vereins für Sozialpolitik über die 
Lage des Handwerks in Deutschland zu dem 
Ergebnis, daß „die Buchdruckerei ihren Hand- 
werkscharakter bereits gänzlich abgestreift 
habe“. Seitdem ist diese Entwicklung unter 
dem Einfluß der Setzmaschine weiter gegangen. 
Nur unter bestimmten günstigen Voraussetzun- 
gen, bei genügender Kapitalkraft und kauf- 
männischer Schulung des Leiters hat für ge- 
wisse Arbeiten der Klein- und Mittelbetricb 
seine Konkurrenzfähigkeit bewahrt. Namentlich 
sind es hier die kleinen Akzidenzdruckereien, 
die von den Fortschritten der Setzmaschinen- 
technik nicht berührt werden. Für sie kommt 
die Setzmaschine wegen ihres hohen An- 
schaffungspreises und der Unmöglichkeit einer 
intensiven Ausnutzung nicht in Betracht. Die 
Reichsstatistik zeigt in der Zeit von 1895 bis 
1907 sogar eine Zunahme der Alleinbetriebe 
und derjenigen bis zu zwei Personen. Beim 
Zeitungsdruck haben sich eigenartige Anstal- 
ten, die sogen. „Satzfabriken“ entwickelt zu 
dem Zweck, den Klein- und Mittelbetrieben 
durch Abgabe von Maschinensatz, vielfach 
direkt in Form druckfertiger Platten die Vor- 


teile des Großbetriebs zu verschaffen. Börsen- 
und Parlamentsberichte, Zeitungskorrespon- 
denzen jeder politischen Färbung, Romane, 


Feuilletons u. s. f., alles ist in fertigen Platten 
zu beziehen, und nicht nur kleine, sondern auch 
angesehene Provinzblätter machen davon Ge- 
brauch. Dadurch wird ein Teil der Provinz- 
presse direkt zu Filialgeschäften des in der 
Großstadt ansässigen Großbetriebs, und die in 
der Statistik zum Ausdruck kommende Dezen- 
tralisation der Presse ist in Wirklichkeit so 
gut wie gar nicht vorhanden. Die selbständige 
Existenz vieler kleinster Zeitungsdruckereien 
beruht nur auf den wenigen lokalen Nach- 
richten und Anzeigen, kann allerdings auch 
durch keine Setzmaschine in ihrem Bestand be- 
droht werden. Wesentlich anders liegen die 
Verhältnisse heute beim Werkdruck. Dieser 
wird sowohl für glatten als gemischten Satz 
immer mehr zur eigentlichen Domäne des Groß- 
betriebs. Wo man noch vor wenigen Jahren 
bestimmt an eine Erhaltung des Arbeitsgebiets 
des Handsetzers glaubte, haben neuere Erfin- 
dungen, namentlich die Erfolge der Monotype, 
auch hier der Maschinenverwendung und damit 
dem Großbetrieb die Bahn gebrochen. Weitere 
Fortschritte sind zu erwarten. Höchstens 
könnte eine erhebliche Verbilligung der Setz- 
maschinenpreise für die Erhaltung des Mittel- 
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betriebs noch von Bedeutung sein, wozu gewisse 
Ansätze vorhanden sind. 


Diese unaufhaltsam sich vollziehende Ent- 
wicklung zum Großbetrieb bedingte naturge- 
mäß auch die einschneidendsten Veränderungen 
des Arbeitsverhältnisses im Gewerbe. Unter 
welchen Voraussetzungen und innerhalb welches 
Zeitraumes haben sich diese vollzogen? Das 
ist die unter sozialem Gesichtspunkt wichtigste 
Frage. 


Hier ist nun zu sagen, daß eine Reihe 
günstiger Umstände dahin wirkte, um den Pro- 
zeß des weitgehenden Ersatzes der Hand- durch 
die Maschinenarbeit für die davon betroffenen 
Firmen und Arbeiter verhältnismäßig erträglich 
zu machen. Zunächst war das Tempo der Ein- 
führung der Setzmaschine ein ziemlich mäßiges. 
Noch 1895, als in England schon rund 300 
und in Amerika über 3000 Setzmaschinen in 
Tätigkeit waren, bekannte sich das Organ des 
Deutschen Prinzipalvereins zu der Ansicht, 
daß eine allgemeine Einführung der Setz- 
maschine bei uns durchaus unwahrscheinlich 
sei. Erst nach 1900 begann eine Verwendung 
in größerem Umfang. 1903 zählte man in 
ganz Deutschland bereits 1015, 1908: 2528 Setz- 
maschinen. Die gegenwärtige Zahl wird auf 
nahezu 4000 geschätzt. Entsprechend dieser 
Ausbreitung der Maschine setzte zeitweise eine 
starke Arbeitslosigkeit der Handsetzer ein, die 
in den rasch ansteigenden Beträgen für Ar- 
beitslosenunterstützung deutlich zum Ausdruck 
kommt. Glücklicherweise ging mit der gestei- 
gerten Produktivität durch den Maschinensatz 
eine erhebliche Bedarfssteigerung, wie sie z.B. 
in der raschen Vermehrung der Seiten- und 
Ausgabenzahl unserer Zeitungen hervortritt, 
parallel. Dadurch fand wenigstens ein Teil der 
verdrängten Handsetzer, indem er zugleich den 
Uebergang zum Maschinensatz vollzog, bald 
neue Arbeitsgelegenheit. 


Neben dem Tempo der Setzmaschinenein- 
führung war von besonderer Bedeutung die 
Tatsache, daß das Buchdruckgewerbe zu den 
bestorganisierten Gewerben in Deutschland ge- 
hörte, als die Setzmaschine ihren Einzug hielt. 
Der erste allgemeine Tarif zur Regelung der 
Arbeits- und Lohnverhältnisse im Gewerbe ent- 
stand schon 1873, und in der Folgezeit wur- 
den alle wirtschaftlichen Kämpfe des Gewerbes 
in dieser sogen. Tarifgemeinschaft zwischen der 
organisierten Arbeiterschaft und dem Prinzipal- 
verband geführt. Als die Einführung der Setz- 
maschine Ende der 1300er Jahre begann, war 
die Lage der Arbeiter durchaus günstig. Ein 
fester Tarif band nach kurzer Unterbrechung 
scit 13596 wieder Arbeitgeber und Arbeiter für 
eine Reihe von Jahren an bestimmte Arbeits- 
zeiten und Lohnsätze und umtaßte 18598 be- 
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reits über 2000 tariftreue Firmen 
22000 Arbeitern. 

Die Entwicklung der Setzmaschinen in 
Amerika wurde seit lange beobachtet, die 
Arbeiterfachpresse hielt ihre Leser dauernd über 
die Fortschritte des ‚eisernen Kollegen“ auf 
dem laufenden und ließ es an Mahnungen zur 
rechtzeitigen Vorsorge gegen die in Aussicht 
stehende vermeintliche oder wirkliche Schädi- 


mit rund 


gung ihrer wirtschaftlichen Lage durch die 
Maschineneinführung nicht fehlen. Bereits 1839 
befaßte sich der internationale Buchdrucker- 


kongreß in Paris mit der Frage und stellte 
Richtlinien einer gemeinsamen Abwehrpolitik 
auf. Man war also wohl vorbereitet, als die 
Entscheidungsstunde schlug, und die alsbald ein- 
geleiteten, energisch betriebenen Verhandlungen 
führten denn auch zu dem 1900 in Kraft tre- 
tenden „Deutschen Maschinensetzertarif‘, der 
den Forderungen der Gehilfen in weitgchen- 
dem Maße entgegen kam. Die Beschäftigung un- 
gelernter Arbeiter an der Maschine wurde ın 
allen der Tarifgemeinschaft angeschlossenen 
Druckereien verboten, die tägliche Arbeitszeit 
und die Lohnfrage unter Festsetzung einer 
Mindestleistung bei Mindestlohnsätzen für die 
Maschinensetzer eingehend geregelt und zur 
Linderung der Notlage die Bestimmung ge- 
troffen, daß die für den Maschinensatz anzu- 
lernenden Gehilfen möglichst dem eigenen Per- 
sonal zu entnehmen sind. Die Beschäftigung 
gelernter Setzerinnen wurde nicht ausge- 
schlossen; jedoch kam die Bestimmung, daß sie 
nur unter gleichen Bedingungen wie ihre männ- 
lichen Kollegen beschäftigt werden dürfen, 
praktisch einem Verbot gleich. Wegen der 
großen gesundheitlichen Gefahren des Berufs, 
namentlich für den weniger widerstandsfähigen 
weiblichen Organismus erschien diese Regelung 
durchaus gerechtfertigt. Der stärkeren Kon- 
kurrenz jugendlicher Arbeiter war bereits durch 
die Bestimmungen des allgemeinen Tarifs über 
die Zahl der im Verhältnis zu den beschäftigten 
Gehilfen eines Betriebes erlaubten Lehrlinge cin 
wirksamer Riegel vorgeschoben. 

Auch der Setzmaschinentarif ist als Teil des 
allecmeinen Tarifs bisher immer wieder er- 
neuert worden. 

Wir sehen also im Ganzen das erfreuliche 
Resultat, daß infolge besonders günstiger Be- 
dingungen die durch die Setzmaschine herbei- 
geführte kritische Lage im Buchdruckgewerbe 
verhältnismäßig gut überwunden worden ist. 
Von einer prinzipiellen Bekämpfung der neuen 
Maschine scitens der Arbeiter konnte in einem 
so hoch entwickelten Gewerbe nicht die Rede 
sein. Vielmehr war deren ganzes Streben dar- 
auf gerichtet, im Wege einer weitgehenden „ver- 
traglichen Regelung des Maschinenwesens‘‘ die 
schädlichen Wirkungen desselben abzuschwächen 


Verschiedenes 


und zugleich durch Anpassung der technischen 
Schulung an die veränderte Lage das neue 
Arbeitsmittel selbst in die Hand zu bekommen. 
Dies alles war aber nur möglich, weil eine lang- 
jährige, unermüdliche und zielbewußte Organi- 
sationstätigkeit auf beiden Seiten Verbände ge- 
schaffen hatte, die im Bewußtsein ihrer Kraft 
zugleich Einsicht genug besaßen, um über den 
Gegensätzen das starke gemeinsame Interesse 
an einer stetigen Entwicklung des Arbeitsver- 
hältnisses nicht zu vergessen, und die in der 
hohes soziales Verständnis bezeugenden Mei- 
nung wetteiferten, daß „ein technischer Fort- 
schritt kulturwidrig ist, wenn er mit einer Ver- 
schlechterung der Lage der Arbeiter verbunden 
ist.“ Ob die relative Gunst der Lage der 
Arbeiterschaft von Dauer sein oder in abseh- 
barer Zeit bei weiteren technischen Verbesse- 
rungen einer erheblichen Verschlechterung Platz 
machen wird, steht dahin. Die neueste Ent- 
wicklung der Monotype und andere demnächst 
auf den Markt gelangende Maschinentypen 
scheinen das oft schon vorgespiegelte Gespenst 
des „Schreibmaschinenfräuleins‘“ als möglichem 
Ersatz gelernter männlicher Arbeitskräfte in der 
Tat etwas näher zu rücken. 

Soll zum Schluß noch ein Wort zur Kritik 
der vorliegenden Leistung gesagt sein, so ver- 
misse ich eine eingehendere Berücksichtigung 
der Wirkungen der neuen Arbeitsmethoden auf 
die Arbeitsfreude im Beruf. Es ist bekannt, 
welch hohen Wert man neuerdings mit Recht 
Untersuchungen über den Einfluß der Fabrik- 
arbeit auf das Seelenleben der Arbeiter bei- 
mißt. Bei einer so intelligenten Arbeiterschaft, 
wie sie die qualifizierte Leistung der Satzher- 
stellung voraussetzt, muß diese Frage von be- 
sonderer Bedeutung sein. Herkner hat in der 
neuesten Auflage seiner ‚„Arbeiterfrage‘‘ (S. 30) 
nach Untersuchungen in Zürich bereits darauf 
aufmerksam gemacht, daß „jetzt von den 
Schriftsetzern lebhafte Klage über die Setz- 
maschine geführt wird. Die Hast der Maschinen- 
arbeit gewähre keine Möglichkeit, sich mit dem 
Sinn des Manuskriptes irgendwie zu befassen, 
auch die große Hitze und der üble Geruch 
falle lästig, und so gehe durch die Maschinen 
die Arbeitsfreude im Setzerberuf zugrunde.“ 

In der vorliegenden Untersuchung wird zwar 
darauf hingewiesen, daß die Arbeit an der 
Setzmaschine eine geistig weit intensivere sei, 
da „der Maschinensetzer die 3—5 fache Manu- 
skriptmenge des gewöhnlichen Handsetzers in 
der gleichen Zeit wie dieser zu leisten‘ habe; 
und es wird die Aeußerung eines Unternehmers 
auf dem Kongreß Deutscher Zeitungsverleger 
1902 zitiert, wonach „das Maschinensetzen 
keineswegs eine sg. leichte, sondern nament- 
lich im Zeitungsbetriebe eine aufregende Ar- 
beit sei.‘“ Aber es fehlt doch jede systema- 
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tische Erfassung dieses wichtigen Punktes im 
Rahmen der Darstellung, die bei der mannig- 
fachen Berührung des Verfassers mit der Praxis 
durch Befragung einer größeren Anzahl von 
Setzern gewiß leicht hätte gewonnen werden 
können. 

Im übrigen wird man gern anerkennen, daß 
der Verfasser durch seine umfangreichen Nach- 
forschungen an Ort und Stelle und sorgfältige 
Benutzung der Literatur ein reichhaltiges, so- 
wohl den Sozialpolitiker als den Techniker und 
Gewerbehygieniker interessierendes Material zu- 
sammengetragen und in wissenschaftlich zuver- 
lässiger Weise verarbeitet hat. Möge sein Bei- 
spiel von seiten der im praktischen Leben 
stehenden, sozialwissenschaftlich interessierten 
Ingenieure eifrige Nachfolge finden. 


Berlin. Carl Walther. 


Statistik der Elektrizitätswerke in Oester- 
reich. Verlag des Elektrot. Vereins in Wien 
VI, Theobaldgasse 12. Die „Statistik“ umfaßt 
(bis 1. Juli 1910) zirka 700 Werke, welche 
über 1500 Ortschaften mit Strom versorgen. 
Die „Statistik“ ist im Groß-Quartformat er- 
schienen (Preis 2,50 Kr.) und enthält die Namen 
der Eigentümer mit Adresse, die Kronländer, 
die Einwohnerzahl der betreffenden Orte, fer- 
ner sämtliche Daten über die Betriebseröff- 
nung, Stromsysteme, Betriebskraft, Generator- 
und Verbrauchs-Spannung, Leitungsnetz, Be- 
triebsmaschinen, Leistung der Generatoren und 
Akkumulatoren, Zahl der angeschlossenen Glüh- 
und Bogenlampen, Zahl der Elektrizitätszähler 
und Elektromotoren mit Angabe der Leistun- 
gen und Anschlußwerte in KW, sowie Angaben 
über Strompreise, Tarifsysteme, Anlagekapital, 
jährliche Stromerzeugung, erbauende Firmen, 
angeschlossene Orte und Betriebe usw. 


Verschiedenes. 


Die 


Warnung vor dem Hochschulstudium. 
Danziger Zeitung, Nr. 314, 8. Juli, enthält fol- 
gende Anpreisung: 


„Die Erwerbsaussichten der Ingenieure und 
Techniker werden oft als recht ungünstig hin- 
gestellt. Dies mag hinsichtlich der rein 
wissenschaftlich vorgebildeten, zu höheren An- 
sprüchen berechtigten Diplom-Ingenieure der 
Technischen Hochschulen zugestanden werden. 
Zurzeit aber dürfte es kaum einen Beruf 
geben, in welchem bessere Aussichten vor- 
handen sind, als in der mittleren technischen, 
privaten und öffentlichen Beamtenlaufbahn, 
wie sie sich den an Technischen Mittelschulen 
vorgebildeten Ingenieuren, Technikern und 
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Werkmeistern eröffnet. Es ist dies die Folge 
des großen, noch steigenden Bedarfs an 
solchen finanziell billigeren Absolventen so- 
wohl seitens des Staates, der Provinzen und 
Städte, als auch seitens der Industrie und des 
Handels. Von den 3265 technischen Beamten 
Groß-Berlins beispielsweise sind über 2400 an 
Technischen Mittelschulen vorgebildet und 169 
von diesen befinden sich als Oberingenieure 
in leitenden Stellungen. Junge Leute, welche 
mit ausreichender Veranlagung und Neigung 
sich der Technik zuwenden wollen, sollten 
sich nicht abhalten lassen, wenigstens Erkun- 
digungen über die erforderliche Ausbildung 
einzuziehen. Unter anderem steht hierfür das 
unentgeltlich von dem Direktor des städti- 
schen, staatlich subventionierten Technikums 
zu Neustadt in Meckl. zu beziehende Pro- 
gramm zur Verfügung.“ 

Daß hier deutlich unterschieden wird 
zwischen Hochschule und Mittelschule ist er- 
freulich. Auch die Warnung vor dem Hoch- 
schulstudium ist zu begrüßen, weil es sehr er- 
wünscht ist, junge Leute, die an einer Tech- 
nischen Mittelschule ihre Ausbildung erhalten 
können, von den Hochschulen fernzuhalten. 
Trotzdem müssen aber doch solche Darstellun- 
gen, die zu Hunderten in die deutsche Presse 
gelangen und eine im einzelnen oft unbeachtete 
schädliche Wirkung ausüben, bekämpft werden. 
Sie verbreiten die Anschauung, daß es in un- 
serem großen Berufsstande nur eine überall 
gleiche Art der Betätigung gibt; daß der Wert 
der Arbeit ganz gleich ist; daß es deshalb auch 
ganz gleichgültig ist, ob die Vorbildung eine 
wissenschaftliche ist oder nicht. Ingenieur, 
Techniker, Werkmeister — sie werden alle zu- 
sammen auf dem Technikum vorgebildet. Die 
wissenschaftliche Vorbildung stehe zudem sehr 
niedrig im Kurs; das zeige schon die Statistik 
der Berliner ‚technischen Beamten“. Deshalb 
sei es ratsamer die mittlere Laufbahn zu er- 
greifen, die doch zu den höheren lei- 
tenden Stellen führe. 

Diese Argumentation rechnet mit der bedauer- 
lichen Mißachtung der wissenschaftlich gebil- 
deten Ingenieure. Sollte einmal ein Schulleiter 
versuchen darzulegen, daß die Offizierlaufbahn 
überfüllt sei, daß es aber doch ratsam sei, die 
Jungen Unteroffizier werden zu lassen! Dürfte 
man in Deutschland wohl vor dem Studium 
der Jurisprudenz warnen mit dem Hinweis, daß 
die Laufbahn zum Gerichtssekretär sehr aus- 
sichtsreich sei. Laßt Eure Söhne nur nicht 
Referendar werden; laßt sie Supernumerar wer- 
den. Wo wäre der Leserkreis, der für beide 
Schulen das gleiche Interesse hat? 

Von den nicht wissenschaftlich gebildeten 
Rechtskundigen ist ein großer Teil in ange- 
schenen Stellen — von über 2100 nicht ein- 


Hochschulnachrichten 


mal an einer Mittelschule vorgebildeten, sind 
mindestens 169 als Bürgermeister in „leitenden“ 
Stellungen —, das gibt aber niemand Veran- 
lassung vor dem Studium der Rechtswissen- 
schaften zu warnen und den jungen Leuten 
gleichzeitig zu empfehlen, Gerichtssekretäre zu 
werden. Hier könnten freilich auch keine 
Schulen empfohlen werden, aus denen gleich- 
zeitig Richter, Gerichtssekretäre und Gerichts- 
diener hervorgehen. Der Berufsstand der Ju- 
risten hat seine Gliederung; wir müssen erst 
darum kämpfen. 


Städtebau. 


Die „Neuesten Nachrichten‘ (Dresden, 16. Juni 
1910) schreiben: „Das Kultusministerium hat 
auf Antrag der Abteilungen für Hochbau und 
Bauingenieurwesen an der Technischen Hoch- 
schule angeordnet, daß im nächsten Winter- 
semester an dieser ein Seminar für 
Städtebau eingerichtet werde, zu dessen 
Direktor Professor M. Förster ernannt wurde. 
An diesem Seminar wird sich eine Anzahl von 
Professoren beider Abteilungen beteiligen und 
zwar Dr. Bestelmeyer, Dr. Bruck, Baurat Diestel, 
Dr. Esche, M. Förster, Geh. Baurat Frühling, 
Geh. Hofrat D. Dr. Ing. Gurlitt, Geh. Hofrat 
Lucas, Präsident Geh. Medizinalrat Dr. Renk, 
Dr. Wuttke. Auch sollen jetzt oder später 
noch andere außerhalb der Hochschule stehende 
Kräfte herangezogen werden. Dresden geht da- 
mit zuerst mit einer planmäßigen Ausbildung 
der Städtebauer, die eine Zwischenstellung 
zwischen Architekt und Ingenieur einzunehmen 
haben, voran. Das Seminar wird ein neben 
den Abteilungen der Hochschule bestehendes 
gesondertes Institut darstellen, jedoch keine 
Schlußprüfungen abhalten. Dagegen wird den 
Besuchern eine Bescheinigung über die Teil- 
nahme am Seminar ausgestellt werden. Teil- 
nehmer können sich zu Anfang des Winter- 
semesters im Sekretariat der Hochschule ein- 
schreiben. 


Hochschulnachrichten. 


Am 15. September wurde in Drontheim die 
erste Technische Hochschule Norwegens mit 
12 Dozenten (darunter 3 Deutschen) und 100 
Studierenden eröffnet. Eine dahingehende, be- 
reits 1888 dem Storthing unterbreitete Regie- 
rungsvorlage hatte erst 1900 dessen Zustim- 
mung erhalten Der Bau wurde 1903 auf einem 
von der Stadt Drontheim geschenkten Platze 
begonnen und mit einem Kostenaufwand von 3 
Millionen Mark vollendet. 


Personalien — Aus dem Inhalt der Hefte 1-18 


: Personalien. . 


Herr Dr.-Ing. Puppe, Dortmund (Mitgl. d. 
Verb.) ist als Dozent für Hüttenmaschinenwesen 
an die Technische Hochschule in Breslau berufen 
worden. 


Herr Diplom-Ingenieur Dr.-Ing. O. E. 
Fritzsche (Verbandsmitglied), Oberingenieur von 
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Krupp in Essen, ist als Nachfolger des in den 
Ruhestand tretenden Oberbergrats Professor 
Undeutsch zum ordentlichen Professor für 
Mechanik und Maschinenlehre an die Kgl. Berg- 
akademie Freiberg ernannt worden. 

Herr Dipl.-Ing. Euler (Mitgl. d. Verb.) ist als 
Dozent für elektrische Kraftanlagen nach Breslau 
berufen. 

Herr Dr.-Ing. Heinel (Mitgl. d. Verb.) ist als 
Ordinarius für Maschinenelemente und Lasthebe- 
maschinen nach Breslau berufen. 


Aus dem Inhalt der Hefte 1-18. 


Die Techniker in der modernen Staatswirt- 
schaft. Von Dipl.-Ing. Dr. rer. pol. A. Lang- 
Berlin. 


Entstehung und Bedeutung des Wortes „Ver- 
waltungs-Ingenieur‘“. Von Prof. W. Franz- 
Charlottenburg. 


Etwas vom „Sparen“. Von Plautus. 


Bestimmungen über den Eintritt in die diplo- 
matische Laufbahn. Von J. Franz, Reg.- und 
Baurat, Straßburg. 

Wer. ist Diplom-Ingenieur? 
Schwarz-Grunewald. 


Mensch und Maschine. Von Geh. Reg.-Rat Prof. 
Kammerer-Charlottenburg. 


Versicherungs-Ingenieure. Von Dipl.-Ing. R. 
Barkow, Zivilingenieur, Charlottenburg. 


Gericht und Technik. Von Dipl.-Ing. A. Springe, 
Gewerbeanwalt, Neumünster. 


Von Dipl.-Ing. 


Diplom-Ingenieure und die Selbstverwaltung. 
Von einem Stadtbaumeister. 


Wer ist Diplom-Ingenieur? Von Dipl.-Ing. 
A. Springe, Gewerbeanwalt, Neumünster. 


in der Arbeiterschutz- 


Die Diplom-Ingenieure 
Pasinski- 


sesetzgebung. Von Dipl.-Ing. v. 
üsseldorf. 


Technisch-wirtschaftliche .„un.n 
Von Prof. Dr.-Ing. Schlesinger - Charlotten- 
burg. 

Das 
schulen. 


Geschichtsstudium an Technischen Hoch- 
Gedanken eines alten Studenten. 


Der Bureaukratismus. Von Plautus. 


Die Berechtigung der Standesorganisation. 

a nu als Feuerwehr-Offiziere. Von 
ipl.-Ing. Hüpeden-Nürnberg. 

Gericht und Technik. Von einem praktischen 
Juristen. 


Der Diplom-Ingenieur in der Bremer Staats- 
verfassung. Von Roland. 


Die Techniker im Kommunaldienste. Von Dipl.- 
Ing. H. Horn-Düsseldorf. 


Gericht u. Technik. Von Dipl.-Ing. A.Springe, 
Gewerbeanwalt, Neumünster. 


Die Ingenieurmisere in England. Von Dipl.-Ing. 
Backofen, Regierungsbauführer, Altona. 


Schiedsgerichte.e Von Dipl.-Ing. Dr. jur. 
kel-Langsdorff, Freiburg. 


Die technische Unfallverhütung, ihre Notwen- 
digkeit, Erfolge und Ziele. Von Dr.-Ing. E. 
Barten-Berlin. 

Die Elektrizität, Gesetzgebungskunst und rö- 
misches Recht. Von O. Schleicher, Regie- 
rungsbaumeister, Heilbronn. 


Der akademisch gebildete Ingenieur und die 
Aviatik. Von Dr. A. von Parseval-Char- 
lottenburg. 

Die deutschen Technischen Hochschulen nach 
ihrer geographischen Verteilung. Von Dipl.- 
Ing. Reisner-Essen. 


Run- 


Pp En men Von Dipl.-Ing. von 
Yasinski-Düsseldorf. 


Bürgertum und Staatsbeamtentum. Von Dipl.- 
Ing. R. Fischer-Mariendorf. 


Wie war es vor 1900 mit der Laufbahn der 
Technischen Hochschulabsolventen bestellt ? 
Wie stellt sich jetzt die Laufbahn der Tech- 
nischen Hochschulabsolventen (Dipl.-Ing.)? 
Wie stellen sich die Diplom-Ingenieure zu 
den Reg.-Bauführern a. D.; Reg. - Bau- 
meistern a. D. (ohne akademischen Grad) 
und den technischen Vereinen? Von Dr.-Ing. 
H. Sidow-Düsseldorf. 


Solange die römischen Pandekten zu viel be- 
deuten an unsern Universitäten, werden wir 
zu wenig bedeuten in Europa. Von VO. 
Schleicher, Reg.-Baumeister, Heilbronn. 


Die Techniker im Kommunaldienst. Von Dipl.- 
Ing. H. Horn-Düsseldorf. 


Eigentumsvorbehalt an Maschinen im deutschen 
GB. und im schweizerischen ZGB, eine 
juristische Betrachtung. Von O. Schleicher, 
Reg.-Baumeister, Heilbronn. 


Ingenieurstudium und Verwaltungsreform. Von 
Reg.-Baumeister a. D. Ed. Jobst, Siedler, 
Charlottenburg. 
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Gericht und Technik. Von einem praktischen 
Juristen. 


Die Stellung der erfindenden Angestellten im 


deutschen und ausländischen Recht. Von 
Dipl.-Ing. W. Stern, Frankfurt a. M. 
Unsere Technischen Hochschulen. Von Tg. 


Berufs-, Standes- und Klasseninteressen sowie 
Organisationen zu deren Vertretung. Von 
Prof. Dr. Herkner-Charlottenburg. 


Was uns not tut! Von 
Charlottenburg. 


Die juristische Vorbildung in den Staatswissen- 
schaften und das Verwaltungsmonopol der 
en. Von O. Schleicher, Reg.-Baumeister, 

eilbronn. 


Dipl.-Ing. Ludwig- 


Ist die Universität die einzige Hochschule der 
höheren Verwaltung? Von Prof. Franz-Char- 
lottenburg. 

Chinesisches. Von Dr. Dr.-Ing. Waldemar Koch- 
Berlin. 


Eisenbahn-Ingenieure. 


Zur Wohnungsfrage. Von O. Schleicher, Reg.- 
Baumeister, Heilbronn. 


Schutz des Gebrauchsmusters vor der Anmel- 
dung. (Ein praktischer Rechtsfall.) 


Amtliche Sachverständige für Kraftfahrzeuge 
mit bedingungsweise abgeschlossener Hoch- 
schulbildung. Von Dipl.-Ing. G. B. Münch- 
Leipzig. 

Nachdruck und Nachdruckshonorar. Von Dipl.- 
Ing. Dr. Runkel-Langsdorff, Freiburg i. B. 


Ingenieurstudium und Verwaltungsreform. Von 
rof. Franz-Charlottenburg. 


Schutz des Gebrauchsmusters vor der Anmel- 
dung. Von Dipl.-Ing. Wassermann-Berlin. 


Die Ingenieurabteilung der Universität Cam- 
bridge. 

Vergleich der Diplom-Ingenieur-Laufbahn mit 
der eines Juristen. 


Gebühren der Sachverständigen. 
praktischen Juristen.) 


Ueber den richtigen Gebrauch der akademi- 
schen Grade an Technischen Hochschulen. 
Von Prof. Dr.-Ing. Nachtweh-Hannover. 


Der Verwaltungs-Ingenieur. Von Dipl.-Ing. Dr. 
jur. Runkel-Langsdorft, Freiburg i. B. 


Ingenieure und kleinere Verwaltungen. 
ipl.-Ing. Reisner-Essen a. 


(Von einem 


Von 


Die la a i im Auswärtigen 
Amt. Von Dipl.-Ing. Dr. Lang-Berlin. 


Der Ingenieur und die Flugtechnik. Von Dipl.- 
Ing. Hans H. Keil-Lichterfelde. 


Gewerbeanwälte. Von Dipl.-Ing. Springe, Ge- 
werbeanwalt, Neumünster. 


St. Bureaukratismus. 
Wiesbaden. 


Der Architekt in der Privatpraxis. 
Ing. Heinemann-Berlin. 


Von Dipl.-Ing. Mierisch- 


Von Dr.- 


‘Die technischen 


| Aus dem Inhalt der Hefte 1-18 


Akademische Ingenieurtitel. Von Dipl.-Ing. 
Springe, Gewerbeanwalt, Neumünster. 


Zweck und Anwendbarkeit des Titels ,„Dipl.- 


Ingenieur“ von Dipl.-Ing. Stamm-Frank- 
furt a. M. 
Hochschulunterricht. Von Ewald Kohn, cand. 


rer. techn. 


Diplom-Ingenieure als Gaswerksleiter. Von 
einem Stadtbaumeister. 


Die „leitenden‘‘ Stellen. 


Statistik der deutschen Diplom-Ingenieure 1899 
bis 1999. Von Dipl.-Ing. Schwarz-Düsseldorf. 


Unterrichtsanstalten. Von 
Plautus. 


Der technische Beigeordnete.e. Von Prof. W. 


Franz-Charlottenburg. 


Sondergerichtshöfe für gewerblichen Rechts- 
schutz. Von Dr. Fritz Rathenau, Regierungs- 
rat. Buchbesprechung von Dipl.-Ing. Springe, 
Gewerbeanwalt, Neumünster. 


Der wirtschaftliche Charakter der technischen 
Arbeit. Von Dr. Friedrich von Gottl-Ottilien- 
feld, o. Prof. der Staatswissenschaften an 
der Kgl. Technischen Hochschule zu Mün- 
chen. Buchbesprechung von Dipl.-Ing. Dr. A. 
Lang-Charlottenburg. 


Ein Jahr Verband Deutscher Diplom-Ingenieure. 


Von Dipl.-Ing. Dr. Alexander Lang-Char- 
lottenburg. 

Akademische Ingenieurtitel. Von Dr. Ing. C. 
Claus-Erkner bei Berlin. 


Zur Ausgestaltung des Uhnterrichtes in den 
Rechts-, Staats- und Wirtschaftswissenschaften 
an den Technischen Hochschulen. Von Prof. 
Dr. Carl Koehne-Berlin. 


Arbeitseignung und Leistungsfähigkeit der 'Ar- 
beiterschaft eines großindustriellen Betriebes. 
Von Dipl.-Ing. von Bienkowski. 


Deutsche Ingenieurwerke auf der Brüsseler 
Weltausstellung. Von Dr. Ing. C. Claus-Erk- 
ner bei Berlin. 


Die gesellschaftliche Stellung des Ingenieurs. 
Von Dipl.-Ing. W. v. W. 


Techniker als Bibliothekare. Von Prof. Dr. 
H. Simon, Bibliothekar der Technischen Hoch- 
schule zu Berlin. 


Bestrebungen zur Förderung des Geschäfts- 
interesses der in Großbetrieben beschäftigten 
Personen. Von Dr. Ernst Valentin-Berlin. 


Die Entwicklung der deutschen Seefischerei. 
Von Dr.-Ing. C. Claus, Erkner bei Berlin. 


Der Arzt. Seine Stellung und seine Aufgaben 
im Kulturleben der Gegenwart. Von Dr. med. 
Moritz Fürst in Hamburg. Buchbesprechung 
vo Dipl.-Ing. Dr. Alexander Lang-Charlotten- 

urg. 


Große Männer. Von Wilh. Ostwald-Leipzig. 
Buchbesprechung von Dipl.-Ing. von Pasinski- 
Düsseldorf. 
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Ausschaltung der Diplom-Ingenieure aus der Invaliden- 
und Hinterbliebenenversicherung. 


Die staatliche Pensions- und Hinterbliebenenversorgung 
für Privatangestelltee Von Dipl.-Ing. v. Pasınski- 
Düsseldorf. (Bericht an den Vorstand des Ver- 
bandes.) | 


Der Zudrang zu den Staatsämtern. Von Planer. 


Die Verlegung der Bergakademie Freiberg nach 
Dresden. Von Bergassessor Dipl.-Ing. H.E. Müller- 
Zwickau. 


Die banktechnische Ausbildung der Verwaltungs- 
Ingenieure. Von O. Schleicher, Reg.-Baumeister, 
Heilbronn. 


Wie gestaltet sich die Haftung der in gewerblichen 
Betrieben angestellten Techniker nach dem deutschen 
bürgerlichen Rechte? Von einem praktischen Juristen. 


Aus den Bezirksvereinen. 
Literatur. 
Verschiedenes. 


Petition des Verbandes an die 


Der unterzeichnete Verband Deut- 
scher Diplom-Ingenieure, Eingetragener 
Verein, gestattet sich, den verehrlichen 
Herren Mitgliedern der 16. Kommission 
des deutschen Reichstages bezüglich der 
Stellung der Diplom-Ingenieure zur In- 
validen- und Hinterbliebenenversiche- 
rung ganz ergebenst folgendes zu un- 
terbreiten: 

Für den Begriff ‚Techniker‘ im Sinne 
der Arbeiterversicherungsgesetze ist der 


8 133 a der Reichsgewerbeordnung maß- 


gebend. Dieser Paragraph ist zu einer 
Zeit entstanden, als es noch keine Di- 
plom-Ingenieure gab. Obschon alle maß- 
gebenden Kommentatoren die Ansicht 
vertreten, daß zu den Technikern im 


AUSSCHALTUNG DER DIPLOM-INGENIEURE AUS DER INVALIDEN- 
UND HINTERBLIEBENENVERSICHERUNG. o 


16. Kommission des Reichstags. 


Sinne des $ 133 a, G.O., Personen mit 
wissenschaftlicher oder künstlerischer 
Tätigkeit nicht gehören und daß solche 


höher gebildeten Personen auch dann 


nicht unter diesen Paragraphen gehö- 
ren, wenn sie bei einem gewerblichen 


‚ Unternehmen angestellt sind, z. B. Assi- 


stenzärzte von Privatanstalten, Redak- 
teure, Rechtskundige usw., wird der Di- 


plom-Ingenieur fast durchweg als unter 


den $ 133a gehörig betrachtet. Schuld 
daran ist die Formulierung dieses Para- 
graphen, die die Verhältnisse des tech- 


nischen Berufes, wie sie sich im Laufe 


der letzten 15 Jahre heraus entwickelt 
haben, nicht berücksichtigt. Die Folgen 


. dieses Umstandes äußern sich darin, daß 
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der Diplom-Ingenieur jenen Versiche- 
rungsgesetzen unterstellt wurde,die ihrem 
Wesen nach für die Lohnarbeiter und 
die diesen wirtschaftlich und sozial nahe- 
stehenden Gruppen bestimmt und dem- 
gemäß auch in ihrer ganzen Anlage für 
diese zugeschnitten sind. Es konnte nicht 
ausbleiben, daß dieses Mißverhältnis 
zu merkwürdigen Konsequenzen führte, 
und diese zeigten sich am augen- 
fälligsten bei der Invalidenversicherung. 
Dieses Gesetz zwingt den Di- 
plom-Ingenieur, Beiträge zu 
leisten, obschon er niemals in 
den Besitz einer Rente ge- 
langt. Die unausgesetzten Klagen in 
den Kreisen der Diplom-Ingenieure ha- 
ben dem Verband Anlaß gegeben, eine 
Umfrage zu veranstalten über die Dauer 
der Beitragspflicht. Es hat sich dabei 
ergeben, daß die überwiegende Mehrheit 
aller Diplom-Ingenieure bereits nach 
ganz kurzer Zeit — noch nicht einem 
Jahre — ein Gehalt bezog, das sie vom 
Versicherungszwang befreite. Daraus 
dürfte sich ergeben, daß der Diplom- 
Ingenieur nicht zu jenen Personen im 
Sinne des Gesetzes gehört, die dau- 
ernd unter 2000 M. Jahresverdienst 
bleiben. Der Diplom-Ingenieur hat also, 
auch wenn die beitragspflichtige Grenze 
auf 2500 M. erhöht wird, praktisch gar 
keinen Nutzen von der Beitragsleistung ; 
er muß deshalb in der Erhebung von 
solchen Versicherungsbeiträgen eine 
Sondersteuer erblicken, die durch nichts 
begründet ist und die während der er- 
sten Zeit der Ausbildung erhoben wird, 
in der andere akademisch Gebildete 
überhaupt kein Entgeld beziehen. Der 
Einwurf, der Diplom-Ingenieur könne 
sich durch Fortzahlung der Beiträge 
über die festgesetzte Einkommensgrenze 
hinaus eine Rente verschaffen, erledigt 
sich von selbst durch die Tatsache, daß 
dem Diplom-Ingenieur durch seine Vor- 
und Ausbildung die allgemeine Anwart- 
schaft auf leitende Stellungen in der In- 
dustrie, im höheren Staats- und Kommu- 
naldienst und auf berufliche Selbständig- 
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keit erwächst. Wird indes dieser Ein- 
wurf im Ernste erhoben, so liegt kein 
Grund vor, weshalb man nicht auch von 
den Aerzten, Anwälten und den Ange- 
hörigen anderer freier wissenschaftlicher 
Berufsstände dasselbe verlangt, denn sie 
alle müssen sich wohl zu Anfang ihrer 
Laufbahn mit einem geringen Einkom- 
men begnügen. Daß die Mündigkeit 
oder wirtschaftliche Sicherheit hier hö- 
her sei als bei den Angehörigen des 
Standes der Diplom -Ingenieure kaun 
nicht behauptet werden. 

Auf Grund der vorstehend dargeleg- 
ten Tatsachen gestattet sich der Ver- 
band, zum Entwurf einer Reichsversiche- 
rungsordnung Berlin 1910 zu beantragen, 
daß § 1212 Ziff. 2 einen einschränken- 
den Zusatz erhält wie etwa: 

„als Techniker im Sinne dieses Ge- 
setzes gelten nicht Diplom-Ingenieure 
oder Personen mit gleicher wissen- 
schaftlicher Vorbildung.“ 

Sollte dieser Zusatz nicht zweckmäßig 
erscheinen, so könnte auch $ 1221 Ziff. 3 
einen entsprechenden Zusatz erhalten 
wie etwa: 

„und Personen, die nach abgeschlosse- 
ner Hochschulbildung zu ihrer weite- 
ren praktischen Ausbildung vorüberge:- 
hend gegen ein geringeres Entgeld als 
2500 M. tätig sind.“ 

Ehrerbietigst a 


* $ 
x 


Vorstehende Petition ist vor kurzem 
der 16. Kommission des Reichstages (Reichs- 
versicherungsordnungs-Kommission) über- 
reicht worden. 

Inzwischen wurde der Antrag in der 
Kommission verhandelt und im Sinne 
unserer Eingabe erledigt. Unsere Wünsche 
wurden vertreten von den Abgeordneten 
Sanitätsrat Dr. Mugdan (Fortschr.) und: 
Professor Dr. Hitze (Zentrum). Auch der 
Abg. Dr. Trimborn (Zentrum) hat sich: 
in dankenswerter Weise der Wünsche 
der Diplom-Ingenieure angenommen, 

Man einigte sich unter Strei- 
chung des Wortes „Techniker“ 
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in § 1212 Ziff.2aufeinen Zusatz- 
paragraphen 1223a, lautend: „Auf 
ihren Antrag werden Diplom-Inge- 


I. 

In den 80er Jahren des vorigen Jahr- 
hunderts wurde in Deutschland der Weg 
sozial-politischer Gesetzgebung beschrit- 
ten. Die Verpflichtungen des Staates, 
d. h. der im Staate zusammengefaßten 
Gesellschaft gegenüber den wirtschaftlich 
Schwachen dieses Gemeinwesens, wurden 
hier zum ersten Male gesetzlich ge- 
regelt.!) 

Durch die Umwälzungen und schnellen 
Umwertungen des Maschinenzeitalters 
war eine soziale Notlage geschaffen wor- 
den, der nicht nur aus Gründen der Hu- 
manität, sondern auch aus Gründen einer 
gedeihlichen Fortentwicklung des Staats- 
wesens gesteuert werden mußte. Daß 
der bedeutsame Schritt staatlicher Für- 
sorge zuerst in Deutschland getan 
wurde, beruht keinesfalls auf einem Zu- 
fall. Mehr wie in anderen Ländern war 
man hier an das staatliche Eingreifen ge- 
wöhnt und hatte sich auf manchem Ge- 
biete mit einer weitgehenden staatlichen 
Bevormundung abgefunden. 

Die Maschine hatte zuerst den selbst- 
ständig erwerbenden Handwerkerstand 
aufgelöst und aus den Bruchstücken des- 
selben das große Heer der abhängigen 


1) Ueber die treibenden Kräfte schrieb Prof. 
Dr. v. Below im „Tag“ (5. 10. 10): „Die 
soziale Gesetzgebung, durch die sich das Deut- 
sche Reich vor den anderen Staaten auszeich- 
net, ist trotz der Sozialdemokratie zustande 
gekommen und ist nur deshalb geglückt, weil 
in der Zeit ihrer Begründung die sozialistische 
Reichstagsfraktion zu schwach war, um die Re- 
gierungsvorlagen zu Fall zu bringen.“ 

Schriftleitung. 


DIE STAATLICHE PENSIONS- 


UND HINTERBLIEBENENVERSORGUNG FÜR PRIVATANGESTELLTE, 
Von Dipl.-Ing. v. Pasinski-Düsseldorf. 


(Bericht an den Vorstand des Verbandes.) 
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nieure und Personen mit ähnlicher 
Hochschulbildung von der Ver- 


sicherungspflicht befreit.“ 


.“.„—.....—a.„——:.: ss 


Arbeiter geschaffen, denen nur die eigene 
Arbeitskraft gehörte und denen es nicht 
möglich war, die Gunst der Zeiten hin- 
reichend auszunutzen, um sich und ihre 
Familien auch nur gegen die normalen 
Zufälligkeiten des Lebens zu schützen. 
Krisen, Krankheit und Alter wirkten er- 
barmungslos auf sie ein, da die über- 
schießende Arbeitskraft sich nicht mehr. 
kapitalisierte, sondern im Kampf von An- 
gebot und Nachfrage mit ER 
werden mußte. 

Dieser Notlage der unteren Bevölke- 
rungsschichten wurde durch das Kran- 
kenversicherungsgesetz, die Unfallver- 
sicherungsgesetze und das Invaliditäts- 
gesetz gesteuert. Im Laufe der Jahre 
sind diese Gesetze trotz vielseitiger An- 
feindungen und trotz vielfacher Mängel 
zum Gemeingut des deutschen Volkes 
geworden, aus dessen Kulturleben sie 
sich nicht mehr verdrängen lassen. 


Die zersetzende Wirkung der Ma- 
schine ging aber weiter und mit den 
Riesenbetrieben vereinigter Großkapita- 
lien entstand neben dem Heer der ge- 
werblichen Arbeiter ein weiteres Heer 
der Privatangestellten. 


Auch diese Bevölkerungsgruppe ist 
ausschließlich auf den Verkauf der eige- 
nen Arbeitskraft angewiesen, ist nicht in 
der Lage die Gunst der Zeiten auszu- 
nutzen und muß seine überschießende 
Arbeitskraft ebenfalls im wirtschaftlichen 
Konkurrenzkampf aufzehren. Eine genü- 
gende Kapitalansammlung, um gegen 
Krankheit, Unfall und die Folgen des Al- 
ters gesichert zu sein, ist auch in die- 
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sen Kreisen ausgeschlossen und damit die 
Notwendigkeit einer allgemeinen gesetz- 
lichen Fürsorge gegeben, zumal es sich 
hierbei um große Teile der Bevölkerung 
handelt, mit denen auch politisch ge- 
rechnet werden muß. 

Schon Mitte der 90er Jahre vorigen 

Jahrhunderts hatte der „Verband kauf- 
männischer Vereine von Rheinland und 
Westfalen‘ eine Alters- und Invaliden- 
versicherung für Handlungsgehilfen ge- 
fordert. Der deutsche Handlungsgehil- 
fentag trat 1898 dieser Forderung bei 
und der „Deutsche Gruben- und Fabrik- 
beamtenverband“ in Bochum sowie der 
„Verband reisender Kaufleute Deutsch- 
lands‘‘ versuchten diese Forderung zu 
unterstützen und weitere Kreise dafür zu 
interessieren. 
Die Forderungen Stellen schon da- 
mals in einer allgemeinen obligatorischen 
Versicherung unter staatlicher Beihilfe 
und Aufsicht. Die Beiträge sollten zu 
gleichen Teilen von Arbeitgeber und Ar- 
beitnehmer aufgebracht werden. Diese 
Bemühungen der genannten Verbände 
verhallten jedoch echolos in den Mas- 
sen. 

Inzwischen waren ähnliche Bemühun- 
gen in. Oesterreich von größerem Er- 
folg begleitet gewesen, vielleicht, weil 
dort ein allgemeines Arbeiterfürsorge- 
gesetz wie in Deutschland, in dem der 
größte Teil der in Frage kommenden 
Privatbeamtenkreise schon versichert 
war, nicht bestand. 

Die österreichische Regierung hatte 
1896 Erhebungen über die Lage der 
Privatangestellten vorgenommen und 
legte im Mai 1901 dem Abgeordneten- 


hause einen Gesetzentwurf über die 
Pensionsversicherung der Privatange- 
stellten vor. Das ‚Gesetz, betreffend 


die Pensionsversicherung der in privaten 
Diensten und einiger in öffentlichen 
Diensten Angestellten‘ wurde 1906 ver- 
abschiedet und trat am 1. Januar 1909 
in Kraft. 

Die Erfolge in Oesterreich waren für 
die Bestrebungen in Deutschland von 
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größter Bedeutung. Während man früher 
einer Invaliden- und Altersfürsorge für 
Privatangestellte teilnahmslos gegen- 
überstand, war nun das Schlagwort 
„Staatliche Pensionsversicherung 
für Privatbeamte‘ gefunden. 


Im Dezember 1901 traten in Hannover 
Vertreter verschiedener Interessenverei- 
nigungen von Privatangestellten zusam- 
men, um einen gemeinsamen Arbeitsplan 
aufzustellen, und 1903 wurde in Berlin 
der „Hauptausschuß für die staatliche 
Pensions-Versicherung der Privatange- 
stellten“ gegründet. 


Es begann nun eine systematische 
Propaganda unter den Angehörigen der 
interessierten Berufsvereine und, um auch 
die nicht organisierten Privatangestell- 
ten für diese Bewegung zu gewinnen, 
gründete man sogenannte „Arbeitszen- 
tralen“ für die Pensionsversicherung der 
Privatbeamten auf staatlicher Grundlage 
in allen Teilen des Landes. 


Die Reichsregierung stand diesen Be- 
strebungen vorerst ablehnend gegenüber, 
erklärte sich jedoch bereit, ein von den 
Angestellten-Organisationen zu beschaf- 
fendes statistisches Material über die 
wirtschaftliche Lage der Privatangestell- 
ten zu bearbeiten. Im Oktober 1903 
veranstalteten die Berufsvereine unter 
ihren Mitgliedern eine Enquete. 200 N00 
Fragebogen wurden ausgegeben, 157000 
eingeliefert und 155000 erwiesen sich 
für die Bearbeitung brauchbar. 


Das Material wurde der Regierung 
übergeben und vom Hauptausschuß für 
die Bearbeitung folgende Gesichtspunkte 
aufgestellt: 


1. Es ist für eine obligatorische In- 
validen-, Alters- und Hinterbliebenen- 
versicherung der Privatangestellten eine 
besondere Kasseneinrichtung gemäß § 10 
des Invalidenversicherungsgesetzes zu 
schaffen. | 


2. Es wird gewünscht, daß die Lei- 
stungen der Versicherung annähernd die 
Höhe der Pensioy der Staatsbeamten der 
entsprechenden Gehaltsklassen erreichen. 
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Die auf Grund dieser Leitsätze und 
der gesammelten Fragebogen von der Re- 
gierung erfolgte statistische Bearbeitung 
und versicherungsmathematische Berech- 
nung einer solchen Versicherung ist in 
einer Denkschrift vom 14. März 1907 
(I. Denkschrift) niedergelegt worden. 

Durch diese Arbeit wurde die Un- 
haltbarkeit der bisherigen Forderungen 
des Hauptausschusses dargelegt; sowohl 
in Hinsicht der gewünschten Organisa- 
tion (besondere Kasseneinrichtung) als 
auch hinsichtlich der gewünschten Höhe 
der Leistungen der Versicherung. 

Nach den Berechnungen der Denk- 
schrift ist für eine Versorgung ähnlich 
der der Staatsbeamten ein jährlicher 
Beitrag von 19 Prozent des jeweiligen 
Gehalts erforderlich. Auch müßten, falls 
die Rente vom Durchschnitt des Lebens- 
einkommens gerechnet würde, immer 
noch 14 Prozent des jeweiligen Jahres- 
einkommens als Beitrag gezahlt werden. 

Diese Leistungen, die zu gleichen Tei- 
len vom Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
entrichtet werden sollten, waren nach 
einmütiger Ansicht aller Beteiligten als 
unerschwinglich anzusehen. Um das so- 
ziale Werk überhaupt zu ermöglichen, 


mußten die Forderungen der Angestell- 


ten erheblich zurückgeschraubt werden. 

Die ersten vom Hauptausschuß auf- 
gestellten Leitsätze können allerdings 
kaum als positive Forderung der Ange- 
stellten aufgefaßt werden; sie sollten 
nur ein vorläufiger Anhaltspunkt und be- 
sonders als Werbemittel für die Bewe- 
gung dienen. 

Nach dem gleichsam abschlägigen Be- 
scheid der 1. Denkschrift mehrten sich 
die Anhänger eines Ausbaues des In- 
validenversicherungsgesetzes wieder, ob- 
gleich der Hauptausschuß immer noch 
an der Forderung der Sonderkasse und 
Gewährung der Rente bei eintretender 
Berufsinvalidität festhielt, d. h. der Ren- 
tenfall solle gegeben sein, wenn ein An- 
gestellter infolge Abnahme seiner geisti- 
gen und körperlichen Kräfte nicht mehr 
den Anforderungen des jahrelang ausge- 
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übten Berufes in hinreichendem Umfange 
nachkommen könne. Ein Teil der An- 
gestelltenverbände trat für den direkten 
Ausbau des Invalidenversicherungsge- 
setzes durch Aufsetzung höherer Lohn- 
klassen bis 5000 M. Jahreseinkommen 
ein. Ein weiterer Vorschlag wollte die 
Angestellten in der Arbeiterfürsorgege- 
setzgebung belassen und forderte neben- 
bei eine Zwangsversicherung für alle An- 
gestellten mit Prämien von höchstens 
10 Prozent des Jahreseinkommens. 

Die Sonderkasse mit Gewährung der 
Rente bei eintretender Berufsinvalidität 
war wegen der hohen Beiträge an sich 
undurchführbar. Den Ausbau des In- 
validenversicherungsgesetzes lehnte die 
Regierung ab, weil an diese Forderung 
die Herabsetzung der Altersrentengrenze 
vom 70. auf das 65. Jahr und die der 
Berufsinvalidität geknüpft war. Die 
Durchführung beider Forderungen würde 
zu. einer erheblichen finanziellen Be- 
lastung des Reiches führen. 

Der weitere Vorschlag auf Einrichtung 
einer besonderen Pensions- und Hinter- 
bliebenen-Versicherungsanstalt für Pri- 
vatangestellte neben der reichsgesetz- 
lichen Invaliden- und zu erwartenden 
Hinterbliebenenversicherung hat am mei- 
sten Wahrscheinlichkeit auf eine baldige 
Erfüllung der Wünsche der Privatange- 
stellten. Diese Organisationsform ist 
auch der zweiten Denkschrift der Re- 
gierung vom 11. Juli 1908 zugrunde ge- 
legt worden. 

Bei der Ausarbeitung der I. Denk- 
schrift war die Regierung lediglich dem 
Drängen der vereinigten Privatange- 
stellten-Verbände sowie den im Reichs- 
tag geäußerten Wünschen gefolgt und 
hatte sich bereit erklärt, das von den 
Verbänden beschaffte statistische Ma- 


terial im Sinne der Wünsche der Pri- 
vatangestellten versicherungstechnisch 
durchzuarbeiten. Bei der II. Denkschrift 


ging die Regierung einen Schritt weiter, 
indem sie gleichsam einen gangbaren 
Weg zur Durchführung des Versiche- 
rungsgedankens vorzeichnete. 
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Wenn auch diese Denkschrift keines- 
falls als Vorlage eines Gesetzentwurfs 
aufzufassen ist, so wurde doch in dem 
Begleitschreiben die Hoffnung ausge- 
sprochen, daß sie dazu beitragen werde 
„eine Grundlage zu schaffen, auf der 
sich binnen möglichst kurzer Frist feste 
Beschlüsse für die endgültige Ordnung 
der so bedeutsamen Frage aufbauen 
können‘. Tatsächlich ist damit eine 
Grundlage gegeben, auf der die Re- 
gierung gewillt ist, einer Pensions- 
und Hinterbliebenenversicherung 
für Privatangestellte zuzustimmen. 


Der Regierungsvorschlag lehnt sich 
an die Knappschaftskassen und die son- 
stigen auf Grund des bisherigen Inva- 
lidenversicherungsgesetz gemäß $ 10 
zugelassenen besonderen Kasseneinrich- 
tungen an. Es ist eine Kombination 
der allgemeinen Invalidenversiche- 
rung mit einer ergänzenden Son- 
derkasse. Versicherungspflichtig sind 
alle Privatbeamten ohne Festsetzung 
einer Höchstgehaltsgrenze; außerdem 
sollen dieselben in dem bisherigen Um- 
fange der allgemeinen Invalidenversiche- 
rung unterworfen bleiben, auch hinsicht- 
lich der Ausdehnung dieser Versicherung 
auf die für 1910 geplante Hinterbliebe- 
nenfürsorge aus den Mehrerträgen der 
Lebensmittelzölle. 


Bezüglich der Beiträge hält sich die 
Denkschrift an den Bericht der vom 
Hauptausschuß eingesetzten ‚Siebener- 
Kommission‘ vom Jahre 1907, in dem 
der zu gleichen Teilen vom Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer zu zahlende Beitrag 
auf durchschnittlich 10 Prozent des je- 
weiligen Gehalts zu bemessen ist. 


Zur Beurteilung der Prämien und 
Renten müssen beide Versicherungen, 
allgemeine Invalidenversicherung und 
„ergänzende Sonderkasse‘‘ zusammen 
gerechnet werden. 


Es sind 10 Gehaltsklassen vorgesehen, 
von denen die ersten mit den Lehn- 
klassen des Invalidenversicherungsge- 
setzes übereinstimmen, während die 


letzte alle Angestellten mit einem Gehalt 
von über 5000 M. umfaßt. Beiträge und 
Renten werden für jede Gehaltsklasse 
einheitlich nach einem Mittelsatz be- 
rechnet (Prämiendurchschnittsverfahren). 
Nach zehnjähriger Wartezeit beginnt die 
Rente mit einem Grundbetrage, der 
durch jeden weiteren Monatsbeitrag um 
etwas erhöht wird. Die Rente beträgt 
nach 10 Jahren 20 Prozent des ver- 
sicherten Einkommens (nach dem Ein- 
heitssatz der betreffenden Gehaltsklasse 
berechnet) und steigt mit jedem weiteren 
Beitragsmonat um !/, Prozent, so daß 
nach 40 Jahren der Betrag von rund 
50 Prozent des durchschnittlich ver- 
sicherten Gehalts erreicht ist. Zu die- 
ser Rente kommt noch diejenige aus der 
allgemeinen Invalidenversicherung. 


Die Witwenrente beträgt ?; der zur 
Zeit des Todes des Mannes fällig gewe- 
senen Invalidenrente; die Waisenrente 
?2/,, und für jede Vollwaise °’s,; der In- 
validenrente. 

Stirbt ein Versicherter vor Ablauf der 
zehnjährigen Wartezeit, aber nach Ab- 
lauf von 60 Beitragsmonaten, so beträgt 
die Witwenrente !/,., die Waisenrent 
2/00, für jede Doppelwaise 1/3 des Wer- 
tes der ersten 60 Monatsbeiträge. 


Die für die Kasse notwendigen Bei- 
träge sind auf 8 Prozent des für jede 
Klasse festgesetzten Durchschnittsein- 
kommens berechnet und schwanken in- 
nerhalb der Gehaltsklasse zwischen 9, 
und 7 Prozent des wirklichen Einkom- 
mens. Hierzu kommen noch die 
Beiträge zur allgemeinen Invalidenver- 
sicherung, so daß der Gesamtbeitrag sich 
auf 7—12 Prozent des Gehalts beläuft. 


Die Beiträge sind zu gleichen Teilen 
von Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu 
tragen. 

Die Denkschrift lehnt die freiwillige 
Versicherung ab, sowohl die Versiche- 
rung in einer höheren Gehaltsklasse als 
auch den Eintritt von nicht der Ver- 
sicherungspflicht  unterliegenden Per- 
sonen. 
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Beim Austritt aus einer versicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung kann die Ver- 
sicherung freiwillig fortgesetzt, in eine 
beitragsfreie Versicherung umgewandelt 
werden, oder ein angemessener Teil der 
Beiträge wird zurückerstattet. 

Die Frage der Ersatzinstitute ist in 
der Denkschrift noch offen gelassen; je- 
doch wird die Zulassung im Gesetz un- 
ter gewissen Bedingungen zweifelsohne 
erfolgen, zumal inzwischen von den 
Bankbeamten eine eigene Pensionskasse 
gegründet worden ist, deren Anerken- 
nung kaum umgangen werden kann. 

Eine Uebersicht über die nach den 
Vorschlägen der II. Denkschrift zu erwar- 
tenden Invalidenrenten möge folgende 
Tabelle bieten, die ich einem Aufsatze 
des Reichstagsabgeordneten Dr. Heinz 
Potthoff in „Kultur und Fortschritt‘ 
Nr. 211,212 entnommen habe. 

Bei der allgemeinen Invalidenver- 
sicherung ist das Jahr zu 50 Wochen- 
marken gerechnet. Der Reichszuschuß 
von 50 M. zu jeder Rente ist mit be- 


rücksichtigt. In den Klassen G—K be- 
steht keine Versicherungspflicht, doch 
können die Angestellten durch frei- 


willige Versicherung mit nur 10 Wochen- 
marken zu 0,36 M. jährlich sich den An- 
spruch auf die 390 M. Rente sichern. 
Die Altersrente beträgt nach festen 
Sätzen 110—230 M. 


Uebersicht über Invalidenrenten. 


Durch- | Invalidenrente In- 
i schnitts- 

Oe- Satz des nach validen- 
halts-| Jahresgehalt , ne , rente 
klasse 2 ld 2 a aus 

kommens | Jahr. | Jahr. | Jahr. | 1. V. G. 

A bis zu 550 120 s4! 126| 20| 240 
B | mehr als 550 bis 850 720 144 | 216 | 360 290 

n » 50 „ 1150 1020 204 306; 510 340 
D » 1150 „ 1500 1320 204 396 | 660 390 
3 » » 1500 „ 1800 1080 336 | 504 | 840 390 
F » 1500 „ 2400 2100 420 | 630 | 1050 390 
G „n n 2400 n 3000 2700 540 810 ! 1350 
H n» 3000 n» 4000 3480 69% | 1044 ! 1740 
I » » 4000 » 5000 4500 900 ı 1350 | 2250 
K » „5000 5760 1152 | 1728 | 2880 


Ein Angestellter, der mit 25 Jahren 
in das Erwerbsleben mit einem An- 
fangsgehalt von 1800 M. jährlich ein- 
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tritt und sein Gehalt jährlich um 100 M. 
steigert, würde nach 40 Jahren, also im 
65. Jahre, 5800 M. Gehalt haben und 
könnte nun ohne Nachweis der Invali- 
dität die Alterspension beziehen. Diese 
würde, nach dem durchschnittlichen Ein- 
kommen von 3800 M. gemäß Einheits- 
satz der Gehaltsklasse H von 3480 M. 
berechnet, 1740 M. betragen. Die Inva- 
lidenrente würde er nur beim Nachweis 
der reichsgesetzlichen Invalidität be- 
ziehen können, d. h. wenn er aus eige- 
ner Kraft nicht :nehr rund 0,90 M. pro 
Tag verdienen kann. Vom 70. Jahre 
ab würde er dann aus der allgemeinen 
Versicherung die Altersrente von 230 M. 
jährlich erkalten. Dies alles unter der 
Voraussetzung, daß der Angestellte diese 
Versicherung durch Entrichtung von 10 
Wochenmarken zu 0,36 M. vom Austritt 
aus der Versicherungspflicht, also vom 
27.—70. Jahre, fortgesetzt hat. 


Würde der Angestellte im 45. Lebens- 
jahre sterben und eine Witwe mit zwei 
Kindern hinterlassen, so würden sich die 
Witwen- und Waisenbezüge folgender- 
maßen festsetzen. 


Das Gehalt des Mannes zur Zeit des 
Todes betrug 3800 M., das in den 20 
Jahren versicherte Durchschnittsgehalt 
beträgt 2800 M., der Invalidenrenten- 
anspruch also nach Klasse G 810 M. 
Davon erhält die Witwe 2), = 324 M. 
und die beiden Kinder bis zum 18. Jahre 


2.2/,;, = 216 M., zusammen 540 M. jähr- 
lich. 
Der durchschnittliche Jahresbeitrag 


für diese Versicherung beträgt 278,40 M. 
(8 Prozent des Einheitssatzes des durch- 
schnittlich versicherten Einkommens, 
also 3480.0,08). Die Gesamt-Prämien- 
zahlungen in 40 Jahren belaufen sich also 
auf 11136 M. 

Um einen Maßstab für die Beurteilung 
dieser Versicherung zu haben, möge hier 
zum Vergleich eine Kapitalversicherung 
angeführt werden, wie sie die größeren 
deutschen Versicherungsgesellschaften 
bieten. 
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Eine im 25. Jahre abgeschlossene Le- 
bensversicherung °?) von 20000 M. aus- 
zahlbar im Falle des Todes, spätestens 
aber im 65.. Lebensjahre, erfordert eine 
Gesamteinzahlung an Prämien von 9752 
Mark oder bei prämienfreier Weiter- 


versicherung im Invaliditätsfall von 
11032 Mark. Beide Versicherungen 
erfordern also fast gleiche Einzah- 


lungen. Während dem Versicherten 
im ersten Falle vom 65. Jahre ab 
eine jährliche Rente von 1740 M. ge- 
zahlt wird, erhält er aus der Kapital- 
versicherung mit dem 65. Lebensjahre 
20000 M. ausbezahlt. Soll dies Kapital 
in 10 Jahren bei gleichen Jahresrenten 
aufgebraucht werden, so könnte man 
2400 M. jährlich entnehmen, bei 15 jäh- 
riger Verbrauchsdauer könnten jährlich 
1750 M. abgehoben werden. Die Zahlen 
sind abgerundet, der Zinsfuß ist mit 
4 Prozent gerechnet. 

Abgesehen von der Tatsache, daßein 
Kapital an sich von größerem wirtschaft- 
lichen Werte ist, wie eine entsprechende 
Rente, die sich nicht vererbt (während 
das Kapital den Angehörigen verbleibt), 
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liegt in der Kapitalversicherung eine viel 
günstigere Altersversorgung, da selbst 
bei 15 jähriger Verbrauchsdauer, also für 
die Erreichung eines Lebensalters von 
80 Jahren, die jährliche Rente aus dem 
eigenen Kapital noch derjenigen aus der 
projektierten Pensionsversicherung ent- 
spricht. Außerdem fällt bei der Kapi- 
talversicherung die 10jährige Wartezeit 
fort, so daß selbst beim frühen Tode 
des Mannes die Witwe auskömmlich ver- 
sorgt ist. Günstiger erscheint dagegen 
die staatliche Versicherung, weil sie bei 
eintretender Erwerbsunfähigkeit den 
Rentenfall vorsieht und den Arbeitgeber 
zu 50 Prozent der Beiträge heranzieht. 

Nach dieser einfachen Darstellung des 
projektierten Gesetzes und der Gegen- 
überstellung einer Kapitalversicherung 
muß auf die allgemeinen Aussichten einer 
Verwirklichung des Gesetzes, seine Vor- 
teile und Nachteile und besonders auf 
das Interesse höher vorgebildeter Per- 
sonen an dem Zustandekommen des Ge- 
setzes noch näher eingegangen werden. 


(Fortsetzung folgt.) 


DER ZUDRANG ZU DEN STAATSAMTERN. i 


Der Zudrang zu den Staatsämtern ist 
in fast allen Berufsständen ein starker; 
so auch unter den Ingenieuren. Hier 
sind es die Stellen der Hochbauverwal- 
tungen (für Architekten), der Wasser- 
und Straßenbauverwaltungen (für Bau- 
ingenieure) sowie der Staatseisenbahn- 
verwaltung (für Bau- und Maschinen- 
ingenieure), welche von dem jungen 
Nachwuchs in immer noch steigendem 


2) Das Beispiel ist dem Tarif nur einer, der 
Karlsruher, Lebensversicherung entnommen, weil 
mir von dieser Gesellschaft die weitgcehendsten 
Tabellen zur Verfügung standen; es ist jedoch 
bekannt, daß wesentliche Differenzen hinsicht- 
lich Leistung und Prämien bei den großen Ge- 
sellschaften nicht bestehen. 


Maße begehrt und erstrebt werden. Der 
Zudrang zu der Laufbahn ist so groß 
geworden, daß der Ueberschuß über den 
Bedarf weit mehr als 100 % beträgt. Es 
kann also nicht einmal die Hälfte der 
jungen Leute das erstrebte Ziel errei- 
chen; der bei weitem größere Teil muß 
kürzere oder längere Zeit nach dem 
Studium von dem eingeschlagenen Wege 
ablenken. Das ist aus mehreren Grün- 
den und gerade hier besonders zu be- 
dauern. Der starke Zudrang und die 
infolgedessen eingetretene Ueberfüllung 
ist zunächst für den Staat von Nach- 
teil, weil hierbei sowohl die Ausbildung 
der zukünftigen Staatsbautechniker lei- 
det, als auch die Auswahl der wirklich 
geeigneten Kräfte erschwert wird. 
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Der Erfolg der nach dem Hochschul- 
studium einsetzenden Ausbildung (die 
auch von selbständiger wissenschaft- 
licher Fortbildung der jungen Beamten 
begleitet sein muß) ist in weitem Maaß 
von einer zielbewußten richtig geleiteten 
Einführung in den praktischen Bau- 
betrieb und in die staatliche Geschäfts- 
führung der Bauämter abhängig. Dieser 
wichtige Teil der Ausbildung muß in die 
Hand eines älteren Baubeamten gelegt 
werden, der für die Tätigkeit des Un- 
terrichtens jedoch kein Entgelt erhält. 
Es gibt nur wenige Beamte, die sich 
dieser Aufgabe gern und mit Hingebung 
unterziehen; ihr Kreis wird immer klei- 
ner, weil die Aufgabe immer undank- 
barer wird, je höher der Prozentsatz 
des Ueberschusses steigt. Von zwei 
Bauführern, die der Baubeamte jetzt 
zur Ausbildung erhält, geht wenigstens 
der eine (oft auch der andere) nach kur- 
zer Zeit aus der Laufbahn heraus — er 
kann dem Staate, dessen Unterricht er 
genießt und für dessen Zwecke er un- 
terrichtet wird, gar nicht dienen, weil 
er zu Amtsstellungen nicht zugelassen 
wird. Er hat aber oft auch gar nicht 
die Absicht, sich dem Staatsdienste 
länger zu widmen und sieht des- 
halb vieles, was der Baubeamte als wich- 
tig bezeichnet, gar nicht als wissenswert 
an. Eine als fruchtlos erkannte Arbeit 
übernimmt man nicht gern, und wenn 
man sie zu übernehmen gezwungen wird, 
wird man ihrer gewiß nicht froh. Dazu 
kommt die steigende Ueberlastung der 
Beamten mit eiligen Dienstgeschäften, 
welche jede Nebenarbeit besonders uner- 
wünscht machen. Kann man es den Bau- 
beamten verargen, wenn sie die jungen 
Kollegen sich selbst überlassen ? 


Die Einführung in die praktische Be- 
rufstätigkeit der zukünftigen Baube- 
amten ist zurzeit eine unbefriedigende — 
gerade weil eine Ueberzahl an jungen 
Leuten vorhanden ist, die eine „staatlich 
geleitete und überwachte Ausbildung“ 
verlangen. 
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Aber noch aus einem anderen Grunde 
bringt der jetzige Zustand für die Staats- 
bauverwaltung oft recht fühlbare Nach- 
teile. Das Drängen der jungen unge- 
schulten und unerprobten Kräfte, die 
sich schon vom Hochschulstudium an 
einen Platz sichern wollen, macht es den 
für den Personalersatz zuständigen 
Stellen fast unmöglich, auch gelegent- 
lich einmal eine anderweitig und 
außerhalb der Staatsbauver- 
waltung erprobte Kraft für den 
Staatsdienst zu gewinnen und zu 
übernehmen. Jetzt, wo alle Stellen 
von unten her doppelt und drei- 
fach mit Anwärtern besetzt sind, fällt 
es natürlich ungemein schwer, einen 
tüchtigen Außenseiter vorzuziehen. Es 
gehört zu den äußersten Seltenheiten, 
daß ein ehemaliger Regierungsbau- 
meister, der auf anderen Gebieten der 
Bautechnik wertvolle Erfahrungen ge- 
sammelt hat, wieder in den Staatsdienst 
eintritt. Und wenn er noch so wertvolle 
Eigenschaften und Kenntnisse mitbrächte 
— für ihn ist kein Platz, weil die vor- 
notierten Anwärter vorwärts drängen. 
Solch ein Zustand ist für jede Verwal- 
tung ein Nachteil, der sich gerade in der 
Beschränkung der Auswahl geltend 
macht. Verwaltungen mit übergroßem 
Nachwuchs sind in der jeweils richti- 
gen Stellenbesetzung gehemmt. Wie 
wertvoll wäre es, wenn bei den mittle- 
ren und oberen Aemtern hier und da 
einmal ein besonders tüchtiger Beamter 
aus der Privatindustrie oder aus der 
Kommunalverwaltung berufen würde. 

Es müßte überhaupt eine stärkere 
Durchsetzung der ganzen Verwaltungen 
des Staates mit den im freien Wirt- 
schaftsleben geschulten und erzogenen 
Kräften besonders vorteilhaft sein. Eine 
gewisse Einseitigkeit in der Berufsaus- 
übung und die Enge der Anschauungen 
würde damit verschwinden. Auch die 
Geschlossenheit des Berufsstandes würde 
eine festere werden. 

Jetzt sehen wir zum Schaden des gan- 
zen Standes nur zu deutliche Scheide- 
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linien zwischen den im Dienste der Pri- 
vatwirtschaft tätigen Berufsgenossen und 
den einen staatlichen Titel führenden 
Beamten. Wenn nicht alles täuscht, 
wird sogar schon zwischen den Diplom- 
Ingenieuren unterschieden, die königlich 
sind und solchen, die im freien Berufs- 
leben geblieben sind. Und das gerade 
muß als eine sehr unerfreuliche Erschei- 
nung betrachtet werden. Nach dieser 
Richtung hat an einigen Stellen eine Ent- 
wicklung begonnen, die mir sehr be- 
denklich erscheint. Solche Stellen sind 
die Eisenbahnverwaltungen und die 
Stadtbauverwaltungen. Hier werden für 
gewisse Arbeiten, die wissenschaftliche 
Vorschulung verlangen, in steigender 
Zahl ‚„Diplom-Ingenieure‘‘ gesucht und 
beschäftigt, die dauernd in unterge- 
ordneten Stellen verbleiben sollen. 
Bei der Eisenbahnverwaltung gibt es be- 
reits eine so große Zahl von „Eisenbahn- 
Diplom-Ingenieuren“, daß diese sich 
schon in einer eigenen Organisation zu- 
sammenschließen, um gemeinsame Inter- 
essen, die von denen der übrigen Di- 
plom-Ingenieure verschieden sein sollen, 
zu vertreten. Diese Eisenbahn-Diplom- 
Ingenieure sind schon in eine Rangstufe 
heruntergedrückt, die unter derjenigen 
ihrer Kollegen steht, welche mit oder 
ohne Anwartschaft auf den Staatsdienst 
bei der gleichen Behörde „beschäftigt“ 
sind. Die einen werden ‚ausgebildet‘ 
und bleiben ohne Gehalt, die anderen 
sind produktiv tätig, werden für ihre 
Leistungen bezahlt und stehen deshalb 
auf der unteren Stufe. Sie können auch 
nicht weiter aufsteigen — für sie gibt 
es keine Laufbahn im Staatsdienste. 
Aehnlich wird es mit den Diplom-Inge- 
nieuren der Kommunalverwaltungen 
kommen. Auch sie zählen zu den gut- 
bezahlten Hilfskräften, werden als Kon- 
strukteure, Statiker, Architekten ge- 
schätzt — kommen aber nicht weiter. Bei 
den größeren Stadtbauämtern, die noch 
immer an der Forderung festhalten, daß 
ihre Oberbeamten die Regierungsbau- 
meisterprüfung bestehen, redet man be- 
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reits von „Diplom-Ingenieuren‘ in dem 
Sinne wissenschaftlich gebildeter Hilfs- 
kräfte zweiten Ranges. Auch andere 
Stellen fangen an, den Diplom-Ingenieur 
herunterzudrücken. So sucht ein Kreis- 
baumeister, der vermutlich selbst keine 
akademische Bildung genossen hat, zu 
seiner’ Vertretung einen „Bauwerk- 
meister oder Diplom -Ingenieur — 
„Bauwerkmeister oder Regierungsbau- 
meister‘‘ sagt er nicht, weil diese Zu- 
sammenstellung nicht paßt.!) 

Wie ganz anders müßten sich die Ver- 
hältnisse entwickeln, wenn das abge- 
schlossene Hochschulstudium jener erste 
wichtige Abschnitt in der wissenschaft- 
lichen Schulung, die einheitliche Grund- 
lage bliebe, auf der ein starker und ge- 
schlossener Berufsstand sein Ansehen 
gründete. 

Mir will es schon aus diesem Grunde 
wünschenswert erscheinen, daß die 
Staatsbauverwaltungen noch wirksamere 
Mittel gegen den Zudrang zu den Staats- 
stellen ergreifen, als sie dies bisher ge- 
tan haben. Ein wirksames Mittel wäre 
die Erklärung, daß ein Teil der Stellen 
mit solchen Diplom-Ingenieuren besetzt 
werden solle, die ihre besondere Befähi- 
gung in erfolgreicher Tätigkeit außer - 
halb der Staatsverwaltung nachge- 
wiesen haben, und daß demgemäß die 
Zahl der ‚Anwärter‘ erheblich be- 
schränkt werden müsse. Zurzeit verfah- 
ren die preußischen Verwaltungen nach 
einem eigenartigen System. Sie nehmen 
Diplom - Ingenieure zur Ausbildung an 
und teilen diese in zwei ‚Kategorien‘: 
die einen „mit Anwartschaft‘ und die 
anderen „ohne Anwartschaft‘. 


1) Wie weit die Diplom-Ingenieure den sich 
entwickelnden Begriff „Diplom-Ingenieur“ selbst 
fördern, will ich hier nicht weiter verfolgen. 
Wenn ein Vergleich mit Gerichtsreferendaren 
oder mit jungen Aerzten erlaubt wäre, so 
würde ich vermuten, daß diese die unterge- 
ordneten Stellen von gutbezahlten Gerichts- 
sekretären oder von medizinischem Hilfspersonal 
ausschlagen werden, sobald sie merken, daß 
mit den Stellen ein minderes Ansehen ver- 
bunden ist. 
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In der Zeit von 1904 — 1909 sind 
Diplom-Ingenieure zur Ausbildung bei 
staatlichen Amtsstellen zugelassen wor- 
den :?) 


Mit Ohne 

Anwart- | Anwart- 

schaft schaft 

im Hochbaufach 326 

im Wasser- und Straßen- 

baufach : 253 
im Eisenbahnbaufach 157 
im Maschinenbaufach 91 
zusammen | 687 | 827 


Dieses Verfahren wird damit begrün- 
det, daß die Zahl der zur Ausbildung 
sich meldenden und angenommenen 
Diplom-Ingenieure zu groß sei. Die 
ohne Anwartschaft bei den staatlichen 
Stellen nach den Zwecken der Staats- 
bauverwaltung ausgebildeten Diplom- 
Ingenieure (827) werden auch zur Staats- 
prüfung zugelassen und nach Bestehen 
dieser Prüfung zu Regierungsbau- 
meistern ernannt — dann aber ‚müssen 
sie sich eine anderweitige Beschäfti- 
gung‘‘ suchen und erhalten, wenn sie 
eine solche gefunden haben, ihre Ent- 
lassung. 

Das Verfahren ist von einem ge- 
wissen Wohlwollen gegenüber den zahl- 
reichen sich zur Ausbildung meldenden 
Diplom-Ingenieuren getragen — es ist 
aber trotzdem von großen Nachteilen 
für die Betreffenden begleitet und wird 
dem ganzen Stande der Diplom- 
Ingenieure nicht förderlich sein. Man 
verfolgt die Wirkungen, wenn man sich 
klar macht, welchen Zwecken die „Aus- 
bildung“ der jungen Diplom-Ingenieure 
bei den staatlichen Stellen dienen soll. 
Natürlich den Zwecken des Staatsbau- 
dienstes. Die Ausbildung ist nicht etwa 
eine allgemeine auf alle Zweige des 
betreffenden Fachgebietes sich er- 
streckende Unterweisung und Einfüh- 
rung. Das ist schon deshalb unmög- 


2) Nach Zentralblatt der Bauverwaltung, 
Nr. 50, 1910. 
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lich, weil an den staatlichen Stellen die 
Gelegenheit fehlt, diejenigen Bauten 
kennen zu lernen, welche nicht zum Ar- 
beitsgebiet der Staatsbauverwaltung ge- 
hören. Die Ausbildung ist auch keine 
systematische; es sind nicht einmal be- 
sondere Vorkehrungen dafür getroffen 
— ja, es fehlen sogar aus den oben an- 
gedeuteten Gründen die für eine gere- 
gelte Ausbildung nötigen Lehrper- 
sonen.?) 

Jedenfalls wäre es ganz verfehlt, wenn 
man annehmen wollte, es gebe keine an- 
dere Möglichkeit, einen jungen Diplom- 
Ingenieur in die Praxis des Berufes ein- 
zuführen, als eine Beschäftigung bei den 
staatlichen Bauämtern. Für den Städte- 
bau z. B., überhaupt für die ganze städti- 
sche Bauverwaltung und den Dienst in 
den städtischen Betriebsverwaltungen, 
wäre eine Ausbildung in den städtischen 
Verwaltungsstellen mindestens ebenso 
zweckmäßig, wie die bei den staatlichen 
Bauämtern. Für diejenigen Diplom-Inge- 
nieure, welche in eine Laufbahn bei den 
Selbstverwaltungen eintreten wollen 
(welche Stadtbaumeister, Werksleiter 
usw. werden wollen) — das ist ein gro- 
Ber Teil derjenigen, welche jetzt für den 
Staatsdienst ‚ausgebildet‘‘ werden — 
wäre es gewiß ersprießlicher, die wert- 
vollen Ausbildungsjahre in den städti- 
schen Verwaltungen zu verbringen. Hier 
könnten sie gewiß für ihren späteren 
Beruf mehr lernen, als in dem staatlich 
geleiteten Baudienst. 

Wie schon mehrmals an dieser Stelle 
hervorgehoben wurde®), haben die bis- 
herigen Einrichtungen und Bestimmun- 
gen für die Erziehung und Vorbildung 
der städtischen Baubeamten recht wenig 


3) Zur Ausbildung der jungen Juristen sind 
neuerdings umfassendere Vorkehrungen ge- 
troffen, zu denen auch die Bestellung eines 
unterweisenden älteren Beamten gehört. 


4) Vgl. „Diplom-Ingenieure und die Selbst- 
verwaltung‘, Seite 33, „Diplom-Ingenieure als 
Gaswerksleiter‘, Seite 303, „Die Technischen 
Unterrichtsanstalten‘‘, Seite 314, „Der tech- 
nische Beigeordnete‘“, Seite 319, „Ein Jahr 
Verband Deutscher Diplom-Ingenieure‘“, S. 347. 
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getan. Wie Plautus in seinem Aufsatz 
„Die Technischen Unterrichtsanstalten‘“ 
Seite 314 ganz richtig hervorhebt, sind 
die Technischen Hochschulen von jeher 
in weitestem Maße auf die Bedürfnisse 
der Staatsbauverwaltungen eingegangen, 
sie haben aber bis in die neueste Zeit 
die bei den Kommunalverwaltungen vor- 
liegenden Verhältnisse sehr wenig beach- 
tet. Obwohl sie nach ihrer obersten Be- 
stimmung auch Hochschulen der Selbst- 
verwaltung sein sollten, und die ‚hier 
vorliegenden Bedürfnisse genau beach- 
ten müßten, sind sie jetzt noch auf 
einigen Gebieten nur als Lehrstätten für 
das staatliche Bauwesen und für staat- 
liche Institutionen zu betrachten. Diese 
Einseitigkeit tritt ganz besonders stark 
bei der weiteren Ausbildung zum prak- 
tischen Beruf hervor. Hier fehlt es noch 
an einer Organisation, welche die so 
wichtigen Interessen der Selbstverwal- 
tung zu fördern bestimmt wäre. 

Das gesamte städtische Bauwesen ist 
im Rahmen der nationalen Arbeit ebenso 
wichtig wie die Staatsbauverwaltung 
und erfordert daher in allen hierzu ge- 
hörigen Einrichtungen die gleiche für- 
sorgliche Behandlung. Wenn der Staat 
Technische Hochschulen unterhält, die in 
ihrer Unterrichtsteilung, in Lehrplänen 
und Prüfungsordnungen fast ganz durch 
die Staatsbauverwaltungen bestimmt 
werden, so muß auch das andere Gebiet 
eine bessere Beachtung finden. Das gilt 
besonders auch für die weitere Ausbil- 
dung der jungen Diplom-Ingenieure, 
welche sich der Kommunalverwaltung 
widmen wollen. Das jetzige System, 
nach welchem die späteren Stadtbaube- 
amten so ausgebildet werden, als ob sie 
Staatsbautechniker werden wollten, ist 
durchaus unbefriedigend und muß mög- 
lichst bald verbessert werden. 

Eine wesentliche Verbesserung wäre 
dadurch zu erreichen, daß die Städte 
selbst evtl. mit Unterstützung staat- 
licher Organe für die Fortbildung sorg- 
ten. Die Ausbildung der jungen Beam- 
ten sollte bei den Stadtbauämtern 
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und den städtischen Betriebsver- 
waltungen erfolgen. Ich empfehle die- 
serhalb mit dem preußischen Städtetag 
in Verbindung zu treten. Dabei müßte 
auch die Frage einer besonderen Prüfung 
erwogen werden. Ist eine Prüfung er- 
forderlich, so liegen hierfür zwei Mög- 
lichkeiten vor: 

1. Die jetzige Staatsprüfung wird in 
der Weise erweitert, daß wahlweise auch 
die Gebiete des Städtebaues einbezogen 
werden (Vergrößerung der Prüfungs- 
kommission durch Städtebauer). 

2. Es wird eine besondere Prüfungs- 
stelle für Städtebau errichtet. 

Auf solche Weise könnte der Andrang 
zu den Staatsstellen bzw. zu der staat- 
lichen Ausbildung verringert und eine 
stärkere Wechselwirkung zwischen 
Staatsbauverwaltung und Kommunalbau- 
verwaltung eingeleitet werden, sobald 
dann gleichzeitig die Möglichkeit ge- 
schaffen würde, auch Kommunalbautech- 
niker in den Staatsdienst zu übernehmen 
— so wie dies jetzt umgekehrt in wei- 
tem Umfange geschieht. 

Ich verkenne nicht, daß einer zu 
großen Freiheit bei der Aemterbesetzung 
in großen Staaten bedeutende Schwierig- 
keiten und Bedenken entgegen stehen; 
etwas muß aber geschehen, um dem ge- 
genwärtigen ungesunden Zustand ein 
Ende zu machen. Dieses einseitige Drän- 
gen nach den Staatsprüfungen und nach 
der Staatskrippe hemmt die Entfaltung 
eines kräftigen, auf breitester Grund- 
lage aufstrebenden Standes. Der aka- 
demische Grad ‚Diplom-Ingenieur‘, der 
nur auf Grund eines langen und schwie- 
rigen Studiums verliehen wird, muß als 
allgemein gültiger Nachweis abge- 
schlossener Hochschulstudien Geltung 
erhalten. Es darf sich nicht eine Schicht 
herausbilden, die auf Grund einer be- 
sonderen praktischen Berufsbildung 
eine höhere über dem Diplom-Ingenieur 
stehende wissenschaftliche Geltung und 
höheres soziales Ansehen beansprucht. 
Ist für besondere Verhältnisse — wie sie 
gewiß im Staatsbaudienst, für die Ge- 
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werbeaufsicht, für das Patentwesen usw. 
vorliegen — eine besondere Dienst prü- 
fung nötig, so soll sie aber auch auf 
die beschränkt bleiben, die sich dem be- 
treffenden Dienstzweig widmen. Daß 
jetzt die Dienststellen der Bauverwal- 
tungen mit einem Ueberschuß von 100 0o 
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der auszubildenden Diplom-Ingenieure 
belastet werden — nur um diesen die 
Erwerbung eines Titels zu ermöglichen, 
der sie über ihre Kollegen stellen soll 
— scheint mir jeder vernünftigen Wirt- 
schaft zu widersprechen. 

Planer. 


Gelegentlich der Beratung des Etats der Berg- 
akademie zu Freiberg in der zweiten sächsischen 
Kammer und in deren Finanzdeputation A wurde 
eine etwaige Verlegung der Bergakademie und 
die Bauhafthaltung eines Schachtes für Lehr- 
zwecke erörtert. Auch die Vertretung der Ge- 
meinde Freiberg hat sich mit der Frage 
der Verlegung beschäftigt. Sie hat in ihrer 
Stadtverordnetensitzung vom 6. Mai 1910 in 
lebhafter Weise dem Wunsche Ausdruck ver- 
liehen, die Bergakademie am Orte zu erhalten. 

Nach dem Berichte des Freiberger Anzeigers 
vom 8. Mai d. J. hat Herr Oberbürgermeister 
Haupt in seiner Antwort auf die Interpellation 
des Herrn St. V. Professor Dr. Paessler und 
Gen. auf die billige Ausbildung der Studenten 
der Bergakademie hingewiesen. Dem jähr- 
lichen Zuschuß von 143450 M. entsprechend, 
kostet ein Student bei dem Bestande von ca. 500 
Mann rund 287 M., also weit weniger als 
an allen anderen sächsischen Hochschulen und 
nach Wissen des Schreibers auch bei den übri- 
gen Hochschulen der Welt. Selbst ein Gym- 
nasiast kostet dem Staate an Aufwand mehr 


als wie ein Akademiker, denn die staatlichen. 


Gymnasien in Chemnitz, Dresden-A., Leipzig 
und das Realgymnasium in Zittau verlangen 
Zuschüsse in der Höhe von 167564 M., 


1740600 M. und 177735 M. Nahezu gleich mit 
der Akademie ist der Zuschuß des Lehrersemi- 
nars in Plauen i. V. (143465 M.), höher jedoch 
stellt sich noch der Zuschuß des Lehrersemi- 
nars Grimma (163 694.). 


Infolge des Rückganges und der Einstellung 
des Bergbaues zu Andreasberg im Harz ist 
das preußische Abgeordnetenhaus ebenfalls vor 
die Frage gestellt worden, was mit der Berg- 
akademie Clausthal werden soll, wenn einmal 
der gesamte Bergbau aufhören sollte. Ob sie 
in ihrem seitheriren Bestande fortleben könne 
oderobderAÄnschlußaneine Tech- 
nische Hochschule wünschenswert 
wäre. Es sind zwar neuerdings neue Ge- 
bäude errichtet worden, so daß es den Anschein 
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NACH DRESDEN. 
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hat, als ob das preußische Ministerium bis vor 
kurzem beabsichtigt hätte, die Bergakademie in 
Clausthal zu erhalten. Heute treten aber die 
Bestrebungen, die Clausthaler Akademie zu ver- 
legen, stärker hervor als je zuvor. Gleichwie 
in Sachsen ist die Regierung bei den Bera- 
tungen im Abgeordnetenhause wegen der zu- 
künftigen Gestaltung nicht endgültig schlüssig 
geworden. Auch die nach Herrn Oberbürger- 
meister Haupt von dem Rektor der Akademie 
gemachte Aeußerung, daß der akademische Se- 
nat und die Professoren der Bergakademie der 
Ueberzeugung sind, „es sei das Beste, wenn 
die Bergakademie an ihrem alten Sitze, in der 
alten Bergstadt Freiberg bleibe“, kann dem 
Wortlaute nach als eine unverbindliche Mei- 
nungsäußerung angesehen werden. Die Worte 
des Regierungsvertreters, des Herrn Ministerial- 
direktors Geh. Rat Dr. Wahle im gegenwär- 
tigen Landtag: 

„se. Exz. (Finanzminister) hat mich be- 
auftragt, zu bestätigen, daß er das, was er 
damals im Jahre 1908 als Wunsch der Re- 
gierung aussprach, nämlich die Bergakademie 
zu erhalten, auch heute noch vollständig auf- 
recht erhält. Es ist der herzliche Wunsch der 
Regierung, die Bergakademie so fortzuführen, 
wie sie jetzt besteht, so daß sie immer ihren 
alten Ruf wahrt und fortgesetzt die erste 
technische Hochschule für Berg- und Hütten- 
wesen auf der ganzen Erde bleibt“, 


dürften wohl die Absicht der Regierung zum 
Ausdruck bringen, daß die Akademie in ihrer 
Art erhalten bleiben soll, trotz der Einstel- 
lung des Freiberger Erzbergbaues. Ueber den 
Ort ihres Weiterbestehens aber ge- 
ben sie keinen direkten Aufschluß. 

Erst vor kurzer Zeit ist nun in Leoben 
in Steiermark, obwohl dort der Braunkohlen- 
bergbau noch in Blüte steht, anläßlich des 
Neubaues der K. K. Montanistischen Hoch- 
schule die Verlegung der Hochschule nach Wien 
durch die Berg- und Hüttenmännischen Ver- 
eine Oesterreichs angeregt worden. In ihren 
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Mitteilungen vom 15. Februar 1910 steht zu 
lesen: 

„Unter schweren Kämpfen mit auseinander- 
gchenden Anschauungen wurde der Neubau der 
Montanistischen Hochschule auf der Stätte ihres 
bisherigen Bestandes beschlossen. Viele er- 
blicken darin keine glückliche Fügung für das 
Schicksal unserer Hochschule. Und in der Tat 
sei in diesem Blatte ein für allemal erklärt, 
daß es zweifellos das einzig Richtige wäre, 
anstelle der beiden Hochschulen in Leoben und 
Przibram eine einzige, große, für das ganze 
Reich bestimmte in der Hauptstadt desselben 
zu errichten und diese so weit als möglich an 
die dort bestehende Technische Hochschule an- 
zuschließen. Die augenblicklichen Opfer des 
Staates wären zweifellos bedeutende gewesen, 


doch hätte der Staat dieselben im Interesse 
einer mächtigen Industrie wohl bringen 
können.“ 


So äußerten sich die Stimmen in den öster- 
reichisch-montanistischen Kreisen, und es dürfte 
von großem Interesse sein, wenn auch die 
sächsische Regierung die Meinung der berg- 
baulichen und unparteiischen Vereine Sachsens 
einholen würde. Denn um mit den Worten 
der obigen Mitteilungen fortzufahren: nichts 
ist begreiflicher, als daß alle jene Kreise, für 
welche die Verlegung der Hochschule nach 
Wien, — in unserem Falle Dresden — eine ganz 
gewaltige Schädigung ihrer Interessen bedeutet 
hätte, also allen voran die Stadt Leoben (Frei- 
berg) selbst, sich mit allen Mitteln für ein 
Verbleiben der Schule an ihrer bisherigen Stätte 
einsetzen mußten. 


In Oesterreich spielten aber nicht nur die 
wirtschaftlichen Gründe, sondern auch die po- 
litische Lage eine große Rolle, und hat jeden- 
falls die letztere, die von Tschechenseite aus- 
gespielt wurde, in gleicher Weise für das 
Verbleiben der Hochschule in Przibram als wie 
die wirtschaftlichen großen Opfer der Stadt 
Leoben für den Neubau in Leoben entschieden. 


Hat doch die Stadtgemeinde Leoben den 
Baugrund und einen Geldbetrag von 900 000 
Kronen geschenkt. Ferner übernahm sie die 
ganze Finanzierung des Baues, dessen Kosten 
sich auf 1300000 Kronen belaufen, so zwar, 
daß der Staat diesen Betrag bis auf die ge- 
schenkte Summe von 900000 Kr. in jährlichen 
Beträgen zurückzahlt. Die Stadtgemeinde 
Freiberg hat bisher nur Forderun- 
gen und Wünsche zur Kenntnis ge- 
bracht; wird sie sich zu ähnlichen 
Opfern bereit finden? — Den Weltruf 
einer Akademie zu begründen und in würdiper 
Weise zu erhalten, ist in erster Linie der Tüch- 
tigkeit der Professoren und deren Weltruf an- 
heimgepeben; daß Freiberg lange und gute 
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Erfahrung hinter sich hat, begründet sich eben 
hierauf. Die Verlegung der Akademie nach 
Dresden würde in diesem Punkte keine Aende- 
rung herbeiführen. Sodann spielen die zur Ver- 
fügung stehenden Mittel für den Unterrichts- 
betrieb eine nicht zu verachtende Rolle bei 
dem Gedeihen und der Entwicklung einer Hoch- 
schule. Es ist nicht allein damit getan, auf 
dem Ruhme der Professoren auszuruhen und 
die Kosten zu sparen. Die niedrigen Zuschüsse 
seitens des Staates, die von Herrn Landtags- 
abgeordneten Stadtrat Braun gewissermaßen als 
Vorzug hingestellt worden sind, werden von 
jedem Einsichtigen als Nachteil für das Ge- 
deihen der Akademie angesehen werden. Es 
muß wohl beachtet werden, daß bei dem heu- 
tigen Zuge zum technischen Studium, die Zu- 
nahme von 360 Studenten auf 486 innerhalb 
9 Jahren nicht der Stadt Freiberg zu gute ge- 
schrieben werden kann. Denn, um mit den 
Worten der österreichischen Bergleute zu reden: 
„Der Geist, der die Schule beseelt, nicht die 
Stätte und das äußere Gewand, bedingen ihren 
Wert.“ — Durch ihr äußeres Gewand wird die 
Akademie Freiberg kaum eine Anziehungskraft 
ausüben. Die Stätte verliert ihren Wert durch 
die Einstellung des Erzbergbaues. Das ganze 
bergmännische Milieu, das den Studierenden nur 
in den Bergbaubetrieben selbst entgegentritt, 
geht 1913 verloren. Es wird einem Studenten, 
der die Rechtswissenschaft studiert, kaum ein- 
fallen, ein Landgericht oder Amtsgericht oder 
eine andere Behörde als hervorragendes oder 
juristisches Milieu seines Studienortes anzu- 
sehen, ebenso findet ein Bergstudent nicht das 
Milieu in den Bergbehörden oder gar in der 
Bergschule. Würde bei einer Verlegung der 
Akademie nach Dresden eine Angliederung der- 
selben an die dortige Technische Hochschule 
als selbständige Abteilung unter dem 
Namen „Bergakademie Freiberg‘ nicht etwa auf 
die ruhmreiche Vergangenheit genügend hin- 
gewiesen und für das Ausland, wenn hierauf 
besonderer Wert gelegt werden sollte, ein alt- 
gewohnter Klang weitergepflegt? Für den 
fremdländischen Studenten ist ja Freiberg so 
wie so nur ein Vorort Dresdens. 

Da die Stadt Freiberg gegen eine Ver- 
legung besonders die wirtschaftliche Seite der 
Regierung als Schreckgespenst erscheinen läßt, 
so ist es nicht uninteressant, diese Seite etwas 
weiter zu beleuchten. Es sind an regelmäßi- 
gen staatlichen Zuschüssen erforderlich: 134 450 
M., ferner künftig laufend für Instandhaltung 
und Betrieb eines Schachtes nach Voranschlag 
der Regierung SO bis 100000 M. Hierzu korm- 
men Forderungen für den inneren Ausbau der 
Akademie, darunter als größere Posten: 

Erweiterungs- oder Neubau eines chemischen 

analytischen Laboratoriums 150 000 M. 
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Einrichtung und Bau eines Maschinenlabora- 
toriums 500000 M. 

Bessere Unterkunftsräume und Einrichtungen 
für die mineralogischen und geologischen 
Sammlungen 250000 M. 

Das sind 240000 Mark laufende und 900 000 
Mark einmalige in den nächsten Jahren er- 
forderliche Kosten. Nun bedarf die technische 
Hochschule in Dresden in den nächsten Jahren 
gleichfalls neuer Gebäude. Wird die Abteilung 
Freiberg bei dem Baue in Dresden mit be- 
rücksichtigt, so dürften die entstehenden Mehr- 
kosten in Dresden nicht 2 Millionen betragen, 
sondern weit weniger. Die Betriebsmittel wer- 
den bei der Vereinigung nicht die Höhe der 
summierten Zuschüsse bei den Hochschulen er- 
reichen und bei Berücksichtigung der nahen 
Lage des Steinkohlenbergbaues im Plauenschen 
Grunde ist die Unterhaltung eines Schachtes 
in Freiberg überflüssig. Die jedes Jahr für 
diesen Zweck zu verausgabenden 80—100 000 
Mark kommen schon einer einmaligen Kapitals- 
anlage von 2 Millionen Mark, also den von 
der Stadt Freiberg selbst veranschlagten Bau- 
kosten in Dresden gleich. Bei einer Verlegung 
nach Dresden könnten viele Lehrstühle mit der 
Zeit eingezogen werden, da sie nicht doppelt 
besetzt werden brauchen, z. B. Phvsik, Mathe- 
matik usw. Dadurch wird gleichfalls gespart 
werden können. Die hohe Staatsregierung und 
das Abgeordnetenhaus wird diese Rechnung mit 
größerer Sorgfalt ausführen können, so daß der 
Geldbeutel des Staatsbürgers in geringstem 
Maße aber am richtigen Platze in Anspruch 
genommen wird — gleichgültig ob eine ein- 
zelne Gemeinde kurze Zeit darunter leidet. Es 
ist sehr wohl in die Hand der regierenden 
Kreise gegeben, die Stadt, -- wie es mit Mili- 
tär schon geschehen, — zu entschädigen durch 
Üecberlassung eines der neuen Lehrerseminare 
und durch sonstige Einrichtungen. Im ersteren 
Falle wäre sofort wieder Verwendung für die 
Gebäulichkeiten der Akademie gefunden. 

Für einen technischen Studenten ist heut- 
zutage nicht mehr allein die Fachbildung von 
nöten, sondern er hat sich allgemeiner aus- 
zubilden; dies ist den Akademikern nicht an 
der reinen Fachschule, sondern nur an einer 
allgemeinen Hochschule wie in Dresden mög- 
lich. Bei dem langen Studium an der Akademie 
sollten näher liegende Gelegenheiten zu histori- 
schen, geographischen, literarischen, sprach- 
lichen, wirtschaftlichen und rechtswissenschaft- 
lichen Studien geboten werden, um den An- 
forderungen, die die Berufspraxis und auch der 
Staat in dem höheren Verwaltungsdienst stellt, 
voll nachkommen zu können. Bei der heu- 
tigen Entwicklung der technischen Wissenschaf- 
ten ist dem Studierenden neben dem Fach- 
studium noch ein allgemeiner UÜeberblick über 


439 


die gesamten technischen Gebiete zu geben. 
Dies den Anforderungen der jetzigen Zeit ent- 
sprechend auszuführen, wäre in Freiberg mit 
sehr großen Kosten verbunden. Die Zentrali- 
sation der Lehrmittel wie sie im Falle der 
Verlegung der Akademie in Dresden eintreten 
würde, erleichterten dies außerordentlich. Auch 
anderwärts werden dieser Zentralisation wegen 
Hochschulen von alter Stätte verlegt. So wird 
die Forstakademie Aschaffenburg nach Mün- 
chen, die Bergakademie Schemnitz nach Buda- 
pest verlegt werden. Ueberall zeigt sich das 
Bestreben durch Zusammenfassung der tech- 
nischen Lehrmittel das möglichste zu bieten. Bei 
der raschen Entwicklung des Berg- und Hütten- 
maschinenwesens sind die auf den Gruben Frei- 
bergs zu den praktischen Uebungen (wöchentlich 
4 Stunden) verwendeten Maschinen nicht mehr 
ganz auf der Höhe. Die Maschinen würden bei Ab- 
bruch der Gruben, z.B. „Alt-Elisabethschacht‘“ 
einem Altertumsmuseum zur höchsten Zierde 
gereichen, aber keinesfalls einen vollwertigen 
Ersatz für cin modernes Maschinenlaboratorium 
bieten. Nimmt man an, daß im Jahre 36 
Uebungen durchschnittlich ausgeführt werden, so 
wird bei 80 Studenten im Jahrgang und 4 Teil- 
nehmern an einer Gruppe der Einzelne nicht 
ganz zweimal an einer Uebung teilnehmen Kön- 
nen. Diese Ucbungen an Maschinen, die wegen 
des Betriebes nur zeitweilig zugänglich ge- 
macht werden können, bilden nur einen Not- 
behelf für ein Maschinenlaboratorium. Was 
würde die Neuzeit von einer Universität sagen, 
deren medizinische Faktultät keine Anatomie be- 
sitzen würde! Eine Technische Hochschule ohne 
Maschinenlaboratorium ist dem gleichzustellen. 
Nicht unbemerkt sei, daß Dresden eine stän- 
dige Ausstellung aller Neuheiten im Maschinen- 
fach erhält und damit der Technischen Hoch- 
schule in Dresden Lehrmaterial in Hülle und 
Fülle kostenlos zur Verfügung steht. Betrachtet 
man die preußischen Akademien und bergtech- 
nischen Abteilungen, so ist in Aachen ein Vor- 
bild gegeben. Aachen wird immer mehr, ent- 
gegen dem altberühmten Claustal, der Vorzug 
seitens der Studierenden gegeben und was die 
Hauptsache ist, auch seitens der die Stellen 
vergebenden Berufskreise. Dürfte hierin nicht 
auch ein gutes Omen für cine gedeihliche 
Weiterentwicklung der „Bergakademie Frei- 
berg“ als Abteilung der technischen Hochschule 
in Dresden angeschen werden? 

Zugunsten einer Verlegung nach Dresden 
spricht also: | 

Für den Staat ist es mit der Zeit billiger 
und für die Ausbildung der Studierenden ist 
es besser. 

Der Ruf der Akademie leidet dabei nicht. 

Den einzigen Nachteil hat die Stadt Freiberg, 
die entschädigt werden muß. 
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Unter dem Titel: „Die banktechnische Aus- 
bildung der Juristen“ veröffentlichte der Pro- 
fessor des Staatswissenschaften Dr. O. War- 
schauer-Berlin Ende 1908 eine interessante 
Schrift,!) deren Ausführungen und Vorschläge 
bezüglich der Notwendigkeit einer banktechni- 
schen Sonderausbildung vor allem die Beach- 
tung unserer Verwaltungs-Ingenieure verdienen. 

Es wird von ihm betont, daß die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse vielfach durch den 
Geldmarkt und das Bankwesen be- 
dingt sind, daß beide Organisationen tief in 
die Interessensphäre des Juristen eingreifen und 
daher dieser zur Ordnung beider berufen ist 
(sic!). Für jede individuelle Tätigkeit, wenn 
sie zu einem erfolgreichen Abschluß kommen 
soll, sei eine volle Erfassung des realen Lebens 
unbedingt nötig und einer der entscheidendsten 
Bestandteile desselben bilde der Geldmarkt, der 
in dem Bankwesen seinen Niederschlag findet. 
Seite 9 wird ausgesprochen: „Wem die volle 
Erkenntnis hiervon abgeht, der vermag die 
öffentlichen Geschäfte dauernd mit Erfolg nicht 
zu leiten, und gewiß mögen gerade hierbei die 
Juristen viele Unterlassungssünden begangen 
haben, die mit Recht ihr Konto belasten.“ 

Im I. Abschnitt: „Bankpolitik und 
Rechtswissenschaft“ kritisiert nun War- 
schauer die jetzige konservative Stellung der 
Jurisprudenz mit ihrer theoretisch-abstrakten, 
lebensfremden Vorbildung, ferner ihren Dilettan- 
tismus und ihre Naivetät auf diesem national- 
ökonomischen Gebiet, die sich besonders in der 
Wirtschaftskrisis des Jahres 1901 bei juristi- 
schen Direktoren von Banken und bei Rechts- 
anwälten offenkundig zeigten, welche dem Auf- 
sichtsrat von in Zahlungsstockung geratenen 
Aktiengesellschaften angehörten. Die Frage: 
„Ist der deutsche Juristenstand dem Umwand- 
lunesprozeß der Volkswirtschaft, der durch den 
hohen Aufschwung des Bankwesens seinen Aus- 
druck findet, voll gefolet”“ kann nach seiner 
Ansicht nicht unbedingt bejaht werden. Das 
ist etwas milde ausgedrückt! Für die gegen- 
wärtige und zukünftige Beschäftigung sind für 
die Juristen zwei Möglichkeiten zu unterschei- 
den. Die erste als „Industriejuristen“ 
in denjenigen Aktiengesellschaften der Großindu- 
strie, welche sich mit der Güterproduktion be- 
schäftieen. Es seien gewiß hier zuvörderst die 
Ingenieure berufen, die leitende Rolle zu über- 
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nehmen, aber auch die Juristen werden hierfür 
stets verwendbar erscheinen und aufgesucht 
werden; denn die Paarung der Rechtswissen- 
schaft mit der Technik sei nötig und für eine 
gedeihliche Entwicklung der Güterproduktion 
unentbehrlich und weiter: Die Arbeitsmöglich- 
keit im Dienste der großindustriellen Aktien- 
gesellschaften dürfte daher dem Juristen immer 
leichter und vielfältiger geboten werden, sagt 
Warschauer S. 15 seiner Schrift. Hierzu ist 
zu sagen, daß für eine richtige Paarung der 
Rechtswissenschaft mit der Technik doch 
größere Kenntnisse in beiden Wissenszweigen 
vorhanden sein müssen, nicht bloß einseitig ju- 
ristiiche und daß hier die Erfahrung lehrt, 
daß der Techniker sich leichter in Jurisprudenz 
als der Jurist in Technik einarbeiten kann. 


Es kommen also hier nur Verwaltungs- 
Ingenieure und nicht „Industriejuristen‘“ in 
Frage. 


Bei der zweiten Verwendungsmöglichkeit als 
„Bankjuristen‘“ hebt Warschauer hervor, 
daß die Leitung der Geschäfte bei den Groß- 
banken jetzt schon bewährten Juristen teil- 
weise anvertraut wird. Gänzlich auf die 
direkt aus der Praxis hervorgegangenen Ele- 
mente zu verzichten, sei hier nicht ratsam. 
In Betracht kommen noch die Stellungen als 
höhere Beamte innerhalb der Bankburokratie. 
Nun —, hier mögen sich die Kaufleute mit ihren 
Handelshochschulen dieser in Aussicht gestellten 
weiteren Invasion in ihre Interessensphäre er- 
wehren! 


Im Abschnitt II der Schrift wird ein Ucber- 
blick über die gesamte Bank- und Börsen- 
technik, über die Aktiv-, Zwischen- und 
Passivpeschäfte der Banken in gedrängtester 
Kürze mit Angabe der in Betracht kommenden 
Gesetze gegeben. Letztere behandelt War- 
schauer in der im gleichen Verlag erschiene- 
nen Schrift: „Bank- und Börsengesetzgebung 
in Deutschland‘ in ausführlicher Weise. Der Li- 
teraturnachweis in Abschnitt IV erstreckt sich 
auf die bei der Bank- und Börsentechnik 
namentlich erörterten Einzeltransaktionen und 
beschränkt sich in begrenzter Auswahl auf die 
in der jüngeren Zeit erschienenen hervorra- 
genden deutschen Werke, welche für die prak- 
tische Ausbildung und zum abgekürzten Selbst- 
studium in Betracht kommen. 


In Abschnitt II 
keiten der theoretischen 


werden die Möglich- 
Ausbil- 


Wie gestaltet sich die Haftung der in gewerblichen Betrieben angestellten Techniker usw. 


dung und der praktischen Schulung 
erörtert. 

Von den 5 Bildungsstätten für erstere kom- 
men für den Verwaltungs-Ingenieur gerade so 
wie für die Juristen die Universitäten (später 
ev. einzelne Technische Hochschulen), die Han- 
delshochschulen und ‚„Staatswissenschaftlichen 
Fortbildungskurse‘“ in Betracht. 

Für die praktische Schulung ist eine min- 
destens ein Jahr umfassende direkte Be- 
tätigung im Bankwesen erforderlich. Hierfür 
kommen nur die Hypothekenbanken, die 
Effekten- und die Zettelbanken in 
Frage. Am wenigsten geeignet, weil einseitig, 
sind die ersteren, da ihnen in der Hauptsache 
nur die Organisation des städtischen Boden- 
kredits obliegt. Am geeignetsten wären die 
Effektenbanken und zwar nicht die 
Großbanken, wo die Arbeitsteilung schon zu 
weit durchgeführt ist, sondern die Provinzial- 
banken. Endlich ist die Betätigung bei den 
Zettelbanken und unter ihnen namentlich ‚der 
Reichsbank, welche mit ihrem Netz von 
479 Zweigniederlassungen ganz Deutschland um- 
faßt, und deren Filiale in der Vielheit der 
von ihr gepflegten Einzelakte ein abgeschlosse- 
nes und lehrreiches Ganze bildet, in ernste Er- 
wägung zu ziehen. Hier kommen die her- 
vorragendsten Aktiv- und Passivgeschäfte 
vor: Das Diskontgeschäft, die Lombardtrans- 
aktionen, der Giroverkehr und auch die Um- 
sätze, welche sich in Effekten vollziehen. Ihre 
abschließende Kenntnis genügt häufig allein 
schon, um das zu gewähren, was der (Jurist- 
und) Verwaltungsingenieur für die Zwecke einer 


Die Frage, ob soziale Schutzvorschriften in 
der Art, wie sie für die Handlungsgehilfen be- 
stehen, für Privatangestellte, also auch für die 
in gewerblichen Betrieben angestellten Tech- 
niker, zu treffen sind, soll hier unerörtert 
bleiben. Sie beschäftigt gegenwärtig den in 
Danzig tagenden 30. Deutschen Juristentag. Es 
liegen darüber bereits zwei recht beachtens- 
werte Gutachten vor, die in den Verhand- 
lungen dieses Juristentags im Band I auf 
Seite 112 ff. und 266 ff abgedruckt sind. Das 
eine ist vom Professor Dr. Oertmann, das an- 
dere von Dr. Potthoff, Mitglied des Reichs- 
tags, erstattet. Gegenstand dieses Aufsatzes soll 
nur die Frage bilden, wie die Schadensersatz- 
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banktechnischen Ausbildung zu suchen hat. Wer 
diese Transaktionen, sagt Warschauer, voll und 
ganz versteht, dürfte auch in der Lage sein, 
den gesamten Geldmarkt in seiner Breite und 
Tiefe annähernd zu überschauen. Durch den 
tiefen Einblick in die treibenden Kräfte des 
gesamten nationalen Gütererzeugungsprozesses, 
welcher durch die Tätigkeit bei der Reichsbank 
ermöglicht wird, werde nicht nur das allge- 
meine volkswirtschaftliche Verständnis, sondern 
auch individuelles praktisches Erkenntnisver- 
mögen entfacht. Die Reichsbank und ne- 
ben ihr die privaten Notenbanken, 
welche beide der Reichsaufsicht unterliegen, sind 
daher die berufensten Lehrstätten. 

Da die Verwaltungsorganisation der Reichs- 
bank Sache des Reiches ist, könnte die vorüber- 
gehende Beschäftigung der einzelnen Bankvolon- 
täre — Verwaltungs-Ingenieure und Juristen — 
durch Verfügung des Bundesrats unschwer her- 
beigeführt werden. Hiermit wäre das Problem 
der praktischen Ausbildung als gelöst zu be- 
zeichnen. 

Die größeren Kreditgenossenschaf- 
ten, deren Zahl und Bedeutung stetig steigt und 
deren Arbeitsfeld in vielfacher Beziehung dem 
der Effektenbanken und mit Ausnahme der Bank- 
notenausgabe auch dem der Zettelbanken gleicht, 
können weiter als Lehrstätten in Frage kommen. 

In der Vermittlung dieser Ausbildungsmög- 
lichkeiten des Verwaltungsingenieurs ist eine 
weitere Aufgabe unseres Verbands zu suchen. 

Die Schrift Warschauers wird jedem Verwal- 
tungs - Ingenieur dringend zum Studium. 
empfohlen. 


WIE GESTALTET SICH DIE HAFTUNG DER IN GEWERBLICHEN 
BETRIEBEN ANGESTELLTEN TECHNIKER 
NACH DEM DEUTSCHEN BÜRGERLICHEN RECHTE? 


Von einem praktischen Juristen. 


pflicht der in gewerblichen Betrieben angestell- 
ten Techniker für rechtswidrige Handlungen 
und Unterlassungen sowohl dem Gewerbeunter- 
nehmer, als auch Dritten gegenüber nach deut- 
schem bürgerlichen Rechte geregelt ist. 

Das hier in Betracht kommende bürgerliche 
Gesetzbuch (B.G.B.) unterscheidet zwischen 
einem die Haftung begründenden 

l. vertraglichen Verschulden, 

2. außervertraglichen Verschulden. 

Unter den Begriff des vertraglichen 
Verschuldens fallen die rechtswidrigen Hand- 
lungen und Unterlassungen, welche der Tech- 
niker bei der Erfüllung der Verpflichtungen be- 
geht, die ihm auf Grund des Anstellungsver- 
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trags gegenüber dem Gewerbeunternehmer ob- 
liegen. 

Für dass außervertragliche Verschul- 
den kommen die rechtswidrigen Handlungen 
und Unterlassungen in Betracht, welche außer- 
halb des Anstellungsvertrags liegen und die das 
Gesetz als unerlaubte Handlungen be- 
zeichnet. 

1. Der Anstellungsvertrag zwischen Tech- 
niker und Gewerbeunternehmer ist ein Dienst- 
vertrag im Sinne der &§ 611 ff. B. G. B. 
(88 133a ff. Gewerbeordnung). Der Tech- 
niker verpflichtet sich zur Leistung der von 
ihm versprochenen technischen Dienste, der Ge- 
werbeunterncehmer zur Gewährung der verein- 
barten Vergütung. Die Verpflichtungen des 
Technikers ergeben sich in der Regel aus dem 
Anstellungsvertrage selbst. Kommt der Tech- 
niker den ihm nach dem Vertrage obliegenden 
Verpflichtungen nicht nach, indem er die 
Dienste, die er versprochen hat, nicht oder 
nicht gehörig leistet, oder verstößt er sonst- 
wie gegen den Vertrag oder die über den 
Dienstvertrag bestehenden gesetzlichen Vor- 
schriften, dann haftet er für den Schaden, der 
infolge seiner Handlungen und Unterlassungen 
dem Gewerbeunternehmer entstanden ist, jedoch 
nur, wenn ihn ein Verschulden trifft. Er 
braucht also nur für den Schaden aufzukom- 
men, den er schuldhafterweise dem Gewerbe- 
unternehmer zugefügt hat. Verschuldet hat er 
-den Schaden aber nur dann, wenn er entweder 
vorsätzlich oder fahrlässig gehandelt 
hat ($ 276 B.G.B.). 

a) Vorsätzlich schädigt der Techniker, der 
absichtlich schädigt, also schädigen will. Die 
Absicht, zu schädigen, ist jedoch für den Be- 
griff des Vorsatzes nicht unbedingt erforderlich. 
Es genügt, daß der Techniker, wenn er handelt 
oder unterläßt, seine vertragliche Verpflichtung 
gekannt und die Verletzung dieser Verpflich- 
tung als den Erfolg seines Handelns oder Un- 
terlassens vorausgescehen hat. 

b) Fahrlässig schädigt der Techniker, 
der die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer 
acht läßt. Gemeint ist im Gesetze nicht die- 
jenige Sorgfalt, die im Verkehr üblich ist, viel- 
mehr diejenige, die erforderlich ist, damit der 
Verkehr in Ansehung des durch das Schuld- 
verhältnis zu befriedigenden sozialen Bedürf- 
nisses bestehen kann. Es entscheidet die als 
Norm eines gesunden gesellschaftlichen Lebens 
gedachte Regel des Lebens. Ein im gewerb- 
lichen Betriebe angestellter Techniker muß hier- 
nach das leisten, was nach der guten Verkehrs- 
anschauung von ihm zu verlangen ist, er muß 
das unterlassen, was im Widerspruche zu dieser 
Verkehrsanschauung die Rechte des Gewerbe- 
unternehmens verletzt. Verstößt er gegen diese 
Verkehrsnorm, dann handelt er fahrlässig. 


Wie gestaltet sich die Haftung der in gewerblichen Betrieben angestellten Techniker 


Außer seinem eigenen Verschulden 
hat der Techniker nach dem Gesetz (8278 


BGB.) aber auch das Verschulden der 
Personen zu vertreten, deren er sich 
zur Erfüllung seiner vertrag- 


lichen Verbindlichkeiten, deren Er- 
füllung er selbst übernommen hat, bedient. 
Er haftet dafür in dem gleichen Umfange, wie 
für sein eigenes Verschulden. Ueberträgt er 
also die Erfüllung seiner Verbindlichkeiten 
einem Vertreter, Gehilfen oder einer sonstigen 
Hilfsperson ganz oder nur teilweise oder zieht 
er solche Personen zur Mitwirkung heran, dann 
tut er dies auf eigene Gefahr. Er kann, wenn 
diese Personen Schaden angerichtet haben, die 
geschädigten Gewerbeunternehmer nicht an 
diese Personen verweisen, um sich an diesen 
schadlos zu halten, er muß vielmehr selbst 
für den entstandenen Schaden aufkommen. 

Beispiele: 

Ein Diplom-Ingenieur ist in dem Hochofen- 
betrieb eines Eisen- und Stahlwerks als tech- 
nischer Betriebsbeamter angestellt. Nach seinem 
Anstellungsvertrage hat er insbesondere dafür 
zu sorgen, daß zu den Abstichen der Hoch- 
öfen stets rechtzeitig eine ausreichende Zahl 
von Roheisen-Pfannen zur Stelle ist, damit der 
Betrieb des Thomas-Stahlwerkes keine Unter- 
brechungen erleidet. — Eines Tages verläßt 
er seinen Betrieb, obwohl er weiß, daß die 
Abstichzeit unmittelbar bevorsteht. Als nun 
ein Ofen abgestochen werden muß, fehlen die 
Pfannenwagen und das Roheisen muß in die 
Gießhalle abgestochen werden. Der Schaden, 
der auf diese Weise entsteht, liegt in der 
Unterbrechung des Betriebs des auf flüssiges 
Eisen angewiesenen Stahlwerks und in den 
durch Zerkleinern und Fortschaffen der Masseln 
und deren Verschmelzen im Kupolofen erhöhten 
Kosten. — Der Ingenieur hat wissentlich ge- 
gen seine vertragliche Pflicht gehandelt und 
den Erfolg seiner Handlung auch vorausge- 
schen. Er hat also den Gewerbeunternehmer 
vorsätzlich geschädigt. — Er wäre in 
gleicher Weise haftbar, wenn sein Verschulden 
einen Sachschaden zur Folge gehabt hätte, wie 
etwa einen Durchbruch im Gestell des Hoch- 
ofens. 


Von einem Elektrostahlwerk wird als Be- 
triebsleiter ein Ingenieur angestellt, dem insbe- 
sondere die Herstellung bestimmter Qualitäten 
Stahl, wie Werkzeugstahl, Nickel, Chrom-, 
Wolfram-Stähle und anderer Legierungen ob- 
liegt. Es zeigt sich jedoch, daß er seiner 
Aufgabe nicht gewachsen ist, weil ihm die 
hierzu erforderliche Fertigkeit und Ausbildung 
fehlt: das erzeugte Material hat nicht die ver- 
langten Eigenschaften. Der Schaden des Ge- 
werbeunternehmers besteht hier darin, daß das 


nach dem deutschen Bürgerlichen Rechte? 


erzeugte Material minderwertig ist — vielleicht 
nur Schrottwert hat — und eventuell seitens 
des Kunden der Auftrag wegen verspäteter 
Lieferung entzogen wird. — Der Ingenieur hat 
vorsätzlich gehandelt, wenn er sich dessen 
bewußt war, daß er die versprochenen Dienste 
wegen mangelhafter Ausbildung nicht ausführen 
konnte. Wenn er sich dessen nicht bewußt war, 
trifft ihn jedenfalls der Vorwurf der Fahr- 
lässigkeit. Denn er hat eine Leistung ver- 
sprochen, deren Ausführung er nicht verstand, 
und dadurch das Vertrauens des Verkehrs ver- 
letzt. 


Einem Walzwerks-Ingenieur 
aufsichtigung der Fabrikation an einigen 
Walzenstraßen ob; insbesondere hat er bei 
jedem neuen Profil zu prüfen, ob die Dimen- 
sionen richtig sind. Bei einer Walzung von 
Schienen stellt sich am Schluß, als die Ware 
schon abgewalzt ist, heraus, daß ein Schienen- 
fuð um 2 mm kürzer ist, als der andere. Die 
Schienen sind infolgedessen nur beschränkt ver- 
wendbar (im eigenen Betrieb). — Der Ingenieur 
hat fahrlässig gehandelt. Er hat versäumt, 
zu Beginn der Walzung an Probestücken die 
Abmessungen des Profils mit der Schablone zu 
prüfen. 


liegt die Be- 


In gleicher Weise haftet wegen Fahr- 
lässigkeit der oben erwähnte Elektrostahl- 
werks-Ingenieur, wenn er bei Berechnung der 
Zusätze nicht richtig verfährt und infolgedessen 
Fehlchargen entstehen. Ebenso der Chemiker, 
der durch eine ungenaue Analyse den Verkauf 
oder die Verarbeitung einer Ware veranlaßt, 
die sich nachher als unbrauchbar erweist. Auch 
wenn der Fehler in der Analyse nicht von ihm, 
sondern etwa von einem von ihm beauftragten 
Laboranten, Hilfschemiker oder dergl. gemacht 
ist, wird er nicht entlastet. Ebenso haftet 
ein auf dem Konstruktionsbureau beschäftigter 
Ingenieur, der in die Zeichnung eines Maschinen- 
rahmens falsche Maße einzeichnet und dadurch 
bewirkt, daß in der Gießerei ein Rahmen ge- 
gossen wird, der zu schmal, also völlig un- 
brauchbar ist. 


2. War bisher nur die Rede von dem Scha- 
den, den der Gewerbeunternehmer in- 
folge schuldhaften Verhaltens seines Technikers 
erleidet, so fragt es sich weiter: Wie gestaltet 
sich die Haftung des in einem Betrieb ange- 
stellten Technikers für den Schaden, den er 
durch seine rechtswidrigen Handlungen und 
Unterlassungen anderen Personen, insbeson- 
dere den unter seiner Leitung und Aufsicht 
beschäftigten Arbeitern zufügt? Solche 
Schadensersatzansprüche lassen sich aus dem 
zwischen Techniker und Gewerbeunternehmer 
geschlossenen Dienstvertrage nicht herleiten. 
Für sie bestehen besondere gesetzliche Vor- 
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schriften im bürgerlichen Rechte, und zwar die 
Vorschriften über unerlaubte Handlungen. In 
Betracht kommen hier hauptsächlich folgende 
Bestimmungen: 


a) § 823 B.G.B.: 


Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, 
den Körper, die Gesundheit, die Freiheit, das. 
Eigentum oder ein sonstiges Recht eines An- 
deren widerrechtlich verletzt, ist dem An- 
deren zum Ersatze des daraus entstehenden. 
Schadens verpflichtet. 

Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, 
welcher gegen ein den Schutz eines Anderen 
bezweckendes Gesetz verstößt. Ist nach dem 
Inhalte des Gesetzes ein Verstoß gegen dieses. 
auch ohne Verschulden möglich, so tritt die 
Ersatzpflicht nur im Falle des Verschuldens 
ein. 


Wer in einer gegen die guten Sitten ver- 
stoßenden Weise einem Anderen vorsätzlich 
Schaden zufügt, ist dem Anderen zum Ersatze 
des Schadens verpflichtet. 


Das Bürgerliche Gesetzbuch kennt hiernach 
drei Gruppen von rechtlichen Tatbeständen der 
unerlaubten Handlung nebeneinander: die erste 
Gruppe umfaßt die Verletzung eines rechtlich 
geschützten Gutes; die zweite Gruppe kenn- 
zeichnet sich durch das Zuwiderhandeln gegen 
ein den Schutz Anderer bezweckendes Gesetz; 
in der dritten Gruppe wird jede vorsätzliche, ` 
den guten Sitten widersprechende Schadenszu- 
fügung getroffen. Als Regel wird auch hier 
festgchalten, daß eine Ersatzpflicht nur im Falle 
des Verschuldens eintritt; der Täter muß für 
seine Handlungen verantwortlich gemacht wer- 
den können. Im Falle des § 823 Satz 1 wird 
verlangt vorsätzliche oder fahrlässige Verletzung: 
fremder Rechte, im Falle des § 823 Satz 2 
vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlung 
gegen ein Schutzgesetz und im Falle des § 826. 
vorsätzliche Schädigung im allgemeinen, so daß 
im letzteren Falle bloße Fahrlässigkeit nicht 
genügt. 

Alles dies gilt auch bezüglich der Schadens- 
ersatzpflicht der in gewerblichen Betrieben an- 
gestellten Techniker, für welchen wohl in erster 
Linie der $ 823 Satz 2 in Betracht kommen 
wird. Zu den Schutzgesetzen gehören nämlich 
insbesondere die Bestimmungen der Gewerbe- 
ordnung, durch welche den Arbeitgebern ge- 
wisse Verpflichtungen im Interesse der Ar- 
beiter auferlegt werden, sowie die polizeilichen 
Vorschriften über die Ordnung des Betriebs und 
das Verhalten der Arbeiter, welche zur Siche- 
rung eines gefahrlosen Betriebs erlassen sind 
(§§$ 120a ff. der Gewerbeordnung). Es kön- 
nen jedoch auch Fälle vorkommen, in denen 
die Ersatzpflicht des $ 823 Satz 1 oder des. 
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$ 826 eintritt, so z. B. wenn ein Schutzgesetz 
für den betreffenden Fall nicht besteht, im 
übrigen aber die Voraussetzungen dieser Ge- 
setzesbestimmungen gegeben sind. 


In Betracht kommt sodann hier noch weiter 
die folgende Vorschrift des $ 831 B.G.B.: 


Wer einen Anderen zu einer Verrichtung 
bestellt, ist zum Ersatze des Schadens ver- 
pflichtet, den der Andere in Ausführung der 
Verrichtung einem Dritten widerrechtlich zu- 
fügt. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn 
der Geschäftsherr bei der Auswahl der be- 
stellten Person und, sofern er Vorrichtungen 
oder Gerätschaften zu beschaffen oder die 
Ausführung der Verrichtung zu leiten hat, 
bei der Beschaffung oder der Leitung die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet 
oder wenn der Schaden auch bei Anwen- 
dung dieser Sorgfalt entstanden sein würde. 

Die gleiche Verantwortung trifft den- 
jenigen, welcher für den Geschäftsherrn die 
Besorgung eines der im Abs. 1 Satz 2 be- 
zeichneten Geschäfte durch Vertrag über- 
nimmt. 


Der in einem gewerblichen Betrieb ange- 
stellte Techniker, der in seinem Anstellungs- 
vertrage die Besorgung eines der vorbezeich- 
neten Geschäfte für den Gewerbeunternehmer 
übernommen hat, haftet hiernach auch für den 
Schaden, den die von ihm bestellte Hülfsperson 
in Ausführung der ihr übertragenen Verrichtung 
widerrechtlich einem Dritten zufügt. Er kann 
seine Haftung jedoch durch den Nachweis ab- 
wenden, daß er die im Verkehr erforderliche 
‚Sorgfalt beobachtet habe, oder daß der Schaden 
auch trotz ihrer Anwendung entstanden sein 
würde. Die erforderliche Sorgfalt muß bei der 
Auswahl der Hülfsperson bezw. bei der Be- 
schaffung der Vorrichtungen oder Geräten und 
bei der Leitung der Ausführung beobachtet sein. 


Beispiele: 


Ein Ingenieur ist auf einem Hüttenwerk als 
Betricbsassistent angestellt. Er beauftragt einen 
ihm unterstellten Vorarbeiter, an einen Lauf- 
krahn eine 20 Tonnen schwere Last zu hän- 


gen. Der Krahn hat nur eine Tragkraft von 
10 Tonnen. Eine Tafel gibt die Tragfähigkeit 


an. Der Krahn bicgt sich unter der Mehr- 
belastung durch, wird bewegungsunfähig und die 
Zugseile reißen. Beim Reißen der Seile wird 
von der stürzenden Last ein Arbeiter zu Bo- 
den gerissen und ihm ein Arm abgeschlagen. 
Der Ingenieur muß dem Arbeiter seinen Scha- 
den ersetzen. Denn er hat vorsätzlich 
gehandelt, weil er die Tragfähigkeit der Hebe- 
vorrichtung kannte und sich bewußt war, daß 
infolge seines Auftrags eine Mehrbelastung ein- 
trat, dadurch ein Zerreißen der Zugseile statt- 


Wie gestaltet sich die Haftung der in gewerblichen Betrieben angestellten Techniker usw 


finden und die schwebende Last auf den sich 
darunter aufhaltenden Arbeiter stürzen konnte. 


Ein Ingenieur ist im Hochofenbetrieb eines 
westfälischen Eisen- und Stahlwerks als Be- 
triebsbeamter beschäftigt. Er hat die Reini- 
gung einer Gichtgasleitung zu beaufsichtigen. 
Die Arbeiter, welche auf seine Anordnung in 
die Leitung eingestiegen sind, sterben an Gas- 
vergiftung. Sie hatten ihren Angehörigen den 
Unterhalt gewährt, der nunmehr wegfällt. 

Der Ingenieur muß den Angehörigen ihren 
Schaden ersetzen. Denn er hat die Vor- 
schrift des $ 7 der Unfallverhütungsvor- 
schriften der rheinisch-westfälischen Hütten- und 
Walzwerks-Berufsgenossenschaft nicht be- 
folgt, nach welcher er verpflichtet war, da- 
für zu sorgen, daß die Leitung vor dem Ein- 
steigen der Arbeiter in geeigneter Weise (Ein- 
führung von Licht, Sicherheitslampen usw.) auf 
das Vorhandensein schädlicher Gase untersucht 
wird und bei dem geringsten Zweifel die Be- 
fahrer vor Beginn der Arbeit an eine Rettungs- 
leine befestigt werden. 


Ein Ingenieur ist in einem rheinischen Tho- 
maswerke als Betriebsassistent angestellt. 
Unter seiner Aufsicht wird ein Schlackenklotz, 
der im Innern noch flüssig ist, an einer Halde 
abgestürzt, rollt bis an den Fuß in einen dort 
befindlichen Tümpel, explodiert und vom Luft- 
druck zerspringen im Umkreise von 500 Meier 
alle Fensterscheiben. 


Die oben genannten Unfallverhütungsvor- 
schriften bestimmen für den Betrieb von Tho- 
maswerken: 

a) in § 136: Die Ansammlung von Wasser 
an Stellen, wo flüssiges Stahl oder Schlacke 
in dasselbe kommen kann, ist tunlichst zu 
vermeiden; 

b) in § 137: Bei Verwendung von Schlacken- 
kasten dürfen dieselben erst dann entleert wer- 
den, wenn die Schlacke hinlänglich abgekühlt 
ist. 

Beide Vorschriften sind von dem In- 
genieur nicht beachtet worden. Er muß 
deshalb für den Schaden aufkommen, der den 
benachbarten Eigentümern durch die Zerstörung 
der Fensterscheiben entstanden ist. 


Der Ingenieur des Farbenwerkes A, der be- 
sonders die Herstellung einer Spezialität, eines 
Fabrikgeheimnisses zu leiten hatte, wird von 
dem Werke B angestellt. Um nun hier die 
Fabrikation des Werkes A aufnehmen zu kön- 
nen, macht er diesem Meister und Arbeiter, 
die dort unter seiner Leitung gearbeitet haben, 
abspenstig und stellt sie in dem Werke B 
an. Er schädigt dadurch das Werk A. 

Er muß den Schaden ersetzen. Denn er 
hat ihn vorsätzlich in einer gegen 


Aus den Bezirksvereinen 


die guten Sitten verstoßenden 
Weise zugefügt. 

Ein Ingenieur, der in einem Thomaswerke 
als Betriebschef angestellt ist, stellt einen Lo- 
komotivführer an. Er hat sich vorher ein- 
gehend über die Kenntnisse und Fähigkeiten, 
sowie die Zuverlässigkeit desselben erkundigt 
und eine durchaus günstige Auskunft darüber 
erhalten. Der Lokomotivführer verabsäumt es 


s Aus den Bezirksvereinen. 3 


Bezirksverein Essen. In der Versammlung am 
8. 7. 1910 im städtischen Saalbau hielt Herr 
Dipl.-Ing. Henning, Mülheim-Ruhr, einen Vor- 
trag über Farbenphotographie.. 


Der Herr Redner führte etwa folgendes aus: 


„Die Erfindung der Bromsilber-Emulsion durch 
Maddox im Jahre 1871 ermöglichte die glän- 
zenden Resultate der Lichtbildkunst. Es fehlte 
jedoch zur vollständigen Naturtreue dem Bilde 
die Farbe. Die mechanische Farbengebung 
konnte nicht genügen; das Licht selbst mußte 
helfen durch seine additive oder subtraktive 
Strahlenwirkung. Je nachdem, ob die Summe 
der farbigen Strahlen weiß ergibt, oder ob be- 
stimmte Farben durch Subtraktion aus dem 
Weiß entstehen, ergeben sich 2 Gruppen von 
Grundfarben, bei denen die Farben der einen 
Gruppe komplementär zu denen der anderen 
sind. 


Um einen Gegenstand in natürlichen Farben 
zu photographieren braucht man nur 3 Teil- 
bilder in den 3 Grundfarben herzustellen und die 
fertigen Bilder zur Deckung zu bringen. (Das 
bekannte Miethe’sche Dreifarbenverfahren.) We- 
gen seiner großen Umständlichkeiten hat das- 
selbe sich wenig in der Praxis eingeführt. So 
kam man auf den Gedanken, die benötigten 
Lichtfilter in der Platte selbst anzubringen. 
Es gelang der Firma Lumiere in Lyon, eine 
„Autochrom‘ genannte Platte in den Handel 
zu bringen, (Juni 1907), welche diese Aufgabe 
sehr vollkommen löste. Als Farbfilter werden 
Stärkekörner von !/ioo mm Durchmesser be- 
nutzt, welche in den Grundfarben blau, grün 
und rot gefärbt, auf die Platte aufgewalzt 
werden und über welche die übliche Brom- 
silberschicht gelegt wird. Man erhält auf diese 
Weise ein farbiges Mosaikbild, dessen Körner 
aber wegen ihrer Kleinheit vom Auge kaum 
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eines Tages, an einer Gleiskreuzung das War- 
nungssignal mit der Glocke zu geben, und 
stößt in einen anderen Zug. Der Bremser 
dieses Zugs wird verletzt. 

Der Ingenieur haftet nicht, weil er bei 
der Auswahl des Lokomotivführers die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt be- 
obachtet hat. 


wahrgenommen werden. Nach der ersten Ent- 
wicklung erhalten wir ein Negativ in komple- 
mentären Farben, das in einem recht einfachen 
Prozesse in das richtige Bild umgekehrt wird. 


Außer diesem in der Praxis sehr gut ein- 
geführten Verfahren gibt es auch solche, bei 
denen das Bild ohne Zuhilfenahme von Farbiil- 
tern entsteht. Das eine baut sich auf der 
Entdeckung von Thom. Joh. Seebeck, daß 
feuchtes Chlorsilber die Farben der Belichtungs- 
strahlen annimmt, auf, das andere auf der 
Wirkung stehender Lichtwellen. (Interferenz.) 


Bis heute ist das Autochromverfahren das 
einzige für die Praxis vollständig ausgebaute. 
Seine Resultate sind so gut, daß wir es als 
eine fast vollkommene Lösung des Problemes 
der Photographie in natürlichen Farben be- 
trachten können.“ 


Der Herr Redner erntete für seine interes- 
santen, klaren Ausführungen, die durch eine 
große Anzahl farbenprächtiger Lichtbilder er- 
läutert und belebt wurden, reichen Beifall seiner 
zahlreichen Zuhörerschaft. 


Bezirksverein Essen. Freitag, den 21. Okt. 
1910, im braunen Saale des städtischen Saal- 
baues Vortrag des Herrn Prof. Dr. Max Schmid, 
Aachen, über das Thema „Kunst und Technik“. 
Ehrenmitglieder, Mitglieder und Förderer des 
V. D. D. I. sind mit ihren Damen freund- 
lichst eingeladen. 


Nürnberg. Am 4. Oktober a. c. fand die 
Gründung dieses Bezirksvereins statt. In die 
Vorstandsschaft wurden für das laufende Ver- 
einsjahr gewählt die Herren Dipl.-Ing. Ernst 
Walcher, Vorsitzender, Direktor Wilhelm Luft, 
Vors.-Stellvertreter, A. Lebrecht, Schriftführer, 
Reinhold Herzog, Schriftführer-Stellvertreter, 
Karl Nüssler, Kassenführer, H. Keppner, Kassen- 
führer-Stellvertreter, Oberingenieur Leo Walter, 
Beisitzer. Geschäftsstelle: Dipl.-Ing. E. Walcher, 
Nürnberg 18. 


. Literatur. 


Buchbesprechung. 


Volkswirtschaftliches Handbuch, Ein Füh- 
rer durch alle Gebiete des neuzeit- 
lichen Organisationswesens zur 
Vertretung wirtschaftlicher 
verwandterallgemeinerinteressen. 


und 


Erste Ausgabe, Berlin 1909, Karl 
Heymanns Verlag. 
Der „Deutsche Volkswirtschaft- 


liche Verband“, die Interessenvertretung der 
Fachbeamten wirtschaftlicher Verbände, hat sich 
durch die Herausgabe dieses Handbuches ein 
besonderes Verdienst erworben. Das Handbuch 
enthält eine Zusammenstellung der freien Inter- 
Handel und 
ein Verzeichnis der 


essenvertretungen von Industrie, 


Gewerbe in Deutschland, 
deutschen Handelskammern, der deutschen Hand- 
werks- der landwirt- 
schaftlichen Interessenvertretungen, der Fachzeit- 
schriften für Industrie, Handel und Gewerbe und 
Landwirtschaft und einige recht wertvolle Ab- 
handlungen von praktischen Volkswirten, von 
denen die Arbeit von Dr. Heinz Potthoff, dem 


früheren Syndikus des Werkmeister-Verbandes, 


und Gewerbekammern, 


besonderes Interesse seitens der Diplom-Inge- 
nieure beanspruchen dürfte; auch das Verzeichnis 
der technologischen Handbücher von Dipl.-Ing. 
Dr. Kluge ist recht übersichtlich angeordnet. 
An diese Kapitel schließt sich ein Personalver- 
zeichnis der Fachbeamten wirtschaftlicher Inter- 
essenvertretungen und sonstiger praktischer 
Volkswirte in Deutschland. Eine Durchsicht ge- 
rade des letzten Verzeichnisses ergibt, daß unter 
den praktischen Volkswirten auch bereits eine 
stattliche Zahl von Männern zu finden ist, die 
ihren Weg von der Technik aus genommen 
haben. Das ist schr zu begrüßen, und zwar nicht 
nur vom Standpunkt der Diplom-Ingenicure, denen 
sich hier ein neues dankbares Arbeitsgebiet eröff- 
net, sondern ganz allgemein im Interesse der Ge- 
samtheit. Es dürfte keinem Widerspruch begegnen, 
wenn konstatiert wird, daß insbesondere für die 
industriellen Interessenvertretungen der staats- 
wissenschaftlich vorgebildete Diplom - Ingenieur 
der prädestinierte Geschäftsführer und Syndikus 
ist. Aber auch bei den halböffentlichen Korpo- 
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rationen, den Handwerkskammern, Handelskam- 
mern usw. dürfte dem staatswissenschaftlich vor- 
gebildeten Diplom-Ingenieur der Vorzug einzu- 
ist der Besitz 


räumen sein; denn auch hier 


einer geordneten technisch - wissenschaftlichen 
Vorbildung von unschätzbarem Werte und dies 
um so mehr, als die Erfahrung immer und immer 
wieder gezeigt hat, daß es nur ein verschwin- 
dend geringer Prozentsatz reiner Nationalöko- 
sich die in der 
Berufspraxis Bil- 
dung nachträglich anzueignen; ein Einblick in die 
Jahresberichte der Handelskammern dürfte dies 


Deshalb ist neuerdings 


nomen ist, der es versteht, 


unerläßliche technologische 


zur Genüge beweisen. 
in den beteiligten Kreisen der Industrie immer 
mehr die Ueberzeugung zum Durchbruch gelangt, 
daß hier ein natürliches Gebiet für die tech- 
nisch-wirtschaftliche Intelligenz gegeben ist. An 
den Diplom-Ingenieuren liegt es, das sich ihnen 
darbietende Tätigkeitsgebiet zu überschauen und 
es sich immer mehr zu erobern; an der Unter- 
stützung der Industrie wird es ihnen dabei nicht 
fehlen. Unter diesem Gesichtspunkt kann die 
Anschaffung des Volkswirtschaftlichen Hand. 
buches allen in Betracht kommenden Diplom- 
Ingenieuren nur empfohlen werden. 


Dr. Lang. 


Verschiedenes. 


Am Ende des Sommersemesters fand zu Eise- 


nach der diesjährige ordentliche Verbandstag 


des „Verbandes deutscher Technischer Hoch- 
schulen‘ statt. In diesem Verbande ist die 
Studentenschaft der deutschen Technischen 
Hochschulen vereinigt. Der Verbandstag be- 


schäftirte sich mit wichtigen Punkten, von 
denen die „Ausländerfrage‘“ im Vordergrunde 
stand. Eine Zusammenstellung über den Be- 
such der Ausländer an deutschen Techn. Hoch- 
schulen 120%, 


15,500, Dresden 22,10%, Darmstadt 290%, Karls- 


ergab: Braunschweig Berlin 


ruhe 41%, Bergakademie Freiberg (Sachsen) 
51,300 Ausländer. (In Darmstadt sind 68°e, in 
Karlsruhe 7000 der Ausländer Russen.) Um Ab- 
hilfe zu schaffen, wurde einstimmig beschlossen, 
sich an Reichskanzler, Bundesrat und Reichstag 
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mit einer Eingabe zu wenden, aus der wir 
folgendes hervorheben: 

„Das Studi:m der Ausländer an den deut- 
schen Technischen Hochschulen bedeutet in sei- 
nen Folgeerscheiningen eine schwere wirt- 
schaftliche Schädigung der deutschen Industrie 
und des deutschen Handels. 

Der auf deutschen Technischen Hochschu- 
len ausgebildete ausländische Ingenieur ist dank 
dieser Vorbildung befähigt, die Industrie des 
Auslandes derart zu fördern, daß sie der deut- 
schen Industrie den von ihr bisher beherrsch- 
ten Markt mit Erfolg streitig macht. So ist 
z. B. die heutige fast völlige Unabhängigkeit 
Japans von der deutschen Industrie im wesent- 
lichen ein Verdienst seiner zum großen Teil 
auf deutschen Technischen Hochschulen vorge- 
Eine ähnliche Entwicklung 


ist in den ost-europäischen Staaten zu befürch- 


bildeten Ingenieure. 


ten, da Serben, Rumänen, Bulgaren und beson- 
ders Russen in großer Zahl auf deutschen Tech- 
nischen Hochschulen studieren. 

Die auf deutschen Technischen Hochschulen 
ausgebildeten ausländischen Ingenieure verdrän- 
gen, noch begünstigt durch genauere Landes- 
und Sprachkenntnis und bevorzugt wegen ihrer 
Nationalität, den deutschen Ingenieur mehr und 
mehr aus einflußreichen Stellungen im Auslande, 
die er zum Vorteil der deutschen Industrie 
bisher inne hatte. 

Das Studium der Ausländer an den deutschen 
Technischen Hochschulen zeitigt mithin doppelte 
Gefahr: 
deutende Absatzgebiete entzogen. 


werden be- 
Der Einfluß 
des deutschen Ingenieurs im Auslande wird er- 


Der deutschen Industrie 


heblich geschmälert. 

Aus dieser Erkenntnis heraus haben wieder- 
holt Stidenten-Ausschüsse deutscher Technischer 
Hochschulen sich gegen die Ueberfüllung ihrer 
Hochschulen durch Ausländer gewandt, leider 
Erfolg. 


meist ohne wesentlichen 


Die verschärften Aufnahmebedingungen für 
Ausländer an den preußischen Technischen 
Hochschulen haben zwar für diese zeitweilig 
eine Abnahme der ausländischen Studierenden 
ist dadurch die 
Zahl der Ausländer an einigen nicht preußi- 


und Hörer erreicht, jedoch 


schen Hochschulen um so erheblicher gestiegen. 
Beträgt doch die Zahl der Ausländer in Darm- 
stadt etwa 3000, in Karlsruhe 410, ! 
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Die Begründung, daß eine geringe Zahl von 
Studierenden den Lehrbetrieb verteuere, und die 
Zulassung der Ausländer daher erwünscht sei, 
ist in Anbetracht oben genannter wirtschaft- 
licher Gefahren und Schädigungen als kurz- 
sichtig zu bezeichnen. 


Trotz der für Ausländer teilweise erhöhten 
Studiengelder haben die einzelnen Bundesstaa- 
ten noch erhebliche Zuschüsse für jeden von 
leisten. Mithin werden beispiels- 
weise dem russischen Staate, dem weitaus die 


ihnen zu 


meisten ausländischen Studierenden der deut- 
schen Technischen Hochschulen angehören, die 
Ausbildungskosten seiner Ingenieure von den 
deutschen Bundesstaaten abgenommen. 


Der russische Staat hält die Zahl der Stu- 
dierenden an seinen wenigen Technischen Hoch- 
schulen künstlich in engen Grenzen. Denn zur 
Aufnahme als Studierender an einer russischen 
Hochschule ist das Bestehen einer sogenannten 
Konkurrenzprüfung erforderlich. Der russische 
Staat läßt jedoch nur diejenigen zum Studium 
zu, die diese Prüfung mit besonders gutem Er- 
Die große Zahl der 


übrigen, also Minderbefähigten, ist somit ge- 


folge bestanden haben. 


zwungen, sich nicht-russischen Hochschulen zu- 
zuwenden die deut- 
schen, da bei diesen zur Aufnahme 
der Nachweis der lediglich „bestan- 


und bevorzugt 


denen“ Konkurrenzprüfung genügt. 


Da die 
Hörer die deutsche Sprache meist nur mangel- 


ausländischen Studierenden und 
haft beherrschen, werden die Lehrkräfte in La- 
boratorien und Uebungen übermäßig durch die 
Eine Be- 


nachteiligung der deutschen Studierenden ist die 


Ausländer in Anspruch genommen. 


Folge. 
Achnliche, Miß- 
stände ergeben sich durch den starken Be- 


teilweise noch schwerere 


such deutscher technischer Mittelschulen durch 
Ausländer. 


Der „Verband deutscher Technischer Hoch- 
schulen“ ersucht daher Ew. Exzellenz ergebenst 
zur Abhilfe der durch das Studium der Aus- 
länder hervorgerufenen Uebelstände folgende 
einstimmig beschlossenen Vorschläge in gütige 
Erwägung zu ziehen: 

„Die Aufnahmebedingungen für 
allen deut- 


Ausländer sind an 
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schen Technischen Hochschulen 
einheitlich zu gestalten.“ 

„Die Zulassung zum Studium ist abhängig 
zu machen von dem Nachweis eines dem 
deutschen Reifezeugnis in jeder Hinsicht gleich- 
wertigen Zeugnisses.‘“ 

„Als Hospitanten und Hörer sind an Tech- 
nischen Hochschulen Ausländer überhaupt 
nicht zuzulassen.‘ 

„Vor Zulassung zum Studium haben die 
Ausländer den Nachweis genügender Kennt- 
nis der deutschen Sprache zu erbringen.“ 

„Die 
migung der Zulassung von Ausländern zum 


Studium auf Grund besonderer Gesuche ist 


ausnahmsweise erfolgende Geneh- 


grundsätzlich zu versagen.“ 

„Die Studiengebühren für Ausländer sind 
so zu bemessen, daß für sie kein staatlicher 
Zuschuß erfolgt.“ 

Aehnliche Maßnahmen seien an den tech- 
nischen Mittel- und Fachschulen zu treffen. 


Hoffentlich hat diese Eingabe den Erfolg, 
daß gesunde Verhältnisse an den deutschen 
Technischen Hochschulen geschaffen werden. 
Die obigen Ziffern beweisen, wie notwendig 
eine Besserung ist, um mancher unserer Tech- 
nischen Hochschulen den Charakter einer deut- 
schen Hochschule zu erhalten. 

Der Verbandstag wandte sich ferner gegen 
die Neugründung Technischer Hochschulen, 
technischer Mittel- und Fachschulen, da durch 
ihr ständiges Anwachsen ein Ueberangebot von 
und Technikern 


Ingenieuren hervorgerufen 


wird und die in dieser Hinsicht schon be- 


stehenden Mißstände noch verschärft werden. 
Die Verschlechterung der sozialen und wirt- 
schaftlichen Stellung der Ingenieure und Tech- 
niker (durch das den Bedarf weit übersteigende 
Ueberangebot) ist geeignet, auf die Tätigkeit 
des deutschen Ingenieurs schädigend zurück- 
zuwirken. 

Zur Förderung der wissenschaftlichen Aus- 
bildung der Studierenden wandte sich der Verb. 
d. Techn. Hochsch. 


bahnministerien mit dem Ersuchen, studentischen 


an die deutschen Eisen- 
Gruppen bei Veranstaltung von Studienfahrten 
auch ohne Begleitung eines Dozenten eine Fahr- 
preisermäßigung zu gewähren. 

In einer Eingabe an die Reichsregierung ver- 
wahrte sich der Verbandstag gegen das Ver- 
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halten einiger techn. Mittel- u. Fachschulen, 
die in Prospekten, Zeitungsankündigıingen und 
Jahresberichten ihre Abschlußprüfungen als 
Diplom fachprüfungen bezeichnen. Dieses Vor- 
gehen ist natürlich geeignet zu Verwechselun- 
gen mit dem nur den Technischen Hochschulen 
zustehenden Recht der Verleihung des im gan- 
zen Reiche anerkannten akademischen Grades 
eines „Diplom-Ingenieurs‘‘ zu führen. 

Gegen einen Erlaß des preußischen Eisen- 
bahnministeriums, der die Ausbildung mittlerer 
technischer Eisenbahnbeamter an Technischen 
Hochschulen vorsieht, wurde Stellung genom- 
Dieser Erlaß schafft für mittlere techn. 
Titel 
wurde betont, daß zur Ausbildung der mitt- 
leren techn. Beamten die techn. Mittelschulen 
die gegebenen Lehranstalten sind, während die 


Techn. Hochschulen zur Wahrung ihrer Stel- 


men. 


Beamte den „Eisenbahningenieur‘“. Es 


lung und ihres Ansehens dem Akademiker ver- 
bleiben sollen. 

Den Vorsitz im Verb. deutsch. Techn. Hoch- 
schulen führt bis zum nächsten Verbandstag 
der Studentenverband an der Kgl. Techn. Hoch- 
schule zu Hannover. 


XII. Fortbildungskursus für höhere Verwaltungs- 
beamte, 

veranstaltet von der städtischen Verwaltung, dem 

Institut für Gemeinwohl, der Akademie für So- 

zial- und Handelswissenschaften und der Gesell- 

schaft für wirtschaftliche Ausbildung inFrank- 

furt a. M. vom 17. Oktober bis 10. Dez. 1910. 


Es sind für diesen Kursus folgende Vor- 
träge vorgemerkt: 

Das Institut für Gemeinwohl und die freien 
sozialen und Wohlfahrtseinrichtungen Frank- 


furts. Von Stadtrat Prof. Dr. Stein, Frank- 
furt a. M. 
Arbeiterkunde, Psychologie der Arbeiter- 


schaft, Organisationen und Entwicklung der Ar- 
beiterbewegung von Stadtrat Prof. Dr. Stein, 
Frankfurt a. M. 

Industrie, Geldmarkt und Bankwesen, 
Prof. Dr. Pohle, Frankfurt a. M. 

Neuere Entwicklungen und Probleme der 
Weltwirtschaft von Prof. Dr. Arndt, Frank- 
furt a. M. 


von 
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Probleme der Verkehrspolitik von Prof. Dr. 
Voigt, Frankfurt a. M. 


Die ‚schwere Industrie“, ihr Betrieb und 


ihre Organisationsformen von Dr. Bosenick, 
Frankfurt a. M. 
Gewerbehygienische Fragen (erläutert an 


praktischen Fällen). Vortrag und Führung im 
Institut für Gewerbehygiene. j 

Die Gefängnisverwaltung und ihre Reform 
(mit einer Gefängnisbesichtigung) von Prof. Dr. 
Freudenthal, Frankfurt a. M. 

Politisches Wahlrecht von Dr. Cahn, Privat- 
dozent, Frankfurt a. M. 

Allgemeine Einführung in die kaufmännische 
Praxis von Prof. Lambert, Frankfurt a. M. 


Einführung in das moderne Bank- und Bör- 


senwesen. (Zugleich zur Vorbereitung auf das 
Studium der Praxis in Banken und an der 
Börse.) 


Die geschichtliche Entwicklung des Börsen- 
geschäftes, sowie die Börseneinrichtungen und 
die Geschäfte an der Börse von Dr. Trumpler, 
Syndikus der Handelskammer zu Frankfurt a.M. 


Die Organisation und der Geschäftsbetrieb 
einer Großbank von Bankdirektor Dr. Dietz- 
schold, Mainz. 


Ueber Börsenrecht von Prof. Dr. Burchard. 


Die chemische Industrie Deutschlands (mit 
Demonstrationen) von Prof. Dr. Freund, Frank- 
furt a. M. 


Allgemeine Einführung in die Elektrotechnik 
(mit Demonstrationen) von Prof. Dr. Deguisne, 
Frankfurt a. M. 

Die mechanische Verarbeitung und die tech- 
nische Verwertung des Holzes von Prof. Dr. 
Becker, Frankfurt a. M. 

Allgemeine Einführung 
wesen von Geh. Rat Berndt, Darmstadt. 


in das Maschinen- 


Einführung in die Gemeindeverwaltung, ver- 
bunden mit Besichtigungen städtischer Betriebe. 


Vorträge von 


Geh. Oberregierungsrat Dr. Freund, Berlin, 
Oberbürgermeister Dr. Adickes, 
Stadtrat Prof. Dr. Bleicher, 
Magistratsbaurat Scheelhaase, 
Magistratsbaurat Uhlfelder, | 
Stadtrat Franze, 


Frankfurt a. M. 
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Stadtrat Hin, 

Stadtrat Dr. Flesch, 
Prof. Dr. Deguisne, 
Betriebsdirektor Singer, 
Direktor Schnarr, 
Stadtrat Dr. Ziehen, 
Direktor Neuschäfer, 
Sanitätsrat Dr. König, 
Prof. Dr. Klumker, 
Dr. Polligkeit, 


Frankfurt a. M. 


Die Teilnehmergebühr beträgt für den gan- 
zen Kursus M. 60.— einschließlich der Unfall- 
versicherungsgebühr. Weitere Gebühren für 
Ausflüge, Besichtigungen usw. werden nicht er- 
hoben. Bei Teilnahme an einzelnen Veranstal- 
tungen wird pro Tag eine Gebühr von M. 2.— 
erhoben, jedoch kann die Teilnahme an den 
Exkursionen im allgemeinen nur solchen Her- 
ren gestattet werden, die den ganzen Kursus 
An dem Vortrage über die Or- 
und den Geschäftsbetrieb 
Großbank, sowie an der praktischen Tätigkeit 


mitmachen. 
ganisation einer 
in Banken, können nur die von den Mi- 


nisterien entsandten Herren teilnehmen. 


Sachverständige für Kraftfahrzeuge. In Bay- 
ern werden die ‚Sachverständigen für Kraft- 
fahrzeuge“ von den k. Kreisregierungen aner- 
kannt, nachdem sie durch Nachweis den reichs- 
gesetzlichen Bedingungen entsprechen und eine 
äußerst strenge Prüfung im Führen von Kraft- 
fahrzeugen usw. vor dem „Polytechnischen Ver- 
ein“ in München abgelegt haben. Diese Prüfung 
ist gewöhnlich eine scharfe Klippe für etwas 
Aengstliche, Nervöse, Kurzsichtige usw. Eine 
vorherige ärztliche Untersuchung ist also un- 
bedingt nötig, um vor Mißgeschick bewahrt 
zu werden, umsomehr da auch der Beruf leicht 
zu Erkältungen der Nase, des Rachens, der 
Ohren, der Augen führen kann. 

Es ist bei Behörden 


scheinbar noch keine volle Klarheit darüber 


den genehmigenden 


vorhanden, wie sich die Verhältnisse später stel- 
len werden. Zur Zeit besteht ein Mangel an 


Diplom-Ingenieuren für dieses Sondergebiet. 
Platz mehrere 


Privatsachverständige ohne weitere Zivil- 


Werden sich aber an einem 


Ingenieurtätigkeit niederlassen, so wird 
das Einkommen durch die Gebühren nicht mehr 
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hoch genug sein, um davon allein leben zu 
können. Bei Privatsachverständigen besteht 
übrigens die Gefahr, daß derjenige, welcher 
leichte Prüfungen abhält, den stärksten Zulauf 
erhält. 

Deshalb gehen die Städte zum Teil dazu 
über, Diplom-Ingenieure ihrer Verwaltung auf 
Stadtkosten ausbilden zu lassen, die Gebühren 
selbst einzuziehen und den Herren einen be- 
stimmten Gehalt auszusetzen; es besteht nur 
noch die Frage, ob dieser Beruf im Hauptamt 
oder im Nebenamt ausgeübt werden soll. 


Bei der Jahres-Versammlung des Deutschen 
Museums in München, die sich auch diesmal 
wieder zu einer erhebenden Feier gestaltete, 
hielt Graf Posadowsky eine Rede, die der Be- 
deutung der Technik und ihrer Ingenieure in 
„Wenn schließ- 


der 


weitem Maße gerecht wurde. 
lich das deutsche Museum“, so meinte 
Redner, „noch die Folge hat, daß weiteren 
Kreisen unserer Bevölkerung die volkswirt- 
schaftliche Idee der Technik näher gebracht 
wird und damit auch die soziale Wertschätzung 
des Technikers und Ingenieurs erhöht wird, 
so wird damit dieses wissenschaftliche Institut 
noch einen erhöhten Wert für unser Vater- 


land und unsere Gesellschaft gewinnen.“ 


Aus einer Zeugenvernehmung teilt uns ein 
Verbandsmitgl. mit: „Der Gerichts-Vorsitzende 
fragt nach dem Beruf. Der Zeuge antwortet: 
Zivilingenieur, habe die Berechtigung, den Titel 
Diplom-Ingenieur zu führen. Darauf der Vor- 
sitzende: Legen Sie besonderen Wert darauf, 
daß der Titel in das Protokoll aufgenommen 
wird? Antwort: Denselben Wert, wie ein Jurist 
auf den Titel Dr. juris. Vorsitzender (zum Ge- 
richtsschreiber): Gut — schreiben Sie den Titel 
mit auf.“ 

Solange das äußere Zeichen akademischer Bil- 
dung, auf das die Angehörigen anderer Berufs- 


stände so großes Gewicht legen, bei den Ge- 


Verantwortlich: Wilh. Franz, 
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richten unbekannt ist, wird es nicht ohne Nutzen 
sein, gelegentlich auch die Richter auf die Be- 
deutung des Grades Diplom-Ingenieur aufmerk- 
sam zu machen. Wir verlangen dasselbe (und 
nicht mehr), was anderen Akademikern gegen- 
über als einfache Forderung der Höflichkeit 


seit langem anerkannt ist. 


Wie in Heft 15 Seite 332 erwähnt, hatte 
der Deutsche Juristentag seine Tagung zum 
12.—14. September nach Königsberg berufen. 
Eine besondere Bedeutung gewann diese Ver- 
sammlung hervorragender Juristen durch den 
Umstand, daß sie sich in eingehender. Weise 
mit den Ingenieuren beschäftigt hat. In der 
Verhandlung betreffend ,‚Sondergerichte für 
Streitfragen aus dem Gebiete des gewerblichen 
Rechtschutzes“ wurde das Für und Wider von 
Sondergerichten und technischen Richtern ein- 
gehend behandelt. Die Leitsätze der Bericht- 
erstatter Landgerichtsrates Dr. Degen-Leipzig 
und Justizrates Seligsohn-Berlin wurden ange- 
nommen; sie verwerfen Sondergerichte und 
technische Richter. Der Vertreter des preußi- 
schen Justizministeriums brachte den Ingenieu- 
ren große Achtung entgegen; er wünschte sie 
aber nicht auf dem Richterstuhl zu sehen; von 
den Richtern sei möglichst omnium rerum 
scientia zu verlangen. 


Um dieser omnium rerum scientia in dem 
Gerichtshof wieder eine Stätte zu bereiten, trat 
der Berichterstatter Rechtsanwalt Dr. Isav- 
Berlin dafür ein, Kammern und Senate aus 
Juristen und Ingenieuren zu bilden; er fand 
Unterstützung u. a. durch Justizrat Wildhagen- 
Leipzig. Die Zweckmäßigkeit der Zulassung 
von technischen Beiständen und Patentanwälten 
zu allen Instanzen scheint (nach Zeitungsbe- 
richten) allgemein anerkannt worden zu sein. 


Wenn auch der Juristentag die Einrichtung 
von Sondergerichten und auch Ingenieure als 
Richter abgelehnt hat, so muß schon allein 
das als Fortschritt begrüßt werden, daß die Ju- 
risten sich überhaupt einmal ernstlich mit den 
Ingenieuren befaßt haben; und so dürfen wir 
wohl hoffen, daß die Mauer allmählich schwin- 
det, die der Mangel der omnium rerum scientia 
zwischen Juristen und Ingenieuren errichtet hat. 

A. S. 
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II. 

Die Verwirklichung des Gesetzes in 
dem Umfange der zweiten Denkschrift 
(die Wünsche gehen teilweise noch dar- 
über hinaus) ist objektiv betrachtet 
wenig wahrscheinlich. Mit Sicherheit 
kann nur angenommen werden, daß 
eine über das Maß der allgemeinen In- 
validenversicherung hinausgehende für 
weite Kreise von Privatangestellten als 
notwendig erkannte Versorgung Qe- 
setzeskraft erhalten wird. Ueber die 
Notwendigkeit einer erweiterten Versor- 
gung für die unteren Schichten der 
Privatangestellten, deren Lebenshaltung 
und Lebensgewohnheiten doch über 
denen des Arbeiters stehen und sich 
ohne Härte nicht auf dies Niveau herab- 


drücken lassen, dürften auf keiner 
Seite noch ernstliche Zweifel bestehen. 
Diese Kreise, die heute schon überwie- 
gend, teilweise ganz oder während der 
größten Zeit ihres Erwerbslebens, der 
allgemeinen Invalidenversicherung unter- 
worfen sind und ein Gehalt von 3000 
Mark nur ausnahmsweise überschreiten, 
kommen hierfür allein in Frage. Jede 
weitere Ausdehnung staatlicher Fürsorge 
verliert den Charakter einer Sozialpoli- 
tik und wird zu einer wirtschaftlich 
hinderlichen staatlichen Bevormundung. 

Die Bewegung in ihrem gegenwärti- 
gen Stadium ist auch weit über das 
anfangs beabsichtigte Ziel hinausge- 
schossen, und man dürfte mit der Be- 
hauptung kaum fehlgehen, daß die Füh- 
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rer die Leitung der Bewegung verloren 
haben. Die Begehrlichkeit ist schon zu 
weit angeregt, und wer heute noch 
bremsen will, macht sich höchlich unbe- 
liebt, obgleich die politische und wirt- 
schaftliche Undurchführbarkeit offen zu- 
tage liegt. Und doch wird es versucht. 
Einerseits durch eine Seitenschwenkung 
zur Erreichung einer Kapitalversiche- 
rung, wodurch der „Sprung ins Dunkle“, 
das unerträgliche Risiko des Staates, be- 
seitigt wird; anderseits empfiehlt man 
die Vorschläge der II. Denkschrift nur 
anzunehmen, da mehr überhaupt nicht 
mehr erreicht werden kann. 

Die Bewegung ist auch nicht aus der 
Masse der Angestellten heraus entstan- 
den, sondern in diese künstlich hinein- 
getragen worden. Solange die Bewegung 
in den Grenzen der Notwendigkeit blieb, 
solange nur für eine Alters- und Inva- 
lidenversicherung, die den Bedürfnissen 
der in Frage kommenden Kreise besser 
wie die allgemeine Invalidenversicherung 
angepaßt war, Stimmung gemacht wurde, 
fand man wenig Gegenliebe und erzielte 
wenig Wirkung in der Masse. Erst das 
Schlagwort „Staatliche Pensionsversiche- 
rung“ elektrisierte Hunderttausende und 
schaffte die Flutwelle der Bewegung. 

Unter diesem Worte ließ sich beliebig 
viel vorstellen und jeder konnte es sich 
nach Kräften ausmalen. Die weitgehend- 
sten Forderungen wurden ernsthaft zu- 
sammengestellt, obgleich man schon vor 
der Veröffentlichung der I. Denkschrift 
wissen konnte, welche Summen die Be- 
amtenpensionen erfordern, und daß eine 
Versorgung aller abhängig tätigen Per- 
sonen nur mit erheblichem Staatszuschuß 
zu ermöglichen sein würde. 

In das Versicherungsprojekt sind alle 
privaten Angestellten ohne Unterschied 
des Gehalts, der gesellschaftlichen Stel- 
lung und der Ausbildung, auch ohne für 
die einzelnen Berufe die Notwendigkeit 
staatlicher Fürsorge näher zu unter- 
suchen, einbezogen worden. Innerhalb 
der einmal als Privatbeamte zu einem 
Stande deklarierten Schicht wurde voll- 


kommene Gleichheit proklamiert von 
dem, der von der Volksschule aus ins 
Erwerbsleben tritt, bis zu dem, der erst 
zehn Jahre später seine Ausbildung für 
eine erwerbende Tätigkeit vollendet hat, 
also vom Bureaugehilfen bis zum Aka- 
demiker. Die für den Arbeiter geschaf- 
fene Versorgung genügte für den unteren 
Privatangestellten nicht; die für diesen 
zu schaffende Versorgung und die Grund- 
sätze, nach denen diese Versorgung zu 
bemessen ist, sollen jetzt aber für die 
bestvorgebildeten Kreise mit anderen Le- 
bensgewohnheiten und Bedingungen zu- 
treffend sein. 

In dem Folgenden werde ich nachzu- 
weisen versuchen, wie einerseits gar kein 
Grund vorliegt, die staatliche Fürsorge 
über das unbedingt notwendige Maß hin- 
aus auszudehnen, wie anderseits die 
höher ausgebildeten Kreise und 
besonders die Akademiker durch 
die Einbeziehung in das Versiche- 
rungsprojekt benachteiligt werden. 

Der Staat hat lediglich die schützende 
Hand über die Triebe und Betriebe der 
Gesellschaft zu halten. Wo die Gesell- 
schaft sich selbst helfen kann und da- 
durch das Gesamtinteresse nicht berührt 
wird, soll man die Staatsgewalt nie her- 
beiholen. Diese Grundsätze sollten be- 
sonders für jede Art sozialpolitischer 
Tätigkeit nicht außer acht gelassen 
werden. 

Jedes staatliche Eingreifen muß not- 
wendigerweise schematisieren, und nur 
diejenigen werden darin keine Härte er- 
blicken, denen der Schematismus zugute 
kommt. Eine nicht notwendige gesetz- 
liche Beschränkung wird somit immer als 
Härte empfunden werden. 

Eine über die Leistungen des Invali- 
denversicherungsgesetzes hinausgehende 
Fürsorge muß zweifelsohne für diejeni- 
gen Privatbeamtenkreise als notwendig 
erachtet werden, die jetzt schon ganz 
oder während der größten Zeit ihrer Er- 
werbstätigkeit diesem Gesetze unter- 
stellt sind, weil die Lebensanschauungen 
und Bedürfnisse dieser Kreise nicht 
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immer mit der des Arbeiters gleich- 
geachtet werden können, wodurch be- 
sonders in diesen Kreisen die unzu- 
‚reichende Versorgung durch das Inva- 
lidenversicherungsgesetz hart Smiplunden 
wird. 

Durch die Enquete von 1903 trat 
diese Interessengruppe auch klar zutage, 
indem 58,120% der männlichen Angestell- 
ten zwangsweise und weitere 10,170 
freiwillig auf Grund des Invalidenver- 
sicherungsgesetzes versichert waren, also 
rund 68,300 aller männlichen Teilnehmer 
hatten unter 3000 M. Jahreseinkommen. 
Von den weiblichen Teilnehmern an der 
Enquete waren gar 92,440. zwangsweise 
und 1,1300 freiwillig versichert. Dieser 
Prozentsatz ist eher zu niedrig, da die 
Enquete fast ausschließlich in den Krei- 
sen der Organisationen vorgenommen 
wurde, denen die jüngeren Leute, be- 
sonders des Kaufmannstandes, noch nicht 
angehören. 

Mit diesen Zahlen ist die Interessen- 
gruppe notwendiger staatlicher Fürsorge 
aber schon fast umschrieben. Keinesfalls 
ist mehr als ein Zwang bis 3000 M. und 
die Gewährung freiwilliger Weiterver- 
sicherung bis 4000 M. notwendig. 

Durch eine solche Beschränkung würde 
das Notwendige erreicht sein ohne 
Ueberanstrengung der Reichsfinanzen 
(die Kosten des projektierten Gesetzes 
würden sich auf rund 360 Millionen jähr- 
lich beziffern), und vielleicht würde es 
dann möglich sein, die mangelhaften Be- 
züge aus dem Invalidenversicherungs- 
gesetz allgemein, auch für den Arbeiter- 
stand, zu bessern. 

Sehr beachtenswert für eine -a 
liche Beurteilung der Lage sind die Aus- 
führungen des Grafen Posadowsky auf 
der Generalversammlung der ,„Gesell- 
schaft für soziale Reform‘ am 4.—6. März 
1909 in Frankfurt a. Main, deren Haupt- 
punkte hier wiedergegeben sein mögen: 

„Ich halte es für ausgeschlossen, daß 
zugunsten der Privatbeamten irgend- 
welche Privilegien gewährt werden. Aus- 
geschlossen halte ich die Einführung 


‚der Beitragsleistungen war 
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einer allgemeinen Berufsinvalidität und 
die Herabsetzung der Altersgrenze auf 
65 Jahre. Eine allgemeine Einführung der 
Berufsinvalidität wäre ein Schritt von un- 
absehbarer Tragweite, denn bei den Pri- 
vatbeamten liegen die Verhältnisse doch 
anders, wie bei den Arbeitern. Es würde 
jeder, der in seinem Berufe nicht mehr 
beschäftigt ist, hier Invalide sein und 
auf Rente Ansprüche zu machen haben. 
Was wir erreichen wollen ist, abgesehen 
von allen Einzelheiten, in der letzten 
Wurzel einer Finanzfrage: Was können 
Ihre Leute bieten und was ist das 
Reich bereit zu tragen? Weitere 
finanzielle Lasten werden Sie vom 
Reich nicht verlangen können als 
die, welche im Rahmen der be- 
stehenden Invalidenversicherung 
liegen. Nach dieser unzweifelhaften 
Sachlage müssen Sie sich mit Ihren 
Wünschen beschränken.“ 

Diese Auslassungen eines der hervor- 
ragendsten Kenner der Sachlage vor und 
hinter den Kulissen sind bisher viel zu 
wenig beachtet worden, vielleicht weil 
sie als Werbemittel wenig geeignet sind 
und alle übertriebenen Hoffnungen in 
den Rahmen des Notwendigen und Er- 
reichbaren zurückweisen. 

Es ist nun zu untersuchen, inwieweit 
höher ausgebildete Kreise und beson- 
ders die Akademiker an dem Versiche- 
rungsprojekt interessiert sind. 

Am Schlusse des I. Abschnittes wurde 
durch ein Beispiel gezeigt, welche Bei- 
träge die Versicherung erfordert und 
welche Leistungen sie dafür bietet. Dem 
wurde eine abgekürzte Kapitalversiche- 
rung von 20000 M. laufend vom 25. bis 
65. Jahre gegenübergestellt. Die Summe 
für beide 
Versicherungen gleich. Der wirtschaft- 
liche Wert der Kapitalversicherung ist 
aber der Rentenversicherung bedeutend 
überlegen, und abgesehen von der Tat- 
sache, daß ein Kapitalbesitz immer höher 
eingeschätzt werden muß, wie eine ent- 
sprechende Rente, stellt sich diese Ver- 
sicherung bei näherer Betrachtung noch 
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günstiger. Die zehnjährige Wartezeit 
fällt fort. Das ganze Kapital ist beim 
‚Tode des Mannes sofort fällig, während 
im andern Falle sich die Witwe mit einer 
unzureichenden Rente begnügen muß, 
die sich bei jedem über das 18. Jahr 
hinaus wachsenden Kinde verkürzt. Ein 
Kapital kann zur Gründung einer aus- 
kömmlichen und nicht erniedrigenden 
Existenz verwendet werden, während die 
Rente nicht zum Leben ausreicht und 
die Witwe zu niedriger Erwerbstätigkeit 
nötigt. Bei einem früheren Tode der 
Frau sind die Einzahlungen verloren, ob- 
gleich vielleicht unterstützungsbedürf- 
tige Kinder (über 18 Jahre) oder son- 
stige Anverwandte noch am Leben sind. 

Die Vorteile der Kapitalversiche- 
rung treten offen zutage und lassen 
sich noch an weiteren Beispielen dar- 
legen, trotzdem erfordern beide 
Versicherungen eine gleiche Prä- 
miensumme. 

Man kann nun einwenden, daß im 
Falle eintretender Invalidität die Kapi- 
talversicherung vollkommen versagt, 
während bei der geplanten staatlichen 
Versicherung die den Einzahlungen ent- 
sprechende Rente fällig wird, und ferner, 
daß bei der staatlichen Versicherung der 
Angestellte nur die Hälfte der Beiträge 
zu entrichten hat. Wie hoch diese schein- 
baren erheblichen Vorteile zu bewerten 
sind, soll bei der folgenden Besprechung 
dargelegt werden. 

Der von der Siebenerkommission auf- 
gestellte Invaliditätsbegriff. lautet: 

„Als erwerbsunfähig (invalid) ist der- 
jenige anzusehen, der infolge eines kör- 
perlichen oder geistigen Gebrechens 
nicht mehr imstande ist, in seinem bis- 
herigen oder in einem verwandten Be- 
rufe eine Erwerbstätigkeit auszuüben, 
mit der er noch mindestens sein ver- 
sichertes Durchschnitts-Arbeits-Einkom- 
men verdient, und die ihm unter voller 
Berücksichtigung seiner in den letzten 
fünf Jahren vor Eintritt der Invalidität 
von ihm bekleideten sozialen und wirt- 
schaftlichen Stellung zugemutet werden 


kann. Der Invalidenrentenempfänger 
muß sich, wenn er eine seinen Arbeits- 
kräften und seiner Berufstätigkeit ent- 
sprechende Beschäftigung findet, den Be- 
trag von seinem Verdienst auf die Rente 
anrechnen lassen, die zusammen mit der 
Rente sein versichertes Durchschnitts- 
Arbeitseinkommen übersteigt.“ 


Diese Festsetzung wurde in der zwei- 
ten Denkschrift als undurchführbar 
abgelehnt, weil sie über die Invalidi- 
tätsgrenze hinausgeht, die für die Pen- 
sionierung der Reichs- und Staatsbe- 
amten maßgebend ist, und weil sie fer- 
ner eine vorübergehende rentenberech- 
tigte Erwerbsunfähigkeit einschließt, was 
einer Mitversicherung gegen Stellenlosig- 
keit gleichkommen würde. Die Kosten 
einer solchen Versicherung wären uner- 
schwinglich. 


Nach dem Vorschlage der Denkschrift 
soll derjenige als invalid angesehen wer- 
den, „der nicht mehr als die Hälfte 
dessen verdienen kann, was ein 
körperlich und geistig gesunder 
Privatangestellter mit ähnlicher 
Ausbildung oder gleichwertigen 
Kenntnissen und Fähigkeiten ver- 
dient“. 

Diese Festsetzung entspricht ungefähr 
der von der Minderheit der Siebener- 
kommission in Vorschlag gebrachten 
Fassung und ist dem Invaliditätsbegriff 
des Invalidenversicherungsgesetzes von 
1899 nachgebildet. Die Bestimmung im 
§ 5 dieses Gesetzes lautet: 


„Erwerbsunfähigkeit ist dann anzu- 
nehmen, wenn die Versicherten nicht 
imstande sind, durch eine ihren Kräften 
und Fähigkeiten entsprechende Tätig- 
keit, die ihnen unter billiger Berück- 
sichtigung ihrer Ausbildung und ihres 
bisherigen Berufs zugemutet werden 
kann, ein Drittel desjenigen zu er- 
werben, was körperlich und geistig ge- 
sunde Personen in derselben Gegend 
durch Arbeit zu verdienen pflegen.“ 


Der letzte von dem Hauptausschuß 
aufgestellte Invaliditätsbegriff lautet: 
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„Anspruch auf Bezug der Invaliden- 
rente hat derjenige Versicherte, der 
durch Blindheit, Taubheit oder ein son- 
stiges körperliches Gebrechen oder 
wegen Schwäche seiner körperlichen und 
geistigen Kräfte zu der Ausübung seines 
Berufes dauernd unfähig ist. Das ist zum 
mindesten dann anzunehmen, wenn das 
Maß seiner Arbeitsfähigkeit auf weni- 
ger als die Hälfte eines körperlich und 
geistig gesunden Versicherungsnehmers 
von ähnlicher Ausbildung oder gleich- 
wertigen Kenntnissen und Fähigkeiten 
herabgesunken ist.“ 

Durch diese Fassung hat man eine 
Kombination des $ 61 des Reichsbe- 
amten-Oesetzes von 1897 und des 85 
des Invaliden-Versicherungsgesetzes von 
1899 versucht. 

Aus allen diesen Versuchen geht die 
Schwierigkeit der zu behandelnden 
Materie zur Genüge hervor. Keine der 
Definitionen scheint ausreichend, 
wenigstens nicht für geistige Ar- 
beiter. Da man sich aber auf eine 
Fassung wird einigen müssen, so scheint 
die in der Denkschrift vorgeschlagene 
und dem Invaliden-Versicherungsgesetz 
nachgebildete Form sich am meisten zu 
empfehlen. Mit Bestimmtheit kann je- 
doch angenommen werden, daß der 
Grad.der Erwerbsunfähigkeit nach 
den Leistungen (Arbeitsverdtenst) 
eines körperlich und geistig ge- 
sunden Angestellten mit ähnlicher 
Ausbildung oder gleichwertigen 
Kenntnissen und Fähigkeiten wird 
festgesetzt werden müssen. 

Ein solcher Maßstab ist für die Be- 
urteilung vorwiegend mechanischer Ar- 
beitsleistungen ausreichend, versagt 
aber vollständig bei der Abschät- 
zung irgendwelcher geistiger Tä- 
tigkeit oder einer solchen, bei der per- 
sönliche oder gesellschaftliche Qualitäten 
einen Hauptfaktor bilden. Die Begriffs- 
bestimmung geht außerdem von der 
naiven Auffassung aus, daß alle Personen 
von gleicher Ausbildung oder, was dieser 
äquivalent geachtet wird, von gleichwer- 
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tigen Kenntnissen und Fähigkeiten gleich 
entlohnt werden. Diese bureaukratische 
Auffassung ist für das Erwerbsleben der 
Angestellten nicht zutreffend, wo mei- 
stens die hier nicht genannten Eigen- 
schaften, wie persönliche Tüchtigkeit, 
Energie, aquisitatorische und organisato- 
rische Fähigkeiten u. a. m., den Aus- 
schlag bei der Gehaltsfestsetzung geben; 
wie überhaupt im privaten Erwerbsleben 
alle Fähigkeiten da geschätzt werden, 
wo man sie braucht, und gerade aus 
diesem Grunde kommt es nicht selten 
vor, daß recht einseitige Talente hoch 
entlohnt werden. 

Ein Invaliditätsbegriff, der die 
Normalleistung eines Personen- 
kreises von „ähnlicher Ausbildung 
oder gleichwertigen Kenntnissen 
und Fähigkeiten“ zum Maßstab der 
Abnahme der Erwerbsfähigkeit 
nimmt, wird diejenigen immer be- 
einträchtigen, die infolge höherer 
Ausbildung oder persönlicher Tüch- 
tigkeit sich ein höheres Einkommen 
erworben haben. Eine andere Lösung 
dieser schwierigen Frage ist aber nicht 
möglich, da es einerseits keinen ob- 
jektiven Maßstab für höhere gei- 
stige Leistungen gibt, anderseits eine 
vorhergehende Einteilung nach Vor- und 
Ausbildung, wie dies im Staatsdienste 
der Fall ist, in Rang- und Gehaltsklassen 
für die Gebiete des Privaten Erwerbs- 
lebens nicht durchführbar ist. 

Außerdem wird die Versicherungsan- 
stalt ein erhebliches Interesse an 
möglichst wenigen und geringen 
Renten haben, da keinesfalls aus dem 
vollen gewirtschaftet werden kann. Was 
aber auf diesem Gebiete durch Ausle- 
gung und Handhabung geleistet werden 
kann, zeigt die Rentenfestsetzung beim 
Invaliden-Versicherungsgesetz, wo heute 
noch, trotz der Aufstellung eines anderen 
erweiterten und für die Versicherten 
günstigeren Invaliditätsbegriffes im Ge- 
setz vom Jahre 1899, nach dem alten 
Begriff allgemeiner Erwerbsun- 
fähigkeit des Gesetzes vom Jahre 1889 
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die Rente festgesetzt wird, weil die 
vorhandenen Mittel für die er- 
weiterte Fassung nicht ausreich- 
ten. Im Jahre 1899 betrug die Zahl der 
Rentenempfänger 96665. Nach dem In- 
krafttreten des neuen Gesetzes stieg die 
Zahl auf 125737 und erreichte 1903 die 
Höhe von 152862. Durch Aenderung in 
der Rentenfestsetzung, ohne Aende- 
rung des Gesetzes selbst, wurde die 
Zahl bis zum Jahre 1907 auf die der 
normalen Steigerung entsprechende Zahl 
von 112220 zurückgeschraubt. i 


Man sieht hieraus, wie unverbindlich ' 


selbst für den Staat alle Festsetzungen 
sind, wenn die nötigen Mittel nicht zur 
Verfügung stehen. Auch für die pro- 
jektierte Versicherung würden keines- 
falls reichliche Mittel zur ‚Verfügung 
stehen, die Rechnungsgrundlagen sind 
vielfach von sachverständiger Seite an- 
gegriffen und der auf acht Prozent des 
Gehalts festgesetzte Beitrag als zu 
niedrig bezeichnet worden. Sehr spar- 
same Wirtschaft wäre also von vorn- 
herein geboten, und die besser besol- 
deten, zwangsweise Mitversicher- 
ten, würden unverhältnismäßig 
schlecht dabei fahren, wärengleich- 
sam zu einer sozialen Wohlfahrts- 
steuer herangezogen und würden 
ohne Not die Kosten einer über Be- 
darf großzügigen Sozialpolitik be- 
zahlen. 

Der Invaliditätsfall würde also bei 
Personen, die auf Grund ihrer erweiter- 
ten Ausbildung oder persönlicher Tüch- 
tigkeit ein höheres Gehalt beziehen, nie 
im richtigen Verhältnis einer Er- 
werbsabschwächung eintreten und 
gerade bei diesen Personen (wegen einer 
umfassenderen Erwerbsmöglichkeit) der 
gänzlichen Erwerbsunfähigkeit 
sehr nahe kommen. Der Akademiker 
würde also kaum vor dem Eintreten 
völliger Erwerbsunfähigkeit in den Be- 
sitz der Invalidenrente gelangen. Da- 
mit fällt aber der hierin liegende 
Vorteil der Pensionsversicherung 
gegenüber der zum Vergleich her- 


angezogenen Kapitalversicherung 
fort. 

Es bleibt nun noch zu untersuchen, 
inwieweit sich der Arbeitgeber zu den 
Beiträgen heranziehen lassen wird. 

Der Gesetzgeber kann nur eine for- 
melle Verteilung vornehmen. Wie 
diese sich in der Praxis einstellt, ist fast 
vollständig in die Hand des Arbeit- 
gebers gelegt, da dieser das Gehalt 
der Angestellten festzusetzen hat. Die 
Beantwortung dieser Frage läuft also 
letzten Endes darauf hinaus, ob es mög- 
lich sein wird, dem Arbeitgeber 
einen bestimmten Tarif aufzu- 
zwingen, da hierin allein die Gewähr 
für die im Gesetz vorgesehene Vertei- 
lung der Beiträge liegen würde. Diese 
Möglichkeit ist aber, sobald wir die Ge- 
biete hauptsächlich mechanischer Tätig- 
keit verlassen, vollkommen ausge- 
schlossen, da die objektive Beur- 
teilung fortfällt und die subjektive 
Beurteilung lediglich Sache des Arbeit- 
gebers ist, die nur noch durch das Ver- 
hältnis von Angebot und Nachfrage be- 


einflußt wird. 


Somit würden gerade die tüchtig- 
sten und bestausgebildetsten An- 
gestellten, deren mechanisch nicht 
meßbare Qualitäten die Höhe des Ge- 
halts bestimmen, der Ungunst dieser 
Bestimmung verfallen und mit 
wenigen Ausnahmen ganz oder zum 
größten Teil ihre ganzen Kassen- 
beiträge bezahlen müssen. 

Eine Aenderung dieser Sachlage wäre 
nur möglich durch eine in der letzten Wur- 
zel auf Generalstreik und Terrorismus 
basierte Angestellten-Organisation oder 
durch eine nach Vor- und Ausbildung zu 
bemessende Rang- und Gehaltsklassen- 
einteilung wie im Staatsdienst. Der erste 
Ausweg würde nur die unter Mittel- 
maß begünstigen, der zweite ist für 


das private Erwerbsleben undurch- 
führbar. 
Die staatliche Zwangsversicherung 


würde also zweifelsohne einen Druck 
auf das Gehalt ausüben und hiermit 
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alle über der Mittellinie stehenden und 
besonders die vornehmlich geistig 
tätigen Angestelltenkreise treffen; 
sie würde eine fortschreitende Prole- 
tarisierung einleiten und erst die 
Gleichheit aller Privatangestellten her- 
stellen, die von den Verfechtern des all- 
umfassenden Versicherungszwangs als 
schon bestehend vorausgesetzt wird. 

Hiermit fällt aber der in der Her- 
anziehung des Arbeitgebers zu den 
Beiträgen liegende Vorteil der 
staatlichen Rentenversicherung für 
alle über Mittelmaß stehenden und 
strebenden Angestellten fort. 

Dies gilt in erster Reihe für die 
Akademiker und dabei wieder haupt- 
sächlich für die Diplom-Ingenieure, 
deren Stellung noch nicht so ge- 
festigt ist, um gesetzlich begün- 
stigten Versicherungsbestrebun- 
gen erfolgreich entgegentreten zu 
können. 

HI. 

In den vorhergehenden Abschnitten 
wurde das projektierte Rentenversiche- 
rungsgesetz geschildert und mit seinen 
Leistungen einer prämiengleichwertigen 
Kapitalversicherung gegenübergestellt. 
Darauf wurden die Vor- und Nachteile 
der beiden Versicherungen gegeneinan- 
der abgewogen und diese Beziehungen 
besonders vom Standpunkte der 
höher ausgebildeten und höher 
entlohnten Angestelltenkreise be- 
trachtet. Es wäre nun noch dieses Er- 
gebnis zusammenzufassen und hieran der 
in Aussicht genommene Personenbereich 
zu besprechen. 

Auf Einzelheiten, Differenzpunkte 
oder auf zweckmäßigere Formen näher 
einzugehen, lag nicht im Rahmen der 
Aufgabe. Ferner mußte die Frage ganz 
außer Betracht bleiben, ob es vielleicht 
zweckmäßig sei, jedem Staatsbürger ein 
Existenzminimum als Abfindung oder Er- 
kenntnis für die mehr oder weniger 
große Anteilnahme an der allgemeinen 
Kulturarbeit von Staats wegen zu ge- 
währen, sondern es kam lediglich auf 


457 


die Untersuchung an, ob das pro- 
jektierte Versicherungsgesetz für 
Personenkreise mit höherer Aus- 
bildung und höherem Einkommen 
ein Bedürfnis darstellt oder auch 
nur für diese Kreise wirtschaft- 
liche Vorteile einschließt. Auch 
hierbei konnten nur die Hauptmomente 
herausgeschält werden. | 

Der Vergleich mit der Kapitalversiche- 
rung fiel zuungunsten der staat- 
lichen Versicherung aus, obgleich der 
in das 25. Lebensjahr verlegte Versiche- 
rungsbeginn sehr günstig für diese Ver- 
sicherung gewählt ist, da hier die Prä- 
miensumme mit jedem früheren Jahre 
wächst, während diese Summe bei der 
Kapitalversicherung abnimmt. 

Bei der weiteren Untersuchung der 
nach dieser Betrachtung noch bleibenden 
Vorteile der staatlichen Versicherung, 
wie die Rentengewährung bei ein- 
tretender Invalidität und die Her- 
anziehung der Arbeitgeber zu den 
Beiträgen, zeigte sich, daß diese Vor- 
teile für Personen mit höherer Aus- 
bildung cder für solche, die durch 
persönliche Tüchtigkeit sich ein 
höheres Einkommen erworben 
haben, illusorisch werden. 

Die allgemeinen Betrachtungen er- 
gaben, daß die Notwendigkeit einer 
so weitgehenden staatlichen Für- 
sorge nicht besteht, daß nur in den 
unteren Schichten der Privatangestellten 
das Bedürfnis nach erweiterten Leistun- 
gen der Invaliden-Versicherungsgesetz- 
gebung besteht und ferner, daß dieEin- 
beziehung der höher vorgebildeten 
Kreise einer künstlichen Proletari- 
sierung gleichkommen, für diese 
einen Ruck nach unten bedeuten 
würde, wo sie letzten Endes nolens 
volens gezwungen wären, ihren Lohn- 
tarif im Streik durchzusetzen. 

Hierbei zeigte sich auch die Un- 
haltbarkeit der These von der In- 
teressengleichheit aller nicht 
selbständigen Personen, welcher 
Bereich vom Volksschüler bis zum Aka- 
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demiker, vom Bureaugehilfen bis zum 
Generaldirektor reichen soll, woraus 
dann ein Privatbeamtenstand kon- 
struiert wird, mit dem man Privat- 
beamtenpolitik treiben kann. 

Der Verband Deutscher Diplom- 
Ingenieure, der die Sicherung der 
Existenz und die Zukunft der Di- 
plom-Ingenieure nicht durch ge- 
werkschaftlichen Lohnkampf, son- 
dern durchAnerkennungundhöhere 
Bewertung der technich-wissen- 
schaftlichen Ausbildung erreichen 
will, muß gegen eine Einbeziehung 
der technischen Akademiker in den 
Kreis der Versicherungspflichti- 
gen dieses sogenannten Privat- 
beamtenpensionsgesetzes entschie- 
den Stellung nehmen. Daß diese Ein- 
beziehung beabsichtigt ist, zeigen fol- 
gende Ausführungen der Il. Denkschrift. 

„Soll die neue Versicherung alle gegen 
Gehalt oder Lohn beschäftigten männ- 
lichen und weiblichen Privatangestellten 
vom vollendeten 16. Lebensjahre um- 
fassen, so wird der Kreis der Versicher- 
ten im allgemeinen in Anlehnung an die 
Bestimmungen des § 1 Absatz 1 Zif- 
fer 2 und 3 des Invalidenversiche- 
rungsgesetzes abzugrenzen sein. (Zu 
vergleichen Anleitung, betreffendden 


Kreis der nach dem Invalidenver- 
sicherungsgesetze vom 13. Juli 1899 
— Reichs-Gesetzbl. S. 463 — versicher- 
ten Personen vom 19. Dezember 
1899, Ziffer 20 und ff. Amtliche Nach- 
richten des Reichsversicherungsamts, 
Jahrgang 1900 S. 275 ff.) Ferner wür- 
den die Betriebsleiter und die in lei- 
tender Stellung stehenden Ange- 
stellten sowie die in Apotheken be- 
schäftigten Gehilfen und Lehrlinge ein- 
zubeziehen sein. Die Anlehnung an die 
genannte Bestimmung empfiehlt sich um 
so mehr, als die praktische Abgren- 
zung dieses Personenkreises durch 
langjährige Rechtsprechung des 
Reichs-Versicherungsamts an- 
nähernd klar gestellt ist.“ 

Hier haben wir also wieder den- 
selben „durch langjährige Recht- 
sprechung‘“ abgegrenzten Personen- 
kreis wie bei dem Invalidenversiche- 
rungsgesetz, wonach der Diplom-Inge- 
nieur in den Kreis der gewerb- 
lichen Arbeiter gemäß Titel VII der 
Reichs-Gewerbeordnungeingereiht 
wird. | 

Jede weitere Erörterung über diesen 
Punkt dürfte sich mit dem Hinweise auf 
die Veröffentlichungen in Nr. 3 und 4 
der Zeitschrift erübrigen. 
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-e Bestrebungen zur Förderung des Geschäftsinteresses der in Großbetrieben - 
: beschäftigten Personen. : 
: Von Dr. Ernst Valentin-Berlin. (Schluß.) i K 


Von großem Interesse für die Be- 
strebungen zur Förderung des Ge- 
schäftsinteresses sind Versuche, den An- 
gestellten die Möglichkeit zu verschaf- 
fen, an dem Geschäftsgewinne in irgend 
einer Form teilnehmen zu können. Wie 
bereits früher gelegentlich der verschie- 
denen Löhnungsmethoden ausgeführt 
worden ist, macht sich bei dem reinen 
Akkordlohnsystem das individualwirt- 
schaftliche Prinzip in sehr starkem Maße 
geltend. Entgegen den Forderungen 
einer gesunden Gemeinwirtschaft ge- 
währt dieses System irgend ein Entgeld 
oder eine Belohnung für seime Ausdauer 
dem treuen und jahrelang bei derselben 
Firma bleibenden Beamten nicht. Die- 
sem Uebelstande sucht man auf ver- 
schiedene Weise abzuhelfen. So wird 
bei den Zeißwerken in Jena nach fünf 
Dienstjahren ein Lohnzuschlag von 10%o, 
nach zehn Jahren von 20% und nach 
zwanzig Jahren von 30% gewährt. Die 
Schattenseiten dieses Verfahrens sind 
klar, denn es wird der Arbeitgeber sich 
im ungünstigen Geschäftsjahre in einer 
äußerst unangenehmen Lage seinen An- 
gestellten gegenüber befinden. Die Löhne 
sind nach und nach bei den älteren 
Arbeitern bis zu einer beträchtlichen 
Höhe heraufgestiegen und infolgedessen 
die Geschäftsunkosten gewachsen, ohne 
daß sich bei der schlechten Konjunktur 
ein Mehrertrag aus dem Unternehmen 
herausarbeiten läßt. 

Weiter gehört hierher das System der 
Gewinnbeteiligung der Arbeiter, mit der 
man die Nachteile der Alterszulagen zu 
beseitigen und gleichzeitig die SeßBhaftig- 
keit der Arbeiter in ähnlicher Weise 
steigern zu können glaubt, wie dies in 
der Tat durch das System der Dienst- 
alterszulagen geschieht. Die Gewinn- 
beteiligung erfüllt aber diesen Zweck 


nicht. Der Gewinn eines Unternehmens 
läßt sich ohne bedeutende Kosten nur 
in Jahresfristen feststellen, so daß der 
dem Arbeiter jährlich nur einmal aus- 
zuzahlende und ungewisse Gewinn zu 
wenig lockt. Wird aber wieder auf den 
zu erwartenden Gewinn hin der Lohn 
erhöht und der Ueberschuß über den 
Normallohn als Abschlagszahlung auf 
den Gewinnanteil betrachtet, so ist es 
schwierig, wenn nicht sogar unmöglich, 
in schlechten Jahren eine Rückzahlung 
des dem Arbeiter zuviel gezahlten Vor- 
schusses zu verlangen. Es hat sich aber 
auch bei allen Versuchen, den Arbeitern 
Einblick in die Geschäftsbücher und die 
Gewinn- und Verlustabrechnung des Un- 
ternehmens zu gewähren, gezeigt, daß 
durch die Gewinnbeteiligung und die 
hierbei notwendige Rechnungslegung bei 
den Arbeitern Mißtrauen erzeugt wird 
und leicht Differenzen zwischen der Ge- 
schäftsleitung und den Angestellten ent- 
stehen.. Als weiterer der Einführung der 
Gewinnbeteiligung hinderlicher Faktor 
kommt die Schwierigkeit hinzu, die sich 
bei der Abrechnung mit solchen Arbei- 
tern ergibt, die innerhalb eines Ge- 
schäftsjahres aus dem Unternehmen aus- 
scheiden. Es tritt hier die Notwendig- 
keit einer Abgangsentschädigung hervor, 
wie sie sich auch bei den Systemen der 
Pensionsberechtigung als unerläßlich ge- 
zeigt hat. 

Professor Dr. J. Conrad gibt in seinem 
„Grundriß zum Studium der politischen 
Oekonomie‘“ drei Arten von Gẹfwinn- 
beteiligung an und zwar: 

1. die Art, bei welcher der Arbeiter 
aus scinem eigenen Verdienst Ge- 
schäftsanteille des Unternehmens 
erwerben soll, 

2. bei der eine unmittelbare Beteili- 
gung am Geschäftsgewinn statt- 


der in Großbetrieben beschäftigten Personen 


findet, der den Arbeitern nach Ab- 
schluß des Geschäftsjahres jedes- 
mal ausgezahlt wird, und 


3. die Gewinnbeteiligung in Form der 
Tantieme, wie sie in ähnlicher oder 
gleicher Weise bei den meisten Pri- 
vatbeamten bereits besteht. 


So wird z. B. bei der Allgemeinen 
Elektrizitäts-Gesellschaft den Angestell- 
ten jährlich als Tanti£me ein volles Mo- 
natsgehalt ausgezahlt, bei den Siemens- 
Schuckert-Werken etwa 100. des Jahres- 
verdienstes. In schlechten Geschäfts- 
jahren fällt die Tantieme natürlich aus. 


Ueber die Vorteile, welche diese drei 
Formen praktisch bieten, liegen ein- 
wandsfreie Resultate nicht vor. Es wird 
auch außerordentlich schwer fallen, hier- 
über etwas genaues festzustellen, weil 
solche Versuche, das Interesse der Ar- 
beiter durch eine Gewinnbeteiligung zu 
heben, in erster Linie von solchen Fir- 
men unternommen worden sind, die auch 
schon vorher eine bedeutende Stellung 
in der Industrie einnahmen. Es läßt sich 
daher in den meisten Fällen nicht fest- 
stellen, ob die Einführung der Gewinn- 
beteiligung das Unternehmen auch ge- 
fördert hätte, wenn andere bei der betr. 
Firma schon vorher vorhandene Um- 
stände nicht hinzu gekommen wären. 


Die erste der von Conrad angegebe- 
nen Art der Gewinnbeteiligung ist im 
großen Maßstabe von Carnegie in seinen 
Stahlwerken zu Pittsburg eingeführt 
worden. Carnegie selbst spricht sich 
über die Erfahrung, die er mit dieser 
Maßnahme gemacht hat, im höchsten 
Maße günstig aus. Er geht sogar soweit, 
zu behaupten, daß seit der. Einführung 
der Gewinnbeteiligung Friede zwischen 
der Verwaltung seiner Riesenwerke und 
seinen Arbeitern herrsche, und daß ein 
Streik bei ihm so gut wie ausgeschlossen 
sei. Hierbei darf aber nicht vergessen 
werden, daß die in Amerika herrschen- 
den Arbeiterverhältnisse sich nicht ohne 
weiteres auf Deutschland übertragen 
lassen. Fälle, wie Carnegie sie anführt, 
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daß gewöhnliche Handarbeiter nach und 
nach immer mehr Aktien der Stahl- 
werke erwarben und so immer höher 
hinaufrückten, bis sie schließlich sogar 
in den Vorstand der Gesellschaft ein- 
traten, sind bei uns kaum denkbar. Bei 
dem bei uns zurzeit äußerst gespannten 
Verhältnis zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer würde ein Unternehmen 
kaum Vorteil davon haben, wenn ein 
mehr oder weniger großer Teil der 
Aktien allmählich in die Hände der Ar- 
beiter selbst überginge. Es würde sicher- 
lich von den sozialdemokratischen Ar- 
beiterführern hinter dieser Maßnahme 
bald eine List der Unternehmer gewit- 
tert werden, um die minderwertigen 
Aktien eines Unternehmens auf die Ar- 
beiter abzuschieben und statt dessen die 
guten Anteile einer neuen Firma zu er- 
werben. 

Bei den Stahlwerken von Pittsburg 
wurden im Jahre 1908 für 2:/, Millionen 
Dollar Aktien gegen Barzahlung und 
ferner ca. 10 Millionen als Gewinnanteile 
an die Arbeiter ausgehändigt. Um bei 
dem großen Einfluß, den die Angestell- 
ten hierdurch auf das Unternehmen ge- 
winnen, Differenzen in möglichst leich- 
ter und schneller Weise schlichten zu 
können, wurde die Einrichtung getroffen, 
daß ein Arbeitsausschuß alle streitigen 
Fragen zu lösen hat. In diesem Aus- 
schuß sind in gleicher Weise die Unter- 
nehmer als auch die Aktien besitzenden 
Arbeiter vertreten. In noch größerem 
Maße ist dieses Prinzip der Gewinn- 
beteiligung bei dem Warenhause „Fi- 
lene“ in Boston (Amerika) durchge- 
führt, wo sämtliche Aktien im Besitze 
der etwa 800 Angestellten sind. Es be- 
steht hier sogar seit einigen Jahren die 
Bestimmung, daß Angestellte, die, gleich- 
gültig aus welchem Grunde, aus dem 
Unternehmen ausscheiden, ihre Aktien an 
die Gesellschaft zurückgeben müssen. 
Es wäre für die Beurteilung des Ein- 
flusses der Gewinnbeteiligung sehr in- 
teressant, wenn über das Entstehen und 
die Entwicklung dieses Warenhauses 
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eingehende Studien gemacht würden, um 
feststellen zu können, ob die Prosperi- 
tät des Unternehmens seit der Einfüh- 
rung der Gewinnbeteiligung gestiegen ist. 

Ein anderes Mittel, um das Geschäfts- 
interesse und insbesondere die Seßhaftig- 
keit der Angestellten zu heben, ist die 
Errichtung einer Pensionskasse. Es ist 
auch allgemein anerkannt, daß einer der 
Hauptgründe, welche die Vorliebe des 
Mittelstandes für den Beamtenberuf 
rechtfertigen, die Pensionsberechtigung 
ist, welche der Staat seinen Angestellten 
garantiert. Es liegt in dem Wesen der 
Pensionsberechtigung begründet, daß die 
Staatsbeamten während ihrer Dienst- 
jahre im allgemeinen schlechter besoldet 
werden, als die nicht pensionsberech- 
tigten Privatbeamten. In der Tat kann 
man bei den ganz großen Etablissements, 
die ähnlich wie der Staat besondere Pen- 
sionskassen haben, beobachten, daß sich 
die Angestellten mit niedrigeren als den 
sonst üblichen Löhnen zufrieden geben. 
Die Pensionsberechtigung stellt gewisser- 
maßen eine Art von Versicherung dar, 
für welche man während der Jahre der 
Diensttauglichkeit gern jährlich Abgaben 
zahlt. Die Hauptschwierigkeit besteht 
bei der Durchführung einer Pensions- 
einrichtung und zwar besonders bei 
Privatunternehmungen darin, daß eine 
Ueberschreibung der Pensionsberechti- 
gung von einem Betriebe auf den an- 
deren nicht ohne weiteres stattfinden 
kann, so daß ein Beamter, welcher vor- 
zeitig aus dem Unternehmen ausscheidet, 
einen Anspruch verliert, für den er jahre- 
lang hat bezahlen müssen. Es ist dieser 
Nachteil der Pensionseinrichtung auch 
von Abbe durchaus erkannt worden, 
und er bestimmte, daß jeder Beamte, 
Gehilfe und Arbeiter, der vor Vollen- 
dung des vierzigsten Lebensjahres in 
den Dienst eines Stiftungsbetriebes der 
Zeißwerke tritt, nach fünfjähriger Dienst- 
zeit einen klagbaren Anspruch auf Pen- 
sion für sich selbst im Invaliditäts- oder 
Altersfalle, für seine Witwen und Wai- 
sen im Falle seines Todes habe. 
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Abbé ist sogar in dem Bestreben, 
den aus den Diensten der Firma aus- 
scheidenden Beamten und Arbeitern ein 
Entgelt dafür zu bieten, daß sie der 
Pensionsvergütung verlustig gehen, noch 
weiter gegangen und hat die Einrich- 
tung einer sogenannten „Abgangsent- 
schädigung‘“ getroffen. Er wollte hier- 
durch nicht nur dem Arbeiter eine Ab- 
findungssumme für den Verlust seines 
Pensionsanspruches gewähren, sondern 
er wollte auch gleichzeitig damit ver- 
hindern, daß bei flottem Geschäftsgange 
zahlreiche Arbeiter eingestellt und dann 
bei schlechten Zeiten wieder entlassen 
werden, ohne daß von den meisten Un- 
ternehmungen die schwierige Lage be- 
rücksichtigt wird, in welche die Arbeiter 
hierdurch gelangen. Die Arbeiter haben 
sich nämlich durch das günstige An- 
gebot verlocken lassen, die Dienste einer 
anderen Firma zu verlassen und werden 
nun ohne Rücksicht und ohne Dank für 
ihre damalige Bereitwilligkeit, dem Ar- 
beitgeber zu helfen, einfach entlassen, 
weil der Geschäftsbetrieb abgeflaut hat 
und man ihrer Dienste nicht mehr be- 
darf. Abbe hat daher bestimmt, daß 
jeder Angestellte, der länger als !/, Jahr 
und weniger als 3 Jahre bei der Firma 
beschäftigt ist, im Falle der Entlassung 
während eines sechsten Teiles derjenigen 
Zeit, welche er in den Diensten der 
Zeißwerke war, seinen vollen Lohn bzw. 
Gehalt weiter zu beziehen berechtigt ist. 
Bei solchen Angestellten, die nach 3- bis 
5jähriger Dienstzeit ausscheiden, wird 
1/, Jahresgehalt als Abgangsentschädi- 
gung ausgezahlt und bei Leuten, die 
länger als 5 Jahre im Dienste der Firma 
waren, eine Summe, die der Pension für 
den vierten Teil der abgelaufenen Dienst- 
zeit gleichkommt. Carnegie hat die Frage 
der Abgangsentschädigung dadurch zu 
lösen versucht, daß er, wie oben bereits 
ausgeführt, seine Angestellten zum Teil 
mit Aktien des eigenen Unternehmens 
belohnte, wodurch diese selbst nach dem 
Verlassen der Stahlwerke Vorteile von 


der in Großbetrieben beschäftigten Personen 


den Erfolgen hatten, an deren Erreichung 
sie zum Teil mitgearbeitet hatten. 

Vielfach wird auch das Bestreben, 
möglichst lange bei derselben Firma zu 
bleiben, dadurch zu fördern gesucht, daß 
man Beamte, die lange Zeit, etwa 10 
oder 20 Jahre, bei dem Unternehmen un- 
unterbrochen tätig sind, durch besondere 
Geschenke, Jubiläumsstiftungen oder 
dergl. zu ehren und zu belohnen sucht; 
so wird bei der Firma Heinrich 
Freese, Niederschönhausen bei Berlin, 
den Beamten und Arbeitern nach zehn- 
jähriger Dienstzeit eine Urkunde über- 
reicht und gleichzeitig auf Kosten der 
Geschäftsleitung ein Fest für alle Arbei- 
ter veranstaltet. Im Warenhause Wert- 
heim wird den Beamten nach zehnjähri- 
ger Dienstzeit ein reichgeschmücktes 
Album sowie ein Geschenk in Höhe von 
300 M. in bar ausgehändigt. Bei den 
Zeißwerken, bei denen ähnliche Einrich- 
tungen für die Feier von Dienstjubiläen 
wie bei Freese bestehen, feierten im 
Jahre 1906-07 20, 1907-08 9, 1908-09 17, 
1909-10 24 Personen ihr 25 jähriges 
Dienstjubiläum, wohl ein klares Zeichen 
für die Treue des Zeißschen Arbeiter- 
stammes. 

Bei der Firma Basse & Selve in Altena 
wurde als Erinnerung an den vor kurzem 
gestorbenen Geheimen Kommerzienrat 
Gustav Selve 1300000 M. den Ange- 
stellten und Arbeitern mit der Maßgabe 
zur Verfügung gestellt, daß für jedes im 
Dienste der Firma zurückgelegte Jahr 
jedem am 7. November 1909 ohne Kün- 
digung auf den Werken der Firma Basse 
& Selve und den ihr angegliederten 
Tochterfirmen angestellten Beamten 200 
Mark, jedem Meister 100, jedem Arbei- 
ter und jeder Arbeiterin 50 M. bar aus- 
gezahlt werden. 

Auch die Einrichtung von eigenen 
Sparkassen in industriellen Betrieben ge- 
hört hierher. Es soll aber deswegen 
darauf weiter nicht eingegangen werden, 
weil man heute, wo es überall Spar- 
kassen gibt, die Einrichtung einer solchen 
kaum noch als eine Wohlfahrtseinrich- 
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tung zu betrachten pflegt. Im übrigen 
pflegt man in letzter Zeit die Ange- 
stellten öfter dadurch zum Benutzen der 
eigenen Sparkasse zu zwingen, daß man 
Tantiemen und Prämien erst dann aus- 
zahlt, nachdem das Sparkassenkonto des 
Betreffenden eine bestimmte Höhe er- 
reicht hat; so muß z. B. im Warenhause 
Wertheim jeder männliche Angestellte 
mindestens 150 M., die weiblichen 100 M. 
in der Sparkasse haben, ehe ihnen Tan- 
tiemen ausgezahlt werden. Die Spar- 
kasse verzinst im übrigen die Gelder der 
Angestellten sehr hoch, nämlich Beträge 
bis zu 500 M. mit 7%, bis 6000 M. mit 
6% und höhere Beträge mit 5%. 
Zum Schluß sind noch solche Maß- 
nahmen anzuführen, durch die den An- 
gestellten im Interesse des Unternehmens 
bzw. in ihrem eigenen Interesse be- 
stimmte Handlungen von dem Unter- 
nehmer verboten werden müssen. Einen 
größeren Betrieb zu leiten ohne jegliche 
Vorschriften darüber, welche Handlun- 
gen die Angestellten zu unterlassen ha- 
ben, ist unmöglich, wenn auch von 
sozialdemokratischer Seite vielfach be- 
hauptet wird, daß die uneingeschränkte 
Freiheit am ehesten zur höchsten Kraft- 
leistung der Arbeiter verhelfe. Es ist 
durchaus einwandsfrei festgestellt wor- 
den, daß die Arbeitskraft in den späte- 
ren Tagesstunden bei solchen Betrieben 
erheblich nachläßt, in denen den Arbei- 
tern der Genuß von alkoholigen Ge- 
tränken oder das Rauchen während der 
Arbeitszeit gestattet ist. Trotz der 
großen Schwierigkeiten, die sich zu- 
nächst der Durchführung derartiger Ver- 
bote entgegenstellten, sind nicht nur die 
Unternehmer, sondern vornehmlich auch 
die Arbeiter selbst mit dem Verbote des 
Biertrinkens und Rauchens, wie sie jetzt 
in vielen unserer großen Werke be- 
stehen, durchaus zufrieden. Bei einigen 
ist noch der Genuß von Bier zum Teil 
erlaubt, jedoch mit der Einschränkung, 
daß nur eine oder höchstens 2 Flaschen 
täglich getrunken werden dürfen, bei 
anderen dagegen wird den Arbeitern als 
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Ersatz für das ihnen verbotene Bier 
kalter Tee, Kaffee oder Citronenwasser 
kostenlos verabreicht. 

Weiter gehören hierher Verbote, die 
den aus den Diensten der Firma schei- 
denden Angestellten verhindern sollen, 
ohne weiteres zu einer Konkurrenz- 
firma überzugehen und so die gewisser- 
maßen auf Kosten des ersten Unter- 
nehmers gewonnenen Erfahrungen der 
neuen Firma zugute kommen zu lassen. 

Zweifellos wird jedoch das System der 
Konkurrenzklausel in Deutschland viel- 
fach zu Ungunsten der Angestellten von 
den Unternehmern im übertriebenen 
Maße angewandt, was auch von der Re- 
gierung anerkannt wurde, und es steht 
zu erwarten, daß in nächster Zeit diese 
für das friedliche Zusammenarbeiten von 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer so über- 
aus wichtige Frage gesetzlich geregelt 
werden wird. Bei den Erörterungen, 
welche hierüber gepflogen worden sind, 
wurde besonders angeregt, daß für das 
Konkurrenzverbot den Angestellten eine 
Entschädigung gezahlt werden müßte, 
die so zu bemessen ‘sei, daß sie zwar 
für sich allein dem Angestellten nicht 
den vollen Lebensunterhalt für die Dauer 
des Verbotes garantiert, ihm aber doch 
ein angemessenes Entgelt für die Be- 
schränkungen gewährt, die ihm das Kon- 
kurrenzverbot in der freien Verwertung 
seiner Arbeitskraft auferlegt. Durch 
diese Maßnahme hoffen die bei den Er- 
örterungen beteiligten Ressorts des 
Reiches und Preußens einen gerechten 
Ausgleich zwischen den Interessen der 
Prinzipale und der Angestellten zu er- 
reichen. Außer diesem durch die Kon- 
kurrenzklausel offenkundigen Verbot, zu 
einer anderen Firma überzugehen, be- 
stehen aber noch bei vielen Unterneh- 
mungen heimliche Sonderabmachungen, 
die verhindern sollen, daß sich die Unter- 
nehmungen gleicher Art untereinander 
die Angestellten wegengagieren. So hat 
im Kreise der Bankbeamten es seiner- 
zeit großes Aufsehen erregt, als bekannt 
wurde, daß die vier Berliner Großban- 
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ken, die unter den Namen D.-Banken 
bekannt sind, ein Abkommen getroffen 
hatten, wonach kein Beamter der einen 
Bank von einer anderen ohne deren 
Wissen angestellt werden darf. Auch 
zwischen den Firmen der Elektrizitäts- 
Industrie und zwischen den großen 
Warenhäusern bestehen ähnliche Ab- 
machungen. So herrscht z. B. in einem 
großen Berliner Warenhause die Regel, 
daß Personal, welches selbst kün- 
digt, um in ein anderes Detailgeschäft 
einzutreten, prinzipiell nie wieder in 
dem Warenhause beschäftigt werden 
soll. Es wird vielmehr über die Be- 
treffenden eine Liste geführt, welche 
auch den Filialen vom Hauptgeschäfte 
aus zugesandt wird. Im übrigen dürfen 
Angestellte dieses Warenhauses bei Ver- 
meidung einer Konventionalstrafe nach 
ihrem Austritt aus der Firma während 
der nächsten zwei Jahre in keinem 
anderen Warenhause Berlins eintreten. 
Es ist dies zweifellos als eine Beschrän- 
kung der Freizügigkeit zu betrachten, 
die weit über das Maß dessen hinaus- 
geht, was für das unmittelbare Inter- 
esse des Unternehmens erforderlich ist. 

Ein anderes Verbot, das bei den Ban- 
ken besteht, und dort, wo es noch nicht 
eingeführt ist, unbedingt zur Einfüh- 
rung gelangen sollte, untersagt, den An- 
gestellten Börsengeschäfte auf eigenes 
Risiko bzw. für sich selbst zu machen. 
Nicht nur, daß das Unternehmen als 
solches sich dagegen schützen muß, daß 
die Angestellten während der Geschäfts- 
zeit sich mit Privatgeschäften befassen, 
muß auch im Interesse der Angestellten 
selbst diesen durch ein strenges Ver- 
bot Schutz gegen die Verlockungen ge- 
währt werden, auf eigene Faust zu spe- 
kulieren. Gerade für jemand, der dauernd 
für anderer Leute Rechnung Börsen- 
geschäfte treibt, liegt die Versuchung 
sehr nahe, selbst sein Glück zu ver- 
suchen. Im übrigen wird diese Frage 
bereits von den aufsichtsführenden Be- 
hörden geregelt. Aber auch außer für 
die Bankbeamten befinden sich (und 


Dipl.-Ing. Fr. Müller, Aeußerlichkeiten 


zwar besonders bei den mit Ingenieuren 
getätigten Anstellungsverträgen) beson- 


dere Bestimmungen, welche Neben- 
beschäftigungen, gleichgültig welcher 
Art sie auch seien, verbieten. Diese 


Maßregel ist durchaus gerechtfertigt und 


zum Schutze der Unternehmung not- 


wendig; besonders aber wirkt sie im 
guten Sinne, wenn sie, wie es z. B. bei 
den Siemens-Schuckert Werken der Fall 
ist, nicht sklavisch und ohne Rücksicht 
auf die einzelne Person gehandhabt 
wird, sondern wenn vielmehr in ein- 
zelnen Fällen und besonders da, wo es 
sich um literarische Arbeiten handelt, 
Ausnahmen ohne weiteres gestattet 
werden. 

Die im Vorhergehenden angeführten 
und geschilderten Einrichtungen zum 
Zwecke der Hebung des Geschäfts- 
interesses der Angestellten mögen ge- 
zeigt haben, daß es in der Tat einen 
Weg zum Frieden zwischen beiden Par- 
teien, den Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern, gibt. Dieser Friede kann aber 
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nicht durch einen Kompromiß erreicht 
werden, da ein solcher nur einem Waffen- 
stillstande gleichkommt, sondern nur da- 
durch, daß beide Parteien einsehen, daß 
ihre Interessen gemeinsame sind und daß 
das Wohlergehen des einen von gleichem 
Werte für den anderen ist. Um aber die 
zur Stärkung der Stellung der Arbeiter 
nötigen Maßnahmen durchführen zu 
können, muß der Unternehmer von der 
absoluten Notwendigkeit der Wohlfahrts- 
einrichtungen durchdrungen sein und 
darf nicht den Arbeitern oder Ange- 
stellten diese in Form von Geschenken 
gewähren, sondern muß sie als ein Recht 
derjenigen anerkennen, die ebensoviel 
wie er selbst zum Gedeihen der Unter- 
nehmung beitragen. Wie Professor 
Czapski einst sagte, sind es nicht Ge- 
schenke, die der Arbeiter verlangt, son- 
dern seine Rechte; nicht Wohltätigkeit, 
nicht Menschenliebe oder Philantropie, 
sondern die Anerkennung, daß es Rechte 
sein müssen. 


Ich betrachte unsere organisierte Standes- 
bewegung als ein neues Arbeitsgebiet, auf dem 
wir unsere Tüchtigkeit erproben können. Die 
Fortschritte, die der Diplom-Ingenieur hier be- 
reits gemacht hat, sind nicht unbedeutende. 
Freilich auch hier hat er, der an Gründlichkeit 
gewöhnte, eine gewisse Praxis nötig. 


An Aeußerlichkeiten erkennt man bekannt- 
lich am raschesten den Mangel an Praxis, es 
sind dies bei uns die äußeren Formen des 
kollegialischen Verkehrs; sie müssen ge- 
pflegt werden so gut wie wir uns bemühen 
müssen, das Gefühl unbedingter Zusammen- 
gehörigkeit, weitgehendster Solidarität und Ach- 
tung vor dem eigenen Stande zu entwickeln. 


Man suche Anschluß aneinander bei jeder 
Gelegenheit, auf Gesellschaften, auf Reisen oder 
bei Verhandlungen, man gebe sich als Kollege 
zu erkennen und begrüße sich zum mindesten 
mit der gleichen Ehrerbietung wie Herren an- 


Aeußerlichkeiten. 
Von Dipl.-Ing. Fr. Müller-Essen-Ruhr. 


derer Berufsklassen. Gerade gegen das letztere 
wird häufig verstoßen zum großen Schaden un- 
serer Standesbewegung. Selbst wenn, oder ge- 
rade wann wir im stillen wünschten, der Herr 
Kollege wäre anders als er ist, sollen wir ihn 
nicht fallen lassen, sondern uns seiner annehmen. 

Um sich gegenseitig als Kollege zu erkennen, 
stelle man sich aber auch als Diplom -Inge- 
nieur vor. Man kommt so häufig auf Ver- 
handlungen und in Gesellschaften, wo man seine 
Herren Kollegen erst sehr spät als solche aus- 
findig macht. Soll man die Herren Ingenieure, 
Oberingenieure, Gemeinde-, Amts-, Stadtbau- 
meister, die doch vielfach aus Technischen Mit- 
telschulen hervorgegangen sind, und die wir 
als Kollegen nicht betrachten können, nach 
ihrem akademischen Grade fragen? Unser 
akademischer Grad gehört doch viel mehr zu 
dem Namen seines Trägers als die Dienst- 
bezeichnung. Ausnahmen kann es natürlich ge- 
ben. Und wir, die wir im Anfange unserer 


466 


Bewegung stehen, müssen uns durch das Wort 
Diplom-Ingenieur zusammenfinden. 

Daß das Wort nicht schön ist, wurde schon 
tausendmal festgestellt, aber der häßliche Klang 
verliert sich um so eher, je häufiger wir das 
Wort anwenden, und so werden sich auch 
andere daran gewöhnen; die deutsche Zunge 
ist doch sonst an schwierige Fremdworte gut 
gewöhnt. Und unser Titel muß populär wer- 
den, dies ist für unsere Standesbewegung 
wichtig. 

Man gebe dem Herrn Kollegen in Verhand- 
lungen und anderen offiziellen Gelegenheiten 
seinen Titel so gut, wie man zu sehr gewöhnt 
ist, ihn anderen Akademikern zu geben; auch 
hierdurch machen wir uns populär und ehren 
unseren Stand. 

Auch die Anrede mit „Herr Kollege“ soll 
man — so sehr sie jetzt in Verruf gekommen 
ist — nicht vermeiden. Sie erweckt sofort das 
Gefühl der Zusammengehörigkeit bei den Stan- 
desgenossen — und nach außen. Gerade jetzt, 
wo wir noch Anfänger sind, sollen wir nicht 
zu sparsam damit umgehen. Diese Anrede im 
richtigen Augenblick gebraucht, wird ihren 
Zweck nicht verfehlen. 

Man unterschätze überhaupt diese Anrede 
nicht in ihrer Bedeutung. Wer ein feines Ohr 
dafür hat, wird beim Verkehr mit anderen 
Standesgenossen, bei Verhandlungen usw. 
manches aus ihr ableiten können. 

Der junge Diplom-Ingenieur wird allerdings 
meist nur das Eine herausfinden, daß er im 


Verbandsnachrichten. 


Vorstandsbericht. 


Als Mitglieder sind aufgenommen worden 
die Herren Dipl.-Ing.: 


Ausmeyer, Franz, Braunschweig, Bleicher- 
straße 3. 

Becker, Gustav, 
straße 122/23. 

Bleistein, Walter, Konstruktionsingenieur 
im Luftschiffbau „Schütte-Lanz“, Rheinau 
i. B., Luftschiffhalle. 

Brück, Ernst, Straßburg i. Els., Manteuffel- 
straße 13. 

Brülle, Wilhelm, 
Eisenbahn-Direktion 
Ronsdorferstraße 14. 

Burger, Paul, Dr.-Ing., Fabrikdirektor, Baum- 
holder Reg.-Bez. Trier. 
Dotterweich, Georg, 

straße 351. 


Berlin N. 24, Friedrich- 


Ingenieur bei 
Elberfeld, 


der Kgl. 
Elberfeld, 


München, Baader- 
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Verkehr mit Staatsbaubeamten, solchen a. D. 
und selbst solchen, die es erst werden wollen, 
vergeblich auf diese kollegialische Anrede war- 
ten wird; wir älteren haben hieraus unsere 
Konsequenzen längst gezogen 


Bei dieser Gelegenheit möchte ich zur all- 
gemeinen Kenntnis geben, daß es Staatsbau- 
beamte a. D. gibt, die sich um „Beschäftigung 
als Regierungsbaumeister oder Diplom-Inge- 
nieur‘ bewerben. Der Geschäftssinn dieser 
Herren treibt eigenartige Blüten, indem er die 
allgemeine Verwirrung benutzt, die über diese 
Begriffe herrscht. 


Zum Schluß noch eine Aeußerlichkeit, die 
ich zur Diskussion stellen möchte: 


Ich habe mir oft gewünscht, ich könnte 
meine Herren Kollegen in Gesellschaften, auf 
Verhandlungen und Reisen usw. schnell als 
solche erkennen. Dies wäre nur möglich durch 
ein äußeres Abzeichen. Wie schnell orientiert 
sich der ehemalige Verbindungsstudent durch 
die Farben eines Bierzipfels oder Couleurringes! 
Warum sollen wir unsere Kollegen nicht durch 
ein kleines Abzeichen, etwa eine Schnalle von 
charakteristischer Form und Farbe, erkennen? 
Ich werde bestärkt von der Richtigkeit meines 
Vorschlages, seitdem ich weiß, daß die ameri- 
kanischen Ingenieure, deren praktischer Sinn 
wohl von niemand in Abrede gestellt wird, zu 
ähnlichen Hilfsmitteln gegriffen haben, um ihre 
akademischen Kollegen schneller zu er- 
kennen. 


Eichberg, Carl, Straßburg i. Els., An der 
Aar 19. 

Fink, Eduard, Ingenieur des Dampfkessel- 
Ueberwachungsvereins Hannover, Hannover, 
Ludwigstraße 16. 

Gross, Heinrich, Ingenieur im Baubureau des 
Diözesanbaumeisters Dr. Becker, Mainz, For- 
sterstraße 42. 


Grossart, Wilhelm, Regierungsbauführer, 
Straßburg i. Els., Pariserstaden 3. 
Grulich, Karl, Flugmaschinenkonstrukteur 


der Fa. Wolfgang Harlau, Johannisthal bei 
Berlin, Trützschlerstraße 2. 

Grünthal, Otto, Charlottenburg I, Eosander- 
straße 11 Gth. Il r. 

Haack, Friedrich, Kommunalbaumeister, Mols- 
heim i. Els. 

Hackspill, Mathias, Eisenbetoningenieur, 
Straßburg i. Els., Brandgasse 2. 

Hahn, Friedrich, Ingenieur der Fa. Fried. 
Krupp A.-G., Essen-Ruhr, Alexanderstraße 8. 
Hecker, Hermann, Dr.-Ing., Architekt des 
Rheinischen Vereins für Kleinwohnungswesen, 

Düsseldorf, Gartenstraße 731. 


Verbandsnachrichten 


Hohenemser, Fritz, Oberingenieur der A. 
E. G., Straßburg i. Els., Illwallstraße 18. 


Kade, Erdmann, Sorau N.-L., Gartenstraße 7. 


Kerlé, Jos. M., Architekt, Braunschweig, Ber- 
nerstraße 8 Ill. 


Kinzel, Karl, Betriebsingenieur des 
Feuerwerks-Laboratoriums Spandau, 
lottenburg 5, Leonhardstraße 23. 

Klein, Fritz, Berlin W.35, Kurfürstenstr. 34 II. 

Koch, Hans, Elberfeld, Meckelstraße 14. 

Lenkeit, Gustav, Berlin N. 20, Wriezener- 
straße 31 I. 


Massohn, Wilhelm, Patentanwalt, 
Elbe, Holstenstraße 79. 


Mewis, Willy, Ingenieur der Ges. für den Bau 
von Untergrundbahnen, Berlin N. 58, Geth- 
semanestraße 3. 

Micheel, Magnus, Ingenieur des städt. Elek- 
trizitätswerks, Danzig. 

Mohr, Wilhelm, Vertreter der Fa. Fr. Méquin 
& Comp., Dillingen-Saar, Essen-Ruhr, Max- 
straße 43. 

Niessen, Hubert, Revisionsingenieur, Unter- 
barmen, Obere Besenbruchstraße 51 I. 

Peltzer, Gerhard, Architekt, Barmen, Hohen- 
steinerstraße 28. 

Platt, Karl, Ingenieur des Bergischen Dampf- 
kessel-Ueberwachungsvereins, Barmen, Zeug- 
hausstraße 2. 

Pünnel, Emil, Regierungsbaumeister, Straß- 
burg i. Els., Alter Weinmarkt. 

Rosenthal, Hans, Dr.-Ing., Betriebsinge- 
nieur, Berlin W. 50, Pragerstraße 16 Il. 

Rudloff, Edmund, Architekt, Straßburg i. Els., 
Vogesenstraße. 

Sachtleben, Friedrich, Oberingenieur der 
Fa. Fried. Krupp A.-G. Essen-Ruhr, Alexan- 
derstraße 3. 

Schäfer, Friedrich, Projektionsingenieur der 


Kgl. 
Char- 


Altona- 


Fa. Ad. Bleichert & Co., Leipzig-Gohlis, 
Stockstraße 10 I. 
Schallenberg, Otto, Betriebsingenieur, 


Fürth i. B., Amalienstraße 51. 


Schlink, Wilhelm, Dr., Ord. Professor an der 
Technischen Hochschule, Braunschweig, Ber- 
nerstraße 6. 

Schneider, Alfons, Berlin N. 4., Invaliden- 
straße 40/41 IM. 

Scholler, Alfred, Braunschweig, 
straße 7 IN. 

Schulz, Richard, Technischer Hilfsarbeiter im 
Reichs-Marineamt, Berlin W. 57, Goeben- 
straße 14 III. 

von Slawinski, Franz, 
Schillerstraße 117 II. 

Sonnabend, Georg, Ingenieur der Fa. Amme, 
Giesecke & Konegen, Braunschweig, Masch- 
straße 45 pt. 


Caspari- 


Charlottenburg 2, 
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Spieß, Philipp, München, Wörthstraße 27. 

Steil, Edmund, Oberingenieur der Berlin- 
Anhaltischen Maschinenbau A.-G., Charlotten- 
burg, Niebuhrstraße 67 Gh. I. 

Stock, Friedrich Wilhelm, städt. Heizungs- 
ingenieur, Lübeck, Travelmannstraße 11 I. 
Weimann, Robert, Konstrukteur, Essen-Ruhr, 

Alexstraße 201. 

Weise, Max, Architekt, Lehrer an der Kgl. 
Baugewerkschule Barmen-Elberfeld, Barmen- 
U., Christbuschstraße 28. 

Werner, Siegfried Gerhard, Dr.-Ing., Direk- 
tor, Elberfeld, Eisenwerk Jäger. 

WißBmann, Friedrich, Regierungsbaumeister, 
Darmstadt, Kranichsteinerstraße 56. 

Wißmar, Ernst, 
straße 30 II. 

Wolff, Ferdinand, Techn. Beamter der A. E. 
G., Kabelwerk Oberspree, Oberschöneweide 
bei Berlin, Rathenaustraße 8 Ill. 

Wünkhaus, Wilhelm, Abnahmebeamter beim 
Kgl. Eisenbahn-Zentralamt Berlin, Bochum i. 
W., Stolzestraße 8 I. 

Zapp junior, Robert, Düsseldorf 75, Alleestr. 40. 

Zintl, Anton, Montage-Ingenieur, Mannheim, 
Max Josefstraße 6 III. 

Zöller, Gottfried, Ingenieur der städt. Bau- 
polizei, Frankfurt a. M., Lützowstraße 5 Ill. 

Zumbusch, Otto, Ingenieur der Maschinen- 
bau A.-G. Vulkan, Stettin, Töpfersparkstr. 6 HI. 


Braunschweig, Götting- 


In die Liste der Förderer wurden einge- 
tragen die Herren: 


Dipl.-Ing. Peter Bernstein (Oestr.), Ober- 
ingenieur der Guilleaume-Werke A.-G. Neu- 
stadt a. H. und technischer Leiter des Wasser- 
kraft-Druckluft-Syndikats in Mülheim-Rhein, 
Cöln a. Rh., Sedanstraße 13. 


Dr. Hans Goldschmidt, Fabrikbesitzer, 
Essen-Ruhr. 
Oberlehrer Karl Maßkow, Regierungsbau- 


führer a. D., Oberlehrer an der Kgl. höheren 
Maschinenbauschule, Breslau. 


Wolfgang Reuter, Generaldirektor der Deut- 
schen Maschinenfabrik A.-G. Duisburg, Wet- 
ter-Ruhr. 

Christian Ruck, Architekt, Nürnberg, Hoch- 
straße 25/0. 

Dr. jur. August Weber, Bankdirektor, M. d. 
R., M. d. L., Löbau i. Sa. 

Geheimer Kommerzienrat Hermann Wirth, 
Vorsitzender des Bundes der Industriellen, 
Berlin C. 19, Gertraudtenstraße 23. 

Der Vorstand. 


: Aus den Bezirksvereinen. 


In der Sitzung des Berliner Bezirksvereins 
vom 11. Oktober hielt Herr Dipl.-Ing. Alfred 
Berlowitz einen Vortrag über das Thema: Be- 
rechtigen allein die alten freien 
akademischen Berufe zu einer be- 
sonderen gesellschaftlichen Stel- 
lung? Redner ging von dem Begriff gesell- 
schaftliche Stellung aus, der definiert wurde 
als die Meinung, beziehungsweise die Wert- 
schätzung, welche einem Menschen entgegen- 
gebracht wird auf Grund seiner Zugehörigkeit 
zu einer gewissen Gesellschaftsgruppe innerhalb 
des staatlichen Gemeinwesens. Diese Gesell- 
schaftsgruppen sind die Vereinigungen ge- 
wisser Klassen von Personen, welche durch 
Geburt oder Wahl, durch Gleichheit der 
bürgerlichen Stellung und der Beschäftigung, 
oder der angeborenen Anlagen und Nei- 
gungen die Förderung eines und desselben 
Hauptzweckes im Staate anstreben. Durch 
diese Gleichheit der Beschäftigung, der bür- 
gerlichen Stellung und der Interessen wird 
wiederum eine gewisse Gleichförmigkeit des 


Denkens, der Bildung und Lebensformen, 
kurz ein gemeinschaftliher Typus, ge- 
schaffen. Hierdurch ist es möglich, daß 


Menschen lediglich auf Grund ihrer Zugehörig- 
keit zu gewissen Gruppen eine richtige Mei- 
nung entgegengebracht werden kann, ohne daß 
es dazu nötig ist, die Persönlichkeit selbst zu 
kennen, und je nach den Abstufungen, welche 
die zwischen Achtung und Verachtung vari- 
ierende Meinung annimmt, wird ein Mensch zur 
guten Gesellschaft mitgerechnet d. h. besitzt 
er eine gesellschaftliche Stellung. 


. Der Vortragende ging dann auf die Gesell- 
schaftsgruppen der Juristen und Mediziner näher 
ein und suchte zu ergründen, wodurch sich 
die Angehörigen dieser beiden Klassen ihre ge- 
sellschaftliche Stellung errungen haben. 


Der Hauptgrund liegt wohl in dem starken 
Selbstbewußtsein und dem zielbewußten Willen 
dieser Kategorien, sich bei anderen durchzu- 
setzen. Stark unterstützt wird ihr Streben 
durch den ihnen innewohnenden Idealismus, den 
sie mit Bewußtsein in den Vordergrund rücken, 
der ihnen von den Außenstehenden geglaubt 
wird und der ihnen die Achtung der Massen 
einträgt, da bekanntlich niemals materielle Inter- 
essen, sondern stets nur ideelle Bestrebungen 
imstande sind, sich allgemeine Hochachtung 
zu erringen. Ganz zuletzt kommt den Ver- 
tretern der alten freien akademischen Berufe 
auch eine gewisse Popularität ihrer Wissen- 
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welche aus der unmittelbaren 
Tätigkeit auf die Neben- 


schaft zugute, 
Einwirkung ihrer 
menschen resultiert. 

Zum Schluß wurde dann die Nutzanwendung 
der angestellten Betrachtungen auf den Stand 
der Diplom-Ingenieure gezogen. Der Anfang zur 
Erringung einer gesellschaftlichen Stellung ist 
mit der Gründung unseres Verbandes gemacht, 
da dieser Verband die Gesellschafts- und Standes- 
gruppe der Diplom-Ingenieure darstelit. Als 
weiterhin notwendig wurde eine gewisse Popu- 
larisierung der Technik empfohlen und vor allen 
Dingen die Hervorkehrung der ideellen Mo- 
mente, welche im Ingenieurberuf und in der 
Ingenieurtätigkeit liegen. Dieser Idealismus soll 
dann rückwirkend das Selbstbewußtsein der In- 
genieure stärken und gleichzeitig Mittel und 
Zweck zur Erreichung der gesellschaftlichen 
Stellung bilden. 


Bezirksverein Frankfurt a. M. In der Ver- 
sammlung am 13. September 1910 hielt Herr 
Dipl.-Ing. Dr. Weil-Frankfurt a. M. einen Vor- 
trag über ,„Patentreform und Erfindertätig- 
keit‘, in dem er etwa folgendes ausführte: 

Größer als in anderen Industriezweigen ist 
in der Maschinen- und Elektro-Industrie das 
Interesse an den patentfähigen Erfindungen. 
Denn hier gibt es kaum eine bedeutsamere 
Frage als die des Rechtes der Angestellten auf 
ihre eigenen Konstruktionen und Erfindungen 
sowie der Unternehmer auf die in ihren Be- 
trieben unter ihrer Leitung und Angabe ge- 
leistete Arbeit. 

Ist schon bezüglich der Frage der Konkur- 
renzklausel das Verhältnis zwischen Angestellten 
und Unternehmern ein schwieriges, so liegen 
die Verhältnisse bei der geistigen Arbeit der 
„erfindenden Angestellten‘‘ noch ungleich 
schwieriger. Die Hauptfrage ist hier: Sind die 
Angestellten, die sich für die Erfinder halten, 
auch tatsächlich als solche zu betrachten? Bei 
der weitaus größten Zahl der seitens der Firmen 
zum Patent oder Gebrauchsmuster angemelde- 
ten Konstruktionen ist diese Frage zu verneinen. 
Der Oberingenieur, dem die Aufgabe gestellt 
wird, der Techniker, der nach dessen Angaben 
arbeitet, der Werkmeister und der Arbeiter, 
die Verbesserungsvorschläge machen, sie alle 
halten sich der Reihe nach für die Erfinder 
und sind es oft ebensowenig als der Chef, der 
die Aufgabe gestellt hat. Da aber in des 
letzteren Auftrag und auf seine Kosten die 
betreffende Konstruktion durchgeführt wurde, 
so hält er sich auch für denjenigen, der das 
erste Recht darauf hat. Das vermeintliche Recht 
wächst mit der Stellung. 

Erfindungen, die nicht in den Rahmen des 
Fabrikbetriebes fallen, haben nur untergeord- 
nete Bedeutung, da sie nur einen verschwinden- 
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den Bruchteil aller bilden und selten von Inter- 
esse für den Unternehmer sind. 

Ist nun aber der Angestellte, dem eine inner- 
halb seines Beschäftigungsbereiches liegende 
konstruktive Aufgabe gestellt wurde, der eigent- 
liche Erfinder? Sind überhaupt die sich heute 
allein auf zirka 1/ Million belaufenden Kon- 
struktionen, die durch Patente und Gebrauchs- 
muster geschützt sind, als Erfindungen zu be- 
trachten? Die erste Frage ist zweifelhaft, die 
zweite ist zu verneinen. 

Bei einer Reform des Patentgesetzes müßte 
zwischen Patent und Gebrauchsmuster streng 
unterschieden werden, auch in bezug auf die 
Rechtsansprüche der Angestellten. Deren An- 
sprüche auf Gebrauchsmuster sind ganz anders 
zu behandeln als die auf Patente. Gebrauchs- 
muster werden ohne weiteres auf jede noch 
so wertlose Konstruktion innerhalb einiger 
Wochen erteilt, Patente auf zweifellos patent- 
fähige Erfindungen dagegen manchmal erst nach 
einem Jahre. 

Ein Vergleich unseres Patentrechts mit dem 
in Oesterreich geltenden ergibt, daß dort die 
Angestellten weit besser gestellt sind: Das 
österreichische Gesetz spricht das Recht auf 
die im Dienst gemachten Erfindungen ohne 
Einschränkung dem Angestellten zu. 

Daß der Wert von Patenten auf Erfindungen, 
die nicht im Betriebe sorgfältig durchprobiert 
und außerhalb des Betriebes durch Erfahrungs- 
resultate in bezug auf ihren Wert geprüft sind, 
sehr gering ist, ist ebenso bekannt als die 
Tatsache, daß solche Werte meist vom Erfin- 
der maßlos überschätzt werden. 

Alle diese Betrachtungen machen es erklär- 
lich, daß die Kongresse für gewerblichen Rechts- 
schutz, sobald sie an die Frage des Rechtes 
der erfindenden Angestellten herantreten und 
eine präzise Rechtslage schaffen wollen, vor 
endlosen Schwierigkeiten stehen und eine be- 
friedigende Lösung bisher nicht gefunden haben. 

Der Redner zitierte zum Schluß die einer 
Erweiterung des Rechtes der erfindenden An- 
gestellten bei der Patentreform entgegentreten- 
den Leitsätze und Beschlüsse der Berliner Ver- 
sammlung der elektrotechnischen Firmen vom 
27. April 1910 und legte, zur Stellung unseres 
Verbandes zu den berührten Fragen übergehend, 
der Versammlung eine Resolution zur Dis- 
kussion vor, welche die Wichtigkeit der Frage 
einer gesetzlichen Regelung des gewerblichen 
Rechtsschutzes für das Arbeitsprogramm der 
künftigen Diplom-Ingenieurkammern betont und 
die Verbandsleitung zur Einsetzung einer Kom- 
mission zwecks Vorbereitung dieser Beratun- 
gen auffordert. 


Der Bezirksverein Mainz-Wiesbaden des Ver- 
bandes Deutscher Diplom-Ingenieure, der am 
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18. September auf sein erstes Jahr ersprieß- 
licher Tätigkeit inneren Wirkens zurückblicken 
konnte, beschloß am Samstag, den 19. Oktober 
im blauen Saale der Mainzer Stadthalle sein Ver- 
einsjahr durch den ersten Schritt in die Oef- 
fentlichkeit in Gestalt eines kunstgeschichtlichen 
Vortrages, den der bestens bekannte Mainzer 
Kunsthistoriker Herr Prof. E. Neeb liebens- 
würdiger Weise übernommen hatte. 

Herr Prof. Neeb hielt zunächst einen histo- 
rischen Rückblick auf die Kunsttätigkeit in 
unserer Vaterstadt, aber auch auf die Pflege 
solcher Fragen, die den Architekten der Gegen- 
wart beschäftigen sollen. Der Herr Vortragende 
führte unter anderem weiter aus: 

In die Reihe der Städtebilder der Kunst- 
stätten verdient neben Nürnberg, Würzburg, 
Augsburg und Bamberg auch das „Goldene 
Mainz‘ seine Aufnahme zu finden. Allerdings 
bietet sein Stadtbild nicht den einheitlichen 
Charakter, den z. B. Nürnberg und Bamberg 
aufweisen, wo eine bestimmte Epoche höchster 
Blüte sich mit unverwischbaren Typen dem 
Städtebild einmal eingeprägt hat. Infolge seiner 
Lage an Kreuzungspunkten der wichtigsten 
Verkehrsstraßen, die aus dem Innern Deutsch- 
lands nach den Nachbarstaaten hinüberführen, 
aber eben deshalb auch einer fortwährenden 
Ueberflutung der Kriegsführung ausgesetzt, war 
dem Städtebild von Mainz nicht die Ruhe, das 
konservative Beharren, auf einem einmaligen 
Standpunkt beschieden. 

Trotz aller schweren verwüstenden Kriegs- 
nöten war es wieder aufgewacht, immer wie- 
der zeigt sich im Stadtbild ein Aufblühen neuer 
und eigenartiger Städtekultur. Es sind fast 
zwei Jahrtausend Städte- und künstlerischen 
Lebens, auf die das alte Mainz zurückblicken 
kann. Eine auf fremdländischer, aus dem Süden 
importierter, antiker Kultur fußende Kunst 
schuf hier das eigenartige Bild einer römischen 
Provinzialstadt fern an den Grenzen des 
Reiches. Diese Kunst haben die Stürme der 
Völkerwanderung und die Zeiten des frühen 
Mittelalters in das Erdreich hinabversenkt, aber 
die Altertumsforschung, insbesondere die Tätig- 
keit des Mainzer Altertumsvereins, hat alle 
diese Schätze antiker Kunst allmählich dem 
Erdboden wieder abgerungen und übersichtlich 
in seinen Sammlungen wieder aufgestellt. Dort 
ruht das Material, auf Grund dessen eine wohl- 
geleitete Phantasie das Stadtbild des römischen 
Mainz wieder aufzubauen vermag. 

Am Schlusse des äußerst interessanten Vor- 
trages, der durch eine große Zahl ausgezeich- 
neter Lichtbilder wirkungsvoll ergänzt wurde, 
brachte der Vorsitzende des Vereins den Dank 
der Versammlung zum Ausdruck und dankte 
zugleich den Herren Vertretern der eingelade- 
nen akademisch-technischen Vereine: Mittelrh. 
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Arch.- u. Ing.-Verein zu Darmstadt, Arch.- u. 
Ing.-Vereine zu Mainz und Wiesbaden, Bez.- 
Ver. Rheingau des Vereins Deutscher Ingenieure 
sowie den zahlreichen Gästen für ihr Erschei- 
nen, unter denen viele hervorragende Persön- 
lichkeiten der verschiedensten staatlichen und 
städtischen Behörden nebst ihren Damen be- 
merkt wurden. 

Dem Vortrag, der von etwa 100 Personen 
besucht war, schloß sich am darauffolgenden 
Sonntag eine Besichtigung der in Frage kom- 
menden Kunststätten an. 


Hochschulnachrichten. 


Technische Hochschule Breslau. Die feierliche 
Eröffnung der Neuen Technischen Hochschule 
in Breslau wird voraussichtlich erst Ende 
November bzw. anfangs Dezember in An- 
wesenheit Sr. Majestät des Kaisers vorgenommen 
werden. Das vorgesetzte Ministerium hat jedoch 
genehmigt, daß der Unterricht schon vorher 
aufgenommen wird. Infolgedessen hat der der- 
zeitige Rektor der Hochschule Prof. Dr. Schenck 
die erste Immatrikulation am 19. Oktober in 
einem kleinen Festakt vorgenommen. In der 
vom Architekten einfach, aber sehr würdig und 
schön ausgestatteten Aula versammelten sich 
als Vertreter des verhinderten Herrn Oberpräsi- 
denten der Provinz Schlesien Herr Oberregie- 
rungsrat Tidick, die zurzeit bereits anwesenden 
Professoren und Assistenten und die aufzu- 
nehmenden Studierenden und Hörer. Der Rektor 
hielt nachfolgende Ansprache: 

Meine lieben Kommilitonen! Für unsere 
Hochschule ist es ein bedeutsamer Augenblick, 
indem zum ersten Male eine Schar junger 
bildungsdurstiger Männer in ihre Mauern Ein- 
gang hält; denn was wäre eine Hochschule ohne 
ihre Musensöhne? Ich heiße Sie in unser aller 
Namen hier auf das herzlichste willkommen und 
hoffe, daß Sie dereinst, tüchtig gemacht für 
Ihren Beruf und für das Leben, mit Be- 
friedigung und Anhänglichkeit an die schlesische 
technische alma mater zurückdenken können. 

Ueber Deutschlands hohen Schulen liegt ein 
eigenartiger Zauber, welcher den ehemaligen 
Studierenden sein Lebenlang im Banne hält. 
Eine oft jahrhundertlange Geschichte verfehlt 
ihren Eindruck auf die empfänglichen Herzen 


der Jugend nicht; die stolze Erinnerung an 
geistige Großtaten und bedeutende Männer 
pflanzt sich von Generation zu Generation 


fort und weckt Nacheiferung. 

Einer solchen Tradition entbehrt naturgemäß 
eine Anstalt, welche soeben erst das Licht der 
Welt erblickt hat und deren Geschichte nur 
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Doch hier hilft uns der 
schlesische Boden, auf dem unsere Hochschule 
erstand.. Ging doch von Breslau und seiner 
nahen Umgebung vor nur fast 100 Jahren die 
gewaltige Bewegung aus, welche Deutschland 
von den fremden Eindringlingen befreite. Hier 
sammelten sich Tausende von Männern und 
Jünglingen, die akademische Jugend voran, um 
dem WVaterlande ihren Arm und ihr Blut zu 
weihen, hier sang ein Theodor Körner seinen 
Waffenbrüdern die begeisternden Lieder. Auf- 
opfernde Liebe zu unserem deutschen Vaterlande, 
das ist eine Tradition, die auch wir aufnehmen und 
die wir hoch und heilig halten wollen. Vor allem 
wollen wir sie betätigen in ernster Arbeit. Der 
Wille zur Arbeit ist es, der Sie hierher führt, 
meine lieben Kommilitonen, der Wille zur Arbeit 
an sich selbst, damit Sie dereinst dem Vater- 
lande durch Ihr Können zu dienen imstande sind. 
Doch für viele von Ihnen sind die Tage des 
Studienabschlusses noch fern; die Jüngsten, 
welche zum ersten Male akademischen Boden 
betreten, stehen noch ganz unter den Eindrücken, 
welche die Wahl des Berufes veranlaßten, sei 
es die ästhetische Freude an dem Betriebe eines 
industriellen Werkes, sei es die Bewunderung für 
die gewaltigen Erfolge, welche die Technik im 
Verkehr und in der Dienstbarmachung der Na- 
turkräfte errungen hat, die ganze Poesie des 
Berufes, welche lockt und berauscht. 

Die freudige Begeisterung und der Eifer, 
welchen Sie für Ihren Beruf mitbringen, wird 
Ihnen auch in der Anspannung aller Kräfte den 
frohen Mut bewahren, wenn es gilt, hart Holz 
zu bohren; wenn Ihnen auch viele ursprüng- 
lich vorhandene Hindernisse aus der Balın ge- 
räumt werden, es bleibt Ihnen nicht erspart, 
den gesamten Entwicklungsgang der Technik für 
Ihren Teil noch einmal durchzumachen. Die 
Wiederholung der Gesamtentwicklung durch den 
Einzelnen ist ja ein allgemeines, für alle Aus- 
bildung gültiges, Gesetz und unsere Hochschulen 
sind die Stätten, an denen sich dieser für die 
Fortentwicklung wichtige Prozeß ungestört voll- 
ziehen kann. Bald werden Sie die Kräfte ken- 
nen lernen, welche unsere Technik auf den hohen 
Stand geführt haben; nicht handwerksmäßige 
Empirie und Routine ist es gewesen, sondern 
ernste tiefgründige wissenschaftliche Forschungs- 
arbeit, und es ist die vornehmste Aufgabe un- 
serer Technischen Hochschulen, die jungen In- 
genieure zu Forschern zu erziehen, die sich 
mit Ernst und Gewissenhaftigkeit in das Wesen 
und die Ursachen technischen Geschehens ver- 
tiefen. 

Dazu bedarf es nicht schulmäßigen Zwan- 
ges. Wir erwarten von der moralischen Reife 
und von der Einsicht unserer Studenten, daß 
sie frei und aus eigenem Antriebe sich unserer 
Führung anvertrauen. Auch die Studienpläne, 


nach Tagen zählt. 
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welche wir Ihnen in die Hand geben, sind keine 
strengen Vorschriften, sondern ein Rat, um Ihnen 
eine Ökononomische Einteilung Ihrer Zeit zu er- 
möglichen. 

Eine solche Anweisung stellt sich immer als 
notwendig heraus. Die große Zahl von Vor- 
lesungen und Uebungen, welche dem Studieren- 
den an unserer Hochschule geboten wird, und 
welche so recht ein Bild von der Vielgestaltig- 
keit unseres technischen Lebens gibt, muß ver- 
wirrend und abschreckend zugleich wirken, denn 
alles zu hören, und vor allen Dingen alles in- 
nerlich zu verarbeiten, wird zur Unmöglichkeit; 
und gerade diese innerliche Verarbeitung des 
Stoffes ist es, auf die wir das Hauptgewicht 
legen müssen. | 

Bei der Ausarbeitung der Prüfungsordnun- 
gen für unsere Hochschule soll diesem Um- 
stande besonders Rechnung getragen werden. 
Neben der geringen Zahl von Fächern, welche 
die allgemeinen Grundlagen der einzelnen Stu- 
dienrichtungen darstellen, wollen wir die 
speziellen Gebiete als Wahlfächer 
stellen, unter denen der Kandidat 
nach Neigung und Beanlagung wäh- 
len kann. Wir sind der Ueberzeugung, daß 
die gründliche Durcharbeitung eines oder zweier 
solcher Wahlfächer dem Prüfling größeren 
Nutzen bringt und auch über seine Fähigkeiten 
als Ingenieur bessere Auskunft gibt, als die 
mühsame und doch nur kurze Zeit im Gedächt- 
nis haftende Aneignung vieler Einzelheiten. 

So läßt sich auch noch ein anderer Vorteil 
erreichen. Es läßt sich nicht leugnen, daß die 
Beschäftigung mit der Technik und den exakten 
Naturwissenschaften etwas Unpersönliches hat, 
und niemand bedauert es mehr als der Inge- 
nieur,. daß ihm der Beruf so wenig Zeit läßt, 
sich mit allgemein menschlichen Dingen zu be- 
schäftigen. Wir hoffen, daß Sie, meine Herren, 
auch dazu etwas Zeit finden. Die Gelegenheit 
dazu bietet sich Ihnen im allerreichsten Maße; 
es steht Ihnen ja frei sich an der Universität 
hier, die durch viele Fäden auch mit unserer 
Hochschule verknüpft ist, über andere Gebiete 
menschlichen Wissens zu orientieren, hören, was 
das Menschenherz bewegt, und neben der in- 
tellektuellen auch die Bildung des Herzens zu 
vertiefen. 

Arbeitsamkeit und Herzensbildung sind die 
Zierden des freien akademischen Bürgers. Sie 
werden es ihm nicht schwer machen, jederzeit 
die akademischen Gesetze zu beachten, auf die 
ich Sie jetzt durch Handschlag verpflichte. 

Hierauf verpflichtete der Rektor 29 Studie- 
rende und 16 Hörer durch Handschlag auf die 
akademischen Gesetze. 


Am 21. Oktober fanden die Wahlen der Ab- 
teilungsvorsteher und der Senatoren statt. Da- 
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mit sind die Verwaltungsorgane der Hochschule 
konstituiert. Den Wahlakt leitete an Stelle des 
erkrankten Syndikus, Regierungsrat von Ku- 
nowski, der Dezernent der Technischen Hoch- 
schule beim Oberpräsidium, Oberregierungsrat 
Tidick. 

Der Senat besteht nach dem Verfassungs- 
statut aus dem Rektor, dem Prorektor, den Ab- 
teilungsvorstehern und einer der Zahl der Ab- 
teilungen entsprechenden Zahl von Senatoren. 
In der Abteilung I für Maschinenbau und Elek- 
trotechnik wurden gewählt zum Abteilungsvor- 
steher Professor Wagenbach, als Senator Pro- 
fessor Dr.-Ing. Baer, in der Abteilung II für 
Chemie und Hüttenkunde zum Abteilungsvor- 
steher Professor Dr. Stock, als Senator Pro- 
fessor Sinimersbach, in der Abteilung Ill für 
allgemeine Wissenschaften zum Vorsteher Pro- 
fessor Dr. Hessenberg, als Senator Professor 
Dr. Carathéodory. 

Nach diesen Wahlen berief der Rektor, Pro- 
fessor Dr. Schenck, die gewählten Herren als- 
bald zur ersten Senatssitzung. In dieser wurde 
der Prorektor gewählt. Die Wahl fiel auf 
Professor Dr.-Ing. Heinel von der Abteilung für 
Maschineningenieurwesen und Elektrotechnik. Die 
Amtsdauer des Prorektors und der Senatoren 
läuft wie die des Rektors bis zum 1. Juli 1912. 
Die Amtszeit der Abteilungsvorsteher läuft da- 
gegen nur bis zum 1. Juli 1911. 


Bei der Jahrhundertfeier der Universität 
Berlin, welche in den ersten Oktobertagen unter 
Beteiligung der Wissenschaftsvertreter der 
ganzen Welt stattfand, waren die Technischen 
Hochschulen Deutschlands durch Seine Magni- 
fizenz den Rektor der Techn. Hochschule Ber- 
lin, Geh. Reg.-Rat Prof. Dr.-Ing. Müller-Bres- 
lau, vertreten. Seine Begrüßungsrede lautete: 

„Magnifizenz! Mir ist die hohe Auszeich- 
nung zuteil geworden, als Wortführer der Tech- 
nischen Hochschulen des Deutschen Reiches der 
Friedrich-Wilhelms-Universität zu dem  heuti- 
gen Festtage Glück zu wünschen und in zwei- 
facher Weise zu huldigen. 

Einmal einzustimmen in den Dank, den jeder 
Gebildete des Erdenrundes der ruhmreichen 
Pflanzstätte deutscher Wissenschaft schuldet 
für die reichen Gaben auf allen Gebieten des 
geistigen Lebens und für die Erziehung der 
heranwachsenden Geschlechter. 

Dann aber auch, rühmend zu bekennen, 
daß das geistige Rüstzeug für die wissenschaft- 
liche Vertiefung und endgültige Lösung der 
vielgestaltigen Aufgaben der Technik von den 
Universitäten durch ihre Jahrhunderte füllende 
Arbeit vorbereitet worden ist und bis in die 
Gegenwart mitgeschmiedet wird, und daß die 
heut von Nah und Fern Gefeierte bei diesem 
Wirken für den Kulturfortschritt der Mensch- 
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heit seit ihrer Begründung mit in erster Reihe 
steht. 


Das bezeugt schon allein die große Zahl 
glanzvoller Namen, welche den Anteil der 
Friedrich-Wilhelms-Universität an der Ge- 
schichte der mathematischen und naturwissen- 
schaftlichen Forschung, . dieser Grundpfeiler der 
technischen Wissenschaften, mit unvergänglichen 
Lettern verkünden, Namen, die ganze Richtun- 
gen in ihren Arbeitsgebieten bezeichnen, leuch- 
tende Vorbilder auch für die Technischen Hoch- 
schulen, zu deren Hauptaufgaben die Schärfung 
der geistigen Waffen für die Ueberwindung 
und Nutzbarmachung der Naturgewalten gehört. 


Zur Erinnerung an den heutigen Ehrentag 
haben die Technischen Hochschulen des Deut- 
schen Reiches der Jubilarin ein von Künstler- 
hand geschaffenes Bildwerk gespendet, be- 
stimmt, den Vorplatz dieses Festraumes zu 
schmücken — einen Brunnen mit der Gestalt 
der Pallas Athene, in jugendlicher Schönheit 
dem Haupte des Zeus entsprossen, mit staunen- 
den Augen in die Welt blickend, die so viele 
Geheimnisse birgt, für deren Entschleierung 
die Wissenschaft kämpft — ein Sinnbild un- 
seres Glück wunsches: 


Möge die Friederica Guilelma ewig jung 
bleiben im Laufe der kommenden Jahrhunderte, 
als Hüterin und Verkünderin der Wahrheit, 
möge sie bis in die fernsten Zeiten sein ein 
unerschöpflich quellender Born der Wissenschaft, 
zum Ruhm und zur Ehre des Vaterlandes, zum 
Heile der Menschheit!“ 


Von dem Rektor der Universität, Gch. Reg.- 
Rat Prof. Dr. Erich Schmidt, wurde die Ehren- 
gabe mit warmem Danke entgegengenommen, 
dem später auch der Prorektor, Geh. Justiz- 
rat Prof. D. Dr. Kahl, noch besonderen Aus- 
druck verlieh: ‚Auch im Innern des neuen 
Aulagebäudes soll künstlerischer Schmuck uns 
dankbar an die Höhe der Jahrhundertfeier er- 
innern. Für den Vorraum dieses Festsaales be- 
stimmt ist das kostbare Geschenk der Tech- 
nischen Hochschulen des Deutschen Reiches, 
dessen feinsinniges Motiv schon Se. Magnifizenz 
der Rektor der Technischen Hochschule in 
Charlottenburg Herr Müller-Breslau hier so an- 
sprechend gedeutet hat und dem ich aus dem 
Herzen der dankbar empfangenden Universität 
die weitere Deutung hinzufüge, daß die Fest- 
gabe uns in Erinnerung hält, welche Quellen 
des Wissens aus den Brunnen Ihres Könnens 
auf unsere eigenen Arbeitsfelder überströmen.“ 


An der Technischen Hochschule in Karls- 


ruhe soll vom Sommersemester 1911 ab ein 
Lehrstuhl für Fluß- und Luft- 
schiffbau errichtet werden, für den der 


ordentliche Professor an der Technischen Hoch- 


Aus der Industrie 


schule zu Danzig, Johann Schütte, gewon- 
nen worden ist. 


An der Technischen Hochschule in Danzig 
habilitierte sich Dipl.-Ing. Dr. phil. E. Glimm 
für Chemie und Technologie der Nahrungs- und 
Genußmittel, sowie für gerichtliche Chemie. 


Dr. phil. Georg von dem Borne, Privat- 
dozent für Geophysik und angewandte Geo- 
logie an der Universität Breslau und Leiter 
der Königl. Erdbebenwarte in Krietern, wurde 
als Dozent für Luftfahrt an die Bres- 
lauer Technische Hochschule berufen. Er wird 
ein zweistündiges Kolleg: ‚Theorie der Luft- 
schiffahrt‘‘ lesen. 


Die etatsmäßigen Professoren der Abteilung 
für Maschineningenieurwesen an der Techni- 
schen Hochschule zu Hannover: Geheimer 
Reg.-Rat Wilhelm Riehn (Kraftmaschinen und 
Schiffe) und Geheimer Reg.-Rat Dr.-Ing. Her- 
mann Fischer (Werkzeugmaschinen) sind 
am 1. Oktober in den Ruhestand getreten. 


Dr.-Ing. Ernst Braun, Oberingenieur der 
Firma Escher, Wyss & Co. in Zürich ‚wurde 
zum etatsmäßigen Professor der Abteilung für 
Maschineningenieurwesen an der Technischen 
Hochschule zu Hannover ernannt. 


Als Nachfolger von Professor Dr. S. Valen- 
tiner wurde Dr. phil. Gustav Leithäuser, 
Assistent an der physikalisch-technischen Reichs- 
anstalt in Charlottenburg, zum Dozenten für 
Physik und Photographie an der Technischen 
Hochschule zu Hannover ernannt. 


Fünf neue Privatdozenten haben sich 1909 
bis 1910 an der Technischen Hochschule zu 
Hannover niedergelassen: Regierungsbau- 
meister a. D. Friedr. Quietmeyer, Ober- 
ingenieur am Bauingenieurlaboratorium, für 
Baustoffkunde; Dr. Hermann Decker, Assi- 
stent für organische Chemie, für reine Chemie; 
Dr. Friedr. Schöndorf, Assistent am mine- 
ralogisch-geologischen Institut, für Mineralogie 
und Geologie; Professor Dr. Gerh. Budde 
vom Lyzeum in Hannover für Pädagogik und 
Dr.-Ing. Alex. Brückmann, Assistent am 
elektro-chemischen Institut, für Elektrotechnik. 


Der Geschäftsbericht der Allgemeinen Elek- 
trizitäts-Gesellschaft‘ für 1909/10 stellt eine aus 
der anhaltenden Erholung des Wirtschaftslebens 
resultierende günstige Lage der deutschen Elek- 
trizitätsindustrie fest. 


Aus der Industrie 


Wachsende Anforderungen an die vergrößerte 
Leistung ihrer Fabriken veranlaßte eine be- 
trächtliche Vergrößerung des Grundbesitzes der 
Firma und Errichtung von Neubauten zur Er- 
weiterung der bestehenden Anlagen. 


Am 1. Juli wurden '41 663 (i. 
Personen beschäftigt. 


& 
V. 33.056) 


Der Bestand an vorliegenden Aufträgen am 
1. Juli überstieg den des Vorjahres um mehr 
als 30 Millionen Mark. 

Alle Abteilungen der Maschinenfabrik 
waren das ganze Jahr hindurch voll beschäftigt. 
Die Fabrikationssteigerung betrug: 

Maschinen und Transformatoren 72460 gegen 
47351 i. V. mit einer Leistung von 1470 023 
PS gegen 1239639 PS i. V. Gleichstrommo- 


toren mit Einzelleistungen bis 13000 PS für ` 


Walzwerksanlagen und sehr starke Drehstroni- 
motoren für Turbokompressoren und Zentri- 
fugalpumpen wurden ausgeführt. Als neue und 
erfolgreiche Type wurde der regelbare Dreh- 
strom-Kommutatormotor entwickelt. Im Loko- 
motivbau lag die Bestellung der 1000. Loko- 
motive vor. 

Die Leistung der Turbinenfabrik, die 
eine zweite größere Halle in Betrieb nalım, 
betrug 174 (152 i. V.) mit einer Leistung von 
3603188 PS (226507 PS i. V.). Der Bedarf an 
Abdampf-, Gegendruck- und Anzapfiurbinen hat 
erheblich zugenommen, Steigerungen der Leis- 
tungen bis zu Einheiten von "25 000--30 €00 PS 
wurden erzielt. 

Apparatefabrik. Die Fabrikation elek- 
trischer Heizapparate erfuhr durch Einführung 
eines neren Heizkörpers eine dürchgreifende 
Aenderung und verdoppelten Umsatz. Um die 
vielseitige Anwendung der elektrischen Heizung 
im Haushalt und Gewerbe dem Publikum vor- 
zuführen, wird eine permanente Ausstellung in 
Berlin vorbereitet. 

Der Kupferverbrauch des Kabelwerks 
stieg bei lebhafter Beschäftigung von 19500 t 
auf 23000 t. Die Rohr- und Blechwalzwerke 
und die Metallpresserei arbeiteten in ununter- 
brochenen Tag- und Nachtschichten. Ein Neu- 
bau von 100C0 qm Grundfläche soll die Metall- 
giceßerei, die Papierrohrfabrik und verschiedene 
Rohstofflager aufnehmen. N 

Bei der Lampenfabrik macht sich schon 


jetzt eine Verschiebung der Produktion zu- 
gunsten der immer mehr begehrten Metall- 
fadenlampen, auf deren ökonomischem Ver- 


brauch moderne Lichtwerke basieren, geltend. 


In der Automobilfabrik wurde die 
Massenfabrikation eines preiswerten, sehr be- 
gehrten Personenwagens (Marke „Darling‘) 
aufgenommen. Der Fakturenumsatz der Neuen 
Automobil-Gesellschaft m. b. H., deren Tätig- 
keit sich auch auf Motorboote und Luftfahr- 


. schluß 
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zeuge erstreckt, ist um 50% gegen das Vor- 
jahr gestiegen. 

Anlagen für Licht und Kr’aft hatten 
gesteigerten Absatz in der Eisenindustrie na- 
mentlich durch Verbesserungen veralteter An- 
lagen. Eine unentbehrliche Rolle beginnt die 
Dampfturbine mit Heißdampfabgabe als Er- 
zeugerin nahezu kostenloser Energie in der 
namentlich mit Brikettfabrikation verbundenen 
Braunkohlen-Industrie zu spielen, ebenso in der 
chemischen Indıi:strie, in der Papier- und Zell- 
stoff-Fabrikation und im Färbereigewerbe. Der 
gegen früher verringerte Bedarf an großen 
Stromerzeugern wird allmählich durch die zu 
bedeutenden Leistungen heranwachsenden Elek- 
tromotoren für den Antrieb von Ventilatoren, 
Pumpen, Kompressoren und Walzenstraßen 
wettgemacht. Für den Antrieb von Walzwerken 
wurden allein bisher 250 Motoren mit insge- 
samt 350000 PS geliefert. Als neuartige Ma- 
schinen finden die Turbopumpe für Wasser- 
werke, sowie der Turbokompresser in Berg- 
werken Verbreitung. Die Zahl der hergestellten 
Hauptschachtförderanlagen betrug am Jahres- 
135, ungerechnet die große Zahl der 
Neben- und Streckenförderingen. Für die 
elektrischen Schweißmaschinen entwickelt sich 
in der Geschirrindustrie, in Emaillierwerken, im 
Fahrrad- und Automobilbau ein nennenswerter 
Markt.. 

Fertiggestellt und erweitert wurden Zen- 
tralen mit einer Gesamtleistung von 22% 000 
PS (101 5 PS i. V.), u. a. in Frankfurt a.O., 
Hildesheim, Lahr, Magdeburg, Oldenburg, 
Amsterdam, Santiago. In Ausführung befinden 
sich Anlagen mit einer Gesamtleistung von 
324400 PS (328 860 PS i. V.). Zur Errichtung 
sogenannter Ueberlandzentralen zur Stromver- 
sorgung weiter Gebiete wurde eine Reihe von 
Verträgen abgeschlossen. Weiter liegen be- 
deutende Aufträge auf elektrische Ausrüstung 
von Wasserkraftanlagen, sowie auf Erstellung 
bzw. Erweiterung elektrischer Zentralstationen 
und Leitungsanlagen vor. 


Die Entwicklung der’ Aufträge für elek- 
trische Bahnen war befriedigend, nament- 
lich hat sich das Straßenbahngeschäft gegen 
das Vorjahr wieder gehoben. Für die japanische 
Staatsregierung sind zwölf Zahnradlokomotiven 
großer Leistung in Ausführung. Von neuen 
Wechselstromausführungen ist die Tinnos- und 
Westtjordalsbahn in Norwegen zu nennen. 


Der Rechnungsabschluß, der mit 
257 277 8063,69 M. balanziert, weist unveränderte 
Liquidität und flüssige Mittel in Höhe von 
57 272 978,85 M. auf. 

Der Besitz an Patenten und Gebrauchs- 
mustern im In- und Auslande betrug einschließ- 
lich derjenigen der Tochtergesellschaften 2343. 
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Die Ruhegehaltseinrichtung wurde im Be- 
richtsjahre zum ersten Male in 14 Fällen mit 
insgesamt 4107,28 M. beansprucht. An Ar- 
beiter- und Beamten-Unterstützungen wurde ein 
Betrag von 117 117,13 M. verausgabt. 100 Kinder 
wurden in Ferienkolonien geschickt und 57 
Stipendien in Höhe von 21875 M. gewährt. 

Der nach Abzug aller Abschreibungen, Un- 
kosten und Steuern verbleibende Reingewinn 
beträgt 18 425 225,78 M., wovon eine Dividende 
von 14% (14000000 M.) zur Verteilung gelangt. 
An GOratifikationen an Beamte und Ueberwei- 
sungen an Wohlfahrtseinrichtungen sind 750 000 
Mark vorgesehen, die gleiche Summe für den 
Beamten- und Arbeiterunterstützungsfonds. 

Ueber die bereits in das neue Geschäftsjahr 
fallende Annäherung der A.E.G. an die Felten 
& Guilleaume-Lahmeyerwerke A.-G., die größte 
Transaktion der A.E.G. seit ihrer Gründung vor 
27 Jahren, wird an anderer Stelle berichtet 
werden. 


Verschiedenes. 


Die deutschen Ingenieurwerke auf der Welt- 
ausstellung in Brüssel haben durch das inter- 
nationale Preisgericht eine sehr günstige Beur- 
teilung erfahren. Von den 40 ausstellenden 
Firmen wurden nach den bisher veröffentlichten 
Festsetzungen 22 (A. Bleichert & Co., Leip- 
zig-Gohlis; J. Pohlig, Köln-Zollstock; Blohm 
& Voss, Hamburg; Vulcan, Stettin; Schichau, 
Elbing u. a.) mit dem großen Preise ausge- 
zeichnet; 3 Firmen (darunter A. W. Ander- 
nach, Beuel a. Rh.) erhielten das Ehrendiplom. 
Außerdem gelangte eine große Zahl goldener 
und silberner Medaillen zur Verteilung. 

In einem Schreiben an den Herrn Kultus- 
minister zu Berlin wendet sich der Ausschuß 
des Studentenverbandes Hannover (im Auf- 
trage des Verbandes deutscher Technischer 
Hochschulen) gegen die Absicht, an den preußi- 
schen Hochschulen ein Studium immaturer 
Anwärter für den Staatseisenbahndienst einzu- 
richten und dieses gegen das normale Studium 
wesentlich abzukürzen. 

Diese Absicht ergibt sich aus einem Er- 
laß des Herrn Ministers der öffentlichen Ar- 
beiten vom 22. Januar 1910, wonach Mittel- 
schüler mit Primareife drei Jahre an Techni- 
schen Hochschulen studieren sollen, um als 
„Eisenbahningenieure‘‘ Anstellung im Staats- 
dienst zu erhalten. 

Nicht mit Unrecht befürchtet der Verband, 
daß diese Maßregel (welche sehr wahrscheinlich 
eine übergroße Zahl von jungen Leuten — viel 
mehr als die Staatseisenbahnverwaltung braucht 
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— an die Technischen Hochschulen locken wird) 
sehr ungünstig auf das normale Studium der 
ordentlichen Studierenden einwirken wird. Es 
müsse auch das spätere Ansehen der letzteren 
leiden, wenn es wirklich möglich sein sollte, 
ohne Bestehen der Maturitätsprüfung und da- 
bei in viel kürzerem Studium diejenige wissen- 
schaftliche Ausbildung zu erlangen, zu deren 
Erlangung von den ordentlichen Studierenden 
ein erheblich größerer Zeitaufwand verlangt 
werde. Die auf Grund des Erlasses aufgestellten 
Studienpläne nehmen als Ziel dasselbe oder 
doch annähernd dasselbe an, das auch für die 
fachtechnische Ausbildung der zukünftigen Di- 
plom-Ingenieure gesteckt ist. Gerade der 
Widerspruch und die Unklarheit, die damit von 


‚neuem geschaffen werde, müsse für das An- 


sehen der Akademiker schädlich wirken. 

Die Bitte des Ausschusses geht dahin, doch 
von der beabsichtigten Maßnahme Abstand zu 
nehmen und die im Interesse der Staatseisen- 
bahnverwaltung etwa wünschenswerte Vorbil- 
dung von Technikern, die unter den Oberbe- 
amten stehen sollen, an den Technischen Mittel- 
schulen zu suchen. 


Vereine und Kongresse. 


Die 1909 in Goslar begründete „Vereinigung 
für staatsbürgerliche Erziehung des deutschen 
Volkes“ (Vorsitzender: Staatsminister a. D. 
von Hentig-Berlin) hat vor kurzem ihren Sitz 
von Köln nach Berlin verlegt. Die Vereinigung 
will für alle Bestrebungen auf dem Gebiete 
der staatsbürgerlichen Erziehung einen Mittel- 
punkt bilden und hält sich dabei grundsätz- 
lich jeder parteipolitischen oder konfessionellen 
Tendenz fern. Sie erblickt ihre Aufgabe ledig- 
lich in der Verbreitung politischer Bildung. 
Auf der Grundlage besserer Kenntnis der Ein- 
richtungen und Erscheinungen des öffentlichen 
Lebens soll der deutsche Staatsbürger zu ob- 
jektivem, selbständigem Urteil, namentlich aber 
zu vertieften Verantwortlichkeitsgefühl gegen- 
über der alle umschließenden Staatsgemein- 
schaft, geführt werden. 
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Einladung. 


Die mittelrheinischen Bezirksvereine 
Darmstadt, Frankfurt a. M., Karls- 
ruhe, Mainz-Wiesbaden, Mann- 
heim-Ludwigshafen und Straßburg 
des Verbandes Deutscher Diplom-Inge- 
nieure beehren sich, .die verehrlichen 
Förderer und Mitglieder zu dem am 
Sonntag, den 4 Dezember ds. Js. in 
Darmstadt stattfindenden 


Diplom-Ingenieur-Tag 
höfl. einzuladen. 
Näheres über Ort und Zeit der Ta- 


gung ist dem nachstehenden Programm 
zu entnehmen. 


I. A.: Der Vorsitzende des 
vereins Darmstadt 
(gez.) Dipl.-Ing. Kraemer. 


Bezirks- 


Programm. 

l. Vormittags 10'/. Uhr in der Aula der Techn. 
Hochschule (Eingang Hauptportal) 
Begrüßungsansprache durch den Vorsitzenden 

des Bezirksvereins Darmstadt, Herrn Dipl.- 
Ing. Kraemer. 


Vortrag des Herrn Patentanwalt Dipl.-Ing. 
Weihe, Frankfurt a. M., über ‚Berechti- 
gung und Ziele des Verbandes Deutscher 
Diplom-Ingenieure“. 

Vortrag des Herrn 
Bingen: ‚Der 
Gesetzgebung“. 

Schlußwort von dem Vertreter des Verbands- 
vorstandes Herrn Patentanwalt Dipl.-Ing. 
Münch, Mannheim. 


Dipl.-Ing. Steinmetz, 
Diplom-Ingenieur in der 


2. Nachmittags 1 Uhr im Hotel Hess, 
straße (gelber Saal) | 
Gemeinsames Mittagessen (Trockenes Gedeck 

2,50 M.). 


Rhein- 


3. Nachmittags 3 Uhr im Hotel Hess (roter 
Saal) 
Besprechung innerer Angelegenheiten. 

4. Nachmittags 6 Uhr im Hotel Hess (Estrade) 
Gesellige Zusammenkunft mit Gästen. 


Gefl. Anmeldung zur Teilnahme an der ge- 
meinschaftlichen Mittagstafel bis zum 25. No- 
vember cr. an die Geschäftsstelle des Bezirks- 
vereins Darmstadt 


Darmstadt, Rossdörferstr. 141/; 
erbeten. 


478 Dipl Jng. Dr. Lang, Die Diplom-Ingenieure und der Begriff „Techniker“ nach der Gewerbeordnung 


Die Bezeichnung „Diplom-Ingenieur“ 
ist durch die Allerhöchsten Erlasse der 
deutschen Landesherren aus dem Jahre 
1899 bzw. 1900 in Verbindung mit den 
Verfassungen der Technischen Hoch - 
schulen und deren Ausführungsbestim- 
mungen Rechtsbegriff geworden. Der 
Begriff hat zunächst Eingang gefunden 
in den Verordnungen der deutschen 
Bundesstaaten, die Ausbildung und Prü- 
fung für den höheren Staatsdienst im 
Baufach betreffend, auf Grund deren die 
Diplom - Ingenieurprüfung in allen Bun- 
desstaaten als Staatsprüfung aner- 
kannt ist. Die Bezeichnung „Diplom- 
Ingenieur‘ ist heute also Standes- 
bezeichnung aller wissenschaftlich 
gebildeten Techniker und zugleich aka- 
demischer Titel im Sinne des § 369, 
Abs. 8, St. G. B. Auch in verschiedenen 
Spezialgesetzen bzw. deren Ausfüh- 
rungsbestimmungen begegnen wir dem 
Begriff Diplom-Ingenieur; u. a. in den 
Ausführungsbestimmungen zur Verord- 
nung des Bundesrates vom 3. Februar 
1910 über den Verkehr mit Kraftfahr- 
zeugen. Im eigentlichen Gewerberecht 
hat der Begriff bisher kaum Eingang 
gefunden. Der Grund hierfür dürfte 
darin liegen, daß bis vor einem Jahre 
keine Stelle vorhanden war, die die 
Wünsche der selbständigen und der in der 
Großindustrie tätigen Diplom-Ingenizure 
zur Kenntnis der gesetzgebend:n Kör- 
perschaften gebracht hätte. Es kann 
jedoch mit Genugtuung konstatiert 
werden, daß es den Bemühungen des 
Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure 
gelungen ist, im Vierten Buch (Inva- 
liden- und Hinterbliebenenversicherung) 
des Entwurfs der Reichsver- 
sicherungsordnung eine Bestim- 


Die Diplom-Ingenienre und der Begriff „Techniker“ 
nach der Gewerbeordnung. 
Von Dipt.-Zng. Dr. Alexander Lang, Patentanwalt, Berlin. 


(Vortrag, gehalten am 8. November 1910 
in der Mitgliederversammiung des Verbandes Deutscher Diplon-Ingenieure, Bezirksverein Berlin.) 


mung zu erlangen, die den speziell:n 
wirtschaftlichen und sozialen Bediı- 
gungen der Diplom-Ingenieure Rech- 
nung trägt. Dieser Erfolg des Ver- 
bandes dürfte den Ausgangspunkt 
bilden für die Arbeiten, die sich 
die Diplem -Ingenieure hinsichtlich 
der Fortentwicklung unsrer Rechts- 
ordnung für die Zukunft gestellt haben. 
Für diese Arbeiten ist in den nächsten 
Jahren die Frage von grundlegen- 
der Bedeutung, ob die Diplom-Ingeni- 
eure unter den Abschnitt IIb des 
Titels VII der Reichsgewerbeordnung 
gehören, d. h. als Gruppe der „Gewerb- 
lichen Arbeiter‘ aufzufassen sind. Es 
soll deshalb in eine Interpretation des 
$ 133a, der den grundlegenden Para- 
graphen des Abschnittes IIb der Ge- 
werbeordnung bildet, an Hand der Mo- 
tive, der maßgebenden Kommenta- 
toren !) und gerichtlichen Entscheidun- 
gen eingetreten werden. 


1) Es wurden beigezogen neben dem von Pro- 
fessor Dr. Hitze erstatteten Kommissionsbe- 
richt und den Stenographischen Berichten über 
die Verhandlungen des Reichstages, 8. Legislatur- 
periode — 1. Session 1890 91, Berlin 1890, u.a. fol- 
gende Kommentatoren: von Landmann, Ge- 
werbeordnung, 3., 4. und 5. Aufl., München; von 
Rohrscheidt, Gewerbeordnung, Leipzig 
1901; von Schicker, Gewerbeordnung, 4. 
Aufl., Stuttgart 1901; Kolisch, Gewerbeord- 
nung, Hannover 1900; Hoffmann, Gewerbe- 
ordnung, 7. bis 10. Auflage, Berlin 1910; Neu- 
kamp, Gewerbeordnung, 8. Aufl, Tübingen 
1910; Burchardt, die Rechtsverhältnisse der 
gewerblichen Arbeiten, Berlin 1901; Alexan- 
der-Katz, Die Rechtsverhältnisse der höhe- 
ren technischen Angestellten, Berlin 1906; Nel- 
ken, Das Gewerberecht in Preußen, Berlin 1906; 
Schenkel, Gewerbeordnung, Karlsruhe 1894; 
Berger-Wilhelmi, Gewerbeordnung, IS, 
Aufl., Berlin 1910. 
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Der Titel VII der Gewerbeordnung 
ist überschrieben: „Gewerbliche 
Arbeiter (Gesellen, Gehil- 
fen, Lehrlinge, Betriebsbeam- 
te, Werkmeister, Techniker, 
Fabrikarbeiter).‘ Dieser Titel zer- 
fällt in fünf Abschnitte: I. Allgemeine 
Verhältnisse, II. Verhältnisse der Ge- 
sellen und Gehilfen, Ill. Lehrlingsver- 
hältnisse, IV. Verhältnisse der Fabrik- 
arbeiter, V. Aufsicht über die Fabriken. 
Von diesen Abschnitten interessiert uns 
hier lediglich der Abschnitt II, denn 
dieser enthält einen Unterabschnitt IIIb, 
überschrieben: „Verhältnisse der 
Betriebsbeamten, Werkmeister, 
Techniker‘. Was ist und was soll 
dieser Abschnitt ? Sein erster Paragraph, 
der § 133a, lautet: 

„Das Dienstverhältnis der von 
Gewerbeunternehmern gegen 
feste Bezüge beschäftigten 
Personen, welche nicht ledig- 
lich vorübergehend mit der Lei- 
tung oder Beaufsichtigung des 
Betriebes oder einer Abteilung 
desselben beauftragt (Be- 
triebsbeamte,Werkmeisterund 
ähnliche Angestellte) oder mit 
höheren technischen Dienst- 
leistungen betraut sind (Ma- 
schinentechniker, Bautechni- 
ker, Chemiker, Zeichner und 
dergleichen), kann, wenn nicht 
etwas anderes verabredet ist, 
von jedem Teile mit Abläuf je- 
des Kalendervierteljahres nach 
sechs Wochen vorher erklärter Auf- 
kündigung aufgehoben werden.“ 

Demnach bezieht sich dieser Para- 
graph auf zwei Gattungen von Perso- 
nen: Betriebsbeamte, Werkmeister und 
ähnliche Angestellte einerseits . .und': 
Maschinentechniker, Bautechnüker, Che- 
miker, Zeichner und dergleichen ander- 
seits. Man hat sich daran gewöhnt, 
die erstere Gruppe kurz Werk- 
meister und die zweite Gruppe kurz 
Techniker zu nennen. Für beide 
Gruppen führt der Paragraph ein Kündi- 


gungsrecht ein, das den Bestimmungen 
des Handelsgesetzbuches über die Ver-. 
hältnisse der Handlungsgehilfen ($ 66 
bis 72, 74 HGB.) entspricht, jedoch 
nicht vollständig mit diesem überein- 
stimmt. Demnach besteht der wesent- 
liche Unterschied zwischen dem Verhält- 
nisse der gewöhnlichen gewerblichen Ar- 
beiter einerseits und demjenigen der 
Werkmeister und Techniker anderseits 
darin, daß der Dienstvertrag der Werk- 
meister und Techniker, soweit nichts an- 
deres verabredet ist, nur mit Ablauf 
eines Kalendervierteljahres und nur nach 
sechs Wochen vorher erfolgter Kündi- 
gung aufgelöst werden kann. Im An- 
schlug an den § 133a bestimmen dann 
die übrigen Paragraphen des Abschnittes 
IIb, daß Kündigungsfristen unter einem 
Monat nicht vereinbart werden dürfen, 
und daß der Werkmeister oder Tech- 
niker, welche infolge unverschuldeten 
Unglücks an der Verrichtung seiner 
Dienste verhindert wird, den Anspruch 
auf sein Gehalt für die Dauer von sechs 
Wochen behält. 

Bevor zur Auslegung des Begriffs 
„Werkmeister“ und „Techniker“ 
im Sinne des $ 133a geschritten wer- 
den soll, möge einiges über die Ent- 
stehungsgeschichte dieses neuen Rech- 
tes gesagt werden. | 

Um die Mitte der 80er Jahre des 
vorigen Jahrhunderts hatten sich der 
Deutsche Werkmeister - Ver- 
band und der Deutsche Techni- 
ker-Verband, also zwei Organisa- 
tionen, die auch heute noch ausschließ- 
lich die mittleren und unteren Techni- 
ker umfassen, in mehreren Petitionen an 
den Reichstag gewandt mit der Bitte, 
die Rechtsstellung der von ihnen ver- 
tretenen Kreise einer Prüfung unter- 
ziehen zu wollen. Der Deutsche 
Werkmeister - Verband machte 
geltend, daß es gemäß der damaligen 
Fassung der Gewerbeordnung gänzlich 
unbestimmt wäre, wohin die Werk- 
meister zu rechnen seien. Nach den 
einen Entscheidungen war der Werk- 
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meister „Gewerbegehilfe‘, nach anderen 
nicht. War der Werkmeister nicht „Ge- 
werbegehilfe‘, so war seine Rechts- 
stellung insofern unbefriedigend, als es 
an positiven Bestimmungen analog 
den Bestimmungen für gewerbliche Ar- 
beiter in der Gewerbeordnung und für 
die Handlungsgehilfen im Handelsge- 
setzbuch fehlte. Die letzte der vielen 
Petitionen, die der Verband an den 
Reichstag richtete, wurde durch Be- 
schluß des Reichstages vom 25. Februar 
1888 dem Reichskanzler zur Berücksich- 
tigung überwiesen, dahingehend, die in 
der Gewerbeordnung bisher nicht be- 
grenzte Rechtsstellung der Werkmeister 
durch Schaffung entsprechender gesetz- 
licher Bestimmungen zu regeln. In ähn- 
licher Weise hatte auch der Deutsche 
Techniker-Verband um eine Rege- 
lung der Rechtsstellung gebeten für die 
durch ihn vertretenen Personenkreise, 
also solche Personen, die in gewerb- 
lichen Unternehmungen, ohne mit einer 
leitenden oder beaufsichtigenden Tätig- 
keit betraut zu sein, mit Dienstleistun- 
gen beschäftigt werden, die gegenüber 
den technischen Leistungen der gewöhn- 
lichen Arbeiter eine gewisse höhere tech- 
nische Ausbildung erfordern. Die letzte 
dieser Petitionen des Techniker-Verban- 
des wurde durch Beschluß des Reichs- 
tages vom 17. Mai 1886 dem Reichskanz- 
ler zur Erwägung überwiesen. 

Seitens der gesetzgebenden Körper- 
schaften wurde anerkannt, daß die wirt- 
schaftlichen und sozialen Verhältnisse 
der Interessenkreise des Werkmeister- 
Verbandes und des Techniker-Verbandes 
sich von denjenigen der gewöhnlichen 
gewerblichen Arbeiter und der Gewerbe- 
gehilfen in derart hohem Maße unter- 
scheiden, daß eine besondere gesetzliche 
Regelung gerechtfertigt erscheine. Man 
ließ sich dabei von der Ansicht leiten, 
daß die Werkmeister eine Zwischenstufe 
bilden zwischen den Arbeitern einerseits 
und den Unternehmern und höheren Be- 
triebsbeamten anderseits. Man sagte 
sich ferner, daß die Werkmeister von 


erheblicher Bedeutung seien für das Ver- 
hältnis zwischen Unternehmern und Ar- 
beitern, für die Ausbildung und Erzie- 
hung der Lehrlinge, für die Pflege guter 
Sitten und die Aufrechterhaltung der 
Ordnung in den Werkstätten; ebenso 
käme ihnen eine wichtige Stellung zu 
bei der Durchführung der Unfallverhü- 
tung. Auch bezüglich der durch den 
Techniker - Verband vertretenen Perso- 
nenkreise wurde anerkannt, daß diese, 
wenn sie auch nicht eine leitende oder 
beaufsichtigende Stelle einnehmen, mit 
den gewöhnlichen gewerblichen Arbei- 
tern deshalb nicht auf eine Stufe ge- 
stellt werden könnten, weil ihre Dienst- 
leistungen eine mehr oder weniger auch 
theoretisch -technische Ausbildung vor- 
aussetzen, und weil sie dadurch, wie nach 
ihrem Einkommen, in der Regel eine 
höhere soziale Stellung ein- 
nehmen, als die große Masse der ge- 
wöhnlichen gewerblichen Arbeiter. 

Im Hinblick auf all diese Verhältnisse 
entspräche eine so kurze gesetzliche 
Kündigungsfrist, wie sie für Gesellen und 
Gewerbegehilfen festgesetzt worden ist, 
nicht den Verhältnissen der Werkmeister 
und Techniker. Es sei insbesondere zu 
betonen, daß für Werkmeister und Tech- 
niker, die aus einem Dienstverhältnis 
ausscheiden, die Gelegenheit, ein neues 
Dienstverhältnis einzugehen, nicht so 
reichlich vorhanden sei, wie in der Re- 
gel für den gewöhnlichen Arbeiter, und 
auch der Unternehmer finde für aus- 
scheidende Personen dieser Art nich‘ so 
leicht einen Ersatz, wie für den aus- 
scheidenden gewöhnlichen Arbeiter. So 
wurden denn im Hinblick auf diese all- 
seitig anerkannten Bedürfnisse die 
Rechtsverhältnisse der Werkmeister und 
Techniker durch den besonderen Ab- 


schnitt IIIb des Titels VII der Ge- 
werbeordnung geregelt. 
Nach diesem kurzen historischen 


Ueberblick sei auf den Personenkreis des 
§ 133a näher eingegangen: Werk- 
meister einerseits und Techniker 
anderseits. Der Paragraph unterläßt es, 
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eine erschöpfende Definition der beiden 
Kategorien von Personen zu geben; er 
stellt vielmehr nur gewisse Merkmale 
auf, die von den Personen erfüllt wer- 
den müssen, die der Vorteile des Para- 
graphen teilhaftig werden sollen. Es 
muß zugegeben werden, daß es für den 
Gesetzgeber außerordentlich schwierig 
war, die Merkmale aufzustellen, auf 
Grund deren sich die Grenze ergab zwi- 
schen den gewöhnlichen gewerblichen 
Arbeitern einerseits und den vom Werk- 
meister - Verband und dem Techniker- 
Verband vertretenen Interessengruppen 
anderseits, also der den Handlungsge- 
hilfen entsprechenden Personen, die im 
Gegensatz zu diesen keine kauf- 
männischen Dienste leisten, son- 
dern die über dem gewöhnlichen ge- 
werblichen Arbeiter. stehend’) mit der 
Bearbeitung, Verarbeitung und Her- 
stellung der Waren beschäftigt, aber im 
Hinblick auf ihre (Gesamtverhältnisse 
doch wieder als gewerbliche Arbeiter an- 
zusprechen sind. Die Grenze dieser nicht 
mit kaufmännischen Diensten betrauten 
Gruppe konnte, wie die Motive betonen, 
in der Vorbildung nicht gefunden wer- 
den. Und dies mit Recht; denn in der 
Regel ist die allgemeine Vorbildung der 
Werkmeister und der hier in Rede ste- 
henden Gruppe von Technikern nicht 
wesentlich verschieden von der der ge- 
wöhnlichen Arbeiter; gehen doch diese 
Gruppen der Regel nach aus dem ge- 
wöhnlichen Arbeiterstande hervor. Hätte 
man also die Vorbildung für die Be- 
stimmung dieser Grenzlinie herbeigezo- 
gen, so wären viele Werkmeister und 
Techniker der Vorteile des neuen Ge- 
setzesabschnittes nicht teilhaftig gewor- 
den, während anderseits wieder alle die- 
‚jenigen Arbeiter, die eine höhere Aus- 
bildung nachwiesen, als die ihnen vor- 
gesctzten Werkmeister und Techniker, 
in die Vorteile der neuen Bestimmungen 
gelangt wären. Der Gesetzgeber hat 


») Vergl. Urteil des GG. Breslau vom 7. 
Januar 1904 in „Das Gewerbegericht‘, 9. Jahrg., 
Berlin 1904, pag. 240. 
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diese Schwierigkeit dadurch gelöst, daß 
er zwei selbständige Merkmale auf- 
stellte. Das erste Merkmal bildet die 
Leitungs- und Beaufsichti- 
gungstätigkeit, das zweite Merk- 
malwurdeinder Beschäftigung mit 
höheren technischen Dienst- 
leistungen gefunden. Dabei bedeu- 
teten „höhere technische Dienstleistun-. 
gen‘ hier keineswegs etwa höhere kon- 
struktive Dienstleistungen im Sinne der 
Ingenieurwissenschaft, sondern es sind 
nicht kaufmännische‘) Dienstlei- 
stungen gemeint, die sich über die ge- 
wöhnlichen technischen (mechanischen) 
Dienstleistungen etwa einer Schreiberin 
oder Stenographistin erheben'). Die Un- 
bestimmtheit der Bezeichnungen, Leitung, 
Beaufsichtigung‘‘ und „höhere technische 
Dienstleistungen‘‘ machte für beide 
Gruppen von Personen die Hinzufüguung 
eines weiteren Merkmals erforderlich. 
Dieses weitere Merkmal wurde gefunden 
in „festen Bezügen‘“; und schließlich 
wurde durch die Worte „nicht ledig- 
lich vorübergehend“ die Anwen- 
dung des neuen Rechts auf die Fälle 


3) Die eigentliche kaufmännische Tätigkeit 
besteht im allgemeinen in der aut den Umsatz 
der Waren, insbesondere mittels des Abschlusses 
von Handelsgeschäften gerichtete Tätigkeit 
(Vergl. das Urteil des Bundesamtes für das 
Heimatwesen vom 21. 3. 1885, abgedr. bei Reger 
7,21), während alle andere dem Gewerbebetrieb 
dienende Tätigkeit, insbesondere die aut Be- und 
Verarbeitung der Waren gerichtete unter die Ge- 
werbeordnung zu zählen ist. Landmann 
nennt kaufmännische Dienste, „die bei dem 
Ankauf oder der Veräußerung von Waren und 
den übrigen den Warenumsatz betreffenden Ge- 
schäften einschließlich der Kontorgeschäfte.“ 
(Verg!. Landmann, Gewerbeordnung, 5. Aufl. 
zweiter Band, München 1907, pag. 14.). 

.4) Vergl. Urteil des Amtsgerichts I Berlin vom 
10. Februar 1898 in Baum, Handbuch für Ge- 
werbegerichte, Berlin 1904, pag. 94; ferner Ur- 
teil des GG. Breslau vom 7. Januar 1904 in 
„Das Gewerbegericht“, 9. Jahrg., Berlin 1904, 
pag. 240; ferner Landmann, Gewerbeord- 
nung, 5. Aufl. II. Band, München 1907, pag. 14; 
ferner Urteil des Landgerichts Duisburg vom 8. 
Juni 1901 in „Das Gewerbegericht‘, 7. Jahrg., 
Berlin 1902, pag. 211. 
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ausgeschlossen, indenen gewöhnliche ge- 
werbliche Arbeiter aushilfsweise mit den 
genannten Dienstleistungen betraut wer- 
den. Wollen wir also die Frage beant- 
worten, was ist ein Werkmeister und 
was ist ein Techniker im Sinne des 
Rechtes, so ergibt sich von vornherein 
schon, daß es keineswegs auf den Ti- 
tel ankommt, den die betreffende Per- 
son führt, sondern einzig und allein auf 
Art und Umiang der speziellen Tätig- 
keit. Es werden also unter diesen Be- 
griffen auch Personen subsumizrt, die 
der Sprachgebrauch nicht als Werk- 
meister oder Techniker bez.:ichnet, und 
es worden Personen, die dem Sprachge- 
brauch als solche geläufig sind, nicht 
immer Werkmeister bzw. Techniker im 
Sinne des Rechts sein. So kann bei- 
spielsw.ise jemand von einer Schule das 
Prädikat ‚staatlich geprüfter Werk- 
meister‘‘ besitzen und braucht doch 
nicht, wenn er in einem gewerblichen 
Unternehmen tätig ist, Werkmeister im 
Sinne der Gewerbeordnung zu sein; 
maßgebend ist immer die tatsächliche 
Dienststellung. So ist durch gericht- 
liche Entscheidungen anerkannt, daß die 
Oberin einer Privatklinik, ein Kü- 
chenchef, ein Oberkellner, die 
Direktrice eines Puppenkleidarge- 
schäfts, ein Zuschneider, ein Mon- 
teur unter bestimmten Voraussetzun- 
gen zı den Werkmeistern bzw. Personen 
des $ 133 a zu rechnen sind. Ganz eben- 
so liegen die Verhältnisse bei dem Be- 
griff „Techniker“. Auch hier ist von 
Fall zu Fall zu unterscheiden, ob der 
betreffende Arbeiter, der auf die Vor- 
teile des $ 133a Anspruch erhebt, die 
beiden Merkmale aufweist: Beschäfti- 
gung mit höherer tecanischer Dienst- 
leistung und Anstellung mit festem Be- 
zuge. Es unterlieg: keinem Zweifel, daß 
diese Definition, wenn sie überhaupt 
eine solche ist, d.e denkbar breiteste 
Auslegung zuläßt, weil eben der Begriff 
des „technischen‘‘ ganz allgemein im 
Sinne ds „nicht kaufmännischen“ ge- 
wählt ist. Wir dürfen uns deshalb nicht 


wundern, daß die Rechtsprechung auch 
hier unter dem Rechtsbegriff ‚„Techni- 
ker‘ Personen subsumiert, die der 
Sprachgebrauch nicht als „Techniker“ 
bezeichnet. So ist in Entscheidungen an- 
erkannt worden, daß ein Klavier- 
stimmer, eine Zeichnerin, ein 
Monteur bei Tiefbau.en, eine Arbei- 
terin, die in einer Zuckerfabrik che- 
mische Analysen vornahm, ein Tier- 
bändiger in der Menagerie zu den 
Technikern im Sinne des Paragraphen 
gehören. Es ergibt sich daraus, daß zu- 
nächst jedermann, sofern er nicht Hand- 
lungsgehilfe im Sinne des Handelsge- 
setzbuches ist, rechtlich als ,‚„Werk- 
meister‘‘ bzw. „Techniker‘‘ zu betrach- 
ten ist, wenn nur die Merkmale ‚„Lei- 
tung und Beaufsichtigung‘ bzw. „höhere 
technische Dienstleistungen‘ vorhanden 
sind, wenn es sich nicht um nur vor- 
übergehende Dienste dieser Art handelt 
und wenn „feste Bezüge‘ mit einer 
solchen Tätigkeit verbunden sind. Neh- 
men wir als Beispiel eine Privatheilan- 
stalt an. Eine solche Privatheilanstalt 
ist als gewerbliches Unternehmen im 
Sinne der Gewerbeordnung?) zu betrach- 
ten. Ist in einem solchen Unternehmen 
ein junger Arzt unter „festen Bezüg:.:n‘ 
mit der „Leitung und Beaufsichtigung‘‘ 
des Krankenhausbetriebes oder mit „hö- 
heren technischen Dienstleistungen‘‘ be- 
traut, d. h. als Assistenzarzt tätig, so 
wäre er nach dem bisher Dargelegten 
„Werkmeister“ bzw. „Techniker“. Das- 
selbe gilt für den Opernsänger, der bei 
einem Opernunternehmen angestellt ist, 
denn auch er vollführt in einem gewerb- 
lichen Unternehmen höhere technische 
Dienstleistungen im Sinne der Gewerbe- 
ordnung“). Dem ist nun aber nicht so, 


>») Vergl. Preußisches Verwaltungs-Blatt, 21. 
Jahrg., Berlin 1900, pag. 300. 


6) Vergl. Juristische Wochenschrift, Jahrg. 
1901, Nr. 34, pag. 34; ferner Reichsgerichtsent: 
scheidung, Bd. 17, pag. 86 und Bd. 37, pag. 66; 
vergl. ferner Entscheidung des Reichsgerichts 
vom 4. Oktober 1906 in Juristische Wochen- 
schrift, Jahrg. 1906, pag. 744. 
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und damitkommen wir zu einem neuen 
Gesichtspunkt, den Gesetzgeber und 
Rechtsprechung in die Gewerbeordnung 
hineinlegten. Es gibt keine Entscheidun- 
gen, in denen Aerzte und ÖOpernsänger 
als „gewerbliche Arbeiter‘ aufgefaßt 
werden. Woher kommt das? Die Beant- 
wortung dieser Frage wurzelt in dem 
Begriff „Gewerbe“, der der Gewerbe- 
ordnung zugrunde liegt. Es muß des- 
halb gefragt werden: Was versteht man 
unter „Gewerbe‘‘? In einem sehr wei- 
ten Sinn bezeichnet das Wort jede be- 
rufsmäßige Tätigkeit, deren Zweck der 
Erwerb ist. Man spricht in diesem 
Sinne von Landwirtschafts-, Handels-, 
Verkehrsgewerben. Der nationalökono- 
mischə Sprachgebrauch versteht unter 
Gewerbe diejenige berufsmäßige Er- 
werbstätigkeit, deren Gegenstand die 
Bearbeitung von Rohstoffen ist. Im ver- 
engerten Begriff steht das Gewerbe als 
illiberale (gemeine) Beschäftigung 
dem wissenschaftlichen und künstleri- 
schen Erwerb als dem Gebiete der 
„artes liberales“ gegenüber. Die 
Reichsgewerbeordnung hat darauf ver- 
zichtet, den Gewerbebegriff näher zu 
erläutern, dagegen sind nach den Moti- 
ven des Gesetzes und der übzreinstim- 
menden Ansicht aller Kommentatoren 
nicht als Gewerbe im Sinne der Gewer- 
beordnung zu betrachten ‚die wissen- 
schaftliche, künstlerische und schrift- 
stellerische Tätigkeit sowie die persön- 
lichen Dienstleistungen, die eine höhere 
Bildung voraussetzen‘‘?). Da das Gesetz 
eine Definition des Gewerbes nicht ent- 
“hält, so hat man für die Frage, ob bezüg- 
lich bestimmter sozialer Gruppen eines 
der genannten Merkmale vorliegt, auf 
den allgemeinen Sprachge- 
brauch zurückgegriffen. Nach diesem 
wird nicht jede zum Zweck des Er- 


3) Verg. Landmann, Gewerbeordnung, 
3. Aufl, München 1897, Bd. I, pag. 31, sowie 
Motive zum Entwurf der Gewerbeordnung von 
1868, Sten. Ber. lI, pag. 127; ferner von 
Loewenstein zu Loewenstein in 
Preußisches Verwaltungs-Blatt, 21, Jahrg., Berlin 
1900, pag. 299. | 


werbs als unmittelbare Einnahmequelle 
betriebene dauernde Tätigkeit als Ge- 
werbe aufgefaßt. Der Sprachgebrauch 
des Lebens und der Gesetze macht viel- 
mehr bezüglich einer Reihe von Tätig- 
keiten Ausnahmen, wie dies das Reichs- 
gericht zugibt, und zu diesen Ausnahmen 
gehören die Personen, die „artes libe- 
rales‘‘ ausüben, also Aerzte, Anwälte 
usw. Dem Sprachgebrauch des Lebens 
liegt die zutreffende Auffassung zu- 
grunde, daß Aerzte, Anwälte und ähn- 
liche Gruppen in Ausübung einer 
Wissenschaft für ein ideales Ziel tätig 
seien; wenn dabei, so sagt man sich, 
für die Betätigung dieses Berufes ein 
Gewinn erzielt werde, so sei dies nicht 
die Hauptsache und es dürfe hierdurch 
ein solcher Beruf nicht zu einem bloß 
auf den Ertrag gestellten Gewerbe her- 
absinken. Die Tätigkeit des Arztes, An- 
waltes und ähnlicher Gruppen ist deshalb 
nicht ein Gewerbe, sondern infolge des 
damit verbundenen und dabei obwalten- 
den höheren wissenschaftlichen und sitt- 
lichen Interesses ein wenn auch auf Er- 
werb gerichteter, wissenschaftli- 
cher Beruf. Zum Sprachgebrauch des 
Lebens, der die allgemeine Volksan- 
schauung wiedergibt, tritt der Sprach- 
gebrauch der Gesetze, insbesondere der 
Steuergesetze. Auch hier werden Aerzte, 
Anwälte und ähnliche Gruppen in völli- 
ger Uebereinstimmung mit dem Sprach- 
gebrauch des Lebens niemals als Gewer- 
betreibende, sondern stets als Personen 
bezeichnet, die eine wissenschaftliche 
Berufstätigkeit ausüben. So bestimmt 
das preußische Gewerbesteuer- 
recht vom 24. Juni 1891 im § 4 Nr.7, 
daß „die Ausübung eines amtlichen Be- 
rufes, der Kunst, einer wissenschaft- 
lichen, schriftstellerischen, unterrichten- 
den oder erziehenden Tätigkeit, insbe- 
sondere auch des Berufes als Arzt, als 
Rechtsanwelt“ usw. der Gewerbesteuer 
nicht unterliege®). Das Einkommen- 


8) Auf den Vorschlag, die Gewerbesteuer- 
freiheit der Aerzte aufzuheben, erwiderte der 
Regierungsvertreter anläßlich der Beratung des 
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steuergesetz vom: 24. Juni 1891 
unterscheidet bei dem Einkommen ge- 
mäßB § 7 Nr. 3 und 4 insbesondere 
zwischen solchen aus Handel und Ge- 
werbe und solchem aus gewinnbrin- 
gender Beschäftigung. In der An- 
weisung des Finanzministers vom 6. Juli 
1900 zur Ausführung dieses Gesetzes ist 
aber wiederum im Art. 21 gesagt, daß 
zu dem Einkommen aus gewinnbringen- 
der Beschäftigung (also nicht zu dem- 
jenigen aus Handel und Gewerbe) der 
Gewinn aus der Tätigkeit als Schrift- 
steller, Gelehrter, Künstler, Privat- 
lehrer, Erzieher, Arzt, Rechtsanwalt, 
Notar usw. gehöre. Endlich ist in bezug 
auf die Anwendung des § 2 des Handels- 
gesetzbuches in der Denkschrift hierzu 
vermerkt: „Der Ausdruck gewerb- 
liches Unternehmen braucht im Gesetze 
nicht näher erläutert zu werden; schon 
vermöge der Bedeutung, welche ihm 
nach dem allgemeinen Sprachge- 
brauch zukommt, genügt er, um die 
Ausübung der Kunst, der Rechtswissen- 
schaft, des ärztlichen Berufs usw. aus- 
zuschließen ®). 

Nach all dem kann es keinem be- 
gründeten Zweifel unterliegen, daß die 
Berufstätigkeit der wissenschaftlich ge- 
bildeten Heilkundigen, der Rechtskundi- 


Gewerbesteuergesetzes vom 24. Juni 1891 fol- 
gendes: „Es ist eine ganz allgemeine Empfin- 
dung, daB wir uns gewiß zu keinem Arzte 
mit unserer Hochachtung begeben würden, von 
dem wir von vornherein präsumieren, daß er 
sein cigenes Vermögensinteresse als das maß- 
gebende ansehe, und uns allein nach diesem 
Gesichtspunkte behandlet; und ferner: „Zwei 
Gewerbetreibende, die untereinander handeln, 
oder mit dem Publikum, die handeln über ein 
Mehr oder Weniger der Leistungen, che sie 
sich einigen; so ist in ganz überwiegenden Fäl- 
len ausschließlich das Vermögensinteresse dabei 
maßgebend. Ich glaube nicht, daß auch in 
diesem hohen Hause viele Mitglieder sein wür- 


den, die den Arzt für besonders vertrauens- 
würdig halten würden, der lediglich von 
solchen Gesichtspunkten aus handelte.“ (Vergl. 


Preußisches Verwaltungs-Blatt, 21. Jahrg., Ber- 
lin 1900, pag. 300). ` 

9) Vergl. Hahn-Mugdan, 
pag. 107. 


Mat., Bd. 6, 


gen und ähnlicher Gruppen nach dem 
allgemeinen Sprachgebrauch 
kein Gewerbe darstellt, sondern als 
wissenschaftliche bzw. künst- 
lerische Tätigkeit zu betrachten 
ist. Diese Personengruppen unterstchen 
aber nicht der Gewerbeordnung !°). 
Gehören somit die Angehörigen der 
sog. „artes liberales‘ nicht unter 
die Gewerbeordnung, so gilt anderseits 
der gewerberechtliche Grundsatz, daß 
die gesamten in einem Gewerbebetriebe 
beschäftigten Personen dem Titel VII 
der Gewerbeordnung unterstehen, d. h. 


„gewerbliche Arbeiter“ sind!!); es 
können also ungeachtet des Um- 
standes, daß das Dienstverhältnis 
die freie Verfügbarkeit des Indi- 
viduums beschränkt, Personen mit 
wissenschaftliher und künstlerischer 
Tätigkeit in Ausübung ihres Be- 


rufes niemals „gewerbliche Arbeiter‘ 
im Sinne der Gewerbeordnung sein '!?). 
So kommt es, daß in einer Privatheil- 
anstalt die nicht ärztlichen Angestellten 
gewerbliche Arbeiter sind, während dizes 
für den wissenschaftlich vorgebildeten 
Assistenzarzt nicht zutrifft, dieser des- 
halb auch niemals in Ausübung seines 
Berufes „Werkmeister“ oder ,Tech- 
niker‘‘ im Sinne der Gewerbeordnung 
werden kann; dasselbe gilt für den 
Zahnarzt gegenüber dem Zahntechniker, 
dem Rechtsanwalt gegenüber dem 
Rechtsagenten, dem Opernsänger und 


10) Vergl. insbesondere Parey, Verwal- 


tungsrecht, Bd. II, pag. 170; ferner Berger- 


Wilhelmi, Gewerbeordnung, pag. 43; Land- 
mann, Gewerbeordnung, 3. Aufl, Bd. 1, 
pag. 31. 

11) Vergl. Landmann, Gewerbeordnung, 5. 
Aufl. zweiter Band, München 1907, pag. 5. 

1?) Vergl. Landmann, Gewerbeordnung, 5. 
Aufl. 2. Band, München 1907, pag. 67; dort 
heißt es: „Den Gegensatz zu den Betriebsbe- 
amten, Gehilfen, Fabrikarbeitern, Lehrlingen usw. 
bilden insbesondere folgende Gruppen: Künstler, 
Rechtsgelehrte, Aerzte, Schriftsteller, Mathe- 
matiker und andere Personen mit künstlerischer 
oder wissenschaftlicher Bildung, welche von 
einem Gewerbetreibenden in seinem Betriebe be- 
schäftiget werden‘. | 
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Schauspieler gegenüber den Statisten, 
Souffleuren, Bühnentechnikern und dem 
sonstigen unteren Bühnenpersonal!?). 
Es gilt also nach der Gesetzgebung 
und nach der ständigen Rechtsprechung 
der Gerichte der gewerbzrechtliche 
Grundsatz, daß Personen mit wis- 
senschaftlicher oder künstle- 
rischer Vorbildung der Ge- 
werbeordnung nicht unterste- 
hen und daß solche höher ge- 
bildeten Personen auch dann 
nicht hierher gehören, wenn sie 
beieinem gewerblichen Unter- 
nehmen angestellt sind!) Nun- 
mehr ist der Begriff „Gewerblicher Ar- 
beiter‘‘ nach oben begrenzt, und wir 
können in Uebereinstimmung mit 
Seydel-Schecher folgendermaßen 
definieren: „Gewerblicher Arbzei- 
ter im Sinne des Gewerbepoli- 
zeirechtes ist, wer in einem 
Gewerbebetriebe für Zwecke 
dieses Betriebes Dienste lei- 
stet, die nicht höherer wissen- 
schaftlicher oder künstleri- 
scher Natur sind‘). Eine Gruppe 
innerhalb dieser ‚„Gewerblichen Ar- 
beiter“ bilden die Personen des § 133a, 
also die Werkmeister und Techniker, d. 
h. die „mit Leitung oder Beaufsichti- 
gung des Betriebes oder einer Abtei- 
lung desselben‘, oder „mit höheren 
technischen Dienstleistungen‘ betrauten 


13) Vergl. Reichsgerichtsentscheidung Band 17, 
pag. 86, Bd. 37, pag. 66; ferner Jurist. Wochen- 
schrift, Jahrg. 1901, Nr. 34, pag. +410. 

14) Vergl. Landmann, Gewerbeordnung, 5. 
Aufl. II. Band, München 1907, pag. 300; ferner 
Berger-Wilhelmi, Gewerbeordnung, 18. 
Aufl, Berlin 1910, pag. 428 29. 

15) Vergl. Seydel-Schecher, Gewerbe- 
polizeirecht, Tübingen 1910, pag. 47. Nach 
GraßBmann, Kommentar zum Invalidenver- 
sicherungsgzesetz, München 1901, pag. 109 darf 
als „gewerblicher Arbeiter‘ bezeichnet werden, 
„wer einem Geschäftsherrn aut Grund Vertrages 
berufsmäßig und daher für cine Gegenleistung 
hauptsächlich körperliche Dienste als lediglich 
ausführende Hilfskraft leistet“. Achnlich 
definiert Rosin in „Das Recht der Arbeiter- 
- versicherung, Berlin 18903“. 


Arbeiter. Der § 133a umfaßt also solche 
Personen, die, was Vorbildung und 
Leistung anlangt, die Zwischenklasse 
zwischen „gelernter Arbeit“ und 
„wissenschaftlicher Tätigkeit‘ bilden'®). 
Die Antwort auf die Frage, ob 
der Diplom -Ingenieur zu diesen Per- 
scnen gehört, ergibt sich nun ohne wei- 
teres. Wir wollen aber diese Antwort 
nicht selbst geben, sondern maßgebende 
Kommentatoren sprechen lassen. 
Regierungsrat Nelken schreibt in 
seinem ausgezeichneten Werke: „Das 
Gewerberecht in Preußen‘), 
das unter den „Handbüchern des preu- 
Bischen Verwaltungsrechts‘“‘ im Jahre 
1906 erschienen ist, unter „§ 15 Ge- 
werbliche Gehilfen‘“ folgendes: 
„Unter den gewerblichen Gehilfen, d. h. 
den unselbständigen Gewerbetreibenden, 
ist zu unterscheiden zwischen denjenigen 
Personen, welche vermöge ihrer höheren 
wissenschaftlichen, künstlerischen oder 
kaufmännischen Bildung in dem Ge- 
werbebetriebe des Unternehmens eine 
Stellung einnehmen oder eine Tätig- 
keit ausüben, die sie über die Stellung 
und über die Tätigkeit des gewerb- 
lichen Arbeiters hinaushebt, und den ge- 
werblichen Arbeitern selbst. Zu erste- 
ren sind diejenigen zu rechnen, welche 
im gewerblichen Leben gewöhnlich mit 
einer Stellvertretungsbefugnis gegenüber 
dem Gewerbetreibenden ausgestattet 
sind, wie die höheren Betriebsbzamten, 
Fabrikdirektoren, Prokuristen und ähn- 
liche, ohne daß indes die Stellver- 
tretungsvollmacht ein stets unterschei- 
dendes Merkmal bildet. Schr viele unter 
den Begriff der gewerblichen Arbeiter 
im Sinne des Titels VII der Gewerbe- 
ordnung fallende Angestellte, wie na- 


Die u — 


16) Vergl. Urteil des Gewerbegerichts Breslau 
vom 7. Januar 1904 in „Das Gewerbegericht‘, 
9. Jahrg., Berlin 1904, pag. 240. 

1) F. Nelken, Das Gewerberecht in 
Preußen, erster Band, Berlin 1906, erschienen 
in der Sammlung „Handbücher des Preußischen 
Verwaltungsrechts III“ als „Das Preußische Ge- 
werberecht, erster Band“. | 
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mentlich die Betriebsbeamten und Werk- 
meister der §§ 133a ff, üben eine Stell- 
vertretung aus, und umgekehrt 
könnendiehöhergebildeten!In- 
genieure und Chemiker, die 
künstlerisch gebildeten Zeich- 
ner und Maler, welche mit. der 
Leitung des Betriebes und mit 
einer Stellvertretung meist 
nichts zu tun haben, nicht mit 
denjenigen Technikern identi- 
fiziertwerden, welche im Sinne 
des § 133a Gew.O. mit „höheren 
technischen Dienstleistungen“ 
betraut sind. Die Grenze ist 
hier allerdings flüssig, wird 
aberregelmäßigdanngefunden 
werden, wenn man ähnlich wie 
hinsichtlich der höheren und 
mittleren Beamten zwischen 
der durch Prüfung belegten 
akademischen Vorbildung und 
derjenigen Vorbildung unter- 
scheidet, welche, sei es durch 
diePraxis,seiesdurchdiefach- 
liche Ausbildung auf einer 
Lehranstalt erworbenist. Die 
Verhältnisse dieser höheren 
gewerblichen Gehilfen sind in 
der Gewerbeordnung nicht ge- 
regelt.‘ Hier wird also mit unzwei- 
felhafter Deutlichkeit festgestellt, daß 
die Diplom-Ingenieure nicht zu den 
„Gewerblichen Arbeitern‘‘ gehören und 
deshalb auch nicht als „Werkmeister“ 
und „Techniker‘ im Sinne des § 133a 
aufgefaßt werden können. 

Schenkel, der frühere Professor 
der Rechtswissenschaft an der Karls- 
ruher Technischen Hochschule und 
nachmalige badische Staatsminister 
schreibt in seinem Kommentar zur 
Gewerbeordnung, Karlsruhe 1894, auf 
Seite 413 bezüglich der Personen 
des § 133a folgendes: „Nach oben 
hin ist die Grenzlinie dort gezo- 
gen, wo sich die Aufsichtsführung nicht 
unmittelbar auf die Handlungen des 
gewerblichen Betriebes selbst, sondern 
auf die Geschäftsführung der mit der 
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Betriebsleitung und der Aufsichtsgewalt 
betrauten Personen bezieht, wie dies bei 
den Mitgliedern des Aufsichtsrats einer 
Aktiengesellschaft der Fall ist, Handb. 
der U.-V. Ziff. 27, oder wo höhere 
wissenschaftliche, technische, 
volkswirtschaftliche Ausbil- 
dung und die dadurch bedingte 
soziale Stellung der mit der 
Leitung und Beaufsichtigung 
des Betriebesbetrauten Perso- 
nen die Einordnung derselben 
in die Klasse der den Arbeitern 
und Gehilfen wenigstens nahe- 
stehenden Betriebsbeamten 
ausschließt.“ — Und auf Seite 414 
desselben Werkes schreibt Schenkel: 
„Auf wissenschaftlich gebildete Tech- 
niker, welche mit der Gesamtleitung 
einer größeren Gewerbsunternehmung 
oder eines technischen Zweiges dersel- 
ben (insbesondere als Direktoren einer 
Aktiengesellschaft) oder mit der Stell- 
vertretung des Unternehmers betraut 
sind, wird übrigens der Abschnitt III b 
keine Anwendung finden; denn es ist 
nicht anzunehmen, daß auch derartige 
Personen als „Angestellte‘ im Sinne des 
§ 2 des Gewerbegerichtsgesztzes be- 
zeichnet, dem Gesamtbegriff der ‚„ge- 
werblichen Arbeiter‘ im Sinne des Tit. 
VII GO. eingeordnet und damit auch 
den Vorschriften der §§ 105 bis 120e 
unterworfen werden sollten.“ 

Also auch Schenkel betrachtet die 
Diplom -Ingenieure als nicht unter den 
§ 133 a gehörig. 

In völliger Uebereinstimmung mit 
Schenkel schreibt Burchardt in 
seinem Buche: „Die Rechtsver- 
hältnisse der gewerblichen Ar- 
beiter“, Berlin 1901, auf Seite 70: 
„Die Grenzlinie nach oben liegt da, wo 
die Beaufsichtigung sich nicht unmittel- 
bar auf die Handlungen des gewerb- 
lichen Betriebes, sondern auf die Ge- 
schäftsführung des betriebsleitenden 
Personals bezieht, und wo die hö- 
here Ausbildung uundhöhereso- 
ziale Stellung es unzulässig 
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in diese 
nahe- 


macht, den Angestellten 
den Arbeitern wenigstens 
stehende Klasse einzureihen.‘“ Und 
weiter unten auf derselben Seite 
schreibt Burchardt: „Auf wissen- 
schaftlich gebildete Techniker, 
welche mit der Gesamtlei- 
tung einer größeren Gewerbs- 
unternehmung oder eines Zweiges 
derselben oder mit Stellvertretung 
des Unternehmers betraut sind (z. 
B. Direktoren einer Aktiengesellschaft) 
hat Abschn. HIb keine Anwendung.“ 

Die vorstehend gemachten Darle- 
gungen in Verbindung mit der überein- 
stimmenden Ansicht maßgebender Kom- 
mentatoren der Gewerbeordnung dürf- 
ten zweifelsfrei den Nachweis geliefert 
haben, daß der Diplom-Ingenieur nicht 
„Gewerblicher Arbeiter“ und deshalb 
auch nicht „Werkmeister‘ oder ,Tech- 
niker‘“ im Sinne des § 133a der Ge- 
werbeordnung sein kann. 

Wie ist nun die Praxis? Die Pra- 
xis behandelt den wissenschaft- 
lich gebildeten Techniker im Ge- 
gensatz zu allen anderen Personen 
mit wissenschaftlicher und künst- 
lerischer Bildung als „Gewerb- 
lichen Arbeiter“ Woher kommt es 
nun, dal man den wissenschaftlichen 
Techniker als einzigen Akademiker von 
den Angehörigen anderer wissenschaft- 


licher Berufe trennt und ihn in die 
Gruppe der „Gewerblichen Arbeiter“ 
verweist? — Eine Begründung hierfür 


gibt es nicht; wohl aber kann eine Er- 
klärung gegeben werden. Von vorn- 
herein sei bemerkt, daß heute ganz all- 
gemein anerkannt ist, daß die selbst- 
ständige Ausübung des Diplom-Ingeni- 
eurberufes ebenso wie die des Aerzte- 
und Anwaltsberufes kein Gewerbe dar- 
stellt, sondern einen freien wissen- 
schaftlichen!) Beruf im Sinne der 


18) Nach der Entscheidung des Oberverwal- 
tungsgerichts vom 21. März 1901 (O.V.G. VI. 
G. 421) liegt „wissenschaftliche‘‘ Tätigkeit 
‘stets dann vor, wenn die Lehren und Grund- 
sätze einer Wissenschaft auf konkrete Verhält- 


artes liberales, und deshalb eben- 
sowenig der Gewerbeordnung und 
der Gewerbesteuerpflicht untersteht, 
wie jede andere wissenschaftliche oder 
künstlerische Tätigkeit!’). Für die 
selbständigen Diplom-Ingenieure 
besteht also volle Gleichstel- 
lung mit den anderen Aka- 
demikern. Der Grundsatz der Gleich- 
stellung trifft aber nicht zu be- 
züglich der bei einem gewerblichen Un- 
ternehmen angestellten Diplom-Ingzni- 
eure. Dieses Messen mit zweierlei Maß 
wollte man nun damit begründen, daß 
man sagte, der Gesetzgeber spreche im 
$ 133 a ausdrücklich von „höheren tech- 
nischen Dienstleistungen‘‘, während er die 
anderen höheren Dienstleistungen, so 
medizinische, juristische usw., nicht 


nisse durch solche Personen zur Anwendung ge- 
bracht werden, die eine abgeschlossene akade- 
mische Vorbildung in ihrem Fache besitzen. Vergl. 
auch Veit Simon „Zur Gewerbesteuer- 
freiheit der Patentanwälte“ in „Mitteilungen vom 
Verband deutscher Patentanwälte‘ Jahrg. 1903, 
pag. 45. Für nichtakademisch vorgebildete Archi- 
tekten und Ingenieure ist die Frage, ob „wissen- 
schaftliche“ oder „künstlerische“ Tätigkeit vor- 
liegt, Tatfrage. Vergl. Schenkel, Gewerbe- 
ordnung, 2. Aufl. Bd. I pag. 33, Bd. II pag. 
160,1601; ferner Entscheidung des Oberverwal- 
tungsgerichts, Ill. Senat, vom 11. März 1899 
(IH, 403), abgedruckt im Preußischen Verwal- 
tungsblatt, 20. Jahrg. 189899, pag. 543, in der 
ausgesprochen ist, daß der Beruf eines wissen- 
schaftlich gebildeten Architekten und Ingenieurs 
an sich kein Gewerbe ist. 


19) An dieser grundsätzlichen Auffassung wird 
dadurch nichts geändert, daß es Fälle gibt, in 
denen der Diplom-Ingenieur in die Reihe der 
Gewerbetreibenden eintritt. Dies geschieht 
einmal dadurch, daß er mit irgend welchen Er- 


zeugnissen einen förmlichen (nicht vorüber- 
gehenden) Handel treibt. Zum anderen können 
Diplom-Ingenieure Gewerbetreibende werden, 


wenn sie Unternehmer von Maschinenfabriken 
usw. werden und das wesentlich entscheidende 
subjektive Merkmal der Gewinnerzielung deutlich 
erkennbarer Hauptzweck ist. Unter denselben 
Umständen wird aber auch der Arzt, der mit 
Heilmitteln Handel treibt oder Unternehmer einer 
Privatkrankenanstalt wird, zum Gewerbetrei- 
benden. 
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nenne °). Diese Auffassung leidet an 
dem Grundirrtum, daß sie übersieht, 
daß ‚„technisch‘‘ im Sinne des Gesetzes 
nicht im Gegensatz zu medizinisch und 
juristisch gebraucht ist, sondern als 
Sammelbegriff alle nicht kaufmännische 
Tätigkeit zwischen ‚gelernter Arbeit“ 
und „wissenschaftlicher Tätigkeit‘ um- 
faßt. Die juristische Tätigkeit fällt 
also, sofern sie nicht wissenschaftlich ist, 
ebenfalls unter den Begriff des „tech- 
nischen“ im Sinne des Gesetzes. Man 
hat sich ferner berufen auf die Motive 
des Abschnittes IIIb, die ausdrücklich 
bemerken, „das entscheidende Merkmal 
in eine gewisse Art oder ein gewisses 
Maß der Ausbildung zu legen, ist nicht 
tunlich‘“:); allein man hat übersehen, 
daß diese Bemerkung einzig und allein 
für die Auffindung der Grenzlinie zwi- 
schen Handarbeiter einerseits und Werk- 
meister und Techniker anderseits Gel- 
tung haben sollte; bezüglich der oberen 
Abgrenzung der im Titel VII genannten 
Personen sagt der $ 133a gar nichts, 
und mit Recht, denn nach den Motiven 
des Gesetzes und nach der überein- 
stimmenden Ansicht aller Kommentato- 
ren gehören Personen mit wissenschaft- 
licher oder künstlerischer Tätigkeit nicht 
unter die Gewerbeordnung; eine Be- 
merkung im § 133a, die dies ausdrück- 
lich nochmals festgestellt hätte, wäre 
also eine Ueberbestimmung. Es muß 
dieser Auffassung gegenüber aber auch 
betont werden, daß im Titel VII nir- 
gends gesagt ist, daß ingenieurwissen- 
schaftliche Tätigkeit nicht als wissen- 


20) So Landmann, 
Auflage ll. Bd. pag. 4. 
71) So Landmann, Gewerbeordnung, 5. 
Aufl. Il. Bd. pag. 6. Landmann meint, daß 
wissenschaftlich vorgebildete Techniker deshalb 


Gewerbeordnung, 4. 


dem $ 133a unterständen, weil derselbe ausdrück- . 


lich von Chemikern spreche. Landmann vergißt 
aber, daß die Bezeichnung „Chemiker“ gar nicht 
an wissenschaftlicher Vorbildung haftet, daß 
diese Bezeichnung vielmehr auch ganz allgemein 
von solchen Personen geführt wird, die über- 
haupt keine chemische Schulung besitzen oder 
doch nur die einer niederen Lehranstalt. 


schaftliche Tätigkeit aufzufassen sei. Daß 
die Gesetzgebung die Vertreter der In- 
genieurwissenschaft den Angehörigen 
anderer akademischer Berufsstände ge- 
genüber deshalb anders behandeln woll- 
te, um eine „sozial ausgleichende Auf- 
fassung‘“?) zum Ausdruck zu bringen, 
entbehrt jeder Grundlage, denn ein sol- 
ches Recht würde gegen das verstoßen, 
was jedes Recht verwirklichen soll, die 
Gerechtigkeit. Aber wenn ein Ein- 
führen solcher sozial ausgleichenden Mo- 
mente hier sachlich am Platze wäre, 
so ist nicht einzusehen, weshalb sich der 
Gesetzgeber zu diesem utopistischen 
Experiment gerade die wissenschaft- 
lichen Techniker ausgesucht hat; 
der Gesetzgeber hätte zweifellos vor- 
her und nachher Gelegenheit gehabt, 
diese soziale Ausgleichspolitik auch ge- 
genüber den Angehörigen der alten 
wissenschaftlichen Berufe zur Anwen- 
dung zu bringen. Das weiterhin dem 
Gesetzgeber unterstellte Moment, daß 
auch Autodidakten ‚oft‘) Tüchtiges 
leisteten, ist schon deshalb abzuweisen, 
weil man für solche Ausnahmen keine 
Gesetze macht; tut man dies, dann wird 
man logischerweise auch die Berufsge- 
setze der Anwälte und Aerzte beseiti- 
gen müssen, denn auch dort passiert es, 
daß „tüchtige Köpfe“ ohne fachwissen- 
schaftliche Schule ‚oft‘ solche überflü- 
geln, „welche ein volles Hochschulstu- 
dium hinter sich haben‘; man braucht 
nur die Namen Sebastian Kneipp und 
Prießnitz in der Medizin zu nennen 
und es braucht nur erwähnt zu 
werden, daß die großen Schöpfungen der 
Gesetzgebung nicht immer von Juristen 
mit „voller Hochschulbildung‘“ geschaffen 
worden sind und daß auf dem Gebiete der 
Rechtsphilosophie die Fachjuristen auch 
heute noch die „weißen Raben“ bilden. 
Es hat aber deshalb niemand den Schluß 


2?) Vergl. Alexander-Katz, „Die Rechts- 
verhältnisse der höheren technischen Ange- 
stellten“, Berlin 1906, pag. 8. 

2") So ebenfalls Alexander-Katz auf 


pag. 5. 
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gezogen, daß bezüglich der Rechts- 
stellung der Mediziner und Juristen „die 
wissenschaftliche Ausbildung und die so- 
ziale Stellung rechtlich ohne Bedeutung“ 
bleiben müsse; Aerzte- und Anwalts- 
kammern müßten sonst beseitigt oder 
doch auch den Heilgehilfen und Rechts- 
agenten geöffnet werden. Ein sol- 
cher Versuch, die berufsständischen 
Gesetze beseitigen zu wollen, 
wäre aber ganz unverständ- 
lich, denn diese Gesetze bedeuten kei- 
neswegs „Privilegien“, durch die man 
„Stände“ schaffen wollte. Der Gesetz- 
geber ließ sich vielmehr bei Schaffung 
der Berufsgesetze von der Ueberzeugung 
leiten, daß die Rechtsstellung der einzel- 
nen Berufsgruppen dem Bildungsgrad 
und den sonstigen spezifischen Be- 
dingungen der Berufsangehörigen ent- 
sprechend so auszugestalten sei, daß 
diese auf die höchste Stufe der 
Leistungsfähigkeit gehoben werden und 
damit zugleich dem Staat und der All- 
gemeinheit der großmöglichste 
Nutzen erwachse. 

Kann scmit all diesen Argumenten cine 
Berechtigung für die Einbeziehung inge- 
nieurwissenschaftlich vorgebildeter Per- 
sonen in den § 133a nicht zuerkannt 
werden, so fragt es sich, ob wohl die 
Pestimmungen, die sich auf den Paragra- 
phen stützen, die Absicht der Einbezie- 
hung solcher Personen vermuten lassen. 
Da sehen wir nun, daß beispielsweise 
der § 133b festsetzt, daß das Dienst- 
verhältnis gelöst werden kann, wenn ein 


rechtfertigender Grund vcrliegt, und 


§ 133c zählt dann ähnlich wie im Han- 
delsgesetzbuch ganz ausführlich die ein- 
zelnen Punkte auf, wegen deren die im 
§ 133a bezeichneten Personen entlassen 
werden können. Es heißt da u. a.: „wenn 
sie das Vertrauen mißbrauchen‘‘, „wenn 
sie den Dienst unbefugt verlassen‘, 
u.a.m. Hier kommt ausdrücklich der 
subalterne Charakter der Personen 
des Titels VII zum Vorschein, 
die der Gesetzgeber im Auge 
hatte; denn jedermann, der im 


denselben 


praktischen Leben steht, weiß, daß ein 
höher gebildeter Beamter hier nicht mit 
dem kaufmännischen oder Bureaubeam- 
ten auf eine Stufe gestellt werden kann. 
Bei einem höher gebildeten Beamten 
kommen vielmehr für die sofortige Ent- 
lassung teils nicht so strenge, teils stren- 
gere Grundsätze zur Anwendung, als 
beim Handlungsgehilfen bzw. gewerb- 
lichen Arbeiter. Es ist dabei namentlich 
an die Vertrauensfrage zu denken; bei 
einem höher gebildeten Manne müssen 
Vertrauensmißbrauch, Bestechlich- 
keit und ähnliche Dinge viel strenger 
ausgelegt werden, als bei einem Zeich- 
ner, d. h. einem Beamten von geringerer 
Bildung. Anderseits wird das Fortblei- 
ben vom Bureau nicht mit sofortiger 
Entlassung bestraft werden können. Man 
wird also feststellen müssen, daß „recht- 
fertigende Gründe“ bei höher gzbildeten 
Personen etwas anderes sind, als bei sub- 
alternen. Die Entscheidung hierüber hat 
stets der Richter?*). Es kann demnach 
auch aus der ganzen Art der Bestim- 
mungen des Abschnitts IIIb nicht die 
Absicht herausgelesen werden, daß sie 
für akademisch gebildete Personen be- 
stimmt seien. 

Man suchte die Auffassung, daß Di- 
plom -Ingenieure gewerbliche Arbeiter 
seien, auch damit zu begründen, daß 


4) Weitere Bestimmungen der Gewerbeord- 
nung bzw. des Handelsgesetzbuches, die für 
höher gebildete Personen ungeeignet sind, zählt 
Dr. Schwalenberg auf in seiner lesens- 
werten Abhandlung: „Die Vorschriften des deut- 
schen Handelsgesetzbuches als Grundlage für ein 
einheitliches Privatbeamtenrecht“ in „Volkswirt- 
schaftliche Blätter“, IX. Jahrg. Berlin 1910, 
Nr. 20. Daß die volkswirtschaftlichen Svndizi 
nit aller Entschiedenheit ablehnen, unter die 
Bestimmungen für Handlungskommis des 
Handelsgesetzbuches gebracht zu werden, ergibt 
sich aus dem Aufsatz von Rechtsanwalt Wilhelm 
Bittermann: „Die rechtliche Stellung der 
Fachbeamten wirtschaftlicher Interessenvertre- 
tungen“, in „Volkswirtschaftliches Handbuch“, 
erste Ausgabe, Berlin 1909, pag. 525ff. Aus 
Gründen, aus denen die Bestim- 
mungen des Handelsgesetzbuches ungeeignet sind 
für die Nationalökonomen, müssen sie auch 
seitens der Diplom-Ingenieure verworfen werden. 
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man für den Begriff „gewerblicher Ar- 
beiter‘‘ die Mitwirkung an der Herstel- 
lung eines (greifbaren) gewerblichen 
Erzeugnisses?:) als das wesentliche Merk- 
ma! bezeichnete. Allein wie Landmann 
nachweist?*), hat man dabei übersehen, 
daß es eine große Anzahl zweifellos dem 
Titel VII unterstehender Arbeiter gibt 
(Gewerbe der persönlichen Dienstleistun- 
gen, Transport- und überhaupt Verkehrs- 
gewerbe), bei denen ein gewerbliches Er- 
zeugnis überhaupt nicht in Frage kommt. 
Alle maßgebenden Kommentatoren haben 
denn auch heute diese Definition des 
„gewerbliche: Arb. iter“ aufgegeb:n; 
deshalb darf man sich auch nicht mehr 
darauf berufen. 

Will man also auf Grund des Vor- 
stehenden die Frage beantworten, ob Di- 
plom-Ingenieure, die im Dienstverhält- 
nis zu einem gewerblichen Unternehmen 
als Angestellte eine gerade für dieses 
Unternehmen spezifische Tätigkeit aus- 
üben, als „gewerbliche Arbeiter‘ im 
Sinne des Titels VII der Gewerbzord- 
nung anzusehen sind, so ist diese 
Frage lediglich nach denselben Ge- 
sichtspunkten zu entscheiden, die 
für die Beurteilung der Angehörigen an- 
derer akademischer Berufsstände maß- 
gebend sind, nämlich nach dem allge- 
meinen Sprachgebrauch und aus dem 
Geist des Gesetzes heraus’). 

Nachdem aber die fachliche Tätigkeit 
des selbständigen Diplom-Ingenieurs als 
wissenschaftlicher Beruf grundsätz- 
lich anerkannt ist und nachdem weiter- 
hin anerkannt ist, daß der § 133a le- 
diglich die Zwischenklasse zwischen ,„ge- 
lernter Arbeit‘ und „wissenschaftlicher 
Tätigkeit“ im Auge hat, daß also die 


2) Vergl. Reichsgerichtsentscheidung Bd. 17, 
pag. 80, Bd. 37, pag. 66; ferner „Jurist. Wochen- 
schrift“, Jahrg. 1001 Nr. 34, pag. 410. 


2%) Vergl. Landmann, Gewerbeordnung, 5. 
Aufl. II. Bd., München 1907, pag. 6. 


”") Vergl. Baum, 
gerichte, Berlin 1904, pag. 31; ferner 
helmi-Fürst, Das Gewerbegesetz, 2. 
Berlin 1908, pag. 20°21, 


Wil- 
Aufl. 


Handbuch der Gewebe- 


von dem Unternehmer einer Privatheil- 
anstalt angestellten akademisch geprüf- 
ten Aerzte, Syndici von gewerblichen Un- 
ternehmen und ähnlich tätige Personen 
nicht zu den „Gewerblichen Arbeitern‘ 
gehören, kann logischerweise auch der 
Diplom-Ingenieur nicht diesem Paragra- 
phen unterstellt werden, soll das Recht 
nicht Schaukelspiel der Willkür sein. Es 
folgt also der Satz: Der Diplom-In- 
genieur ist in seiner fachlichen Tä- 
tigkeit Angehöriger eines wissen,- 
schaftlichen Berufs, der als solcher 
nicht unter die Gewerbeordnung 
fällt, und der Diplom-Ingenieur 
fällt auch dann nicht unter diese, 
wenn er bei einem gewerblichen Un- 
ternehmen angestellt ist. 

Wenn die Praxis tretz dieser, aus dem 
Geist des Gesetzes und aus der Analo- 
gie fließenden Feststellung den Diplom- 
Ingenieur fast durchweg zu den ‚‚ge- 
werblichen Arbeitern‘ rechnet, so ist 
dies in erster Linie auf die unglückliche 
Formulierung des $ 133a zurückzu- 
führen. Man hat ohne Rücksicht auf die 
vielseitige Bedeutung, die das Wort 
„Techniker“ im deutschen Sprachge- 
brauch besitzt, noch einen neuen Begriff 
geschaffen und ihm Merkmale unter- 
stellt, die mit dem üblichen Sprachge- 
brauch vielfach im Widerspruch stehen. 
Während man in der fachmännischen 
Sprache unter Techniker den nichtaka- 
demisch gebildeten Fachmann verstcht, 
in anderem Sinne wiederum den Diplom- 
Ingenieur als Techniker bezeichnet im 
Gegensatz zu den Trägern anderer Fa- 
kultätswissenschaften, hat der Gesetz- 
geber einen neuen Begriff geschaffen, 


der im Handelsgesetzbuch wurzelt. 
Es kostet für den abseits stehen- 
den Richter einige Mühe, diese 
drei verschiedenen Begriffe ausein- 


ander zu halten. Zu der damit ge- 
schaffenen Gefahr der Verwirrung tritt 
die vielbeklagte Begriffs- und Buch- 
stabenjurisprudenz:‘), die nicht nur nicht 


>) Auch Kantorowicz-Freiburg i. 
Br. konstatierte auf dem ersten Deutschen So7io- 
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in den Geist des Gesetzes eindringt, son- 
dern auch vielfach die Vernunft aus- 
schaltet. Da in der Ueberschrift des 
Titels VII „Techniker“ als Beispiel eines 
gewerblichen Arbeiters ausdrücklich ge- 
nannt sind und auch Diplom-Ingenieure 
„Techniker“ sind, „so sind‘, schließt man, 
„auch Diplom -Ingenieure gewerbliche 
Arbeiter“, während doch die entschei- 
dende Frage die ist: gehören wissen- 
schaftliche Techniker zur Gruppe 
der nichtwissenschaftlichen Tech- 
niker, d. h. der Arbeitertechniker ? Da- 
zu kommt die in manche Kommentare 
übernommene Wendung aus den Motiven, 
daß die Ausbildung für die Festlegung 
der Grenze zwischen den gewöhnlichen 
Arbeitern und den Arbeitern des $ 133a 
kein geeignetes Merkmal bilde. Dies ist 
vielfach so aufgefaßt worden, als solle 
das Vorbildungsmoment im Bereich der 
Techniker grundsätzlich ausgeschieden 
werden, während der Gesetzgeber doch 
lediglich damit sagen wollte, daß im Hin- 
blick auf die fast übereinstimmende 
Ausbildung der gewerblichen Arbeiter 
des § 133a und der gewöhnlichen Ar- 
beiter für die Auseinanderhaltung bei- 
der lediglich die Art der Beschäfti- 
gung in Betracht gezogen werden könne. 


Wie können diese Mißstände nunmehr 
beseitigt werden? Würde stets auf den 
Geist des Gesetzes eingegangen und die 
Analogie berücksichtigt werden, wie dies 
seitens der freirechtlichen Schule, 
insbesondere von Kohler?) seit Jahren 
propagiert wird, so könnten sich die 
Diplom-Ingenieure mit dem jetzigen Zu- 
stande begnügen, denn es unterliegt 
keinem Zweifel, daß die oberinstanz- 
lichen Gerichte das Gesetz in dem Sinne 


logentag zu Frankfurt a. M., Oktober 1910, daß 
diese „die herrschende Auffassung von der 
Rechtswissenschaft‘“ sei. 


2») Vergi. Joseph Kohler, Das Vorbe- 
nutzungsrecht beim Gebrauchsmuster, in den 
Mitteilungen vom Verband deutscher Patent- 
anwälte, 7. Jahrg. Nr. 89, Berlin, September 
1907, Vergl. ferner G. Radbruch, Einführung ih 
die Rechtswissenschaft, Leipzig 1910, pag. 118 ff. 


auslegen, daß die Diplom-Ingenieure un- 
ter den Titel VII der Gewerbeordnung 
nicht gehören. Trotzdem muß von der 
Herbeiführung einer .solchen Entschei- 
dung abgesehen werden, denn es besteht 
keine Gewißheit, daß sich die Behörden 
nach einer solchen Reichsgerichtsent- 
scheidung richten werden, wie es ja doch 
zur Genüge bekannt ist, daß beispiels- 
weise das Kaiserliche Patentamt in 
mancher Beziehung trotz Reichsgerichts- 
entscheidungen seine eigenen Wege 
geht”). Der Verband Deutscher Diplom- 
Ingenieure muß deshalb anläßlich der 
nächsten Gewerbenovelle eine ent- 
sprechende Redaktion und Ergänzung 
des $ 133a in Vorschlag bringen. So 
muß die Bezeichnung des „technischen“ 
in diesem Paragraphen ersetzt werden 
durch die weit zutreffendere Bezeich- 
nung des nichtkaufmännischen d. h. des 
„fachlichen“. Die ‚fachlichen‘ Lei- 
stungen werden nach unten begrenzt 
durch die ‚gelernte Arbeit“ und nach 
oben durch die „wissenschaftliche Tätig- 
keit“. Um sich einseitig philologischer 
Interpretation zu entziehen, hätte der 
Paragraph einen Zusatz zu erhalten, wie 
etwa: „Personen, deren berufliche 
Tätigkeit sich auf abgeschlossene Hoch- 
schulbildung stützt, fallen nicht un- 
ter diesen Paragraphen.“ Dieser Zu- 
satz bedeutet etwas Selbstverständliches 
und ist deshalb eine Ueberbestimmung: 
er erscheint aber angezeigt, weil man 


») Es sei nur erinnert an die Meinungs- 
verschiedenheit zwischen dem Patentamt und den 
Gerichten über die Frage, ob Wortzeichen mit 
solchen figürlichen Zeichen übereinstimmen, die 
den Begrift des Wortes figürlich wiedergeben 
urd umgekehrt. Nach der Auffassung des Reichs- 
gerichts, der die unterinstanzlichen Gerichte 
folgen, ist grundsätzlich die Uebereinstimmung 
zwischen dem Wortzeichen und dem Bilde be- 
grifflich ausgeschlossen, da sich der Zeichen- 
schutz nur auf die äußere Erscheinung des 
Zeichens, nicht auch auf den mit der einge- 
tragenen Zeichenform verbundenen, Sinn er- 
strecke, daher sei die bloße Benennung der 
Ware mit dem dem Bildzeichen entsprechenden 
Worte keine „Wiedergabe“ des geschützten 
Zeichens. 
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den Vertretern der vernünftigen Inter- 
pretation vorgehalten hat: ‚in anderen 
Fällen hätten die Gesetze derartiges 
Selbstverständliches ausdrücklich gesagt; 
da sie dies in einem Falle nicht getan 
hätten, so müsse man sich wohl oder 
übel an den Wortlaut halten und die 
Vernunft zurückstellen.‘‘ Gegenüber di2- 
ser Auffassung von der Rechtswissen- 
schaft ist ein solcher Zusatz erforderlich. 
In der Neufassung würde der § 133a 
etwa lauten: | 
„Das Dienstverhältnis der von 
Gewerbeunternehmern gegen feste 
Bezüge beschäftigten Personen, 
welche nicht lediglich vorüber- 
gehend mit der Leitung oder Be- 
aufsichtigung des Betriebes oder 
einer Abteilung desselben beauf- 
tragt (Betriebsbeamte, Werkmei- 
ster und ähnliche Angestellte) oder 
mit höheren fachlichen Dienstlei- 
stungen betraut sind (Maschinen- 
techniker, Bautechniker, Chemiker, 
Zeichner und dergleichen), kann, 
wenn nicht etwas anderes verab- 
redet ist, von jedem Teile mit Ab- 
lauf jedes Kalendervierteljahres 
nach sechs Wochen vorher erklär- 


ter Aufkündigung aufgehoben wer-. 


den. 

Personen, deren berufliche Tätig- 
keit sich auf abgeschlossene Hoch- 
schulbildung stützt, fallen nicht 
unter diesen Parazraphen.“ 


Wird die Fassung in dieser Form ge- 
wählt, dann wird der Diplom-Ingenieur 
nicht mehr länger das Opfer des Sprach- 
gebrauchs und jener Auffassung sein, die 
den wissenschaftlichen Techniker eine 
Ausnahmestellung gegenüber den Ange- 
hörigen der übrigen akademischen Be- 
rufe zuweist. Damit fallen aber dann all 
die vielfach sinnwidrigen Zustände, die 
die Einreihung der Diplom-Ingenieure in 
die Gruppe der „gewerblichen Ar- 
beiter“ ‘im Gefolge gehabt hat. Die 
Einordnung des Diplom-Ingenieurs in die 
Invalidenversicherung, die Krankenver- 
sicherung und andere Gesetze ver- 


schwindet von selbst und damit entfällt 
für den Verband Deutscher Diplom-In- 
genieure die große Arbeit, die er auf- 
wenden muß, um die Diplom -Inge- 
nieure vor der Einordnung in zukünf- 
tige Fürsorgegesetze für Arbeiter, bei- 
spielsweise das Arbeitskammergesetz 
und das Privatbeamtenpensionsgesetz zu 
schützen. Der Verband würde diese Zeit 
lieber zu positiver praktischer Standes- 
arbeit verwenden, aber er muß diesen 
Kampf kämpfen. Die Diplom-Ingenieure 
erblicken in diesem Kampfe zunächst ein 
Gebot sittlicher Verpflichtung gegen 
sich selbst, gegen ihre Wissenschaft und 
gegen ihre Hochschule; denn die Aus- 
nahmestellung, in der sie sich gegenüber 
anderen Akademikern befinden, ist 
nur zu oft schon als Minder- 
wertigkeit gedeutet worden. Das ist be- 
schämend; doppelt beschämend in einer 
Zeit, in der alle Welt die großen Erfolge 
der wissenschaftlichen Technik feiert. Zu 
den Beweggründen ideeller Art treten rein 
praktische Mcmente. All die in Be- 
tracht kommenden Fürsorgegesetze sind 
ebenso wie der Abschnitt IIIb der Ge- 
werbeordnung für „gewerbliche Arbei- 
ter‘, d. h. für Handarbeiter und die 
diesen nahestehenden Gruppen zuge- 
schnitten und deshalb nicht geeignet, den 
durch die Vorbildung und die gesamten 
beruflichen Bedingungen der Diplom-In- 
genieure gegebenen Bedürfnissen sach- 
lich zu genügen. Dazu kommt, daß sie 
die Einführung der offiziellen genossen- 
schaftlichen Fortentwicklung, der 
Selbstverwaltung und der Eigen- 
disziplin des Standes erschweren und 
bei all dem die Diplon-Ingenieure ma- 
teriell nur belasten, ohne ihnen Gegen- 
leistungen zu bieten; sie bedeuten deshalb 
eineSondersteuer, dieandereAkademiker 
unter denselben wirtschaftlichen und so- 
zialen Bedingungen lebend, nicht zu 
tragen haben. Aus Gründen der Ge- 
rechtigkeit und gemäß dem Wahlspruch 
„Gleiches Recht für Alle“ verlangt 
der Diplom-Ingenieur, nicht besser aber 
auch nicht schlechter behandelt zu wer- 
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den wie alle anderen Personen derselben 
Vorbildung, wirtschaftlichen und sozialen 
Lage. Mit der Ausschaltung aus der Ge- 
werbeordnung gelangt der Diplom-In- 


genieur unter die Bestimmungen des 
Bürgerlichen Gesetzbuches, und zwar 
diejenigen des Dienstvertrages, denen 


auch die Rechtskundigen, Nationalöko- 
nomen und dergleichen Personen mit 
Dienstleistungen höherer Art unter- 
stellt sind. Besonders hervorgehoben sei, 
daß durch diese Wandlung in der Rechts- 
stellung der Diplom-Ingenieure keinerlei 
fremde Interessen berührt werden; An- 
stoß daran können andere Kreise infolge- 
dessen nicht nehmen, oder doch nur jene, 
die sich den gewerkschaftlichen Klassen- 
kampf zum Programm gemacht haben 
und hierfür in selbstsüchtiger Weise 
auch die Akademiker gewinnen möchten. 
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Aus klassenpolitischen Motiven her- 


aus hätten es diese Verkünder des 
sozialen Radikalismus am liebsten, 
wenn die Einordnung der Diplom- 
Ingenieure noch gesetzlich sank- 
tioniert würde, denn um so 
leichter und unbedenklicher könnten 


sie dann den Angehörigen unseres Stan- 
des klar machen, daß auch die Akade- 
miker zum Proletariat gehören und sich 
nur in Reih und Glied mit den „anderen“ 
Proletariern durch den Klassenkampf vor 
den „Ausbeutern‘‘ zu retten vermöchten. 
Je höher aber die Wogen des Klassen- 
kampfes gehen, um so energischer wird 
sich der Gesetzgeber den Diplom-In- 
genieuren gegenüber auf den Satz be- 
sinnen müssen: Das höchste Ziel des 
Rechtes ist die Verwirklichung der 
Gerechtigkeit! 


Von Dr. Heinz Potthoff, M.d.R. 


. Die organisierten Diplom-Ingenieure.') 


Der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure 
hat vor kurzem das erste Jahr vollendet. Aus die- 
sem Anlasse hat der Vorsitzende, Patentanwalt 
Lang zu Berlin, in der Zeitschrift des Ver- 
bandes einen Rückblick veröffentlicht, der sich 
programmatisch über Entstehung, Ziel und Ar- 
beit der Organisation verbreitet und Gelcgen- 
heit zu ihrer Beurteilung gibt. Und wenn sie 
auch bisher nur anderthalb tausend Mitglieder 
umfaßt, so verdient sie doch Beachtung, denn 
ihr Vorgehen ist charakteristisch für den Geist 
der vertretenen Gruppe, das heißt derjenigen 
Männer, die zu Führern unserer industriellen 
Entwicklung berufen sind. 

Daß die akademisch ausgebildeten Inge- 
nieure sich organisieren, ist verständlich 
und gut. Denn unser Zeitalter ist das der 
freien Berufsorganisationen, und das Verständnis 
für die Gewerkschaftsbewegung wird durch 
nichts so sehr gefördert, als wenn die sogenann- 
ten Gebildeten sich ähnlich betätigen. Man ver- 
gleiche den Leipziger Verband der Aerzteschaft. 
Auch daß die Diplom-Ingenieure nicht ohne 
weiteres sich mit dem Eintritt in die Verbände 


1) Aus „Das Freie Wort“ Frankfurter Halb- 
monatsschrift für Fortschritt auf allen Gebicten 
des geistigen Lebens. Erstes Novemberheft 1910. 


anderer Techniker begnügen, wird man ver- 
ständlich finden. Herkunft, Ausbildung, Le- 
bensziel sind Momente, die auch in der Organi- 
sation eine große Rolle spielen. Tatsächlich 
rechnen ja auch die Akademiker in höherem 
Grade als die Techniker mit der Erreichung 
der Selbständigkeit oder einer leitenden Stellung 
im Großbetriebe, die rechtlich und tatsächlich den 
Inhaber zum Arbeitgeber stempelt. Eine natür- 
liche Folge dieser Trennung von den Organi- 
sationen der technischen Privatangestellten und 
der Ablehnung des „gewerkschaftlichen“, das 
heißt Arbeitnehmerstandpunktes (den der Ver- 
bandsvorsitzende recht wenig klar erfaßt hat), 
ist der Verzicht auf soziale Tätigkeit im enge- 
ren Sinne. Nicht den angestellten Ingenieur 
will der Verband fördern, sondern den „ge- 
prüften‘. Deswegen sind naturgemäß viele an- 
gestellte Dipl.-Ing. in der Organisation der tech- 
nischen Angestellten, weil der Unterschied der 
Fachbildung nicht die Gleichheit der sozialen In- 
teressen ausschließt. 


Wäre das Verständnis für diese Interessen 
vorhanden, so könnte der neue Fachverband 
— oder (leider) richtiger: Titelverband — nütz- 
lich sein. Aber er ist der Gefahr erlegen, die 
jedem derartigen Verbande droht — er ist ein 
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richtiger Titelverband geworden, dem nicht die 
Hebung des Ingenieurs nach Können und Aner- 
kennung, sondern die zunftmäßige Absperrung 
und Privilegierung des mit einem be- 
stimmten Bildungsstempelversehe- 


nen Ingenieurs am Herzen liegt. Der 
größere Teil seiner Bestrebungen richtet sich 
gegen die nicht mit dem Diplom ge- 


schmückten, also angeblich weniger ge- 
bildeten Ingenieure. Dadurch wird auch der 
an sich gute Rest der Tätigkeit erheblich ent- 
wertet. Gewiß ist es gut und notwendig, daß 
die Technik im Ansehen steigt, daß auch die 
Verwaltung an geeigneten Stellen mit Tech- 
nikern statt nur mit Juristen besetzt wird. Aber 
welchen Eindruck können die Vorstellungen der 
Diplom-Ingenieure machen, wenn sie gleichzeitig 
strengste Maßregeln dagegen fordern, daß auch 
ein Nichtdiplomierter an dicser :Steire- 
rung des Ansehens und Einflusses teilnimmt. 
Gesetzlicher Schutz des Namens besteht; ihn 
streng durch Prozesse zu wahren, ist Hauptauf- 
gabe des Verbandes. Zur Erlangung wird ein 
bestimmter Bildungsgang gefordert, nicht nur 
der Beweis technischen Könnens, sondern auch 
das Abiturientenexamen einer neunklassigen 
Mittelschule. Also wieder ein Festnageln auf 
einen bestimmten Bildungsgang, der für eine 
große Anzahl späterer tüchtiger Ingenieure denk- 
bar ungünstig ist. Wiederum eine Gruppe, der 
die hohe Schule weniger zur Erlangung von 
Bildung, als zur Erlangung von Privilegien die- 
nen soll. Das Berechtigungswesen zieht immer 
weitere, unheilvolle Kreise. Wir sehen hier 
denselben Kampf, wie ihn etwa die Zahn- 
ärzte gegen die Dentisten führen; nur noch 
krasser. Denn die Zahnärzte haben wenigstens 
eine staatliche Approbation erlangt und streiten 
gegen einen absolut anders gearteten Bil- 
dungsgang. Die Dipl.-Ing. aber machen 
einen bloßen wissenschaftlichen Titel 
zum Kriterium und wollen auch Leute mit 
gleicher Bildung, aber ohne Examen abgeson- 
dert wissen. Es ist, als wenn die Volkswirte 
oder die Chemiker Sonderrechte für die Dok- 
toren forderten! 


Ueber diesen Kern helfen keine schönen 
Phrasen hinweg. Und wenn ein „Lohnkampf“ 
abgelehnt, die Verbesserung der Einkommen von 
einer Verbesserung der Leistungen erwartet wird, 
so hinkt natürlich die Beschränkung des Zu- 
drangs hinterher. Wie lange wird cs dauern, 
daß Erschwerungen der Prüfungsbedingungen 
dem gleichen Zwecke dienen sollen. 

Charakteristisch ist die Tatsache, daß der 
Verband die Geltung der bescheidenen Schutz- 
vorschriften der Gewerbeordnung für angestellte 
Ingenieure und der sozialen Versicherungstesetze 
für Diplom-Ingenieure mit höchstens 2000 Mark 
Jahreseinkommen als eine Entwürdigung des 


» 
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Standes betrachtet. Er will die Ingenieurtätigkeit 
als „wissenschaftliche‘“ oder ‚„künstle- 
rische‘‘ angesehen wissen und die Ingenieure 
(selbstverständlich nur mit dem Diplomexamen!) 
gleich den Aerzten oder Rechtsanwälten versiche- 
rungsfrei und schutzfrei wissen. Diese Forderung 
zeigt nicht nur einen bedauerlichen Mangel an 
sozialem Verständnis, sondern auch eine Un- 
kenntnis der Gewerbeordnung und ihrer Ent- 
stehung. Ihre Begründung fordert den schärfsten 
Widerspruch heraus. Denn da wird sie pathe- 
tisch als ein „Teil jenes großen Prinzipien- 
kampfes zwischen ideeller und materieller Weit- 
anschauung“ frisiert und mit Rücksicht auf die 
genannte Gehaltsgrenze bei der Versicherun:r 
gefragt, ob „an Stelle der durch Erziehung und 
akademische Schulung entwickelten höheren sitt- 
lichen Werte fortan die Bewertung der Lebens- 
arbeit als finanzielles Rechenexempel nach Mark 
und Pfennig angesehen wird“. Krasser ist 
falscher Bildungsdünkel selten an die Oeiient- 
lichkeit getreten. Man darf hoffen, daß es sich 
hier nur um Entgleisungen des Vorsitzenden, 
nicht um die Meinung der Mitglieder handelt. 
Trotzdem muß mit aller Schärfe betont werden: 
Nicht der von den Geldmitteln des Vaters ab- 
hängige Schulbesuch und das Examen geben 
„höhere sittliche Werte“, sondern nur Wollen 
und Können des einzelnen, das von formaler 
Bildung genau so unabhängig ist wie vom Ein- 
kommen. Unsere besten und größten Tech- 
niker hatten kein Diplom! und unsere 
Sozialgesetzgebung bedeutet keine Herab- 
würdigung der Betroffenen, sondern entweder 
einen Schutz oder eine sittliche Pflicht, die der 
Staat wichtigen Volksgruppen im Gesamtinter- 
esse gewährt oder auferlegt. 


Daß die Diplom-Ingenieure auch gesetzliche 
Interessenvertretungen, Ingenieurkammern nach 
Art der Aerztekammern und Anwaltskammern 
(natürlich mit Ausschluß der Nichtdiplomierten) 
verlangen, kann nach dem Gesagten nicht 
wundernehmen. Staatliche Ehrengerichte zum 
Schutze der besonderen Standesehre des auf 
besondere Weise geprüften Technikers dürften 
bald als ein dringendes Bedürfnis erkannt 
werden! — Zuzugeben ist, daß die Zünftlerei 
der Ingenieure einem leider allgemeinen Zuge 
unserer Zeit folgt und daß es einer einzelnen 
Berufsgruppe nicht leicht fällt, diesem Drange 
zum Chinesentume zu widerstehen. Aber wenn 
die Techniker, die Pioniere des wirtschaft- 
lichen Fortschrittes, die Ueberwinder des alten 
Deutschland durch das junge, so derReaktion. 
verfallen, wer sichert uns dann vor der letzten, 
fürchterlichsten Konsequenz? Auch die Kaufleute 
haben jetzt ihre Hochschulen, auch dort gibt 
es ein Examen, auch dort schließen die ‚Stu- 
dierten“ sich zusammen. Werden wir etwa auch 
noch einen Verband der Diplom-Kauflgute er- 
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leben mit dem Anspruche, daß seinen Mitgliedern 
staatliche Vorrechte vor den „ungebildeten‘ 
Kaufleuten gebühren? Werden etwa beide Ver- 
bände dann Arm in Arm den Satz verfechten, 
daß nur das Diplom zur Leitung einer Aktien- 
gesellschaft u. dgl. befähige, daß der Staat nur 
an Diplomierte seine Aufträge vergebe? Aber 
dann sollten die gleichen Kreise sich nicht 
wundern, daß die rückständigsten Teile des 
Handwerks den Befähigungsnachweis fordern und 
vielleicht einmal ihnen mit diesem „Handwerks- 
diplome‘“ streitig machen, was die Industrie dem 
alten Kleingewerbe ohne Diplom abgenommen 
hat!! 

Die vorstehenden Auslassungen verlangen 
dieselbe Beachtung, die der Reichstagsabgeord- 
necte Herr Dr. Potthoff unserem Verbande 
schenkt. Sie sind auch deshalb schon zu wür- 
digen, weil ihr Verfasser in seiner früheren 
Tätigkeit als Syndikus des deutschen Werk- 
meister-Verbandes einen Einblick in den großen 
Berufskreis der deutschen Techniker gewonnen 
hat, der ihn jetzt zu einem Urteil veranlaßt. 

. Aus diesem Urteil, das nach der ganzen 
politischen Stellung des Herrn Abgeordneten 
auch innerhalb seiner Partei wunfreundlich 
sein mußte, scheinen — gerade mit 
Rücksicht auf diese unfreundliche Fassung — 
zwei Sätze besonders beachtenswert: daß die 
akademisch gebildeten Ingenicure 
sich organisieren, sei verständlich 
und gut. Auch daß die Diplom-Inge- 
nieure nicht ohne weiteres sich mit 
dem Eintritt in die Verbände an- 
derer Techniker begnügen, würde 
man verständlich finden. 

Damit hatte Herr Potthoff eigentlich alles 
gesagt, was er als Doktor der Philosophie, der 
den technischen Wissenschaften und den aka- 
demisch gebildeten Technikern ganz fremd ge- 
genüber steht, sagen konnte. Alles andere, was 
er gesagt hat, zeigt nur, daß es — auch bei 
dem besten Willen — für einen Außenstehenden 
sehr schwer sein muß, die berechtigten Forde- 
rungen der akademisch gebildeten Techniker zu 
verstehen. 

Wenn man die vorliegenden Verhältnisse rich- 
tig beurteilen will, muß man zunächst die Tat- 
sache beachten, daß seit 10 Jahren — und vor- 
aussichtlich für eine sehr ferne Zukunft — der 
Begriff „akademisch gebildete Ingenieure‘ nur 
noch für diejenigen Personen gilt, welche ihr 
Studium mit der akademischen Hauptprüfung 
abgeschlossen haben. Das ist hier genau so, 
wie in anderen akademischen Berufen — der 
Juristen, der Aerzte, der Philologen u. a. Daß 
diese akademische Prüfung mit dem merkwür- 
digen Namen „Diplom-Prüfung‘“ belegt worden 
ist und daß den akademisch gebildeten Inge- 
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nieuren die Bezeichnung „Diplom-Ingenieur“ 
beigelegt wurde (die als akademischer Grad 
von den Hochschulen auf Grund landesherrlicher 
Ermächtigung verliehen wird), ist jedenfalls 
nicht auf Veranlassung des kritisierten Verban- 
des erfolgt. Einen akademisch gebildeten Inge- 
nieur einen Diplomierten zu nennen, und der 
Versuch, ihn mit dieser Bezeichnung lächerlich 
zu machen, ist abgeschmackt, zum mindesten 
aber ungewöhnlich. Von diplomierten Juristen 
oder diplomierten Medizinern zu sprechen im Ge- 
gensatz zu Nichtdiplomierten, ist bisher nicht 
üblich gewesen, trotzdem doch bei den anderen 
Akademikern dieselbe zunftmäßige Absperrung 
und dieselbe Privilegierung vorhanden ist. Hier 
wird sie allerdings von der Gesellschaft, der 
Regierung und der Gesetzgebung gutgeheißen 
oder doch wenigstens geduldet. Selbst Herr 
Dr. Potthoff scheint dem Bildungsstempel für 
seine Person einigen Wert beizumessen. 
Weiter ist aber auch für eine gerechte 
Würdigung der Verbandsbestrebungen zu beach- 
ten, daß die ebengenannte Diplomprüfung nicht 
nur eine akademische, sondern auch eine 
Staats-Prüfung ist — das ist Herrn Dr. 
Potthoff unbekannt geblieben. Sämtliche Staats- 
baubeamte legen als erste Staatsprüfung (an 
Stelle der vormaligen sogn. Bauführerprüfung) 
nunmehr die Diplomprüfung ab, bei deren Ab- 
nahme mit den akademischen Lehrern auch 
höhere aktive Staatsbaubeamte als Mitglie- 
der der Prüfungskomissionen tätig 
sind. Außerdem ist bei jeder Prüfung min- 
destens ein Staatskommissar beteiligt. Es han- 
delt sich also bei der Bezeichnung Diplom- 
Ingenieur nicht um einen bloßen wissenschaft- 
lichen Titel, wie dies Herr Dr. Potthoff ganz 
irrtümlich annimmt. 
Ebensowenig ist der Herr Abgeordnete aber 
auch berechtigt, eine Vereinigung mit ernsten, 
auf die Hebung des Diplom-Ingenieur-Standes 
gerichteten Bestrebungen als einen Titelverband 
zu stigmatisieren. Denn gerade, weil es ver- 
ständlich und gut ist, daß die akademisch ge- 
bildeten Ingenieure sich zusammenschließen, um 
ihre Interessen (die mit denen der Nichtaka- 
demiker hier so wenig wie bei Juristen, Me- 
dizinern u. a. in Einklang zu bringen sind) zu 
wahren, war es notwendig, den Namen des Ver- 
bandes nach dem Worte Diplom-Ingenieur zu 
wählen, das von den Bundesstaaten als Kenn- 
zeichnung sowohl der akademischen Bildung wie 
der Befähigung zum höheren Staatsdienst vor- 
geschrieben ist und das seitdem zur Standes- 
bezeichnung wurde. Es gibt gar keine an- 
dere Bezeichnung, wie Herr Dr. Lang bereits 
im ersten Heft der Mitteilungen des Verbandes 
dargelegt hat, die klar und unzweideutig die 
akademisch gebildeten Ingenieure zusammenfaßt. 
Wenn also nach der Verbandssatzung nur solche 
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Personen als Mitglieder aufgenommen werden, 
die wirklich Diplom-Ingenieur sind, so ist dies 
nur selbstverständlich?). Ein Verein von Aerzten 
kann doch auch nur Mediziner mit „Bildungs- 
stempel“ aufnehmen; Richtervereine können 
keine Gerichtsschreiber, Anwaltsvereine keine 
Rechtskonsulenten aufnehmen, auch wenn die 
Gerichtsschreiber und die Rechtskonsulenten stu- 
diert haben. Die Zünftlerei, die Herrn Dr. Pott- 
hoff so zuwider ist, herrscht überall, wo die 
Einsicht vorhanden ist, daß Standesinteressen 
nur von Gleichgebildeten zu verfechten sind. 

Aber das soll gegen die sozialen Pflichten 
verstoßen! Warum denn gleich mit dem Vor- 
wurf unsozialer Gesinnung kommen, wenn ein 
Verband, dessen Mitglieder zu Führern unserer 
industriellen Entwicklung berufen sind, eine 
Ueberzeugung zum Ausdruck bringt, die mit 
derjenigen der angeblich allein sozialen Demo- 
kratie nicht übereinstimmt? Das Bewußtsein 
sozialer Pflichten braucht man nicht zur Schau 
zu tragen, und die Pflichten selbst werden am 
allerwenigsten dadurch erfüllt, daß die Führer 
mit ihren Gehilfen und Arbeitern Arm in Arm 
gehen, oder nach höheren Löhnen schreien. 

Wir wollen die akademisch gebildeten In- 
genieure (d. s. die Diplom-Ingenieure; andere 
akademisch gebildete Ingenieure mit abge- 
schlossener Hochschulbildung gibt es künftig 
nicht mehr) gerade aus der unnatürlichen Ver- 
bindung befreien, in die sie unsere Reichstags- 
abgeordneten und ihre Gesetzesarbeit, wenn 
auch unbeabsichtigt, hineingedrängt haben. 
Nicht wegen der paar Hundert Mark, die den 
jungen Diplom-Ingenieuren ohne Gegenleistung 
abgenommen werden, sondern weil wir für die 
technische Intelligenz keine Ausnahmestellung 
mehr zulassen wollen, die nur zu oft schon als 
Minderwertigkeit gedeutet worden ist. Wenn 
die Gesetzgeber die Rechtsanwälte mit ihren 
Schreibgehilfen und die Aerzte mit den Kranken- 
pflegern in der Bemessung von Rechten und 
Pflichten auf gleiche Stufe stellen, so werden 
die Diplom-Ingenieure keine Ausnahme verlan- 
gen. Sie wollen nur nicht die Ein- 
zigen sein, die die Kosten für das 
demokratische Gleichheitsexperi- 
ment tragen sollen. 

Den schroffsten Widerspruch 
vorausgesehen; er mag kommen. Nur wird der 
Reichstax diesmal nicht ohne weiteres über 
diesen Punkt hinweggehen können. Ohne Be- 


haben wir 


2>) Auch schon deshalb, weil in 
allen Fällen, in denen bei unbe- 
fugter Tıtelanmaßung der Tatbe- 
stand des §4 desGesetzes gegen den 
unlauteren Wettbewerb vorliegt, 
die Verbandsleitung Gefahr laufen 
würde, eventuellals Gehilfe gemäß 
S 49 StrGB. herangezogen zu werden. 
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gründung wird man die akademisch gebildeten 
Techniker, die Diplom-Ingenieure, nicht in die 
Ausnahmestellung drängen können. Unsere Ge- 
setzgeber werden dieses Mal darlegen müssen, 
weshalb sie die akademisch gebildeten Inge- 
nieure den Handarbeitern, Zuschneidern und Tier- 
bändigern gleichstellen wollen. Herr Dr. Potthoff 
ist ein Freund des Gewerkschaftsgedankens, das 
mag er bleiben. Er solles nur andern Akademikern 
nicht übel deuten, wenn sie an seinem Ideal 


keine Freude haben. Das ist doch schließlich 
auch Geschmackssache. Wenn Philologen oder 
Volkswirtschaftler sich zusammenschließen, so 


wird niemand verlangen, daß dies nur in der 
Form der Gewerkschaft geschehe; warum diese 
Form gerade bei Akademikern, die auf einer 
Technischen Hochschule studiert haben, zwin- 
gend sein soll, ist um so weniger einzusehen, 
als gerade die Diplom-Ingenieure, wie Herr Dr. 
Potthoff sagt, zu den Führern unserer in- 
dustriellen Entwicklung berufen sind. Die Führer 
haben ganz andere Pflichten, auch andere Auf- 
gaben, als sie der gewerkschaftliche Klassen- 
kampf stellt. Wir glauben auch nicht, daß das 
Verständnis für die Gewerkschaftsbewegung die 
akademisch gebildeten Ingenieure, die sich im 
Verbande Deutscher Diplom-Ingenieure zusam- 
mengeschlossen haben, dazu veranlassen wird, 
ihre Ansichten zu ändern — es sei denn, daß 
diese eine Gruppe von Akademikern mit allen 
Mitteln der Gesetzgebung und der Verwaltung 
immer wieder bei Seite geschoben wird. 

Für bestimmte politische Zwecke wäre es ja 
sehr bequem, eine große undifferenzierte Masse 
von „Technikern“ zu haben, deshalb wird das 
Streben nach Bildung und Anerkennung plan- 
mäßig verächtlich gemacht. Mit sophistischen 
Behauptungen (die schon oft widerlegt sind) soil 
bewiesen werden, daß die Nichtdiplomierten, die 
Stempellosen, die nur aus Mangel an Dünkel 
den Prüfungen aus dem Wege gehen, eigentlich 
die besseren Ingenieure sein werden. Weg mit 
den akademischen Prüfungen, weg überhaupt mit 
der Hochschulbildung, weg mit staatlicher 
Approbation, zurück zum „laisser faire, laisser 
aller‘, — sonst kommen wir ins Chinesentum 
oder verfallen der Reaktion. 

Wer unsere junge Generation von Diplom-In- 
genieuren kennt (Potthoff kennt sie jedenfalls 
nicht), der weiß, wie wenig hier von Titel- 
sucht und Bildungsdünkel die Rede sein kann. 
Und Reaktionäre? — die Furcht ist gewiß ganz 
unbegründet. Nein, die Lebensziele und Ideale 
unseres jungen Nachwuchses weisen nach ganz 
anderer Richtung. Die jungen Leute arbeiten 
als Studenten mit wirklich großem Ernst und 
Eifer; das Studium ist heute viel intensiver als 
vor 30 Jahren. Dabei ist aber doch ihr Interesse 
an der Hochschule, an dem Akademischen, auch 
an dem Titel, nur ein ganz geringes. Keiner 


Dipl.-Ing. Reisner, Adreßbücher 


betreibt seine Wissenschaft um der Wissenschaft 
willen, sie wollen alle lernen und Prüfungen be- 
stehen, un sich draußen einen Platz zu cr- 
kämpfen, der sie in die Lage setzt, ihre 
Kräfte, die sie in langen Jahren geschult 
haben, zu entfalten und diese der Volkswirt- 
schaft, dem großen Reiche, ihrem Vaterlande, 
nutzbar zu machen. Sie wissen und spüren, 
daß sie durch die ceigenartigen Verhältnisse, 
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durch Gesetz und Vorurteil hieran gehemmt sind. 
Um diese Hemmnisse zu beseitigen, haben sie 
sich zusammengeschlossen. 

Daß das „gut und verständlich‘ ist, erkennt 
ja auch Herr Dr. Potthoff; er müßte nur seine 


irrigen Anschauungen von den Zielen und 
Zwecken des Verbandes für sich behalten! 
W. Franz. 


. Adreßbücher. 


Von Dipl. ng. Heinrich Reisner. 


Adrebbücher nimmt heute Jeder fast all- 
täglich zur Hand, und es wird wohl Wenige 
geben, die nicht aus ihnen allerhand Persön- 
liches erfahren möchten. Hier schaut man nach, 
welche Behörden vorhanden sind, wer bei 
ihnen tätige ist und als was, dort sieht man 
die Berufslisten durch, da wieder schaut man 
blindlings hinein, um sich zu vergewissern, wer 
Der und Jener ist. Die Geschäftsleute be- 
nutzen das Adreßbuch, um ihre Zuschriften an- 


fertigen zu können. 
In unserer neuen Standesliteratur ist das 
Adreßbuch zuerst im „Surgite!“ gestreift 


worden. Es heißt da bei der Behandlung der 
„Auch-Ingenieure‘“ (S. 10), daß niedere tech- 
nische Beamte Adreßbuch und polizeiliche 
Meldelisten benutzen, um sich durch die dort 
von ihnen angegebene Berufsbezeichnung Ar- 
chitekt bzw. Ingenieur als solche einzuführen 
und so den Anschein zu erregen, 
es mit Akademikern zu tun habe. 


Beobachter kann allerhand aus den Adreß- 
büchern für unsere Standesbewegung erschen. 

Zunächst die Behörden! 

Der Dipl.-Ing.-Titel wird bei zahlreichen, ja 
fast allen Behörden nicht genannt. Bei den 
kommunalen usw. Verwaltungen heißt es ein- 
fach „Ingenieure“, und da ist alles kunter- 
bunt durcheinandergeworfen. 

Nur wenn der Ingenieur vielleicht den Dr. 
phil. gemacht hat, erscheint der Titel ‚Dr.‘ 
- prompt beim Namen. Dabei aber haben viele 
Ingenieure dieser Art das technische Studium 
keineswegs abgeschlossen, sondern haben den an 
vielen Stellen nicht allzu schwierig erlangenden 
philosophischen Doktorgrad erworben. 

Die Beamten, die die Zusammenstellungen 
machen, weigern sich vielfach (!), den tech- 
nisch-akademischen Grad hinzuzufügen, um den 
technischen Akademikern einen Nadelstich zu 
versetzen, indem sie verhindern, daß der Dipl.- 
Ing. nach: außen hin als Akademiker kenntlich 
wird. | 


daß man 


Manche Verwaltungen wissen garnicht, war- 
um man zu dem Amtstitel ‚Ingenieur‘ nach 
den akademischen Titel hinzufügen sollte. 


Ich empfehle den Herren Kollegen als Bei- 
spiel vorzüglicher Durchführung unseres Prin- 
zipes die österreichischen Veröffent- 
lichungen, wo seit Jahren dem Amtstitel 
der Ingenieurgrad beigefügt ist; es heißt dort: 
Ing. X. Y., k. k. Baurat; Ing. A. B, k. k. 
Ingenieur; Ing. C. D., Ingenieur der Stadt 
Wien; Arch. E. F., beh. aut. Architekt usw. 


Jedenfalls muß scharf darauf hingewirkt 
werden, daß die Diplom-Ingenieure ihren 
staatlich charakterisierten Titel in Beamten- 
verzeichnissen aller Behörden verlangen. 


Es ist zu bedauern, daß zahlreiche Diplom- 
Ingenieure diese Sache ganz ignorieren, weil 
ihnen als Stadtbauingenieur, Gemeindebau- 
meister, Amtsbaumeister, Stadtbaumeister, Stadt- 
bauinspektor, Wasserwerksdirektor usw., nichts 
daran liegt, als ‚Ingenieur‘ erkannt zu wer- 
den. Sie lieben offenbar mehr die Identifizierung 
mit den Staatsbaubeamten. Derartige Beobach- 
tungen kann man häufig machen. Auch die 
Oberlehrer von Baugewerkschulen sind nicht 
immer ausgenommen. 


Der Verband könnte feststellen, ob alle 
seine Mitglieder in den zuständigen Ver- 
zeichnissen mit dem Titel Dipl.-Ing. geführt 


werden oder nicht und eventuell von Fall zu 
Fall darauf drängen. 

Wird der Titel einerseits beabsichtigt oder 
unbeabsichtigt unterdrückt, so wird er in merk- 
würdiger Form von der Königlich Preußi- 
schen Eisenbahnverwaltung in den Adreßbüchern 
gebraucht. Ich habe zahlreiche Adreß- 
bücher deshalb durchgesehen und kann einiges 
mitteilen. Ein Beispiel von vielen Fällen 
greife ich heraus. 

Die Diplom-Ingenieure 
„technischen 
meister 


hier zum 
Regierungsbau- 
höheren Beamten 


zählen 
Bureau“, die 
zu den „sonstigen 
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bei der Direktion‘. Im „technischen Bureau“ 
ist folgende Anordnung getroffen. 

Vorstand: ein Eisenbahnobersekretär. 

Abteilungsvorsteher: 1 Rechnungsrat und 
Oberlandmesser, 2 technische Eisenbahnober- 
sekretäre, 1 technischer Eisenbahnsekretär, 1 
„Architekt“. 

Eisenbahnlandmesser — Technische Eisenbahn- 
obersekretäre — Eisenbahnobersekretäre — Tech- 
nische Eisenbahnsekretäre — Eisenbahnsekretäre 
— Kommissionssekretäre — Technische Betriebs- 
sekretäre — Betriebssekretäre — Technische 
Oberbahnassistenten — Technische Bureauassi- 
stenten — Bahnmeister I. Kl. — Bahnmeister 
— Landmess:zr (im Diätarverhältnis) — Eisen- 
bahngehilfen — Technische Bureauaspiranten — 
Diplom-Ingenieure — Landmesser (vor- 
übergehend beschäftigt) — Ingenieure — Archi- 
tekten — Bauassistenten — Landmessergcehilfen 
— Technische Bureaugehilfen — Technische Aus- 
helfer — Mechaniker — Plankammergehilfen — 
Meßgehilfen — Steindrucker — Hilfsdrucker — 
Sonstige Arbeiter. 

Vom „Herrn Vorstand“, einem Subalternbe- 
amten, bis zum Diplom-Ingenieur gibt es 17 
Stufen, vom Diplom-Ingenieur bis zu den ‚son- 
stigen Arbeitern“ 13. 

Ich nehme an, daß diese Zusammenstellung 
ein Subalternbeamter gemacht hat und dies 
nichtohne Absicht und nicht ohne Genug- 
tuung. Hiernach müßten sich die Diplom-In- 
genieure sehr, sehr bemühen, Schwiegersohn 
eines Herrn Bureauassistenten zu werden, um 
Karriere zu machen und sich eifrig um das 
gnädige Wohlwollen eines Herrn Obersekretärs 
oder Kanzleirates bemühen. 

Ich weiß, daß man 
die vorher genannten 
übernommene Beamte, 
nicht, darum kämen 
Schön, aber ist man bei den Eisenbahn- 
direktionen wirklich so naiv, daß man 
meint, durch diese Zusammenstellung sähe je- 
der immer noch sehr wohl, was ein Diplom- 
Ingenieur ist? O nein, man weiß sehr wohl, 
daß hierdurch in die Menge der Gedanke 
getragen wird, der Dipl.-Ing. seiein 
niederer Beamter, der hinter Sub- 
alternbeamten mit geringem Bil- 
dungsgrad rangiert. 

Wo bleiben da die alten Kollegen von der 
Technischen Hochschule im Staatsdienst? Wissen 
sie wirklich nichts hiervon??? Oder empfinden 
sie in dieser Aufstellung wirklich nichts Ver- 
letzendes für die Diplom-Ingenieure? Schlimm 
genug, daß man ihnen dies erst sagen muß. 

In den Aufzeichnungen für die Bauabteilun- 
gen und Betriebsinspektionen stehen die Re- 
gierungsbauführer aber vor sämtlichen Sub- 
alternbeamten. Es geht also, wenn von oben 


einwenden wird, 
Beamten seien fest 
die Diplom-Ingenieure 
sie hinter diesen. 
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her ein Wink gegeben wird, und es geht eben 
nicht, wenn oder weil von oben her nicht 
eingeschritten wird. Da die berühmten „Eisen- 
bahnbetriebsingenieure‘‘ vor den oben genannten 
Subalternbeamten rangieren, so kommt der Laie 
dazu zu meinen, der Herr Betriebsingenieur 
rangiere weit vor dem Dipl.-Ing. Bei man- 
chen Verwaltungen, z. B. einer Provin- 
zialverwaltung, hatte man für die 
vorübergehend beschäftigten Regierungs- 
baumeister wohl eine Rubrik im AdreßB- 
buch gebildet: Höhere technische Beamte 
ohne Beamteneigenschaft usw., die Ingenieure 
akademischer Qualität spazierten aber unter 
Zeichnern und Meßgehilfen mit. Aber die Land- 
messer hatten sich eine eigene Rubrik sichern 
können. 

Bei anderen Verwaltungseinrichtungen fand 
ich, daß sich die Herren Bureauvorsteher auch 
dann stets vor die Ingenieure setzten, wenn 
mit ihnen gar kein Zusammenhang bestand. Ein 
alter Unteroffizier war einst sehr empört, als 
man ihm nahelegte, seinen Posten hinter dem 
eines akademisch gebildeten Ingenieurs rangie- 
ren zu lassen. Von diesen Beamten gehen 
auch häufig die ‚„Ingenieur‘“-Ernennungen aus. 
Dann wird irgend ein ehemaliger Meßgehilie 
im Verzeichnis als Ingenieur geführt. 

Oft ist mittleren und niederen Technikern ein 
Amtstitel verliehen, wie Bauwart, Bauamts- 
sekretär, Bauassistent, Techniker usw. Sie sind 
auch ganz zufrieden damit. Aber ein Blick ins 


 Adreßbuch zeigt uns, daß diese Amtstitel plötz- 


lich den Herren zu schlecht sind und daß es 
nur „Architekten‘ und ‚„Ingenieure‘‘ dieses Na- 
mens gibt. Wir finden die Herren also bei ihrer 
Behörde im Adreßbuch mit jenem Amtstitel, 
bei der Privatadresse im Adreßbuch als Inge- 
nieurec. Ich empfehle gerade diese letztere Be- 
obachtung allen Herren Kollegen zur weiteren 
Verfolgung bei den eigenen Untergebenen. 

Wer sonst im Adreßbuch als Ingenieur steht, 
weiß man ja. Wenn einige akademische In- 
genieure bei großen Unternehmen tätig sind, 
die dann nicht im Adreßbuch bei der Rubrik 
„Ingenieure“ stehen, kommt es oft vor, daß 
als einzige Vertreter des Architekten- und 
Ingenieurstandes ein paar Fassadenzeichner oder 
„Vertreiber technischer Spezialartikel‘“ oder 
Klempner oder „Patentbureauinhaber‘ im 
Adreßbuch erscheinen. 

Soll man sich dann wundern, wenn der In- 
genieurbegriff so niedrig bewertet ist, wenn 
Leute von geringem, gesellschaftlichen Ansehen 
dort zu finden sind, wo man die Architekten 
und Ingenieure einer Stadt zu finden gedenkt? 

Natürlich, wir sind titelsüchtig! 


Aber zum Henker, wer ist wohl 
titelsüchtiger: Der Ingenieur, der weiter 
nichts als seinen ihm rechtlich zustchen- 


Aus den Bezirksvereinen — Literatur 


den Titel nennt oder der mittlere und 
niedere technische Beamte, der dienstlich mit 
der ihm zukommenden Bezeichnung zufrieden 
ist und nach außen sich mit Titeln, die ihm 
nicht zustehen, behängt ? 


Die Zuschriften von Geschäftsleuten an diese 


Herren ‚Ingenieure‘ sind, wie oben erwähnt, 
dem Adreßbuch entnommen. Mit den Kuverts 
betreiben diese eine ‚„Konsolidationspolitik‘‘ des 
angemaßten Titels. 


Aus den Bezirksvereinen. 


Am 19. Oktober hat sich der Bezirksverein 
Dresden gebildet. 

Die Herren Diplom-Ingenieure W. Voigt und 
Reg.-Baumeister Bastänier, beide zu Dresden, 
haben in dankenswerter Weise die Vorarbeiten 
dieser Gründung erledigt. Regelmäßige Mitglie- 
derversammlungen finden an jedem ersten Don- 
nerstag im „Victoriahaus‘“ abends 8!/, Uhr, 
zwanglose Zusammenkünfte jeden dritten Don- 
nerstag im Monat abends 6!/, Uhr im „Löwen- 
bräu“ statt. 

Bis zu der auf Januar 1911 verschobenen 
definitiven Vorstandswahl bilden nachstehende 
Herren den Vorstand: Dipl.-Ing. W. Voigt, 1. 
Vorsitzender; Dipl.-Ing. Zehl, Stellvertreter; 
Schriftführer: Dr. Ing. W. Zimmermann, Dres- 
den-A., Pirnaische Straße 1; Stellvertr.: Reg.- 
Baumeister Philipp; Kassenführer: Reg.-Bau- 
meister Bastänier. 


. Literatur. : 


Buchbesprechung. 


Vom Verlag J. C. B. Mohr (Paul Siebeck) 
in Tübingen wird unter dem Titel: „Wirtschaft 
und Recht der Gegenwart. Ein Leitfaden für 
Studierende der Technischen Hochschulen und 
Bergakademien, sowie für praktische Tech- 
niker und Bergleute“ ein Sammelwerk vor- 
bereitet, dessen Herausgabe unter Mitwirkung 
von 17 Fachgenossen der Professor der Volks- 
wirtschaftslehre an der Technischen Hochschule 
zu Hannover, Dr. Leopold von Wiese, 
übernommen hat. Das Werk soll in 2 selb- 


‘ständigen Bänden von je 30—35: Bogen er- 
scheinen; der erste Band enthält die für die 
Techniker wichtigsten Gebiete der National- 


ökonomie, der zweite die Rechtskunde, Privat- 
wirtschaftslehre und einige Grenzgebiete der 
Wirtschaftswissenschaften. 

Demnach sind vorgesehen für den ersten 
Band: 
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Der Jahresbeginn und damit die Neuauflage 
der Adreßbücher stehen vor der Tür. 

Mögen doch die Bezirksvereine sich schnell 
noch darum bekümmern, daß die offizielle Be- 
zeichnung der Diplom-Ingenieure in den Adreß- 
büchern eine angemessene Berücksichtigung er- 


fährt. Hand in Hand damit müßte eine Ver- 
ständigung der polizeilichen Meldeämter er- 
folgen. 


1. Allgemeine Volkswirtschaftslehre (Prof. 
Dr. Schwiedland-Wien). 

2. Agrarwesen (Prof. Dr. Kähler-Aachen). 

3. Montanwesen (Bergassessor und Dozent 
Macco-Köln). 

4. Industriepolitik (Prof. Dr. 
Hannover). 


von Wiese- 


5. Binnenhandel und Kreditwesen (Prof. 
Dr. Mollwo-Danzig). 

6. Aeußere Handelspolitik 
(Prof. Dr. Mollwo-Danzig). 

7. Volkswirtschaftspolitik des Verkehrs- 


wesens (Prof. Dr. Wuttke-Dresden). 
8. Wirtschaftsstatistik des deutschen Reichs 
(Prof. Dr. Kähler-Aachen). 
9. Versicherungswesen (Dr. Adolf Günther- 
Berlin). 
10. Finanzwissenschaft 
(Privatdozent Dr. Cohen-München). 
Für den zweiten Band: 
11. Staats- und Verwaltungskunde 
Dr. Bornhak-Berlin). 
12. Handels-, Verkehrs- und Industrierecht: 
a) Grundzüge des Privatrechts, Handels- 
und Wechselrecht, Baurecht, Patent- 
und Warenzeichenrecht, Gesellschafts- 
recht (Justizrat Prof. Dr. Alexander- 
Katz-Berlin), 
b) Gewerberecht (Dozent Landrichter 
. Dr. jur. Erdmann-Hannover). 
13. Bergrecht (Geh. Oberbergrat 
Dr. Arndt-Königsberg). 
f4. Politik und Sozialpolitik (Prof. Dr. von 
Wiese-Hannover). ' 


(Prof. 


Prof. 


15. Fabrikorganisation und Arbeiterkunde 
(Prof. Dr. Philipp Stein-Frankfurt a. M.). 


16. Fabrikbuchhaltung (Prof. Dr. 
. Mannheim). 


Calmes- 


17. Industrielle Selbstkostenberechnung und 
Kalkulation (Prof. Dr. Passow-Aachen). 

18. Bilanzwesen (Prof. Dr. Passow-Aachen). 

19. Technische Oekonomik (Prof. Dr. An- 
dreas Voigt-Frankfurt a. M.). 

20. Gewerbehygiene und Unfallverhütung 
(Dr. Francke-Frankfurt a. M.).. 

21. Wirtschaftsgeographie (Prof. Dr. Eckert- 
Aachen). 
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Es unterliegt keinem Zweifel, daß ein solches 
Werk geeignet ist, eine vielfach empfundene 
Lücke in der Literatur auszufüllen, sofern es 
in seiner Ausführung hält, was sein Programm 
verspricht: von den Bedürfnissen des Tech- 
nikers aus „in die Gedankenwelt der genannten 
Wissenschaften einzuführen, ... die Brücke zu 
schlagen vom mathematischen und naturwissen- 
schaftlichen Denken und der Art, wie der Tech- 
niker Menschen und Dinge anschaut, zu der 
vielfach anders orientierten Geistesrichtung, die 
in den Wirtschafts- und Rechtswissenschaften 

herrscht.“ 


: Aus der Industrie. : 


Das Kaiserliche Statistische Amt hat als 
Fortsetzung der in umfassender Weise zum 
erstenmal für 199703 a:fgestellten Statistik 
„die Geschäftsergebnisse der deutschen Aktien- 
gesellschaften im Jahre 1908/09“ (= Viertel- 
jahrshefte zur Statistik des Deutschen Reichs, 
Ergänzungsheft zu 1910,11, Berlin, Puttkammer & 
Mühlbrecht, 1910) veröffentlicht. Damit ist auch 
zum erstenmal die Möglichkeit des Vergleichs 
zweier aufeinanderfolgender Jahre gegeben. 

Als Berichtsjahr gilt die Zeit vom 1. Juli 
1908 bis 30. Juni 1909. 

Vorauszuschicken ist, daß die Statistik nicht 
alle Aktiengesellschaften erfaßt. Von vornherein 
blieben ausgeschlossen 289 (i. V. 290) in Liqui- 
dation befindliche Gesellschaften mit einem 
Aktienkapital von 360,53 (354,69) Mill. M. und 
weitere 81 (75) Gesellschaften mit 48,22 (45,22) 
Millionen M., die im Konkurs standen. Nach 
deren Abzug verblieben 5187 (5166) „tätige“ 
Aktiengesellschaften (einschl. Kommanditgesell- 
schaften a. A.) mit einem Nominalaktien- 
kapital von 14616,12 (14 420,06) Mill. M. Von 
diesen blieben weiter unberücksichtigt 252 (2063) 
Gesellschaften, die ihre Bilanzen aus gesetzlichen 
oder ungesetzlichen Gründen überhaupt nicht 
veröffentlicht hatten oder doch in einer ‚für 
die statistische Verwertung unbrauchbaren Form. 
Desgleichen 105 (113) sog. Nebenleistungsgesell- 
schaften ‘(nach § 212 HGB., die ihren Aktionären, 
außer den Kapitaleinlagen, wiederkehrende, nicht 
in Geld bestehende Leistungen auferlegen: 
Rübenlieferung bei Zuckerfabriken!) mit, 48,22 
(82,69) Mill. M., 11 (11) in Form von Aktien- 
gesellschaften bestehende Kartelle und Syndikate 
mit 5,10 (5,0) Mill. M. und 240 (201) Gesell- 
schaften, die entweder satzungsgemäß keine Di- 
vidende verteilten, oder diese auf einen Höchst- 


satz beschränkten oder überhaupt nicht Er- 
werbszwecken dienten. 
Von den insgesamt 5187 (5166) ‚tätigen‘ 


Gesellschaften blieben also 4579 (4578) sog. reine 
Erwerbsgesellschaften mit 13200,56 (12 738,85) 


Aus der Industrie 


Millionen Mark, die in die Statistik der Ge- 
schäftsergebnisse einbezogen wurden. | 
Bei der Beurteilung der Geschäftsergebnisse 
des Berichtsjahres ist im Auge zu behalten, 
daß es sich um ein ausgesprochenes Depressions- 
jahr handelt. In ihm kommt der Tiefstand der 
Konjunktur voll zum Ausdruck. Das voraus- 
gehende Jahr konnte noch von den Früchten 
der Hochkonjunktur zehren, in dem ihm fol- 
genden dagegen machte sich bereits wieder 
die Tendenz der Besserung deutlich geltend. 


Die Zahl der hier in Betracht kommenden 
Gesellschaften hat sich gegen das Vorjahr 
charakteristischer- Weise nur um eine ver- 
mehrt, dagegen wuchs das eingezahlte 
Aktienkapital von 12788,05 auf 13 200,57, 
also um 311,7 Mill. M. Die echten Reserven 
(ohne Beamten- und Arbeiter-Unterstützungs- 
fonds) erhöhten sich trotz des schlechten Ge- 
schäftsganges um 198 Mill. M. und erreichten 
mit 2858,64 (2660,66) Mill. M. 21,700 (20,8%) 
des eingezahlten Aktienkapitals.. Das gesamte 
Unternehmungskapital (dividendenberechtigtes 
Kapital + echte Reserven) betrug daher 
15 860,41 (15 324,40) Mill. M. 

Ungeachtet der geringen Unternehmungslust 
des Berichtsjahres schwollen die Schulden 
der Gesellschaften beträchtlich an: umlaufende 
Schuldverschreibungen von 2913,10 auf 3060,62 
Millionen, Hvpothekenschulden von 1127,16 auf 
1217,12 Mill. M. 


Den eigenen Mitteln in Höhe von 15,86 (15,32) 
Milliarden M. standen somit, unter Einrechnung 
der übrigen Passiven, 32,88 (30,44) Milliarden M. 
fremdes Kapital gegenüber. Bei dieser un- 
geheuren Schuldenlast im doppelten Betrage des 
eigenen Kapitals ist indessen zu beachten, daß 
davon allein 21 289,81 (19.459,15) Mill. M. aut 
die Aktienbanken entfallen, also Erwerbsgesell- 
schaften, bei denen das Schuldenmachen Haupt- 
geschäftszweck ist. 


Im einzelnen entfallen die größten Beträge 
an Schuldverschreibungen auf das Verkehrsge- 
werbe: 652,30 (748,31) Mill. M., von denen 
wiederum aut Eisenbahnen 123,08 (284,46), auf 
Klein- u. Straßenbahnen 303,45 (293,04) kommen. 
Dann folgt die Industrie der Maschinen, Instru- 
mente u. Apparate mit 626,57 (534,70) Mill., 
davon weit über die Hälfte (380,27 bzw. 313,47 
Millionen) auf Elektrizitätswerke. Bemerkenswert 
ist noch die Industrie der Nahrungs- und Ge- 
nußmittel: 241,78 (236,90) Mill., von denen allein 
186,97 (186,12) Mill. durch Brauereien und 
Mälzereien ausgegeben worden sind. Dieses 
letztere Gewerbe hat zugleich die meisten Hypo- 
thekenschulden: 323,35 (310,33) Mill., was seine 
Erklärung darin findet, daß die Brauereien viel- 
fach stark mit Hypotheken belastete Wirt- 
schaften usw. übernehmen (,Hektoliterjagd'*‘). 


Hochschulnachrichten 


Auch die Textilindustrie zeigt eine beträcht- 


liche Verschuldung. Dagegen arbeitet z. B. der 


Bergbau vornehmlich mit eigenen Mitteln und 
geringer Schuld. 

Einen besonderen Wert erhält die Statistik 
durch die von ihr gebotene, wenn auch mit Vor- 
sicht autzunehmende Rentabilitätsbe- 
rechnung. Sie sucht dieser Aufgabe von zwei 
Seiten gerecht zu werden: vom Standpunkte 
des Aktionärs und von dem der Ge- 
sellschaft. Vom Standpunkte des Aktionärs 
wurde die Rentabilitätszifferr durch Ver- 
gleichung der Dividendensumme mit dem 
dividendenberechtigten Aktienkapital ermittelt. 
Die so berechnete Zitter kann aber nur einen un- 
gefähren Anhalt für die sg. Aktienrente des 
Aktionärs geben. Denn hierbei werden von den 
verschiedenen Vorteilen, die der Aktionär aus 
seiner Kapitalanlage genießt, nur die Dividenden- 
bezüge in Rechnung gestellt. Auf der anderen 
Seite werden die Aktionärverluste infolge von 
Liquidationen und Konkursen der Gesellschaften, 
von Zusammenlegungen des Aktienkapitals usw. 
überhaupt nicht bewertet. Ueberdiess kommt 
der Betrag des nominellen (eingezahlten oder 
dividendenberechtigten) Aktienkapitals nicht dem- 
jenigen Betrage gleich, den der einzelne Aktionär 
nach dem jeweiligen Kursstande für den Erwerb 
seiner Aktien wirklich angelegt hat. Dieser Er- 
werbspreis ist nur selten gleich dem nominellen 
oder eingezahlten Betrage der Aktien, entzieht 
sich jedoch der statistischen Erfassung. 

Eine zweite Rentabilitätsziffer vom Stand- 
punkt der Gesellschaft selbst wurde durch Ver- 
gleichung des Jahreserträgnisses mit dem Unter- 
nehmungskapital (= dividendenberechtigtes 
Aktienkapital + echte Reserven, ausschließlich 
der Pensions- und Unterstützungsfonds) gewon- 
nen. Diese Ziffer wird im allgemeinen zu günstig 
sein; denn die Statistik berücksichtigt weder die 
in Liquidation und Konkurs befindlichen Gesell- 
schaften, noch die bei mit Verlust arbeitenden, 
aber weiterbestehenden Gesellschaften notwendig 
gewordenen Zusammenlegungen von Aktien und 
Zubußen à fonds perdu, legt also ihrer Berech- 
nung eine zu niedrige Kapitalsumme zugrunde. 

Beim Vergleich der Rentabilitätsergebnisse 
mit denen des Vorjahres zeigt sich deutlich 
der Charakter des Berichtsjahres als einer Pe- 
riode des wirtschaftlichen Tiefstandes. 

Die Zahl der mit einem Reingewinn ab- 
schließenden Gesellschaften sank von 3871 auf 
3690, die Summe ihres Reingewinns von 1472,02 
aut 1377,25 Mill. M. Von diesen Gesellschaf- 
ten verteilten wiederum nur 3271 (3425) Divi- 
denden im Gesamtbetrage von 959,70 (1022,60) 
Millionen Mark. 

Im Gegensatz dazu stieg die Zahl der Ge- 
sellschaften mit Jahresverlust von 622 auf 805 
und die Summe ihrer Verluste von 126,07 auf 
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183,23 Mill. M. In Prozent des dividendebe- 
rechtigten Aktienkapitals betrug die Dividende 
nur noch 8,57% gegen 10,11% i. V., in Prozent 
des Unternehmungskapitals nur 7,03% gegen 
8,35%. Schließlich sank die Dividendensumme 
in Prozent des dividendeberechtigten Kapitals 
(Durchschnittsdividende) von 8,07% 
1,380. 

Zum Schluß seien die Rentabilitätsziffern für 
einige wichtige Gewerbezweige angeführt: 


Rentabilitätsziffer 
vom Standpunkte 


der des 
Oesellschaft Aktionärs 


jy 9% 
Kalibergbau . : 2,16 1,95 
Steinkohlenbergbau . 9,46 10,65 
Kalk- und Zementindustrie 8,21 7,80 
Ziegeleien . . . 2.. 5,38 6,12 
Eisen- und Stahlindustrie 6,66 6,95 
Maschinenbau 8,22 8,48 
Schiffbau . . 2.2.2... 2,40 4,24 
Elektrotechnische Industrie 7,93 7,93 
Elektrizitätswerke A 8,73 8,13 
Gaswerke . . . . a 7,41 7,92 


Chemische Großindustrie . . . . 11,81 


11,41 
Spinnereien, Webereien . 7,13 7,97 
Baumwoll-Textilindustrie 8,27 8,89 
Papierindustrie . . . 5,06 7,20 
Getreidemühlen usw... 1,87 3,92 
Zuckerfabriken usw. 9,57 8,76 
Brauereien, Mälzereien 5,89 6,25 
Banken al er a 7,47 7,65 
darunter Hypothekenbanken . 7,59 8,36 
Terraingesellschaften . 3,54 4,11 
Eisenbahnen (Vollbahnen) . 4,07 3,96 
Klein- und Straßenbahnen . . 4,81 4,32 
Gesellschaften, in deutschen Kolonien 
tätig 3,27 2.80 


l Hochschulnachrichten. 


Berlin. Die durch den Abgang von Prof. 
Dr. Steinitz frei gewordene Dozentur für 
Mathematik an der Technischen Hochschule ist 
dem Privatdozenten Prof. Dr. Wallenberg 
übertragen worden. 


An der Technischen Hochschule hat sich Dr. 
Barkhausen als Privatdozent für ,Theo- 
retische Elektrotechnik‘ (Abteilung für Ma- 
schinen-Ingenieurwesen) niedergelassen. 


In den Lehrkörper der Technischen Hoch- 
schule sind zu Beginn des Wintersemesters 
1910/11 zwei neue Lehrkräfte eingetreten: 
Dr.-Ing. Ludwig Gümbel, bisher Ober- 
ingenieur in Bremen, als Inhaber des neuen 
etatsmäßigen Lehrstuhls für Schiffsmaschinenbau, 
insbesondere für Schiftskessel- und Schiffshilfs- 
maschinen; Elektro-Ingenieur Krell, Direktor 
der Kriegs- und Schiffbautechnischen Abteilung 
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der Siemens-Schuckert-Werke in Berlin, als Ver- 
treter der neuen Dozentur für Schiffselektro- 
technik. 

Elf neue Privatdozenten haben sich im 
Studienjahr 1909/10 an der Technischen Hoch- 


schule niedergelassen; bei der Abteilung 
für Architektur: Regierungsbaumeister a. D. 
Adolf Zeller, bisher Privatdozent in 


Darmstadt, für „Baukunst‘; Architekt Regie- 
rungs- und Baurat a. D. Max Hasak für „Pro- 
fangotik‘“ und Professor Dr. G. H. Lehnert 
für „Technologie des Kunstgewerbes“; bei der 
Abteilung für Bau-Ingenieurwesen: Dr.-Ing. E. 
Probst für „Ausgewählte Kapitel über Eisen- 
beton“ und Konstruktions-Ingenieur Dr.-Ing. L. 
Mann für „Technische Mechanik“; bei der Ab- 
teilung für Maschinen-Ingenieurwesen: Ingenieur 
Conrad Matschoss für „Entwicklungsge- 
schichte der Maschinentechnik‘; Konstruktions- 
Ingenieur Wilhelm Wagenbach für ,„Turbi- 
nen-Regelung“ und Major z. D. Dr. von Par- 
seval für „Aeronautische Triebwerke‘; bei der 
Abteilung für Schiff- und Schiffsmaschinenbau: 
Diplom-Ingenieur Detzius für „Luftschiffbau 
und Luftschiffahrt‘“ und bei der Abteilung für 
Chemie und Hüttenkunde: Chemiker Professor 
Dr. Gans für „Wasser- und Abwässerreini- 
zung“, 

Von diesen neuen Privatdozenten sind inzwi- 
schen Dr.-Ing. Mann und Diplom-Ingenieur 
Wagenbach als etatsmäßige Professoren an 
die neue Technische Hochschule zu Breslau be- 
rufen worden, während dem Privatdozenten Mat- 
schoss die neue Dozentur für „Geschichte 
der Maschinentechnik‘ übertragen wurde. 

Danzig. Die Würde eines Doktor-Ingenieurs 
h. c. wurde durch Rektor und Senat der Tech- 
nischen Hochschule verliehen: dem Schiffs- 
baumeister Joseph L. Mever in Papeburg 
a. Ems in Anerkennung seiner Verdienste 
um den deutschen Kleinschiffbau; dem Direktor 
Herm. Mayert in Siegen in Anerkennung sei- 
ner Verdienste um die Entwicklung der Berg- 
und Hüttenwerksmaschinen; dem Professor Dr. 
Raps wegen seiner Verdienste um die Schwach- 
strom- und elektrische Meßtechnik, und dem 
Präsidenten der Kgl. Eisenbahndirektion Danzig 
Fritz Rimrott wegen seiner Verdienste um 
den Lokomotivbau. t 

Dresden. Baurat Ernst Kühn, Privat- 
dozent an der Technischen Hochschule wurde 
zvm etatsmäßigen Honorarprofessor für Kon- 


struktion landwirtschaftlicher Bauten daselbst 
ernannt. ° 

München. Das an der Teschnischen Hoch- 
schule neu errichtete Extraordinariat für 


elementare Mathematik, Trigonometrie, Wahr- 
scheinlichkeits- und Ausgleichsrechnung wurde 


Verantwortlich: Wilh. Franz, 


Hochschulnachrichten — Notiz 


dem bisherigen a. o. Professor an der Uni- 
versität Leipzig Dr. phil. Heinrich Liebmann 


übertragen. 
Die a. o. Professoren an der Tech- 
nischen Hochschule Fritz Jummerspach 


(Landwirtschaftliches Bauwesen) und Dr. Oskar 
Knoblauch (Technische Physik) wurden zu 
ordentlichen Professoren daselbst ernannt. 


Dissertationen. 
Berlin. 

Bienkowski, St. v.: Untersuchungen über 
Arbeitseignung und Leistungsfähigkeit der Ar- 
beiterschaft eines großindustriellen Betriebes. 
1910. 

Peiseler, Gottlieb: Anwendung der mo- 
dernen Organisationsgrundlagen auf Klein- und 
Mittelbetriebe. Ausgeführt an einem Beispiel aus 
der Kleineisenindustrie. Berlin, J. Springer, 
(1910). 

Seidner, Michael: Theorie und Konstruk- 
tion der Teillochwicklungen für Mehrphasen- 
generatoren. Wien, Selbstverlag des Verfassers, 
1910. 


Darmstadt. 
Wehrheim, Otto: Ueber die Oxydation 
von Ammoniak, Blausäure und Cyan. Darm- 
stadt, H. Uhde, 1910. 


Karlsruhe. 

Kröner, Hermann: Zur Kritik der Tur- 
binenregulatoren. Kirchheim-Teck, 1910. 

Ludin, Adolf: Der Ausbau der Nieder- 
druckwasserkräfte. Karlsruhe, Selbstverlag, 1910. 
1910. 

Rehfuß, W.: Schraubengetriebe mit selbst- 
tätiger Druckregulierung. 1910. 


München. 

Hommel, G.: Ueber das Verhalten des 
asvnchronen Drehstrommotcrs bei unsymmetri- 
schen Klemmenspannungen. 1910. 

Moertlbauer, F.: Ueber den Einfluß ver- 
schiedenzeitiger Salpeterdüngung auf Ausbildung 
und Ertrag der Getreidepflanze. 1910. 

Schneider, L.: Ueber die Verwertung des 
Zwischendampfes und des Abdampfes der 
Dampfmaschinen zu Heizzwecken. Eine wirt 
schaftliche Studie. Berlin, J. Springer, 1910. 
3,20 Mark. | 
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Zur Ausgestaltung des Unterrichts in den Rechts-, 
Staats- und Wirtschaftswissenschaften an den 
Technischen Hochschulen. Von Stadtbaurat a. D. 
Theodor Koehn, Grunewald-Berlin. 


Von Prof. 


im Auswärtigen Amt. 


„Vorentwurf zu einem 
Von Dr. jur. Frhr. 


Eine Theorie und Geschichte des tech- 
nischen Bildungswesens fehlt noch so gut 
wie ganz. Bei dem Eifer, den sonst 
einerseits die pädagogische, anderseits 
die technische Literatur entfaltet, muß 
diese Lücke Verwunderung erregen, muB 
aber doch auch zu baldigen energischen 
Versuchen ihrer Ausfüllung anregen. 


Zunächst reizt wohl eine Erklärung 
jener Lücke. Auf technischer Seite mag 
‘die Konzentration auf den sachlichen 
Fortschritt selbst dem Interesse für die 
stillere Selbstbesinnung, die zur Pflege 
jenes Themas gehört, Eintrag tun. Auf 
pädagogischer Seite ist das Uebel wohl 
ein Spezialfall des sehr allgemeinen 
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Verbandsnachrichten. 

Aus den Bezirksvereinen. 
Hochschulnachrichten. 

Literatur. 

Aus der Industrie. 

Zuschriften an die Schriftleitung. 
Verschiedenes. 

Personalien. 


Hochschulpädagogische Forschungen. 


Von Dr. Hans Schmidkunz, Berlin-Halensee. 


Uebels, daß dem Interesse für untere und 
mittlere oder höhere Bildungsstufen das 
für die oberen oder höchsten Bildungs- 
stufen weitaus nicht proportional geht. 
Auch das hat wieder seine Ursachen; 
aber vorerst genug an der Tatsache! 


Indessen hat diese selbst sich doch 
auch schon geändert. Die fehlende Hoch- 
schulpädagogik — also eine Pädagogik 
der Wissenschaften und Künste — ist seit 
einiger Zeit vorhanden, erst noch un- 
freundlich aufgenommen, in jüngster Zeit 
jedoch immer mehr willkommen ge- 
heißen. Der Hauptgrund dafür sind wohl 
die Nöte, welche in der akademischen 
Bildungsarbeit immer mehr und immer 
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brennender hervortreten. Man schlägt 
sich mit ihnen auf mannigfache Weise 
herum; aus dieser Mannipfaltigkeit aber 
ringt sich stets deutlicher und stärker 
das Bewußtsein heraus, daß ihnen nur 
durch eine pädagogische Auffassung 
und Behandlung ordentlich beizukom- 
men ist, daß sie also Gegenstand der 
Pädagogik schlechtweg, mit all ihren 
Weiten und Engen, sein müssen. 


Hier ist nicht der Ort, anzudeuten, 
was die eigentlichen Vertreter dieses 
Standpunktes für die Praxis und Theorie 
ihres Gebietes geleistet haben und 
weiterhin zu leisten im Begriffe stehen. 
Dagegen darf Schreiber dieses wohl auf 
solche Beiträge von ihm selbst hinweisen, 
die gerade hier näher interessieren kön- 
nen: „Zur Geschichte des technischen 
Unterrichts“ (in „Wissenschaftliche Bei- 
lage der Leipziger Zeitung‘, 21. Okt. 
1899) ; „Zur Entwicklung des Unterrichts 
in Architektur‘ (in „Zeitschrift für die 
Deutsche Bau-Industrie‘, 1902, Nr. 1 bis 
8); „Gewerblicher und kunstgewerb- 
licher Unterricht einst und jetzt“ (in 
„Pädagogische Reform“, 1903, Nr. 30 bis 
32); „Technische Hochschulpädagogik‘“ 
(in „Technisches Magazin‘, 1909, Nr. 5). 


Sodann hat jetzt das Organ der 
neuen Bewegung, die „Mitteilungen für 
Hochschulpädagogik‘ (im Selbstverlage 
des Schreibers dieser Zeilen), auch die 
technische Seite seiner Sache, soweit dies 
in solchem Rahmen möglich ist, zu den 
Gegenständen seiner Aufmerksamkeit 
gemacht. Darauf kann hier ebenfalls 
nicht mit Zitierungen eingegangen wer- 
den. Am nächsten liegt dabei das Be- 
streben, die Ausbildung des Technikers 
durch solche nicht unmittelbar technische 
Fächer zu ergänzen, welche nicht bloß 
eine wünschenswerte ,Allgemeinbil- 
dung“, sondern Bestandteile der 
ganz eigentlichen Berufstätigkeit 
des Technikers bedeuten. So nament- 
lich die Rechts- und Wirtschaftswissen- 
schaften. Was da Autoren wie C. 
Kochne geleistet haben, fällt auch schon 


Dr. Schmidkunz, Hochschulpädagogische Forschungen 


direkt in hochschulpädagogische Arbeit 
hinein. 

Nur vorübergehend mag hier erwähnt 
sein, daß auch das Verlangen nach philo- 
sophischer und pädagogischer Bildung 
der Techniker, cder wenigstens nach ge- 
nügender Vertretung dieser Fächer an 
den Technischen Hochschulen, nicht 
mehr neu ist, teilweise auch schon Er- 
füllung gefunden hat und vielleicht nach 
einiger Zeit zu den „brennenden Tages- 
fragen“ gehören wird. 

Wichtiger ist vorläufig die hier 
leicht fehlende Einsicht, daß eine Päda- 
gogik der Universitätswissenschaften und 
eine der technischen Wissenschaften (wo- 
zu dann noch die der schönen Künste 
kommt) weder ganz auseinander- noch 
auch ganz zusammenfallen. Es gibt hier 


Gleiches und Allgemeines, und es gibt 


hier Verschiedenes und Besonderes; die 
Ausschaltung einer von diesen beiden 
Seiten, d. h. sowohl die Verwischung 
der Differenzen wie auch die geradezu 
einem Aberglauben ähnliche Annahme 
ciner „totalen Unvergleichbarkeit‘, 
würde die Sache aufs schwerste schä- 
digen. 

Auch darauf kann jetzt nicht näher 
eingegangen werden. Nur die Verschie- 
denheiten zwischen Universität und 
Technischer Hochschule drängen zu 
einem Verweilen. Sucht man sie heraus- 
zuarbeiten, so erhebt sich gleich die er- 
schwerende Frage, ob irgendeine vorlie- 
gende Verschiedenheit lediglich eine tem- 
pcräre, lokale, individuelle Einzelheit ist, 
oder ob sie Symptom eines allgemeine- 
ren Zustandes ist, oder ob sie zum 
Wesen der einen wie der andern Ein- 
richtung gehört. Wenn z. B. ein an Uni- 
versitätsverhältnisse gewöhnter hört, an 
einer Technischen Hochschule habe sich 
ein Architekt ‚für Profangotik habili- 
tiert“, so kann er dies kaum verstehen; 
an der Universität habi'itiert man sich 
dech nicht etwa für induktive Logik der 
beginnenden Neuzeit, sondern vielmehr 
für Philosophie; für ein einzelnes Kolleg 


hingegen mag allerdings ein Thema, wie 
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das eine und das andere eben ange- 
führte, vollkommen passen. De 
Ist derlei vereinzelt, oder sitzt es 


tiefer? Man möchte letzteres vermuten, 
wenn man bemerkt, wie sich gegen ein 
Spezialistentum im technischen Bildungs- 
wesen Anklagen erheben und mehren. 
Zuletzt hat Dipl.-Ing. Stiel-Berlin auf 
dem 5. Bundestage der technisch-indu- 
striellen Beamten zu Berlin am 23. Ok- 
tober 1910 in einem Vortrage „Die Auf- 
gaben der Technischen Hochschulen‘ jene 
Anklage sehr verschärft, mit Hinweis auf 
die universellere Universitätsbildung des 
Juristen, zu der nun ein Seitenstück in 
der Technikerbildung nötig werde. 


Merkwürdig: an der Universität ken- 
nen wir längst schon die Klagen ob 
UÜeberspezialisierung. Schreiber dieses 
folgt ihnen nicht unbedingt, ist sogar 
überzeugt, daß großenteils noch viel zu 
wenig spezialisiert wird. So ist es bei- 
spielsweise gleich mit dem Mangel einer 
Einreihung der Hochschulpädagogik in 
den Reigen der allgemein anerkannten 
und geförderten Wissenschaften oder 
Wissenschaftsteile. Aber das muß den 
Ausführungen Stiels nicht widersprechen. 
Er verlangte ja selbst am Schlusse seines 
Vortrages die systematische Ausbildung") 
und Weiterentwicklung dieses Gebietes, 
und der Bundestag übertrug die nähere 
Erörterung der Materie der nächsten 
Tagung. Dazu aber gehört doch wohl 
eine möglichst sachliche Erkenntnis der 
Tatsachen und Probleme. 

Und hier berühren sich diese Bestre- 
bungen ganz besonders mit denen der 
Hochschulpädagogik überhaupt. Auf 
ihrem ganzen Gebiete bedürfen wir einer 
gemeinsamen, konzentrierten und organi- 
sierten Arbeit, die nicht nur in gutge- 


!) die dem Bund technisch-industrieller Be- 
amter, welcher sich in seiner Hauptmasse aus 
Technikern ohne Hochschulbildung zusammen- 
setzt, wahrscheinlich abgehen wird. Schriftl. 
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meinten Kritiken und Vorschlägen be- 
steht, sondern vor allem einmal das Ma- 
terial so vollständig und „exakt“ wie 
möglich zusammenbringt, sodann es nicht 
weniger systematisch bearbeitet, als auch 
sonst Materialien wissenschaftlich bear- 
beitet werden, und erst auf der Basis 
einer genügenden Erkenntnis auch prakt- 
tisches Eingreifen wagt. 


Daß hier Speziellstes und Generellstes 
Hand in Hand gehen müssen, ist des 
Verfassers Ueberzeugung. Man wird 
wohl nicht ein Institut für Erforschung 
des Unterrichts in Profangotik oder gar 
drei Institute mit Spezialisierung für 
Holz-, für Haustein- und für Backstein- 
Bauten der Profangotik schaffen. Aber 
auch nicht je eines für Erforschung des 
Unterrichtes in Architektur, in Philoso- 
phie, in Musik, in Botanik usw.! Man 
wird sich vielleicht besinnen, daß Bei- 
träge zur Geschichte des technischen 
Unterrichts in Büchern wie E. Zöllers 
„Die Universitäten und Technischen 
Hochschulen‘ von 1891 oder C. Mer- 
kels „Die Ingenieurwissenschaft im 
Altertum‘ von 1899 ihren rechten Wert 
doch erst innerhalb einer Geschichte des 
„hohen“ Bildungswesens überhaupt fin- 
den, und daß diese hinwider enge Füh- 
lung mit dessen systematischer Theorie 
halten muß. 


So drängt alles dazu, die hier notier- 
ten Bestrebungen in das Ganze der Hoch- 
schulpädagogik einzureihen. Es ist nur 
cine Frage dargebotener Mittel, daß ein 
von dieser Seite geplantes Forschungs- 
institut, das „Institut für Pädagogik 
der Wissenschaften und Künste‘, 
wirklich in Aktion trete. Je mehr auch 
technische Kreise an dieser Arbeit mit- 
wirken, die von der „Gesellschaft für 
Hochschulpädagogik‘“ unternommen 
werden soll, desto sicherer können sie 
auf eine zureichende Berücksichtigung 
ihrer eigensten Interessen rechnen. 
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Ein feinsinniger Künstler, der Kom- 
ponist Ernst Rudorff (jetzt Professor an 
der Kgl. Hochschule für Musik in Char- 
lottenburg; von der staatswissenschaft- 
lichen Fakultät Tübingen zu seinem 70. 
Geburtstage vor kurzem zum Doktor h. 
c. ernannt) war es, der in einem Auf- 
satz „Heimatschutz‘‘ (Grenzboten 1897) 
zuerst in eindringlichster Weise darauf 
hingewiesen hat, daß die Schönheit un- 
serer Landschaften und der deutschen 
Städtebilder bedroht ist — bedroht 
durch das moderne Wirtschaftsleben, 
durch Verkehr und Industrie. Seitdem 
geht eine starke Bewegung durch das 
Land, die zur Gründung des „Bundes 
Heimatschutz‘‘ (1904) und anderer Ver- 
einigungen führte, welche sich alle die 
Aufgabe gestellt haben, Verunstaltungen 
durch die sichtbaren Werke der Men- 
schenhand nach Möglichkeit zu verhin- 
dern und die Volkskunst zu pflegen. 
Das Arbeitsgebiet des großen über ganz 
Deutschland ausgedehnten Bundes um- 
faßt: 

1. Schutz der Naturdenkmäler oder natur- 
geschichtlichen Denkmäler und Merk- 
würdigkeiten, mit Einschluß und be- 
sonderer Bevorzugung der lebenden 
einheimischen Pflanzen und der Ticr- 
welt; 

2. Schutz und Pflege der Naturschön- 
heiten oder der landschaftlichen Natur 
mit Einschluß der Kulturlandschaft ; 

3, Denkmalpflege in weitestem Sinne, mit 
Einschluß der älteren Alltagsbauten, 
die für ein überliefertes Ortsbild be- 
zeichnend sind; 

4. daran anschließend: Pflege der über- 


lieferten ländlichen und bürgerlichen 
Bauweise; 
5. Pflege der Volkskunst als Haus- 


gewerbe; 
6. Pflege volkstümlicher Sitten und Bräu- 
che, Trachten und Feste. 


Heimatschutz und Landschaftspflege. 
Von Prof. W. Franz-Charlottenburg. 


Prof. Franz, Heimatschutz und Landschaftspflege 


Die anderen Vereine verfolgen ähn- 
liche, zum Teil ganz gleiche Zwecke, 
haben ihr Arbeitsgebiet aber lokal be- 
grenzt. So der Verein für niedersäch- 
sische Volkskunde in Bremen, der Rhei- 
nische Verein für Denkmalpflege und 
Heimatschutz in Düsseldorf, der Verein 
für Volkskunst und Volkskunde in Mün- 
chen, Vereinigungen in Sachsen, Thürin- 
gen, Schwaben, Schlesien, Brandenburg, 
Hessen. Der Bund Heimatschutz hat 
seinen Sitz in Meiningen (Feodorenstr. 
Nr. 8). 

In der Betätigung dieser Vereine, die 
in ‚ganz kurzer Zeit in allen Schichten 
der Bevölkerung und besonders bei den 
leitenden Stellen der Staatsverwaltungen 
und der Städte ernste Beachtung ge- 
funden haben, zeigt sich ein bedeut- 
samer Ausdruck unseres derzeitigen Kul- 
turlebens. Man darf sie eine Reaktion 
auf die oft zügellose Entwicklung nen- 
nen, welche uns das ‚„Maschinenzeit- 
alter“ gebracht hat. In ganz kurzer Zeit 
sind weite Schichten der Bevölkerung 
durch die rührige Tätigkeit, die sich an 
das Wort „Heimatschutz‘ knüpft, da- 
rüber aufgeklärt worden, daß der glän- 
zenden Entwicklung unserer wirtschaft- 
lichen Kräfte doch auch bedeutende Ver- 
luste entgegenstehen. Wir sehen jetzt im- 
mer deutlicher, wie große Schönheitswerte 
durch ein früher unbekanntes Gebahren 
vernichtet, wie in der Hast des Alltags- 
lebens erhebende Stimmungen unter- 
drückt werden und wie das auf die 
Spitze getriebene Utilitätsprinzip zu 
Rücksichtslosigkeiten führt. Dabei ist 
unsere Aufmerksamkeit besonders auf die 
Formen der sichtbaren Kultur gelenkt 
worden, auf die vielgestaltigen Bauwerke 
in Stadt und Land und auf die Verun- 
staltungen, die gerade durch diese Werke 
überall herbeigeführt worden sind. Wer 
heute ein paar Stunden durch unsere 
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heimatlichen Lande fährt, weiß, wel- 
cher Menge störender Gebilde er 
allerorten begegnet. Dieser Zustand ist 
eines Kulturvolkes unwürdig. Wir schä- 
men uns seiner um so mehr, wenn wir 
rückwärts schauend gewahr werden, daß 
die früheren Generationen offensichtlich 
eine glücklichere Hand in der Gestal- 
tung ihrer Werke gehabt haben. 

Es soll anders werden — das ist das 
Leitmotiv, das uns mit einem tausend- 
fachen Echo entgegentönt. 

Bei der großen Aufgabe, die hiermit 
auf fast allen Gebieten des menschlichen 
Wirkens begonnen worden ist, wird auch 
die Gesamtheit der Diplom-Ingenieure 
als Mitarbeiter willkommen geheißen 
werden. Ja — gerade sie müssen 
die wichtigsten Stützen der 
ganzen Bewegung werden, wenn 
überhaupt eine nachhaltige Wirkung er- 
reicht werden soll. Sie sind die beru- 
fenen Leiter all der kleinen und großen 
Werke, welche in der Zukunft noch mehr 
als bisher das Aussehen unserer Um- 
welt beeinflussen. Von ihrer Hand wach- 
sen Tausende jener Gebilde, die ent- 
weder schön oder mißgestaltet in das 


Unter vorstehendem Titel berichtete 
Herr Kollege Dr. Lang im Heft 12 der 
Zeitschrift des Verbandes Deutscher Di- 
plom -Ingenieure über Fragen, denen 
nicht nur der Centralverband Deutscher 
Industrieller, sondern auch verschiedene 
Handelskammern und neuerdings auch 
der Hansabund größere Aufmerksamkeit 
gewidmet haben. 


Die an die Befähigung und Vorbildung 
der Handelssachverständigen zu stellen- 
der Forderungen präzisiert Dr. Lang wie 
folgt: 

Der Handelssachverständige muß 


1. praktischer Volkswirt sein, 
2. technisch vorgebildet sein, 
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Bild der deutschen Landschafien einge- 
fügt werden. Werden sie es verstehen, 
nur Schönes zu schaffen, werden sie die 
Rücksicht auf das gute Alte wahren und 
überall auch künstlerisches Empfinden 
walten lassen, so ist das Werk in weite- 
rem Maße gesichert. Es ist von größter 
Bedeutung für die ganze Bewegung, daß 
gerade bei ihnen, bei der wachsenden 
Generation, der Heimatschutzgedanke 
festen Fuß faßt. 

In dieser Erkenntnis hat der Vor- 
stand unseres Verbandes die von vielen 
Mitgliedern gekommenen Vorschläge 
gutgeheißen, die darauf hinausgehen, 
durch alle möglichen Maßnahmen das 
Interesse an der Sache in den Reihen 
der Verbandsmitglieder zu stärken und 
zu beleben. 

Auch durch unsere Zeitschrift soll 
der Heimatschutzgedanke und die Ar- 
beit des Bundes Heimatschutz Verbrei- 
tung und Förderung erhalten. Wir wer- 
den demgemäß unter der Ueberschrift 
„Heimatschutz und Landschaftspflege‘ 
fortlaufend Beiträge bringen, die zugleich 
das Arbeitsgebiet aller im Verbande ver- 
einigten Fachgebiete berühren werden. 


3. technisch-industrielle Praxis 


ausgeübt haben, 


4.am Orte seiner Tätigkeit schon 
vorher längere Zeit praktisch tätig 
gewesen sein, 


5. zuverlässiger Ratgeber für die aus- 
ländischen Techniker sein können in 
Fragen, die sich auf deutsche Roh- 
stoffe, Halb- und Fertigfabrikate 
beziehen. 


Es verlohnt sich nun wohl, die bis- 
herigen Einrichtungen des Staates in be- 
zug auf exportfördernde Tätigkeit sowie 
auf die Möglichkeit der Durchführung 
der gestellten Anforderungen etwas nä- 
her zu betrachten. Und da muß aller- 
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dings vorweg gesagt werden, daß wir 
noch weit, sehr weit, vom Ziele ent- 
fernt sind. 

Wenn auch nicht zu verkennen ist, 
daß das Reichsamt des Innern durch die 
in unvollkommener Anlehnung an die 
„Daily Consular & Trade Reports‘‘ der 
U. S. A. geschaffenen „Mitteilungen für 
Handel und Industrie‘ und durch ver- 
mehrte Anstellung von Handelssachver- 
ständigen einen für hiesige Verhältnisse 
beträchtlichen Schritt vorwärts getan 
hat, so muß doch bemerkt werden, daß 
von einer durchgreifenden, dem amerika- 
nischen Muster gleichkommenden Förde- 
rung, der schnellen Mitteilung über 
Marktverhältnisse, über neue Absatz- 
möglichkeiten usw., noch wenig wahrge- 
nommen werden kann. Von den D. C. 
& T. R. kann wohl behauptet werden, 
daß sie trotz ihres kleinen Umfanges 
dem Handel und der Industrie der U. 
S. A. eine Fundgrube wertvoller und 
verwendbarer Anregungen und Mittei- 
lungen bieten, von den „Nachrichten für 
Handel und ladustrie‘ aber nur, daß sie 
bei etwa zehnfachem Umfange gegen- 
über den D. C. & T. R. nur mit häufig 
längst veralteten Notizen und mit für 
den — Statistiker äußerst interessanten 
Zusamnienstellungen aufwarten. Bos- 
hafte Zungen meinen, daß die vielen lee- 
ren Rückseiten der N. f. H. & J. für die 
demnächst nach dem amerikanischen 
Muster zu erwartenden, für die größere 
Masse der mittleren und kleineren Ma- 
schinenfabrikanten usw. ebenfalls ver- 
wertbaren Berichte unserer Konsulate 
reserviert seien. Auf diese Zukunfts- 
berichte dürften wir jedoch bei dem vor- 
wiegend repräsentativen Charakter un- 
serer Konsulatsbehörden noch lange 
nicht rechnen können. Wenn auch dem 
Drängen der Interessenten folgend, in- 
zwischen die Handelssachverständigen 
bei den Konsulaten auf etwa 26 ver- 
mehrt wurden, so dürfte doch die Mchr- 
zahl derselben ihrer Amtsbezeichnung 
entsprechend nur dem reinen Handel die- 
nen, weniger aber den vorher erwähn- 
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ten Maschinenfabrikanten usw. mit tech- 
nisch wertvollen Fingerzeigen die „Wege 
weisen und ebnen‘ können. 

Von den 26 Handelssachverständigen 


sind im Ganzen nur drei als „tech- 
nische Sachverständige“ anzusprechen, 
es sind: 


in Antwerpen: v. Manikowsky, bau- 

techn. Sachverst.; 

in Yokohama: Reg.-Baumeister Jonas; 

in New York: Gewerberat Dr. Waet- 

zoldt. 

Von den übrigen sind 8 Herren 
„Landwirtschaftl. Sachverständige‘, 2 
Herren Tabaksachverständige und der 
Rest reine Handelssachverständige. 

Im Sinne der aufgestellten Forderun- 
gen sind wir also durchaus unzureichend 
vertreten. Ob aber Eingaben des V. D. 
D.-I. jetzt schon zweckmäßig sind, soll 
am Schlusse noch erörtert werden, vor- 
erst sei noch einiges über die Wirk- 
samkeit der Konsulate erwähnt. 

Wenn von einer solchen überhaupt ge- 
sprochen werden kann, so dürfte sich 
dieses auf die Konsulate in Shanghai, 
Tientsin und Canton beziehen, weniger 
dagegen auf die südamerikanischen Kon- 
sulate. Und gerade hier ist das man- 
gelnde Interesse oder Verständnis um so 
mehr zu bedauern, als die Union-Staa- 
ten, die amerikanischen Brückenbauan- 
stalten, Maschinenfabriken und Banken 
gesteigerte Anstrengungen machen, um 
sich den Markt dort’ vollends zu er- 
schließen und ihn ganz zu beherrschen. 
Gerade hier also wäre ein schnelles Be- 
setzen der Hauptplätze mit „Technischen 
Sachverständigen“ unbedingtes Erforder- 
nis. Schon vorher würde sich aber für 
die südamerikanischen Konsulate die Ein- 
führung der bei den soeben gern er- 
wähnten ostasiatischen Konsulaten üb- 
lichen Geschäftshandhabung empfehlen. 
Die Konsulate in Shanghai, Tientsin und 
Canton senden an Interessenten, häufig 
ohne direkt darum ersucht zu sein, (in 
cinem mir bekannt gewordenen Falle so- 
gar auf eine einfache, als Drucksache ge- 
sandte, geschäftliche Mitteilung hin) ein 
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ausführlich gehaltenes Antwortschreiben, 
das im Gegensatz zu der behördlichen 
Kürze und Interesselosigkeit anderer 
Konsulatsbehörden mehr als wohltuend 
berührt. Diesem Schreiben ist gleich- 
zeitig eine vorgedruckte Liste der wich- 
tigsten Import- und Exportfirmen am 
Orte, und deren europäischer Vertreter 
sowie eine gedruckte ausführliche Mit- 
teilung beigefügt, die beachtenswerte 
Winke für die Anbahnung von Geschäfts- 
verbindungen, über Art und Ausführung 
der Lieferungen, über Platzgebräuche, 
über die Einziehung von Kreditauskünf- 
ten, über Fracht-, Post- und Zoll-Ver- 
kehr sowie über die Rechtsverhältnisse 
gibt. 

Die Vereinheitlichung dieses Ver- 
fahrens, die Einrichtung desselben bei 
sämtlichen Konsulaten, die Sammlung 
dieser Berichte im Reichsamt, ihre 
schnelle Uebermittlung an die einzelnen 
Handelskammern und Interessenten, ihre 
halböffentliche Auslage und der öftere 
öffentliche Hinweis auf die mögliche Ein- 
sichtnahme (nicht erst nach Wochen) 
dürften die zunächst ohne größere 
Kosten zu erstrebenden und erreich- 
baren Ziele sein. Das Verständnis für 
die Notwendigkeit „technischer Sachver- 
ständiger“ wird sich dann auch bei den 
Konsulatsbehörden selbst entwickeln; 
der Wunsch von dieser Seite nach ‚,„Tech- 
nischem Beistand“, die wiederholten Ein- 
gaben der direkten Interessenten, der 
Handelskammern, Exportvereine usw. 
werden alsdann in wirksamerer Weise 
dem „höheren Techniker‘ den Weg zum 
Handelssachverständigen eröffnen als 
diese Eingaben an die Ministerien zur- 
zeit vermöchten. 

Vorerst aber sind sich bei den wider- 
streitenden Interessen die einzelnen Ver- 
bände, Handelskammern usw. wohl noch 
nicht über die Anforderungen an die 
Qualifikation des zukünftigen Handels- 
sachverständigen einig. An diesen Stellen 
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müßte daher vor allen Dingen mit der 
Propaganda eingesetzt und der Boden 
für den „Technischen‘ Sachverständigen 
vorbereitet werden. 

Gegenwärtig dürften auch nur wenige 
Kollegen als Anwärter in Frage kommen, 
teils wegen nicht ausreichender volks- 
wirtschaftlicher Vor- bzw. Ausbildung, 
teils wegen nicht ausreichender Aus- 
landspraxis, so daß sich bei einer, zwar 
nicht allzubald zu erwartenden Erfüllung 
des im Referate (vorletzter Absatz) aus- 
gesprochenen Wunsches sich ebenso wie 
bei der Durchführung des Gesetzes über 
den „Verkehr mit Kraftfahrzeugen“ ein 
Mangel an geeigneten Bewerbern er- 
geben würde. Statt einer unbedingten 
Bevorzugung des Hochschülers mit „ab- 
geschlossener Hochschulbildung‘“ 
würde die Durchführung etwaiger Er- 
lasse dazu nötigen, auch anderen Tech- 
nikern (Halbakademikern) Bewerbung 
und Avancement hierbei offen zu hal- 
ten und damit die eben eröffneten Aus- 
sichten für unseren Stand wieder zu 
verschlechtern. 

Sache des V. D. D.-I. müßte es da- 
her sein, zunächst mit den Handels- 
kammern Fühlung zu nehmen (insbeson- 
dere mit der Handelskammer in Leip- 
zig, in deren Händen die Bearbeitung des 
Jahrbuches der Deutschen Handels- 
kammern liegt), und gleichzeitig 
einen Teil des volkswirtschaftlich 
und praktisch genügend vorgebil- 
deten Nachwuchses in Hamburger 
oder anderen Exporthäusern, von denen 
eine größere Anzahl Ingenieurbureaus!) 
am Platze und an überseeischen Orten 
unterhält, unterzubringen, damit zur 
gegebenen Zeit auch genügend im In- 
und Ausland vorgebildete Kräfte zur 
Verfügung stehen. 


1) Arnhold, Karberg & Co., Berlin; Car- 
lowitz & Co., Hamburg; Telge & Schröter, Ham- 
burg; Warnebold & Co., Hamburg; Melcher 
& Co., Bremen u. v. a. m. 


(Nachdr. verb.) 
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. Die Transportgefährdung 

a im „Vorentwurf zu einem Deutschen Strafgesetzbuch“. 
r Von Dr. jur. Frhr. v. Liebenstein, Dipl.Ing. 


= Der Vorentwurf zu einem Deutschen Straf- 
gesetzbuch befaßt sich in seinen 88 183, 184 
mit der Materie, die unter dem landläufigen 
Namen ‚„Transportgefährdung‘ im geltenden 
Strafrechte durch die §§ 315, 316, 319 geregelt ist. 

Zum Vergleiche der folgenden Ausführungen 
über das geltende und das Recht des „Vorent- 
wurfes‘‘ empfiehlt es sich, die einschlägigen Be- 


stimmungen nebeneinander aufzuführen. 


§ 315 Strafgesetzbuch. 


Wer vorsätzlich Eisen- 
bahnanlagen, Beförder- 
ungsmittel oder sonstiges 
Zubehör derselben der- 
gestalt beschädigt, oder 
auf der Fahrbahn durch 
falsche Zeichen oder Sig- 
nale oder aufandere Weise 
solche Hindernisse be- 
reitet, daß dadurch der 
Transport in Gefahr 
gesetzt wird, wird mit 
Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren bestraft. 

Ist durch die Handlung 
eine schwere Körperver- 
letzung verursacht wor- 
den, so tritt Zuchthaus- 
strafe nicht unter fünf 
Jahren, und, wenn der 
Tod eines Menschen ver- 
ursacht worden ist, Zucht- 
hausstrafe nicht unter 
zehn Jahren oder lebens- 
längliche Zuchthausstrafe 
ein. 


8 316 Strafgesetzbuch. 


Wer  fahrlässigerweise 
durch eine der vorbezeich- 
neten Handlungen den 
Transport auf einer Eisen- 
bahn in Gefahr setzt, wird 
mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre oder mit 
Geldstrafe tis 900 Mark 
und, wenn durch die 
Handlung der Tod eines 
Menschen verursacht wor- 
den ist, mit Gefängnis von 
einem Monat bis zu drei 
Jahren bestraft. 


8 183 des „Vorentwurfs«, 


Wer vorsätzlich die 
Sicherheit des Betriebes 
einer Eisenbahn stört 
und dadurch Gefahr für 
Menschenleben oder in 


bedeutenden Umfange 
für fremdes Eigentum 
herbeiführt, wird mit 


Zuchthausstrafe bis zu 
zehn Jahren, bei mildern- 
den Umständen mit Ge- 
fängnis nicht unter drei 
Monaten bestraft. 

In besonders schweren 
Fällen ist die Strafe Zucht- 
haus nicht unter fünf 
Jahren oder lebensläng- 
liches Zuchthaus. 


Ist die Handlung aus 
Fahrlässigkeit begangen, 
so tritt Gefängnis bis zu 
drei Jahren oder Haft 
oder Geldstrafe bis zu 
fünftausend Mark ein. 


Gleiche Strafe trifft die 
zur Leitung der Eisen- 
bahnfahrten und zur Auf- 
sicht über die Bahn und 
den Beförderungsbetrieb 
angestellten Personen, 
wenn sie durch Vernach- 
lässigung der ilınen ob- 
liegenden Pflichten einen 
Transport in Gefahr 


SPERN; § 184 des „Vorentwurfs“. 


Wer vorsätzlich den 
Betrieb einer dem öffent- 
lichen Verkehr dienenden 
Eisenbahn . . . verhindert, 
wird mit Gefängnis bis 


Ist teilweise durch 8 315 
Strafgesetzbuch mitum- 


faßt. zu drei Jahren oder mit 
Siehe oben! Haft, bei mildernden Um- 
ständen mit Geldstrafe 
bis zu eintausend Mark 

bestraft. 
Es mag an dieser Stelle gleich vorweg be- 
merkt werden, daß der „Vorentwurf‘“ nicht 
etwa den Charakter einer Regierungsvorlage 


dieses Gesetzes hat, sondern daß das Verfahren 
bei der Aufstellung neuer Gesetzentwürfe heute 
so gehandhabt wird, daß zunächst eine Kom- 
mission von Sachverständigen einen Vorentwurf 
ausarbeitet, der dann, noch ehe die Regierung 
dazu Stellung genommen hat, der öffentlichen 
Kritik ausgesetzt wird. So der jetzige Ent- 
wurf. Es ist also noch an der Zeit, Mängel 
desselben zu rügen; erkennt die Regierung ihre 
Berechtigung an, so werden die Rügen bei der 
nun aufzustellenden Regierungsvorlage berück- 
sichtigt. 

Der neue Entwurf bringt gegenüber dem gel- 
tenden Recht einige Verschärfungen, im wesent- 
lichen aber eine Reihe von durchaus beacht- 
lichen Erleichterungen, deren größte, sofort ins 
Auge springende, der Ausschluß der 
Haftung für bloße Gefährdung des 
Transportes ist. Das neue Gesetz verlangt, daß 
vorsätzlich oder fahrlässig die Sicherheit 
des Betriebes einer Eisenbahn gestört 
wird; dies ist, das springt ins Auge, ein viel 
engerer Begriff als die Straftat nach § 315 StGB., 
demzufolge das Ingefahrsetzen genügt. 

Zwar sagen die Motive zum Vorentwurf!), 
daß derselbe der Auffassung des bisherigen 

I) Eine den Entwurf erläuternde Beilage, in der die Kom- 


mission zur Bearbeitung des»Vorentwurfs ihre Gründe nieder- 
gelegt hat. 


im „Vorentwurf zu einem Deutschen Strafgesetzbuch“ 


Rechtes folge; indessen scheint mir der Begriff 
„Störung der Sicherheit des Betriebes“ enger 
zu sein. Es genügt nicht, wie nach heutigem 
Rechte, daß die Handlung direkt Anlaß zu einem 
Transportgefährdungsfalle hätte geben können, 
auch wenn es bei der Gefährdung sein Be- 
wenden gehabt hat (vielleicht weil der Fehler 
rechtzeitig bemerkt worden ist), sondern der 
Entwurf verlangt ausdrücklich Störung des Be- 
triebes, d. h. die Handlung muß wenigstens be- 
wirkt haben, daß Unregelmäßigkeiten im Be- 
triebe eingetreten sind und — das ist erheb- 
lich — daß dadurch Gefahr für Menschenleben 
oder in bedeutendem Umfange für fremdes Eigen- 
tum herbeigeführt ist. 

Nun ist allerdings der Begriff „bedeutender 
Umfang“ schr dehnbar, und da das Reichsgericht 
erfahrungsgemäß derartige für den Tatbestand 
wichtige Begriffsmerkmale so weit wie möglich 
faßt, steht zu erwarten, daß die Rechtsprechung 
jeden nur halbwegs beachtlichen Schaden als 
einen solchen „von beträchtlichem Umfange“ an- 
sehen wird. Unter diesen Umständen wird die 
Einschränkung der Strafbarkeit der Transportge- 
fährdung auf den Fall, daß als Tatbestandsmerk- 
mal Menschenleben gefährdet, oder Gefahr in be- 
deutendem Umfange für fremdes Eigentum herbei- 
geführt werden kann, ziemlich problematischer 
Natur sein. Insbesondere wird damit, wenigstens 
so lange, bis durch ständige Praxis eine gewisse 
Einheitlichkeit der Rechtsprechung erzielt ist, 
durch das Hineintragen des freien richterlichen 
Ermessens ein Schwanken und eine Ungewißheit 
über die strafbedingenden Voraussetzungen der 
Transportgefährdung herbeigeführt. 

Unter Berücksichtigung des Umstandes, daß 
derjenige, der wegen einer durch fahrlässige 
Transportgefährdung verursachten Verpflichtung 
zum Ersatz des Materialschadens schon an und 
für sich „genug gestraft ist“, möchte es wün- 
schenswert erscheinen, bei dem von der Fahr- 
lässigkeit handelnden § 183 Abs. 3 des Vorent- 
wurfes dann dem Richter die Möglichkeit zu 
geben, von einer Bestrafung überhaupt abzu- 
sehen, wenn nur Gefalır für Material, nicht für 
Menschen fahrlässigerweise herbeigeführt ist. 


Ueber die vorsätzliche Transportgefährdung 
bleibt noch wenig zu sagen; abgesehen von 
den im Vorstehenden enthaltenen neuen Gesichts- 
punkten bringt der Vorentwurf insofern eine 
Milderung, als für den Fall, daß bei der Trans- 
portgefährdung ein Mensch getötet worden ist, 
die untere Strafgrenze von 10 auf 5 Jahre her- 
abgesetzt wird. Ferner kann beim Vorliegen mil- 
dernder Umstände auf Gefängnis nicht unter 3 
Monaten erkannt werden, während das geltende 
Recht mildernde Umstände bei der Transport- 
gefährdung nicht kennt. 

Auslegungsfrage ist, ob unter „Sicherheit des 
Betriebes“ auch die zeitliche Sicherheit zu ver- 
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stehen ist, d. h. ob derjenige Eisenbahn- 
beamte, der an einem Eisenbahnerstreik teil- 
nimmt und durch plötzliche Arbeitsniederlegung 
die Durchführung des Betriebes unmöglich macht, 
oder durch „passive Resistenz“ die Pünktlichkeit 
in so hohem Maße gefährdet, daß von einem 
geordneten Betriebe nicht die Rede sein kann, 
nach $ 183 Abs. 1 des Vorentwurfes strafbar 
ist. Es steht zu erwarten, daß der Begriff 
„Sicherheit des Betriebes‘ vom Reichsgericht 
diese Auslegung finden wird; dies wäre übrigens 
auch kein Fehler, denn Eisenbahnerstreike unter- 
liegen einer ganz anderen rechtlichen Beurtei- 
lung, wie gewöhnliche Streike. 

Uebrigens unterliegt der Eisenbahnerstreik 
sicher auch der Strafverfolgung nach § 184, 
da die Unterlassung da, wo man zu einem Tun 
verpflichtet wäre, nach dem heutigen Gesetz 
schon strafbar macht. 

Bezüglich der fahrlässigen Transportgefähr- 
dung bringt der Entwurf eine Neuerung, die 
von allen denjenigen, die von Berufswegen be- 
sonders der Gefahr ausgesetzt sind, sich nach 
$ 316 StGB. strafbar zu machen, äußerst will- 
kommen sein wird. 

Der neue Entwurf setzt nämlich als Bedin- 
gung für die Strafbarkeit, daß die Störung des 
Betriebes fahrlässig erfolgt sein muß. 


Zur Schuld angerechnet kann aber nur eine 
solche Fahrlässigkeit werden, bei der der Täter 
unter Außerachtlassung der gewöhnlichen Sorg- 
falt und pflichtgemäßen Vorsicht eine Störung 
der Betriebssicherheit herbeigeführt hat, die nicht 
eingetreten wäre, wenn die erforderliche Sorg- 
falt vom Täter aufgewendet worden wäre, und 
wenn er bei sorgfältiger Ueberlegung die einge- 
tretenen Folgen als bei Außerachtlassung der 
Sorgfalt wahrscheinlich eintretend hätte voraus- 
sehen können. Wenn also bisher schon ursächlicher 
Zusammenhang zwischen der Fahrlässigkeit und 
der Transportgefährdung genügte, um den Täter 
strafbar zu machen, muß jetzt zu dem Kausal- 
zusammenhang noch ein besonderes Verschulden 
hinzukommen. Dies dürfte das wesent- 
lich Neuean dem Entwurfe sein, wozu 
noclı die mit der Aenderung des Wortlautes des 
Gefährdungsbegriffes verbundene verminderte 
Anwendbarkeit des $ 183 des Vorentwurfes 
kommt. 

Im übrigen ist im wesentlichen noch geän- 
dert der Strafrahmen. Teils ist er erweitert, 
teils ist eine Milderung eingetreten. Die Ge- 
fängnisstrafe ist bei Fahrlässigkeit von 1 auf 3 
Jahre erhöht, die Geldstrafe von 900 auf 5000 
Mark; eine Milderung bringt die Einführung der 
Haftstrafe. 

Von Seiten der Eisenbahnbeamten ist nun 
die Forderung erhoben worden, daß die Ge- 
fängnisstrafe, als entehrend, zum mindesten Be- 
amten gegenüber für Fahrlässigkeitshandlungen 
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nicht zur Anwendung kommen sollte. Dem Ein- 
wande, daß juristisch Gefängnis noch nicht ohne 
weiteres entehrend sei, sondern dies erst durch 
Zusatzstrafen, wie Aberkennung der Ehren- 
rechte, werden könne, wurde entgegengehalten, 


daß trotzdem bürgerlich ein Mensch, der im Ge- 


fängnis mit Dieben und Betrügern zusammen ge- 
lebt habe, über die Achsel angesehen werde; 
dieser zweifellos richtige Einwand, der für Be- 
amte in besonders hohem Maße zutrifft, gilt 
indes 'in gleichem Maße für die Haftstrafe: 
Haft im heutigen Sinne erhalten Dirnen, die die 
Kontrollvorschriften übertreten, Bettler und 
dergl. Festungshaft soll nach dem Entwurfe ja 
abgeschafft und durch die einfache Haft ersetzt 
werden. Diese soll in Zukunft ($ 20 des Vorent- 
wurfes) so vollstreckt werden, daß sie in beson- 
deren von den Gefängnissen getrennten Anstalten 
verbüßt wird; die Gefangenen können sich zwar 
selbst kleiden und beköstigen, müssen aber, 
soweit sie sich nicht selbst ausreichend be- 
schäftigen, zwangsweise arbeiten. Wenn auch 
auf die persönliche Veranlagung des Häftlings 
nach dieser Richtung mehr Rücksicht genommen 
werden soll, als bei Gefängnis, so schließt doch 
der Aufenthalt in einer Strafvollzugsanstalt eine 
ganze Reihe von Beschäftigungen aus. Insbe- 
sondere kann der Beamte natürlich, soweit er 
nicht literarische Anlagen hat, dort keine ihm 
angemessene Beschäftigung finden. 

Man darf also füglich den Unterschied 
zwischen Haft. und Gefängnis nicht allzuhoch 
anschlagen, soweit es sich um das Strafübel 
und um die bürgerlichen Folgen der Strafe 
handelt; indessen kann zur Beruhigung ge- 
reichen, daß unsere Gerichte schon heute mit 
Verhängung von Freiheitsstrafen gegenüber 
Menschen eines solchen Bildungsgrades, daß sie 
eine Freiheitsstrafe besonders schwer empfinden, 


Im Heft 17 dieser Zeitschrift ist ein Aufsatz 
von Professor Dr. Karl Koehne Privatdozent 
an der Technischen Hochschule, Berlin, erschie- 
nen, welcher sich eingehend mit der Denkschrift 
des Verbandes Deutscher Architekten und Inge- 
nier-Vereine; „Die Rechts-, Staats- und Wirt- 
schaftswissenschaften an den Technischen Hoch- 
schulen“ befaßt. 

Dieser Aufsatz beginnt mit den Worten: „Be- 
kanntlich unterstützt der Verband Deutscher Ar- 
chitekten und Ingenieur-Vereine nicht die Bestre- 
bungen des Verbandes Deutscher Diplom-Inge- 
nieure, der Technischen Hochschule auch die 


Stadtbaurat a. D. Koehn, Zur Ausgestaltung des Unterrichts in den Rechts-, Staats- 


sehr vorsichtig umgehen und bei wahlweise an- 
gedrohter Geld- und Freiheitsstrafe in der 
Regel Freiheitsstrafe nur in besonders schwer 
liegenden Fällen, die auf eine Gesinnungsroheit 
oder Gefühlsmangel schließen lassen, erkennen. 
Man kann aus diesem Grunde die Erhöhung 
des Strafrahmens für die Geldstrafe nur mit 
Freude begrüßen, da hierdurch gerade Beamten 
eine gewisse Sicherheit geboten ist, daß nicht 
gegen sie Freiheitsstrafen zur Anwendung 
kommen müssen. 

Ein Strafprivileg für Beamte zu schaffen, er- 
scheint schon an sich wenig wünschenswert, unter 
den obwaltenden Umständen aber auch nicht nötig. 
Bezüglich der Mindeststrafe für ganz leichte 
Vergehen ist noch zu bemerken, daß der Richter 
nach $ 83 des Vorentwurfs ermächtigt ist, in 
besonders leichten Fällen die Strafe nach freiem 
Ermessen zu mildern, und wenn dies ausdrücklich 
zugelassen ist, von einer Strafe ganz abzusehen: 
dies letztere ist zwar nicht für die Transport- 
gefährdung ins Auge gefaßt, indessen gestattet 
$ 83 ein Heruntergehen auf die mindeste ge- 
setzliche Strafe, den Verweis nach § 37 des 
Vorentwurfes. 

Im großen und ganzen wird man, abgesehen 
davon, daß eine etwas eingehendere Bezeichnung 
des strafbaren Tatbestandes wünschenswert er- 
scheint, die im Vorentwurf vorgesehene Neu- 
regelung der Transportgefährdung als eine be- 
sonders für die Eisenbahnbeamten recht günstige 
ansehen dürfen; einzig wünschenswert erscheint 
der Ausschluß der Strafbarkeit bei Fahrlässigkeit, 
wenn nur Materialschaden angerichtet worden 
ist. Doch auch hier bringen die generellen Be- 
stimmungen des Vorentwurfes gegenüber dem 
geltenden Strafrechte Milderungen, die den Neu- 
entwurt durchaus annehmbar machen. 


Zur Ausgestaltung des Unterrichts in den Rechts-, 
Staats- und Wirtschaftswissenschaften an den Technischen Hochschulen. 
Von Stadtbaurat a. D. Theodor Koehn, Grunewald-Berlin. 


Eigenschaften einer Hochschule der höheren Ver- 
waltung zu verschaffen, um so die technische 
Intelligenz für die großen Aufgaben der Volks- 
gemeinschaft nutzbar zu machen.“ 

Dieser Satz könnte ohne Erläuterung mißver- 
ständlich gedeutet werden, und deshalb möchte 
ich um die Erlaubnis bitten, an dieser Stelle 
kurz die Stellung des V. D. A. u. I. V. zu 
dieser wichtigen Frage erläutern zu dürfen. Als 
Referent zur Sache auf der Frankfurter Abge- 
ordneten -Versammlung des Verbandes im Sept. 
dieses Jahres habe ich mich eingehender damit 
zu befassen gehabt. 


und Wirtschaftswissenschaften an den Technischen Hochschulen 


In der im Frühjahr 1909 vom sogenannten 
Danziger Ausschuß!) ausgearbeiteten und von der 
Verbandsleitung d. D. A. u. I. V. als Druckheft 
veröffentlichten Denkschrift über die Stellung 
der Architekten und Ingenieure sind folgende 
drei Hauptsätze aufgestellt: 

l. Wir halten es für erforderlich, daß unter 
Abänderung der etwa entgegenstehenden landes- 
gesetzlichen Bestimmungen die leitenden 
Aemter der staatlichen, kommunalen und priva- 
ten Verwaltungen den bewährten Akademikern 
aller Berufsklassen zugänglich gemacht werden. 

ll. Um für die Architekten und Ingenieure 
zu diesem Ziele zu kommen, sind die Unter- 
richtspläne der Technischen Hochschulen so ein- 
zurichten, daß alle Studierenden die Möglichkeit 
einer harmonischen, weitere Gebiete des öffent- 
lichen Lebens einschließenden Ausbildung gewin- 
nen, die sie befähigt, über die Grenzen der 
eigentlich technischen Tätigkeit hinaus, immer 
aber auf deren Grundlage tätig, sich regelnd und 
leitend an der Pflege und Hebung unseres natio- 
nalen Kulturzustandes zu beteiligen. 

HI. Wir fordern, daß sowohl der Staat, 
als auch die öffentlichen und privaten Selbst- 
verwaltungen die Pflicht zur weiteren Ausbildung 
der Architekten und Ingenieure, welche die aka- 
demische Hauptprüfung bestanden haben, aner- 
kennen, und daß den genannten Akademikern 
neben der technischen Ausbildung an allen staat- 
lichen, kommunalen und privaten Dienststellen 
auch Gelegenheit zur Verwaltungsübung geboten 
werde. 

In der erwähnten Denkschrift sind der Haupt- 
satz I eingehend, die Hauptsätze II und Ill in 
allgemeinen großen Zügen näher begründet. Der 
Verband d. A. u. I. V., der wegen seiner Zu- 
sammensetzung in erster Linie nur für die Ar- 
chitekten und Bauingenieure sprechen zu dürfen 
glaubt, erwartet von der Erfüllung des Haupt- 
satzes | auch die Erfüllung des Wunsches, daß 
die. technische Intelligenz für die großen Auf- 
gaben der Volksgemeinschaft mehr als bisher 
nutzbar gemacht werde. Um die Auswahl lei- 
tender Männer aus der Zahl der Techniker er- 
giebiger zu machen, stellt er die Forderungen 
der Hauptsätze II und Ill. 


Der Hauptsatz I ist nun hier und da miß- 
verstanden worden, indem der Begriff der ‚lei- 
tenden Aemter“ irrtümlich gedeutet ist. Hier- 
unter sind im Sinne des Verbandes d. D. A. u. 
I. V. nur die Spitzen geschlossener Verwal- 
tungsgebilde verstanden, d. h. also z. B. in den 
Städten die ersten Bürgermeister und ihre un- 
mittelbaren Vertreter, in den industriellen Ge- 
sellschaften die Vorstandsmitglieder oder Ge- 


) Die Mitglieder dieses Ausschusses sind die Herren 
Ministerialdirektor Reverdy-München, Oeheimrat Waldow- 
Dresden, Professor Oberbaurat Freiherr v. Schmidt- München 
und Stadtbaurat a. D. Theodor Koehn, Berlin-Orunewald. 
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schäftsführer, für Preußen in den Kreisen die 
Ländräte, in den Bezirken die Regierungspräsi- 
denten und ihre unmittelbaren Stellvertreter, in 
den Provinzen die Landeshauptleute und Ober- 
präsidenten, in den Ministerien die Minister 
selbst, die Unterstaatssekretäre und in gewissen 
Fällen auch die Ministerialdirektoren, bei der 
Eisenbahnverwaltung die Direktionspräsidenten, 
im Reiche die Staatssekretäre und die Präsiden- 
ten der selbständigen Reichsämter und ähnliche 
Stellen. Durch diese Beispiele nun dürfte der 
Begriff „leitende Aemter‘“ genügend scharf um- 
schrieben sein, und es versteht sich danach von 
selbst, daß die Stellung eines Betriebsingenieurs, 
der einer großen Werkstatt vorsteht, eines Stadt- 
baumeisters oder Stadtbaurats, eines Dezernen- 
ten bei einer Regierung oder beim Oberpräsi- 
dium oder schließlich eines vortragenden Rates 
im Ministerium keine leitende Stellen im Sinne 
der Forderung des Hauptsatzes I bedeuten. 


Es ist dem Verbande d. D. A. u. I. V. der 
Vorwurf gemacht, als verteidige er das Prinzip, 
daß Sachkenntnis in der Staats- und Gemeinde- 
verwaltung unnötig sei. Tatsächlich will er aber 
im Gegenteil gerade der Sachkenntnis zu ihrem 
vollen Rechte verhelfen, worauf ich später noch 
zurückkomme. Bei allen leitenden Stellen, 
wie ich sie vorhin begrifflich gekennzeichnet 
habe, kommt es hauptsächlich auf Charakter, na- 
türliche geistige Anlage, Erfahrung und auf eine 
allgemeine gründliche Durchbildung des Geistes 
an. Zu letzterer können die Grundlagen auf 
jeder Hochschule und in jeder Fakultät erwor- 
ben werden und nicht bloß in der juristischen, 
und die nötige Erfahrung kann nicht nur in 
der Laufbahn des reinen Verwaltungsbeamten, 
sondern auch in der der höheren technischen Be- 
amten, des Kaufmanns, des Industriellen usw. 
erworben werden. Die für die „leitenden Aem- 
ter“ geeigneten Männer werden sich erst im 
praktischen Leben erkennen lassen. Von den 
leitenden Stellen soll der Geist bestimmt 
werden, in welchem die Verwaltung zu führen 
ist. Kluger Verstand, weiter Blick, fester Cha- 
rakter und die Kunst mit Menschen umzugehen, 
sind hier wichtiger als spezielle Fachkenntnisse. 
Der leitende Mann muß in der Lage sein, 
die sozialen und wirtschaftlichen Wirkungen, 
welche eine von ihm angestrebte Neueinrichtung 
oder Neuanlage haben wird, zu übersehen, und 
er muß die Mittel, über die er bei Durch- 
führung seiner Entwürfe und Pläne verfügen 
kann und die Widerstände, welche sich seinen 
Plänen entgegenstellen werden, mit richtigem 
Augenmaß einzuschätzen verstehen. Um solche 
Männer heranzubilden, ist aber nicht ausschließ- 
lich die Laufbahn der höheren Verwaltung ge- 
eignet, sondern schlechterdings jeder akademi- 
sche Beruf und im besonderen Maße auch der 
Beruf des Technikers. 


514 


Nun ist den Bestrebungen, welche im Haupt- 
satz I Ausdruck gefunden haben, auch der Vor- 
wurf gemacht worden, daß sie aussichtslos 
seien. Darauf ist zu erwidern, daß in Hessen 
und Baden bis vor kurzem Fachtech- 
niker an der Spitze der Finanzministerien ge- 
standen haben. Von dem ersten Bürgermeister 
Münchens ist öffentlich ausdrücklich anerkannt, 
daß der Fachtechniker an sich sehr wohl geeignet 
wäre, an die Spitze einer Stadtverwaltung zu 
treten. In Sachsen ist neuerdings ein Fach- 
techniker an die Spitze der sächsischen Staats- 
eisenbahnverwaltung gestellt worden. In Preußen 
werden die Eisenbahndirektionspräsidenten so- 
wohl aus den Juristen als auch aus den Fachtech- 
nikern ausgewählt, wenn gleich bis heute die 


Juristen in der Mehrzahl sind. Man wird 
nicht leugnen können, daß die wichtig- 
sten Aufgaben in der Provinz sowohl wie 


in den Kreisen technischer Natur sind. 
Ich brauche nur zu erinnern an Kleinbahnen, 
Chausseen, Krankenhäuser, Ueberlandzentralen, 
Wasserkraftanlagen, Kanäle usw. Es ist daher 
nicht einzusehen, weshalb in einer Provinz oder 
auch in einem Kreise, in welchem gerade tech- 
nische Fragen das Interesse auf absehbare Zeit 
beherrschen werden, nicht ein Fachtechniker mit 
Erfolg an die Spitze treten könnte. Uebrigens 
ist in der Oeffentlichkeit und zwar von hervor- 
ragenden Männern, die unserem Stande an sich 
fernstehen, die gleiche Forderung, wie sie der 
Hauptsatz I ausdrückt, mehrfach vertreten wor- 
den, weil sie sich m. E. jeder ruhigen und 
unvoreingenommenen UÜeberlegung von 
selbst aufdrängt. Es ist wahrscheinlich, daß die 
Techniker in den Stadtverwaltungen 
diese Forderungen zuerst erfüllt sehen werden. 
In Preußen stehen ihrer Erfüllung keine ge- 
setzlichen Hindernisse entgegen. Für Preußen ist 
auch in dem Gesetz von 1906 über die Berech- 
tigung zum höheren Verwaltungsdienst die Be- 
setzung der Stellen der Regierungspräsidenten 
und Oberpräsidenten an keinerlei Vorbildungs- 
vorschriften geknüpft, sondern es ist nur für 
die Oberregierungsräte bei den Regierungen 
das Assessorexamen vorgeschrieben und für 


die Landräte die erste juristische Prüfung. Wenn 


schließlich für diese beiden Stellen eine Aen- 
derung in den Vorbildungsvorschriften verlangt 
wird, so dürfte das kaum erschütternd wirken. 


Es ist dem Verbande der D. A. u. I. V. unter 
anderen auch die Frage entgegengehalten, ob er 
denn wolle, daß alle Kreisbauinspektoren Anwär- 
ter auf Landratsstellen sein sollten. Die Ant- 
wort ist natürlich: „Ganz gewiß nicht!“ Es 
handelt sich vielmehr nur um die Beseitigung 
eines tatsächlichen Monopols der Verwaltungsju- 
risten, und darum, die Möglichkeit zu schaffen 
und die prinzipiellen Widerstände dagegen zu 
überwinden, daß ein bewährter akademisch ge- 
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bildeter Mann, der nicht der Verwaltungslauf- 
bahn angehört, sich aber sonst das erforderliche . 
Ansehen im Kreise erworben hat, dann an die 
Spitze des Kreises gestellt werden kann, wenn 
seine Erfahrungen und Kenntnisse ihn zur Be- 
wältigung der besonders wichtigen, vorliegen- 
den Aufgaben als den bestgeeigneten erscheinen 
lassen. Also in solchem Sinne ist die Forde- 
rung des Hauptsatzes I zu verstehen, und in 
solchem Sinne wird vom Verbande der D. A. 
u. I. V. die Beseitigung des jetzigen Juristen- 
monopols verlangt. 


Dagegen verlangt der Verband d. 
D. A. u. 1. V. bei allen nicht leitenden 
Stellen nachdrücklichst, daß die 
Sachkenntnis die Feder führt und 
die Verantwortlichkeit trägt. Der 
Verwaltungsjurist ist selbstverständlich ebenso 
nötig wie der Fachtechniker. Aber ich halte es 
für einen Krebsschaden des jetzigen Systems, daß 
noch in viel zu viel Fällen der Verwaltungsjurist 
auch in technischen Dingen allein dirigiert und 
der Techniker auf die Rolle des Gutachters zu- 
rückgedrängt wird. Das Dezernat muß in all 
den Fällen, wo es sich nicht um leitende Aem- 
ter handelt, in erster Linie den Sachverständigen 
zufallen, d. h. in allen technischen Sparten dem 
Techniker, in den rein verwaltungs- 
mäßigen dem Verwaltungsmann, und 
in denjenigen Dezernaten, wo sich Verwaltung 
und Technik die Wage halten, muß die Auswahl 
unter beiden Arten von Akademikern d. h. unter 
den reinen Verwaltungsbeamten und unter den 
Technikern nach gleichen Grundsätzen paritätisch 
getroffen werden. 

Der Verband d. D. A. u. I. V. ist mit dem V er- 
ein deutscher Ingenieure, seitdem die 
Technikerbewegung lebhafter in Gang gekommen 
ist, in enger Fühlung geblieben, da auf beiden Sei- 
ten der lebhafte Wunsch bestand, die einzelnen 
Sonderrichtungen in der Gesamtbewegung mög- 
lichst zu einem gleichgerichteten großen Strome 
zu vereinigen. Der Hauptsatz I und ebenso auch 
die beiden anderen Sätze werden von dem 
Verein d. I. meines Wissens vollinhaltlich an- 
genommen und zwar in dem Sinne, wie ihn. 
der Verband D. A. u. I. V. auslegt. Der V. d. I. 
glaubt aber noch ein weiteres Feld beackern zu 
müssen, indem er die Forderung aufstellt, daß 
auch die Technischen Hochschulen als Bildungs- 
stätten für die höhere Verwaltungslaufbahn aner- 
kannt werden, und daß die Dipl.-Ing., welche 
eine entsprechende Ausbildung in den Rechts-, 
Staats- und Wirtschafts-Wissenschaften nachwei- 
sen können, zu der Laufbahn der höheren Ver- 
waltung, im engeren Sinne verstanden, 
ebenso wie die Regierungsrefendare zugelassen 
werden sollen. Es soll also den Absolventen der 
Technischen Hochschulen ein weiterer Berufs- 
zweig erschlossen und gleichzeitig der Verwal- 


und Wirtschaftswissenschaften an den Technischen Hochschulen 


tung auch auf diese Weise technischer Geist zu- 
geführt, und die technische Intelligenz für die 
großen Aufgaben der Volksgemeinschaft nutzbar 
gemacht werden. Der Verband d. D. A. u. 1. V. 
hat geglaubt, sich auf Vorschläge und Forde- 
rungen beschränken zu müssen, die sich auf 
seine Fachgenossen beziehen. Der Verein d. I. 
überschreitet mit seinen Anträgen bewußt diese 
Grenze und schlägt mit seiner Forde- 
rung eine Reform der Ausbildung 
der höheren Verwaltungsbeamten 
vor. Der Verband D. A. u. I. V. hatte zu- 
nächst schwere Bedenken gegen den Plan, 
weil es ihm schien, als wolle man Leute 
ausbilden, die sowohl Ingenieure als auch 
Verwaltungsjuristen sein sollten. Er hielt 
es für unmöglich, daß eine Person die 
weiten Gebiete beider Fachrichtungen be- 
herrschen könne. Diesen Bedenken hat 
der V. d. I. dadurch Rechnung 
getragen, daß er ausdrücklich 
betont, daß die in die Ver- 
waltungs-Laufbahn eintretenden 
Dipl.-Ing. aufhörenmüßten, Techni- 
kerseinzu wollen, sodaß sie bei Be- 
setzung von vorwiegend techni- 
schen Dezernaten ebensowenig da- 
für in Betracht kommen könnten als 
die jetzigen Verwaltungsjuristen. 
Es ist klar, daß anderenfalls die Fachtechniker 
in den kommunalen und staatlichen Verwaltungen 
gegenüber dem jetzigen Zustande vom Regen 
in dieTraufekommen müßten. Mit der 
Einschränkung aber, welche der V. d. I. seiner 
Forderung hat angedeihen lassen, braucht sich 
der Verband D. A. u. I. V. dieser Forderung 
des V. d. I. nicht mehr zu widersetzen, kann 
sie vielmehr unterstützen, zumal, da der V. d. I. 
die drei Hauptsätze des Verbandes d. D. A. u. 
l. V., wenn auch in einer etwas anderen Fassung, 
an die Spitze seiner Forderungen 
stellt und sie im gleichen Sinne ver- 
tritt. 

Denn damit ist auch der weitere erhebliche 
Einwand gefallen, welcher früher gegen die oben 
gekennzeichneten Bestrebungen deshalb erhoben 
wurde, weil von verschiedenen Seiten der Stand- 
punkt vertreten war, daß für die „leitenden“ 
Stellen nur solche „Techniker“ in Frage kommen 
könnten, welche nach Ablegung der Dipl.-Ing.- 
Prüfung die Laufbahn der höheren Verwaltung 
(im engeren Sinne verstanden) weiter verfolgt 
hätten. Das würde natürlich nicht eine Be- 
seitigung, sondern nur eine Erweiterung der heu- 
tigen Bevorzugung der höheren Verwaltungsbe- 
amten bedeutet haben. 


Was nun die Denkschrift des Danziger Aus- 
schusses des Verbandes D. A. u. I. V. über 
die Rechts-, Staats- und Wirtschaftswissenschaften 
an den Technischen Hochschulen betrifft, so 
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mußte sich dieselbe bei der Zusammensetzung des 
genannten Verbandes auf Vorschläge für die 
Abteilungen I (Hochbau) und II (Bauingenieur- 
wesen) beschränken. Es freut mich, als einem 
der Mitverfasser dieser Schrift, sehr, daß sich 
Herr Professor Köhne im großen und ganzen 
mit derselben einverstanden erklären konnte. Ein- 
zelheiten über die Verteilung der verfügbaren 
Stundenzahl auf die Rechts-, Staats- und Wirt- 
schaftswissenschaften werden nun zunächst von 
den einzelnen Hochschulen zu beschließen sein. 
Im Sinne des Verbandes der D. A. u. I. V. 
würde es liegen, wenn die deutschen Hochschulen 
untereinander in Verbindung treten möchten, um 
wenigstens den ernstlichen Versuch zu machen, 
ob nicht ein möglichst einheitlicher Lehrplan 
zunächst für die Abteilung I und II aller deut- 
schen Hochschulen in den Rechts-, Staats- und 
Wirtschaftswissenschaften erzielt werden könnte, 
von dem zunächst mal auszugehen wäre. Auf 
längere Zeit hinaus kann sich natürlich keine 
Hochschule an einen solchen Plan binden, son- 
dern die freie Entwicklung darf nicht gehemmt 
sein. 

Aber um Mißerfolge mit den erwähnten Diszi- 
plinen an einzelnen Hochschulen zu vermeiden, 
die ihre Ursache in halben Maßregeln haben 
könnten, dennoch aber der ganzen Bestrebung, 
wie sie in der Denkschrift des Verbandes D. A. 
u. I. V. Ausdruck gefunden hat, zur Last gelegt 
werden würde, wäre ein möglichst einheitlicher 
Lehrplan in den Rechts-, Staats- und Wirtschafts- 
wissenschaften an allen deutschen Hochschulen 
sicherlich sehr erwünscht. 


* 
pa % 


Die vorstehenden Ausführungen des Herrn 
Stadtbaurat a. D. Koehn werden kaum zur Klä- 
rung der schwebenden Frage beitragen, weil 
sie um den wichtigsten Punkt herumgehen. Der 
Herr Verfasser sagt nicht einmal klar, ob denn 
nun der Verband der Architekten- und Ingenieur- 
Vereine die Forderung unseres Verbandes „Die 
Technischen Hochschulen müssen Hochschulen 
der höheren Verwaltung werden‘ unterstützen 
will oder nicht. 


Aber das ist schließlich ja auch ohne be- 
sondere Bedeutung. Es kommt nicht mehr dar- 
auf an, welche Vereine das Programm auf- 
nehmen, sondern vielmehr darauf, ob unsere 
Forderung berechtigt und erfüllbar ist. 


Wenn die berufenen Stellen (Regierung und 
Landtag) nicht erkennen können, daß die von 
uns geforderte Gesetzesänderung den Interessen 
des Landes entspricht, so nutzt uns auch die Zu- 
stimmung anderer Vereine nichts. Es wird aber 
auch kein Verein — und wenn er noch so viel 
Resolutionen faßt — das Vordringen eines 
richtigen Gedankens hindern können. 
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Und schließlich kommt es doch auch nicht 
darauf an, daß einzelne Gruppen der Tech- 
nikerschaft gehoben werden und zu größerem 
persönlichen Ansehen . gelangen. Unser aller 
Streben ist doch letzten Endes nur die bessere 
Nutzbarmachung der gesamten technischen 
Intelligenz zum Wohle unseres Vaterlandes. Der 
Geist der Technik, der angewandten Natur- 
wissenschaften, soll überall da einziehen und 
zur Geltung kommen, wo er nötig ist zur Er- 
starkung des Reiches. Das ist nicht nur in 
den Bauämtern, nicht nur da, wo konstruiert 
und gebaut wird. Das vergessen oder über- 
schen diejenigen, die immer nur eine Hebung 
der „Techniker“ anstreben. Das ist auch der 
Irrtum, aus dem Herr Koehn nicht heraus- 
kommen kann. Wenn alle technischen Beamten 
nur noch technische Vorgesetzte haben, wenn 
alle Eisenbahndirektionspräsidenten, alle vortra- 
genden Räte der technischen Ministerien und 
die Minister selbst „Techniker‘ sind — selbst 
dann noch wenn alle Oberingenieure der In- 


Aus der Rechtsprechung 


dustrie den roten Adlerorden haben und alle 
Zivilingenieure zu Kgl. Bauräten ernannt worden 
sind, wird doch die Verwaltung nicht ge- 
ändert werden. Der Geist, der hier 
regiert, müßte der alte bleiben. 
Anders werden kann es erst, sobald von unten 
her eine andere Erziehung und andere Wissens- 
richtungen auf die höhere (die „reine‘) Ver- 
waltung EinfluB gewinnen und zur Geltung 
kommen können. Deshalb muß neben der Uni- 
versität auch diejenige Hochschule als Hoch- 
schule der Verwaltungsbeamten (d. h. der maii- 
gebenden, der entscheidenden Beamten) aner- 
kannt werden, aus der allein die auf naturwissen- 
schaftlicher Grundlage stehende technisch wirt- 
schaftliche Intelligenz kommen kann. Die Tech- 
nische Hochschule muß Hochschule der höheren 
Verwaltungsbeamten werden! Gegen diese For- 
derung richten sich die vorstehenden Ausfüh- 
rungen des Herrn Stadtbaurat a. D. Koehn. 
Er hat dies nur nicht klar genug hervorge- 
hoben. Die Schriftleitung. 


Aus der Rechtsprechung. 


Im 21. Band (Augustheft 1910, Nr. 31/32, 
S. 70) der „Rechtsprechung der Oberlan- 
desgerichte auf dem Gebiete des Zivilrechts“ 


finden sich die folgenden zwei Entschei- 
dungen, die bei der Häufigkeit technischer 
Prozesse von allgemeiner Bedeutung sein 
dürften: 


Erstattung der Kosten eines (bei 
einem Rechtsstreite) zugezogenen 
Patentanwaltes. 


1. Beschluß vom 10. Juli 1909 des II. Zi- 
vilsenats des Oberlandesgerichts Hamburg. 

Die von der Rechnung des Klägers abge- 
setzten „Kosten des Patentanwalts H.“ sind 
diesem für die Anfertigung einer Erwiderung 
auf die Klagbeantwortung gezahlt. Der In- 
halt dieses Schriftsatzes zeigt, daß es sich um 
die Beurteilung von Gebrauchsmustern und da- 
bei in Betracht kommende technische Einzel- 
heiten handelt, deren Kenntnis weder von der 
Partei noch von einem Rechtsanwalt erwartet 
werden kann. Die Rechtsverfolgung nötigte 
daher den Kläger, sich der Hilfe eines mit 
technischen Dingen vertrauten Sachverständigen 
zu bedienen, was übrigens auch ersichtlich mit 
Erfolg geschehen ist.... Kläger kann daher 
Ersatz der notwendigen Auslagen verlangen. 

2. Dazu: Beschluß vom 10. Juli 1909 des 
Il. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Hamburg. 

Ob die Kosten eines von einer Partei im 
Prozesse zur Unterstützung herangezogenen 


Patentanwalts vom Gegner zu erstatten sind, 
wird sich nur nach den Umständen des ein- 
zelnen Falles beantworten lassen (Juristische 
Wochenschrift 1895, S. 373, Nr. 20, Recht- 
sprechung der Oberlandesgerichte, Bd. 17, 
S. 106). Hier waren zur Führung und Ent- 
scheidung des Rechtsstreites nicht technische, 
sondern lediglich Rechtskenntnisse erforderlich 
und diese hat der Rechtsanwalt und nicht der 
Patentanwalt seiner Partei zur Verfügung zu 
stellen. Es ist nicht einmal ersichtlich, daß 
hier eine besondere Kenntnis der Praxis des 
Patentamts bei der Umschreibung vom Waren- 
zeichen, wie sie ein Patentanwalt oft in höhe- 
rem Grade als ein Rechtsanwalt haben dürfte, 
von Bedeutung war. Ersichtlich hat sich der 
Beklagte nur deshalb seines Patentanwalts be- 
dient, weil dieser schon vor dem Beginn des 
Rechtsstreits mit der Angelegenheit befaßt wor- 
den war. 

In diesem Falle sind die Kosten des Patent- 
anwaltes nicht ersetzbar. 


Einsender: Dr. G. Runkel-Langsdorff, 
Freiburg i. B. 


Schadensersatzklage eines Arbeiters 
gegen die Berufsgenossenschaft, welche angeb- 
lich den Unfall des Arbeiters durch schuldhaf- 
tes Verhalten bei der Erlassung und Handhabung 
von Unfallverhütungsvorschriften veranlaßt hat. 
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Der Kläger war am 10. Februar 1905 im 
Dienste des Brauereibesitzers St. in E. dadurch 
schwer verletzt worden, daß beim Andrehen des 
Schwungrades eines Gasmotors das Rad nebst 
der zu dessen Bewegung benutzten Kurbel in- 
folge einer Fehlzündung zurückschlug, und die 
Kurbel den Kläger traf. Der Kläger hat die ihm 
gesetzlich zustehende Uhnfallrente von der Be- 
rufsgenossenschaft erhalten. Er verlangt aber 
neben der Rente weitere Entschädigung, weil 
der Unfall infolge eines Verschuldens der be- 


klagten Berufsgenossenschaft hervorgerufen 
sei. Er behauptet, daß die Beklagte 
dadurch gegen die im Verkehr gebo- 


tene Sorgfalt verstoßen habe, daß sie ihren 
Mitgliedern die Anbringung von Andrehkurbeln 
an allen Explosionsmaschinen zur Pflicht ge- 
macht habe, olıne zugleich vorzuschreiben, diese 
Kurbeln so einzurichten, daß ein Rückschlagen 
bei Fehlzündung des Gasgemenges ausgeschlossen 
sei. Er macht ferner geltend, daß es Pflicht 
der Beklagten gewesen sei, die Fortschritte der 
Technik zu verfolgen und dafür zu sorgen, daß 
die vorhandenen Vorrichtungen, soweit davon die 


Sicherung der Arbeiter gegen Unfälle abhing, 


dem jeweiligen Stande der Technik entsprechend 
gestaltet würden, vor dem Unfall aber Einrich- 
tungen erfunden und vielfach in Gebrauch ge- 
wesen seien, durch welche das Rückschlagen der 
Andrehvorrichtung bei Fehlzündungen mit zu- 
reichender Sicherheit verhindert werde. 


Das Landgericht erachtete für erwiesen, daß 
schon lange vor dem Jahre 1905 Rückschlags- 
sicherungen allgemein in Gebrauch gewesen seien 
und sich bewährt hätten, und daß das Fehlen 
einer solchen an der Kurbelvorrichtung des 
St.’schen Gasmotors für den Unfall des Klägers 
kausal geworden sei. Es nahm eine die Be- 
klagte nach $ 823 BGB. zum Schadensersatz ver- 
pflichtende Fahrlässigkeit an. 


Die Klage wurde vom Oberlandesgericht ab- 
gewiesen, die Revision vom Reichsgericht zurück- 
gewiesen. In der betreffenden Entscheidung des 
Reichsgerichts (Urteil vom 30. Sept. 1909 Entsch. 
d. Reichg. Ziv.-Sach. Bd. 72 S. 107 fg) wird u. a. 
ausgeführt: 


„Von der Beklagten (Berufsgenossenschaft) 
sind für die ihr angehörenden Betriebe, zu de- 
nen die St.’sche Brauerei gehört, eine Reihe 
von Unfallverhütungsvorschriften erlassen 
worden; sie sind am 20. Juni 1899 beschlossen, 
am 8. Mai 1900 vom Reichsversicherungsamte 
genehmigt worden. In diesen ist unter Nr. 
97 bestimmt: „an Explosionsmaschinen sind bei 
Neuanlagen unbedingt stets mechanische An- 
triebsvorrichtungen zu verwenden‘. Diese Vor- 
schrift ist getroffen worden, weil bei Explo- 
sionsmaschinen, um sie in Gang zu setzen, das 


‚schaftlichen 


Schwungrad in Bewegung gebracht werden 
muß, und erfahrungsgemäß eine Andrehung 
durch Eingreifen in die Speichen für den damit 
befaßten Arbeiter mit erheblichen Gefahren 
verbunden ist. 


Auf Grund dieser am 1. Juli 1900 in Kraft 
getretenen Vorschrift ist dem St. von der 
Beklagten aufgegeben worden, für den in Rede 
stehenden Gasmotor eine Vorrichtung zum An- 
drehen des Schwungrades zu beschaffen; der 
Unfall vom 10. Februar 1905 ist bei der Be- 
nutzung der infolge dieser Weisung angeschaff- 
ten Kurbelvorrichtung eingetreten... 


Die Beklagte hat, in dem sie die Unfall- 
verhütungsvorschrift erließ, in Erfüllung einer 
Aufgabe gehandelt, die ihr durch die Unfall- 
versicherungsgesetzgebung gestellt ist, und auch 
bei den ihr zum Vorwurf gemachten Unter- 
lassungen stehen Handlungen in Frage, die sie 
nur vermöge der ihr gesetzlich verliehenen Be- 
fugnisse hätte vornehmen können. Die ihr bei- 
gemessene schuldhafte Handlungsweise soll also 
überall in der Verletzung von Pflichten be- 
stehen, die ihr nach den Unfallversicherungsge- 
setzen obgelegen haben sollen. Bei der Art, 
in der nach diesen Gesetzen das angestrebte 
Ziel, die gewerblichen Arbeiten gegen die wirt- 
Folgen von Berufsunfällen zu 
sichern, erreicht werden soll, können aber die 
Bestimmungen, durch die den Berufsge- 
nossenschaften ein EinfluB auf die Ge- 
staltung der Betriebseinrichtungen ihrer 
Mitglieder eingeräumt worden ist, nicht 
dahin aufgefaßt werden, es hätten da- 
mit den Genossenschaften Pflichten gegenüber 
den versicherten Arbeiter in dem Sinne aufer- 
legt werden sollen, daß sie ihnen für deren 
ordnungsmäßige Erfüllung zivilrechtlich einzu- 
stehen hätten. Die gegenteilige Auffassung 
würde zu dem Ergebnis führen, daß der Ar- 
beiter, der infolge eines den Vorschriften des 
8 120a GewOrd. nicht entsprechenden Zu- 
stands der Betriebseinrichtungen seiner Arbeits- 
stätte ein Unfall erleidet, unter Umständen den 
Schadensersatzanspruch, der ihm gegenüber 
seinem Arbeitgeber versagt ist, gegen die Ge- 
meinschaft der Arbeitgeber, der er angehört, 
geltend machen könnte. Es muß aber nach 
dem Zweck und Inhalt des Gewerbeunfallver- 


-sicherungsgesetzes als Wille des Gesetzgebers 


angesehen werden, daß in solchen Fällen der 
zivilrechtliche Anspruch, den der Arbeiter etwa 
haben würde, ersetzt werden soll durch einen 
dem öffentlichen Recht angehörenden Versiche- 
rungsanspruch gegen die Genossenschaft, der 
sein Arbeitgeber angehört . . . Insoweit es sich 
um Schadensersatz aus Vorgängen handelt, aus 


. denen dem Verletzten auf Grund des Gewerbe- 


unfallversicherungsgesetzes Entschädigung zu 
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gewähren ist, ist danach in der Tat deren 
Verpflichtung durch das Gesetz erschöpfend 
geregelt, also auf die dort bestimmten Lei- 
stungen begrenzt. 

Die Beklagte hat .. . nur angeordnet, daß 
in den Betrieben ihrer Mitglieder beim Ge- 
brauch von Explosionsmaschinen mechanische 
Antriebsvorrichtungen zu verwenden seien. Wie 
diese einzurichten seien, hat sie nicht be- 
stimmt. Dies blieb sonach dem pflichtmäßigen 
Ermessen ihrer Mitglieder überlassen ; diese wa- 
ren nach $ 120a GewOrd. verpflichtet, An- 
triebsvorrichtungen zu beschaffen, bei deren 
Anwendung Gefahren für die Arbeiter mög- 
lichst ausgeschlossen waren, und, wenn nach Be- 
schaffung der von ihnen zunächst gewählten 
Vorrichtungen Verbesserungen bekannt wur- 
den, von diesen zum Schutze der Arbeiter 
Gebrauch zu machen.“ 


Gegenüber dem Standpunkte des Klägers, der 
das Verschulden der Beklagten darin erblickt. 
daß sie eine Anordnung erlassen habe, durch 
welche die an Explosionsmaschinen beschäftigten 
Arbeiter in erhöhten Maße gefährdet worden 
seien, führt das Reichsgericht sodann noch aus: 


„Die Anordnung derjenigen Maßnahmen, 
welche sich zur Durchführung der in § 120a 
GewOrd. enthaltenen... Bestimmungen als 
erforderlich erweisen, ist dem Bundesrat, den 
Landeszentralbehörden und den zur Erlassung 
von Verordnungen in Gewerbesachen berechtig- 
ten Polizeibehörden übertragen. Auch den Be- 
rufsgenossenschaften ist vom Gesetzgeber das 
Recht verliehen, Vorschriften zur Verhütung 
von Betriebsunfällen... zu erlassen. Die 
Genossenschaften, die in : dieser Weise vom 
Gesetz dazu berufen sind, neben den er- 
wähnten Behörden zur Durchführung der Vor- 
schriften des 8 120a GewOrd. mitzu- 
wirken, handeln, indem sie Unfall- 
verhütungsvorschriften erlassen, in Ausübung 
einer... Öffentlichen, ihrem inneren Wesen 
nach obrigkeitlichen Gewalt. Die Gewähr da- 
für, daß durch solche Vorschriften nicht die 
Betriebsunternehmer in unbilliger, dem Ge- 
werbsleben nachteiliger Weise beschwert wer- 
den, anderseits nicht etwa das Wohl der 
Arbeiter, statt gefördert, geschädigt werde, hat 
der Gesetzgeber durch die Bestimmungen über 
die Art, wie bei der Beratung und Beschluß- 
fassung über solche Vorschriften zu verfahren 
ist, dadurch zu schaffen gesucht, daß die... 
Vorschriften zu ihrer Gültigkeit der Genchmi- 
gung des Reichsversicherungsamtes . . . bedür- 
fen. Die Erlassung einer in legaler Weise zu- 
standegekommenen Unfallverhütungsvorschrift 
einer Berufsgenossenschaft ist ein rechtmäßiger 
öffentlichrechtlicher Akt, der keineswegs zu 
einem zivilrechtlichen Unrecht im Sinne des 
§ 823 BGB. dadurch wird, daß sich die An- 


Aus der Rechtsprechung 


ordnung als ein Fehlgriff erweist, und ihre 
Befolgung zu der Verletzung eines geschützten 
Rechtsgutes eines Menschen führt.“ 


Hat beim Bauvertrag der Besteller gegen 
den Unternehmer einen klagbaren Anspruch auf 
Erteilung einer Abrechnung über die geleisteten 
Arbeiten ? 

Der Beklagte (Besteller) hatte dem Kläger 
(Unternehmer) die Ausführung eines Hausbaues 
übertragen. Es war für die zu leistenden Ar- 
beiten keine Pauschsumme vereinbart, der Bau 
sollte vielmehr nach vereinbarten Einheitssätzen 
ausgeführt werden. Nach Ausführung des Baues 
verlangte Kläger Zahlung. Der Beklagte erhob 
Widerklage auf Erteilung einer revisionsfähigen 
Rechnung über die ausgeführten Arbeiten. Er 
wurde mit seiner Widerklage vom Landgericht 
und vom Oberlandesgericht abgewiesen, weil ihm 
weder ein vertragliches noch ein gesetzliches 
Recht auf Erteilung einer solchen Rechnung zu- 
stehe. Die hiergegen gerichtete. Revision wurde 
vom Reichsgericht zurückgewiesen. Es heißt 
in dem betreffenden Urteile (Urteil vom 16. 
November 1909, abgedruckt in den Entsch. d. 
RG. in Zivils, Band 72, Seite 177 fg.) u. a.: 

„Die Revision führt aus, die Annahme des 

Berutungsgerichts, dem Beklagten stehe weder 

ein vertragsmäßiges noch ein gesetzliches 

Recht aut Erteilung einer solchen Abrechnung 

zu, sei nicht zutreffend. Nicht nach dem vom 

Berufungsgerichte in bezug genommenen $ 259 

BGB.!), sondern nach § 2422) sei der mit 


der Widerklage erhobene Anspruch zu 
beurteilen. Ergebe sich, daß die vom 
Beklagten geforderte Aufstellung zu den 
Vertragspflichten eines Bauleiters ge- 


höre, der nicht für eine Pauschalsumme, son- 
dern nach Einheitspreisen zu liefern habe, so 
sei das eine dem Kläger obliegende Vorleci- 
leistung, und Beklagter könne bis zu ihrer Er- 
ledigung seine Leistung verweigern. Dieser 
Angrift ist nicht begründet, die Abweisung der 
Widerklage ist gerechtfertigt. 

Wenn der Revision auch zuzugeben ist, daß 
für die Entscheidung, ob der Beklagte als Be- 
steller zur Erhebung einer Klage wie der hier 
in Frage stehenden aus dem Werkvertrage 
berechtigt ist, nicht bloß die Bestimmung des 
§ 259, sondern $ 242 BGB. mit in Betracht 
kommt, so bleibt das Ergebnis doch dasselbe. 


1) Wer verpflichtet ist, über eine mit Ein- 
nahmen oder Ausgaben verbundene Verwaltung 
Rechenschaft abzulegen, hat dem Berechtigten 
eine die geordnete Zusammenstellung der Ein- 
nahmen oder der Ausgaben enthaltende Rech- 
nung mitzuteilen und, soweit Belege erteilt zu 
werden pflegen, Belege vorzulegen. 


>) Der Schuldner ist verpflichtet, die Leistung 
so zu bewirken, wie Treu und Glauben mit 
Rücksicht auf die Verkehrssitte es erfordern. 


Verbandsnachrichten 


Der Werkvertrag wird vom Unternehmer 
durch Herstellung des versprochenen Werks, 
vom Besteller durch Entrichtung der verein- 
barten Vergütung erfüllt ($ 635 BGB.’). Steht 
die Höhe der Vergütung nicht von vornherein 
fest, weil keine Pauschalsumme, sondern Ein- 
heitssätze für die tatsächlich geleisteten Ar- 
beiten vereinbart sind, so hat der Unternehmer 
nachzuweisen, was er geleistet und demgemäß 
zu fordern hat. Das ist aber keine aus dem 
Werkvertrage sich für ihn ergebende Vertrags- 
pflicht, sondern lediglich die substantiierte Be- 
rechnung der ihm zustehenden Vergütung. 
Unterläßt der Unternehmer es, seine Werkfor- 
derung in der angegebenen Weise zu begrün- 
den, so ergibt sich hieraus für den Besteller 
die Berechtigung, sich der Forderung gegen- 
über ablehnend zu verhalten, Bezahlung für die 
ihm als geleistet nicht nachgewiesenen Arbeiten 
zunächst zu verweigern. Damit erschöpft sich 
aber auch das Interesse des Bestellers an 
einer spezifizierten Aufstellung. Die Befugnis, 
seinerseits die Leistungsklage auf Erteilung 
einer solchen Aufstellung anzustellen, steht ihm 
nicht zu. Es fehlt für diese Klage an der 
Voraussetzung einer für den Unternehmer aus 
den gesetzlichen Bestimmungen über den Werk- 
vertrag auch in Verbindung mit $ 242 BGB. 
herzuleitenden Verpflichtung, dem Besteller 
mehr als das Werk selbst zu leisten. Vertrag- 
lich ist, wie das Berufungsgericht unangefoch- 
ten festgestellt hat, dem Beklagten das Recht, 
mit der Ablieferung des Werks eine besondere 
Abrechnung fordern zu können, nicht einge- 
räumt. 


3) Durch den Werkvertrag wird der Unter- 
nehmer zur Herstellung des versprochenen 
Werkes, der Besteller zur Entrichtung der ver- 
einbarten Vergütung verpflichtet. 


Verbandsnachrichten. 


Vorstandsbericht. 


Als Mitglieder sind aufgenommen worden 
die Herren Dipl.-Ing.: 


Ahrendt, Hugo, Ingenieur der A.-G. Weser, 
Bremen, Palmenstraße 6. 

Angres, Wilhelm, Braunschweig, Jerusalem- 
straße 3. 

Bening, Wilhelm, Freiberg i. B., Burgunder 
Straße 15. 

Berrer, Alfred, Regierungsbauführer, 
strukteur, Zweibrücken, Uhlandstraße 9. 

Bertram, Gerhard, Berlin SW. 47, Katzbach- 
straße 13. 


Kon- 
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Beklagter hat sich im Prozesse bestreitend 
verhalten, und Aufgabe der Beweisaufnahme 
ist es gewesen, zu ermitteln, was Kläger für 
den Neubau, wie er diesen tatsächlich ausge- 
führt hat, unter Zugrundelegung der Einheits- 
sätze des Kostenanschlags zu fordern hat. Da- 
mit ist der durch den Vertrag geschaffenen 
Rechtslage genügt; die prozessuale Stellung 
des Beklagten ist durch die Nichtzulassung der 
Widerklage nicht erschwert.‘ 

Das Reichsgericht verneint also mit den bei- 
den Vorinstanzen die Frage, ob beim Bau- 
vertrage der Besteller gegen den Unter- 
nehmer einen klagbaren Anspruch auf Erteilung 
einer Abrechnung über die geleisteten Arbeiten 
hat. Gesetzlich steht dem Besteller ein 
solcher Anspruch auch jedenfalls nicht zu. 
Denn in dem Bürgerlichen Gesetz- 
buch ist eine allgemeine Rechts- 
pflicht des Schuldners zur Rech- 
nungslegung nicht autgestellt. Eine 
Verpflichtung zur Rechnungslegung ist nur in 
den besonderen gesetzlich vorgesehenen Fäl- 
len begründet. So z. B. muß der Beauftragte 
dem Auftraggeber nach Ausführung des Auftrags 


Rechenschaft ablegen (8 666), ebenso der 
auftragslose Geschäftsführer dem Geschäfts- 
herrn ($ 681), der geschäftsführende Ge- 
sellschafter den andern Gesellschaftern 
($ 713), der Vormund dem Mündel 
($ 1590), der Erbe den Nachlaßgläubigern 


($ 1978), der Testamentsvollstrecker dem Erben 


($ 2218) Dagegen läßt sich die Ver- 
ptlichtung des Unternehmers zur 
Erteilung einer Abrechnung ver- 


traglich ohne Zweifel begründen. 
Sie muß nur zum Gegenstand des 
Bauvertragsgemachtwerden,indem 
sie darin ausdrücklich aufgenom- 
men wird. 


Böhm, Otto, Ingenieur der Allgem. Elektr. Ge- 
sellschaft, Berlin W. 15, Sächsische Straße 70. 


Böminghaus, Franz, Ingenieur der Fa. 
Fried. Krupp A.-G., Essen-Ruhr-West, Röntgen- 
straße 81. 

Bonkowski, Otto, Ingenieur des Dampf- 
kessel-Ueberwachungs-Vereins, Frankfurt a. M., 
Schloßstraße 8911. 

Böse, Fritz, Regierungsbauführer, 
schweig, Marthastraße 151. 


Braun- 


Brackebusch, Ludwig, Assistent für Brücken- 
und Eisenhochbau an der Techn. Hochschule, 
Braunschweig, Zimmerstraße 4. 


Brandes, Ernst, Ingenieur der Marienhütte, 
Kotzenau i. Schles., Haynauer Straße. 
Willy, 


Bucher, Dr.-Ing., Nürnberg, Ziegel- 


gasse 391. 
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Dahl, August, Regierungsbauführer, Hamburg . 
20, Hegestraße 29. 

Dietrich, Georg H., Assistent an der Techn. 
Hochschule, Braunschweig, Göttingstraße 27 pt. 

Dinkelaker, Otto, Regierungsbauführer, In- 
genieur der Fa. Fried. Krupp A.-G. Essen- 
Ruhr, Rosastraße 35. 

Dobert, Hermann, Ingenieur der Berlin- 
Anhalt. Masch.-Bau A.-G., Berlin NW. 87, Zin- 
zendorfer Straße 8 pt., Quergeb. 


Eckardt, Heinrich, Oberingenieur der Fa. 
Fried. Krupp A.-G. Essen-Ruhr, Gußstahl- 
fabrik Fried. Krupp A.-G. 

Fenwarth, Walter, Ingenieur der Berlin- 
Anhalt. Masch.-Bau A.-G., Charlottenburg, 


Helmholtzstraße 32. 

Frerichs, Hermann, Hannover-Linden, Garten- 
allee 22111. 

Frenger, Heinrich, Ingenieur 
Elektr. - Gesellschaft, Saarbrücken, 
straße 6. 

Frenzel, Walther, Assistent an der Techn. 
Hochschule, Hannover, Asternstraße 37111. 

Füger, Jakob, Abteilungsvorsteher der Kanali- 
sationsabt. des städt. Tiefbauamts, Mülhausen 
im Elsaß, Weidenbaumstraße 24 pt. 

Gerster, Josef, Fabrikant, Mainz, 
straße 1. 

Häusler, Rudolf, Architekt beim städt. Hoch- 
bauamt, Frankfurt a. M., Rotlischildallee 63. 

Hellberg, Ludwig, Ingenieur des Bayerischen 
Revisions-Vereins, Nürnberg, Findelwiesen- 
straße 1011. | 

Herrmanns, Hugo, Ingenieur der Allgem. 
Elektr. - Gesellschaft, Charlottenburg, Kant- 
straße 14. 

Herzstein, Ernst, Ingenieur der Lolat Eisen- 
beton A.-G. Düsseldorf Abt. Gießen, Gießen, 
Ebelstraße 231. 

Jasper, Gustav, Ingenieur des Danipfkessel- 


der Allgem. 
Mühlen- 


Biebrich- 


Ueberwachungs-Vereins, Frankfurt a. M, 
Feuerbachstraße 3311. 

Ingmanns, Ludwig, Konstrukteur, Zwei- 
brücken, Uhlandstraße 9. 

Kauth, Dionys, Ingenieur beim städt. Tief- 


bauamt, Frankfurt a. M., Marianstraße 30Il. 


Kayser, Oswald, Assistent im maschinentechn. 
Bureau des Kabelwerkes Oberspree der 
Allgem. Elektr.-Gesellschaft, Oberschöneweide 
bei Berlin, Rathenaustraße 71. 


Keller, Richard, Architekt beim städt. Hoch- 
bauamt, Frankfurt a. M. Kranichsteiner 
Straße 27111. 

Kerstein, Friedrich, Bergingenieur, 
rich bei Wesel, Friedrichstraße 35. 
Kesselring, Gustav, Regierungsbauführer, 

Braunschweig, Gliesmaroder Straße 91. 


Büde- 


Klöne, Wilhelm, Chemiker im Hochofenlabora- 
torium des Phoenix, A.-G. für Bergbau- u. 


Verbandsnachrichten 


Hüttenbetrieb, Abt. Hoerder Dort- 


mund, Weißenburger Straße 31. 


Verein, 


Koch, Ernst, Betriebsingenieur, Frankfurt a. 
Main, Niddastraße 10411 L 


Koch, Wilhelm, Ingenieur der Berlin-Anhalt. 
Masch.-Bau-A.-G., Charlottenburg, Cauerstraße 
1, L 

Kraus, Heinz Ludwig, städt. Oberingenieur, 
Fürth i. B., Weinstraße 25. i 

Krieger, Georg, Ingenieur der Siemens- 
Schuckert-Werke, Charlottenburg, Lohmever- 
straße 5111. 

Lange, Karl, Bremen, Stavendamm 4. 


Lange, Otto, Regierungsbauführer, 
schweig, Neue Straße 26. 

Lessing, Franz, Berlin W. 30, Heilbronner 
Straße 31. 

Lewy, Ludwig, Straßburg i. Els., Schirmecker- 
ring 37111. 

Liesching, Ernst, Regierungsbauführer, Char- 
lottenburg, Berliner Straße 159 Gth. 1. 


Lühr, Heinrich, Ingenieur der Deputation für 
die Stadtwasserkunst, Hamburg 23, Jordan- 
straße 6lll. 

Luther, Gerhard, Dr. Dr.-Ing., Braunschweig, 
Wilhelmitorwall 25. 

Matthaei, Richard, Assistent für Wasserbau 
an der Techn. Hochschule, Braunschweig, 
Theaterwall 811. 

Mittasch, Walther, Lehrer an der Kgl. Bau- 
gewerkschule, Königsberg i. Pr., Hensche- 
straße 10. 

Müller, Ernst, städt. Ingenieur, Frankfurt a. 
Main, Rotenburgstr. 9. 

Müller, Karl Richard, Direktor der Societe 
belge Koerting, Antwerpen, 86 avenue du com- 
merce. 

Münker, Emil, techn. Leiter der Gewerkschaft 
Luse & Ilsdorf, Giessen, Frankfurter Straße 45. 


Näbauer, Dr.-Ing., Professor an der Techn. 
Hochschule, Braunschweig, Theaterwall 1511. 
Neuenhofer, Karl, Dr.-Ing., Vertreter der 
Brown, Boveri & Cie. A.-G. Mannheim, Dort- 

mund, Ostenhellweg 52. 

zur Nieden, Wilhelm, Direktor der städt. 
Wasser- u. Lichtwerke, Barmen, Gasstraße 43. 

Oerter, Otto, Baumeister der Deputation für 
die Stadtwasserkunst, Hamburg 22, Hambur- 
ger Straße 140. 

Pfennig, Georg, Regierungsbauführer, Oppeln- 
O.-Schles., Gerichtsstraße 5. 

Poeverlein, Fritz, Ingenieur der Badischen 
Anilin- und Sodafabrik, Ludwigshafen a. Rh., 
Prinzregentenstraße 14. 

Pohle, Rudolf, Straßburg i. Els., Gremmanns- 
gasse 11. 

Rayss, Otto, Ingenieur der Großh. Dampf- 
kesselinspektion,. Darmstadt, Heidelberger 
Straße 19. 


Braun- 


Aus den Bezirksvereinen — Hochschulnachrichten 


Richter, Friedrich, Section Engineer, Bang- 
kok-Siam, Roval Railway Departement. 

Rumpf, Friedrich, Ingenieur der Berlin-An- 
haltischen Maschinen-Bau-A.-G., Charlotten- 
burg, Guerickestraße 31. 

Sandoz, August, Ingenieur der Großh. Dampf- 
kessel - Inspektion, Darmstadt, Martins- 
straße 561l. 

Schmidt, Ernst, Ingenieur der Baudeputation 
Sektion für Strom- und Hafenbau, Hamburg, 
Conventstraße 30 H1. 

Schmidt, Wilhelm, 
straße 7b 1. 

Schützmansky, Friedrich, Regierungsbau- 
führer beim Kgl. Talsperrenbauamt, Klingen- 
berg, Kgl. Talsperrenbauamt. 

Seeberger, Wilhelm, Breslau, Hansastraße 19. 

Sendter, Albert, Dr.-Ing., München, Schiller- 
straße 22. 

Singer, Julius, Direktor der städt. Elektrizi- 
tätswerke, Frankfurt a. M., Holbeinstraße 35. 

Stephan, Joseph, Betriebsingenieur des Gas- 
werks Dresden-Neustadt, Dresden-N., Königs- 
brücker Straße 5411. 

Strube, Heinrich, Adana, Asiatische Türkei, 
Bagdadbahn. 

Techow, Alfred, Marinebauführer, Wilhelms- 
haven, Parkstraße 20. 

Thomas, Hans E., Betriebsdirigent im Tor- 
pedoressort der Kais. Werft, Kiel, Herder- 
straße 3. 

Trabert, Alfred, Hauptiehrer an den Techn. 
Lehranstalten, Offenbach a. M., Moltkestraße 28. 

Viesohn, Georg H., Frankfurt a. M., Wil- 
dunger Straße 23 pt. 

Westhoff, Julius, Ingenieur der Kgl. Eisen- 
bahndirektion, Elberfeld, Ronsdorfer Straße 14. 

Wilk, August, Frankfurt a. M., Taunus- 
straße 4511. 


Nürnberg, Eberhardt- 


Windeck, Ernst, Ingenieur der Berlin-Anhalt. 


Maschinen-Bau-A.-G., Charlottenburg, 
straße 4. 
Winter, Wilhelm, Regierungsbaumeister, Kö- 
nigsberg i. Pr., 1. Fließstraße 1911. 
Wolf, Hans, Nürnberg, Pillenreutherstraße 331. 
Zacharias, Ludwig, Dr.-Ing., Braunschweig, 
Heinrichstraße 19111. 


Cauer- 


In die Liste der Förderer wurden einge- 
tragen die Herren: 

Dr. Rudolf Franke, Direktor der A.-G. Mix 
& Genest, Dozent an der Technischen Hoch- 
schule Berlin, Berlin-Lankwitz, Luisenstraße 7. 

Dipl.-Ing. Alexander Karner, (Oesterreicher) 
Ingenieur der Neubauverwaltung der Provinz 
Oberhessen, Giessen, Bleichstraße 11 pt. 

Dr. techn. Alois Weiskopf, Direktor der 
Hannoverschen Waggonfabrik Aktiengesellsch., 
Hannover-Linden. | 

Der Vorstand. 
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: Aus den Bezirksvereinen. 


Hamburg-Altona: Die Versammlungen des 
Winterhalbjahres begannen (im Patriotischen Ge- 
bäude, Hamburg, Börsenbrücke 10) am 13. Okto- 
ber. — Die Menge der in den Ferien von der 
Geschäftsstelle eingegangenen wichtigen Zu- 
schriften und die dringend gewordene Stellung- 
nahme zu den Versicherungsgesetzen hatten über- 
reiches Verhandlungsmaterial geboten. Die Ver- 
sammlung beschloß, die Verbandsleitung zu ihrem 
Erfolg in der Invaliden-Versicherung zu beglück- 
wünschen und ihr die Zuversicht auszudrücken, 
daß sie auch in der Frage der Kranken- und 
Unfallversicherung die Interessen der Diplom- 
Ingenieure zweckmäßig und glücklich vertreten 
würde. — Die zweite Versammlung (ebenda am 
10. November) war inder Hauptsache als Werbe- 
versammlung veranstaltet und brachte ein Referat 
des Herrn Baritsch über „Verband und Bezirks- 
verein‘, das eine ansehnliche Zahl von Anmel- 
dungen zur Folge hatte. Es wurde außerdem 
beschlossen, künftig gesellige Zusammenkünfte 
jeden Donnerstag in der Alsterhalle, Alster- 
damm 39, zu veranstalten. Nach diesem Lokal 
werden fürs erste auch die Versammlungen ver- 
legt werden, von denen die nächste, für Don- 
nerstag den 8. Dezember anberaumt, Referate 
über die Pensionsversicherung der Privat-Ange- 
stellten und die Arbeitskammern bringen wird. 


München. Mitgliederversammlung am 16. Nov. 
Herr Dipl... ‘eg. O. Fleischer berichtet über die 
„Reichsversicherungsordnung‘“. Als Vorsitzender 
für das neue Vereinsjahr wird Herr Dipl.-Ing. 
K. Schreiner (München, Hedwigstr. 10.1) ge- 
wählt. 


Hochschulnachrichten. 


Aachen. An Stelle von Professor Furtwängler 
wurde der bisherige a. o. Professor an der Uni- 
versität Jena Dr. Wilhelm Kutta zum etats- 
mäßigen Professor für höhere Mathematik an 
der Technischen Hochschule ernannt. 

Berlin. Der Privatdozent für Landesvermes- 
sung in der Abteilung für Bau-Ingenieurwesen 
der Technischen Hochschule Professor Dr. Galle 
hat mit Beginn des Wintersemesters 1910/11 
sein Lehramt niedergelegt. 

Hannover. Dem Dozenten für Physik und 
Photographie und ersten Assistenten am phy- 
sikalischen Institut der Technischen Hochschule 
Dr. Gustav Leithäuser wurde der Titel 
„Professor“ verliehen. 
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Karlsruhe. Geh. Hofrat Dr. Paul Stäckel, 
ord. Professor für Mathematik an der Techni- 
schen Hochschule, wurde vom 1. Oktober 1910 
ab auf die Dauer von 3 Jahren zum außer- 


ordentlichen Mitglied des Oberschulrats er- 
nannt. 
Stuttgart. Bildhauer Ulfert Janssen 


(München) wurde als Nachfolger von Professor 
L. Habich zum ordentlichen Professor für Model- 
lieren, Figuren- und Aktzeichnen der Archi- 
tektur-Abteilung der Technischen Hochschule er- 
nannt. 


Die Stimmen, die eine Reform unseres Hoch- 
schulwesens verlangen, mehren sich. Nach der 
vielbeachteten vorjährigen Münchener Rektorats- 
rede von Professor Paul hat jetzt auch der 
bekannte Leipziger Historiker Professor Karl 
Lamprecht bei der Uebernahme des Rek- 
torats eine diesbezügliche Rede gehalten. (Die 
gegenwärtige Entwicklung der Wissenschaften, 
insbesondere der Geisteswissenschaften, und der 
Gedanke der Universitätsreform. Rektoratsrede. 
Leipzig, Alexander Edelmann, 24 S.). 


Lamprecht führt aus, daß eine Zeit neuen 
geistigen Lebens, die nach neuen geistigen und 
sittlichen Idealen ringe, notwendig eine Reform 
des überkommenen Hochschulwesens verlangen 
müsse. Neben äußeren Verbesserungen in der 
Organisation sei besonderes Gewicht auf die Um- 
bildung der Forschungs- und Unterrichts-Me- 
thoden, der Lehreinrichtungen und Lehrmittel 
zu legen. Der Entwicklungsgedanke, der mehr 
und mehr alle Zweige der Wissenschaft zu durch- 
dringen beginne, verlange ein vergleichendes 
Studium und eine Vermehrung der Forschungs- 
gebiete. Dafür genügten die Ordinarien nicht 
mehr; andere Dozenten seien zum Unterricht 
heranzuziehen. Die Arbeit würde am besten in 
besonderen Instituten geleistet, wie sie Leipzig 
in größerer Anzahl bereits besitze. Diese In- 
stitute seien so zu organisieren, daß die durch 
das vergleichende Studium notwendig werdende 
Arbeit auf den Spezialgebieten durch die Ge- 
samtorgranisation des Instituts zu einem Gesamt- 
studium verschmolzen werde. Forschung und 
Unterricht auf diesen Spezialgebieten sei Spezia- 
listen zu übertragen. Dabei könnten auch 
jüngere und der Universität nicht angchörende 
Kräfte herangezogen werden. Durch eine solche 
Arbeitsteilung werde die Zahl der einem ein- 
zelnen Dozenten zur Ausbildung anvertrauten 
Studierenden verringert, so daß der Dozent die 
Einzelarbeit wie das Gesamtstudium weit besser 
als bei dem jetzt üblichen Seminarbetricb leiten 
könne. Die Institutsorganisation werde demo- 
kratischer, den außerordentlichen Lehrkräften wie 
den Lernenden sei größerer Einfluß auf die 
Verwaltung zu gewähren. 


Literatur 


Als Beispiel eines Instituts, das den ge- 
nannten Bedingungen schon jetzt zu entsprechen 
suche, schildert Lamprecht dann das von ihm 
seit einigen Jahren ins Leben gerufene und ge- 
leitete „Institut für Kultur- und Universalge- 
schichte‘ der Universität Leipzig. 


` Literatur. 


Buchbesprechungen. 


Die monographische Darstellung 
der Aktiengesellschaften von Dr. Otto 
Warschauer, Professor der Staatswissen- 
schaften, Berlin. Berlin, Franz Vahlen, 1910. 42S. 

Der Verfasser unternimmt in der kleinen, 
aus einem Vortrag im Deutschen Volkswirt- 
schaftlichen Verband hervorgegangenen Schrift 
weitere Kreise auf eine Lücke in der ökonomisch- 
technischen Literatur, welche die monographi- 
sche Darstellung der Aktiengesellschaften be- 
trifft, aufmerksam zu machen. ‚„Sammeldisposi- 


tionen‘, die er seit einer Reihe von Jahren 
den Uebungen seines Seminars an der Tech- 
nischen Hochschule zu Berlin zugrunde 
gelegt und nun veröffentlicht hat, sollen 
zur Lösung der Aufgabe die „programma- 
tische Handhabe‘“ bieten. Die in Betracht 


kommenden Aktiengesellschaften (von denen in 
einem Anhang eine große Zahl aufgeführt wird) 
werden gruppiert nach Industriegesell- 
schaften auf Aktien und Aktien- 
banken. Die ersteren sind nach der Seite 
ihrer Produktions- Finanz-, Sozial- 
und Handelspolitik und der für Volks- 
wirtschaft und Weltverkehr damit verknüpften 
Wirkungen zu untersuchen. Die Darstellung der 
Aktienbanken soll sich auf die allgemeine 
Entwicklung des in Frage stehenden ein- 
zelnen Unternehmens, dessen eigentliche 
Operationsgbiete, innere Verwal- 
tung und Sozialpolitik erstrecken. Unter 
Produktionspolitik eines Unternehmens sind dabei 
alle Maßnahmen zu verstehen, „die sich mit dem 
gesamten Gütererzeugungsprozeß verknüpfen‘. 
Die Finanzpolitik umfaßt den Geldverkehr, die 
Sozialpolitik die Maßnahmen hinsichtlich des 
physischen und intellektuellen Wohles aller An- 
gestellten. Für die Handelspolitik endlich 
„kommen alle Bestimmungen und Gesetze in Be- 
tracht, die das Reich oder ein Einzelstaat zu- 
gunsten der Volkswirtschaft erläßt oder erlassen 
sollte.“ Bei den Aktienbanken sind hinsichtlich 
der „eigentlichen Operationsgebiete“ „sämtliche 
Aktiv- und Passivtransaktionen des Bankwesens 
in Betracht zu ziehen“; während die ‚innere 
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Verwaltungspolitik‘ derselben ähnliche Ziele wie 
die Finanzpolitik der Industriegesellschaften ver- 
folgt. 
stellung sollen wegen der in der Regel statt- 
findenden Sekretierung der Archive in erster 
Linie die Geschäftsberichte der Gesellschaften 
dienen, daneben die Berichte der offiziellen wirt- 
schaftlichen Interessenvertretungen, die Fach- 
presse und Hilfsbücher wie Salings Börsenpapiere, 
das Handbuch der deutschen Aktiengesellschaften 
u. a. m. 

Der Verfasser erhofft von solchen Unter- 
suchungen großen Gewinn für Wissenschaft und 
Praxis. „Sie werden die volle volkswirtschaftliche 
Schwerkraft der großen Kapitalassoziationen für 
die Zwecke der Gütererzeugung und des Geld- 
verkehrs scharf darzulegen vermögen, ein Mittel 
der Schulung für den Lernenden sein und die 
Aufmerksamkeit auf technische, finanzielle und 
soziale Reformen lenken, die im Interesse des 
Einzelunternehmens, des in Frage stehenden In- 
dustriezweiges und des öffentlichen Wohles je- 
weilig geboten sind.“ 

Die Wichtigkeit solcher Untersuchungen wird 
mit Fug nicht bestritten werden können. Nur 
handelt es sich dabei, wie allein schon die über 
das Thema vorliegende geringe Zahl von 
Schriften beweist, um größere innere Schwierig- 
keiten, als der Verfasser trotz aller diesbezüg- 
lichen Vorbehalte im Grunde anzunchmen ge- 
neigt ist. Die wichtigste Quelle: die Benutzung 
der Archive und laufenden Geschäftsbücher sowie 
der ungehinderte genaue Einblickin 
den Gesamtbereich der Fabrikation 
und sonstigen Wirksamkeit cines 
Unternehmens bleibt aus naheliegenden Gründen 
in den weitaus meisten Fällen dem Forscher 
verschlossen. Vielleicht wäre es besser, diesen 
Umstand, der bei der Erforschung unserer In- 
dustrie häufig überschen wird, deutlicher her- 
vorzuheben. W. 


Unter der Aufschrift „Was sind Verwaltungs- 
ingenieure?‘* veröffentlichte Eisenbahnbauinspek- 
tor a. D. G. Dinglinger einen Aufsatz, in dem er 
es unternimmt, die Frage nachzuprüfen, wieweit 
die von der Technischen Hochschule ausgebil- 
deten Verwaltungsingeniceure berufen sind, ihren 
Platz auszufüllen. Er versucht, an der Hand 
eines Sonderfalles nachzuweisen, daß derartig 
vorgebildete Herren — die von ihm angeregten 
Aenderungen sind immerhin geringfügig — ge- 
eignet sind, im Verlaufe ihrer Tätigkeit und un- 
ter Berücksichtigung der Spezialausbildung bei 
entsprechender Umbildung der Organisation der 
betreffenden Werke trotz der großen Ausdeh- 
nung der meisten heutigen industriellen Werke 
befähigt sein können, als einzige verantwortliche 
Leiter derartigen Werken vorzustehen. Dies soll 


Als Quellenmaterial für die Dar- 
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dadurch erreichbar sein, daß der gesamte Ver- 
kehr innerhalb des Unternehmens in der Hand 
dieser, über einzelnen Ressorts stehenden Per- 
sönlichkeit zusammenläuft, die, ohne von den 
Einzelfragen des Alltags erdrückt zu werden, 
so immer die Leitung in Händen behalte und in 
großen Zügen den Lauf der Dinge übersehe. 
Wenn auch nicht zu verkennen ist, daß die 
Anregung des Verf. eines gewissen Interesses 
nicht entbehrt, so ist doch nicht zu vergessen, 
daß das Schriftchen im wesentlichen die eignen 
ungünstigen Erfahrungen des Verf. bei seinem 
Uebertritt in den Privatdienst behandelt und be- 
züglich des eigentlichen Themas nicht über eine 
ganz allgemein gehaltene Andeutung hinausgeht, 
so daß von dem Schriftchen nicht gesagt wer- 
den kann, daß es einen nennenswerten Beitrag 
zur Lösung der Verwaltungsingenieurfrage biete. 


Dr. jur. Frhr. v. Liebenstein, 
Dipl «Ing. 


„Themen der physikalischen Chemie“ be- 
titelt sich eine Sammlung von Vorträgen, die 
auf Veranlassung des Vereins deutscher In- 
genieure Professor Dr. Emil Baur in Ferien- 
kursen für Ingenieure an der Technischen Hoch- 
schule in Braunschweig gehalten und nun im 
Druck (Leipzig, Akademische Verlagsgesell- 
schaft m. b. H., 1910) veröffentlicht hat. 

In neun Vorträgen werden behandelt: die 
wissenschaftlichen Grundlagen der physikali- 
schen Chemie; die Voltaketten (Akkumulatoren 
von Plante, Edison, Verbrennungsketten, Photo- 
voltakette); die Metallurgie des Eisens (Chemie 
und Technik des Hochofens); drei Prozesse der 
anorganischen Großindustrie (Gewinnung von 
Chlor, von Schwefelsäure im Kontaktverfahren, 
Synthese der Salpetersäure aus Luft); die Kata- 
lyse (Lehre von der Reaktionskinetik); Gas- 
explosionen (Verbrennungsmotoren); Explosiv- 
stoffe (ballistische und Spreng-Wirkungen); die 
Metallographie der Legierungen (Phasentheorie) 
und die Probleme der Kolloidchemie (Kolloide 
und Adsorption). 

In der durch zahlreiche Textabbildungen und 
eingehende Versuchsbeschreibungen unterstütz- 
ten Darstellung werden leicht verständlich, da- 
bei aber streng wissenschaftlich die physika- 
lisch-chemischen Zusammenhänge erläutert, die 
befruchtende Wechselwirkung von chemischer 
Wissenschaft und Praxis veranschaulicht, über- 
all der neueste Stand der Forschung mitge- 
teilt und reizvolle Ausblicke auf die einer zu- 
künftigen Lösung vorbehaltenen Probleme ge- 
geben: für den gebildeten Leser eine reiche 
Quelle der Anregung und Belehrung. 
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Bücher und Zeitschriften. 


1. Naturwissenschaft und Mathematik. 


Abbe, Ernst: Die Lehre von d. Bildentstehung 
i. Mikroskop. Bearb. u. hrsg. v. Otto Lummer 
u. Fritz Reiche. Braunschweig, F. Vieweg & 
Sohn, 1910. geb. M. 6,—. 


Batelli, A, A. Occhialini und S. Chella: 
Die Radioaktivität. Aus d. Italienischen übers. 
von Max Ikle. Leipzig, J. A. Barth, 1910. 

M. 6,40. 


Christmann und H. Baer: Grundzüge der Kine- 
matik. Berlin, Julius Springer, 1910. 
geb. M. 5,80. 


Erdmann, H.: Lehrbuch der anorgan. Chemie. 
5. Aufl. Braunschweig, F. Vieweg & Sohn, 1910. 
geb. M. 17,—. 


Hobbs, William Herb.: Erdbeben. Eine Ein- 
führung i. d. Erdbebendekunde. Erweit. Ausg. 
i. deutscher Uebers. von Jul. Ruska. Leipzig, 
Quelle & Mever, 1910. geb. M. 7,20. 


Jüptner, H. v.: Das chemische Gleichgewicht 
auf Grund mechanischer Vorstellungen. Leipzig, 
B. G. Teubner, 1910. geb. M. 12,50. 


Lindow, Mart.: Die Anwendung d. Differential- 
rechnung auf d. technische Zeichnen. Jena, 
H. W. Schmidt, 1910. M. 23,—. 


Messerschmitt, J. B.: Der Sternenhimmel. (= 
Bücher der Naturwissenschaft, hrsg. v. Siegm. 
Günther. 6. Bd.) Leipzig, Ph. Reclam jun., 
(Universal-Bibliothek Nr. 5228—30), 1910. 

geb. M. 1,—. 


Ostwald, Wilhelm: Einführung in die Chemie. 
Stuttgart, Frankh, 1910. geb. M. 3,—. 


Ostwald, Wilhelm: Entwicklung der Elektro- 
chemie in gemeinverständlicher Darstellung. 
(= Wissen und Können, Bd. 17.) Leipzig 
J. A. Barth, 1910. geb. M. 6,—. 


Perry, John, F. R. ':S.: Höhere Analysis für 
Ingenieure. Autorisierte Bearbeitung von 
Robert Fricke und Fritz Süchting. 2. verm. 
u. verb. Aufl. Leipzig und Berlin, 1910. 

geb. M. 13,—. 


2. Maschinentechnik. 


Baer, Herbert: Die Regelung von Dampfturbinen 
und ihr Einfluß auf die Leistungsentwicklung 


in den einzelnen Druckstufen. (= Mittei- 
lungen über Forschungsarbeiten auf dem Ge- 
biete des Ingenieurwesens. Herausgegeben 
vom Verein deutscher Ingenieure.) Berlin, 
Julius Springer, 1910. M. 1,60. 
Dübbel, Heinrich: Großgasmaschinen. Ihre 
Theorie, Wirkungsweise und Bauart. Berlin, 
Julius Springer, 1910. geb. M. 10,—. 
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Gramberg, A.: Technische Messungen bei 
Maschinenuntersuchungen und im Betriebe. 
Zum Gebrauch in Maschinenlaboratorien und 
in der Praxis. 2. Aufl. Berlin, Julius Springer, 
1910. geb. M. 8—. 


Iltis, P.: Die Preßluftwerkzeuge. (= Sammlung 
Göschen Nr. 493.) Leipzig, G. J. Göschen, 
1910. geb. M.—,80. 


Niese, Hans: Das autogene Schweiß- u. 
Schneidverfahrren. (= Sammlung Göschen Nr. 
499.) Leipzig, G. J. Göschen, 1910. 

geb. M. —,80. 


Röttinger, M.: Die thermodynam. Grundlagen 
d. Wärmekraft- u. Kältemaschinen. (= Samm- 
lung Göschen Nr. 2.) Leipzig, G. J. Göschen, 
1910. geb. M. —,80. 


Stodola, A.: Die Dampfturbinen. Mit einem 
Anhang über die Aussichten der Wärmekraft- 
maschinen und über die Gasturbinen. 2 Teile. 
4. Aufl. Berlin, Julius Springer, 1910. 

geb. M. 30,—. 


Weiß, F. J.: Kondensation. Ein Lehr- u. Hand- 
buch üb. Kondensation u. alle damit zu- 
sammenhäng. Fragen, auch einschl. d. Wasser- 
rückkühlung. Für Studierende d. Maschinen- 
baues, Ingenieure, Leiter größerer Dampf- 
betriebe, Chemiker u. Zuckertechniker. 2. er- 
gänzte Aufl. Bearb. v. E. Wiki. Berlin, J. Sprin- 
ger, 1910. geb. M. 12,—. 


3. Schiffahrt u. Luftfahrt. 


Denkschrift der ersten internationalen Luft- 
schiffahrts-Ausstellung in Frankfurt a. M. 1909. 
Bd. 1: Wissenschaftliche Vorträge. Hrsg. von 
R. Wachsmuth. Berlin, Julius Springer, 1910. 

geb. M. 8,—. 


Haenig, A.: Ballon- und Flugmotoren. Ihre 
technische Entwicklung und gegenwärtige Ge- 
staltung. Rostock i. M. C. J. E. Volckmann 
Nachf., 1910. geb. M. 6,80. 


Haenig, A.: Luftschiffhallen-Bau. Sammlung 
moderner Luftschiffhallen-Konstruktionen m. 
stat. Berechnungen. Rostock, C. J. E. Volck- 
mann Nachf., 1910. geb. M. 6,50. 


Herner, Heinrich: Entwurf und Einrichtung von 
Handelsschiffen. (= Grundr. d. Maschinenbaues 
hrsg. von Ernst Immerschitt, 6. Bd.). Hannover, 
Max Jänecke, 1910. geb. M. 11,80. 


Holmboe, Carl, Fred: Die Heißdampf-Schiffs- 
maschine. Eine Sammlung von Erfahrungs- 
angaben für die Berechnung der Abmessungen 
und des Dampfverbrauchs sowie des Kohlen- 
verbrauchs der Schiffsmaschine für Heißdampf- 
betrieb. Berlin, W. Ernst & Sohn, 1910. 

geb. M. 3,20. 
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Huth, Fritz: Luftfahrzeugbau. Konstruktion v. 
Lufischiffen u. Flugmaschinen. 2. verb. Aufl. 
Berlin, M. Krayn, 1910. geb. M. S,70. 


Meier, Druno: Wie ein Ozcandampfer entsteht. 
Mit einer Einleitung: ‚„Fünfzig Jahre deut- 
schen Schiffbaues“ von Tjard Schwarz. Leipzig, 
R. Voigtländer, (1910). geb. M. 4,—. 


Neumann, Josef: Die deutsche Schiffbauindustrie. 
Eine Darstellung der volkswirtschaftlichen und 
sozialen Bedeutung ihrer technischen Entwick- 
lung. (= Technisch-volkswirtschaftliche Mono- 


graphien, hrsg. von L. Sinzheimer, Bd. 12). 
Leipzig, W. Klinkhard, 1910. geb. M. 5,50. 
Nimführ, Raimund: Die Luftschiffahrt. Ihre 


wissenschaftlichen Grundlagen und ihre tech- 
nische Entwicklung. 2. verm. u. verb. Aufl. 
= Aus Natur und Geisteswelt. 300. Bändchen). 
Leipzig, B. G. Teubner, 1910. geb. M. 1,23. 


Waack, Karl: Von Andree bis Zeppelin. Die 
Luftschiffahrt im Dienste der Polarforschung. 
Rostock, Volckmann Nachf., (1910). M. 1,25. 


4. Elektrotechnik. 


Birven, Heinrich: Grundriß der Gleichstrom- 
technik. Stuttgart u. Berlin, Fr. Grub, 1910. 
geb. M. 10,—. 


Brick, H.: Drähte und Kabel, ihre Anfertigung 
und Anwendung in der Elektrotechnik. (= 


Aus Natur und Geisteswelt, 285. Bändchen). 
Leipzig, B. G. Teubner, 1910. M. 1,25. 


Edler, R.: Berechnung und Konstruktion elek- 
trischer Schaltapparate. Grundlagen für den 
Entwurf von Schaltungen. (= Grundr. der 
Elektrotechnik, hrsg. von A. Kön:gswerther, 
T. Bd.). Hannover, Max Jänecke, 1909. 

geb. M. 13,—. 


Handbuch der Starkstromtechnik. Hrsg. von 
Weigel und Wernicke. Il. Band: Die Pro- 
jektierung und Ausfünrung elektrischer Licht- 
und Kraftanlagen. Erläutert durch Beispiele. 
B.arbeitet von Karl Wernicke. Leipzig, Hach- 
meister & Thal, 1910. geb. M. 18,—. 

Hermann, J.: Die elektrischen Meßinstru- 
mente. (= Sammlung Giöschen, Nr. 477), Leip- 
zig, G. J. Göschen, 1910. geb. M. —,8&. 


Jacobi, B.: Elektromotorische Antriebe, f. d. 


Praxis bearbeitet. (= Oldenbourgs techni- 
sche Handbibliothek, Bd. 15). München R. 
Oldenbourg, 1610. geb. M. 8,—. 


Nochimson, M.: Die elektrotechnische Umwäl- 
zung. Eine nationalökon. Studie über d. Ein- 
fluss der Elektrizität auf unsere Wirtschaft 
u. auf d. Betriebsformen. Zürich, E. Spei- 
del, 1910. M. 2, —. 
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Norden, Konrad: Elektrolytische Zähler. (= Mo- 
nographien über angewandte Elektrochemie. 
XXXI. Bd.). Halle a. S., 1908. M. 9,—. 


Schiemann, Max: Elektrische Fernschnellbahnen 
der Zukunft. 2. verbess. Aufl. Leipzig, Oskar 
Leiner, 1910. 


Zickel, Julius: Handbuch der Elektrizitäts-Ein- 
leitung von Groß-Berlin. Uebersichtliche Ein- 
leitungstafeln nebst Schaltbildern zum prakti- 
schen Gebrauch nach den von den einzelnen 
Werken geprüften amtlichen Angaben. Berlin, 
Emil Nagel, 1910. 


5. Bildungswesen u. Standesfragen. 


Ingenieur, der. Scine kulturelle, gesellschaftl. u. 
soziale Bedeutg. m. e. histor. Ueberblick üb. d. 
Ingenieurwesen. Essays v. Frz. M. Feldhaus, 
Geo. Biedenkapp, J. Kollmann, Jos. A. Lux, 
Adolf Reitz u. a. Stuttgart, Frankh, 1910. 

geb. M. 1,80. 


Korkisch, Hub.: Beiträge u. Erfahrungen i. d. 
Pensionsversicherung der Privatangestellten. 
(= Schriften des deutschen Werkmeister-Ver- 
bandes, 17. Heft). Düsseldorf, Werkmeister- 


Buchh., 1910. M. —,25. 
6. Verschiedenes. 

Bäumer, Gertrud: Die soziale Idee in den 

Weltentschauungen des 19. Jahrh. Grundzüge 

der modernen Sozialphilosophic. Heilbronn, 


Eug. Salzer, 1610. geb. M. 6,50. 


Lux, Jos. Aug.: Die Kunst des Amateurphoto- 


graphen. 5. Taus. (= Kunst u. Kultur. Ein- 
zelarbeiten zur Einführg. i. d. Verständnis 
unserer Zeit, hrsg. von W. v. Oettingen, 


Nr. 8.) Stuttgart, Strecker & Schröder, 1910. 
kart. M. 1,60. 

Meyer, Friedr.: Die Technik der Verbrennung 
u. Energicgewinnung aus städtischen Abfall- 


stoffen. Dissertation. Leipzig, F. Leineweber. 
1910. M. 250. 
Ostwald, W.: Dic Forderung des Tages. Leip- 


Akadem. Verlagsgesellschaft m. b. H., 
geb. M. 10,20. 


Steffen, Gustaf F.: Lebensbedingungen moderner 
Kultur. Sozialphilosophische, soziolog. u. so- 
zialpolit. Studien. Vom Verfasser bearb. 
Uebersetzung v. Margarethe Langfeldt. Jena, 
G. Fischer, 1910. M. 7,—. 


Stern, Adolf: Der Sinn des Lebens. Grund- 
linien e. neuen Weltanschauung. 1.—15. Taus. 
Berlin, O. Roth, 1910. M. —,10. 


Natur-Geist-Technik. Reden, Vor- 
Leipzig, W. Engelmann, 1910. 
M. 11,40. 


zig, 
1910. 


Wiesner, J.: 
träge u. Essavs. 
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Wundt, Max: Griechische Weltanschauung. 
(= Aus Natur u. Geisteswelt, 329. Bdchn.). 
Leipzig, B. G. Teubner, 1910. geb. M. 1,25. 


Aus der Industrie. 


Berliner Maschinenbau Akt.-Ges., vormals 
L. Schwartzkopff, Berlin. Der Umsatz .des 
Unternehmens betrug 1909/10 18,90 Mill. M. 
(gegen 25,02 Mill. M. i. V.) bei einer aufge- 
wendeten Lohnsumme von 4,68 Mill. M. (i. V. 
5,50 Mill. M.). Dieser Rückgang wird erklärt 
teils durch die erheblich gesunkenen Verkaufs- 
preise aller Fabrikate, teils durch die geringen 
Lokomotivbestellungen der Preußischen Staats- 
bahnverwaltung und das geringfügige Auslands- 
geschäft in Lokomotiven. Ein großer Teil der 
stark umstrittenen Auslandsaufträge konnte über- 
dies nur mit Verlust gewonnen und realisiert 
werden. Dazu kamen die besonderen Verluste 
infolge von 2 größeren Streiks. In anderen 
Spezialzweigen der Fabrikation hat sich im Ge- 
gensatz zum Lokomotivbau der Absatz gegen- 
über dem Vorjahre erheblich vermehrt. 


So war die Kriegsmaterial-Abtei- 
lung während des ganzen Jahres für das In- 
und Ausland stark beschäftigt. Die zurzeit vor- 
liegenden Aufträge zeigen eine seit mehreren 
Jahren nicht erreichte Höhe. Die Aufträge für 
de Mergenthaler Setzmaschinen- 
fabrik G. m. b. H. übertrafen noch die 
großen Lieferungen des Vorjahres und machten 
eine erhebliche Vergrößerung der Werkstätten 
des Berliner Unternehmens notwendig. Die auf 
die Abteilung für Druckluft-Gruben- 
bahnen gesetzten Erwartungen haben sich voll 
erfüllt. Hier liegen für das In- und Ausland 
reichliche Aufträge vor. Auch die Abteilung 
für die Fabrikation von Ovensflaschen- 
maschinen war stärker beschäftigt, als zu- 
nächst erwartet werden konnte. Die in München 
gegründete Tochtergesellschaft, Maffei- 
Schwartzkopffwerke G. m. b. H. kam 
im Berichtsjahre voll in Betrieb; wenn auch ihre 
Lage entsprechend der allgemeinen Geschäftslage 
nicht gerade günstig ist, so glaubt die Ver- 
waltung doch mit einer guten Entwicklung des 
jungen Unternehmens rechnen zu dürfen. Be- 
züglich des verfügbaren Grundbesitzes des Ber- 
liner Unternehmens hat sich gegen das Vorjahr 
nichts geändert. 


Der Betriebsgewinn von 6,42 Mill. M. 
bleibt gegen den des Vorjahres um rund 502 000 
Mark zurück. Dagegen übersteigt die verfüg- 
bare Summe an Zins, Mieten und Pachten mit 
216 956 M. die des Vorjahres um rund 38 000 


Aus der Industrie — Zuschriften an die Schriftleitung 


M., die an Vortrag mit 28494 M. die des 
Vorjahres um rund 26000 M. Die Generalun- 
kosten (3,58 Mill. M.) waren um 219000 M. 
niedriger, die Abschreibungen (1 Mill. M.) halten 
sich ungefähr auf der Höhe des Vorjahres. Der 
danach zu berechnend Reingewinn be- 
trägt 2,08 Mill. M. (i. V. 2,32 Mill. M.), also 
rund 215000 M. weniger. Für die neue Talon- 
steuer wurden erstmals 20009 M. notwendig. Für 
die Beamten- und Arbeiter-Unterstützungskasse 
wurden 100000 M., die doppelte Summe des 
Vorjahres, vorgesehen. Die Summe der ge- 
zahlten Tantiemen sank von 138304 auf 118 791 
M., die der Gratifikationen hielt sich auf der 
vorjährigen Höhe von 90000 M. Der Vortrag 
von 53589 M. überstieg den des Vorjahres um 
rund 25000 M. 


Von der verbleibenden Summe in Höhe von 
1,68 Mill. M. (i. V. 1,92 Mill. M.) wird eine 
Dividende von 14% (i. V. 1600) verteilt. 

Die Bilanz verzeichnet weiter ein unver- 
ändertes Aktienkapital von 12 Mill. M. 
Neuanschaffungen erfolgten im Betrage von 1,22 
Millionen M. 


Der Gesamtwert der vorliegenden Aufträge 
einschließlich der unerledigten Bestellungen des 
Vorjahres betrug bei Ausgabe des Berichts 14 
Millionen Mark (i. V. rund 16. Mill. M.). Er- 
wartet werden in nächster Zeit Bestellungen 
der Preußischen Staatsbahnverwaltung in Höhe 
von 4 Mill. M. sowie größere ausländische Auf- 
träge über Lokomotiven und Kriegsmaterial. 


(Nach einem Bericht der Frankfurter Zeitung.) 


Zuschriften an die Schriftleitung. 


Die in ihrer Form unfreundlichen und sach- 
lich ganz unberechtigten und unrichtigen Aus- 
führungen, welche der Reichstagsabgeordnete Dr. 
Potthoff in der Zeitschrift „Das freie Wort‘ ver- 
öffentlichte (sie waren kürzlich auch hier wie- 
dergegeben) hatten mich zu einer Erwiderung 
veranlaßt, mit der ich die Leser der vorge- 
nannten Zeitschrift auf irrige Anschauungen des 
Herrn Dr. Potthoff hinweisen wollte. 


Meine Darlegung lautete: 


' Nach dem altbewährten, jedenfalls auch von 
dem „Freien Wort“ anerkannten Grundsatze 
„audiatur et altera pars“ bitte ich Sie erge- 
benst, die folgenden Ausführungen in Ihrem auch 
von mir hoch geschätzten Blatte zum Abdruck 
zu bringen. 


Das erste Novemberheft 1910 bringt unter 
dem Titel: „Die organisierten Dipl.-Ing.“ von 


Zuschriften an die Schriftleitung 


Dr. Heinz Potthoff M. d. R. einen Angriff. 
gegen den Verband Deutscher Diplom-Ingenieure. 


Potthoff gibt zunächst unumwunden zu, daß 
es verständlich und gut ist, wenn die akade- 
misch ausgebildeten Ingenieure sich organisieren. 
Er findet es weiter auch verständlich, daß die 
Diplom-Ingenieure, „die zu Führern unserer in- 
dustriellen Entwicklung berufen sind‘, sich nicht 
ohne weiteres mit dem Eintritt in die Verbände 
anderer Techniker begnügen, denn nach seinen 
Worten spielen auch in der Organisation Her- 
kunft, Ausbildung und Lebensziel eine große 
Rolle. Er hebt schließlich hervor, daß die Aka- 
demiker in höherem Grade als die Techniker 
mit der Erreichung der Selbständigkeit oder 
einer leitenden Stellung im Großbetrieb rechnen. 


- Den Fehler des Verbandes Deutscher Diplom- 
Ingenieure sieht Potthoff darin, daß der Verband 
nicht den angestellten Ingenieur fördern will, 
sondern den geprüften. Es sci dies ein Verzicht 
auf soziale Tätigkeit im engeren Sinne. 


Es ist richtig, daß in unserm Verband ein 
Unterschied zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh- 
mer nicht gemacht wird; wir haben nur Ange- 
hörige des gleichen Standes, also Personen mit 
gleicher Ausbildung und kennen einen Uhnter- 
schied in der sozialen Stellung nicht, genau 
so wie etwa im Aerzte-Verein der angestellte 
Assistenzarzt gleichwertig neben seinem Chef 
oder in der Juristischen Gesellschaft der zur 
Ausbildung beim Rechtsanwalt befindliche Re- 
ferendar neben seinem Arbeitgeber oder im 
Öberlehrer-Verein der jüngste Oberlehrer neben 
seinem Direktor steht. Aber ist es denn un- 
bedingt nötig, daß soziale Tätigkeit nur in 
einem Kampfverhältnis gegen den Arbeitgeber 
getrieben werden kann? Heißt es nicht auch 
sozial tätig sein, wenn Arbeitgeber und -nehmer 
sich gegenseitig kennen und verstehen lernen 
und dadurch schroffe Gegensätze beseitigt oder 
auch nur gemildert werden? Gewiß die soziale 
Lage der technischen Angestellten ist keine glän- 
zende, und es ist ein Verdienst der Organisationen 
der Angestellten, daß sie bemüht sind, bessere 
Verhältnisse zu schaffen. Aber, so muß ge- 
fragt werden, kann der, der auch nach Potthoff 
dazu berufen ist, Führer unserer industriellen 
Entwicklung zu werden und Selbständigkeit oder 
Leiterstellung im Großbetriebe zu erringen, sich 
von vornherein feindlich den Reihen der Arbeit- 
geber gegenüberstellen, in welche er später’ 
selbst eintreten soll? Es dürfte doch wohl 
richtiger und den praktischen Verhältnissen an- 
gepaßter sein, wenn Streitpunkte nicht in Kampfes- 
stellung des wirtschaftlich Schwächeren gegen- 
über dem wirtschaftlich Stärkeren, sondern auf 
dem Boden eines kollegialen Zusammengehörig- 
keitsgefühls erörtert und ausgetragen werden. 
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Aber gerade diese angestellten Diplom-Inge- 
nieure werden, wenn sie sich gleichwertig neben 
ihren Arbeitgeber stellen können und von diesem 
auch als gleichwertig, als Kollegen geachtet 
werden, als vermittelndes Glied zwischen Arbei- 
ter und Techniker einerseits und Unternehmer 
anderseits auftreten und dazu beitragen, be- 
stehende Spannungen zu lösen, gegenseitige 
Mißverständnisse zu beseitigen und berechtigten 
Wünschen Anerkennung zu verschaffen. Eine 
solche vermittelnde Tätigkeit wird doch auch ihre 
sozialen Wirkungen haben, ja sie kann vielleicht 
manche Fragen glatter und friedlicher, d. h. zu 
beiderseitigem Nutzen lösen, als wenn die Ge- 
gensätze schroff aneinander prallen. 


Wenn der Verband Deutscher Diplom-Inge- 
nieure es sich zur Aufgabe gestellt hat, einen 
akademischen Ingenieurstand in Deutschland zu 
fördern, der auf Grund der gleichen Vorbil- 
dung alle Vollakademiker unabhängig von ihrer 
sozialen Stellung umfaßt, so kann es nach 
dem soeben Erörterten keinem Zweifel unter- 
liegen, daß auch er dazu beiträgt, soziale 
Schäden zu beseitigen. Wie darf man ihm also 
vorwerfen, daß er nicht sozial tätig sei?! 


Potthoff hält es weiter für „gut und not- 
wendig, daß die Technik im Ansehen steigt, daß 
auch die Verwaltung an geeigneten Stellen mit 
Technikern, statt nur mit Juristen besetzt wird“, 
aber er erhebt gleichzeitig den Vorwurf gegen 
den Verband, daß dieser diese Steigerung des 
Ansehens nur für seine Mitglieder erstrebe. 
Wo ist das je gesagt worden? Im Gegenteil, 
mit der Steigerung des Ansehens der Technik 
steigt auch das seiner Jünger bis herunter 
zum letzten Arbeiter, und auch dieser wird 
seinen Nutzen daraus ziehen, wenn nicht nur 
in die Verwaltung, sondern auch in unsere 
Parlamente Techniker einziehen, wenn in unseren 
Volksvertretungen technischer gedacht, d. h. den 
Bedürfnissen des wirklichen Lebens mehr Rech- 
nung getragen wird. Ebenso wäre cs viel besser in 
unserm Staats- und Wirtschaftsleben, wenn statt 
der 7 Mitglieder des Reichstages mit technischer 
Vorbildung deren eine größere Zahl vorhanden 
wäre. Anderseits dürfte aber doch auch soviel 
sicher sein, daß unter den heutigen Verhält- 
nissen der Ingenieur nur in die Verwaltung 
kommen kann, wenn er eine vollständige ab- 
geschlossene Hochschulbildung nachweisen kann. 
Ja er muß es sogar selbst fordern, will er 
auch wirklich als gleichberechtigt und gleich- 
bewertet neben dem Juristen, der doch gleich- 
falls eine abgeschlossene Bildung besitzt, stehen. 
Außerdem ist die Zahl der Verwaltungsstellen 
eine so außerordentlich geringe, daß nur ein 
sehr geringer Prozentsatz aller 
nieure in Frage kommt. 


Diplom-Inge- 
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Potthoff hat unbedingt Recht, wenn er sagt, 
daß unsere besten und größten Techniker kein 
Diplom hatten. Aber es darf nicht vergessen 
werden, daß die Zeit des Autodidakten in der 
Technik vorüber ist, daß aus der Kunstfertig- 
keit sich eine Wissenschaft entwickelt hat, ohne 
die die heutige Technik nicht möglich wäre. Nur 
die weitgehendste technische Ausbildung auf brei- 
tester Grundlage kann den heutigen Anforderun- 
gen, die die technischen Meisterwerke an ihre 
Schöpfer stellen, gerecht werden. Das weiß 
nicht nur der Staat, der als Bedingung für den 
Eintritt in das Staatsbaufach die Diplomprüfung 
verlangt, das lernt auch unsere Privat-Groß- 
industrie immer mehr einsehen. 


Es ist richtig, ‘was Potthoff sagt, daß das 
Berechtigungswesen immer weitere Kreise zieht, 
aber soll der Ingenieur, wie er es bisher getan 
hat, gegen alle anderen akademischen Stände 
bescheiden zurückstehen, soll die endlich errun- 
gene Gleichberechtigung der Technischen Hoch- 
schule mit der Universität nur auf dem Papier 
stehen? Die Tätigkeit des Ingenieurs ist genau 
eine so „wissenschaftliche‘, wie die des Arztes 
oder des Juristen oder des Oberlchrers, 
darum ist es nur recht und billig, wenn 
der Ingenieur auch dieselbe Wertung wie 
jene Stände für sich in Anspruch nimmt, 
wenn er beispielsweise auch aus den Vorschrif- 
ten der Versicherungsgesetze heraus will, genau 
so wie jene Stände ihr nicht unterworfen sind. 
Uebrigens hat nach der Statistik der Diplom-In- 
genieur die für die Versicherung maßgebende 
Höchstgehaltsgrenze von M. 2000.— schon nach 
durchschnittlich 8 Monaten seiner Tätigkeit über- 
schritten. 


Dasselbe gilt für die Anerkennung des akade- 
mischen Titels Diplom-Ingenieur, die der akade- 
mische Techniker fordert, was ihm auch von 
Potthoff zum Vorwurf gemacht wird. Solange 
die anderen akademischen Stände peinlich an 
ihren Titeln festhalten, solange auch Herr Pott- 
hoff selbst noch heute stolz vor seinem Namen 
den vor vielen Jahren auf Grund einer Prüfung 
erworbenen Doktortitel setzt, solange liegt auch 
für den Diplom-Ingenieur kein Grund vor, seiner- 
seits auf einen ihm rite zugesprochenen Titel 
zu verzichten. Daß die Diplom-Prüfung leichter 
abzulegen ist als die Dr. phil- oder Dr. med.- 
oder gar nur als die Dr. jur.-Prüfung, wird wohl 
niemand ernstlich behaupten können. Verzichten 
alle anderen akademischen Stände auf ihre Titel 
und nennt sich jeder bei seinem ehrlichen Namen, 
so schließt sich auch der Ingenieur, dem die Tat 
über das Wort geht, gern an! 


Wenn schließlich Potthoff als Argument ge- 
ven den Verband Deutscher Diplom-Ingenirure 
noch die Möglichkeit des Zusammenschlusses von 
Handelshochschülern anführt, so ist nicht ersicht- 
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lich, was damit bewiesen werden soll. Daß die 
technischen Wissenschaften sich heute den Natur- 
und den sog. Geisteswissenschaften gleichwertig 
an die Seite stellen können, dürfte wohl nur 
der bezweifeln, der keinen Einblick in die tech- 
nischen Errungenschaften unserer Zeit hat. Ob 
es eine gleichwertige Kaufımannswissenschaft gibt 
oder einmal geben wird, ist nicht Sache des In- 
genieurs zu entscheiden. Das mögen die Kauf- 
leute selbst in die Hand nehmen. 


Die Organisation der technischen Angestellten 
geht ihre Wege, der Verband Deutscher Diplom- 
Ingenieure geht die seinen. Die Organisation, 
die heute nur noch einen ganz geringen Pro- 
zentsatz Akademiker besitzt, will die soziale 
Lage der angestellten Techniker durch ständigen 
Kampf mit dem Unternehmer bessern, wir suchen 
durch Bildung eines den anderen akademischen 
Ständen gleichbewertet zur Seite stehenden aka- 
demischen Ingenieurstandes sowie durch Gewin- 
nung von Einfluß dieser Ingenieure auf die Ver- 
waltung, die Parlamente und die sonstigen öffent- 
lichen Einrichtungen nicht nur das Anschen der 
Technik und seiner Jünger zu fördern, sondern 
vor allem auch in maßgebenden Kreisen Ver- 
ständnis für die Bedürfnisse der Technik und der 
Techniker und damit für unser so hoch ent- 
wickeltes Wirtschaftsleben zu erwecken; wir 
hoffen dadurch auf friedlichem Wege gleichfalls 
soziale Ausgleiche zu schaffen und die Inter- 
essen aller Techniker, seien sie mit oder ohne 
Diplom, zu fördern. 

Wer den besten Erfolg erringen wird, kann 
nur die Zukunft lehren. Wir stören die Kreise 
der Organisation nicht, möge sie auch die 
unseren in Frieden lassen! 


Die Schriftleitung, die so bereitwilligst einen 
Angriff auf unseren Verband zuließ, bat ich, 
doch auch ein freies Wort von der anderen 
Seite zuzulassen. Sie antwortete: „Wenn ich 
auch gern einräume, daß Ihre Entgegnung auf 
Potthoffs Artikel beachtenswerte Momente ent- 
hält, so will mir doch keineswegs scheinen, daß 
sie dessen Ausführungen gegenstandslos macht. 
Insofern kann ich sie nicht aufnehmen. 


Vielleicht mag durch diese Stellungnahme der 
Schatten der Parteilichkeit auf mich fallen. Daher 
bitte ich mir noch cinige Worte zu gestatten. 


Eine Zeitschrift wie „Das freie Wort“ kann 
gar nicht nach dem Grundsatze audiatur et altera 
pars verfahren, es sei denn, es handele sich um 
direkte Verstöße. Wollte ich auch nur den 
dritten Teil aller einlaufenden Gegenäußerungen 
auf im „freien Wort‘ zum Abdruck gelangende 
Artikel berücksichtigen, die Folge wäre ein voll- 
kommner Stillstand und Zusaminenbruch. 

Daß übrigens der Artikel von Potthoff auch 
der Schriftleitung der Zeitschrift des Verbandes 
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Deutscher Diplom-Ingenieure beachtenswert cr- 
scheint, ersche ich aus ihrem Ersuchen, ihr den 
Nachdruck des betr. Artikels zu gestatten.“ 


Tipl.:Sng. Carl Weihe, Patentanwalt. 


Die beiden in den Nummern 21 und 22 unserer 
Zeitschrift veröffentlichten Artikel mit den Ueber- 
„Adreßbücher“ 
geben mir Ansicht 
sprechen, daß unser Verband doch ernstere Auf- 
gaben hat, als die Behandlung derartiger „Acußer- 
lichkeiten“ und daß es dem Anschen des Ver- 
bandes und Zeitschrift schaden muß, 


wenn immer und immer wieder derartige Fragen 


schriften „Acußerlichkeiten“ u. 


Veranlassung, die auszu- 


unserer 


untergeordneter Bedeutung breitgetreten werden. 
Unser Verband ist kein ,„Titelverein“ und die 
Hervorhebung derartiger Fragen in ailer Oeffent- 
lichkeit hat schon dazu geführt, daß einerseits 
uns nicht wohlgesinnte Außenstehende dem Ver- 
bande das Stiema des „Titelverbandes‘‘!) anzu- 
hängen und damit seine Bedeutung herabzusetzen 
versuchen, daß 
dem Verbande angehören und an seine Notwen- 
digkeit glauben, zu zweifeln beginnen, ob wir 
für nützlichere Arbeit Zeit genug behalten. Es 
daß nach außen 


Hervorheben 


und anderseits Kollegen, die 


muß einmal gesagt werden, 


hin ein derartiges von „Arvußer- 
lichkeiten“ licheriich wirkt und Schaden anrichtet, 
der nur mit Anstrengung wieder zu beseitigen 
ist. Tit:liragen kann man wohl im engen Kreise 
der Kollegen behandeln und zunächst dort die 
wohlerworbenen Orades 


Wertschätzung des 


heben. Eine derartige Erziehung wirkt dann 


sehr bald nach außen und in weiteren Gesell- 


schaftskreisen nach. 


© Sachlich möchte ich noch folgendes hervor- 
heben, selbst auf die Gefahr hin, als unkolle- 
gial getadelt zu werden: Der Herr Kollere 
Albrecht wünscht, daß man sica äußerlich durch 
ein Abzeichen kenntlich machen möge. Ica meine, 
daß derartige stets mit der Vereinsmeierei Fand 
in Hand gehende Abzeichen — wovon ich die 
Mützen und Bänder der studentischen Verbin- 


dungen nur wegen der Tradition und aus gc- 


wissen künstlerischen Gründen ausnehmen 


könnte von unserem 


— gerade nicht in der 


1) Siehe die Abhandlung von Potthoff in Heft 22 d. Jahrg. 
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Verbande angestrebten Richtung nach erhöhtem 
Ansehen unseres Standes wirken würden. Wir 
dürfen nicht noch künstlich „Aeußerlichkeiten“ 
schaffen, um unser Ansehen zu heben. Unser 
Recht wollen wir, wir wollen in unserem Staats- 
nach 
der Mit 
Aeußerlichkeiten, Erkennungszeichen usw. kann 
man aber den übrigen Gebildeten nicht zeigen, 
Hände 


wesen die Stellung einnehmen, die uns 


Bedeutung unserer Arbeit zukommt. 


was man wert ist. Darum weg von 


solchem 
Auf alle die beweglichen Klagen des Herrn 


Beginnen! 


Kollegen Reisner einzugehen, müßte zu einer 
endlosen Untersuchung über die Stellung der 
subalternen Geister in Preußen-Deutschland 
führen. Nur eins möchte icn als meine Meinung 
sagen über die Führung der Bezeichnungen 
„Architekt“ und ‚Ingenieur‘ durch solche Leute, 
nicht 


denen derartige „Titel“ „zustehen“. 


Ich meine, es müßte doch nun allgemach 
bekannt sein, daß in Deutschland (und auch in 
Berufsbezeichnungen („Titel 
sind das nicht) „Architekt“ 
durch kein Gesetz geschützt sind und auch 
nach Lageder Dinge nicht mehr ge- 
schützt werden können. Es gibt 
den Begriff „Zustehen“ für diese Bezeichnungen 


Rechtlich liegt die Sache so, 


Oesterreich) die 


„Ingenieur‘ und 


also 


überhaupt nicht. 


daß derjenige, der sich „Ingenieur“ nennt, 
selbst 
Berechtigung dazu als nicht vorhanden annehmen 
könnte, nicht dafür zur Verantwortung gezogen 


werden kann. Eine Veranlassung zu einem Vor- 


wenn man im Sonderfalle eine innere 


gehen gegen solche Leute liegt aber für uns 
Diplom-Ingenicure um so weniger vor, als wir: 
ja durch unsere Standes- bezw. Gradbezeichnung 
„Dipfom-Ingenieur“, deren Gebrauch Sache jedes 
Einzelnen ist, deutlich von den „Ingre- 
nieuren“ jeder Art (z. B. Schmieröl-Händlern, 
Klempnern, Polieren usw.) unterschieden sind. 
Ich habe sogar die feste Ueberzeusung, daß 
eine recht häuf.ze Führung der Berufsbezeich- 
rungen „Architekt“ und ‚Ingenieur‘ durch Leute, 


genug 


denent sie nach Ansicht des einen oder anderen 
unserer Standeswenossen nicht „zustehen‘, zu 
einer Hebung des Ansehens unseres Standes 
dienen müßte. Je häufiger diese Bezeichnungen 
von solchen Leuten geführt werden, desto cher 
würde der akademische Nimbus schwinden, der 


(nach Schaffung einer den Vollakademiker scharf 
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kennzeichnenden Benennung leider) den Worten 
„Architekt“ und „Ingenieur“ auch anhaftet.?) 
Wegen einer etwa notwendig erscheinenden 
Aufnahme des Titels „Dipl.-Ing.“ in die Adreß- 
bücher sollten sich die einzelnen in Frage kom- 
menden Herren Kollegen an den für ihre Stadt 


zuständigen Adreßbuch-Verlag wenden. Soweit 
man nach Berliner Verhältnissen allgemein 


urteilen kann, wird der Aufnahme nichts im 
Wege stehen. 
Charlottenburg, den 19. November 1910. 
Dipl.Ing. Rudolf Barkow. 


Verschiedenes. 
B —_— 8 


Der Deutsche Ausschuß, über dessen 
verdienstvolle Tätigkeit in Heft 13 (1. Juli) 
erstmalig berichtet wurde, hat aın 20. und 21. 
vorigen Monats in Berlin getagt. Unser Ver- 
band durch die Herren Prof. Dr.-Ing. 
Schlesinger und Dipl.-Ing. Dr. Lang vertreten. 
Aus einem Berichte des erstgenannten Vertre- 
ters entnehmen wir die erfreuliche Mitteilung, 


daß die Bestrebungen unseres Verbandes und 
insbesondere 


derung betr. 


war 


unsere For- 


programmatische 
das technische Unterrichtswesen 
von allen Seiten geteilt werden. Daß auch etwas 
gegen das „Talmistudententum“ (vergl. „Die 
technischen Unterrichtsanstalten‘“ in Heft 15 vom 
1. August) geschehen muß, darüber herrscht jetzt 


volle Uebereinstimmung. Es ist deshalb zu er- 


warten, daß schon in Kürze eine Besserung der, 


beregten Mißstände zu verzeichnen sein wird. 


*) Ich möchte bei dieser Gelegenheit den Herren Kollegen, 
die sich zum Beitritt melden, auch vorschlagen, an Stelle der 
häufig auf den Meldekarten wiederkehrenden, ihre cigentliche 
Berufstätigkeit nicht kennzeichnenden Angabe: Ingenieur der 
Firma X. usw. eine der Bezeichnungen zu setzen, die bei vielen 
Firmen schon in den Personalakten der Angestellten gebräuchlich 
ist, namlich „Konstrukteur“ oder „Betriebsleitere usw. der 
Firma X. D. V. 


— Personalien 


Zum einheitlichen Angestelltenrechte beschloß 
der Ausschuß der Privatangestelltenvereine von 
Düsseldorf und Umgebung: „Der Ausschuß der 
Privatangestelltenvereine stellt sich im Grunde 
auf den Beschluß des Deutschen Juristentages 
in Danzig, der ein einheitliches Privatangestell- 
tenrecht fordert. Der Ausschuß erkennt die 
Notwendigkeit in vollem Umfange und ohne jede 
Einschränkung an, für alle Privatangestellten 
gleiche soziale Schutzvorschriften zu schaffen, 
betont aber ausdrücklich, daß nicht nur ein ein- 
heitliches Arbeitsrecht der Privatangestellten not- 
wendig ist, sondern auch eine besondere ein- 
heitliche Regelung des Arbeitsvertrages aller an- 
deren Arbeitnehmer ohne Rücksicht auf die Art 
der Stellung und der Beschäftigung. Er richtet 
deshalb die Bitte an Reichstag und Regierung, 
die einwandfreie Lösung dieser Frage, die in 
Oesterreich schon zum Teil durch das Oester- 
reichische Handlungsgehilfengesetz erfolgte, als 
eine der nächsten und wichtigsten Aufgaben des 
Reiches zu betrachten. 


Personalien. 


Dipl.-Ing. Dr. jur. Runkel-Langsdorf (Mitgl. 
d. Verb.) hat die zweite Staats- 
prüfung bestanden. 


juristische 


Wir bitten unsere’ Mitglieder dringend, 
bei Wohnungsveränderungen das in Frage kom- : 
mende Postamt zur Nachsendung aller Post- 
sachen zu veranlassen und gleichzeitig auch die 
Expedition der „Zeitschrift“ zu benachrichtigen, 
um uns Rückfragen und Kosten zu ersparen. 


Verband Deutscher Diplom-Ingenieure. 
Geschäftsstelle. 
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: Die Einweihung der Technischen Hochschule Breslau. 


Am 29. v. M. ist die neue Technische 
Hochschule zu Breslau (die fünfte preußi- 
sche Hochschule), über deren Eröffnung 
wir in Heft 21 vom 1. Nov. berichtet 
haben, durch S. M. den Kaiser feierlich 
gewciht worden. 

Auch bei diesem Akt hat unser Kai- 
ser und König wiederum der Ueberzeu- 
gung Ausdruck gegeben, daß die Tech- 
nischen Hochschulen für die staatliche 
und nationale Entwicklung unseres Va- 
terlands eine größere Bedeutung erlangt 


haben -— daß sie eine höhere Mission 
zu erfüllen haben. Die Worte, mit 
denen er den Weiheakt cinleitete, 


lauteten: Zu 
„Die mir besonders am Herzen lie- 
genden Bestrebungen, das technische 
Bildungswesen seiner hohen Bedeu- 
tung für die Zukunft des Deut- 


schen Vaterlandes entsprechend zu 
heben und auszugestalten, haben durch 
verständnisvolles und opferbereites Zu- 
sammenwirken aller dabei interessier- 
ten Kreise, Behörden und Körperschaf- 
ten zu einem weiteren Erfolge ge- 
führt. Lebhafte Freude erfüllt mich, 
daß es mir vergönnt ist, heute der 
zweiten unter meiner Regierung be- 
gründeten Technischen Hochschule per- 
sönlich die Weihe zu geben. In die- 
sem Bau, der selbst ein stattliches 
Denkmal technischen Könnens bildet, 
sollen Wissenschaft und Technik in 
harmonischer Vercinigung eine 
würdige Arbeitsstätte finden. 
Die innige Beziehung der techni- 
schen Wissenschaft zur Industrie ist 
von Jahr zu Jahr deutlicher in die 
Erscheinung getreten. Nicht zufällig 
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läuft der gewaltige Aufschwung 
unseres industriellen Lebens mit 
der fortschreitenden Entwick- 
lung des technischen Hochschul- 
wesens in Deutschland parallel. 
Vorüber sind die Zeiten, in de- 
nen für den Ingenieur im wesent- 
lichen die Schule der Praxis ge- 
nügte. Wer den hohen Anforde- 
rungen der Technik in unseren 
Tagen gewachsen sein will, muß 
mit dem Rüstzeug einer gediege- 
nen wissenschaftlichen und tech- 
nischen Bildung in den Kampf des 
Lebens treten. 

Wie wenige Provinzen der Mo- 
narchie zeichnet sich Schlesien mit sei- 
ner hochentwickelten Industrie und sei- 
nem umfangreichen Berg- und Hütten- 
wesen durch gewerblichen Fleiß und 
Unternehmungsgeist aus. Eisen und 
Kohle sind ergiebige Quellen seines 
Wohlstandes, Spindel und Webstuhl 
werden seit Jahrhunderten von fleißi- 
gen Händen der schlesischen Bevölke- 
rung bedient. In Schlesiens Haupt- 
stadt sind daher die Vorbedingungen 
für ein ersprießliches Wirken der Tech- 
nischen Hochschule in reichem Maße 
vorhanden, und vollberechtigt war der 
dringende Wunsch von Stadt und Land, 
neben der ehrwürdigen Leopoldina eine 
solche Anstalt begründet zu sehen. In- 
dem ich die Provinz und ihre Haupt- 
stadt zur Erfüllung dieses Wunsches 
von Herzen beglückwünsche, spreche 
ich zugleich allen, welche zu dem Ge- 
lingen des Werkes beigetragen haben, 
meinen königlichen Dank aus. 

Wenn die junge Anstalt zurzeit auch 
noch nicht alle Abteilungen umfaßt, so 
habe ich sie dennoch in ihren Rech- 
ten den älteren und voll ausgestatte- 
ten Schwestern im Lande gleichgestellt. 
Ich vertraue aber, daß sie ihrer großen 
provinziellen und nationalen Aufgabe 
mit derselben Treue gerecht werden 
wird, die jenen nachgerühmt wird. 


Die Einweihung der Technischen Hochschule Breslau 


Wer hier forscht und lehrt, tue es 
im Aufblick zu Gott dem Herrn mit hei- 
ligem Ernst, wer hier lernt, sei sich stets 
bewußt, daß er dazu berufen ist, dem 
Volke einst ein Führer auf wirt- 
schaftlichem und sozialem Ge- 
biete und zugleich ein Vorbild in 
treuer Pflichterfüllung gegen Kö- 
nig und Vaterland zu sein. 

Die Arbeit nur, die für das Ganze 
geschieht, ist ganze Arbeit. Solcher 
Arbeit weihe ich hiemit dies neue 
Haus.“ 

Ihr Interesse an der neuen Hoch- 
schule bekundeten im Laufe der Feier 
noct. zahlreiche Redner: Kultusminister 
von Trott zu Solz, Oberpräsident Dr. 
von Günther, Oberbürgermeister Ben- 
der, der Rektor der Breslauer Univer- 
sität, Geh. R.-R. Prof. Dr. Hillebrandt. 
der Herzog von Ratibor als Vorsitzender 
des Provinziallandtages u. a. Aus allen 
Reden klang die Freude an dem Werk 
heraus, das die Schlesier sich geschaffen 
und von dem sie eine Belebung nationa- 
naler, geistiger und wirtschaftlicher Be- 
strebungen erhoffen. 

Wir dürfen die Erwartung hegen, daß 
auch in den Breslauer Festtagen die Ein- 
sicht gestärkt worden ist, daß den aus 
den Technischen Hochschulen hervor- 
gehenden Akademikern auf weiterem 
Berufsfelde zu einer dringenden Betäti- 
gung Platz geschaffen werden muß. 

Nicht nur auf den Baustellen, in den 
Werkstätten und den Laboratorien, auch 
dort muß der Geist der Technik, muß 
technische Intelligenz Eingang finden, wo 
die Fäden der Regierung, der Führung, 
zusammenlaufen. In der Zukunft wer- 
den die Führer auf wirtschaftlichem und 
sozialem Gebiet auch dahin gestellt wer- 
den müssen, wo sie diese Führung am 
wirksamsten betätigen können. Das ist 
der Wunsch und der Wille des Königs. 
Die Arbeit nur, die für das Ganze ge- 
schieht, ist ganze Arbeit. 


Regierungsbaumeister Schleicher, Ueber die Notwendigkeit eines besonderen Studiums usw. 


: Ueber die Notwendigkeit eines besonderen Studiums 
: für den Verwaltungsberuf. 
. Von Regierungsbaumeister Schleicher- Heilbronn. 


Ueberall hört man zurzeit in Deutsch- 
land Rufe nach einer sachgemäßen Ver- 
waltungsreform.- Die alten Organisatio- 
nen der Verwaltungen mit ihrem langen 
Instanzenzug und der Kompetenzlosig- 
keit der äußeren Stellen, welche zum 
großen Teil die Ursache der Vielschrei- 
berei, der Kostspieligkeit und des 
schleppenden Geschäftsganges dar- 
stellen, passen nicht mehr in die neu- 
zeitliche Struktur des Wirtschaftslebens. 
Manche Bundesstaaten, wie z. B. Würt- 
temberg, welche in ihrer Staatsbahnver- 
waltung im Gegensatz zu Preußen eine 
negative Geldquelle besitzen, haben im 
Hinblick auf ihre mißlichen Finanzver- 
hältnisse allen Grund, möglichst an den 
großen Ausgaben für den Verwaltungs- 
apparat zu sparen. 

Durch dierasche und kräftige Entwick- 
lung Deutschlands im 19. Jahrhundert 
vom Agrarstaat über den saturierten 
Staat (AeraBismarck) zumIndustriestaat 
wurden die wirtschaftlichen und poli- 
tischen Verhältnisse gründlich umgeän- 
dert. Die ökonomische Evolution, die 
sich während dieses Jahrhunderts voll- 
zogen hat und die nicht zuletzt tech- 
nischen Veränderungen ihre Entstehung 
verdankt, brachte Aufgaben von stetig 
wachsendem Umfang und immer tiefer 
einschneidender Bedeutung, denen nun 
die alte bureaukratische Art und Weise 
der Verwaltung nicht mehr gewachsen ist. 

Der frühere preußische Minister des 
Innern v. Moltke erklärte am 19. Ja- 
nuar 1909 im Abgeordnetenhaus in seiner 
Rede über die Reorganisation der Ver- 
waltung: „Es besteht eine Fülle von 
bureaukratischen Bestimmungen, welche 
die Beweglichkeit in der Verwaltung er- 
schweren und verlangsamen. Es wird 
auf reine Förmlichkeit eine große Menge 
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von Kraft vergeudet, die besser ange- 
wendet werdenkönnte. Eswird zum Teilin 
der Zwischeninstanz an denselben Aufga- 
ben von verschiedenen Behörden gear- 
beitet. In der Kreisinstanz!) selber ver- 
walten die einzelnen technischen Behör- 
den der Ressorts ohne Verbindung zu- 
einander nebeneinander her. Aufgaben 
rein örtlicher Bedeutung werden zum 
Teil in der Zwischeninstanz, zum Teil 
in der Zentralinstanz erledigt und ent- 
schieden. Auf diese Weise mußte es 
dazu kommen, daß die Vielschreiberei 
eine große Blüte erreichen konnte.“ 
Minister v. Moltke will weiter die Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit reformieren, da 
hier im Streitverfahren und Beschluß- 
verfahren bei den Verwaltungsbehörden 
eine überflüssige Häufung von Instanzen 
vorhanden sei, die abgekürzt werden 
können, nicht nur zur Entlastung der 
Behörden, sondern auch im Interesse 
der Rechtsuchenden. | 

Der Minister spricht die Absicht aus, 
die Reform nach 4 Richtungen hin spie- 
len zu lassen und möchte zunächst an- 
setzen auf dem Gebiet einer Verein- 
fachung und Erneuerung des bureaukra- 
tischen Geschäftsganges und seiner For- 
men. Alle diese Reformen haben aber 
nur bedingten Wert; diese Heilmittel 
stellen nur Palliativmittel dar. Der Ur- 
sprung des deutschen Bureaukratismus 
(und Assessorismus), welcher sich aus dem 
juristisch anerzogenen Formalismus?) 
1) In Hohenzollern u. Württemberg Ober- 
amt, in Baden u. Bayern Bezirksamt, in Sachsen 
Amts-Hauptmannschaft usw. 


2) Die Entstehung des Formalismus in der 
deutschen Jurisprudenz ist eingehend geschil- 
dert in meinem Aufsatz: ‚„Juristischer Moder- 
nismus‘ in „Der städtische Tiefbau‘, Zeitschrift 
für neuzeitlichen Ausbau, technische gesund- 
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entwickelt, ist in der unsachgemäßen, 
lebensfremden juristischen Vorbildung 
der Verwaltungsbeamten zu suchen. Das 
hat v. Moltke ganz vergessen, obwohl 
doch schon seit anfangs der 70er Jahre 
dieser Mangel des deutschen Beamten- 
körpers offen zutage trat. Vergleiche 
die Artikel in Heft 7, „Solange die rö- 
mischen Pandekten zuviel bedeuten‘ 
usw., und in Heft 9 über „Die Vorbil- 
dung der Juristen in den Staatswissen- 
schaften“. Abgesehen von der notwen- 
digen Aenderung der Verwaltungsorga- 
nisation durch Dezentralisierung der 
Verwaltung, d. h. Erhöhung der Kompe- 
tenz der äußeren Stellen und Kürzung 
des Instanzenzugs, sowie durch besseren 
Ausbau der Selbstverwaltung kommt vor 
allem zwecks Abstellung der offensicht- 
lichen und allgemein anerkannten Miß- 
stände und Mängel in der Verwaltung die 
gründliche Aenderung der jetzigen Vor- 
bildung der höheren Verwaltungsbeam- 
ten in Betracht. 

Diese Beamten, welche infolge des Ju- 
ristenmonorols nur aus der Juristenschule 
hervorgehen, bekommen zurzeit eine 
Universitäts - Vorbildung, welche heute 
im sozialen Staat unbedingt als unge- 
eignet für die Lösung der an die Ver- 
waltungen herantretenden schwierigen, 
wirtschaftlichen und sozialpolitischen 
Aufgaben bezeichnet werden muß?). 

Der Staatsrechtsishrer Piloty-Würz- 
burg vertritt in einem Artikel in Nr. 172, 
1909, der Frankfurter Zeitung ganz ge- 
nau den schon S.189f der Zeitschrift ge- 
heitliche u. wirtschaftliche Entwicklung der 
Städte, 1910, Heft 22. 

*) Es sei nur auf die Haltung der preußi- 
schen Staatsbehörden gegenüber der so außer- 
ordentlich wichtigen städtischen Boden- u. Woh- 
nungsfrage hingewiesen. Vgl. meinen Aufsatz: 
„Die Bedeutung von Wohnungsfrage u. Woh- 
nungswesen für Deutschland‘ in Nr. 19 u. 20 
der in Anm. 2 genannten Zeitschrift und die 
soeben erschienene Schrift von Professor Dr. 
Eberstadt-Berlin: „Unser Wohnungswesen u. die 
Notwendigkeit der Schaffung eines preußischen 
Wohnungsgesetzes.‘“ (Erweiterte Ausarbeitung 
eines Vortrags.) Verlag Fischer-Jena. 
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schilderten Standpunkt von L.v. Stein :t) 
„In vielen Zweigen der Verwaltung tritt 
das Recht ganz in den Hintergrund, so 
in der Diplomatie, dem Lehrfach, der 
öffentlichen Kultuspflege, der Gesund- 
heitsverwaltung, dem Bauwesen, dem 
Verkehrswesen, den Wirtschaftsverwal- 
tungen und vielen Zweigen der Finanz- 
verwaltung. Der Geist der Verwaltung 
wird hier nicht in erster Linie aus dem 
Recht, sondern aus dem Leben und 
seinen Aufgaben geschöpft und das 
Recht tritt hier nur stützend, sichernd 
und beschränkend hinzu. Nur wo das 
Zwangsmoment vorherrscht, wie in der 
Polizei, spiegelt sich der Geist der Ver- 
waltung auch in ihrem Rechte vollstän- 
diger wieder. So ergibt sich, daß es eine 
Rechtsbefangenheit in der Verwaltung 
gibt und der Verwaltungsjurist kein 
guter Verwaltungsbeamter sein kann. 
Denn ihn interessiert seine Sache erst 
dann, wenn er sie mit den Rechtsfragen 
der Zulässigkeit, Zuständigkeit usw. ver- 
quickt. Das sichere Gefühl für den 
eigentlichen Lebensnerv seiner Aufgabe, 
für Hebung und Steigerung der Leistung 
verkümmert unter solcher Rechtsbefan- 
genheit. Wo kein Paragraph ihn stützt, 
ist es öde um ihn. Ein gewisses Maß 
von Rechtskenntnis ist ja auch dem Ver- 
waltungsbeamten nötig; aber er darf 
es nicht handhaben in dem Glauben, daß 
er daraus lerne, was er zu tun habe. 
Daher können höhere Verwaltungs- 
stellungen mit Vorteil für die 
Sache auch mit Fachleuten aus den 
Berufen des Wirtschaftslebens, 


+) Die Autorität Steins im Verwaltungswesen 
ist unbestritten. Stein gehört zu den nam- 
haftesten Köpfen der Staatswissenschaften. Seine 
außerordentlich umfangreichen Werke bilden das 
Fundament der deutschen Gesellschaftswissen- 
schaft. Gieheimrat von Schmoller nennt Stein 
mit höchster Anerkennung. Vgl. dessen Grund- 
riß der allgemeinen Volkswirtschaftslehre 1901 
Bd. I, S. 229—457 u. a. a. O. Die beste Orien- 
tierung über Stein gibt das kürzlich erschienene 
Werk: „Lorenz v. Stein und die Gesellschafts- 
Iehre‘‘ 1910 von Dr. E. Grünfeld, Verlag Fischer- 
Jena. 
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Verkehrs usw. besetzt werden. Für 
solche Stellungen können Juristen als 
Hilfsarbeiter, Beisitzer oder Beiräte aus- 
reichend Verwendung finden. Es ist 
sonach die größte Aufgabe für die 
Zukunft des Staates, die Verwal- 
tungen von den drückenden Fesseln 
des juristischen Buchstabendien- 
stes zu befreien.“ 

In ganz klarer Weise hat ein Prak- 
tiker, der G. Oberregierungsrat und spä- 
tere Eisenbahndirektionspräsident Ul- 
rich, die Mängel der Ausbildung der ju- 
ristischen Verwaltungsbeamten charakte- 
risiertt und positive Vorschläge zur 
Studienreform gemacht. Er führt im Ab- 
schnitt II seiner Schrift’) u. a. aus, daß 
eine in den Grundlagen veränderte Aus- 
bildung der höheren Verwaltungsbeam- 
ten und zwar nicht nur bei den Staats- 
eisenbahnen erforderlich ist. „Das ist 
der Mangel an genügenden staatswissen- 
schaftlichen Kenntnissen, welcher bei den 
Gerichtsassessoren die Regel, bei den 
Regierungsassessoren häufig ist.“ 

Ulrich sieht es schon 1893 ein, daß 
unter den heutigen Verhältnissen um- 
fassende Kenntnisse in den Staats- 
wissenschaften für den Verwaltungsbe- 
amten vor allem im Dienst der Staats- 
bahnen unerläßlich seien und bestätigt, 
was Gioldschmidt") und andere vor 1887 
ausgesprochen haben, daß für die Ge- 
richtsjuristen nicht einmal die Notwen- 
digkeit vorliegt, die staatswissenschaft- 
lichen Kollegien zu belegen, geschweige 
denn zu besuchen. Die vorhandene Vor- 
schrift für die höheren Beamten der 
allgemeinen Verwaltung laufe weiter tat- 
sächlich nur darauf hinaus, daß das Be- 
legen der betreffenden staatswissen- 


°) Die Ausbildung der höheren Verwaltungs- 
beamten in Preußen und ihre Stellung in der 
Staatseisenbahnverwaltung. Von Franz Ulrich, 
Geh. Ober-Regierungs- und vortragendem Rat im 
Ministerium der öffentlichen Arbeiten. Berlin 1893. 


*) Rechtsstudium und Prüfungsordnung, ein 
Beitrag zur Preußischen und Deutschen Rechts- 
geschichte, von Professor und Reichsoberhandels- 
gerichtsrat a. D. Dr. Goldschmidt, Stuttgart 1837. 
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schaftlichen ` Kollegien nachgewiesen 
wird. Wenn in der II. Prüfung für den 
höheren Verwaltungsdienst staats- 
wissenschaftliche Kenntnisse verlangt 
werden, so kann hierdurch nach Ulrich 
der Mangel einer Prüfung in den Staats- 
wissenschaften im I. Examen nicht er- 
setzt werden und wird tatsächlich nicht 
ersetzt. Er sagt hierüber bezeichnend 
S.17: „Denn, wenn nicht schon auf der 
Hochschu’'e dieGrundlagen derselben er- 
worben sind, so wird das Einpauken des 
zum Il. Examen Notwendigen eine genü- 
gend staatswissenschaftliche Ausbildung 
in der Regel nicht verschaffen‘, und 
weiter S. 21: „Darüber darf man sich 
nicht täuschen, wer nicht auf der Uni- 
versität Vorlesungen über die Staats- 
wissenschaften mit Nutzen gehört hat, 
der wird nur in den seltensten Fällen 
später Zeit und Gelegenheit haben, sich 
wirklich gründliche Kenntnisse in den- 
selben zu verschaffen. Wenn auch ein- 
zelne hervorragend tüchtige Männer dies 
vermögen, im großen Durchschnitt wer- 
den ohne die feste Grundlage der akade- 
mischen Vorlesungen nur oberflächliche 
Kenntnisse in den Staatswissenschaften 
erworben werden. Und was main auch 
über unsere Universitätsvorlesungen sa- 
gen mag, sie sind nicht nur der be- 
quemste, sondern. auch der beste und 
sicherste Weg, um sich Kenntnisse zu 
erwerben. Denn das Studium aus Bü- 
chern ist nicht nur mühevoller, sondern 
diese veralten auch bald, während der 
gewissenhafte Dozent in jedem Se- 
mester von neuem sein Heft nach den 
neuesten Fortschritten der Wissenschaft 
ergänzen und verbessern wird.‘ Dieser 
Ansicht von Ulrich treten wir voll und 
ganz bei. Es muß ein systematisches 
Studium für den Verwaltungsberuf vor- 
handen sein. Dieser Beruf ist heutzu- 
tage so wichtig und so verantwortungs- 
voll, daß in Deutschland, dem Vater- 
land der wissenschaftlichen Fachbildung, 
nur ein solches Studium demselben Ge- 
nüge leisten kann. Es muß aber zugleich 
die Möglichkeit vorhanden sein, daß her- 
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vorragende, organisatorisch begabte 
Fachmänner‘’) der verschiedenen Ge- 
biete: Nationalökonomie, Technik, Ju- 
risprudenz, Handelswissenschaften, Land- 
wirtschaft, leicht in den Verwaltungs- 
beruf eindringen können. 

Ulrich weist S. 17 seiner Schrift fer- 
ner darauf hin, daß seit langer Zeit so- 
wohl von Universitätslehrern*) als auch 
hervorragenden Praktikern und Staats- 
beamten über die unzureichenden staats- 
wissenschaftlichen Kenntnisse der höhe- 
ren Beamten der allgemeinen Verwal- 
tung geklagt wird und bespricht dann 
die Reformvorschläge des späteren Kul- 
tusministers Bosse, welcher bezüglich 
der Verbesserung der Ausbildung von 
dem Gesichtspunkt ausgeht, daß an der 
bisherigen juristischen Vorbildung und 
Schulung festzuhalten sei. Diesem Vor- 
schlag gegenüber erklärt Ulrich, daß 
die Frage: Kann neben der jetzigen ju- 
ristischen Ausbildung eine genügende 
staatswissenschaftliche Ausbildung er- 
reicht werden? seines Erachtens nach 
verneint werden müsse. In den vorge- 
schlagenen 4 Studienjahren, geschweige 
denn in den jetzigen 3 Jahren sei es 
unmöglich, neben dem juristischen Stu- 
dium auch noch die Staatswissenschaf- 
ten gründlich zu studieren, zumal diese 


noch rascher in ihrem Umfang ge- 
wachsen seien und wachsen als die 
Rechtswissenschaften. Es handle sich 


bei den staatswissenschaftlichen Studien 


*) Der Begriff „Fachmann“ wird dabei im 
einzelnen Fall enger zu umschreiben sein. Ist 
ein Techniker, der eben ein Fachstudium be- 
endet hat, schon Fachmann im Sinne der For- 
derung oder erhält er die Bezeichnung erst 10 
Jahre später? Vielleicht werden gerade diejenigen 
„Fachmänner“ aus dem Begriff herausfällen, 
welche die für die Verwaltungslaufbahn erfor- 
derlichen Kenntnisse und Fähigkeiten außerhalb 
dieser Laufbahn erworben haben. Die Schrift- 
leitung. 


“) Vgl. auch die kürzliche Acußerung des 
Altmeisters der Nationalökonomie Geheimrat 
Wagner in Heft 12, S. 267 dieser Zeitschrift u. 
Die Schrift von Geheimrat Zitelmann-Bonn über 
die Vorbildung der Juristen, 1909. 


Regierungsbaumeister Schleicher, Ueber die Notwendigkeit eines besonderen Studiums 


nicht mehr bloß um Vorlesungen in 
Nationalökonomie und Finanzwissen- 
schaft, sondern um solche in Landwirt- 
schaftspolitik, Gewerbe- und Handels- 
politik, Sozialpolitik, Eisenbahnpolitik 
usw., und für diese sind schon auf der 
Universität wenigstens die Grundlagen 
ihrer Kenntnis zu legen. 

Trotz aller Bemühungen von Universi- 
tätslehrern und Praktikern kam bekannt- 
lich keine Studienreform zustande, so 
daß bis jetzt alles beim alten blieb. Da- 
her rührt die im Durchschnitt völlig un- 
genügende Vorbildung der Verwaltungs- 
beamten in den Staatswissenschaften, 
so daß z. B. der Berliner Rechtslehrer 
Bornhak in seiner Abhandlung über 
„Rechtswissenschaft und Technik‘°) ge- 
stehen muß, daß es mit der volks- 
wirtschaftlichen Kenntnis unserer Ju- 
risten immer noch sehr traurig bestellt 
ist. 

Nach Ansicht von Ulrich muß den 
Vorschlägen von Bosse und andern!®) 
gegenüber ein anderer Weg versucht 
werden. Dies könne nur der sein, eine 
besondere von der juristischen unab- 
hängige Ausbildung der Verwaltungsbe- 
amten zu schaffen, so daß die Staats- 
wissenschaften nicht als Anhängsel, son- 
derı als Hauptsache behandelt wer- 
den können. 

Und er weist, wie auch früher der 
Nationalökonom G. Cohn, mit Recht auf 
folgende Aeußerung hin, welche der her- 
vorragende Gelehrte und Staatsmann 
R. v. Mohl 1845 getan hat: „Alles Pan- 
dektenwissen der Welt wird das große 
Rätsel einer Versorgung und Beherr- 
schung der Proletarier nicht lösen; die 
juristisch untadelhafte Handhabung der 
Zunftgesetze wird keine die Zukunft 
sicherstellende Organisation der Arbeit 
schaffen, auch nicht wissen, wo und wie 
ein Schutzzoll aufzulegen sein möchte; 


= = 


9) Monatsschrift: „Technik und Wirtschaft‘“, 
des Vereins deutscher Ingenieure. Heft 2, 1909, 
S. 59. 

10) Vgl. auch die Vorschläge von Geheimrat 
Zitelmann in Heft 7, S. 139 dieser Zeitschrift. 
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in Novellen und Landrecht steht es 
nicht, wie es anzufangen ist, um eine 
Uebervölkerung zu verhüten, und wenn 
mit allem juristischen Wissen und Sinnen 
auseinandergesetzt wird, welcherlei 
Rechtsverhältnisse aus der Auswande- 
rung eines Familienvaters oder eines 
Haussohnes entspringen, so ist damit 
noch kein Wink gegeben, wie der Staat 
für das Unterkommen seiner auswan- 
dernden Söhne zu sorgen hat. In allen 
diesen Fragen ist der Rechtspunkt nur 
Kleinkram im Vergleiche mit der sozia- 
len und staatlichen Bedeutung.“ 

Eine wirksame Vorbildung der höhe- 
ren Verwaltungsbeamten muß daher 
nach Ulrich davon ausgehen, daß ihre 
juristische Vorbildung auf das wirklich 
Notwendige beschnitten und den Staats- 
wissenschaften der ihnen gebührende 
erste Platz in der Ausbildung gegeben: 
wird. Dies bedingt aber die voll- 
ständige Trennung des juristischen 
vom Verwaltungs - Studium und 
eine besondere Prüfung für das 
letztere. Die in den Verwaltungen 
dann erforderlichen Juristen — Justiti- 
are — würden hiebei der Justizverwal- 
tung zu entnehmen sein. Ulrich geht 
davon aus, daß juristische Studien für 
den Verwaltungsbeamten nicht ganz aus- 
zuschalten sind, daß das Studium des 
öffentlichen Rechts (Staats- und Ver- 
waltungsrecht) für den Verwaltungs- 
beamten ebenso notwendig, ja notwen- 
diger als für den Juristen ist, daß der- 
selbe von dem geltenden Privatrecht ge- 
nügende Kenntnisse haben muß, um 
nicht bei jeder Rechtsfrage, die ihm 
aufstößt, einen Juristen um Rat fragen 
zu müssen, und daß das römische Recht, 
die römische Rechtsgeschichte, das Pro- 
zeßrecht und noch manches andere für 
den Verwaltungsbeamten wohl entbehr- 
lich sind. Ulrich hält daher für diesen 
folgenden Studiengang für zweckmäßig 
(vgl. S. 29 ff. seiner Schrift): 

1. Dreijähriges akademisches Studium, 
in welchem außer den staatswissen- 
schaftlichen Vorlesungen im weitesten 
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Umfang solche über öffentliches Recht, 
Verwaltungsrecht und solche über das 
geltende Privatrecht zu hören sind. 

Das Einjährig - Freiwilligenjahr darf 
in diese Zeit nicht eingerechnet werden. 
Bei Annahme eines vierjährigen Studi- 
ums würde nach zwei Jahren eine Zwi- 
schenprüfung einzuschalten sein, damit 
die ersten Jahre nicht verbummelt wür- 
den. 

2. Die erste Prüfung soll seitens einer 
staatlichen Kommission, welcher minde- 
stens ein juristischer und ein staats- 
wissenschaftlicher, akademischer Lehrer 
anzugehören hätte, erfolgen. 

3. Nach dem ersten Examen würde 
eine zweijährige Beschäftigung in der 
allgemeinen Verwaltung eintreten (die 
bisherige zweijährige Beschäftigung bei 
den Gerichten würde also wegfallen), 
worunter mindestens eine halbjährige 
Beschäftigung bei dem Gewerberat, da- 
mit der angehende Verwaltungsmann 
eine wenigstens oberflächliche Kenntnis 
der vaterländischen Industrie- und Ar- 
beiterverhältnisse bekommt. 

4. Nach Ablauf dieser zwei Jahre hat 
der Regierungsreferendar zu erklären, 
ob er in der allgemeinen Verwaltung 
verbleiben, oder in einer Sonderverwal- 
tung, der landwirtschaftlichen, Steuer-, 
Eisenbahn - Verwaltung beschäftigt sein 
will. Im ersten Fall würde er noch ein 
Jahr in der allgemeinen Verwaltung oder 
Kommunalverwaltung sein, im anderen 
Fall in der betreffenden Sonderverwal- 
tung. Das vierte Jahr würde zur Vor- 
bereitung auf die zweite Prüfung bzw. 
zu wissenschaftlichen Studien in einem 
staatswissenschaftlichen Seminar zu ver- 
wenden sein. In diesem Seminar anzu- 
fertigende Arbeiten könnten an Stelle der 
schriftlichen Prüfungsarbeit zum zweiten 
Examen treten. Die mündliche Prüfung 
würde nach Ablauf des vierten Jahres 
stattfinden. Die Sonderverwaltungen 
hätten nach der einjährigen Dienstzeit 
den Referendar ebenfalls dem staatswis- 
senschaftlichen Seminar zuzuführen. Am 


Seminar könnte derselbe dann Vorlesun- 
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gen über Eisenbahnrecht, Eisenbahnbs- 
trieb, Eisenbahnverwaltung, Eisenbahn- 
nationalökonomie und Tarifwesen usw. 
hören. Das zweite Staatsexamen für 
die Staatseisenbahnverwaltung, ebenso 
wie für die übrigen Sonderverwaltungen 
hätte auch Fragen über die betreffende 
Sonderverwaltung zu umfassen. Ein 
späterer Uebergang zur allgemeinen 
Verwaltung nach einjähriger Dienstzeit 
in einer Sonderverwaltung wäre aber 
nach Ulrich noch zu ermöglichen. Wie 
wir sehen, hat dieser hervorragende 
Praktiker die Konsequenzen aus seiner 


Anschauung nicht ganz gezogen, welche 


. außerordentlich nahe liegen und welche 
unbedingt zum Wohle der Allgemeinheit 
gezogen werden müssen, um eine mög- 
lichst große Auslese für den Verwal- 
tungsberuf zu ermöglichen. Er hat nicht 
daran gedacht, daß gerade so wie auf 
juristischer Grundlage sich auf tech- 
nischer und jetzt auch handelswissen- 
schaftlicher Grundlage cin ganz ähn- 
licher Studiengang auf den Technischen 
und den Handels -Hochschulen aufbauen 
läßt, bzw. jetzt in der Institution des 
Verwaltungsingenieurs auf den ersteren 
schon besteht, und daß gar kein Grund 
vorliegt, diesen Weg nicht zu beschrei- 
ten. Das hat Professor Franz in meh- 
reren Schriften!!) zur Genüge nachge- 
wiesen. 

Und ein Weiteres wird jetzt auch 
immer mehr durch die Erörterungen 
über die zwei dankenswerten Denk- 
schriften des Verbandes Deutscher Ar- 
chitekten und Ingenieure!?) hervorgeheh, 
daß es eben — analog wie bei den 
Juristen — nicht möglich ist, neben 
der jetzigen technischen Fachbildung 


11) Der Verwaltungsingenieur, Berlin-München 
1908 und Ingenieurstudium und Verwaltungsre- 
form, Schrift Nr. 1 des Verbandes Deutscher 
Dipl.-Ing. Vgl. weiter die Aufsätze im Ver- 
bandsheft Nr. 1 u. Nr. 8 u. 9. 

12) Die Stellung der Achitekten und Inge- 
nieure in den Öffentlichen und privaten Verwal- 
tungen 1908, Rechts-, Staats- und Wirtschafts- 


wissenschaften an den Technischen Hochschulen. 
1910. 
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noch die genügenden staatswissenschaft- 
lichen und juristischen Vorlesungen un- 
terzubringen, die unbedingt für den Ver- 
waltungsberuf erforderlich sind. Der hö- 
here Verwaltungsbeamte muß, wie Lo- 
renz von Stein!?), der geniale Schöpfer 
der modernen Verwaltungslehre, so tref- 
fend darlegte, staatswissenschaftlich so 
durchgebildet sein, daß er in Fällen ein- 
greifen und entscheiden kann, wo es 
sich darum handelt, daß das Positive der 
vorhandenen Vorgänge nicht genügt, wo 
neue Dinge sich aus den alten bilden und 
neue Faktoren sich neben den alten 
Bahn brechen. Hierzu ist aber eine sy- 
stematische Vorbildung in den Rechts-, 
Staats- und Wirtschafts -Wissenschaf- 
ten erforderlich und nicht bloß, wie es 
jetzt neben den Fachwissenschaften 
möglich ist, in Rechts-, Staats- und Wirt- 
schafts -Kunde. Bei Annahme der letz- 
teren Vorbildung würden ähnliche Miß- 
stände entstehen wie bei der Verwal- 
tung mit den jetzt sogenannten ,,Ver- 
waltungsjuristen‘“. 

Es ist eben unmöglich, dem Techniker 
neben seiner Fachbildung die Grund- 
lagen juristischer und staatswissen- 
schaftlicher Art in solchem Umfang, wie 
für den Verwaltungsberuf erforderlich, 
zu vermitteln, da die Studienzeit!!) von 
acht Semestern nicht überschritten wer- 
den darf. Die dafür nötige Zeit läßt 
sich auch nicht durch Abstriche an den 
Hilfswissenschaften und einigen Fach- 
vorlesungen gewinnen. Diese Abstriche 


13) Vgl. Verbandsheft Nr. 9, S. 190. 

14) Zu beachten bleibt, daß das Studium 
allein nicht entscheidend ist. Auf der Hoch- 
schule erwirbt man kaum für irgend einen Beruf 
ausreichende Kenntnisse; eigentlich ist doch 
das Hochschulstudium auch nur bestimmt zu 
lernen, wie man studiert, d. h. die Fähigkeit 
zu erwerben, nach dem Studium sich selbst 
fortzubilden. Das was man nach der Hochschule 
lernt, ist mindestens so wichtig, wie die Kennt- 
nisse, die die Hochschule direkt vermittelt. Des- 
halb ist es gerade für den angehenden Verwal- 
tungsbeamten so bedeutungsvoll, wie er sich nach 
dem Hochschulstudium — das die Richtung 
seines Lernens festgelegt hat — be- 
tätigt. Die Schriftleitung. 


für den Verwaltungsberuf 


reichen wahrscheinlich kaum hin, um 
den Technikern so viel an Kenntnissen 
zu geben, als für die allgemeine Bil- 
dung und spezielle Forderungen der 
Fachgebiete notwendig sind, d. h. für 
die Ueberführung der Konstruktion in 
die Wirklichkeit: „Die Disposition“. Die 
Denkschrift über die Rechts-, Staats- 
und Wirtschaftswissenschaften an den 
Technischen Hochschulen sagt hierüber: 
„Für dieFähigkeit der Disposition, die den 
Anspruch auf die leitenden Stellen inner- 
halb seiner eigenen Berufssphäre be- 
dingt, reicht die jetzige Vorbildung noch 
nicht hin usw.“, und ferner, „die Stufe 
unvollkommener Bildung werden die 
Techniker erst dann überschreiten, wenn 
sie auch in den Stand gesetzt werden, 
sich die Wissensgebiete anzueignen, die 
ihnen die Gebundenheit ihrer Werke an 
Gesetzes- und Wirtschaftsbedingungen 
vor Augen führen, d. h. die Fächer, die 
über die Verhältnisse belehren, auf wel- 
che sich die Disposition im Wirtschafts- 
leben bezieht, oder mit denen sie zu 
rechnen hat.“ 

In der Monatsschrift des Vereins Deut- 
scher Ingenieure ‚Technik u. Wirtschaft‘, 
Heft 8, 1909, legt C. Claus S. 351ff. ein- 
gehend dar, daß im Maschinenbaufache 
kaum Abstriche an technischen Fächern 
gemacht werden können. Dasselbe be- 
haupten wir in gleicher Weise für das 
Bauingenieurfach. Hier ist das Gebiet 
durch Einführung der Fächer über All- 
gemeine Elektrotechnik, Betonbau, 
Eisenbetonkonstruktionen, Wasserkraft- 
anlagen, Städtebau und -Technik, Erwei- 
terung der Theorie usw. so vergrößert, 
daß nur größere Abstriche an den Hilfs- 
wissenschaften, Mathematik, Chemie, 
Physik, gemacht werden können. 

Prof. Landsberg-Darmstadt er- 
klärt in seiner bedeutsamen kritischen Ab- 
handlung über die obige Denkschrift!5), 
daß es schon seit Jahren eine aktuelle 
Frage ist, wie die Ueberlastung unserer 


15) Zentralblatt der Bauverwaltung 1910, Nr. 
70, S. 461. 
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Studierenden beseitigt werden könne, 
und daß diese Frage sehr ernst sei. Er 
warnt vor einer Vermehrung der jetzi- 
gen Belastung ohne gleichzeitige Ent- 
lastung. Es sei sehr zu erwägen, ob 
die im Antrag I der Verbandsdenk- 
schrift vorgesehene Mindeststundenzahl 
für die neuen Pflichtfächer nicht weit- 
aus zu hoch ist usw. 

Prof. Dr. jur. et phil. Kochne'%) hält 
die angesetzte Zahl von zwei Wochen- 
stunden für die Ausbildung in Rechts-, 
Staats- und Verwaltungskunde auch bei 
größter pädagogischer Kunst für durch- 
aus ungenügend und hierfür ein vier- 
stündiges Kolleg für erforderlich usw. 

Beide Ansichten und Erwägungen ge- 
genübergestellt zeigen jetzt schon die 
Unmöglichkeit einer gründlichen 'Aus- 
bildung der Fachtechniker in den Staats-. 
wissenschaften. 

Es müssen daher für den Verwal- 
tungsberuf vor allem in der Allgemeinen 
Landesverwaltung Verwaltungs - Inge- 
nieure ausgebildet werden, ähnlich wie 
die richtigen Verwaltungsjuristen (nach 
Ulrichschem Studiengang), welche ihr 
Studium auf technischer Grundlage auf- 
bauen. Und solche haben wir ja schon. 
Die Institution des Verwaltungs - Inge- 
nieurs ist daher als ein großer Vor- 
sprung der Techniker vor den Juristen 
in materieller Hinsicht anzusehen. 
Wir sind ganz der Ansicht von Professor 
Franz, daß die Studieneinrichtung für 
dieselben bedeutende Unterschiede ge- 
gen die eines Fachtechnikers aufweisen 
müsse. Seiner Schlußfolgerung, daß 
Verwaltungsberuf eine ganz besondere 
eigenartige wissenschaftliche Vorberei- 
tung, sowie eine frühzeitige praktische 
Schulung verlangt, stimmen wir auf 
Grund des Gesagten voll und ganz bei. 
Es muß aber, wie schon früher betont, 
die Möglichkeit vorhanden sein, daß 
neben diesem systematisch erzogenen 
Nachwuchs für den höheren Verwal- 


16) Verbandsheft Nr. 17 1910 und Verbands- 
schrift V, 1910. 
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tungsberuf organisatorisch gut befähigte 
Fachleute leicht zu den leitenden Stel- 
len, vor allem ihrer Fachgebiete, ge- 
langen können. Nur bei Kombination bei- 
der Rekrutierungsmöglichkeiten ist der 
in dieser Hauptfrage der Verwaltungs- 
reform allein gültige Grundsatz ge- 
wahrt: salus publica suprema lex. 


Nachwort. 


Für den Kenner der juristischen Vor- 
bildung klingt es wie Hohn, wenn er 
die Begründungen liest, welche die ganz 
juristischen Stadtverwaltungen vonStutt- 
gart und Karlsruhe usw. dem allgemei- 
nen Wunsche der Anstellung eines Tech- 
nikers als besoldeter Stadtrat entgegen- 
setzen. Als Beispiel sei die Stuttgarter 
Begründung angeführt. (Württemberger 
Zeitung v. 31. Oktober 1910, Nr. 254 
S. 5.) 

1. Die Stadtverwaltung will und 
kann keine Experimente mit einem 
Techniker machen, nachdem sich bis 
jetzt nur der Jurist in der Stadtver- 
waltung erprobt hat. 

2. Es gibt keinen sogenannten 
Uebertechniker, der alle Zweige der 


Die heutige Stellung des Diplom-Inge- 
nieurs in der Rechtsordnung ist unnatürlich 
und entspricht nicht dem deutschen Rechts- 
bewußtseint). Die Ursache dieses Zustandes 
ist darin zu finden, daß man erst seit 10 
Jahren von einem geschlossenen Stand der 
akademisch gebildeten Ingenieure sprechen 
kann. Es scheint nunmehr aber an der 
Zeit, diesem historisch wohl erklärbaren 
Mißstande ein Ende zu machen und dem 
Diplom-Ingenieur in der modernen Rechts- 
ordnung diejenige Stellung zu sichern, die 


1).Vgl. Schmoller, -Volkswirtschaftslehre I, 
pag. 348. 
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Technik beherrschen 
würde. 

3. Der Techniker hat keine ge- 
nügende Vorbildung für die Stelle 
eines besoldeten Gemeinderates. 

4. Die Stadtverwaltung braucht ge- 
rade jetzt in erster Linie einen Juri- 
sten oder Verwaltungsmann. 

5. Die technischen Betriebsvor- 
stände, die bisher nur von Verwal- 
tungsmännern kontrolliert wurden, 
werden sich nur schwer in ihre tech- 
nische. Angelegenheiten hineinreden 
lassen. 

6. Ein Techniker ist jetzt über- 
flüssig, weil die großen technischen 
Aufgaben schon so weit gefördert 
sind, daß sie jetzt besser von einem 
Juristen zur Vollendung geführt wer- 
den können. 

7. Der Techniker kann die verwal- 
tungsmäßige und finanzielle Seite eines 
technischen Projektes nicht richtig be- 
urteilen. 

8. Ein tüchtiger Techniker ist 
nicht mit dem geringen Gehalt zu- 
frieden, der für die besoldete Ge- 
meinderatsstelle vorgesehen ist. 


vollständig 


- Der Diplom-Ingenieur in der Rechtsordnung. | . 
Von Dipl.Ing. Dr. Alexander Lang, Patentanwalt, Berlin. . 


ihm auf Grund seiner Vorbildung, der na- 


türlichen Aufgabe seiner Tätigkeit, seiner 
wirtschaftlichen und sozialen Bedeutung in 
der Staats- und Privatwirtschaft zukommt. 
Unter diesem Gesichtspunkte wird in Nach- 
folgendem an Hand der einschlägigen 
Rechtsbegriffe die Stellung des Diplom-In- 
genieurs diskutiert und werden Vorschläge 
für deren Neuordnung gemacht. 


Charakter der fachlichen Tätigkeit. 


Für die Beurteilung der Rechtsstellung 
des Diplom-Ingenieurs. muß seine Vorbil- 
dung und der Charakter seiner Tätigkeit 
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maßgebend sein, wie dies auch hinsichtlich 
andrer akademischer Berufe zutrifft. Nach 
dem Allerhöchsten Erlaß des Königs von 
England, kraft dessen der „Institution of 
Civil Engineers‘ die Rechtsfähigkeit ver- 
liehen wurde?), ist die Tätigkeit des In- 
genieurs als „profession“ gekennzeichnet 
und sie wird definiert als „The art of 
directing the Great Sources of 
Power in Nature for the use and 
convenience of man“, d. h. daß der 
„Beruf‘‘ des Ingenieurs ‚in der Kunst be- 
stehe, die großen Kraftquellen in der Natur 
zum Nutzen und Frommen der Menschen 
zu lenken‘. Hier ist der altruistische Cha- 
rakter der Ingenieurtätigkeit in unzwei- 
deutiger Weise zum Ausdruck gebracht. In- 
genieurtätigkeit ist kein „business“, son- 
dern ein „profession“. Die Konstatie- 
rung dieser Tatsache ist von Wichtigkeit, 
weil sich hierauf die Berufsgesetze der soge- 
nannten artes liberales in der englischen 
Rechtsordnung aufbauen. Die begriffliche 
Fixierung von „profession“ als Gegensatz 
zu „business“ bildet aber nicht etwa eine 
Eigenart des englischen Rechtes; sie findet 
sich ebenso im amerikanischen Recht; in 
besonderem Maße aber entspricht sie dem 
deutschen Rechtsbewußtsein®); hier durch- 
zieht sie in den markanten, analogen Be- 
griffen „Beruf‘‘ und „Gewerbe“ die ge- 
samte einschlägige Gesetzgebung und Recht- 
sprechung!). Während als Gewerbe im 
Sinne der deutschen Gewerbeordnung jede 
Art werbender Tätigkeit gilt, welche einen 
festen Sitz und Mittelpunkt hat und die 


2) Vgl. Charter of Institution of Civil En- 
gineers. Incorporated 3 June 1828, pag. 7, ab- 
gedruckt in der Zusammenstellung: ‚Charter, 
Supplemental Charters, By-Laws, and Regu- 
lations.‘‘“ 20. September 1898; hrsg. von „The 
Institution of Civil Engineers“, Great George 
Street, Westminster, SW., 1898. 


3) Vgl. Schmoller, Volkswirtschaftslehre I, 
pag. 348. 


4) Vgl. hierüber auch des Verfassers Ab- 
handlung: „Die Diplom-Ingenieure und der Be- 
griff „Techniker“ nach der Gewerbeordnung‘, 
in „Zeitschrift des Verbandes Deutscher Di- 
plom-Ingenieure‘‘, Jahrg. 1910, Heft 22, pag. 
483/84. 


einem 


541 


lediglich bestimmt ist, den Vermögensin- 
teressen und privaten Zwecken desjenigen 
zu dienen, der sie entfaltet), ist als „Be- 
ruf‘ im Sinne des Rechts, — nicht der 
Nationalökonomie — jene Tätigkeit aufzu- 
fassen, die als reine Arbeitstätigkeit ihrem 
Wesen nach nicht vom Gelderwerb, sondern 
von dem Bewußtsein der Erfüllung von Ver- 
pflichtungen gegenüber der Wissenschaft 
und der Allgemeinheit beherrscht wird®). 
Es ist deshalb kein Zufall, wenn man 
von einem Ingenieurberuf, Aerzteberuf, 
Anwaltsberuf spricht, und nicht von 
Ingenieurgewerbe, Aerztegewerbe 
und so weiter; solche Ausdrücke liegen 
unserem Sprachbewußtsein durchaus fern’). 
In Uebereinstimmung mit dem Sprachge- 
brauch des Lebens werden die Personen, 
die artes liberales ausüben, in der deut- 
schen Gesetzgebung nicht als Gewerbe- 
treibende, sondern als Personen bezeichnet, 
die einen Beruf ausüben?). 

Die Tätigkeit des Diplom-Ingenieurs ist 
dadurch gekennzeichnet, daßsiesich ebenso 
wie die Tätigkeit des Arztes und des An- 
waltesaufabgeschlossener akademischer 
Vorbildung aufbaut. Nun hat sich aber 
die deutsche Rechtsprechung in gewerbe- 
polizeilicher, handelsrechtlicher und steuer- 
licher Beziehung daran gewöhnt, von einer 
wissenschaftlichen Berufstätigkeit nicht 
nur dann zu sprechen, wenn es sich um 
reine Lehr- oder Forschertätigkeit handelt, 
sondern sie nimmt diese stets dann an, 
wenn der praktische Beruf, der betrieben 
wird, im wesentlichen auf wissen- 
schaftlicherGrundlage beruht. So sagt 


5) Vgl. Entscheidung des Preußischen Ober- 
Verwaltungs-Gerichtts vom 1. April 1887 
(Kampty, Bd. II, pag. 165). 

6) Vgl. Dr. Hermann Veit Simon: 
„Zur Gewerbesteuerfreiheit der Patentanwälte‘‘, 
in „Mitteilungen vom Verband deutscher 
Patentanwälte, Jahrg. 1903, Nr. 8, pag. 47. 


1) Vgl. Sanders, Wörterbuch der deutschen 
Sprache Il, I, pag. 1565. 


8) Vgl. des Verfassers Abhandlung: „Die 
Diplom-Ingenieure und der Begriff „Techniker“ 
nach der Gewerbeordnung‘, in „Zeitschrift des 
Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure‘, Jahrg. 
1910, Heft 22, pag. 483/84. 
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das preußische Gewerbesteuergescetz vom 
24. Juni 1891, daß eine „wissenschaft- 
liche Tätigkeit‘ der Gewerbesteuer 
nicht unterliege; und als Beispiel führt es 
insbesondere den Beruf des Arztes und des 
Rechtsanwaltes an. Es ergibt sich von 
selbst, daß die Tätigkeit des Arztes und 
des Rechtsanwaltes eine direktpraktische 
und nur indirekt wissenschaft- 
licher Natur ist. Wenn sich auch der Arzt 
und der Rechtsanwalt in ihrer „prakti- 
schen‘ Tätigkeit gleichsam instinktiv von 
wissenschaftlichem Gesichtspunkt leiten 


lassen, so wird doch niemand behaupten 


können und wollen, daß ein Arzt, der etwa 
auf der Mensur flickt, oder ein Anwalt, der 
eine Eintragung im Grundbuch beantragt 
oder einen Verbrecher verteidigt, damit 
eine direkt wissenschaftliche Tätigkeit 
ausübt. Eine direkt wissenschaftliche Tätig- 
keit läßt sich etwa im Laboratorium und 
in der Studierstube ausüben; und das Wesen 
dieser Art wissenschaftlicher Tätig- 
keit besteht in der Erforschung der 
Wahrheit, während das Wesen jeder 
praktischen Tätigkeit in der Wahr- 
nehmung der Interessen einzelner Men- 


schen, sozialer Gruppen oder der All- 
gemeinheit liegt. Die Aufgabe von 
Rechtsanwalt und Arzt besteht also 


darin, die Intersesen derer „wahrzuneh- 
men‘, die um ihre Dienste bitten. Damit 
ergibt sich ohne weiteres, daß der Ge- 
setzgeber bei Schaffung des Gewerbe- 
steuergesetzes keinesfalls davon ausge- 
gangen sein kann, daß eine direkt wis- 
senschaftliche Tätigkeit etwa im Sinne 
des akademischen Lehrers und Forschers 
nachzuweisen sei, um den Tatbestand des 
8 4, Ziff. 7 des Gewerbesteuergesetzes zu 
erfüllen; Arzt und Rechtsanwalt, die als 
typische Beispiele einer derartigen ‚„wissen- 
schaftlichen Tätigkeit‘ im Gesetz ausdrück- 
lich genannt sind, wären sonst keine „Bei- 
spiele“, sondern würden als gewerbe- 
steuerpflichtig zu erklären scin. So hat 
man denn heute nach der ständigen Rechts- 
sprechung des Oberverwaltungsgerichts in 
gewerberechtlicher Beziehung unter „wis- 
senschaftlicher Tätigkeit“nicht allein 
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die auf die Fortentwicklung einer be- 
stimmten Wissenschaft oder eines einzelnen 
Zweiges gerichtete Forschertätigkeit zu er- 
blicken, sondern man versteht darunter die 
Tätigkeit, durch welche die Lehren 
und Grundsätze einer Wissenschaft 
auf konkrete Fälle zur Anwendung 
gebracht werden?). Voraussetzung soll 
für denjenigen, der seine Tätigkeit als eine 
„wissenschaftliche‘‘ beurteilt haben will, 
sein, daß er über eine empirische Rou- 
tine hinaus zur Beherrschung der allge- 
meinen Grundsätze gelangt sei und von 
diesen aus die einzelnen Fälle des täg- 
lichen Lebens zu beurteilen verstehe. Die 
„allgemeinen Grundsätze‘ einer Wis- 
senschaft gelten aber nach der legitimen 
Feststellung der staatlichen Prüfungsbehör- 
den als erlangt durch den akademischen 
Studienabschluß; deshalb ist die beruf- 
liche Anwendung der auf der Hoch- 
schule gewonnenen und durch die Be- 
urkundung der staatlichen Prüfungs- 
behörden anerkannten wissenschaft- 
lichen Kenntnisse das äußere juristische 


Kennzeichen der wissenschaftlichen Be- 
rufstätigkeit, und wenn der Arzt, der 
Kranke behandelt, die Erfahrungen der 
Wissenschaft in jedem einzelnen Falle 
für seine Patienten zu verwerten 
sucht, so übt er in gewerberecht- 
licher Beziehung eine „wissenschaft- 


liche‘ Tätigkeit aus. Nichts anderes aber 
tut der Rechtsanwalt und nichts anderes 
tut der Diplom-Ingenieur. Die vorstehende 
Feststellung mußte gemacht werden, da das 
deutsche Reichsversicherungsamt bekannt- 
lich den Begriff des „Wissenschaftlichen‘“ 
gegenüber der, Tätigkeit auch der wissen- 
schaftlich vorgebildeten Techniker zur Tat- 
frage zu machen versucht hat!P). Ein solches 


9) Vgl. Entscheidung des Oberverwaltungs- 
gerichts vom 21. März 1901 (O. V.G. VI. G. 421). 

10) Vgl. Anleitung des Reichsversicherungs- 
amtes, betreffend den Kreis der nach dem In- 
validitäts- und Altersversicherungsgesetz ver- 
sicherungspflichtigen Personen vom 31. Oktober 
1590; vgl. ferner Amtliche Nachrichten des 
Reichsversicherungsamtes Nr. 9 vom 1. Sep- 
tember 1897 und Anleitung vom 6. Dezember 
1905, betreffend den Kreis der nach dem In- 
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Beginnen führt praktisch zur Willkür und 
muß als unjuristisch abgewiesen werden; 
es zeugt aber zugleich von einer gerin- 
gen Kenntnis der nationalökonomischen 
Literatur; ist es doch gerade die Technik 
gewesen, mit Bezug auf die Werner 
Sombart den Wesenunterschied des wis- 
senschaftlichen oder rationellen Verfahrens 
wickelt hat!!). 

Auf Grund des Vorstehenden wird man 
konstatieren müssen, daß die fachliche 
Tätigkeit des Diplom - Ingenieurs zunächst 
kein Gewerbe ist; man wird weiter kon- 
statieren müssen, daß die berufliche Tä- 
tigkeit des Diplom-Ingenieurs gewerbe- 
rechtlich stets eine wissenschaftliche 
ist, weil sie sich auf abgeschlossener aka- 
demischer Vorbildung aufbaut, d. h. aber 
kurz zusammengefaßt: Die Tätigkeit 
des Diplom-Ingenieurs ist kein Ge- 
werbe, sondern ein wissenschaft- 
licher Beruf!'?)! 


validen-Versicherungsgesetz vom 13. Juli 1899 
versicherten Personen. Lesenswert ist außer- 
dem die Abhandlung von Karl Stulz, Köln: „Die 
Versicherungspflicht der Ingenieure und Tech- 
niker nach dem Gesetze über die Invaliditäts- 
und Altersversicherung‘“ in Zeitschrift des Ver- 
eins deutscher Ingenieure, 1898, insbesondere 
die Zuschrift von Geh. Regierungsrat Dipl.-Ing. 
Erich von Boehmer, in der bereits eine Or- 
ganisation der Ingenieure zur „Herbeiführung 
eines geordneten und geschlossenen Ingenieur- 
standes‘‘ vorgeschlagen wird. 


11) Vgl. Sombart: „Die gewerbliche Ar- 
beit und ihre Organisation“ im „Archiv für 
soziale Gesetzgebung und Statistik‘, 14. Bd., 
Berlin 1899. Vgl. auch die einschlägigen Ka- 
pitel in Sombarts Hauptwerk: „Der moderne 
Kapitalismus“, Leipzig 1902, pag. 42 ff.; ferner 
Sombart: „Technik und Wirtschaft‘, Vortrag, 
gehalten in der Gehe-Stiftung zu Dresden, Dres- 
den 1901. 


1°) Vgl. Entscheidung des Oberverwaltungs- 
gerichts, III. Senat, vom 11. März 1899 (III, 
403), abgedruckt im Preußischen Verwaltungs- 
Blatt, 20. Jahrg. 1393/99, pag. 543, und in Ver- 
bindung damit Entscheidung des Oberverwal- 
tungsgerichts vom 21. März 1901 (O.V.G. VI. 
G. 421). Für nichtwissenschaftlich vorgebildete 
Architekten und Ingenieure ist die Frage, ob 
„wissenschaftliche‘‘ oder ‚künstlerische‘ Tätig- 
keit vorliegt, Tatfrage; vgl. Schenkel, Ge- 
werbeordnung, 2. Aufl., Bd. I, pag. 33, Bd. Il, 


arbeitet, 
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Die heutige rechtliche Stellung. 


Die fachliche Tätigkeit des Diplom-Inge- 
nieurs ist infolge des ihr innewohnenden 
höheren, sittlichen und wissenschaftlichen 
Interesses nicht als Gewerbe im Sinne der 
Gewerbeordnung aufzufassen und unter- 
steht deshalb nach den Motiven dieses Ge- 
setzes und nach der übereinstimmenden An- 
sicht aller Kommentatoren nicht der Ge- 
werbe-Ordnung, auch wenn der $ 6 dieses 
Gesetzes die Berufstätigkeit der Diplom- 
Ingenieure nicht ausdrücklich ausschaltet. 
Dies gilt jedoch nur für solche Personen, 
die den Beruf des Diplom - Ingenieurs 
selbständig ausüben. Wird der Diplom- 
Ingenieur -Beruf in Diensten eines ge- 
werblichen Unternehmens ausgeübt, so 
wird der Diplom-Ingenieur als ,„Ge- 
werblicher Arbeiter‘ im Sinne des Titels 


pag. 160/161. Bezüglich der wissenschaftlich 
vorgebildeten Architekten sagt eine Entschei- 
dung des Landgerichts Düsseldorf vom 15. 8. 
1909, Aktenz. 30. 3. 28/06, 18: „Die Tätig- 
keit des Architekten ist eine solche, auf die 
nach dem Sprachgebrauch und den Anschau- 
ungen des praktischen Lebens die Bezeichnung 


„Gewerbe“ nicht paßt und auch regelmäßig 
nicht angewendet wird. Aus dem Kreise der 
Gewerbetreibenden scheiden solche Petsonen 
aus, welche wie Aerzte, Rechtsanwälte, Ge- 
lehrte, Künstler eine freie wissenschaftliche 
Tätigkeit entfalten. Die Architekten 
sind diesen bevorzugten Berufs- 


ständen zuzuzählen, weil ihre Tätigkeit 
eine freie, künstlerische ist. Ganz gleichgültig 
ist, ob das Produkt im einzelnen Falle ein 
Kunstwerk ist. — Auf diese Beurteilung seiner 
Tätigkeit hat aber keineswegs jeder Anspruch, 
der sich die beliebte und gebräuchliche Be- 
zeichnung Architekt beilegt. Wer sich vor- 
wiegend mit der Ausführung von Bauten be- 
faßt, bei dem tritt der gewerbliche Zweck, 
die Erzielung des auf geschickter Ausnützung 
der tatsächlichen Verhältnisse beruhenden Unter- 
nehmergewinnes in den Vordergrund. Er bleibt 
Gewerbetreibender auch wenn er in einzelnen 
Fällen seine eigenen Pläne nicht ausführt. Ein 
Architekt aber, welcher sich in der Regel dar- 
auf beschränkt, Entwürfe zu Bauten, Pläne und 
Zeichnungen auszuarbeiten, der sich seine Kunst 
bezahlen läßt und dem nach der Art, wie er 
das Ansehen eines Künstlers zu- 
kommt, ist kein Gewerbetreibender, auch wenn 
er in einzelnen Fällen seine Pläne selbst aus- 
führt.‘‘ 
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VII der Gewerbeordnung behandelt. Damit 
ist dem Diplom-Ingenieur eine Ausnahme- 
stellung gegenüber den Angehörigen der 
anderen akademischen Berufsstände zu- 
gewiesen und er wird im Gegensatz zu die- 
sem zu den Lasten der Arbeiterfürsorge- 
gesetze herangezogen. Bezüglich der Ange- 
hörigen der anderen akademischen Berufe 
ist allgemein anerkannt, daß solche höher 
gebildeten Hilfspersonen auch dann nicht 
unter dem Titel VII der Gewerbeordnung 
gehören, wenn sie bei einem gewerblichen 
Unternehmen angestellt sind (Redak- 
teure, Rechtskundige, Assistenzärzte von 
Privatanstalten). Wie früher schon nachge- 
wiesen wurde!3), findet diese Praxis gegen- 
über dem Diplom-Ingenieur weder in den 
Motiven noch in der Fassung des Grund- 
paragraphen eine Stütze, ist vielmehr einzig 
und allein auf eine irrtümliche Auffassung 
einer Wendung in den Motiven zu Ab- 
schnitt IIIb und auf die einseitige philo- 
logische Interpretation des Titels VII zu- 
rückzuführen. Es wird sich also anläß- 
lich der nächsten Abänderung der Gewerbe- 
ordnung darum handeln, eine Neuredaktion 
des § 133a vorzunehmen, derart, daß 
wissenschaftlich vorgebildete Techniker 
rechtlich nicht anders behandelt werden, als 
die unter denselben wirtschaftlichen und 
sozialen Bedingungen arbeitenden Medi- 
ziner, Juristen usw. Damit fällt die ma- 
terielle Belastung der Diplom-Ingenieure 
mit Arbeiterversicherungsbeiträgen von 
selbst; zugleich wird die Rechtsunsicherheit 
bescitigt, die sich dadurch ergibt, daß für 
Diplom-Ingenieure einmal die ordentlichen 
Gerichte und das andere Mal die Gewerbe- 
und Kaufmannsgerichte als zuständig er- 
klärt werden. Diese Rechtsunsicherheit 
muß schon deshalb beseitigt werden, weil 
sich der Fall ereignet hat, daß Diplom-In- 
genieure in der ersten Instanz der allge- 
meinen Gerichte ein obsiegendes Urteil er- 
langten, während sie von der zweiten In- 


13) Vgl. des Verfassers Abhandlung: „Die 
Diplom-Ingenieure und der Begriff „Techniker“ 
nach der Gewerbeordnung‘ in Zeitschrift des 
Verbandes Deutscher Diplonm-Ingenieure, Jahrg. 
1910, pag. 490 ff. 
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stanz, dem Landgericht, nach dem Kauf- 
mannsgericht verwiesen wurden. 


Gesichtspunkte für die zukünftige recht- 
liche Stellung. 


Der Abschnitt IIIb der Gewerbeord- 
nung kann den Forderungen der Diplom- 
Ingenieure nicht genügen, denn er ist 
seiner Anlage und seinem ganzen In- 
halt nach für diejenigen Personen bestimmt, 
die dieZwischenklasse bilden zwischen „ge- 
lernter Arbeit‘ und „wissenschaftlicher Tä- 
tigkeit‘. Dementsprechend sucht man 
nicht nur vergebens nach Bestimmungen 
solcher Art, die als Ausfluß einer gewissen 
idealistischen Berufsauffassung gelten 
könnten, sondern auch in materieller Be- 
ziehung ist der Inhalt des Abschnitts IIIb 
ungeeignet, denLebensbedingungen der Di- 
plom-Ingenieure zu genügen. Der Inhalt 
des Abschnittes IlI b bestimmt lediglich, 
daß der Dienstvertrag der Werkmeister 


und Techniker, so weit nicht etwas ande- 


res verabredet ist, nur mit dem Ablauf 
eines Kalendervierteljahres und nur nach 
sechs Wochen vorher erklärter Kündigung 
aufgelöst werden kann, daß Kündigungs- 
fristen unter einem Monat nicht vereinbart 
werden dürfen und daß der Werkmeister 
oder Techniker, der infolge unverschulde- 
ten Unglücks an der Verrichtung seiner 
Dienste verhindert wird, den Anspruch auf 
die vertragsmäßigen Leistungen des Ar- 
beitgebers für die Dauer von sechs 
Wochen behält. Daß dieses Recht für Per- 
sonen mit Dienstleistungen höherer Art 
sachlich auch dann absolut ungeeignet 
bleibt, wenn die übrigen wesentlichen Be- 
stimmungen des Handelsgesetzbuches ein- 
gefügt werden, ist an anderer Stelle be- 
reits mitgeteilt worden!*). Es ist dabei 
neben vielem Anderem insbesondere zu be- 
tonen, daß man von einem akademischen 
Berufsstand gewisse Pflichten gegen sich 
selbst und gegenüber der Allgemeinheit 
verlangt, die man naturgemäß an geringer 


14) Vgl. des Verfassers Abhandlung: ‚Die 
Diplom-Ingenieure und der Begriff „Techniker“ 
nach der Gewerbeordnung‘, pag. 439. 
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gebildete Klassen nicht stellen kann. Da- 


‚bei ist insbesondere an gewisse gesetz- 
liche Grundlagen zu denken für die offi- 
zielle Entwicklung des genossen- 
schaftlichen Prinzips, für die Ausübung 
der Selbstverwaltung und die Entfal- 
tung der Eigendisziplin; durch 
letztere - Einrichtung soll ermöglicht 
werden, unlautere Elemente zur Rechen- 
schaft zu ziehen. Wer in den Ver- 
hältnissen der Diplom-Ingenieure nur 
einigermaßen sich auskennt, der weiß, daß 
indiesen Forderungen das Grund- 
problem der ganzen Diplom-Inge- 
nieurfrage wurzelt. Diese Aufgaben 
auf dem Wege der privaten Organisation 
nur auf der Grundlage des Bürgerlichen 
Gesetz-Buches durchführen zu wollen, 
scheint kaum zu einem durchgreifenden 
Erfolg zu führen; sie können — unserer 
Meinung nach — nur durch Schaf- 
fung eines besonderen Berufsgesetzes für 
Diplom - Ingenieure mit einiger Voll- 
kommenheit gelöst werden. Dieses Be- 
rufs- oder Standesgesetz hätte alle Be- 
stimmungen zu erhalten, die für die Fest- 
legung der rechtlichen Stellung erforder- 
lich erscheinen, derart, daß für diejenigen 
Dinge, die in diesem Gesetz nicht beson- 
ders festgelegt sind, daneben das allge- 
meine bürgerliche und Straf-Recht gilt. Das 
Gesetz muß zunächst Bestimmungen ent- 
halten, auf Grund deren die Berufstätig- 
keit der Diplom-Ingenieure, sofern ein ge- 
werbliches Unternehmen damit nicht ver- 
bunden ist, grundsätzlich nicht als Ge- 
werbebetrieb gilt. Gleichzeitig muß be- 
stimmt werden, daß Diplom-Ingenieure, die 
in gewerblichen Unternehmen gegen feste 
Bezüge angestellt sind, nicht als „Gewerb- 
liche Arbeiter“ im Sinne der Gewerbeord- 
nung gelten. Durch die solcherweise durch- 
geführte allgemeine Ausschaltung der Be- 
rufstätigkeit des Diplom-Ingenieurs kommt 
der altruistische Charakter der Tätigkeit, 
wie er sich aus der ganzen Aufgabe der 
technischen Wissenschaft und aus dem Ver- 
trauensverhältnis zwischen dem Diplom-In- 
genieur und seinem Auftraggeber bzw. 


Dienstgeber ergibt, auf der vollen Linie zum . 


Ausdruck; und die rechtlichen Folgen dieser 
Stellung bringen das, was die Diplom-In- 
genieure anstreben: dadurch, daß die 
Diplom-Ingenieure unter dem Bürgerlichen 
Gesetzbuch stehen und zwar den Be- 
stimmungen des Dienstvertrages über 
höhere Dienstleistungen, unterliegen sie 
nicht mehr dem Invaliden- und Krankenver- 
sicherungsgesetz; es gelten für die selb- 


ständigen Diplom - Ingenieure nicht — wie 
dies untere Instanzen irrtümlich bis- 
weilen annehmen — die Bestimmungen 


der Gewerbeordnung über die gewerb- 
liche Anzeigepflichtt $ 14 und über die 
Innungen $ 81 ff; auch nicht die Be- 
stimmungen über die Sonntagsruhe $ 105 c 
und über die Lohnzahlung § 119a. Die 
Diplom-Ingenieure können auch niemals 
Kaufleute im Sinne des Handelsgesetz- 
buches sein, d. h. sie können die geschäft- 
liche Seite noch so umfangreich entwickeln 
und können nicht gezwungen werden, sich 
gemäß $ 2 dieses Gesetzes ins Handels- 
register eintragen zu lassen. Anderseits 
darf ein selbständiger Diplom-Ingenieur den 
bei ihm angestellten Diplom-Ingenieuren 
keine Konkurrenzklausel auferlegen, denn 
eine solche Handlung wird bei den freien 
wissenschaftlichen Berufen von den Gerich- 
ten allgemein als gegen die guten Sitten 
verstoßend aufgefaßt. 

Naturgemäß ist es nicht ausgeschlossen, 
daß der Diplom -Ingenieur neben seinem 
Beruf ein Gewerbe ausübt, gleich dem 
Arzt, der mit der ärztlichen Berufstätig- 
keit eine auf Erwerb gerichtete Privat- 
krankenanstalt betreibt. Eine solche Betä- 
tigung des Diplom-Ingenieurs als Zwischen- 
händler oder sonst irgendwie ist nicht aus- 
geschlossen, sofern die Tätigkeit keine un- 
würdige ist und nicht in einer Weise be- 
trieben wird, die ein unwürdiges, außer- 
berufliches Verhalten darstellt. Eine ge- 
werbliche Tätigkeit dieser Art ist aber von 
der eigentlichen beruflichen Diplom-Inge- 
nieur-Tätigkeit zuunterscheiden, und in die- 
ser Beziehung ist der Diplom-Ingenieur, 
wenn er ein solches Geschäft gewerblich, 
d. h. nicht bloß im einzelnen Fall vorüber- 
gehend betreibt, ebenso Gewerbetreiben- 
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der, wie ein Arzt, der eine Privatkranken- 
anstalt betreibt, oder der Beamte, der 
nebenbei ein Geschäft führt; in dieser Be- 
ziehung kann der Diplom-Ingenieur Kauf- 
mann und Großunternehmer sein und ein 
Heer von Prokuristen anstellen. Aber das 
schließt niemals aus, daß er in seiner 
Eigenschaft als Diplom-Ingenieur und als 
solcher stets Berufstreibender und nicht 
Gewerbetreibender ist und auch rechtlich 
als solcher dem Diplom-Ingenieur-Gesetz 
unterstellt ist; in seinen sonstigen Eigen- 
schaften kann er noch anderen Gesetzen 
unterstehen. Diplom-Ingenieure aber, die 
gegen feste Bezüge angestellt sind, unter- 
stehen auch dann nicht der Gewerbeord- 
nung, wenn sie Angestellte eines gewerb- 
lichen Unternehmens sind, denn der Grund- 
satz, daß alle Angehörigen eines Gewerbe- 
betriebes unter der Gewerbeordnung 
stehen, ist den Angehörigen der alten 
wissenschaftlichen Berufe gegenüber bis- 
her nie zur Anwendung gebracht worden; 
weshalb die Diplom-Ingenieure anders be- 
handelt werden sollen als Assistenzärzte 
und Syndici oder Rechtsanwälte, die aus- 
schließlich in einem gewerblichen Unter- 
nehmen angestellt sind, ist nicht einzu- 
sehen. 

Im Mittelpunkt des vorgeschlagenen Di- 
plom - Ingenieur - Gesetzes hätte die Kam- 
mer zu stehen. Die Diplom - Ingenieur- 
Kammer soll in erster Linie Organ der 
Selbstverwaltung sein. Die Forde- 
rung der Selbstverwaltung dürfen die Di- 
plom-Ingenieure mit demselben Recht er- 
heben, wie die Angehörigen der anderen 


wissenschaftlichen Berufe, denn da der 
Grad der wissenschaftlichen Vorbildung 
derselbe ist, wird wohl "auch die 


wirtschaftliche und politische 
Reife vorhanden sein, die man für die 
Erlangung des Selbstverwaltungsrechtes 
als unumgänglich notwendig bezeichnet hat. 
Die Kompetenz der Kammer soll sich auf 
alle Berufs- und Standesfragen der Diplom- 
Ingenieure erstrecken und in den Grund- 
satz wurzeln, die akademisch-techni- 
sche Intelligenz möglichstvollkom- 
men zum Wohle der Allgemeinheit 
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auszunützen!). In dieser Beziehung be- 
deutet die Kammer eine unschätzbare Er- 
gänzung zur privaten Organisation. Wäh- 
rend es Hauptaufgabe der privaten Ver- 
bandstätigkeit ist, auf die innere Kräfti- 
gung des Standes hinzuwirken, hat die 
Kammer kraft ihrer gesetzlichen Anerken- 
nung und des Beitrittszwanges vorzugs- 
weise das Verhältnis nach außen zu re- 
geln. Wohl die wichtigste Aufgabe der 
Kammer würde die Ausübung der Ehren- 
gerichtsbarkeit sein. Naturgemäß be- 
darf es dabei nicht etwa der Aufstellung 
eines Ehrenkodex; das ist bei den Diplom- 
Ingenieuren so überflüssig wie bei den 
Aerzten und Anwälten; allein das Postulat 
des Rechts ist die Pflicht, und wenn der 
Stand der Diplom-Ingenieure als wissen- 
schaftlicher Berufsstand seine Bedeutung 
in Volkswirtschaft und Gesellschaft voll 
zum Durchbruch bringen will, muß er mit 
unerbittlicher Strenge darauf halten, daß 
seine Angehörigen in ihrem Verhalten je- 
nes Merkmal bewahren, das vom Berufsbe- 
griff unzertrennlich ist, die Standes- 
würde. Vom Gewerbetreibenden ver- 
langt man ein moralisches Verhalten, vom 
Angehörigen eines wissenschaftlichen Be- 
rufes verlangt man Würde, denn man er- 
blickt in ihm einen Angehörigen jener be- 
stimmten Klasse von Menschen, die nicht 
nach Mark und Pfennig bewertet sein wol- 
len, sondern die verlangen, daß man sie 
als Mitglieder des Standes achte und 
schätze, auch bevor man sie kennt. Deshalb 
müssen unsrer Ansicht nach dem Stande Mittel 
an die Hand gegeben werden, kraft deren er in 
all den Fällen einschreiten kann, in denen das 
Vertrauen, das man den Angehörigen des Stan- 
des entgegenbringt, mißbraucht worden ist. 
Die vertrauenswürdigen Angehörigen des 
Standes haben von den selbstgewählten 
Ehrenrichtern nichts zu fürchten, aber das 
Ansehen des Standes selbst und das Ver- 
trauen zu seinen Mitgliedern wird außer- 
ordentlich gehoben, wenn allgemein be- 


15) Vgl. hierüber die ausgezeichneten Aus- 
führungen von Dipl-Gng. von Pasinski in 
„Zeitschrift des Verbandes Deutscher Diplom- 
Ingenieure‘, Jahrg. 1910, Heft 6, pag. 116. 
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kannt ist, daß die Diplom-Ingenieure 
der Ehrengerichtsbarkeit unter- 
stehen. 

Zu den vorstehend dargelegten, grund- 
legenden Gesichtspunkten der vorgeschla- 
genen öffentlich-rechtlichen Organisation 
kämen noch einige mehr oder weniger wich- 
tige Bestimmungen; so u. a. über die 
Art der Registrierung, über einen stärkeren 
Schutz der Standesbezeichnung für alle die- 
jenigen Fälle, in denen das Wettbewerbs- 
gesetz nicht zur Anwendung gelangen 
kann, und über die Rechtsverhältnisse der 
angestellten Diplom-Ingenieure; bezüglich 
der letzteren muß daran festgehalten wer- 
den, daß die Art des Dienstverhältnisses, 
um das es sich hier handelt, ihrem Wesen 
nach nicht die des Dienstvertrags zwischen 
Handlungsgehilfen und dem Prinzipal 
oder gar die zwischen Betriebsbeamten, 
Werkmeister, Techniker und dem Gewerbe- 
unternehmer ist; deshalb kommen auch die 
einschlägigen Vorschriften des Handelsge- 
setzbuchs und der Gewerbeordnung hier 
nicht einmal analog zur Anwendung. 
Grundsätzlich gelten hier die Bestimmun- 
gen des Bürgerlichen Gesetzbuches und 
zwar diejenigen des Dienstvertrags; sie 
sind zum Ausgangspunkt zu nehmen. 

Der Verfasser hat als Privatarbeit den 
Entwurf eines Berufsgesetzes ausgearbeitet, 
den er demnächst einem engeren Kreis 
von Kollegen unterbreiten wird. Dieser 
Entwurf wird das letzte Wort nicht be- 
deuten; allein, wenn er die Diplom-Inge- 
nieure anregt zu Verbesserungsvorschlä- 
gen, so ist sein Zweck erreicht. Grund- 


sätzlich dürfte der Weg zur natürlichen . 


Rechtsstellung des Diplom-Ingenieurs ge- 
geben sein: Ausschaltung des Diplom- 
Ingenieurs aus der Gewerbeordnung und 
Stellung unter die Bestimmungen des 
Dienstvertrags für höhere Dienstleistungen 
gemäß dem Bürgerlichen Gesetzbuch. Diese 
grundsätzliche Ausschaltung aus der Ge- 
werbeordnung könnte bei einer der zahl- 
reichen gelegentlichen Abänderungen der 
Gewerbeordnung durch Neufassung des 
S 133 a zum Ausdruck gebracht werden, 
derart, daß angestellte Diplom-Ingeniceure 
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rechtlich nicht anders behandelt werden als 
in Gewerbebetrieben angestellte Juristen, 
Mediziner usw. 

Es könnte noch die Frage aufgeworfen 
werden, ob die wirtschaftliche und soziale 
Bedeutung des Standes der Diplom-Inge- 
nieure heute schon hinreichend groß sei, 
um die Schaffung eines Berufsgesetzes zu 
begründen. Man wird erwidern müssen, 
daß der Stand der Diplom-Ingenieure heute 
schon nahezu 15000 Angehörige besitzt, 
also heute schon etwa doppelt so stark 
ist als der Stand der Rechtsanwälte. 
Des weiteren ist zu beachten, daß der 
Stand der Diplom-Ingenieure kaum 10 Jahre 
alt ist und daß alljährlich etwa 1800 Di- 
plom-Ingenieure hinzukommen. Unter die- 
sen Verhältnissen wird man bei Berück- 
sichtigung der Sterblichkeit damit rechnen 
können, daß in weiteren 10 Jahren etwa 
30000 Diplom-Ingenieure in Deutschland 
leben und damit einen Stand repräsentieren, 
der numerisch ungefähr und mindestens 
ebenso stark ist wie der Aerztestand. Be- 
züglich der sozialen Bedeutung des Diplom- 
Ingenieurstandes möge aber auf die Worte 
hingewiesen werden, die Kaiser Wilhelm II. 
vor 10 Jahren an die Rektoren der Tech- 
schen Hochschulen richtete, als diese für 
die Verleihung des Promotionsrechtes ihren 
Dank abstatteten. Aus Allerhöchstem 
Munde kamen damals die Worte: 

„Es hat Mich gefreut, die Technischen 
Hochschulen auszeichnen zu können. Sie 
wissen, daß sehr große Widerstände zu 
überwinden waren; sie sind jetzt be- 
seitigt. Ich wollte die Technischen Hoch- 
schulen in den Vordergrund bringen, denn 
sie haben große Aufgaben zu lösen, nicht 
bloß technische, sondern auch große so- 
ziale. Die sind bisher nicht so gelöst, 
wie Ich wollte. 

Sie können auf die sozialen Verhält- 
nisse vielfach großen Einfluß ausüben, da 
Ihre vielen Bezichungen zur Arbeit und zu 
Arbeitern und zur Industrie überhaupt 
eine Fülle von Anregung und Einwirkung 
ermöglicht. Sie sind deshalb auch in der 
kommenden Zeit zu großen Aufgaben be- 
rufen; die bisherigen Richtungen 
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haben ja leider in sozialer Be- 
ziehung vollständig versagt. Ich 
rechne auf die Technischen Hoch- 
schulen! e 

Die Sozialdemokratie betrachte ich als 
eine vorübergehende Erscheinung; sie 
wird sich austoben. Sie müssen aber 
Ihren Schülern die sozialen Pflichten 
gegen die Arbeiter klar machen und die 
großen allgemeinen Aufgaben nicht außer 
Acht lassen. Also ich rechne auf Sie! 
An Arbeit und Anerkennung wird es nicht 
fehlen. 

Unsere technische Bildung hat schon 
große Erfolge errungen. Wir brauchen 
sehr viele technische Intelligenz im ganzen 
Lande. Was brauchen schon die Kabel- 
legungen und die Kolonien an technisch 
Gebildeten! Das Ansehen der deutschen 
Technik ist jetzt schon sehr groß. Die 
besten Familien, die sich anscheinend 
sonst fern gehalten, wenden ihre Söhne 
der Technik zu, und Ich hoffe, daß das 
zunehmen wird. 


Verbandsnachrichten. : 


Vorstandsbericht. 
Architekten-Kammern. 


Der Vorstand kann in den entsprechend dem 
Boethkeschen Entwurf zu gründenden Archi- 
tekten-Kammern keine geeignete Stelle erblicken 
für die Betätigung der Akademiker, da diese 
hiernach in völlige Abhängigkeit von den Nicht- 
akademikern gelangen würden. Die Schaffung 
besonderer Architekten-Kammern bedeutet wei- 
terhin eine Durchkreuzung der Bestrebungen, 
die akademisch gebildeten Techniker aller 
Fachrichtungen in der Diplomingenieur-Kammer 
zu vereinigen. Der Vorstand ist deshalb gegen 
die Einbeziehung der Diplom-Ingenieure in die 
geplanten Architekten-Kammern. 


Bund Deutscher Zivil-Ingenieure. 


Es wird dem Vorstand ein Aufruf dieser 
Techniker-Vereinigung vorgelegt. In diesem 
Aufruf ist eine Wendung bezüglich der Diplom- 
ingcenieur-Prüfung enthalten, die eine Herab- 
würdigung der Diplom-Ingenieure gegenüber 
den Angehörigen der anderen akademischen Be- 


Verbandsnachrichten 


Auch im Auslande ist Ihr Ansehen sehr 
groß und Ausländer sprechen mitgrößter 
Begeisterung von der technischen Bil- 
dung, die sie an Ihrer Hochschule er- 
halten haben. Es ist gut, daß Sie auch 
Ausländer heranziehen. Das schafft Ach- 
tung vor unserer Arbeit. In England 
habe Ich überall die größte Hochachtung 
vor der deutschen Technik gefunden. Das 
habe Ich jetzt selbst wieder erfahren, 
wie man dort die deutsche technische 
Bildung und die Leistungen der deutschen 
Technik schätzt. Wenden Sie sich daher 
mit aller Kraft den großen wirtschaft- 
lichen und sozialen Aufgaben zu.“ 
Treffender läßt sich die Bedeutung des 

wissenschaftlichen Technikers nicht kenn- 
zeichnen als es von Allerhöchster Stelle 
geschehen ist; als Konsequenz ergibt sich, 
daß nunmehr auch in unserer Rechtsordnung 
diese Bedeutung zum Ausdruck gelangt, 
um so mehr als nur das verlangt wird, was 
anderen Berufen schon zugebilligt ist! 


rufsstände in sich schließt. Die Geschäftsstelle 
wird beauftragt, die Vereinigung um Beseitigung 
dieser Wendung zu bitten, eventuell die be- 
treffende Wendung als Ungehörigkeit zurück- 
zuweisen. 


Eisenbahn-Diplom-Ingenieure. 


Es wird davon Kenntnis genommen, daß der 
Herr Minister der öffentlichen Arbeiten sowohl 
die Eingabe des Vereins Deutscher Ingenieure 
als auch die des Verbandes Deutscher Diplom- 
Ingenieure abschlägig beschieden hat. Der Vor- 
stand beschließt für die Weiterverfolgung der 
Angelegenheit weiteres Material durch die Eisen- 
bahner-Kommission sammeln zu lassen. 


Gutachter-Kammern. 


Nachdem der Vercin Deutscher Chemiker ein 
Vorgehen in dieser Angelegenheit abgelehnt hat, 
beschließt der Vorstand, diese Frage vorerst 
nicht weiter zu bearbeiten. Es sollen vielmehr 
die Bezirks-Vereine aufgefordert werden, sich 
mit den Gerichtsbehörden wegen Namhaft- 
machung geeigneter Sachverständiger in Verbin- 
dung zu setzen. Das hierbei eingehende Ma- 
terial soll für die Weiterbearbeitung der Frage 
der Gutachter-Kammern maßgebend sein. 
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Pensions- und Hinterbliebenenversicherung. 


Das von Herrn Dipl.-Ing. von Pasinsky er- 
stattete Referat über die staatliche Pensions- 
und Hinterbliebenen-Versicherung für Privat- 
angestellte wurde beraten. Der Vorstand er- 
klärt sich grundsätzlich mit den Ausführungen 
des Referenten einverstanden und beschließt, 
das Referat den Bezirks-Vereinen zur weiteren 
Beratung und Beschlußfassung zu unterbreiten. 


Arbeitskammer-Gesetz. 


Die Bezirks-Vereine sollen aufgefordert wer- 
den, die Beratung dieses Gesetzes im Sinne der 
seinerzeitigen Verbandseingabe an den Herrn 
Staatssekretär des Reichsamt des Innern sobald 
als möglich zum Gegenstand der Tagesordnung 
ihrer Sitzungen zu machen. 

Der Vorstand. 


Bezirks- 
vereins Duisburg ist auf Freitag, den 16. De- 
zember, abends 81’, Uhr, Restaurant Ashauer, 


Duisburg. Zur Gründung eines 


Duisburg-Ruhrort, eine Versammlung einbe- 
rufen worden. Die dem B-V. Düsseldorf und 
B-V. Essen angehörigen Herren Kollegen wer- 
den gebeten, sich gleichfalls an der Versamm- 
lung beteiligen zu wollen. 


Hochschulnachrichten. : 


Der Rektor der Universität Breslau Geh. 
Reg.-Rat Prof. Dr. Hillebrandt Magnifizenz hielt 
bei der Einweihung der Breslauer Techn. Hoch- 
schule eine von allen Seiten freudig aufgenom- 
mene Rede, in der die Zusammengehörigkeit von 
Universität und Technischer Hochschule zur Bil- 
dung einer Universitas hervorgehoben wurde. 
Seine Worte lauteten: 

„Magnifizenz! Mannigfach sind die Wün- 
sche, die Ihnen heut zur Eröffnung der von 
Schlesien lange ersehnten Hochschule darge- 
bracht werden; reich sind die Hoffnungen, 
die das wirtschaftliche Leben Schlesiens auf 
sie setzt. Von besonderer Art sind die Emp- 
findungen, denen ich Ausdruck zu geben habe 
im Namen der deutschen Universitäten, die 
hier vertreten sind, Berlin, Halle, Leipzig, im 
Namen der Posener Akademie und der Uni- 
versität, die sich heute besonders freut, Ihnen 
glückwünschend die Schwesterhand reichen zu 
können.. Weithin in deutschen Landen wird 


Freude darüber herrschen, daß hier in der 
Ostmark, in Schlesiens Hauptstadt, ein neuer 
Hochsitz erblüht, zur Mehrung unseres Lan- 
des an geistigen Gütern, denen es seine Kraft 
verdankt. Man kann es beklagen, daß nicht 
vor Jahren den Universitäten technische Fakul- 
täten angegliedert wurden; es würde sich dann 
schneller gezeigt haben — was wir heut alle 
wissen — ‚daß Universität und Tech- 
nische Hochschule keine Gegen- 
sätze sondern Ergänzungen sind; 
daß sie zusammen erst den festen Grund 
bilden, auf dem unsere Kultur erblüht. Nicht 
nur die Naturwissenschaften weben das Band, 
das uns zusammenführt; die Rechtswissen- 
schaft, die Nationalökonomie strecken die 
Arme aus nach Ihren Studierenden und werden 
für deren Aufgaben mehr und mehr unent- 
behrlich. Das öffentliche Leben mit seinem 
Licht und seinen Schatten flutet heut durch 
alle Hochschulen, durch alle Hörsäle und 
duldet keine Absonderung, kein Fürsichsein. 
Schon das Gebot der Zeit, die Entwicklung 
unseres Öffentlichen und wirtschaftlichen Le- 
bens bringen uns einander nahe. Aber mehr 
als das. Uns eint die Pflicht, hier im Osten 
das Banner deutscher Wissenschaft 
hochzuhalten, die Pflicht, unsere Jugend den 
Weg der Arbeit und Forschung zu führen, 
damit die Söhne unserer Heimat wehrhaft 
hinausziehen, um ihre eigene und unsere Zu- 
kunft zu begründen. 

Ein Teil unserer Dozenten ist berufen, 
bei Ihnen zu wirken, und in Wehmut ge- 
denken wir in dieser Stunde des Mannes, 
der vielen von uns befreundet, bestimmt 
schien, ein einigendes Band zwischen uns zu 
bilden, der von uns durch den Tod in der 
Blüte seiner Jahre abgefordert worden ist. 
So eint uns das erste Leid. Unsere Studie- 
renden sind zum Teil die Ihren; Ihre jungen 
Techniker werden in unseren Hörsälen will- 
kommene Gäste sein. Heut an Ihrem Fest- 
tage erklingen die Lieder unserer Leopoldiner 
zu Ihrer Feier, die Fahnen unserer und Ihrer 
Korporationen rauschen vor Ihren Pforten 
und Ihren Hallen unserm erhabenen Fürsten 
zu Ehren. Mit frischem Mut hat unsere aka- 
demische Jugend alle hindernden Schranken 
überwunden: unsere Sängerschaften wie 
wissenschaftlichen Vereine treiben schon 
frische Wurzeln in Ihrem Reich und andere 
Korporationen, glaube ich, harren nur der 
Stunde, wo die trennende Scheidewand fällt. 

Unter unseren Fenstern rauscht derselbe 
Strom; er sah einst die wechselvollen Schick- 
sale unsres Landes und führt heute seine Wo- 
gen durch ein blühendes Reich. Möge er 
immerdar bei, Ihnen Geschlechter ein- und. 
ausgehen sehen, die jugendfrisch, lerneifrig 
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und vaterlandstreu sind, wie es unsere heu- 
tigen Studierenden sind. Wie er die Gewässer 
aufnimmt, die von Schlesiens Bergen herab- 
strömen, so mögen auch die geistigen Lebens- 
quellen, die von unsern beiden Hochburgen 
herabfließen, sich zu einem mächtigen Strom 
vereinen, und im goldenen Glanze des Frie- 
dens trage er Schlesiens wissenschaftliche Ar- 
beit dem Meere des deutschen Geistes zu.“ 


Promotionen. An den 4 preußischen Tech- 
nischen Hochschulen fanden im Studienjahr 
1909/10 insgesamt 68 Doktor-Ingenieur-Promo- 
tionen statt: 36 in Berlin, je 11 in Aachen 
und Hannover und 10 in Danzig. Die Mehrzahl 
der Promotionen, 26, entfällt auf die Abteilung 
für Maschineningenicurwesen; danach folgen: 
die Abteilung für Chemie und Hüttenkunde 
(für Hannover einschließlich Elektrotechnik, für 
Aachen einschließlich Bergbau) mit 23, die Ab- 
teilung für Architektur mit 10, für Schiff- und 
Schiffsmaschinenbau mit 5 und für Bau-In- 
genieurwesen mit 4 Promotionen. 


Berlin. Professor Dr. Otto Kühling, Pri- 
vatdozent für organische Chemie an der Tech- 
nischen Hochschule, wurde zum Kaiserlichen Re- 
gierungsrat und Mitglied des Patentamts er- 
nannt. 


Braunschweig. Der o. Professor der Physik 
Zenneck ist auf seinen Antrag aus dem 
Staatsdienst ausgeschieden, um sich ganz seinen 
wissenschaftlichen Arbeiten (Leitung von Ver- 
suchen zur Salpetersäuredarstellung aus der 
Luft) zu widmen. 


Breslau. Die neugegründete Technische Hoch- 
schule beginnt ihr erstes Semester mit 54 Voll- 
studierenden, 22 Hörern und 21 Gastteilneh- 
mern; dazu kommen 18 Studenten der Univer- 
sität, die einzelne technische Vorlesungen be- 
legt haben, so daß sich eine Gesamtbesuchs- 
ziffer von 115 ergibt. Einer größeren Zahl von 
Ausländern (namentlich aus Rußland und Ga- 
lizien) konnte die nachgesuchte Aufnahme nicht 
gewährt werden, da ihre Vorbildung den sta- 
tutgemäßen Anforderungen nicht entsprach. 


Danzig. Dr. K. Jellinek (aus Wien) hat 
sich als Privatdozent für physikalische Chemie 
an der Technischen Hochschule niedergelassen. 


Darmstadt. Dr. W. Pinder, Privatdozent 
für neuere Kunstgeschichte an der Universität 
Würzburg, wurde als o. Professor für das 
gleiche Lehrfach an die Technische Hochschule 
berufen. Dr. W. Damman habilitierte sich 
ebenda als Privatdozent für Kunstgeschichte. 

Geh. Kommerzienrat Henschel (Kassel) 
wurde vom Senat der Technischen Hochschule 
zum Dr.-Ing. h. c. ernannt. 


Hochschulnachrichten 


Dresden. Der o. Professor der Technischen 
Hochschule Müller wurde auf weitere 5 Jahre 
zum nichtständigen Mitglied des Reichspatent- 
amtes in Berlin, der Direktor des städtischen 
Statistischen Amts Professor Schäfer zum 
a. o. Professor der Technischen Hochschule er- 
nannt. 


Hannover. Stadtbaurat Emil Brugsch 
(Spandau) wurde als Nachfolger von Professor 
Dr.-Ing. G. Barkhausen auf den Lehrstuhl für 
Eisenhoch- und Brückenbau an der Technischen 
Hochschule berufen. 


München. Am mechanisch-technischen Labo- 
ratorium der Technischen Hochschule wurde 
zur Entlastung seines Leiters (Prof. Dr. A. 
Föppl) und zur Ermöglichung einer Erweiterung 
des Arbeitsgebietes die Stelle eines Konser- 
vators geschaffen und dem Professor der dor- 
tigen Baugewerkschule mit Gewerbelehrinstitut, 
Franz Schmeer, übertragen. 


Delft. Oberingenieur P. Meyer von der 
Halleschen Maschinenfabrik wurde als o. Pro- 
fessor an die Technische Hochschule berufen. 


Graz. Konstrukteur Dr. techn. Jul. Maag 
hat sich als Privatdozent für theoretische Ma- 
schinenlehre an der Technischen Hochschule 
niedergelassen. 


Prag. Der o. Professor für Mineralogie und 
Geologie an der Technischen Hochschule, Dr. 
Franz Wähner, wurde als Nachfolger von 
Professor G. Laube an die dortige Universität 
berufen. 


Wien. Professor Dr. K. Fruwirth, Hono- 
rardozent für Land- und Forstwirtschaft an der 
Technischen Hochschule, ist zum a. o. Professor 
für Enzyklopädie der Land- und Forstwirt- 
schaftslehre daselbst ernannt worden. Ferner 
erhielt Dr. techn. J. Urbanek, bisher In- 
genieur der Poldie-Hütte, Tiegelgußstahlfabrik 
in Kladno, einen Ruf an die Technische Hoch- 
schule als a. o. Professor für mechanische Tech- 


nologie, Werkzeugmaschinenbau und Fabrik- 
wesen. 
Dissertationen. 
Berlin. 
Geitmann, Hans: Die wirtschaftl. Be- 
deutung der deutschen Gaswerke. München. 


R. Oldenbourg, 1910. 

Höniger, Walter: Ein Verfahren zur Er- 
mittlung des Verlaufs der veränderlichen Stoß- 
kraft bei Stauchversuchen. Berlin, 1910. 

Horn, Fritz: Die dynamischen Wirkungen 
der Wellenbewegung auf die Längsbean- 
spruchung des Schiffskörpers. Berlin, 1910. 

Klönne, Theodor: Verringerung der 


Literatur 


Selbstkosten in Adjustagen und Lagern von 
Stabeisenwalzwerken. Berlin, J. Springer, 1910. 

Nicolaus, Georg: Die technischen An- 
forderungen des Wertpapierdruckes. (Sonder- 
abdr. aus d, Zeitschr. d. Vereins Deutscher 
Ingenieure 1910.) 


Braunschweig. 

Runne, Ernst: Kohlenstoff-Stickstoff-Bin- 
dung in Aminoketonen u. Aminoalkoholen. Hil- 
desheim, Druck von August Lax, 1910. 

Schellbach, Johannes: Ueber die Festig- 
keit der Kohlenstoff -Stickstoff - Bindung in 
. quartären Ammoniumverbindungen mit der 
Gruppierung C:C.C.N. Würzburg, C. J. 
Beckers Universitäts-Buchdruckerei, 1910. 

Schmitz, Otto H.: Ueber Druckmessun- 
gen an hydraulischen Geschützbremsen. Ein 
Beitrag zur Theorie der Indikatoren. Berlin, 
A. Buntrock, 1910. 


Hannover. 

Kühn, Ludwig: Ueber Spannungsgefahren 
an geerdeten, eisernen Masten. Erlangen, Junge 
& Sohn, 1910. 
München. 

Hoerner, K.: Ueber den Kraftlinienver- 
lauf im Luftraum und in den Zähnen von Dy- 
namoankern. Berlin, J. Springer, 1910. M. 1,20. 


Literatur. 


1. Chemische Technik. 


Biedermann, Rudolf: Die Sprengstoffe, ihre 
Chemie und Technologie. (= Aus Natur und 
Geisteswelt, 286. Bändchen). Leipzig, B. G. 
Teubner, 1910. geb. M. 1,25. 


Buchner, G.: Die Metallfärbung und deren Aus- 
führung mit besonderer Berücksichtigung der 
chemischen Metallfärbung. 4. Aufl. Berlin, 
M. Krayn, 1910. geb. M. 8,70. 

Chodounsky, Franz: Die Bierbrauerei. (= Bib- 
liothek der gesamten Technik, Bd. 128.) 
Hannover, Max Jänecke, 1910. geb. M. 4,60. 


Einheitsmethoden zur Untersuchung von Fet- 
ten, Oelen, Seifen und Glyzerinen sowie 
sonstigen Materialien der Seifenindustrie. Hrsg. 
vom Verband der Seifenfabrikanten Deutsch- 
lands. Berlin, Julius Springer, 1910. 

geb. M. 2,40. 

Hinrichsen, F. W. u. K. Memmiler: Der Kaut- 
schuk und seine Prüfung. Leipzig, S. Hirzel, 
1910. geb. M. 9,—. 

Jurisch, Konr. W.: Ueber Luftsalpeter. (= Ar- 
beiten auf d. Gebiete der Großgasindustrie, 
Nr. 2.) Leipzig, H. A. L. Degener, 1910. 

geb. M. 1,50. 
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Kaiser, Karl: Der Luftstickstoff u. seine Ver- 
wertung (= Aus Natur und Geisteswelt, 
313. Bdchn.). Leipzig, B. G. Teubner, 1910. 

geb. M. 1,25. 

Kietaibl, Carl: Das Generatorgas, seine Erzeu- 
gung und Verwendung. Wien und Leipzig, 
A. Hartleben, 1910. geb. M. 5,80. 


Mewes, Rud.: Theorie und Praxis d. Großgas- 
industrie. 1. Bd. 1. Hälfte: Geschichtl. Ent- 
wicklg. d. Prinzipien d. Mechanik u. Physik. 
— Grundgesetze d. Thermodynamik. Leipzig, 
H. A. L. Degener, 1910. geb. M. 20,—. 


Technologie, chemische, der Neuzeit. Hrsg. v, 
Otto Dammer (in 3 Bdn.). 1. Bd. Stuttgart, 
F. Enke, 1910. geb. M. 29,—. 


. 2. Berg- und Hüttentechnik. 


Aufhäuser: Vorlesungen über Brennstoffkunde. 
Hamburg, Boysen und Maasch, 1910. M. 2,—. 


Bender, Theod.: Der praktische Hochofen- 
betricb. Halle, W. Knapp, 1910. M. 5,40. 


Beyschlag, F., P. Krusch u. J. H. L. Vogt: 
Die Lagerstätten der nutzbaren Mineralien u, 
Gesteine. Bd. 1. Hälfte 2. Stuttgart, F. Enke, 
1910. M. 8,60, 

Dichmann, Carl: Der basische Herdofenprozeß. 
Eine Studie. Berlin, Julius Springer, 1910. 

geb. M. 8,—. 

Einecke, G. u. W. Köhler: Die Eisenerzvorräte 
des Deutschen Reiches. (= Archiv für Lager- 
stätten-Forschung, hrsg. von der kgl. preuß. 
geolog. Landesanstalt, Heft 1.) Berlin, 1910, 

M. 35,—. 

Richter, C. u. P. Horn: Die mechanische Auf- 
bereitung der Braunkohle. (= Di: deutsche 
Braunkohlenindustrie, 2. Bd.) Halle a. S., 1910. 

M. 14,—. 

Sammlung berg- u. hüttenmännischer Abhand- 
lungen. Kattowitz, Gebr. Böhm, 1910. 

55. Heft. Bollenbach, Herm.: Neue maßanalyt. 
Methoden zur Bestimmung v. Eisen u. Blei. 
M. 1,50. 

56. Heft. Simmersbach, Bruno: Die Entwick- 
lung der Arbeiterverbände i. der amerikan. 
Eisenindustrie. Nach amerikan. Quellen be- 


arb. M. 1,60. 
57. Heft. Buchholz, M.: Beitrag zur Rauch- 
und Rußplage. M. —,60. 


58. Heft. Simmersbach, Bruno: Das Vorkom- 
men von Zinkerzen in Nordamerika. M. 1,50. 
59. Heft. Lück: Die verschiedenartigen Spül- 
leitungen im Versatzbetriebe. M. 2,—. 
60. Heft. Demeter: Verbesserungen im Spül- 
versatzverfahren nach dem Stande der der- 
zeitigen deutschen Patentliteratur. M. 1,—. 


Stille: Die Kalischätze der Provinz Hannover, 
(= Arbeiten der Landwirtschaftskammer f. d. 
Prov. Hannover, 29. Heft.) Hannover, M. 
u. H. Schaper, 19t0. M. —,75. 
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Walther, Johs.: Lehrbuch der Geologie von 
Deutschland. Eine Einführung i. d. erklär. 
Landschaftskunde für Lehrende u. Lernende. 
Leipzig, Quelle & Meyer, 1910. geb. M. 7,60. 


West, Thomas, D.: Amerikanische Gießerei- 
praxis. Das Formen in Sand und Lehm, Bau 
und Betrieb von Schmelzöfen usw. Berechtigte 
Uebersetzung nach der 11. Aufl. für deutsche 
Verhältnisse bearbeitet von Ernst A. Schott. 
Berlin, Herm. Meuser, 1910. geb. M. 16,—. 


3. Fabrikorganisation und -Verwaltung. 


Aufgaben u. Organisation d. Fabrikwohlfahrts- 
pflege i. d. Gegenwart. (= Schriften d. Zen- 
tralstelle f. Volkswohlfahrt, N. F. Heft 5.) 


Berlin, C. Heymann, 1910. M. 6,—. 
Freese, Heinr.: Die konstitutionelle Fabrik. 
Jena, G. Fischer, 1910. geb. M. 2,50. 


Lewin, C. M.: Theorie und Praxis der in- 
dustriellen SelbstKostenberechnung. (= Samm- 
lung kaufmännischer Unterrichtswerke. 22 Bd.) 
Leipzig, C. E. Poeschel, 1909. geb. M. 4,50. 

Parma, A.: Ueber ökonomischen Kohlenver- 
brauch. Teplitz-Schönau, 1910. M. 2,—. 


Scheffler, W.: Einrichtung von Fabriklabora- 


torien. (= Bibliothek der gesamten Technik, 
151. Bd.) Hannover, Max Jänecke, 1910. 

M. 3,40. 

Simonet, Jules: Étude sur Porganisation 


rationelle des usines. 2 me éd. Paris, H. Du- 
nod & E. Pinat, 1910. Frcs. 7,50. 


Stern, Robert: Die kaufmännische Organisation 
im Fabrikbetriebe. Leipzig, J. J. Weber, 
1910. geb. M. 4,50. 


4. Wirtschaftswissenschaft. 


Volkswirtschaftliche Blätter (C. Heymann, Ber- 
lin) Heft 17: Schellen: Handwerks- 
sekretäre. Roth: Sekretär, Syndikus oder 
Geschäftsführer. Purgus: Zur Frage der 
Preisherabsetzung durch Zwangsinnungen. 
Heft 18: Borgius: Die Lebensdauer der 
Waren in Vergangenheit und Zukunft. Heiß: 
Die volkswirtschaftlichen Aufgaben der Ge- 
meindeverwaltungen. Heft 19: Stoklossa: 
Die Fachzeitungen und Zeitschriften im 
Deutschen Reiche. Mez: Die Verwendung 
des Kinematographen im volkswirtschaftlichen 
Unterricht. Heft 20: Schwalenberg: Die 
Vorschriften des deutschen Handelsgesetz- 
buches als Grundlage für ein einheitliches 
Privatbeamtenrecht. Mirus: Akteneinrich- 
tung wirtschaftlicher Korporationen. 


Beiträge zur Arbeiterstatistik. Berlin, C. Hey- 
mann. Nr. 11. Wohnungsfürsorge in deutsch. 
Städten. Bearb. i. kaiserl. statist. Amt, Ab- 
teilg. f. Arbeiterstatistik. 1910. M. 6,60. 
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Berlin, 


Verschiedenes — Aus der Geschäftsstelle 


5. Rechtswissenschaft und Staatslehre. 


Ackermann, Paul: Der Baukonsens und die 
polizeilichen Beschränkungen der Baufreiheit 
nach preußischem Recht. Berlin, Carl Hey- 
mann, 1910. M. 4,—. 


Ebner, A.: Das deutsche Vereinsrecht. Hanno- 
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Engelhardt, G.: Atlas d. Verwaltungsorganisa- 
tion d. preuß. Staates u. d. Deutschen Reiches. 
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waltverhältnis zum reinen Rechtsverhältnis. 
Vortrag. Berlin, (Verband der deutschen Ge- 
werkvereine), 1910. M. —,50. 


Jacobi, Herb.: Gesetz über d. Sicherung d. 
Bauforderungen v. 1. VI. 1909 nebst e. Anhang, 
die einschläg. Bestimmungen d. GO. u. des 
ZVG. enth. Mit Erläuterungen u. Sachregister. 
(Schweitzers Textausg. m. Anmerkgn.) Mün- 
chen, J. Schweitzer, 1910. geb. M. 2,140, 


Meyer, Alex: Die Luftschiffahrt in kriegsrecht- 
licher Beleuchtung. Frankfurt a. M., Gebr, 
Knauer, 1909. M. 1,50. 


Neukamp, Ernst: Die deutsche Gewerbegesetz- 
gebung m. Erläuterungen. Bd. 1: Die Ge- 
werbeordnung. 9. veränd. Aufl. Tübingen, J. 
C. B. Mohr, 1910. geb. M. 7,—. 


Piloty, Rob.: Die Reichsversicherungsordnung i. 
Entwurf. Ein Vortrag. Leipzig, A. Deichert, 
1910. M. —,70. 


Preuß, Hugo: Zur preuß. Verwaltungsreform. 
Denkschrift verf. i. Auftrage d. Aeltesten d. 
Kaufmannschaft v. Berlin. Leipzig, B. G. 
Teubner, 1910. M. 3,—. 


Radbruch, Gustav: Einführung i. d. Rechts- 
wissenschaft. (= Wissenschaft u. Bildung, Ein- 
zeldarstellungen aus allen Gebieten d. Wissens, 
hrsg. v. Paul Herre, Nr. 79.) Leipzig, Quelle 
& Mever, 1910. geb. M. 1,25. 

Stahl, Friedr. Jul.: Staatslehre. Im Auszug neu 
hrsg. Berlin, R. Hobbing, 1910. Kart. M. 4,—. 

Verhandlungen der Sachverständigen - Sitzung 
über Fragen zur Reform des Patentgesetzes 
am 7. u. 8. Dezember 1909 in Berlin. Berlin, 
J. Springer, 1910.- M. 2,—. 


Verschiedenes. 


Gebühren für Sachverständige. Eine Haupt- 
schwierigkeit für die Auffindung und Verneh- 
mung geeigneter Sachverständiger bildet endlich 
die Gebührenfrage. Wegen der Revision der Ge- 
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bührenordnung für Zeugen und Sachverständige 
v. 30. Juni 1878 in der Fassung v. 20. Mai 
1898 schweben zwar zurzeit Erwägungen, in- 
dessen dürfte es sich empfehlen, daß die Ge- 
richte auch schon jetzt mehr als bisher die 
Mittel anwenden, die ihnen das geltende Recht 
an die Hand gibt, um berechtigten Wünschen 
der Interessenten entgegen zu kommen. Es 
käme in Frage, ob nicht die Gerichte — unter 
voller Wahrung der finanziellen Rücksichten — 
soweit eine Vereinbarung über die Gebühren 
nicht stattfinden kann, Anlaß finden möchten, 
häufiger von der Bestimmung des $ 4 des Ge- 
setzes Gebrauch zu machen und namentlich auch 
die auf das Aktenstudium verwendete Zeit dem 
Sachverständigen zu vergüten. Da nach der 
Bestimmung des $ 4 dem Sachverständigen bei 
schwierigen Untersuchungen und Sachprüfungen 
eine Vergütung nach dem üblichen Preise auf 
Verlangen zugebilligt werden kann, dürfte es 
möglich sein, in Zivilsachen nach Anhörung der 
Parteien das Honorar des Sachverständigen fest- 
zustellen, ohne von ihm eine bis ins einzelne 
gehende Berechnung zu verlangen, wie sie mit 
Rücksicht auf die wissenschaftliche und soziale 
Stellung der Sachverständigen meist also ebenso 
lästig wie unangemessen empfunden wird. 

So geht z. B. auch der Beschluß des Ober- 
landesgerichts Hamburg vom 24. Oktober 1905 
(Rechtsprechung der Oberlandesgerichte Bd. II, 
S. 345) von dem Satze aus, daß es bei Anwen- 
dung des § 4 darauf ankommt, wie hoch nach 
den verkehrsüblichen Anschauungen die Zeit des 
Sachverständigen in Geld zu bewerten ist. 

Reichsversicherungsordnung und Verein deut- 
scher Chemiker. Dem Vorgehen des Verban- 
des Deutscher Diplom-Ingenieure in Sachen der 
Reichsversicherungsordnung folgt nun auch der 
Verein deutscher Chemiker. Nach 
einer Mitteilung der Frankfurter Nachrichten 
in Nr. 321 vom 20. November 1910 hat der 
Frankfurter Bezirksverein deutscher Chemiker 
beschlossen, dem Hauptverein eine Petition vor- 
zulegen, worin der Reichstag ersucht werden | 
soll, die Chemiker, soweit sie akademisch ge- 
bildet sind und unter die Versicherungsgesetze 
fallen, von dem Versicherungszwang zu be- 
freien, 


: = Aus der Geschäftsstelle. : 


Die Herren Mitglieder werden wiederholt 
dringend gebeten, bei Wohnungsveränderun- 
gen das in Frage kommende Postamt zur Nach- 
sendung aller Postsachen zu veranlassen und 
gleichzeitig auch die Expedition der „Zeit- 
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schrift‘ zu benachrichtigen, um der Geschäfts- 
stelle Rückfragen und Kosten zu ersparen. 
Es wird weiterhin gebeten, die Rechtsaus- 
kunftsstelle des Verbandes nur für solche Fra- 
gen in Anspruch zu nehmen, die innerhalb des 
Verbandsprogramms liegen. Rein private und 
geschäftliche Angelegenheiten kann die Rechts- 
auskunftsstelle nicht in Bearbeitung nehmen. 


Berichtigungen zum Mitgliederverzeichnis — Aus dem Inhalt der Hefte 1—24 


Berichtigungen zum Mitglieder- 


verzeichnis. 


Dipl.-Ing. Hermann Gesell, Berlin N. 65, Ka- 
merunerstraße 47. 

Dipl.-Ing. Joh. Hensolt, 
lingspforte 7H 1. 

Dipl.-Ing. Ernst Koch, Hannover, Friesen- 


straße 44 (fehlt im Mitgliederverzeichnis). 


Hamburg 24, Sechs- 


Aus dem Inhalt 


Adreßbücher, von Dipl.-Ing. Reisner 497 
Akademisch gebildete Ingenieur und die 
Aviatik, Der, von Dr. A. von Parseval 108 
Akademische Ingenieurtitel, von Dr.-Ing. 
C. Claus : ee aN 
Akademische Ineenieneiitel, von Dipl.-Ing. 
SDEINGE- u: a a ie A, ee ee 2 
Amtliche Sachverständige für Kraftfahr- 


zeuge mit bedingungsweise abgeschlosse- 

ner Hochschulbildung, von Dipl.-Ing. G. 

B. Münch . . 212 
Arbeitseignung uad Deistängsfählekeit dr 

Arbeiterschaft eines großindustriellen Be- 


triebes, von Dipl.-Ing. von Bienkowski 356 
Architekt in der Privatpraxis, Der, von 
Dr.-Ing. Heinemann 280 
Acußerlichkeiten, von Dipl.- Jie: En Müller 4065 
Arzt, Der, Buchbesprechung von Spectator 394 
Banktechnische Ausbildung der Verwal- 
tungsingenieure, Die, von Reg.-Bmstr. 
Schleicher 440 


Berechtigung der Sande sorsan, Die, OS 
Berufs-, Standes- und Klasserinteressen so- 
wie die Organisation zu. deren Vertre- 


tung, von Prof. Dr. Herkner . 177 
Bestimmungen über den Eintritt in die 
diplomatische Laufbahn, von Reg.- und 
Baurat J. Franz. 2% Sea oe ll 
Bestrebungen zur Förderung des Ge- 
schäftsinteresses der in Großbetrieben 
beschäftigten Personen, von Dr. E. Va- 
lentin 381, 397, 400 
Bund der technisch: usri Beamten 
und der Verband Deutscher Diplom-In- 
genieure, Der, von Dipl.-Ing. K. F. Stein- 
metz 102 


Burcaukratismus, Der, von Plautus . . 50 


Bürgertum und Staatsbeamtentum, von 
Dipl.-Ing. R. Fischer . Bee ION 

Chinesisches, von Dr. Dr.-Ing. W. Koch 195 

Deutsche Ingenieurwerke auf der Brüsseler 
Weltausstellung, von Dr.-Ing. C. Claus 307 


Deutschen Technischen Hlochschulen nach 


der Hefte 1-24. 


ihrer geographischen Verteilung, Die, von 
Dipl.-Ing. Reisner Be 
Diplom-Ingenieure als Feuerwehroffiziere, 
von Dipl.-Ing. Hüpeden . . . . .. 69 
Diplom-Ingenieure als Gaswerksieiter. von 
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einem Stadtbaumeister . 303 
Diplom-Ingenieure in der Arbeilerchutz- 
gesetzgebung, Die, von Dipl.-Ing. von 
Pasinski 39, 62 
Diplom-Ingenieur in der Brenner Staatsver- 
fassung, Der, von Roland. . . ....D 
Diplom-Ingenieur in der Rechtsordnung, 
Der, von Dipl.-Ing. Dr. Lang . . 340 
Diplom-Ingenieurkammern, von Dipl.-Ing. 
v. Pasinski . 110 
Diplom-Ingenieure ind der Desmi Tech- 
niker nach der Gewerbeordnung, Die, 
von Dipl.-Ing. Dr. Lang . 413 


Diplom-Ingenieure und die Selbstverwal- 
tung, von einem Stadtbaumeister . . . 33 
Eigentumsvorbehalt an Maschinen im deut- 


schen BGB. und im schweizerischen 
ZBti., eine juristische Betrachtung von 

O. schleichen. Reg.-Bmstr. 151 
Ein Jahr Verband Deutscher Diplom: Inge ' 
nieure, von Dipl.-Ing. Dr. Lang 333 
Eisenbahn-Ingenicure . in, Zr II 
Einweihung der Technischen Hochschule 
Breslau, Die 531 
Elektrizita, Ges chinrektnet und” römi- 
sches Recht, Die, von O. Schleicher, Reg.- 
Binstr. er ae a ee a OT 
Entstehung und Bedeutung des Wortes 
„Verwaltungsingenieur‘‘, von Prof. W. 

1 211 3 7 A u er Pe u GE OBERE RE BR. 6 
Entwicklung der deutschen Seeüscherei, 

von Dr.-Ing. C. ale u 0389 
Etwas vom „Sparen‘, von liautis ok a A0 


Gebühren der Sachverständigen von einem 
prakt. Juristen . . 235 

Gericht und Technik, von Dipl. ine Saat 29 

Gericht und Technik, von einem prakt. 
TURSE F une er are nee El 


Aus dem Inhalt der Hefte 1—24 


Gericht und Technik, von Dipl.-Ing. Springe 
Gericht und Technik, 
Juristen . . .. 


von einem prakt. 


Geschichtsstudium an Technwschen Hoch- 
schulen, Das, Gedanken eines alten Stu- 
denten . 

Gesellschaftliche Stellung des 
Die, von Dipl.-Ing. W. v. W. 

Gewerbeanwälte, von Dipl. a an 
Gewerbeanwalt 


Ingenieurs, 


Große Männer, Buchhesprechung von Dipl. - 
Ing. v. Pasinski . ' s 

Güterherstellung und Ingenieur Ar der 
Volkswirtschaft, in deren Lehre und Po- 
litik, Buchbesprechung von E. W. K.. 

Handelssachverständigen im Auswärtigen 


Amt, Die, von Dipl.-Ing. Dr. Lang ... 
Handelssachverständigen im mu 
Amt, Die 2 
Heimatschutz und Landschäfteptlege, von 
Prof. W. Franz . s a 
Hochschulpädagogische Forschungen, von 
Dr. H. Schmidkunz . En 
Hochschulunterricht, von E. Kohi, cand. 
rer. techn. ; oaa n a 
Ingenieur oder Techniker, von Dipl.-Ing. 
Deibel . r ae 
Ingenieur und die Flustechnik:. Der, von 
Dipl.-Ing. H. Keil . 


Ingenieure und kleinere Verwaltungen; von 
Dipl.-Ing. Reisner 
Ingenieurabteilung der 
bridge . ; . 
Ingenieurmisere in Pasland; Die, von Dipl. - 
Ing. Backofen, Reg.-Bfr. 2 
Ingenieurstudium und Verwalten reiden: 
von Reg.-Bmstr. a. D. Siedler . 

Ingenieurstudium und Verwaltungsreform, 
von Prof. W. Franz . 

Ist die Universität die einzige Hochschule 
der höheren A von Prof. 
W. Franz ; 

Juristische Vorbildung in den Sei issen- 
schaften und das Verwaltungsmonopol 
der ` Juristen, Die, von Reg.-Bmastr. 
Schleicher ; ; b ae ga 

Leitenden Stellen, Die ; 

Mensch und Maschine, von Geh. Reg. Rat 
Prof. Kammerer 

Nachdruck und Nächdruekshonorar, 
Dipl.-Ing. Dr. jur. 


Universität Cane 


von 
Runkel-Langsdorff 


Organisierten Diplom-Ingenieure, Die, von 
Dr. Heinz Potthoff e en a ce 
Schiedsgerichte, von aa Dr. jur. 


Runkel-Langsdorif 
Schutz des 
meldung, 
Schutz des 
meldung, 


Gebrauchsmusters vor der Aiie 
ein prakt. Rechtsfall . 
Gebrauchsmusters vor der An- 
von Dipl.-Ing. Wassermann . 


223, 


88 


164 


49 


192 


231 


Solange die römischen Pandekten zu viel 
bedeuten an unseren Universitäten, wer- 
den wir zu wenig bedeuten in Europa, 
von Reg.-Bmstr. Schleicher . . .. 


Sondergerichtshöfe für gewerbl. Rechts- 
schutz, Buchbesprechung von Dipl.-Ing. 
Springe, Gewerbeanwalt . : 

St. Bureaukratismus im Kommunaldienst, 
von Dipl.-Ing. Mierisch . ai 
und Hinterbliebenen- 

Privatangestellte, Die, 

von Pasinski . 


Staatliche Pensions- 
Versorgung für 
von Dipl.-Ing. 


1899—1909, von Dipl.-Ing. Schwarz 
Stellung der erfindenden Angestellten im 
deutschen und ausländischen Recht, Die, 
von Dipl.-Ing. W. Stern . > ee 
Techniker als Bibliothekare, von Prof. 
Dr. Simon . ke 
Techniker im Korimunaldienste, Die, von 
Dipl.-Ing. H. Horn . 83, 


Techniker in der muderne Staatswirt- 
schaft, Die, von Dipl.-Ing. Dr. Lang . 
Technische Beigeordnete, Der, von Prof. 
W. Franz ; 

Technischen nersichtäanseilten: Die, 
Plautus 

Technische Unfallverhütung, ihre Nonio 
digkeit, Erfolge und Ziele, Die, von Dr.- 
Ing. E. Barten . 

Technisch- wirtschäftliche: 


von 


Verwaltungspro- 


bleme, von Prof. Dr.-Ing. Schlesinger . 
Transportgefährdung im Vorentwurf zu 
einem deutschen Strafgesetzbuch, Die, 


von Dipl.-Ing. Dr. jur. Frhr. von Lieben- 
stein Be Wo ni. ee A 
Ueber den richtigen Gebrauch der aka- 
demischen Grade an Technischen Hoch- 
schulen von Prof. Dr.-Ing. A. Nachtweh 
Ueber die Notwendigkeit eines besonderen 
Studiums für den Verwaltungsberuwf, von 
Reg.-Binstr. Schleicher > 
Unsere Technischen Hochschulen, von Tj. 
Vergleich der Diplom-Ingenieur-Laufbahn 
mit der eines Juristen . ; 
Verlegüng der Bergakademie Freiberg sach 


Dresden, von on a Ing. H. E. 
Müller E E le ee 
Versicherungs Inder ieure, von Au 
R. Barkow 


Verwaltungs- Ingenieur, Der, von \ Dipl. es 
Dr. jur. Runkel-Langsdorff 
Volkswirtschaftliche und so lBollasche 
Bedeutung der Einführung der Setz- 
maschine im Buchdruckgewerbe, Die, 
Buchbesprechung von Reg.-Bir. Walther 
Volkswirtschaftliches Handbuch, Buchbe- 
sprechung von Dipl.-Ing. Dr. Lang . 
Was uns not tut! von Dipl.-Ing. Ludwig 


427, 
"Statistik der deutschen Diplom-Ingenieure 


595 


132 


451 


309 


314 


92 


44 


446 
183 
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Wer ist Diplom-Ingenieur? von Dipl.-Ing. 
Springe . . 35 

Wer ist Diplom- Ingenieur? von Dipl Jip. 
Schwarz . . . 13 


Wie gestaltet sich die Haftung der in ge 
werblichen Betrieben angestellten Tech- 
niker nach dem bürgerlichen Rechte? 
von einem prakt. Juristen : 

Wie war es vor 1900 mit der Laufbahn 
der Technischen Hochschulabsolventen be- 
stellt? Wie stellt sich jetzt die Laufbahn 

‚ der Technischen Hochschulabsolventen 
(Dipl.-Ing.?) Wie stellen sich die Diplom- 
Ingenieure zu den Reg.-Bauführern a. D., 
Regierungsbaumeistern a. D. (ohne aka- 
demischen Grad) und den technischen 
Vereinen? von Dr.-Ing. H. Sidow 


441 
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Wirtschaftliche Charakter der technischen 
Arbeit, Der, Buchbesprechung von Ka 
Ing. Dr. A. Lang . 


Zur Ausgestaltung des Unterrichts in den 


Rechts-, Staats- und Wirtschaftswissen- 
schaften an den Technischen Hoch- 
schulen, von Prof. Dr. C. Koehne . 


Zur Ausgestaltung des Unterrichts in den 
Rechts-, Staats- und Wirtschaftswissen- 
schaften an den Technischen Hoch- 
schulen, von Stadtbaurat a. D. Th. Koehn 

Zur Wohnungsfrage, von O. Schleicher, 
Reg.-Bmastr. Be an 

Zudrang zu den ah tateämtern, von Planer 

Zweck und Anwendbarkeit des Titels ,„Di- 
plom-Ingenieur‘‘, von Dipl.-Ing. Stamm 
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Barten, E. Dr.-Ing. 92. 
Bienkowski, v. Dipl.-Ing. 356. 
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Parseval, A. 
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Pasinski, von Dipl.-Ing. 39, 62, 116, 395, 
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Planer 199, 432. 
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Potthoff, Heinz Dr. M. d. R. 493. 

Reisner, H. Dipl.-Ing. 109, 251, 497. 
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Runkel-Langsdorff, Dr. 
247. 
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101, 132, 151, 


a. D. 158. 
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ZEITSCHRIFT HEFT 23. 1. DEZ.1910 
DES VERBANDES 


DEUTSCHER: 
DIPLOM-INGENIEURE 


HERAUSGEGEBEN von VERBANDE 
| SCHRIFTLEITER: PROF. W.FRANZ | 


© Aus dem Inhalt: 


Hochschulpädagogische Forschungen. 
Dr. Hans Schmidkunz, Berlin- la 


Heimatschutz und Landschaftspflege. o 
Von Prof. W. Franz-Charlottenburg. o 


Die Handelssachverständigen im Auswärtigen Amt. 


o Die Transportgefährdung im o 
„Vorentwurf zu einem Deutschen Strafgesetzbuch“. 
o Von Dr. jur. Frhr. v. Liebenstein, ®ipL.-Zng. o 


a Aus der Rechtsprechung. o 
o ` Literatur. a 
a Aus der Industrie. o PREIS 50 Pf. 


M. KRAYN - VERLAGSBUCHHANDLUNG - BERLIN W.57 


BF Mit Beilage der Firma H. A. Ludwig Degener, Leipzig. "Eu 


556 

Wer ist Diplom-Ingenieur? von Dipl.-Ing. 
Springe . . 35 

Wer ist Diplom- Angenieurs von Dipl ns 
Schwarz . . . 13 


Wie gestaltet sich die Haftung der in g 
werblichen Betrieben angestellten Tech- 
niker nach dem bürgerlichen Rechte? 
von einem prakt. Juristen . . . ; 

Wie war es vor 1900 mit der Laufbahn 
der Technischen Hochschulabsolventen be- 
stellt? Wie stellt sich jetzt die Laufbahn 

. der Technischen Hochschulabsolventen 
(Dipl.-Ing.?) Wie stellen sich die Diplom- 
Ingenieure zu den Reg.-Bauführern a. D., 
Regierungsbaumeistern a. D. (ohne aka- 
demischen Grad) und den technischen 
Vereinen? von Dr.-Ing. H. Sidow 


441 


123 


Autoren -Verzeichnis 


Wirtschaftliche Charakter der technischen 
Arbeit, Der, Buchbesprechung von Dip!.- 
In: Dr A bants Bear ken -3 

Zur Ausgestaltung des Unterrichts in den 
Rechts-, Staats- und Wirtschaftswissen- 
schaften an den Technischen Hoch- 
schulen, von Prof. Dr. C. Koehne . 

Zur Ausgestaltung des Unterrichts in den 
Rechts-, Staats- und Wirtschaftswissen- 
schaften an den Technischen Hoch- 
schulen, von Stadtbaurat a. D. Th. Koehn 


Zur Wohnungsfrage, von O, Schleicher, 
Reg.-Bmastr. Be a a 
Zudrang zu den Staatsämtern, von Planer 


Zweck und Anwendbarkeit des Titels „Di- 
plom-Ingenieur‘“‘, von Dipl.-Ing. Stamm 


Autoren -Verzeichnis. 


Backofen, Reg.-Bfr. Dipl.-Ing. 90. 
Barkow, R. Dipl.-Ing. 27. 
Barten, E. Dr.-Ing. 92. 
Bienkowski, v. Dipl.-Ing. 356. 
Claus, C. Dr.-Ing. 349, 367, 389. 


Deibel, Dipl.-Ing. 126. 

E. W. K. 100. 

F. 304. 

Fischer, R. Dipl.-Ing. 120. 


Franz, J. Reg.- u. Baurat 11. 

Franz, W. Prof. 6, 192, 223, 243, 319, 493, 506. 
Heinemann, Dr.-Ing. 280. 

Herkner, Prof. Dr. 177. 

Horn, H. Dipl.-Ing. 83, 141. 

Hüpeden, M. Dipl.-Ing. 69. 

Jurist, ein praktischer 71, 164, 235, 441, 
Kammerer, Geh. Reg.-Rat, Prof. 21. 


510. 


Keil, H. Dipl.-Ing. 259. 

Koch, W. Dr. Dr.-Ing. 195. 

Koehn, Th. Stadtbaurat a. D. 512. 

Koehne, C. Prof. Dr. 351. 

Kohn, E. cand. rer. techn. 295. 

Lang, A. Dr. Dipl.-Ing. 1, 257, 330, 333, 446, 
475, 540. 

Liebenstein, Frhr. v. Dr. jur. Dipl.-Ing. 510. 

Ludwig, Dipl.-Ing. 183. 

Mierisch, Dipl.-Ing. 277. € 

Müller, Bergassess. Dipl.-Ing. 437. 


Müller, Fr. Dipl.-Ing. 465. 
Münch, G. B. Dipl.-Ing. 212. 
Nachtweh, A. Prof. Dr.-Ing. 238. 
N. 211. 
Parseval, A. 


von Dr. 108. 


Verantwortlich: Wilh. Franz, 


Pasinski, von Dipl.-Ing. 39, 62, 116, 395, 
451. 

Planer 199, 432. 

Plautus 10, 56, 314. 

Potthoff, Heinz Dr. M. d. R. 493. 


Reisner, H. Dipl.-Ing. 109, 251, 497. 
Roland 73. 
Runkel-Langsdorff, Dr. 
247. 
Schleicher, ©. Reg.-Bmstr. 
203, 440, 533. 
Schlesinger, Prof. Dr.-Ing. 4. 
Schmidkunz, H. Dr. 503. 
Schwarz, H. Dipl.-Ing. 
Sidow, H. Dr.-Ing. 123. 
Siedler, Ed. J. Reg.-Biastr. 
Simon, H. Prof. Dr. 375. 
Spectator 394. 


jur. Dipl.-Ing. 91, 


101, 132, 151, 


13, 309. 


a. D. 158. 


Springe, A. Dipl.-Ing. Gewerbeanwalt 29, 


88, 271, 281, 325. 
Stadtbaumeister 33, 303. 
Stamm, Dipl.-Ing. 291. : 
Steinmetz, K. F. Dipl.-Ing. 402. 
Stern, W. Dipl.-Ing. 166. 
Student, ein alter 49. 
Tj. 171. l 
Valentin, E. Dr. 381, 397, 460. 
Verfasser ungenannt 6S, 199, 507. 
Walther, C. Reg.-Bfr. 418. 
Wassermann, Dipl.-Ing. 231. 
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W. v. W. Dipl.-Ing. 372. 
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IKa in Arbeit und Konstruktion! 
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Flaschenzüge 


‚mit Stirnrad- oder Schneckengetriebe 


Laufkatzen x: Laufwinden 


für Hand- oder elektrischen Betrieb 
Wand- bezw. Konsol-Winden 


mit patentierten Bremsen 


Krane 


liefern prompt zu mässigsten Preisen in bekannter vorzüglicher Beschaffenheit 


Gebr. Bolzani, Berlin N. 20. 


Ebenso Ersatzteile, Ketten und Reparaturen. | 
== Anfertigung nach dem Toleranz-System. —= 


a 


‘u e.. Ein Versuch überzeugt! Erfolg garantiert! ++: 4m- 
a3 s 9 o a a e 
:: : Bloch’scher Pyrographit-Glasur-Feuer-Zement :71: 
. E a hitzebeständig bis ca. 22000 Celsius, hochplastisch (prima Zeug- . IZ. 
e- unverbrennbar, nisse über Pyrographit u. a. Fried. Krapp Act. “OES. etc. ee) 82: 
.£5: per 50 Ko. -Mk. 10.— ns 
a Jga s . itzebeständig bis ca. 0 sius) « 2a a 
::5: la Cristallin-Vulkan- Feuer-Zement N ca. 18509 Celstus) Pe 
TEE ff. Silicium - Feuerschutz - Anstrieh- und Isolierfarbe 39: 
` £ : (weiss, gut feuerfest, Eisenhärte annehmend) per 10 Ko. Mk. 14.50. : FA 2 
<$ = Feuerfeste Steine aller Fagons etc., Ton, Quarzkles u, Sand, Klebsand etc. Versand ab Siegburg b, Köln. 3: x 
$ x Bernhard Bloch, Köln-E., Venloerstrasse 199. ‚33: 
. ... Fabrikation und Grossvertrieb feuerfester Produkte aller Art in Ia Qualitäten. .. ‚23 . 


sind besser und ausdauernder 
im Schnitt 
als 

gewöhn- 
liehe Feilen. 
Sauberes Arbeiten, 
kein Riefenfeilen, daher 
bedeutende Ersparnisse. 


Maschinen: OF" Aufhauen stumpfer Feilen "BU 
fabrik prompt, gut und billig. 
anDINEN: Kataloge und Preislisten kostenlos. 


re Gebr. Erlenwein & Co. Edenkoben, Me 


Gegründet 1846. Feilenfabrik, Dampfsehleiferei und Stahlhammerwerk. 


Erlenwein s Feilen Qualitäisware 


mit Pateniwellenhieb und Patenischärfung 
Beweis: Zeugnisse von der Schlosser- 
und Kupferschmiede - Innung zu 
Hamburg, von Kgl. Eisenbahn- 
betriebswerkstätten, 


[l Anzeigen 


g een el 


M. Krayn, Verlagsbuchhandlung 
für Technologie, Berlin W. 57 


| 


Soeben erschien: 


Schriften des Verbandes 
deutscher 
Dip. -Ingenieure 


Sehleppmonopol 
und Selbstfahrer 


Al Diamant- (Irldlum ) Spitze 
Unübertroffen + Gewähr für jedes Stück 


~ Sicherheits-System: 


NN z jeder Lage zu tragen) 


I 
Nr 573: M 10.— 
a 592: „ 14.— 


Nur echt mit „SOENNECKEN" 
Ueberall vorrätig, sonst Lieferung direkt 
F. SOENNECKEN » BONN 
Berlin, Taubenstr. 16-18 
Leipzig, Altes Rathaus 
Brüssel 


auf dem 


&D | Rheinweserkanal 


Eine Kritik der Monopol- 
bestrebungen vom Stand- 
punkt der modernen Technik 
von Dr.-Ing. C. Claus. 
Mit 27 Abbildungen. 
Preis M. 3,— 
für Mitglieder des Verbandes, wenn 
direkt vom Verlage bezogen M. 2,25. 


Zu beziehen durch alle Buch- 
handlungen und durch den Verlag. 


} 


Ernst Düby & Co., Bariin N T Elsasserstr, 55 


Fernsprecher Amt III, Nr. 2070 


Spezialbureau für Technische Veberseizungen 


in allen Kultursprachen, unter Mitwirkung von Ingenieuren der 
verschiedensten Nationalitäten. Fachmännische Uebersetzung von 
Auslandspatenten. Allererste Referenzen. 


Riebe-Kugellager- u, Werkzeug-Fabrik 


G. m. b. H. 
Weissensee-Berlin l., Lehderstr. 74-77 


Fernspr.: Weissensee 178 Telegr.-Adr.: Riebelager 


Messwerkzeuge a aus Bianna 


Riebe -Kaliber (System Conrad) 
5 Deutsche Reichspatente | 
Patentiert in den meisten Kulturstaaten _ 


Höchste Genauigkeit 
Bequemste Handhabung 
WE Längste Lebensdauer 


Revolution auf dem Gebiete der Messwerkzeuge! 


Billigste Messwerkzeuge 


ge ea e 


Neben dem Stellennachweis erscheint in kürzeren Zwischenräumen eine Vakanzenpost. 


Anzeigen 


Stellennachweis. 


II 


Bezugsbedingungen 


durch die Geschäftsstelle des Verbandes. — Bei Anfragen betreffend Stellennachweis ist Rückporto beizufügen. 


Gesucht werden: | 


430. Dipl.-Ing. als Projektierungs- 
ingenieur tür die Abt. Elektrohänge- 


balınen. Adolf Bleichert & Co., fahrung 


Leipzig-Gohlis. 

431. Dipl.-Ing. als Revisions- 
ingenieur. Erforderlich Werkstatt- | 
und Bureaupraxis sowie Erfahrungen 


436. Dipl.-Ing. als Betriebsleiter 


im Dampf- und Diesel- 
motorenbetrieb u. Installationswesen. 
Continentale Gesellschaft für 


Nürnberg. 
437. Dipl.-Ing. als Oberingenieur 


'statisch unbestimmter Systeme er- 


und Vertreter des Direktors für ein forderlich. Kgl Wasserbauamt, 
rumänisches Elektrizitätswerk. Er- 


' Bauamt für die Hafenerweite- 


rung, Emden. 
444. Dipl.-Ing. als Gemeindebau- 
: meister per 1. Januar 1911. Bei Be- 


| 


elektrische Unternehmungen, währung späterer Berufung als Ge- 


: meindebaurat z. Leitung d. gesamten 


 Bauamtes. In der Praxis bewährte 


im Bau und Betrieb von Dampf- u. Betriebsleiter f. ein ausländisches tüchtige Bauleiter und umsichtige 


kesseln. Gehalt M. 2300 steigend 
bis M. 5000, 
M.1000. Norddeutscher Verein 
zurlUcberwachung von Dampf- 
kesseln. Der Direktor: G. 


Eckermann, Altona, Gericht- 


straße 1. 


432. Mehrere Dipl.-Ing. als Kon- 
strukteure 
struktions- Abteilung. 
Bureaupraxis erhalten 


ewerber mit 


für die Dynamo-Kon- ' 


Werk. 


NW.87, Reuchlinstraße. 

438. Dipl.-Ing. als Konstrukteur, 
Abt. Motoren-, Pumpen- u. Gebläse- 
bau für theoretische Ausarbeitung. 


' Längere Praxis erforderlich. Haniel 


BE Berlin-Anhaltische Ma- 
jährliche Tantieme schinenbau-Akt.-Ges., Berlin Ausübung der Baupolizei wollen 


'Wasserbauinspektion 


Geschäftsführer mit Erfahrung in der 


‚sich umgehend melden Lankwitz- 
Berlin, d. Gemeindevorsteher. 

445. Dipl.-Ing. für Bureau und 
Bauleitung per 2. Jan 1911. Kgl. 
Nakel 


& Lueg, Düsseldorf - Grafen- | (Netze) 


berg. 
439. Dipl.-Ing. als Konstrukteur 


Vorzug. mit Erfahrung im Bau moderner | der Norddeutschen 
Siemens-Schuckert-Werke G.!Hüttenkrane. 


Gebr. Scholten, 


446. Dipl.-Ing. als technischer 
ı Aufsichtsbeamter bei der Sektion IX 
Holz - Berufs- 
genossenschaft zu Cöln a. Rh. per 


m. b. H., Nürnberger Werk, Duisburg, Fabrik für Großhebe- , sofort. Dreijährige praktische Tätig- 


Personal-Abteilung. | 


433. Zwei Dipl.-Ing. als Betriebs- 
assistenten für die Gas-, Elektrizitäts- | 
und Wasserwerke. Gehalt M. 2600 ı 


bis M. 4000. Der Oberbürger- 


meister zu Cöln a. Rhein. | 


434. Dipl.-Ing. (Maschinenwesen) 
als Brandnieister d. Berufsfeuerwehr, 
Gehalt M. 3300 steigend bis M. 5100, 
Bekleidungsgeld u. Pensionsberech- 
tigung. Alter nicht über 30 Jahre. 
Ausbildung bei mehreren Berufsfeuer- 
wehren ertorderlich. Kenntnisse in 
Elektrotechnik erwünscht. Bewer- 
bungen bis 5. Dez. an den Rat der 
Königl. Haupt- und Residenz- 
stadt Dresden, Feuerwehramt, am 
See 2, Il. Obergeschoß. 


Ka PT ne D 
435. Dipl.-Ing. mit Erfahrungen 
im Dampfturbinenbau per sofort. 


Brown, Boveri & Cie, Aktien- 


gesellschaft, Mannheim-Käfer- 
thal. 


zeuge. 

440. Dipl.-Ing. als Konstrukteur, 
Abt. Automobil- und Bootsmotore. 
Aachner Stahlwarenfabrik, 

kt.-Ges. 

441. Mehrere Dipl.-Ing. mit mehr- 


| keit erforderlich. Ausführliche Be- 
werbungen mit ärztl. Gesundheits- 
attest an den Vorsitzenden der 
Sektion IX, Jos. Sasse zu Reck- 
linghausen i. Westf., Wickingstr. 5. 

447 Dipl.-Ing. als technischer 


jähriger Praxis im allgem. Maschinen- | Aufsichtsbeamter. Genaue Kenntnis 


bau und Eisenhochbau für die Abt. | der Mahl-, Oel- u. Schneidemühlen- 


Drahtseilbahnen. Sprachkenntnisse 


u. Erfahrung in Geländeaufnahmen | 


erwünscht, I. Pohlig, Aktien- 
gesellschaft, Cöln.a. Rhein. 
442. Dipl.-Ing. (Bauingenieur) im 
städt. Kanalisationswesen erfalıren, 
ı für Entwurfbearbeitung u. Bauaus- 
führung der Stadtkanalisation, per 
'1. April 1911. Gehalt M. 3000-4200. 
' Bewerbungen mit Zeugnisabschriften 


an den Magistrat der Stadt 
Nordhausen. 
| 443. Dipl -Ing. (Bauingenieur) für 


i den Bau einer Drehbrücke m. Vor- 
| brücke per sofort. Erfahrung im 
Brückenbau und in der Berechnung 


| technik erforderl. Der Genossen- 

schaftsvorstand der Müllerei- 
Berufsgenossenschaft, Berlin- 
Friedenau. 

448. Dipl.-Ing. a. Betriebsdirektor 
zur Leitung der Abt. Brücken- und 
Eisenhochbau. Deutsch-Luxem- 
burgische Bergwerks- und 
Hütten-Akt.-Ges. Dortmund. 

449. Dipl.-Ing. als Betriebsinge- 
nieur f. die Salpeterwerke in Chile. 
Spezielle Kenntnis v. Dieselmotoren 
erforderlich, mehrjährige Praxis und 
'prima Referenzen. H. B. Stoman 
& Co., Salpeterwerke A.-G., 
Hamburg I, Alsterthor 23. B. 


Baildon-Elektrostahl 


für erstklassige u. Präzisionswerkzeuge, aussergewöhnlich 
hochbeanspruchte 


Maschinenteile; 


Fabrikat der 


Oberschlesischen Eisen-Industrie 


Actien-Gesellschaft für Bergbau und Hüttenbetrieb + GLEIWITZ. 
== Vertreter an allen Industrie-Hauptplätzen. === 


gleichmässiger 
widerstandsfähiger als feinster Tiegelgussstahl. 


Spezielle Legierungen für dan Schiffs-, Motorboot-, Turbinen- 
und Automobilbau und die Elektrotechnische Industrie. 


und 


. 


IV Anzeigen 


Stellenangebote 


finden in dieser Zeitschrift erfolgreiche Beachtung und 
kosten pro m/m Höhe und 50 m/m Breite 10 Pf. bei 


Gesucht werden 


Maschinen- 
Ingenieure 


für Konstruktion von 


Bei dem Lehrstuhl für Mechanik und Eisen- elektrischen Maschinen 
hochbau an der Kgl. Technischen Hochschule zu “. und Motoren. 
Breslau ist die Stelle eines I Angebote mit Photographie 

und Zeugnisabschriften zu 


ständigen Assistenten ||| hen an 
zu besetzen. Bewerber, die die Diplomhaupt- | Siemens-Srhuckert-Werke 


prüfung abgelegt haben, wollen ihr Gesuch unter Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
Beifügung des Lebenslaufes an Ä Nürnberger Werk 


r rof. Dr.-Ing. Mann, Personalabteilung. 
Kgl. Technische Hochschule zu Breslau, richten. 


direkter Aufgabe beim Verlage. 


Einbanddecken 


für den 


Jahrgang 1910 


der 


mit Hochschulbildung, ınög- 
Ingenieu r lichst vielseitig erfahren, wird 
für den Bau und Betrieb von 
Maschinen- u. elektr. Anlagen 
gesucht. Bewerber im Alter bis zu 35 Jahren wollen Offerten 


mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften und Gehaltsansprüchen 
unter M. D. 69 an die Expedition dieser Zeitschrift einsenden. 


Englische Uebersetzungen |eEntwurf u. Bauleitung - 


„Zaitschrift des Verbandes 
techn. und literar. d. Diplom- von Fabriken u. chemischen industrie- 
Ingenieur. Anfragen unter London |f bauten, besonders für Qeltechnik, 


Deutscher Diplom- Ingenieure“ 
i iTe : ü A ial -Ing.). z 
RN: Da none ot u D 72a d Eapea d Zosin. I] werden in geschmackvoller 


RE: und moderner Ausführung 
zum Preise von M. 1,— pro. 
Stück geliefert. Porto für 
direkte Zusendung 20 Pf. 

Bestellungen werden schon 
jetzt entgegengenonmen. 

Zu beziehen durch jede 
Buchhandlung oder durch den 
Verlag von 


M. Krayn, Berlin W. 57. 


Tia a 


Ich bin nach Ablegung der Rechtsprüfung in die Liste der 
Patentanwälte eingetragen worden und habe mich in 


Berlin SW., Gitschiner Str. Il 


(am Halleschen Tor) 
Amt IV, 13575 


niedergelassen. 


Dipl.-Ing. Siegfried Meier, Patentanwalt. 


| GEBR. WICHMAN Der 


SPEZIALITÄT: Gegründet 1573. 
ZEICHENBEDARTF, 
MESSGERÄTE, 
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Spezialm: aoas tbrik 


", Gaspary & Ġa.. 


en b. Leipzig. 


Kataloge frei! 
Rechenstäbe 
aller Systeme 


Kompressoren 


PreBluft-Werkzeuge 


in nachweislich höchster Vollendung 
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Te 
N KRAYN, Veringshuchhandlung für Technologie 


Berlin W 57, Kurfürstenstrasse 11 


Schriften des Verbandes 


Deutscher Diplom - Ingenieure 
bo ee: zz me 


Ingenieurstudium und Verwaltungsreform 
| Von W. Franz 


Professor an. der Technischen Hochschule zu Berlin 


Preis 1,50 Mk. Mitglieder des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure erhalten 
das Werk zum Preise von 4,— Mk., wenn direkt vom Verlag bezogen. 
ll. 


Der Umschlagverkehr in Baumaterialien auf den 
Berliner Wasserstrassen und die Zweckmässigkeit 
der Verwendung mechanischer Entladevorrichtungen 
für den Ziegeltransport Von Dr.-Ing. C. Claus 
Mit 15 Abbildungen und 5 Tafeln 
Preis 3,50 Mk., für Mitglieder des Verbandes, wenn direkt bezogen, 2,50 Mk. 


I. III 
Beziehungen des Kamphens zur Apokamphersäure 


Ein Beitrag zur Erklärung der Umwandlung des Kamphens in Kampher 


Von Dipl.-Ing. Richard May 
Preis 2,50 Mk., für Mitglieder des Verbandes, wenn direkt vom Verlag bezogen, 1,75 Mk. 


Eniwieklungs-, Arbeiter- und Markiverhältnisse 
des Tiefbaugewerbes. von Dipl.-Ing. Dr. phil. Friedrich Klein 


Preis 2,50 Mk., für Mitglieder des Verbandes, wenn direkt bezogen, 1,75 Mk. 


TEE 
Der rechts- und siaatswissensehaftliehe Unterricht 


co o auf den technischen Hochschulen co o 
Von Prof. Dr. jur. et phil. Carl Koehne 


Privatdozent an der Technischen Hochschule Berlin 
Preis 2,50 Mk., für Mitglieder des Verbandes, wenn direkt bezogen, 1,75 Mk, 


Schleppmonopol und Selbstfahrer auf dem Rhein- 
Weserkanal. Von Dr.-Ing. C, Klaus 


Preis 3,— Mk. für Mitglieder des Verbandes, wenn direkt vom Verlag bezogen, 2,25 HK, 
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